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Einleitung. 


Nach Schopenhauer iſt die Geſchichte zwar keine Wiſſenſchaft, 
weil ihr die notwendigſten Vorbedingungen dazu fehlen, aber ſie 
iſt viel mehr, nämlich für das ganze Menſchengeſchlecht dasſelbe, 
was die Vernunft für den Einzelnen iſt. Ihr Wert iſt daher für 
die Menſchheit unermeßlich, ſofern es dieſer gelingt, in ihre Lehren, 
die aus einer Fülle von Einzelheiten geſchöpft Jem wollen, einzu- 
dringen und dieſelben dann auch zu beherzigen. 

Ich bin aber der feſten Ueberzeugung, daß unſere gegen— 
wärtigen Geſchichtsſchreiber und Geſchichtsphiloſophen bei ihren 
Forſchungen größtenteils von falſchen Vorausſetzungen ausgehen, 
daher auch zu falſchen Schlüſſen kommen. 

Die ſpäte Nachwelt wird die gegenwärtige Geſchichtsperiode 

als die Zeit des Kampfes zwiſchen den indogermaniſchen Urbewohnern 
Europas und den ſemitiſchen Eindringlingen, oder, falls ſie dieſem 
Kampfe Prinzipien zu Grunde legen ſollte, als den Kampf des 
an Idealismus mit dem ſemitiſchen Realismus De- 
zeichnen. 
À Allerdings wickelt fich dieſer Kampf, Toweiz es vom Willen 
der eingedrungenen Semiten abhängt, ſeit vielen Jahrhunderten in 
aller Stille ab. Aber an Grauſamkeit kommt dieſem Kampfe kein 
einziger gleich. Die von den ſemitiſchen Siegern zu Tode getroffenen 
Germanen ſinken nach ſchwerem Todeskampfe ruhmlos in ein ſtilles, 
oft heißerſehntes Grab. Kein Dichter ſchildert ihre Leiden, kein 
Geſchichtsſchreiber zollt ihrer Standhaftigkeit Anerkennung, und doch 
haben viele von ihnen wackerer gekämpft, als die Helden, von denen 
die moderne Kriegsgeſchichte zu ſagen weiß. 

Diejenigen geſchichtlichen Thatſachen, welche augenblicklich als 
die Kardinalpunkte in den Vordergrund geſtellt werden, z. B. die 
tauſendjährigen Kämpfe der Weſtfranken und Oſtfranken um das 
Lotharſche Erbe mit ihren Schlachten bei Roßbach, Jena, Leipzig, 
Sedan wird eine ſpätere Geſchichtsſchreibung nur als intereſſante 
Zwiſchenſtücke anſehen, die das Auge von dem eigentlichen, viel 
ſtiller ſich entwickelnden Drama abgewendet haben. Die Katz⸗ 
balgereien von 1848, die Verfaſſungskämpfe in Preußen von 1861 bis 
1866, der ſogenannte Kulturkampf von 1871—1878 werden gar nur 
als Spektakelſtücke angeſehen werden. Dagegen werden geſchichtliche 
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Vorgänge, die jetzt erſt in zweiter oder dritter Linie ſtehen, z. B. die 
Erhebung der Jüdin Eſther zur Königlichen Geliebten durch den 
König Kaſimir von Polen, die es den Juden ermöglichte, viele 
Jahrhunderte in Polen frei zu praktizieren, ferner die Teilung Polens. 
durch die drei angrenzenden Mächte, als dieſes Land durch das. 
Judentum für den Untergang reif gemacht war, und die in Zukunft: 
die Teilung Preußens, Oeſterreichs und Rußlands durch die polniſchen. 
Juden heißen wird, die Herrſchaft Cremieuss und Gambettas in. 
Frankreich, der Berliner Congreß mit ſeiner Auslieferung Rumäniens. 
an ſeine jüdiſchen Bedränger, die Judenemancipation von 1848, 
der Abfall Laskers von der Fortſchrittspartei im Jahre 1866 und. 
ſein Uebergang ins Lager der Regierung, um von dieſer den. 
deutſchen Handwerkerſtand ſeinem Volk einſchlachten zu laſſen, für 
den ſpäteren Geſchichtsforſcher eine höhere Bedeutung erhalten. 

Der Kampf iſt ſo alt, wie die Geſchichte überhaupt. 

Früher, bei den Kämpfen um das Mittelländiſche Meer und. 
die Küſtenländer desſelben wurde häufig die Entſcheidung der 
Waffen angerufen, die ſchließlich für die Semiten ungünſtig ausfiel. 
Seitdem hat derjenige Zweig der ſemitiſchen Völker, der bei ſeinen. 
eigenen Stammesgenoſſen verachtet und verabſcheut wird, den man. 
als Hebräer, Israeliten oder Juden bezeichnet, den Kampf in durchaus. 
geräuſchloſer, heimtückiſcher Weile wieder aufgenommen. Er hat ſich 
bei allen ariſchen Völkern eingeſchmuggelt, faſt überall Einfluß auf 
die Gelegachung gewonnen, ſaugt die Völker aus und macht fie 
dann zu willenloſen Sklaven. Zu einem ſolchen Kampfe iſt der 
jüdiſche Volksſtamm mit den herrlichſten Gaben, einem bedeutenden. 
Verſtande, unermüdlicher Thatkraft und hohem Gemeinſinn aug- 
gerüſtet und hat hierdurch ſein Ziel, die volle Unterjochung der 
Völker, die ihm in unſeliger Verblendung Gaſtfreundſchaft gewährten, 
taft erreicht. Bringt nicht die letzte Stunde noch Rettung, ſo iſt die 
ſemitiſche Herrſchaft eine unbedingte geworden. 

Wie es möglich geworden 15 daß ein zahlreicher, kriegeriſcher 
und arbeitſamer, dabei freiheitsliebender und ſtolzer Volksſtamm 
einem andern, weit weniger zahlreichen, unkriegeriſchen und unpro⸗ 
duktiven Stamme hat erliegen können, will ich in Nachfolgendem 
unterſuchen. 

Daß ich hierbei meine eigenen Erlebniſſe mit in den Vorder⸗ 
grund ſtelle, bedarf einiger erläuternden Bemerkungen. An und 
für ſich ſind dieſelben für die Geſammtheit ſo gleichgültig, wie es 
die Erlebniſſe einer 1 Perſon nur ſein können. Auch 
entbehren dieſelben, zumal manche unerquicklichen Verhältniſſe darin 
vorkommen, alles Intereſſanten. Gleichwohl ſchreibe ich dieſen Er⸗ 
lebniſſen einen hohen Wert zu, weil ſie typiſch ſind für das, was 
Tauſenden ſchon begegnet iſt, und Tauſenden noch begegnen wird. 
Meine Schwäche, einem menge Freund über meine Kräfte 
hinaus beizuſtehen, iſt in unſerm Volk leider eine allgemeine, die auch 
bei unſern Nachkommen nicht ausgerottet ſein wird. Ebenſo allgemein 
iſt die ſchlaue Benutzung dieſer Schwäche durch die Hebräer. Gleiche 
Urſache, gleiche Wirkung! Daher iſt meine Lebensgeſchichte durchaus 
nicht ſo unbedeutend, wie ſie erſcheint. Daß meine Perſon bei 
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dieſer Darſtellung nicht gewinnen fann, ift ſelbſtverſtändlich, aber 
bei dem Ziel, das ich mir geſteckt habe, auch abſolut gleich guilt. 

Nur für die Allgemeinheit find meine Darſtellungen berechnet, 
und wenn dieſe dazu beitragen ſollten, derſelben die Augen zu 
öffnen und zum einmütigen und rückſichtloſen Kampf mit allen 
geſetzlichen Mitteln gegen die ſemitiſchen Bedrücker zu veranlaſſen, 
ſo iſt das höchſte Ziel meines Lebens erreicht. 

Die beiden erſten Kapitel, welche von dem deutſchen und 
ſemitiſchen Volkscharakter handeln, ſind keineswegs beſtimmt, eine 
erſchöpfende Darſtellung zu geben. Sie ſollen nur die Grundlage 
bilden, auf der ſich das Nachfolgende aufbauen kann. 

Erſt die Schlußkapitel faſſen das Endergebnis zuſammen. 

Das Endreſultat kann, dem Weſen der Geſchichte entſprechend, 
nur ein Produkt vieler Einzelheiten ſein. 

Ich kann es daher nicht umgehen, vielfach Handlungen noch 
lebender, beſtimmt bezeichneter Perſonen anzuführen, die dieſen, 
wenigſtens in den Augen meines eigenen Volksſtammes, unmöglich 
zur Ehre gereichen können. Ich bin aber weit davon entfernt, dieſe 
namhaft gemachten Perſonen als beſondere Böſewichter zu bezeichnen 
und ſie durch Nennung ihrer Namen. beſonders zu beſtrafen. Mir 
kommt es lediglich darauf an, aus einer Fülle von Thatſachen 
leitende Grundfäßze zu gewinnen, die dem deutſchen Volke für ſpätere 
Entſchlüſſe als Richtſchnur ſeines Handelns dienen können. Jede 
Beſtrafung einzelner Perſonen liegt meiner Seele fern. 

Und nun gehe hinaus, mein Buch, erfreue meine Mitkämpfer, 
begeiſtere die Lauen und zeige allen dentſchen Männern, die jetzt in 
unſeliger Verblendung für die ſemitiſchen Unterdrücker kämpfen, 
welches Erbteil ſie ihren eigenen Kindern hinterlaſſen! 


Der Verfaſſer. 


Der deutſche Volkscharakter. 


Das deutſche Volk gehört dem großen ariſchen oder indo- 
ermaniſchen Volksſtamme an. Derſelbe hat ſeine Heimat wahr⸗ 
ſcheinlich in dem Hochlande von Iran und hat ſich von dort 
einerſeits über Vorderindien, andererſeits faſt über ganz Europa 
verbreitet. Allerdings giebt es auch hervorragende Gelehrte, die 
ſeine Heimat in nordiſchen Ländern ſuchen, alſo eine Verbreitung 
von Norden nach Süden annehmen. Die Griechen, Römer, Gallier, 
Germanen und Slaven ſind Zweige der großen ariſchen Völker⸗ 
familie. Das Wort „Arier“ hängt zuſammen mit dem griechiſchen 
Wort dgısror, „die Beſten“. In der That ſteht dieſer Stamm in 
Folge ſeiner körperlichen und geiſtigen Beſchaffenheit an der Spitze 
des Menſchengeſchlechts. Unterſcheiden ſich die einzelnen Völker 
dieſes Stammes auch mannigfach, ſo haben ſie ihre Haupteigen⸗ 
ſchaften doch gemeinſam. Wir wenden uns, dem Zweck dieſes 
Aufſatzes entſprechend, dem deutſchen Volkscharakter zu. Um denselben 
zu verſtehen, müſſen wir uns die Ortlichkeit vergegenwärtigen, in 
der das deutſche Volk ſeine Jugendzeit verlebt hat. Es iſt der 
Urwald mit all' ſeinen Gefahren. Nirgends mehr, als hier, konnte 
ſich ein ſtarkes und trotziges Geſchlecht entwickeln. Die ewige Nähe 
der Gefahr und die ſtete Bereitſchaft zum Kampfe auf Leben und 
Tod erweckte kühnen und mutigen Sinn, und dieſen haben die Vor⸗ 
fahren auf ihre Nachkommen vererbt. Furcht vor äußeren Gefahren 
iſt dem deutſchen Volkscharakter zu allen Zeiten fremd geweſen. 
Ein geflügeltes Wort der neueſten Zeit bezeichnet daher eine That⸗ 
ſache, die ſeit Jahrtauſenden in dauernder Gültigkeit geweſen iſt. 
Die feierliche Waldesſtille verleitete den Deutſchen zu metaphyſiſchen 
Träumereien, in denen er ſich gar gern den täglichen kleinen Sorgen 
entrückte und daran gewöhnte, das materielle Daſein nicht als das 
Weſentlichſte anzuſehen. Der Wirklichkeit wurde daher nicht immer 
die nötige Aufmerkſamkeit zugewendet. Welche Großartigkeit, welche 
Gemütstiefe leuchtet uns aus der germaniſchen Götterlehre entgegen, 
die in den finſteren Wäldern erträumt worden war! Die Götter 
aller Völker ſpiegeln ja den innerſten Volkscharakter am beſten 
wieder. Wie einer iſt, ſo iſt ſein Gott! 

Kriegeriſche Ehre, Treue, ſowohl Freundes-, als Mannes⸗ und 
Gattentreue galt ihnen höher als das Leben. An den einmal 
gegebenen Einrichtungen hielten fie feft mit eiſerner Energie. Auch 
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an dem „roten“ Golde fanden die Deutſchen ſpäter Wohlgefallen 
und ſtrebten darnach, es zu beſitzen, nicht aus Geiz, ſondern aus 
Ife der an dem blanken Schimmer. Im ah jeiner Freunde gab 
ich der Deutſche gar gern dem füßen, ungetrübten Lebensgenuß hin, 
wobei allerdings faſt regelmäßig dem Trunk übermäßig gehuldigt 
wurde. Die friſche Luſt am gefährlichen Wagen verleitete ihn nur 
zu oft zu den bedenklichſten Glücksſpielen, in denen oft Haus und 
Hof, Weib und Kind und die über alles geſchätzte Freiheit verloren 
gins. Ihr Recht war den Volksgewohnheiten entſproſſen. Gelehrter 
Richter bedurften ſie daher nicht. An ihrer Meinung hielten ſie feſt 
bis zur Aufopferung des Lebens. Die Frau nahm bei ihnen eine 
ſo hohe Stellung ein, wie bei keinem Volke der alten Welt. Ihre 
Rathſchläge waren gar oft ausſchlaggebend. Die Ehe war heilig. 
In geſchlechtlichen Dingen herrſchte die größte Schamhaftigkeit. 

In Wäldern ift aber der Horizont ein ſehr begrenzter, deſto 
genauer zu beobachten iſt das Naheliegende. Wer freilich die 
Spitze eines Baumes erklettert, hat dann einen um ſo größeren 
Geſichtskreis, aber die unteren Zweige verdecken ihm jetzt faſt ganz 
die Erde, der er entſtiegen iſt. Jahrtauſende ſind ſeitdem vergangen, 
und welche Ereigniſſe haben ſich in dieſer Zeit abgeſpielt! Die 
Deutſchen ſtiegen auf den höchſten Gipfel des Ruhms, Weltreiche 
ſanken vor ihnen in den Staub, und viele deutſche Stämme gingen 
unter in ihren eigenen Eroberungen. Eine neue Religion wurde 
ihnen gebracht, die in ihrem Balderkultus einen ſo ſchönen An⸗ 
knüpfungspunkt fand. Auf und ab ſtiegen ſie im Laufe der Jahr⸗ 
hunderte, ein neues Recht verdrängte ihr altes Volksrecht. Die 
Kultur der alten Griechen und Römer ging ihnen auf und erfüllte 
ſie mit neuen Ideen. Ihre Uneinigkeit machte ſie zum Spielball 
der Völker, bis ſie ſich im ſiebenzehnten Jahrhundert gegenſeitig faſt 
ganz aufrieben. 

Zwei Jahrhunderte waren nötig, um ihnen unter den übrigen, 
raſch aufblühenden Völkern wieder eine geachtete Stellung zu ſichern. 
Durch die Erfahrung belehrt, ſtreben fie jetzt wieder mächtig empor. 
Welcher Wandel im Laufe der Jahrtauſende! Und doch! Sehen 
wir ab von den äußeren Veränderungen der Kultur, gehen wir ein 
auf ihr innerſtes Weſen, ſo finden wir die alten Deutſchen voll⸗ 
kommen wieder. Die Jahrtauſende mit all ihrem Wechſel haben 
den Kern ihres Characters nach all ſeinen guten und ſchlechten 
Seiten hin wenig zu verändern vermocht. Seine Piee len . 
vor äußeren Gefahren, ſeine Tapferkeit im Kriege, ſogar ein ge⸗ 
wiſſes Behagen, Leben, Gut und Blut im friſchen, fröhlichen Wagen 
einzuſetzen, iſt bei dem Deutſchen noch heute vorhanden. Auch ſein 
Hang zu metaphyſiſchen Träumereien iſt ihm geblieben. Selbſt die 
untergeordnetſten Naturen fühlen Neigung, über das wie und 
woher des menſchlichen Daſeins, über die letzten Gründe alles 
Seienden nachzudenken. Daher der furchtbare Ernſt bei Behandlung 
aller religiöſen Fragen. Auch der bedauerliche Hang zu gefährlichen 
Glücksspielen ift geblieben, ebenſo die Neigung, in fröhlicher Geſell⸗ 
ſchaft ſich frei zu machen von allen Erdenſorgen, wobei noch jetzt 
dem Trunk oft übermäßig gehuldigt wird. 
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Nur ein Deutſcher konnte ſprechen: 
Werd ich zum Augenblicke ſagen: 
Verweile doch! Du biſt jo fhón! — 
Dann magſt Du mich in Feſſeln ſchlagen, 
Dann will ich gern zu Grunde gehn! 


Der Deutſche iſt mehr, als irgend ein anderer, der Menſch 
des von allen Bedingungen des materiellen Daſeins befreiten Augen⸗ 
blicks. Dies iſt einerſeits die Quelle ſeines höchſten Glückes, anderer⸗ 


ſeits der Grund ſeiner ſchwerſten Leiden. 


Am klarſten hat dies Göthe erſchaut, der als echter Meiſter 
dieſe Quelle des reinſten Glückes keineswegs verſtopfen, aber die 
75 geknüpften ſpätern Leiden beſeitigen wollte. Er rief ſeinem 
Volke zu: 

: Tages Arbeit! Abends Gäſte! 

Saure Wochen; Frohe Feſte! 
Sei Dein künftig Zauberwort. 

Freilich, Mephiſtopheles hat ſeitdem ebenfalls große Fortſchritte 
gemacht! Heimtückiſche Ränke gelten noch heute dem Deutſchen als 
etwas Widerwärtiges. Seine Vertrauensſeligkeit und ſeine Neigung, 
für ſeine Freunde die größen Opfer zu bringen, ſind trotz der 
ſchlimmſten Erfahrungen nicht auszurotten. Er iſt im Wechſel aller 
Zeiten Idealiſt geblieben. Was oben über den Geſichtskreis der 
alten Deutſchen in praktiſchen Dingen gejagt iſt, gilt noch heute. 
Sorgfältig achtet jeder auf die Vorgänge in ſeiner nächſten Nähe, 
und über diefe har auch der Niedrigſtſtehende, wie das ſchon Stein be- 
wundernd anerkannte, oft ein wunderbar geſundes Urteil. Darüber 
hinaus fehlt es oft bis in die gebildeſten Volkskreiſe hinein an 
ruhig prüfender Einſicht, und ein geſchickter Agitator, der es verſteht, 
über die Dinge der nächſten Umgebung vernünftig zu reden, kann 
die Deutſchen mit Hülfe der Analogie über ferner liegende Dinge, 
z. B. über politiſche, zu den unglaublichſten Anſichten bringen. 


Die deutſchen Gelehrten endlich, die, um auf das altdeutſche Wald⸗ 
leben zurückzukommen, die Spitze eines Baumes erklettert haben, 
beſitzen dann zwar einen ungemein großen Ueberblick und gelten 


als Leuchten der Wiſſenſchaft in der ganzen Welt, aber ihnen 
fehlt wieder der Blick auf den Boden, dem ſie entſtiegen ſind. 
Nirgends in der Welt ſtehen die Gelehrten dem Volksleben ferner, 
als in Deutſchland. Wer ſich das bisher Geſagte vergegenwärtigt, 
der wird den deutſchen Partikularismus vollſtändig begreifen, der 
bis in die kleinſten Verhältniſſe hinein ſpielt und zu allen Zeiten ſo 
viele Deutſche in das Lager ihrer Feinde getrieben hat. In dieſem 


pPunkte hat das Ausland die Deutſchen von jeher richtig beurtheilt 


und ſeine Maßnahmen danach getroffen. 

| Was der Deutsche als Politiker bedeutet, darüber hat uns 
Robert Hamerling in ſeinem tollen Scherzſpiel „Teut“ ein erſchreckend 
wahres Bild vor die Augen gehalten, und es wäre wohl zu wünſchen, 
daß jeder deutſche Mann, der ſich mit Politik beſchäftigt, ſich zunächſt 
einmal hierin ſpiegeln würde. Geradezu einzig iſt die Sitzung im 
Teutoburger Wald, welche ſich mit der Frage der deutſchen Reichs⸗ 
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farben beſchäftigt. Natürlich ift Einigkeit nicht zu erzielen, und die 
überſtimmte Minorität verläßt jedes mal unter Proteſt die Ver⸗ 
ſammlung, reſp. wird unter Hohnlachen hinausgeworfen, bis nur 
ein einziger, der endgültige Sieger, übrig bleibt, der aber über die 
letzte Frage mit ſich ſelbſt nicht einig werden kann. 
} Und dieſen Zwieſpalt trag ich länger nicht! 
Ich bin ein Deutſcher, und ſo lang ich lebe | 
Werd' ich den Fluch des Zwieſpalts mit mir ſchleppen. 
Denn dies Problem, ich lös es nicht, ob mein 
Gedankenſtreitroß ich auch blutig peitſche — 
(er zieht einen kleinen Strick aus der Taſche.) 
An jenem großen ſchönen Eichbaum dort . 
Aufknüpf' ich mich. Fahr’ wohl, du gold'nes Licht! 
Am innern Zwieſpalt ſtirbt der letzte Deutſche! — 
(er erhängt ſich an der nächſten Eiche.) 


Doch fehlt der politiſche Verſtand den Deutſchen in keiner 
Weiſe. Das koſtbare Päckchen, welches denſelben enthielt, iſt unſerm 
Urvater Teut bei ſeiner Einwanderung vor etlichen tauſend Jahren 
nur geraubt worden und gegenwärtig wieder aufgefunden. Vor⸗ 
läufig haben nur wenige Anteil au den Schatz, doch ſteht zu hoffen, 
daß er wieder Gemeingut des ganzen deutſchen Volkes werde. Dann 
wird jene Zeit kommen, von der es heißt: P 

Und es wird am deutſchen Mefen 
Noch einmal die Welt genefen! 


Es entſteht die Frage: Wie iſt es möglich, daß die Deutſchen 
trotz ihres politiſchen Unverſtandes doch nicht zu Grunde gegangen 
ſind und in allen Jahrtauſenden die Anſchläge ihrer Gegner, welchen 
dieſer Unverſtand zur Unterlage ihrer Unternehmungen diente, 
ſchließlich qu nichte gemacht haben? Allerdings iſt der Deutſche für 
alle weiterliegenden Sachen ſchwer zu erwärmen, und iſt er erwärmt, 
ſo iſt der Weg vom Gefühl zum Gedanken und vom Gedanken zur 
That ſehr lang. Aber iſt dieſer Weg einmal zurückgelegt, ſo ent⸗ 
ſteht ein Feuer, das ſchwer wieder zu löſchen iſt. War der alte 
Deutſche einmal zum Todeskampf für ſein Vaterland entſchloſſen, ſo 
verbrannte er, wenn es ſein mußte Haus und Qof, im Notfall auch 
ſeine Wälder, und um ihn wurde es licht und klar. 


Der furor Teutonicus erwachte in ſeiner ganzen Furchtbarkeit, 
und nicht früher ruhte er, bis ſeine Feinde zerſchmettert zu ſeinen 
Füßen lagen. Die furia Francese, ſagt Carlyle, iſt ein leicht zu 
entzündendes Feuer, und man kann ſich ſchnell eine Taſſe Kaffee 


dabei kochen; der furor Teutonicus aber iſt wie Anthracit, ſehr 


ſchwer in Brand zu ſetzen — dann aber kann man Eiſen damit 
ſchmelzen. | | 
Es fällt mir ſchwer, dies Kapitel mit ſo kurzen Andeutungen 
zu ſchließen, doch würden weitere Ausführungen mich von meinem 
eigentlichen Zweck abführen. Ich bitte den Leſer aber drin end, 
Kenntniß zu nehmen von der vierzehnten der Fichte'ſchen „Reden 
an die deutſche Nation“ und dem, was Richard Wagner über „Deutſch“ 
und „Deutſchen Geiſt“ gejagt hat. | 
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Zuſammengeſtellt findet man dies alles in den Materialien 
zu einem Katechismus der Socialreform, Berlin, Aktiengeſellſchaft 
„Pionier“, Bernburgerſtr. 13. 


Der ſemitiſche Volkscharakter. 


Die ſemitiſchen Stämme haben ihre Heimat in Meſopotamien. 
Zu ihnen gehören die Aſſyrer, die Babylonier, die Phönicier, die 
Araber und als die untergeordnetſten von allen die Juden, welch' 
letztere von ihren übrigen Stammesgenoſſen von jeher verabſcheut 
waren. Unſere Charakterſchilderung bezieht ſich auf die letzteren 
allein. Während der deutſche Volksſtamm in dunklen Wäldern 
ſeine Jugendzeit verträumte, wuchs der ſemitiſche in ganz anderer 
Umgebung auf. Baumloſe Wüſten und endloſe Grasſteppen bildeten 
ſeine Heimat. Frei konnte ſich der Blick nach allen Seiten richten, 
das Nahe und Ferne mit gleicher Schärfe erfaſſen. Das Hinaus— 
ſchauen in die Ferne war ſogar das Notwendigere, um herannahende 
Feinde rechtzeitig zu entdecken, und dieſe Klarheit des Blickes haben 
ſich die Juden bis heute bewahrt. Soweit es ſich um den eigenen 
Vorteil handelt, ſind ſie dem Deutſchen an weitem Blick zweifellos 
überlegen. Der Deutſche konnte jeden Augenblick in ſeinen Wäldern 
von einem wilden Tiere oder verſteckten Feinden angefallen werden. 
Kühnheit, womöglich kühner Angriff allein konnte ihn retten, mutig 
wurde ſein Sinn. Der Hebräer erſchaute ſeinen Feind in weiter 
Ferne und konnte auf Mittel finnen, ihn zu übertiſten oder ihm 
zu entfliehen. Verſchlagenheit, Hinterliſt und Abneigung gegen 
offenen ehrlichen Kampf ſind die Grundzüge ſeines Characters 
geblieben. Sein Nomadenleben in der Wüſte machte ihm die eigent⸗ 
liche Arbeit entbehrlich. Er hatte nicht nötig, den Acker zu bearbeiten 
und ihm im Schweiße feines Angeſichtes Erträge abzugewin ct. 
Er hütete ſein Vieh oder überließ auch dieſe Arbeit ſeinen Knechten 
und beſchäftigte ſich ſeinerſeits vorwiegend mit dem Viehhandel, der 
einträglich genug geweſen ſein muß, da Abraham ſeinem Knechte 
Elieſer ſonſt nicht ſo viele goldene und ſilberne Geſchenke für die Braut 
ſeines Sohnes hätte mitgeben können. Abſcheu vor jeder productiven 
Arbeit iſt characteriſtiſche Eigenſchaft der Juden geblieben bis auf 
den heutigen Tag. Die Erzeugung von Werten überlaſſen ſie 
anderen, aber dieſe Werte wiſſen fe mit bewunderungswürdiger 
Schlauheit in ihren Befit zu bringen. In Verfolgung dieſes Zieles 
iſt ihnen große Regſamkeit und Unermüdlichkeit nicht abzuſprechen. 
Sie verſtehen die hohe Kunſt, von den Produzenten möglichſt billig 
einzukaufen, reſp. ſeine Produkte ganz ohne Gegenleiſtung an ſich 
zu bringen und dem Konſumenten möglichſt teuer zu verkaufen. 
Der erſtere erhält nicht den angemeſſenen Lohn ſeiner Arbeit und 
verarmt, der letztere giebt mehr für die Waare, als fie wert ift und, 
verarmt ebenfalls. Jedes Volk, in dem die Juden zahlreicher ver⸗ 
treten ſind, muß daher mit Naturnotwendigkeit zunächſt in Armut, 
dann in jüdiſche Abhängigkeit, endlich in jüdiſche Knechtſchaft ver⸗ 
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fallen, worauf es bei den bekannten geſchlechtlichen Neigungen des 
Judentums, nachdem es phyſiſch entnervt iſt, auch moraliſch ver— 
dorben und dann eine leichte Beute ſeiner noch nicht, oder noch nicht 
ſo ſehr verjudeten, Gegner wird. Das iſt der Lauf der Geſchichte 
von Anbeginn bis auf den heutigen Tag. Die Juden bilden, um 
mit ihrem größten Verteidiger Mommſen zu reden, ein Ferment der 
nationalen Dekompoſition. | : 
Wir Jagten im vorigen Kapitel: Wie einer ift, jo ift fein Gott. 
Um den ſemitiſchen Charakter voll zu würdigen, müſſen wir feine 
Vorfahren betrachten, zunächſt an und für ſich, dann in dem Ver— 
hältnis zu ihrem Gott. Abraham ſtand zu ſeinem Gott in dem 
Verhältnis des Nehmens und Gebens, für gewöhnlich wird er für 
alle Beute, wie ſpäter Jakob, 10 Prozent gegeben haben. Letzterer 
verſprach ſie allerdings nur. Sein Vorteil ſtand Abraham ſtets 
obenan, und dieſem ordnete er fogar feine Gatten- und Vaterliebe 
unter. In Egypten gab er ſeine Frau für ſeine Schweſter aus und 
überließ ſie dem Könige, um Nutzen davon zu ziehen. Wer weiß, 
wie lange dies Verhältnis gedauert hätte, wenn der König von 
Egypten nicht durch „geheime Plagen“ veranlaßt worden wäre, ſie 
zurückzugeben. Ein zweites mal verſuchte Abraham dieſes hoch ein- 
trägliche Geſchäft mit dem Philiſterkönig Abimelech, doch ſchlug 
dieſes Geſchäft, das ebenfalls reichen Gewinn brachte, inſofern un- 
günſtig aus, als die bildſchöne Sarah, die bisher geduldig alles 


über ſich hatte ergehen laſſen, trotz ihres Alters von hoher Liebe zu 


dieſem Mann ergriffen wurde und fih nicht geneigt zeigte, dies Ber- 
hältnis auf Befehl abzubrechen. Die Verſe 16, 17 und 18 im 
20. Kapitel des 1. Buches Moſe enthalten gar viel mehr, als der 
harmloſe Leſer ahnt. Sarah trennte ſich ſchließlich ganz von 
Abraham und vertrauerte ihr Leben in Hebron, während Abraham 
im Hain Mamre, nachdem er genügend Reichtümer erworben hatte, 
tajt zu einem Lebemann ausartete, wie Kapitel 25 beweiſt. Über- 
haupt giebt das alte Teſtament feinem Lefer immer neue Rätſel 
auf. Am tiefſten in dieſelben eingedrungen iſt H. Haug, Stuttgart, 
der in ſeinem Buch „Das alte Teſtament“ erſtaunliche Wahrheiten 
an den Tag fördert. Leider iſt das Werk ſofort nach dem Druck 
auf unbegreifliche Weiſe verſchwunden, und nur ein einziges Erem- 
plar, das der allgemeinen Vernichtung entgangen iſt, hat der Zufall 
in meinen Beſitz geſpielt. Ich gedenke dieſe gelehrten und hoch— 
intereſſanten Forſchungen zu einer eigenen Arbeit zu benutzen. Doch 
kommen wir 1 Abraham zurück. Mit ſeiner Magd Hagar, die 
allerdings nicht ſeinem Stamme angehörte, hatte er ein Kind gezeugt, 
und zwar mit Wiſſen und Willen ſeiner Frau. Leitend für dieſe 
war der Gedanke, daß bei ihrer Unfruchtbarkeit und ihrem höheren 
Lebensalter Abrahams ganzer Beſitz dereinſt in fremde Hände 


kommen würde; es ſei daher beſſer, daß er Leibeserben erziele, auch 


wenn ſie nicht die Mutter ſei. Als ſie aber wider Erwarten nach 
ihrem Aufenthalte im Philiſterlande noch ſelbſt Mutter wurde, ließ 
ſich AE vou ihr zu einer Handlung beftimmen, die in der 
ganzen Weltgeſchichte nicht ihres Gleichen findet Er verjagte den 

u heranwachſenden Knaben, damit er mit Sarahs Sohn nicht 
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erbe, nebſt feiner Mutter von Haus und Hof. Er, der ſo viele 
tauſende von Rindern. Schafen und Kameelen, außerdem viele 
Knechte und Mägde hatte, gab dieſem ſeinem Kinde, das er mit 
einer Frau eines anderen Stammes erzeugt hatte, nichts mit, als 
einige Lebensmittel und ſtieß ihn mit der Mutter hinaus in 
die Wüſte, wo ſie nach menſchlicher Berechnung einem ſicheren 
Hungertode verfallen mußten. i 

Es wird Gegenſtand ſpäterer Unterſuchung ſein, ob Diele 
grauenvolle Charaktereigenſchaft Abrahams auch jetzt noch bei ſeinen 
Nachkommen zu finden iſt. 

Iſaak machte es mit ſeiner geliebten Frau ähnlich wie ſein 
Vater, doch war er, der ja mit Abraham keine Spur von Aehnlichkeit 
hatte, hieran wohl weniger Schuld, als die ſpekulative Rebecka. 

Jakob, den wir mit Recht Abraham den Großen nennen 
können, kannte nur eins: möglichſt ſchnell reich werden, und dieſem 
Geſichtspunkte ordnete er alles unter. Schlau benutzte er die 
Gelegenheit, um ſeinem ermüdeten und hungrigen Bruder, den harm⸗ 
loſen und vertrauensſeligen Eſau, durch Gewährung eines kleinen, 
augenblicklichen Genuſſes um große, hochbedeutende Rechte zu bringen, 
ebenſo betrog er ſpäter ſeinen Vater in eigenem Intereſſe. Seinen 
Onkel und ſpäteren Schwiegervater, der ihn, den heimatloſen Flüchtling 
mitleidig in ſein Haus aufnahm, übervorteilte er ſpäter ſo ſehr, 
daß er reicher wurde, als dieſer. Er hätte ihn vollſtändig arm 
gemacht, wenn er nicht Grund bekommen hätte, ſeinen Schwager zu 
fürchten. Nach ſeiner * kaufte er bei Sichem ein Stück Land, 
wo er ſich niederließ. Hier beging er mit ſeinen Söhnen an ſeinen 
harmlos vertrauenden Gaſtfreunden ein Verbrechen, das in ſo 
ſcheußlicher Weiſe auch den ſchlimmſten Räuberbanden noch nie in 
den Sinn gekommen iſt. Das Kunſtſtück Abrahams in Egypten und 
bei Abimelech konnte er nicht machen, weil Lea die dazu nöthigen 
Körperreize nicht beſaß, Rahels augenblicklicher Zuſtand aber einen 
ſolchen Verſuch unmöglich machte. Da ging denn Dina, ſeine 
Tochter, aus, um die Töchter () des Landes zu beſehen, was aller 
damaligen Sitte widerſprach. Der harmloſe Sichem, der Sohn des 
Königs, ließ ſich fangen, und er beſchlief ſie. Um ſein Unrecht gut 
zu machen, wollte er ſie ehelichen und reiche Geſchenke geben. Die 
Söhne Jakobs aber verlangten liſtiglich, daß er ſich zuvor mit ſeinem 
ganzen Volk beſchneiden laſſen müſſe. Die harmloſen, friedlichen 
Bewohner willigten in Alles, und die Söhne Jakobs führten die 
Beſchneidung ſehr gründlich aus. Als nun alle Männer krank und 
wehrlos waren, wurden ſie ſämmtlich von den Söhnen Jakobs 
ermordet. Laſſen wir die Bibel weiterſprechen. 

ö 1 Moſe, Kap. 34, Vers 26. 

Und erwürgten auch Hemor und ſeinen Sohn Sichem mit der 
Schärfe des Schwerts und nahmen ihre Schweſter Dina aus dem 
Hauſe Sichems. und gingen davon. 

27. Da kamen die Söhne Jakobs über die Erſchlagenen und 
pean perten die Stadt, darum, daß fie hatten ihre Schweſter ges: 

ändet. 


28. Und nahmen ihre Schafe, Rinder, Ejel, und was in der 
Stadt und auf dem Felde war. 

29. Und alle ihre Habe, alle Kinder und Weiber nahmen ſie 
gefangen und plünderten alles, was in den Dauser war. 

Rahel ſelbſt war fo entſetzt daß ſie bei der Geburt ihres 
Kindes ſtarb. Jakob aber hatte jetzt allen Grund, die Gegend 
ſchleunigſt zu verlaſſen, und ſeinen neuen Namen Israel jetzt 
offiziell zu führen, um die Verfolger irre zu leiten. 

Auf die Höhe ſeiner Entwickelung gelangte der jüdiſche 
Charakter in Joſeph. Die wunderbare pſychologiſche Wahrheit, die 
aus dem ganzen alten Teſtament hervorleuchtet und dieſes Buch in 
Wirklichkeit zum Buch der Bücher macht, läßt ſich an ſeiner Perſon 
mit am beſten nachweiſen. 

Erzeugt wurde er von Jakob zu einer Zeit, als dieſer all 
ſeiner Liſt bedurfte, um ſich der Beſitztümer ſeines Schwiegervaters 
zu bemächtigen. Die geliebte Rahel, die Vertraute ſeiner Seele, war 
natürlich in alle Kniffe eingeweiht. Ihr Sohn Joſeph war denn 
auch ein würdiges Produkt ihrer Verbindung. Auf ſeine Jugend⸗ 
geſchichte, auch auf ſein Verhältniß zu der Frau Potiphar will ich 
nicht eingehen, zumal darüber zweierlei Ausſagen vorhanden ſind. 
Er gelangte in ein wichtiges Staatsamt, und in dieſem allein erweckt 
er unſer Intereſſe in höchſtem Grade. 

Er war es, der das jüdiſche Ausbeutungsſyſtem, das bisher 
nur in privatem Kreiſe ausgeübt werden konnte, ins Staatsleben 
einführte. Was bisher nur de facto ausgeführt war, geſchah jetzt 
von Rechtswegen. Er war alſo der würdige Vorläufer eines Süß, 
Lasker, Gambetta ꝛc. Er wußte, daß nach einer Reihe von guten 
Jahren lange Teurung hereinbrechen würde. Statt nun ſeine 
Pflicht als Staatsbeamter zu erfüllen, die einfach darin beſtand, 
dem Volk von ſeiner Wiſſenſchaft rechtzeitig Kenntnis zu geben, 
behielt er dieſe für ſich, kaufte alle Getreidevorräte billig auf, und 
als die Hungersnot hereinbrach, hatte er alles Getreide in Händen 
und konnte die Preiſe beſtimmen. Dieſe wurden denn auch ſo feft- 
geſetzt, daß die Egypter, um nicht zu ee ihr Hab und Gut, 
Weib und Kind, ſchließlich ſich ſelbſt hingeben mußten, um das 
Getreide zu erhalten, das ſie ſelbſt auf es Feldern früher ge- 
wonnen hatten. Ein Beifpiel ähnlicher Art, daß ein ganzes freies 
Volk durch ſeine eigene Regierung mit Hülfe der Erzeugniſſe ſeines 
eigenen Fleißes in vollkommene Sklaverei geführt wird, iſt in der 
Geſchichte ſchwerlich an uten, Seinen Verwandten dagegen, 
Ausländern, ſchenkte er etreide. Daß er damit einen Diebſtahl 
an egyptiſchem Eigentum beging, war ihm Angeſichts der Thatſache, 
daß er für ſeine Verwandſchaft ſorgte, gleichgültig. Demnächſt holte 
er dieſelben nach Egypten und gab ihnen den beſten Teil des 
Landes zum Eigentum. Er konnte allerdings die bisherigen Ein⸗ 
wohner vertreiben, da er ſie ſchon rechtlos gemacht hatte. Alſo ein 
Jude wußte ſich die Gunſt eines Königs zu erwerben und benutzte 
dieſe dazu, ſeine Verwandten auf Koſten des Landes zu bereichern 
und ihnen eine bevorzugte Stellung zu verſchaffen. Dieſe wußten 
die neue Stellung aufs beſte auszunutzen, wobei ihnen eine paſſende 
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Geſetzgebung zu Hülfe gekommen fein wird. Sie ſtudirten den 
Charakter der Egypter und fanden bald heraus, wo ſie anzuknüpfen 
hatten. Aus dem Lande Goſen machten ſie eine große Viehbörſe 
und hatten bald nicht mehr nötig zu arbeiten. Um ihre Macht zu 
verſtärken, verbanden ſie ſich mit allen unzufriedenen Elementen, 
die etwa unſern heutigen Fortſchrittlern und Social⸗Demokraten 
entſprechen dürften, und bildeten bald einen Staat im Staate. 

Die Egypter waren zweifellos indogermaniſchen Stammes, die 
von Oſten her eingewandert waren. Ihre Religion, das Kaſten⸗ 
weſen und viele Einrichtungen deuten auf Vorderindien hin. Als 
ſolche bedurften ſie längerer Zeit, ehe ſie ſich des unerträglichen 
Zuſtandes bewußt wurden und noch längerer, bevor ſie handelten. 
Endlich aber war ihre Geduld zu Ende, und fie zwangen die Juden, 
wenigſtens Steuer zu bezahlen, die vorwiegend in Ziegelſteinen 
beſtand, welche die Könige zu ihren großen Bauten gebrauchten. 
Jetzt hieß es arbeiten. Ja, arbeiten! Nun war es Zeit, daß ſie 
das Recht erzwangen, auszuwandern. Dem, egyptiſchen Volk wurde 
vorgeredet, daß es ſich nur um eine kurze, aus gottesdienſtlichen 
Gründen notwendige Entfernung handle, und die Egypter waren 
gutwillig genug, ihnen zu ihren gottesdienſtlichen Zwecken ihre 
goldenen und ſilbernen Gefäße zu leihen, deren Anſchaffung ihnen 
ſauer genug geworden ſein mag. Dieſelben wurden den Egyptern 
jetzt geſtohlen. 

Bezeichnend für die Juden war der Tanz um das goldene 
Kalb, die Luſt zu revolutionären Aufſtänden gegen den Führer, 
endlich die beiſpiellos grauſame Ausrottung eines ganzen Volkes, 
um deren Land in Beſitz zu nehmen. Sie ließen nur ſo viele am 
Leben, als ſie zur Beſtellung des Ackers und zur 1 aller 
ſonſtigen Arbeiten gebrauchten. Zur Beſeitigung gefährlicher Gegner 
wurde in ſpäterer Zeit mit Vorliebe der Meuchelmord gewählt. 
Männer und Frauen, die einen ſolchen begangen hatten, wurden 
als Nationalhelden und Heldinnen gefeiert. 

David ließ die Unterthanen eines Königs, der ihn leicht be⸗ 
leidigt hatte, lebendig zerſägen. 

Nichts trägt zur Charakteriſirung des jüdiſchen und deutſchen 
Charkters mehr bei, als die Vergleichung der beiden Nationalhelden 
Simſon und Siegfried. | 

Uebrigens war es auch ſchon damals mit dem Heldentum der 
Juden nicht weit her. Wo nicht Meuchelmord, Hinterliſt oder Ueber⸗ 

all im Spiele war, hat ihnen das Glück der Waffen ſelten geblüht. 
Das kleine Volk der Philiſter, nur wenige Quadratmeilen bewohnend, 
war während mehrerer Jahrhunderte ihr gefährlichſter Gegner. 
„Der babyloniſche König, Nebukad Nezar kannte feine hebräiſchen 
Brüder am beſten. Er führte ſie aus ihrem Lande fort und ſiedelte 
ſie in ſeiner Nähe an, um ſie ſtets unter ſeinen Augen zu haben. 
Er gab ihnen gutes Land, auf dem ſie ſich ernähren konnten, ſchloß 
ſie im übrigen aber von allen Völkern vollſtändig ab, damit ſie 
fernerhin kein Unheil anrichten konnten. Sonſt hat er jie, wie wir 
aus der Geſchichte der Suſanne und Daniel ſehen, mehr als human 
behandelt. 


Sie hatten ihre ſchönen Wohnhäuſer mit ſchattigen Par. | 
ſie hauen ihre eigene Gerichtsbarkeit, ſogar das Recht über Leben 
und Tod. | 

Freilich ſehen wir aus der Geſchichte der Suſanne auch, wozu 
jädiſche Richter im Stande find. | | 

Als Suſanne ſich den beiden Richtern nicht wollte zu eigen 
geben, beſchuldigten ſie dieſelbe des Ehebruchs und leiſteten ohne 
Bedenken einen falſchen Eid. Dem jüdiſchen Charakter gemäß, der 
nie und nirgends etwas anderes, als den eigenen Genuß zum 
Mittelpunkt ſeines Denkens machen kann, wäre etwas anderes auch 
unnatürlich. 

Als der Indogermane Cyrus zur Weltherrſchaft gelangte, 
hatten die Juden ihr Spiel gewonnen. Er kannte dieſelbeu nicht 
und wurde ſo lange umſchmeichelt, bis er ſie von neuem auf die 
Menſchheit losließ. Eine Anzahl von ihnen kehrte ja in das alte 
Vaterland zurück, die übrigen aber verteilten ſich gleich Heuſchrecken— 
ſchwärmen über das ganze Land und begannen die Thätigkeit, die 
ſie jetzt, nach über zwei Jahrtauſenden, nahe ans Ziel geführt hat. 

Ein anſcheinend hochbedeutender Miniſter eines ſpäteren 
perſiſchen Königs, Haman, erkannte die Gefahr, der wir jetzt zu 
erliegen im Begriff ſtehen, rechtzeitig. Aber den Verſuch, dieſelbe 
zu beſeitigen, bezahlte er mit dem Leben. Ein Jude Mardachai, 
der ſich durch eine Denunciation von 2 höchſt wahrſcheinlich ganz 
unſchuldigen Leuten bei Hofe ſehr beliebt gemacht und ſeine Nichte 
dem König als Buhlerin zugeführt hatte, wußte im Verein mit 
ſeiner Nichte Hamans Sturz zu bewirken. 

Aehnlich wie Joſeph und Mardachai hatte ſich auch Daniel 
an einem königlichen Hof eine hohe Stellung zu erringen gewußt. 
Er benutzte dieſelbe, um die Volksreligion zu vernichten, ohne aber 
etwas Beſſeres an die Stelle derſelben ſetzen zu können. E 

Werfen wir noch einen Blick auf das weibliche Geſchlecht. 
Auch dort iſt der reale Sinnengenuß das einzige, einer idealen 
Liebe ijt dafſelbe nicht fähig. 

Die einzige idealiſirte weibliche Perſon des alten Teſtaments, 
die Sulamith im Hohenliede, jo hochpoetiſch in ihren Reden, woran 
allein denkt ſie? Lediglich an die Freuden des Geſchlechtsgenuſſes 
und an die Körperkonſtitution des Geliebten, die ihn zur Verſchaffung 
dieſes Genuſſes beſonders befähigt. | 

Faſſen wir die erſten zwei Jahrtauſende der jüdiſchen Ge- 
ane bis zur Geburt Chrifti zuſammen, fo ſehen wir daraus 
folgendes: 

Trotz aller Wandlungen des Schickſals iſt der jüdiſche Charakter 
von Anbeginn bis zu Ende vollſtändig ſich gleichgeblieben. Seine 
Grundlage iſt der optimiſtiſche Realismus. Der Jude will die 
Annehmlichkeiten des Lebens rückſichtslos genießen, denn ein Leben 
nach dem Tode iſt ihm vollſtändig unbekannt. Er will die Güter 
dieſes Lebens aber nicht ſelbſt erarbeiten, ſondern ſie mit Liſt oder 
Gewalt den andern Menſchen abnehmen. Er iſt mit ſcharfem Ver⸗ 
ſtand und großer Rührigkeit ausgerüſtet und wohl geeignet, ſein 
Ziel zu erreichen. Grauſamkeit in einem Maße, die keinem andern 
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Volke befannt ift, ſowie zügelloſe. Wolluft zeigen ſich zu allen Zeiten 
als charakteriſtiſche Eigenrümlichkeiten. Seine Religion tft ein Bündnis 
mit ſeinem Privatgott, das gegen alle übrigen Menſchen geſchloſſen 
wurde. Dieſe letzteren hatten ſie ſich mit allem, was dieſelben be⸗ 
ſaßen, als Sklaven ſchenken laffen. Sie allein waren das aus⸗ 


erwählte Volk Gottes, der ihnen Wohlleben und Reichtum gab und 


nur dann zürnte, wenn ſie von ihm abfielen. . 

Ihren Gott dachten ſie ſich jo egoiſtiſch, wie ſie ſelbſt waren. 
Allerdings iſt nicht zu leugnen, daß zeitweiſe Männer auftraten, die 
die Nichtigkeit des jüdiſchen egoiſtiſchen Treibens und die Sehnſucht 
nach etwas Höherem empfanden. Aber vergeblich predigten ſie ihrem 
Volk. Sobald daſſelbe ihren eigentlichen Zweck erkannte, ſuchte es 
ſie zu töten. Da verſenkten ſich dieſelben in die Zukunft, und ihr 
gottbegnadigtes Auge erſchaute in ferner Zukunft den Erlöſer, der 
die Banden des ſchrankenloſen Egoismus brechen und die Bruder- 
liebe an die Stelle desſelben ſetzen werde. . 

Von ſolchen gottbegnadigten Männern jind die Bücher des 
alten Teſtaments geſchrieben, daher für uns von dauerndem Werte. 
Falſch iſt es nur, die darin gekennzeicheten Männer als nachahmungs⸗ 
würdige Beiſpiele anzuſehen. Der unbekannte Verfaſſer des Penta⸗ 
teuch hatte ohne Frage die Abſicht, den künftigen Geſchlechtern die 
Juden als das zu zelgen, was ſie ſind, um die Welt vor ihnen zu 
ſchützen. Seine Bücher wären aber der Vernichtung, er ſelbſt dem 
Tode verfallen, hätte er dies unverblümt thun wollen. Er mußte 
daher die Form der Verherrlichung derjenigen Männer wählen, die 
er der Welt denuncieren wollte. Daher ſpart er mit der Verherr⸗ 
lichung da am wenigſten, wo er die ſchändlichſten Thaten verzeichnet. 
In verſteckter Weiſe giebt er aber doch vielfach ſeine Abſicht kund. 


Die genaue Darlegung erfordert aber ein eigenes Buch. Unter allen — 


antiſemitiſchen Schriften ſteht das alte Teſtament in erſter Linie. 

Haben wir gefunden, daß der jüdiſche Charakter in den Jahr⸗ 
tauſenden bis zur Geburt Chriſti ſich nicht verändert hat, ſo entſteht 
die Frage, ob die Juden nach dem Auftreten des Heilandes, der 
ihnen Selbſtverleugnung und Bruderliebe predigte und ſeine Liebe 
zu der Menſchheit mit dem Tode beſiegelte, ihren Charakter ver⸗ 
ändert haben. Es iſt das nicht der Fall. Als die Jünger des 
Heilandes eine chriſtliche Gemeinde in Jeruſalem gründeten und ſich 
anſchickten, ein Leben nach hriftlihen Grundſätzen zu führen, wurden 
ſie getötet oder verjagt, und das Chriſtentum wanderte jetzt zu den 
ariſchen Völkern, die es begeiſtert aufnahmen. Ueberall ſuchte es 
hier den Egoismus zu bändigen, die Sklavenketten zu brechen und 
die Menſchen zur Bruderliebe und Verleugnung des eigenen Selbſt 
zu erziehen. Der Römer und Grieche verließ ſeine Götter, die ihm 
ebenfalls nur Genuß verſprachen, der Deutſche lernte den ftarren 
Nacken beugen vor dem Mann am Kreuze. Der Jude allein blieb 
ſich ſelbſt getreu und demnach auch fernerhin eine Geißel für die 
Menſchheit. Wie weit er in ſeiner Selbſtſucht ging, beweiſt am 
beſten der Talmud, das jüdiſche Religionsbuch, das in den erſten 
Jahrhunderten nach Chriſto aufgezeichnet wurde und noch heut die 

ichtſchnur für das Judentum bildet. 
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Soweit fih derſelbe auf religiöſe Vorſchriften erſtreckt, geht 
er uns nichts an, deſto mehr intereſſiren uns aber die Vorſchriften, 
welche den Verkehr der Juden mit den andern Bölkern regeln, denn 
unter dieſen haben wir ſelbſt zu leiden. 

| Der Talmud ſtellt zunächſt feft, daß die moſaiſchen Vor⸗ 
ſchriſten, wie ſie in den zehn Geboten enthalten ſind, nur dem 
Juden gegenülber bindend find, denn nur im Juden hat jeder Jude 
ſeinen „Nächſten“ zu erblicken, nicht aber in den Angehörigen 
anderer Völkerſtämme. Da bezüglich dieſer nichts verboten iſt, ſo 
iſt Alles erlaubt. 

Die Nichtjuden werden Gojim, auch Eſel, Schweine, Hunde 
genannt. 


Folgende Sätze, die ich theilweiſe dem antiſemitiſchen 
Katechismus von Frey, Leipzig bei Fritſche, entnehme, den ich bei 
dieſer Gelegenheit als ein vorzügliches Buch empfehle, mögen hier 
eine Stelle finden: | 

„Eine einzige israelitiſche Seele für fich iſt in den Augen 
Gottes mehr wert, als alle Seelen eines ganzen Volkes. 

. (Schefa tal. praef.)“ 

„Die Sonne beſcheint die Erde, der Regen befruchtet fie, 

nur weil die Israeliten darauf wohnen. 
(Tr. Jebam, f. 63. 1 Jalk Schim. f. 124. 2.)“ 

„Die nichtjüdiſchen Völker ſind wie Körbe, in die man 
Stroh und Dünger thut. 

„Sie haben nicht die Seele, die dem Vieh gegeben iſt. 

(Jalh, Chad. f. 154. 2.) 

„Ein Nichtjude, der den Talmud ſtudiert, oder ein 
Jude, der einen Nichtjuden im Talmud unterrichtet, ſoll 
mit dem Tode beſtraft werden. 

(Sanh. 59a und Chagiga 13a.)“ 


Zu den Worten des Bibeltextes: Du follft den Tagelöhner 
der Not leidet und arm iſt, von Deinen Brüdern nicht drücken, 
fügt der Talmud hinzu: 

„Die Andern werden ausgenommen. 
(Tr. Bav. mez. f. III.)“ 
„An Deinem Bruder ſollſt Du nicht wuchern, an Deinem 
Bruder iſt es verboten, aber an den übrigen Leuten der 
Welt iſt es erlaubt. (Jad. chas. f. 172, I.)“ 

Rabbi Levi ben Gerſon bemerkt hierzu: 

„Dieſe Worte ſind ein befehlendes Gebot. An den 
Fremden ſollſt Du wuchern.“ | 

„Es ift den Gerechten erlaubt, betrüglich zu handeln, 
gleichwie Jakob gethan hat. (Jalk. Rub. f. 20, 2.)“ 

Da der Talmud allmählich ſo angewachſen war, daß man ihn 
nicht mehr 1 konnte, ſo wurde im Jahre 1565, alſo erſt vor 


300 Jahren, ein Auszug gemacht, der Schulchan aruch heißt. 
| „Gedeckter Tiſch.“ | | | 
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Darin finden fih folgende Vorſchriften: 
| „Dem Juden iſt es verboten, für einen Akum 105 h. 
Nichtjuden) zu Ungunſten a andern Zeugniß abzu egen. 


. ha- misch. 26. I.) 


„Das Geld der Akum iſt wie herrenloſes Gut. 
(Ch. ha- misch. 156. 5, 

„Wenn ein Jude mit einem Akum ein Geſchäft macht, 
und ein anderer Jude hilft dabei den Akum übervorteilen 
und betrügen, ſo müſſen beide den Gewinn teilen. 

(Ch. ha- misch 183. 7)“ 

„Hat ein Jude einem andern etwas verkauft, was 
einem Akum geſtohlen ift, und der Akum fordert ſeine 
Sache zurück, ſo braucht der Verkäufer dem Käufer das 
Geld nicht wiederzugeben. (Ch. ha—misch. 225. 2.)“ 

„Dem Akum gegenüber giebt es keinen Betrug. 

(Ch. ha— misch. 227, 26.) 

„Einem Akum ſoll man keine Geburtshilfe leiſten am 
Sabbat. (Orach chajim 330. 2.)“ 

„Wer einen gefundenen Bam einem Akum zurüd- 
giebt, begeht eine große Sünde. Wenn er es ne thut, 
um die Juden in gutem Ruf zu bringen, 10 iſt es erlaubt. 

(Ch. misch. 259.)“ 


„Wenn ein Jude andere Juden denunciert hat oder 
denuncieren will, ſo iſt er dem Tode verfallen, und wer 
ihn umbringt, hat ein Verdienſt. 

i (Ch. ha—misch. 388. 10.)° 
Das Col-nidre-Gebet, das jeder Jude alljährlich am Zer- 
ſöhnungstage ſpricht, lautet: : 

„Alle Gelübde und Verbindlichkeiten und Verſchwörungen 
und Eide, welche wir von dieſem Verſöhnungstage an bis 
auf den nächſten geloben, ſolen 0 und zuſagen werden, 
die reuen uns alle und ſollen aufgelöſt, erlaſſen, auf⸗ 
gehoben, vernichtet, unkräftig und ungültig ſein; unſere 
Gelübde ſollen keine Gelübde und unſere Schwüre ſollen 
keine Schwüre ſein. (Schulchan aruch I. § 619,)“ 

Die Juden beſtreiten, daß die Lehren des Talmud noch be⸗ 
folgt werden. | u E 

Wäre dies aber doch der pa ließe ſich dies an einzelnen, 
ſelbſterlebten Beiſpielen nachweiſen, ließe ſich auch nur nachweiſen, 
daß die Vorſchriften des verhältnißmäßig jungen Schulchan aruch 
allgemeine Gültigkeit haben, dann bildeten die Juden eine organi⸗ 
ſirte Verbrechergeſellſchaft deren gänzliche Beſeitigung der Staat mit 
allen Mitteln anzuſtreben hätte. u 

Die Juden ſcheinen das auch ſelbſt einzuſehen, denn ein 
Lemberger hebräiſches Journal ſchreibt: „Eine Ueberſetzung des 
Schulchan aruch zu fördern iſt eine Niederträchtigkeit und Gottver⸗ 
geſſenheit im höchſten Grade. Denn dieſe 1 wird, wenn 
ſie zu Stande käme, was Gott verhüten wolle, das Elend unſerer 
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Brüder vor 300 Jahren in Spanien notwendigerweiſe auch über 
uns heraufbeſchwören.“ 

Wir können dieſes Kapitel ſchließen, zumal in den folgenden 
Kapiteln ſich die Einzelheiten des jüdiſchen Charakters noch klarer 
darſtellen werden. | 

Eins aber können wir ſchon jetzt feſtſtellen: | 

In al den Jahrtauſenden ift der Charakter ſich gleich ge- 
blieben. Keine Zeit, keine Kulturveränderung, keine Not, kein Glück 
hat daran zu ändern vermocht. Die Formen haben gewechſelt, die 
Rache iſt geblieben. Der Kampf gegen die ariſchen Völker iſt ſeit 
ihrer Loslaſſung durch Cyrus ein ununterbrochener und wird nicht 
früher enden, bis ſie dieſe ganz unterjocht haben oder dieſelben ſich 
ihrer Peiniger ganz entledigen. Im Jahre 1848 ſind ſie auch in 
Deuſchland, das ſie ſchon in früheren Jahrhunderten wiederholt 
ſchwer heimgeſucht hatten, vollſtändig entfeſſelt worden. Man glaubte 
annehmen zu dürfen, daß ſie ſich des großen Vertrauens, das hierin 
lag, würdig erweiſen, ſo zu ſagen aus ihrer Haut hinausfahren 
würden. | 

Aeußerlich ift das vielfach auch geſchehen, und ſelbſt Männer, 
wie Eduard von Hartmann glauben, daß in 2 oder 3 Menſchen⸗ 
altern auch eine innere Wandlung vollzogen ſein wird. 

Ja wohl, eine Wandlung hat ſtattgefunden und wird ſich auch 
weiterhin vollziehen, aber was für eine. 

Im Beſitz aller Kulturmittel ſind die Juden trotz Taufe und 
nichtkoſcherer Speiſen, unter ſich einiger denn je, ein gefährlicherer 
Feind geworden, wie jemals, und wird der letzte Augenblick der 
Erlöſung verpaßt, dann können wir uns nur geduldig in unſere 
Sklavenrolle finden. 

Die nachfolgenden Kapitel ſind dazu beſtimmt, die Korum⸗ 
pirung rejp. Vernichtung aller Stände durch das Judeuthum im 
einzelnen nachzuweiſen. 


Jude und Bauer. 


Wir führen zunächſt ein Bruchſtück aus einer Rede an, die 
der Reichskanzler Fürſt Bismarck im Jahre 1847 im vereinigten 
Landtage hielt: 

„Ich will ein Beiſpiel geben, in welchem eine ganze Geſchichte 
der Verhältniſſe zwiſchen Juden und Chriſten liegt. Ich kenne eine 
Gegend, wo die jüdiſche Bevölkerung auf dem Lande zahlreich iſt, 
wo es Bauern giebt, die nichts ihr Eigentum nennen auf ihrem 
ganzen Grundſtück. Von dem Bett bis zur Ofengabel gehört alles 
Mobiliar dem Juden. Das Vieh im Stalle gehört dem Juden, 
und der Bauer bezahlt für jedes einzelne ſeine tägliche Miete, das 
Korn auf dem Felde und in den Scheunen gehört dem Juden, und 
der Jude verkauft dem Bauer das Brot⸗, Saat- und Futterkorn 
metzenweiſe. Von einem ähnlichen chriſtlichen Wucher = ich 
wenigſtens in meiner Praxis nie gehört!“ Soweit Fürſt Bismarck. 
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Sm Allgemeinen verfteht man unter Bauer einen Grund- 
beſitzer, der mit Hülfe von wenigen Perſonen feinen Acker ſelbſt zu 
bearbeiten im Stande iſt und ein, höchſtens zwei Geſpann Pferde 


hat. Leute mit geringerem Grundbeſitz, beſonders ſolche, die“ ohne X Wad 


fremde Hülfe ihren Acker beſtellen können, werden auf dem Lande 
ſelbſt nicht als Bauern angeſehen. Man nennt ſie Halbbauern, 
Kleinbauern, Koſſäten, Büdner u. ſ. w. Für unſere Zwecke iſt es 
aber nicht nötig, dieſen Unterſchied zu machen. Wir verſtehen unter 
Bauer daher ſchlechthin jeden Grundbeſitzer, der allein, oder doch 
ohne Hülfe vieler Perſonen fein Grundſtück bewirtſchaften kann. 

Der Bauer war nicht immer freier Herr ſeines Beſitztums; 
er hatte daſſelbe von dem Edelmann, vom Staat oder einer größeren 
Korporation zum Lehen. Genommen konnte ihm ſein Hof nicht 
werden, es ſei denn, daß er ohne berechtigte Erben ſtarb. Aber 
ohne Einwilligung des Lehnsherrn durfte er denſelben weder ver⸗ 
kaufen, noch mit Schulden belaſten. An den Lehnsherrn hatte er 
beſtimmte, je nach Zeit und Umſtänden verſchiedene Pflichten zu 
leiſten. In manchen Ländern wuchſen dieſe Pflichten allmählich zu 
einer ſchweren Laſt an, beſonders in Frankreich, und dieſe Laſten 
ſind es, die der franzöſiſchen Revolution ihre furchtbare Ausdehnung 
gegeben haben. In manchen deutſchen Ländern ſind dieſe Laſten 
ebenfalls ſchwer geweſen, wenngleich ſie mit Hinblick auf die ent⸗ 
ſetzliche Abhängigkeit, in welcher heutzutage ein großer Theil der 
Bauern zum Juden ſteht, als verſchwindend angeſehen werden 
müſſen. Der furchtbare Bauernkrieg im 16. Jahrhundert mit all 
ſeinen entſetzlichen Folgen brach bekanntlich in Schwaben darum 
aus, weil ein Gutsherr ſeine Bauern zwang, für ihn im Walde 
Beeren zu ſuchen. Mir liegen Geſchichten der Dörfer Friedrichsfelde 
und Lichtenberg vor, in denen die Laſten der einzelnen Höfe genau 
aufgezählt ſind. 

Der eine Hof hatte jährlich einen Hahn zu leiſten, der andere 
einige Scheffel Getreide, ein dritter alljährlich einen Stiefel für den 
Herrn Pfarrer u. ſ. w. Am unangenehmſten waren ſicherlich die 
Hand⸗ und Spanndienſte, die viele Bauern gerade in der Zeit zu 
leiſten hatten, wo ſie ſelbſt mit Arbeit überhäuft waren. Sie 
ſtellten dann in der Regel einen ſogenannten Hofgänger. In 
Preußen iſt der Bauernſtand, der damals den unterſten Stand 
bildete, der ganzen ſocialen Richtung ſeines Herrſcherhauſes ent⸗ 
ſprechend, gegen zu großen Druck ſtets geſchützt worden. Die Pflichten 
wurden ſchon ſehr frühzeitig ſtreng abgegrenzt. Friedrich Wilhelm I. 
verordnete: „Ich will nicht, daß meine Herrn Beamten mit den 
Pferden meiner Bauern ſpazieren fahren.“ Friedrich der Große 
konnte ſich über nichts mehr freuen, als wenn er bei ſeinen Reiſen 
durch das Land erfuhr, daß Bauern größere Summen auf der 
Bank angelegt hätten. Es kam vor, daß manche dort bis zu 60000 
Thalern zu ſtehen hatten. Doch auch der arme Bauer war in ſeiner 
Exiſtenz inſofern geſichert, als er auf feinen por keine Schulden 

machen, dieſer ihm alſo nicht genommen werden konnte. Durch die 
Stein'ſche Geſetzgebung wurde der Bauer freier Eigentümer, wogegen 
ſich ſeltſamerweiſe viele Bauern ſträubten, was mehrere Geſchichts⸗ 
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ſchreiber als einen Beweis für die grenzenloſe Verkommenheit des 
Bauernſtandes anſehen wollten. In den dreißiger Jahren kam die 
Separation hinzu. Bis dahin lagen die Acker der Bauern nach 
altdeutſcher Weiſe vielfach durcheinander. Jeder hatte ein Stück 
des beſſeren, mittleren und ſchlechteren Ackers. Eine bedeutende 
Fläche war Gemeindeweide, und jeder, auch der ärmſte Bewohner 
des Ortes hatte das Recht, auf dieſer Weide eine Kuh, häufig auch 
ein Schwein, ein Schaf oder eine Anzahl Gänſe zu halten, die von 
den Gemeindehirten gehütet wurden. Bei der Separation wurden 
die einzelnen Ackerflächen verſtändigerweiſe zuſammengelegt, ſo daß 
derjenige, der guten Acker erhielt, eine geringere Morgenzahl bekam. 
Leider wurden auch die Gemeindeweiden mit aufgeteilt, und hier⸗ 
durch wurde das ländliche Proletariat geſchaffen, da den Nichtbauern 
die Möglichkeit genommen wurde, Haustiere, insbeſondere eine Kuh 
zu halten. Aus dieſem Grunde ſteht die Separation bei den kleinen 
Leuten in ſehr üblem Andenken. Von jetzt ab war der Bauer ein 
freier Herr gleich dem Edelmann. Er konnte ſein Grundſtück nach 
Belieben verkaufen, mit Hypotheken belaſten, unter ſeine Kinder 
teilen u. ſ. w. In manchen Gegenden ſind die Höfe denn auch ſo 
vielfach geteilt worden, daß ſich die Beſitzer auf ihrem Boden nur 
noch febr noidürftig nähren können. Andere haben ihren Hof zwar 
ungeteilt einem Kinde übergeben, zu Gunſten der übrigen Kinder 
aber denſelben dermaßen mit Hypotheken belaſtet, daß er ſich nur 
noch ſchwer erhalten kann. Noch andere haben die übrigen Kinder 
mit dem erſparten Gelde abgefunden. Wo dies der Fall war, da 
iſt noch jetzt ein leiſtungsfähiger Bauernſtand vorhanden. Im 
Allgemeinen aber ſollte der Bauer ſeiner neuen Freiheit nicht lange 
froh werden, denn es fand ſich ein neuer Gebieter, der es vorzüglich 
verſtand, ſich den Lohn ſeines Fleißes anzueignen. Es war der 
Hebräer, dem in unbegreiflicher Kurzſichtigkeit vom Staate die vollen 
Bürgerrechte gewährt worden waren. Gewiſſe Charaktereigenſchaften 
des Bauern waren es, die der Jude, der in allen Sätteln gerecht 
iſt und durch jedes Loch ſchlüpfen kann, dazu benutzte, den Bauern⸗ 
ſtand, einen der Grundſäulen des Vaterlandes, bis ins innerſte 
Mark zu verderben. Hierher gehört zunächſt die unbedingte Ver⸗ 
ſchloſſenheit des Bauern ſeinen nächſten Bekannten gegenüber. Sein 
Stolz erlaubt es nicht, dieſe um eine Gefälligkeit in eldangelegen⸗ 
heiten zu bitten. Beim Juden hat er das nicht nötig, denn dieſer 
bringt ihm mit der größten Lie euswürdigkeit das Geld ins Haus. 

Zweitens gehört dahin die Prozeßſucht mancher Bauern. 

Der Jude, welcher jeden Hof genau kennt, ſich in jedes Ge⸗ 
heimnis einzudrängen und jede kranke Stelle zu entdecken verſteht, 
findet hier, beſonders als Agent einer beſtimmten Klaſſe von Rechts⸗ 
anwälten, ein reiches Feld ſeiner Thätigkeit. Drittens haben wir 
hierher zu rechnen die Leichtgläubigkeit vieler Bauern, ſobald ihm 
reichere Vorteile in Ausſicht geſtellt werden, oder er dem Genuß. 
geiſtiger Getränke etwas übermäßig gehuldigt hat. 

In ſolchen Zuſtänden ſind tauſende von Bauern zur Unter— 
zeichnung von Schriftſtücken gebracht worden, deren Bedeutung ihnen. 


erſt ſpäter in furchtbarer Weiſe klar geworden iſt. 


Von all den Beiſpielen will ich hier nur 2 anführen, von 
denen das letzte den Vorzug hat, den allerletzten Wochen anzu— 
gehören. 
Schweinfurt. Ein Bild ſchnöder Gewinnſucht, verknüpft 
mit einer geradezu empörenden Gewiſſenloſigkeit, hat die am ver- 
floſſenen Donnerstag von der Ferienkammer des königl. Landgerichts 
dahier gepflogene Verhandlung gegen die Handelseheleute Salomon 
und Sophia Reis von Oberwaldbehrungen entrollt. Ein Bauer 
aus der Gegend von Mellrichſtadt, der ſich in den günſtigſten Ber- 
mögensverhältniſſen befunden hatte, war aus irgend einem Grunde 
genötigt, ein kleines Darlehn aufzunehmen. Statt ſich an einen 
vermögenden Nachbarn, der ihm wohl bei vollſtändig hypotheken⸗ 
freiem Anweſen die begehrte Hülfe bereitwilligſt gewährt hätte, zu 
wenden, richtete der Bauer ſeine Schritt zu Salomon Reis. Nach 
gepflogener Abrechnung wurde eine Urkunde über den Empfang 
von 340 M. ausgeſtellt und dem Bauer vorgeleſen. Vor der Unter- 
zeichnung dieſes Schuldſcheines wurde jedoch die Aufmerkſamkeit des 
Bauern von dieſer Urkunde abgelenkt und in der Zwiſchenzeit ein 
von der Sophia Reis vorher ſchon geſchriebener Schuldſchein von 
3400 M. an die Stelle jenes geſchoben und auch von dem Bauer 
ohne nochmalige Prüfung unterſchrieben. Ein halbes Jahr darnach 
war derſelbe wiederum genötigt, eine Schuld von 250 M. aufzu⸗ 
nehmen. Was lag näher, als daß er ſich an Salomon Reis, der 
ihm ja ſchon den erſten Betrag gegen eine Zinsentſchädigung von 
nur 4 pCt. vorgeſchoſſen hatte, zu wenden. Hier fand er dasſelbe 
freundliche Entgegenkommen, wie das erſte mal. Aber auch hier wurde 
dieſelbe Manipulation, wie bei der erſten Schuldurkunde, ins Werk ge- 
ſetzt. Als es nämlich bis zum Unterſchreiben der Schuldurkunde über 
250 M. gekommen war, wandte ſich der Bauer, von der Sophia Reis am 
Rockärmel gezupft, um, beſprach mit derſelben einige gleichgiltige 
Dinge, wobei er natürlich nicht bemerkte, daß an Stelle der früheren 
Urkunde über 250 Mk. eine ſolche über 6554 Mk. auf den Tiſch ge⸗ 
legt worden war, die er dann ohne nochmaliges Durchleſen unter— 
ſchrieb. Der Bauer, dankerfüllten Herzens über die Nobleſſe des 
Salomon Reis, der ihm, obwohl er ihn kaum kannte, zwei Darlehen 
zu 4 pCt. gegeben hatte, wanderte getroſten Mutes heimwärts mit 
der feſten Ueberzeugung, daß Treue und Glauben, eine der Cardinai- 
tugenden des deutſchen Volkes, doch noch nicht ſo ganz, wie oft be⸗ 
hauptet, aus der Welt verſchwunden ſeien. Aber welch jähes Ende 
mußte dieſer Wahn erfahren, als dem Bauer eines Tages eine ge— 
richtliche Klage zugeſtellt wurde, worin er auf Zahlung von 6554 Mk. 
baar erhaltene Darlehen belangt wurde. Sofort wurde ihm klar, 
daß er das Opfer eines ſchändlichen Betruges geworden, allein bei 
der den Bauern ja leider eigentümlichen Scheu, irgend Jemandem 
von ſeiner Bedrängnis auch nur das Geringſte mitzuteilen, hatte er 
es unterlaſſen, bei Unterſchreibung feiner beiden Schuldurkunden 
Inſtrumentszeugen beizuziehen, während ſich andererſeits im Dienſte 
des Salomon Reis ſtehende Perſonen leicht fanden, welche die 
Richtigkeit der Schuldurkunden und den wirklichen Geldempfang 
Seitens des Bauern unterſchriftlich bezeugten. Die Folge war 
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natürlich, daß der Bauer, der die Richtigkeit feiner Unterſchrift ja 
nicht in Abrede ſtellen konnte, in zwei Inſtanzen zur Zahlung des 
eingeklagtes Betrages von 6554 Mk., ſowie zur Tragung der ſehr 
bedeutenden Prozeßkoſten verurteilt wurde. So war der Mann, der 
bisher in einer nicht ungünſtigen Vermögenslage ſich befunden hatte, 
mit einem Schlage mit ſeiner zahlreichen Familie an den Rand des 
gänzlichen Vermögensruines gebracht worden, aus keinem anderen 
Grunde, als weil unerſättliche Habgier die bäuerliche Leichtgläubigkeit, 
und wir dürfen wohl auch ſagen Dummheit auszunützen verſtand. 
Doch es ſollte die Sache noch nicht zur Ruhe kommen. Trotz der 
beiden den Bauern zur Zahlung verurteilenden civilrechtlichen Er— 
kenntniſſe, welche die von dem Bauer geltend gemachte Einrede des Be⸗ 
truges mangels Beweiſes ſelbſtverſtändlich nicht berückſichtigen konnte, ift 
es endlich doch der eingeleiteten ſtrafrechtlichen Unterſuchung gelungen, - 
ſo viel Beweismaterial zu ſchaffen, um die verbrecheriſche, gewiſſen⸗ 
loſe Handlungsweiſe der Reis'ſchen Eheleute vor das Forum des 
Strafrichters ziehen zu können. Die Verhandlung vom vorigen 
Donnerstag hat nun in ihrem Verlaufe ein ebenſo grelles als leider 
auch wahres Bild von der Geſchäftsführung gewiſſer Leute uns vor 
Augen geführt, daß wir uns nun keineswegs mehr über die über— 
aus ungünſtige Lage, in welcher ſich unſere Landbevölkerung befindet, 
wundern können. Wenn ſich z. B. Salomon Reis nicht ſcheuen darf, 
einzugeſtehen, daß er in 2 Fällen für Darlehen im Betrage von je 
1800 Mk. fiH eine Proviſion von je 1100 Mk., alfo mehr als 
60 pCt., hat verſprechen laffen und es auch Leute giebt, die ſich zu 
einem ſolchen Verſprechen herbeilaſſen, fo kann wohl mit Recht be- 
hauptet werden, daß unſere gegenwärtigen fozialen Verhältniſſe 
bis zu einem ſo hohen Grade ungeſund und verderbt ſind, daß eine 
Reaktion zum Beſſern ein dringendes Gebot der Notwendigkeit iſt. 
Dieſes Ziel kann aber nur dadurch erreicht werden, wenn einmütig 
einerſeits das Thun und Treiben der Geſchäftsleute gewiſſer Art 
ſchonungslos an den Tag gelegt wird, andererſeits aber der Bauer 
in ſeinen Geldnöten, in die ja Jeder irgend einmal verwickelt werden 
kann, ſich nicht mehr ſcheut, ſich, ſei es an ſeinen vermögenden 
Nachbarn, ſei es an Hilfskaſſen irgend welcher Gattung, zu wenden 
und ſo dem erbarmungsloſen Wucher jeder Boden für ſeine Thätig⸗ 
keit entzogen wird. Neis hat ſich aber auch nicht entblödet, zur 
Realiſirung ſeiner habgierigen Manipulationen ſich noch eines 
anderen Mittels zu bedienen, deffen moraliſche Nerwerflichkeit ſchon 
um deswillen eine ſo hohe iſt, weil dadurch das Rechtsbewußtſein 
des Volkes eben ſo ſehr geſchädigt werden muß, als es den Richter 
nicht in die Lage ſetzt, ein materiell richtiges Urteil zu ſprechen. 
Reis ſuchte nämlich ſeine Dienſtmagd in einem Bagatellprozeſſe zur 
Abgabe einer falſchen Ausſage, ſomit zur wiſſentlich falſchen Ver⸗ 
ſicherung an Eidesſtatt zu ie Fg Salomon Reis hat in ſeiner 
Chefrau Sophia eine würdige Gehilfin gefunden, die es verſtanden 
hat, ihren Ehegatten bei allen ſeinen wucheriſchen und betrügeriſchen 
Manipulationen kräftig zu unterſtützen. Die Vertheidiger ſuchten 
die Unſchuld ihrer Clienten an der Hand eines mißglückten Ent- 


laſtungsbeweiſes darzuthun und beantragten für beide Angeklagte 
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Freiſprechung, während die Anklage durch den Staatsanwalt ihrem 
ganzen Umfange nach — Salomon Reis war außer der vorer— 
wähnten Reate auch noch eines Diebſtahls bezichtigt — aufrecht er— 
halten wurde. Das ſchließlich verkündete Urteil dürfte einerſeits 
vielen Perſönlichkeiten, deren Geſchäftsthätigkeit ſich nicht durchweg 
als eine reelle bezeichnen läßt, zur Warnung dienen, um ſich vor 
einer unangenehmen Kolliſion mit dem Strafgeſetze zu hüten, an⸗ 
dererſeits ijt es aber auch geeignet, dem Unwillen, welche das ſcham⸗ 
loſe, betrügeriſche Gebahren dieſer Leute erregt, einigermaßen Satis— 
faction zu geben. Salomon Reis wurde zweier Vergehen des 
Betruges und eines Vergehens des Verſuches zur Verleitung zur 
Abgabe eines falſchen Handgelübdes ſchuldig erkannt und hierwegen 
in eine Gefängnisſtrafe von drei Jahren, ſowie in eine Geldſtrafe 
von 1200 M. verurtheilt: zugleich wurden demſelben die bürger— 
lichen Ehrenrechte auf die Dauer von fünf Jahren aberkannt. Das 
Urteil gegen Maria Reis lautete wegen zwei Vergehen des Betruges 
auf ſechs Monate Gefängnis. Den beiden Verurteilten fallen auch 
die ſämtlichen Koſten zur Laſt. (Mannh. Tagebl.) 


Das zweite Beiſpiel dieſer Art ſpielte ſich vor einigen Wochen 
in Berlin ab. Der Großbauer Springer zu Karow bei Blankenburg 
in der Nähe von Berlin, in regulären Verhältniſſen lebend, iiber: 
ſchreitet beim Trinken häufig die Grenzen der Mäßigkeit und iſt 
dann nicht immer voll zurechnungsfähig. So ſaß er vor wenigen 
Wochen in einem Lokal in Berlin, und zwei vorhandene jüdiſche 
Studenten erkannten ſeinen Zuſtand. Schnell war noch ein dritter 
Jude herbeigeholt, der als Käufer auftrat. Der Bauer ſah ſich 
bald bei einem Notar, die Studenten waren Zeugen, und ehe der 
Bauer noch ſo recht wußte, was mit ihm geſchehen, war der Hof, 
der 72000 Mk. wert iſt, für 36000 Mk. verkauft. Das über die 
Hypotheken hinaus an den Bauern Springer zu zahlende Geld iſt 
erſt nach Jahren fällig. Frau und Kinder ſind vom Hofe vertrieben, 
ein Gebot der Verwandten von 9000 Mk., um den Kindern den 
Hof zu erhalten, iſt abgelehnt worden. Ich glaube, daß leicht 500 
Strafgefangene mit zuſammen 2000 Jahren Zuchthaus gefunden 
werden könnten, die insgeſamt, wahrſcheinlich von der Not gedrängt, 
an Geld und Gut nicht ſoviel Schaden angerichtet haben, wie dieſe 
Herren, die aber ganz geſetzlich gehandelt haben. Zu ſolchen Zu— 
ſtänden ſind wir unter Herrſchaft des römiſchen Rechts gekommen. 


Auf ſo plumpe Weiſe läßt ſich natürlich nicht jeder Bauer 
fangen. Doch der Jude umſchleicht ihn, wie der Fuchs den Hühner— 
hof und ſucht die günſtigſte Angriffsſtelle zu eripähen. Sit dem 
Bauern vor der Ernte das Geld knapp, ſo kauft er ihm das Getreide 
auf dem Halm, die Wolle auf den Schafen und das Kalb im Mutter: 
leibe ab, zahlt gleich bar, aber nur ein Spottgeld. Iſt dem Bauern 
ein Stück Vieh gefallen, ſo leiht er ihm neues. Welche Feſſeln dem 
Bauern durch die berüchtigten Viehleihkontrakte angelegt werden, hat 
Niemand ſo wahrheitsgetreu dargeſtellt, wie Dr. Böckel zu Marburg 
in ſeinem Reichsherold. Unvergleichlich iſt der Jude in der Kunſt, 
dem Bauern als Hauſierer Dinge zu verkaufen, die derſelbe nicht 
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3 und auch gar nicht haben will. Ihm entgeht keine Schwäche, 
ein ſich bildendes Liebesverhältnis. | 

wit der Bauer weit genug zurückgekommen, ſo erwägt der 
Jude, in welcher Weiſe er ihm am beſten vollends den Garaus 
macht, um dabei möglichſt viel zu gewinnen. Er treibt es je nach 
Umſtänden entweder zum Zwangsverkauf oder zur Parzellierung, je 
nachdem er mehr Ausſicht hat, den erworbenen Hof entweder im 
ganzen, oder in Stücke zerſchlagen, gewinnbringender zu verkaufen. 
Nehmen wir an, daß die Parze lierung vorgezogen wird. Der Bauer 
iſt bereits in ſchwieriger Lage, doch wird ihm dieſelbe vom Juden 
als ganz hoffnungslos dargeſtellt. Alle Gläubiger fangen plötzlich 
an zu drängen, er weiß nicht warum. In der ganzen Gegend wird 


ſeine ſchwierige Lage bekannt und in den ſchwärzeſten Farben dar⸗ 


geſtellt, er weiß nicht woher. Ja, lieber Freund, veranlaßt hat das 
alles der dich umſchleichende Hebräer, aber nachweiſen kannſt du es 
ihm nicht. Er findet eben den Augenblick günſtig, dich um Haus 
und Hof zu bringen. Der Jude beſpricht jetzt häufig in Gegenwart 
der ganzen Familie die verzweifelte Lage und rückt plötzlich mit 
ſeinem menſchenfreundlichen Rettungsplan hervor, der Hof muß 
parzelliert werden. Die Schulden werden zuſammengezählt, und 
der Jude übernimmt die Garantie, beim Verkauf des Hofes je nach 
Lage der Sache einige hundert oder auch einige tauſend Thaler 
mehr heraus zu bekommen. Hiermit läßt ſich ja in einer größeren 
Stadt, fern von den hämiſch blickenden Nachbarn, ein einträgliches 
Geſchäft aufangen, oder es läßt ſich in Amerika, wo der Acker noch 
nicht urbaren Landes mit fünf Dollar zu kaufen iſt, wo kein Landrat 
ſchuriegeln kann, die Steuern niedrig find und der Sohn nicht Soldar 
werden braucht, ein neues Heim gründen. Es wird ein Kaufkontrakt 
abgeſchloſſen zu einem Preiſe, der ſich zuſammenſetzt aus den vor— 
handenen Schulden und dem verabredeten Ueberſchuß des Bauern. 
Jetzt iſt der Jude Eigentümer, ohne natürlich auch nur einen Pfennig 
Angeld bezahlt zu haben. Für den, der vom Vertrage zurücktritt, 
wird eine hohe Conventionalſtrafe von 3000 Mk. bis 6000 ME feſt⸗ 
geietzt. Jetzt wird der Acker in Parzellen zerlegt, wobei darauf ge⸗ 
ſehen wird, daß an der Erwerbung jeder Parzelle ſtets mehrere 
Nachbarn ein Intereſſe haben. Die Verſteigerung findet zu einer 
Zeit ſtatt, wo das Getreide noch auf dem Felde ſteht, möglichſt kurz 
vor der Ernte. Das ſchöne Getreide lockt natürlich beſonders an. 
Bei der Verſteigerung giebt es frei Bier und Schnaps, auch Cigarren, 
und hierdurch werden gar viele angelockt, die urſprünglich gar nicht 
daran denken, Acker zu kaufen. Durch die reichlich geſpendeten Ge— 
tränke wird aber mit der Zeit ein recht friſches Leben erweckt. Hier 
iſt der Jude in ſeinem Element. Für jeden hat er ein freundliches 
Wort. Er macht darauf aufmerkſam, daß hier die Gelegenheit ſei, 
durch günſtigen Kauf für Frau und Kind zu ſorgen, und daß dies 


doch die allererſte Pflicht eines ordentlichen Familienvaters ſei, ver— 
ſprichtgünſtige Zahlungsbedingungen, ſtellt als uneigennütziger Freund 
gute Hypotheken in Ausſicht, macht auf die gute Ernte aufmerkſam, 


hat von einem Angeſtellten des großen Hauſes Itzig oder Meyer 


gehört, daß die Kornpreiſe in nächſter Zeit bedeutend ſteigen werden, 
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drückt hier heimlich die Hand, tritt dort auf den Fuß, zwinkert 
Jenem mit den Augen zu, fragt nebenbei, was Mutter macht, wie 
es Wilhelm beim Militär geht, und ob Bertha aus Gram um ihn 
nicht ſchon geſtorben ſei, ob die braune Kuh ſich gut anlege, und ob 
Seemann es ſich noch immer nicht abgewöhnt habe, beim Jagen der 
Kühe nach dem Euter zu ſchnappen u. ſ. w. Im Handumdrehen, 
unter fleißigem Zutrinken, iſt der Kauf abgeſchloſſen. 

Unverkäufliche Stücke bleiben vorläufig als Eigentum des 
Juden liegen. Er hat viele tauſende verdient, der Bauer erhält 
ſeine paar Thaler Schmerzensgeld. Ja, erhält er ſie? Da ſind 
hier und dort noch kleine vergeſſene Schuldpoſten, hier und dort 
noch Koſten zu bezahlen, was ſchließlich übrig bleibt, wird ihm zu 
tragen nicht ſchwer. Will er nach Amerika, ſo entpuppt ſich der 
Jude als Auswanderungsagent, beſorgt die Fahrkarten und weiſt 
die Familie an Agenten in Amerika. Was das für Leute ſind, 
ſchildert uns Kapitän Carl Jenzen in ſeiner Illa von der Recknitz 
(Merſeburg) in geradezu unübertrefflicher Weiſe. Auch der jüngſte 
Auswandererproceß in Oeſterreich, bei dem ſich ein organiſierter 
Sklavenhandel enthüllte, giebt hierüber Klarheit. In der Regel 
wird er noch von Glück ſagen können, wenn es ihm ſchließlich ge— 
lingt, ſich bei einem Farmer als Arbeiter zu verdingen. Oft wird 
er zum Tramp, der in irgend einem Winkel endet. 

Kommt er aber dazu, wirklich eine kleine Farm zu erwerben, 
ſo iſt ihm oft wenig geholfen. Man weiß ja, wie es drüben vielfach 
ſteht. Leerſtehende Farmen, deren Eigentümer davon gelaufen ſind, 
finden ſich dort in großer Zahl. Ein Stück Land nach dem andern 
wird wegen rückſtändiger Steuern verkauft, von den Häuſern vers 
ſchwinden Thüren, Fenſter, Bretter, die die Nachbarn als gute Beute 
anſehen. Geht der Bauer nicht nach Amerika, ſondern will in einer 
Stadt ein Geſchäft anfangen oder einen kleineren Hof kaufen, ſo iſt 
ihm auch dabei der Jude behülflich. Aber fragt mich nur nicht, wie! 
Das Ende iſt ſelbſtverſtändlich! Entweder geht er als Trunken— 
bold zu Grunde, oder er findet als Arbeitsmann in einer 
Stadt Beſchäftigung. Die beſtehende Ordnung hat an ihm einen 
Todfeind, die Socialdemokratie, von deren Zielen er allerdings 
nichts verſteht, einen glühenden Anhänger gewonnen. Den Staats— 
geſetzen ſchiebt er ſein Unglück zu. Weiß Gott! ſollte er in dieſem 
Fall gar recht haben?! 

Auch reiche Bauern werden durch Vorſpiegelung des herrlichen 
Lebens als Rentier in einer Stadt häufig bewogen, ihren Hof zu 
parzellieren und nach der Stadt zu ziehen. Dort überläßt er es 
dann ſeinen vornehmeren Stammesgenoſſen, die als Barone, Geh. 
Kommerzienräte, Kommerzienräte, Generalkonſuln, Vorſteher aller 
möglichen Wohlthätigkeitsanſtalten dort in hohem Anſehen ſtehen 
und hochachtbare, ſich eines Weltrufes erfreuende Bankhäuſer haben, 
ihm ſo ganz allmählig mit Conſols, Oſtpreußiſcher Südbahn, Marien⸗ 
burg⸗Mlawka, Baubank, Bodenkredit ꝛc. ſeine ſchönen Thaler ab— 
zuknöpfen. | 

Lieber Bauer oder Rentier, willft du wiſſen, wo fie geblieben 
ind, jo mache einen Spaziergang durch Berlin, Weiten, und bift du 


dort mit irgend einem Portier befreundet, ſo ſuche einen Blick zu 
thun in die Prachträume jener Häuſer, gegen die die Prachtzimmer 
der Kaiſerlichen Schlöſſer verſchwinden. Für Dich und Deine Nach⸗ 
kommen wird von all dem Golde, das hier begraben liegt, nichts 
wieder zum Vorſchein kommen, es ſei denn, daß Verhältniſſe in 
Deiner Familie auftreten, die in Kapitel 12 bei Kunſt oder 20 bei 
Sittlichkeit näher beleuchtet ſind. 

In Berlin exiſtirt eine Firma Simon Böhm. 

Dieſelbe arbeitet gegenwärtig mit Millionen, erfreut ſich eines 
Weltrufes und hat einen großen Teil des Spiritus- und Korn— 
handels in ihre Hände gebracht. Tauſende und abertauſende von 
Produzenten ſind von derſelben abhängig. N 

Der Gründer der Firma machte früher in Oſtpreußen in 
Bauernhöfen, und die verarmten Bauern wiſſen ein Lied davon zu 
ſingen. Ein total verarmter Bauer war plötzlich, wahrſcheinlich 
durch Selbſtmord, geſtorben. Die Frau lud die Leiche auf einen 
Wagen, fuhr bei Herrn Böhm vor und brachte ihm denſelben mit 
den Worten: „Du haſt ihm das Fell über die Ohren gezogen, hier 
haſt du ihn ganz“! Geſchadet hat Herrn Böhm das a erdings nicht 
weiter, am wenigſten wohl in ſeiner Gemütsfreudigkeit. 

Kommerzienrat iſt er gegenwärtig noch nicht, doch hat er mit 
Herrn Aron Meyer, auf den ich ſpäter zurückkomme, dementſprechende 
Verhandlungen ſchon früher gepflogen. | 

Wohldenkende Männer, unter denen der Freiherr von Schorlemer— 
Alſt, der auch in anderer Hinſicht das Ideal eines deutſchen Mannes 
iſt, die erſte Stelle einnimmt, haben in den letzten Jahren Bauern— 
vereine gegründet, die einen großartigen Aufſchwung nehmen. Der 
Weſtfäliſche Bauernverein zählt gegenwärtig 23 000 Mitglieder 
beiderlei Confeſſion. Hoffentlich wird durch dieſe Vereine dem ent- 
ſetzlichen Treiben des Judentums unter den Landleuten ein Riegel 
vorgeſchoben werden, zumal wenn der Staat durch die Geſetzgebung 
zu Hülfe kommt. 


Jude und Handwerker. 


Der Handwerkerſtand iſt aus dem Banernſtand hervorgegangen. 
Als Heinrich der Vogelſteller die Notwendigkeit einſah, zu den 
wenigen vorhandenen feſten Städten eine große Anzahl neuer zu 
gründen, um dem Landmann im Kriegsfalle einen Zufluchtsort zu 
chaffen, hatte er große Not, die Städte zu bevölkern. Die Deutſchen, 
ächte Naturkinder, gewohnt, möglichſt einzeln auf ihren Feldern oder 
doch in weitläuftig gebauten Dörfern zu wohnen, ſträubten ſich 
entſchieden, in eine Stadt zu ziehen, die ſie als einen Sarg für 
Lebendige anſahen. Nur Zwang und das Verſprechen großer Vor- 
teile, wozu beſonders die Befreiung von jeder Hörigkeit zu zählen 
iſt, vermochten es, jeden neunten Mann in die Stadt zu zwingen. 
Zunächſt blieben ſie dort Ackerbauer und ſind es in den kleinen 


Städten noch bis auf den heutigen Tag. Bei dem engen Zuſammen— 
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leben waren die einzelnen aber mehr auf gegenjeitige Hülfe ange: 

wieſen, und wer ſich geſchickt zeigte, irgend ein Bedürfnis in beſonders 
guter Weiſe zu befriedigen, fand bald heraus, daß es für ihn beſſer 
ſei, aus der Befriedigung dieſes Bedürfniſſes bei Andern ein Gewerbe 
zu machen. So fanden ſich bald Leute, die ſich weniger mehr damit 
befaßten, dem Boden die Erzeugniſſe abzuringen, als dieſe Boden- 
erzeugniſſe durch ihre Arbeit in einen für die Menſchen brauch⸗ 
bareren Zuſtand zu verwandeln, d. h. es entſtanden die erſten 
Handwerker. Mit der zunehmenden Arbeitsteilung verzweigte ſich 
der Handwerkerſtand mehr und mehr, und infolge deſſen brachten 
es die Einzelnen zu immer größerer Kunſtfertis keit. Zu gegenſeitigem 
Schutz und Trutz traten dieſe Handwerker zu Innungen und Zünften 
zuſammen. Dieſe ſorgten dafür, daß keine Uebervorteilungen vor— 
kamen, daß die Lehrlinge regelrecht ausgebildet wurden, daß Zucht 
und gute Sitte aufrecht erhalten blieben, nur regelrecht Ausgebildete 
das Handwerk betreiben durften u. ſ. w. Der Handwerkerſtand 
trieb herrliche Blüthen, ſeine Erzeugniſſe erregen noch heute die 
Bewunderung eines jeden Kenners. Da auch die Geiſtlichkeit ihre 
Bildungsanſtalten nach den Städten verlegte, ſo fanden ſie auch 
Gelegenheit zu geiſtiger Ausbildung. Sie haben auch in allgemeinen 
Dingen, beſonders in der Politik, eine große Rolle geſpielt. Als 
die Poeſie unter dem Adel erloſch, nahm ſie der Handwerker auf. 
Die Nürnberger Dichterſchule mit ihrem Michael Behaim und Hans 
Sachs iſt heute noch allbekannt. Auch einen Philoſophen, Jacob 
Böhm, hat uns der Handwerkerſtand geſchenkt. Faſt jedes Handwerk 
wurde allmählich zum Kunſthandwerk, und der Rotgießer Peter 
Viſcher in Nürnberg hat uns Kunſtwerke hinterlaſſen, die noch jetzt 
unſern größten Künſtlern zum Studium dienen. Der Handwerker— 
ſtand wurde eine der größten Stützen des Reiches, ohne die ſich 
viele Kaiſer nicht hätten halten können. Der dreißigjährige Krieg, 
der überall in Deutſchland jo grenzenloſes Elend hervorbrachte, hat 
auch den Handwerkerſtand tief erſchüttert. Viele Kunſtfertigkeiten 
gingen ganz verloren, und nur ſehr allmählig fing er unter dem 
Schutze wohlwollender Fürſten, die nach dem Kriege alle Gewalt in 
ihrer Hand vereinigten, wieder an, ſich zu erholen. Die Hohenzollern 
haben dem Handwerkerſtand ſtets die peinlichſte Sorgfalt gewidmet. 
Duldeten doch zwei der bedeutendſten * a keine fremden Erzeug⸗ 
niſſe im Lande, deren Herſtellung au eingeborenen Handwerkern 
möglich war. Die in Berlin eingewanderten franzöſiſchen Reformirten 
brachten manche Kunſtfertigkeit wieder mit, die in dem entſetzlichen 
Kriege verloren gegangen war. Als in dieſem Jahrhundert die 
Verkehrswege ſich immermehr verbeſſerten, die Beweglichkeit der Be— 
völkerung immer größer wurde, und die Dampfkraft veränderte 
Verhältniſſe ſchuf, da wurde es notwendig, die ſtarren Schranken, 
mit denen ſich jedes einzelne Gewerbe umgeben hatte, etwas zu 
lockern, um einwandernden Handwerkern es überall möglich zu 
machen, ſich ihr Brot zu ſuchen. Eine Reformation des Zunftweſens 


wurde notwendig. Dieſen Moment benutzten die Juden, um durch 


die Geſetzgebung alle Ordnung im Handwerkerſtande aufzulöſen. Es 
iſt bekannt, daß die Juden in der Conflictszeit von 1861/66 eine 


große Rolle ſpielten. Als ſich unter dem Eindruck der Ereigniſſe 
vən 1866 die unter jüdiſcher Führung ſtehende nationalliberale 
Partei bildete, welche ſich mit der Regierung vertrug, erreichten es die 
Juden, daß ihnen in erſter Linie für ihr Entgegenkommen der 
Handwerkerſtand eingeſchlachtet wurde. Das Jahr 1869 brachte 
demgemäß volle Gewerbefreiheit. Es klang gar wunderſchön, wenn 
man damals ſagte, es müſſe Jedem erlaubt ſein, ſich ſein Brot in 
jeder beliebigen ehrlichen Weiſe zu ſuchen. Leider wurden mit der 
geſammten Auflöſung aller Ordnungen des Handwerkerſtandes die 
Verhältuiſſe dermaßen verſchlechtert, daß es bald heißen konnte: 
Jedem Handwerker ſteht es frei, zu verhungern, wo es ihm gefällt. 
Dieſes kraſſe Untergehen eines der älteſten Stände empfand aber 
doch der deutſche Michel gar zu deutlich und ſtreckte ſich unbehaglich 
hin und her. Da erfand man denn das Märchen, der immermehr 
zunehmende Erſatz der Menſchenhände durch Maſchinenkraft, die 
ſogenannte Einführung der hunderttauſend eiſernen Sklaven, habe 
den Handwerkerſtand zu Gunſten der Großinduſtrie d. h. der jüdiſchen 
Aktiengeſellſchaften vernichtet, während doch gerade die Einführung 
der Maſchinenkraft, beſonders nach Erfindung der Gasmotoren, dem 
Handwerker zum größten Segen gereichte, wenn man ſeine 
Organiſation nicht vollſtändig lahm gelegt hätte. Davon wollen 
wir unten noch des Genaueren reden, zunächſt aber unterſuchen, 
wie es dem Judentum möglich wurde, dieſen herrlichen Stand, der 
allen Stürmen der Jahrhunderte mutig getrotzt und ſeine Rechte 
unentwegt verteidigt hatte, in weniger als zwanzig Jahren voll— 
ſtändig zu zerſtören. Es war für den Handwerkerſtand ein geradezu 
unberechenbares Unglück, daß feine feſte Organiſation hauptſächlich 
auf Betreiben des Juden Lasker gerade in dem Augenblick zer⸗ 
ſchlagen wurde, als dieſelbe bei den veränderten Produktions- und 
Abſatzverhältniſſen am aller notwendigſten geweſen wäre, um das 
Heft in Händen zu behalten. So aber zerfiel die ſtarke Armee in 
einen Haufen von Einzelkämpfern, von denen jeder handelte, wie es 
ihm gut deuchte. Nunmehr hatten die Juden freie Bahn. Sie 
handelten ſtets einmütig, und was Einem an Betriebskapital fehlte, 
das gab der Andere, und durch ihre Aktienunternehmungen wußten 
ſie die tauſende von kleinen Kapitaliſten in ihre Dienfte zu zwingen. 
Dem gegenüber ſtand der Handwerker ratlos da. Was ihm der 
wohlmeinende Schulze-Delitzſch mit feinen Genoſſenſchaftsbanken bot, 
konnte nicht im entfernteſten das erſetzen, was er ſich mit ſeiner 
alten Organiſation ſelbſt hätte ſchaffen können. Was ſoll dem 
i 3 a + syra OT? 7 ＋ , — ena s Cet | 
Handwerker ein moderner Wechſel nützen, der in kurzer Friſt bezahlt 
werden muß? 

Jeder Wechſel iſt für ihn ein Inſtrument, an dem er ſich 
höchſtens die Finger zerſchneiden kann. Seine Außenſtände laufen 
ſellen nach Berechnung ein, während Unpünktlichkeit beim Wechſelein⸗ 
löſen bekanntlich von den verhängnisvollſten Folgen begleitet iſt. 
Die erſte Unterſchrift eines Wechſels iſt für den Handwerker der 
erſte Schritt in den Abgrund. Auch in ſeinem inneren Werte mußte 
der Handwerker ſchnell finfen. Wenn es dem Lehrling gefiel, lief 
er ſeinem Meiſter vor Beendigung der Lehrzeit fort und arbeitete 
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anderwärts als Geſelle. Seine Kenntniſſe und Fertigkeiten konnten. 
nur ſtümperhaft ſein. Es entſtand ein Handwerkerproletariat, und. 
mit dieſem fing der Jude an zu arbeiten. 

| Wir wollen a die einzelnen Berufszweige eingehen und derr 
ſchnellen Verfall beobachten. Früher gab es eine den Verhältniſſen 
entſprechende große Zahl von ſelbſtſtändigen Schneidermeiſtern. 
Niemand durfte das Gewerbe betreiben, der nicht die nötigen Kenni- 
niſſe und Fertigkeiten nachgewieſen hatte. Er beſchäftigte eine 
größere oder kleinere Zahl von Geſellen, welche in den verſchiedenſten. 
Werkſtätten des Inlandes und oft auch des Auslandes ihre Tüchtig— 
keit zu erhöhen ſuchten, um dann auch einmal ſelbſtſtändig zu werden. 
Nach dem Inslebentreten der Gewerbefreiheit tauchten jüdiſche Unter- 
nehmer auf, die ſelbſtverſtändlich vom Schneidergewerbe nichts ver— 
ſtanden, denn wie hätten fie fih vier Jahre lang vom Morgen bis: 
zum Abend mit der Nadel in der Hand auf den Tiſch ſetzen follen! 
Aber der Unternehmer hatte Geld und bei den jüdiſchen Tud- 
händlern reichen Credit. Er mietete einen ſchönen Laden und fand 
in dem Schneiderproletariat, das eben anfing, ſich zu bilden, Arbeits— 
kräfte genug, die, um nicht zu verhungern, für unbegreiflich billiges 
Geld arbeiteten. Er gab ihnen möglichſt bald Vorſchüſſe, um jte 
dann immer in der Hand zu haben. Die aus England Hierher- 
verpflanzte Fabrikation der Shoddy Wollſtoffe kam ihm trefflich zu. 
ſtatten. Dieſe Stoffe werden aus wollenen Lumpen hergeſtellt und 
ſind kaum von dem Kenner, geſchweige denn von dem Laien von 
guten Wollſtoffen zu unterſcheiden. Sie ſind um 50 bis 75 pCt. 
billiger, doch iſt ihre Haltbarkeit außerordentlich gering. Der reelle 
Handwerker kann dieſe Stoffe nicht führen. Da der Jude jomit 
ſehr billige Rohſtoffe und ſehr billige Arbeitskräfte hatte, konnte er 
ungemein billige Preiſe ſtellen und doch dabei tüchtig verdienen. 
Die Waare iſt in ſeinem Schaufenſter höchſt geſchmackvoll und ver⸗ 
lockend ausgeſtellt, häufige Zeitungsannonzen machen darauf auf⸗ 
merkſam, und wer erſt im Laden iſt, wird ſo leicht nicht wieder 
herausgelaſſen. Daß die Nähte des gekauften Anzuges ſchon nach 
einigen Tagen aufplatzen, der Stoff in einigen Wochen ſchadhaft. 
wird, iſt ja unangenehm, wird aber Angeſichts des billigen Preiſes 
leicht vergeſſen. Die Handwerksmeiſter büßten allmählig ihre Kunden 
ein, beſonders diejenigen aus dem Arbeiterſtande. Dem Meiſter: 
verblieben hauptſächlich diejenigen Kunden, welche erſt nach Jahren. 
oder garnicht zahlten. Schließlich blieb ihm nichts übrig, als eben⸗ 
falls Arbeiter in einem Judengeſchäft zu werden. Es entſtand 
Konkurrenz ſelbſt um deffen Hungerlöhne. Man ſuchte ſich einzu- 
richten, die Frau mußte fleißig mithelfen, die Nächte wurden zu 
Hülfe genommen, und während die organiſierten Fabrikarbeiter 
dauernd ihre Arbeitszeit herabſetzten, mußte er die ſeine verlängern. 
Wie oft finden wir den Handwerker nebſt Frau noch lange nach 
Mitternacht emſig bei der Arbeit. Schließlich wurden junge Mädchen 
oder verwittwete Frauen angenommen, die natürlich erſt recht mit 
Hungerlöhnen zufrieden ſein mußten. Folgende Tabelle mag. 
die Preiſe veranſchaulichen, die ein Handwerksmeiſter und ein. 
Jude zahlt | 


Handwerksmeiſter | Jude . 
Schneider Möller, Mehrere der feinſten Firmen 
| Krauſen⸗Str., in der Leipziger Str. 
Ueberzieher . Mk. 13,00 — 15,00 3,50—4,00 
Schwarzer Rock „ 13,00—15,00 3,50—4,00 
Hoſee „ 3,50 — 4,00 1,00—1,50 
Weſte „ ͤ 3,00 — 4,00 1,00—1,59 


Ganz ähnlich geht es zu bei der Herſtellung der weiblichen 
Bekleidung (Konfektion), nur mit dem Unterſchiede, daß hier nicht 
eine feſte Organiſation zu zerſtören war. Die Schneiderinnen gingen 
entweder für eine durchſchnittliche Bezahlung von zwei Mark zu 
ihren Kundinnen in die Wohnung, erhielten hier gutes Eſſen und- 
Trinken, arbeiteten im geheizten Raum und hatten eine gute Be— 
handlung, oder ſie verfertigten die Kleidung in ihrer Behauſung 
gegen einen vorher feſtgeſetzten Preis, wobei ſie ſich in der Regel 
noch beſſer ſtanden. Sie erſparten bei ſolidem Lebenswandel ein 
ſchönes Geld und brachten bei ſpäterer Verheiratung eine ſelbſter— 
arbeitete Ausſteuer und oft auch noch einen hübſchen Groſchen ihrem 
Gatten in die Ehe mit. Heute ſehen die Verhältniſſe anders aus. 
Die meiſten dieſer ſelbſtſtändigen Schneiderinnen ſind zu Arbeiterinen 
für den Juden herabgeſunken. Die Hungerlöhne machen es ihnen 
unmöglich, ihrem Körper die rechte Pflege angedeihen zu laſſen. 
Die lange Arbeitszeit ruinirt den Körper vollends. Außer der not— 
wendigſten Kleidung nennen ſie gewöhnlich nichts ihr eigen. Tritt 
Arbeitsloſigkeit ein, ſo haben ſie die Wahl zwiſchen Hunger und 
Schande. Sollten ſie in eine Ehe eintreten, ſo geſchieht es gleich 
mit Schulden. Ihr entkräfteter Körper kann nur ſchwächliche 
Kinder zur Welt bringen, denen ſie die Mutterbruſt nicht reichen 
kann. Die große Kinderſterblichkeit iſt hiervon die Folge. Bleiben 
dieſelben am Leben, ſo können daraus nur ſchwache Arbeiter und 
ſchlechte Soldaten entſtehen. Wird Schande gewählt, ſo geht es im 
beſten Falle durch ein kurzes Leben voller Glanz in den Abgrund. 

Das Schickſal dieſer Mädchen ſchilderte vor Jahren ein Artikel 
des Deutſchen Tageblatts in ergreifender Weiſe. Wir laſſen den— 
ſelben hier unverkürzt folgen, ſoweit er mir im Gedächtnis haftet: 

Nähen, nähen, nähen in dunkler Dezembernacht, 

Nähen, nähen und nähen, wenn ſonnig der Frühling lacht, 
Wenn um den Giebel im Hof die luſtige Schwalbe ſchwebt, 

Als wollt ſie recht zu meiner Qual mir zeigen, wie frei ſie lebt! 

Mit dieſen ergreifenden Verſen beſang bekanntlich Thoms 
Hood das Elend der Londoner Wäſchenäherinnen, und nach ſeinem 
Tode wußte man ihn nicht beſſer zu ehren, als auf ſeinen Grab— 
ſtein die Inſchrift zu ſetzen: „Er ſang das Lied vom Hemde!“ 

Wenn doch heut Jemand erſtände, der das Lied von den 
Mänteln ſingen wollte, jenes veritable, mitten aus der Wirklichkeit 
herausgeriſſene Bild, in dem ein Stück unſeres ſocialen Lebens in 
ſeinem ganzen Jammer aufgedeckt wird. Der Dank von zwanzig- 
tauſend weiblichen Seelen wäre ihm ſicher. Vielleicht weilt der 
Dichter ſchon unter uns und wetzt einſtweilen nur die Waffen. 
Freilich könnte er nicht tiefere Töne anſchlagen, als der engliſche 


Dichter hier anſchlug, dafür fände er aber ein um ſo reicheres Feld 
für ſeine Thätigkeit, für ſeine Tendenz, und könnte dereinſtigen 
Kulturhiſtorikern vortreffliches Material zu einem Werke: „Jüdiſche 
Konfektionäre als Förderer der Proſtitution in der Mitte des 
19. Jahrhunderts“ hinterlaſſen. Die Armen der Nation, die armen 
beklagenswerten Juden wollen es bekanntlich nie geweſen ſein, ſie 
leben keuſch und züchtig mit ihren Frauen, ausgenommen mit den. 
chriſtlichen, bauen ſich goldene Berge, natürlich im Schweiße der 
Germanen, der Armen und Elenden. Da iſt leicht zu ſparen bei 
den Nachkommen von Iſidor und Rebekka, die vor fünf Jahren in 
der Roſenthaler Straße alte Kleider aufkauften, dieſelben zurecht— 
ſtutzten und mit 100 bis 200 pCt. wieder an den Mann brachten 
und jetzt eins der größten Damenmäntel-Geſchäfte in der Leipziger 
Straße ihr eigen nennen. Aber die Kehrſeite der Medaille muß 
man ſich immer nur betrachten, ſchon um der Gerechtigkeit willen. 
Wem wäre nicht beim Anblick der von Tag zu Tag überhand 
nehmenden prunkenden Konfektionsgeſchäfte das Loos der Legionen 
von Mäntelnäherinnen eingefallen? 

Da Steht im Schaufenſter ein Mantel mit SO—100 Mk. aus⸗ 
geprieſen, an dem der Schweiß der chriſtlichen Sklavin klebt, natür— 
lich unſichtbar, denn fleckig darf derſelbe nicht abgeliefert werden, 
ſonſt giebt es einen Abzug am Nadelgeld. Nadelgeld, bittere 
Ironie, für dreitägige ununterbrochene Arbeit drei Mark, (jetzt nur 
noch 2 Mark). Judenlohn wird wohl mit Judaslohn identiſch ſein. 
Für Regenmäntel beträgt der Preis 1 Mk. bis 1,25 Mk. Zwirn, 
Seide und Nadeln müſſen von dieſer 1,25 Mk. auch noch bezahlt 
werden. Ja, die Juden bezahlen ſo ſchlecht! iſt die ſtändige Parole 
dieſer meiſt noch jungen und blühenden Mäntelnäherinnen, die 
ihnen dereinſt zum Fluch wird. Eines Tages gefällt dem jüdiſchen 
Konfektionär oder ſeinem ſaubern Geſchäftsführer das Mädchen 
beſſer, als die Ware. 

Jetzt hat aller Geiz ein Ende, und Jeruſalem zeigt ſich in 
ſeiner ganzen Keuſchheit und Frivolität. Man genießt auch gern 
einmal ein warmes Abendeſſen ſtatt der ewigen Koſt von Kaffee 
und Brot. Und in einer Nacht begegnen uns auf der Straße ge— 
putzte Frauenzimmer, die ſeit kurzem die Schaar öffentlicher Dirnen 
vermehrten. Einſt beſaßen ſie Scham, jetzt nicht mehr. Fragt man 
eins, zwei, drei: Was waren Sie früher? Mäntelnäherin! Und 
haben Sie ſich nicht anſtändig erhalten können? Die Juden be— 
zahlen ſo ſchlecht! iſt die letzte Antwort. 

Ja, die jüdiſchen Konfektionsgeſchäfte vergrößern ſich, Not, 
Elend und Schande ebenfalls. | 

Der engliſche Dichter fang nicht umſonſt weiter: 

„Nähen, nähen und nähen, wenn Morgens die Hähne krähn, 
Nähen, nähen und nähen, wenn die Sterne am Himmel ſtehn! 
Was ſoll das Elend ſein, das des Sklaven Werk zerfrißt, 

Wenn die Mühſal hier, die uns verſchlingt, eine Chriſtenarbeit iſt! 

Ganz ähnlich, wie im Schneidergewerbe, ging es bei den 
Schuhmachern zu. Die jüdiſchen Bazare nahmen auch hier den 


Handwerkern das Brot. Befanden ſich am Ort nicht billige Arbeits⸗ 
kräfte, ſo verlegte man die Fabrikation in Gegenden mit billigen 
Wohnungs⸗ und Lebensmittelpreiſen. Wie die Juden bei der 
Schneiderei die Shoddywaren einführten, ſo verwandten ſie hier 
imitiertes Leder, das aus Lederabfällen und Stoffen aller Art her— 
geſtellt wurde. Die noch vorhandenen Meiſter nähren ſich vor— 
wiegend von Flickarbeit. Wollen ſie neue Stiefel machen, müſſen 
ſie zum jüdiſchen Lederhändler gehen, da deutſche kaum noch vor— 
handen ſind. Der Jude beherrſcht den Lederhandel ſo vollſtändig, 
daß er auch den Loh- und Weißgerbern die Preiſe macht, bei 
welchen dieje maſſenhaft verarmen. Handſchuhmachern und Sattlern 
geht es nicht beſſer. Kommt der kleine Schuhmacher, der meiſt nicht 
einmal baar bezahlen kann, zum Lederhändler, ſo werden ihm Preiſe 
berechnet, bei denen er für die Dauer nicht beſtehen kann, da die 
jüdiſchen Bazare bedeutend niedrigere Preiſe haben. Wären Flick⸗ 
arbeiten in den Familien herzuſtellen, ſo dürfte ein ſelbſtſtändiger 
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Schuhmachermeiſter zu den Seltenheiten gehören. | 


In der Tischlerei und Holzbildhauerei giebt es wohl kaum 
noch ſelbſtſtändige Meiſter, die ihre Erzeugniſſe direkt ans Publikum 
verkaufen, wenigſtens in Berlin nicht. Wäre die Innung nicht 
gerade in der entſcheidenden Zeit zerſchlagen worden, hätte dies 
anders ſein können. 

Die kleinen Meiſter, oder wie fie fic) teilweiſe nennen, die 
ſelbſtſtändigen Arbeiter, ſitzen mit ihren Geſellen in den Werkſtätten, 
die in den Hintergebäuden der Vorſtädte zu finden ſind, und fabri— 
zieren dort all die herrlichen Möbel, die Berlins Stolz ſind. Am 
Freitag oder Sonnabend früh fahren ſie mit den fertigen Sachen 
zu den jüdiſchen Ausſtattungsgeſchäften, welche in den Hauptſtraßen 
der Stadt liegen. Die Meiſter zittern, denn der an und für ſich 
niedrige Preis wird auf eine lächerliche Summe herabgedrückt, falls 
ſich der kleinſte Fehler entdecken läßt. Den ſpätern Käufern gegeit= 
über find diefe Fehler, die er mit jeinen Laienaugen überhaupt nicht 


entdeckt, vollſtändig belanglos. Gefällt dem Meiſter der gebotene 
Preis nicht, kann er die Sachen ja wieder mitnehmen. Ja, mit- 


nehmen! Wenn nur die Geſellen am Sonnabend Abend nicht auf 
ihren Lohn warteten! Es würde einen ſchönen Auftritt geben, 
wenn hier nicht die größte Pünktlichkeit walten würde. Gar häufig 
wird die Ware zwar übernommen, aber mit einem Wechſel bezahlt, 
der nicht immer ſofort zu diskontieren iſt. Eilt am Sonnabend ein 
einfach gekleideter, in Schweiß gebadeter Mann in den Straßen 
Berlins mit auffälliger Haſt an uns vorüber, ſo iſt mit großer 
Wahrſcheinlichkeit anzunehmen, daß das ſo ein Handwerksmeiſter 
iſt, der irgendwo die Löhnung für ſeine Geſellen aufzutreiben ſucht. 

Wieviel der Meiſter für ſeine Erzeugniſſe erhält, und wie 
hoch dieſelben von dem Publikum ſchließlich bezahlt werden, mag 
folgende Tabelle zeigen. 


Ich bemerke dabei, daß ich die Verkaufspreiſe in einem ganz 


reellen Ausſtattungsgeſchäft erforſcht habe und dann zu dem mir 
bekannten Meiſter (Tiſchler oder Holzbildhauer) hingegangen bin, 


der mir aus ſeinen Büchern die Lieferungspreiſe nachgewieſen hat. 
In beiden Tabellen handelt es ſich um dieſelben Stücke. 
Lieferungspreis. Ladenpreis. 


Großes geſchnitztes Büffet. . 185 Mk. 350 Mk. 
Mittleres „ z . « 135 * 260 „ 
Kleines 8 i 33 1 a 210 „ 
Großer geſchnitzter S igel mit 

Cryſtallalas 3 S . 65 D 185 „ 
Kleiner Spiegeln. 37,50 „ 60 „ 


ie re beſtehend aus Sopha, 

2 großen, 4 kleinen Seſſeln mit 
rotem, gepreßtem Plüſchbezug 670 u 990 „ 
Antoniettentiſch. : c j DL y 


Ich bemerke ausdrücklich, daß das betreffende Möbelgeſchäft 
ein hochreelles ijt, und der Meiſter glücklich war, hier feine Erzeug— 
niſſe abſetzen zu können. 

Des weiteren habe ich mich denn aus den Büchern des Meiſters 
überzeugt, daß er an 2 großen Büffets (es werden ſtets 2 zuglei ich 
angefertigt) nach Abzug des Preiſes für Holz, Beſchläge, des Lohnes 
für Tiſchler, Holzbildhauer, Polierer, einen Reingewinn von 22 Mk., 
ſage zwei und zwanzig Mark, übrig behält, wobei die Koſten für 
Leim, Transport, das Nachpolieren an Ort und Stelle noch gar 
nicht mitberechnet ſind. Nun kommt es häufig vor, daß das an— 
ſcheinend geſunde Holz im Innern ſchadhaft iſt und nicht verwandt 
werden kann. Dann arbeitet er ohne allen Nutzen. 


Es kommt nicht ſelten vor, daß ein M tobelgerdhat, nachdem 
es den Meiſtern für ihre Ware längere Zeit Wechſel gegeben ba: 
falliert. Dann gehen in der Regel viele Meiſter zugleich zu Grunde, 
während die Frau des bisherigen Möbelhändlers ein feines Quar⸗ 
tier in beſter Stadtgegend bezieht und ihren Mann, dem abſolut 
nichts zu nehmen iſt, als Schlafburſchen zu ſich nimmt. 

Die Bäckerei war früher recht einträglich. Jetzt, wo der ge⸗ 
ſammte Korns und a in Judenhänden liegt, tt auch dies 


Die Baubandwerfer, als da ſind Schlofter. ee Glaſer, 
Tapezierer, Töpfer, Zimmerleute, Maurer, Putzer, Stuckateure, 
Maler, werden in anderer Weiſe ruiniert, worüber wir uns ein⸗ 
gehend ausſprechen wollen. 


Die Wohnung gehört zu den notwendigſten und teuerſten Be— 
dürfniſſen. Wer Wohnungen herſtellt, um ſie an Andere zu ver⸗ 
mieten, will dadurch einen Nutzen erzielen, der auch voll beredti igt 
iſt. Als aber die Juden ſich des Baugrundes, des Häuſerbaues 
und des Hypothekenweſens bemächtigten, gerieten Die Wohnungs⸗ 
verhältniſſe, beſonders in den Großſtädten, in ganz even 
Bahnen, jo daß die meiſten Mieter für thre Wohnung einen vie 
größeren Betrag aufwenden müſſen, als wirtſchaftlich berechtigt it. 
Außerdem ſinken die Mieter oft zu Sklaven des Wirtes herab, wie 


die bekannten Berliner Mietskontrakte beweiſen. „Mein Haus iſt 
meine Burg,“ dies ſtolze engliſche Wort hat für den Berliner 
Mieter nur eine ſehr beſcheidene Bedeutung. | 

Jüdiſche Spekulanten haben feit lange einen großen Teil der 
Bauflächen in und um Berlin billig erworben, und derſelbe iſt in 
ihren Händen um das vielfache ſeines Wertes geſtiegen. Die künſt⸗ 
liche unerhörte Steigerung des Baugrundes iſt die Haupturſache 
der Wohnungsnot. 


Zweitens haben ſie es verſtanden, alte, baufällige oder un— 
moderne Häuſer zahlreich in ihren Beſitz zu bringen. 

Möglich wurde das dadurch, daß ſie eine höhere Hypothek an 
ſolchem Hauſe, nötigenfalls mit einigen Opfern, in ihren Beſitz zu 
bringen ſuchten und dieſelbe dann kündigten. Neue Hypotheken 
ſind auf alte Häuſer ſelbſtverſtändlich nicht zu ſchaffen, und ſo kommt 
es denn, daß ſich der vielleicht in ganz behaglichen ee 
lebende Beſitzer, der fic) vom Juden ganz fern gehalten hat, plötzlich 
durch den Zwangsverkauf aus ſeinem Hauſe vertrieben ſieht. Das 
Haus ſelbſt wird dann auf Abbruch verkauft. Der Bauplatz oder 
das neu zu bebauende Grundſtück wird dann mit Vorliebe an weniger 
kapitalkräftige Bauunternehmer verkauft in der Hoffnung, das fertig 
gebaute Haus wieder in die Hände zu bekommen. Sobald der 
Bauherr mit ſeinem Kapital zu Ende iſt, giebt der Jude die Bau— 
gelder, die ratenweiſe, nach jeder Balkenlage, gezahlt und gut ver— 
zinſt werden. Bis dahin iſt die Sache vollſtändig in Ordnung, und 
iſt der Jude der Ueberzeugung, daß der Bauherr ſich im Notfall 
anderweitig helfen kann, oder, wie der techniſche Ausdruck lautet, 
ſteif im Kreuz iſt, ſo treten auch keine weiteren Zwiſchenfälle ein. 
Doch gehört dieſer regelmäßige Verlauf zu den Ausnahmen. In 
der Regel hat der Bauherr ſeine Kräfte etwas überſchätzt, es tauchen 
ganz unerwartete Schwierigkeiten auf, die der Jude natürlich durch 
ſeine Agenten veranlaßt hat. Der Stein- oder Holzhändler z. B. 
will plötzlich ohne ſofortige Barzahlung nicht weiter liefern, die 
Baugelder bleiben zurück, die Bauhandwerker werden ebenfalls be— 
ſorgt und liefern nicht weiter. So kommt das Haus ſchon während 
des Baues zum Zwangsverkauf. Da jeder Mitbieter / des Wertes, 
d. h. in Berlin nie unter 20,000 Mark Kaution zu ſtellen hat, ſo 
können die Handwerker nicht mitbieten. Allenfalls kommt der Stein— 
händler noch zu ſeinem Geld, da dieſer in der Regel fapital- 
kräftig iſt. 

Der Jude als Inhaber der 1. Hypothek kauft das Haus, der 
Bauherr und die Bauhandwerker find ihr Geld los, der Jude aber 
hat es verſtanden, ſich ohne weſentliche Koſten auf ſeinem Grund— 
ſtück ein neues Haus bauen zu laffen. Häufig gelingt es dem Bau- 
unternehmer, das Haus fertig zu ſtellen, aber außer Gefahr iſt er 
damit noch nicht. Das Haus muß ein halbes Jahr leer ſtehen, die 
erſten Mieter ſind oft nicht zahlungsfähig, denn es iſt nicht Jeder⸗ 
manns Sache, in einem neugebauten Hauſe zu wohnen, die Zinſen 
werden fällig, und ſo ſtürzt er oft noch in demſelben Augenblick, 
wo er ſich am Ziel wähnen konnte. | 


ge 


Die Zahl der in Berlin auf ähnliche Weiſe verunglückten Bau- 
unternehmer, die natürlich ihr Geld los geworden ſind, iſt Legion. 
Es befinden ſich darunter Leute aus allen Ständen, die etwas Geld 
beſaßen und vom Bauteufel erfaßt wurden. Ihre Zahl würde noch 
größer ſein, wenn nicht die eigentümliche Sucht unter ihnen beſtände, 
ſich auf dem Grundſtücke, um das ſich einſt ihre glänzendſten Hoff⸗ 
nungen bewegten, und das jetzt ihrem ärgſten Feinde gehört, aufzu⸗ 
hängen. Ob ſie etwa glauben, dadurch den Beſitzer in ſeiner Ruhe 
zu ſtören? das wäre zu bedauern, denn dann wären ſie bei ihrem 
Sterben ebenſo von falſchen Vorausſetzungen ausgegangen, wie bei 
Lebzeiten. Vor einigen Wochen erſt erſchoß ſich ein keineswegs un⸗ 
bemittelter Maurermeiſter Röpke, Melanchtonſtr. 17, auf dem neu⸗ 
gebauten Grundſtück Swinemünderſtr. 66, jetzt 60/61. Röpke hatte 
den Bauplatz von der 3 Halpert und Pinnert, Grenadierſtr., 
erworben. Die ganze Nachbarſchaft ſchilderte die Manipulationen 
dieſer Baufirma, welche den Röpke in den Tod getrieben haben ſollen, 
als unerhörte. 

Es gelang mir, auf indirektem Wege Beziehungen anzuknüpfen, 
die mir über die Geſchäftspraxis der Firma genaue Auskunft gaben. 


Einiges davon werde ich hier mitteilen. 


uf beſſeren Orientirung nehmen wir einen beſtimmten Fall. 
Herr Müller erwirbt von derſelben einen Bauplatz, auf welchen er 
100,000 Mk. ſchuldig bleibt; darauf hat er beſonders zu zahlen 
1 pCt. Proviſion an die Firma, 1 pt. an die Bank, das Kapital 
mit 5 pCt. zu verzinſen. 

Die offerierten Baugelder, welche ratenweiſe, nach jeder Balken⸗ 
lage, gezahlt werden, ſind ebenfalls mit 5 pCt. zu verzinſen, außerdem 
werden dieſelben gekürzt um 1 pCt. für die Firma, 1 pCt. für die 
Bank. Da nun die Baugelder ſo bemeſſen werden, daß ſie nie aus⸗ 
reichen, ſo entſtehen dem Bauherrn ſchnell genug Geldverlegenheiten. 
Er muß der Firma für weiteres Geld laufende Accepte geben, und 
berechnet dieſelbe dann 6 pCt. Zinſen, 1 pCt. Proviſion. Bei 
Prolongationen wird abermals 1 pCt. Proviſion außer den Zinſen 
berechnet. Die Accepte werden bei der nächſten Baurate in Zahlung 
gegeben, bei welcher die üblichen 2 pCt. ebenfalls abgezogen werden. 
Jetzt entſtehen natürlich bei Fortſetzung des Baues größere Geld— 
verlegenheiten, und nun hat die Firma bald gewonnenes Spiel. Der 
Bau wird fertig, der Bauherr erſchießt ſich oder läuft davon, das 
Haus wird in der Zwangsverſteigerung von der Firma erworben und 
dann mit großem Nutzen verkauft. 


Von den ungeheuerlichen Manipulationen der Juden, um all⸗ 
mählich faſt ſämmtliche Grundſtücke Berlins direkt oder indirekt in 
ihren Beſitz zu bringen, giebt Kunde eine hochintereſſante Broſchüre 
eines früheren Vicewirtes der Firma A. Ehrlich zu Berlin, 
Univerſitätsſtraße. Das Titelblatt mit dem Namen des Verfaſſers 
iſt mir leider in den letzten Tagen abhanden gekommen und ſo 
ſchnell nicht wieder zu beſchaffen, aber der Name des Druckers: 
Gödecke, vorm. Müller, Berlin N., Friedrichſtr. 105a, dürfte es jedem 
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Ermöglichen, dieſe hochintereſſante, um nicht zu ſagen unentbehrliche 
Broſchüre zu beſchaffen. 

Der Jude Herr A. Ehrlich kam mit kleinem Vermögen nach 
Berlin, erwarb ein Haus, errichtete eine Holzhandlung en gros und 
wußte ſo zu arbeiten, daß ſeiner Firma jetzt 54 Häuſer gehören, die 
ſämmtlich nach Straße und Nummer aufgeführt ſind. Wehe dem 
Bauherrn, der auch nur einige Balken zu ſeinem neuen Hauſe von 
Herrn Ehrlich entnahm! 


Dieſe Balken wirken genau ſo, wie die des Holländermichel in 
dem Haufſchen Märchen. ehe überhaupt jedem, der mit Herrn 
A. Ehrlich in irgend welche Geſchäftsverbindung trat! Dreimal 
wehe aber jedem Handwerker, der für Herrn Ehrlich in ſeinen Häuſern 
Arbeiten übernahm! 

Die Darſtellungen des Verfaſſers ſind geradezu grauenerregend. 
Ohne Proceß hat Ehrlich wohl niemals bezahlt, und an dieſen 
Prozeſſen gingen die Handwerker regelrecht zu Grunde. Den Kniffen 
des Herrn Ehrlich war kein Handwerker gewachſen. 

Die Vicewirte und Mieter waren reine Objecte der Ausbeutung. 
So iſt es recht, ſo mußte es kommen, damit endlich den Deutſchen 
die Augen — noch lange nicht aufgehen. 


Herr Ehrlich iſt ſchließlich wegen Kuppelei zu harter Gefängnis— 
ſtrafe verurteilt, aber begnadigt worden. Leider giebt der Verfaſſer 
ticht an, wer dabei ſeine Vermittlerhand im Spiel gehabt hat. Ich 
habe darüber meine eigenen Gedanken. Einer zweiten Anklage wegen 
Wuchers. Erpreſſung und Betruges entzog ſich Herr A. Ehrlich durch 
den Tod. 


Jetzt iſt Herr Moritz Ehrlich, der Sohn des Verſtorbenen, der 
Beſitzer der 54 Häuſer, und der übertrifft nach der Broſchüre noch 
ſeinen Vater. Auch Herr Bolle, jetzt größter Meiereibeſitzer in 
Berlin, ſoll früher durch Herrn A. Ehrlich zu Fall gekommen ſein, 
als er, mit großen Mitteln ausgeſtattet, in der Seydelſtraße eine 
Anzahl von Häuſern baute und dabei Herrn Ehrlich in die Hände 
fiel. Herr Bolle iſt nicht verzweifelt, ſondern hat ſich an einer ehr— 
lichen Geſchäftsunternehmung wieder emporgearbeitet. Solche Spann— 
kraft beſitzen aber nur wenige. Auch von den Gebrüdern Burchardt, 
in Berlin unter dem Namen „Tapeten-Burchardt“ bekannt, erzählt 
man ſich ſo mancherlei. Der Vater iſt in Ketten im Zuchthauſe ge— 
ſtorben, die Söhne ſind jetzt vielfache Millionäre, einer derſelben iſt 
Königlicher Hoflieferant. Einer von dieſen Brüdern ſoll ein eigenes 
Bureau nur für „Wechſelſachen“ unterhalten, natürlich nur für hohe 
Herren. Der frühere Beſitzer des Orpheum, Herr Bente, ſchuldete 
einem der Brüder eine unbedeutende Summe, die als Hypothek ein: 
getragen war. Damit hatte er aber Appetit erweckt und die Auf— 
merkſamkeit auf ſich gezogen. Herr Burchardt erwarb mit Opfern 
eine weitere Hypothek, die für eine Hamburger Bank auf dem 
Grundſtück eingetragen war und brachte dann dasſelbe trotz pünktlicher 
Zinszahlung zum Zwangsverkauf. Er ſoll bei dem Erwerb eine volle 
Million verdient haben. ö 
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Bei den bisher geſchilderten Vorgängen ijt es hauptſächlich 
auf den Bauunternehmer abgeſehen, und die Bauhandwerker fallen 
nur ſo nebenher mit in's Verderben. 

Bei den eigentlichen Schwindelbauten hat man es aber ſpeziell 
auf dieſe gemünzt. 

Es giebt in Berlin unzählige Perſonen, auch Baumeiſter, die, 
durch das Judentum vollſtändig zu Grunde gerichtet, ſich dieſem 
auf Gnade und 1 ergeben. Wie das möglich iſt? Buſch, 
deſſen meiſterhafte humoriſtiſche Illuſtrationen uns deshalb ſo an⸗ 
heimeln und immer von neuem intereſſant ſind, weil ihnen tiefe 
pſychologiſche Beobachtungen zu Grunde liegen, führt uns den Affen 
Fips vor, der ſeine Feinde Gripps, den Kater, und Schnipps, den 
Hund, ſo grauſam und ſchändlich behandelt, daß ſie ihm gegenüber 
von der größten Hochachtung erfüllt werden und ihm mit dem 
größten Vergnügen dienſtbar ſind. Unter den zu Grunde gerichteten 
Baumeiſtern, wirklichen, examinirten Baumeiſtern, wird einer aus- 
gewählt, mit dem folgender raffinirte Schwindel in's Werk geſetzt wird: 

Ein Baugrundſtück wird dem Baumeiſter aufgelaſſen. Die 
möglichſt hoch bemeſſene Kaufſumme wird als 1. Hypothek einge⸗ 
tragen. Der Bau beginnt. Das abſolut notwendige Geld wird 
won dem im Hintergrunde ſtehenden hebräiſchen Eigentümer zur 
Verfügung geſtellt, aber ſämtliche Bauhandwerker werden mit der 
Zahlung auf eine ſpätere Zeit, womöglich bis zur Beendigung des 
Baues vertröſtet. Wer durchaus nicht warten will, erhält wohl eine 
Kleinigkeit. Wird endlich der Andrang der mistrauiſch gewordenen 
Handwerker, die ſämtlich ihre kleinen Kapitalien in dem Bau zu 
ſtecken haben, zu groß, ſo iſt eines ſchönen Tages der Bauherr ver— 
ſchwunden. Wird er auch ſchließlich aufgefunden, ſo ſtellt ſich 
heraus, daß er eine kleine Stube mit Tiſch, Bett ꝛc. bewohnt und 
abſolut nichts beſitzt. Er hat auf Koſten des Juden ein angenehmes 
Jahr verlebt. 

Das Haus kommt zum Zwangsverkauf. Laffen die Hand- 
werker auch ihre Forderung eintragen, was nützt es ihnen? Bei 
der hohen Kaution können ſie doch nicht mitbieten. So erwirbt der 
Jude ein Haus, in dem ihm die Fußböden, Treppen, Fenſter, 
Waſſerleitungen, Ofen, Tapezier- und Malerarbeiten, Dächer, Mb- 
flußröhren ꝛc. keinen Pfennig koſten und meiſtens ſehr ſchön aus⸗ 
geführt ſind. Und die Handwerker? Ja, über deren Schickſal 
4 die Zeitungen nichts. Gehe aber nicht gleich mit Ver— 
achtung und edlem Selbſtbewußtſein vorüber, wenn Du im Rinn⸗ 
ſtein einen total betrunkenen, zerlumpten Menſchen liegen oder von 
der Polizei eine Schaar aufgegriffener Vagabunden vorüberführen 
ſiehſt: Wer weiß, wodurch ſie ſo tief geſunken ſind! 

Was Du jetzt biſt, das war auch ich, 

| Was ich bin, kannſt Du werden! 

Siehſt Du aber einen Herrn Kommerzienrat vorüberwandern, 
der irgend einer wohltätigen Stiftung, meinetwegen einer ſolchen 
zur Beſſerung Gefallener, deren großmütiger Beſchützer er ift. einen 
Beſuch abſtattet, ſo ziehe nicht gleich zu devot Deinen Hut: Wer 
weiß, wodurch er oder ſeine Vorfahren ſo hoch geſtiegen ſind! 
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Schade, ſchade, daß Leibnitz ſchon ſo lange iot iſt. Ich hätte 
gar zu gern jem Geſicht geſehen, mit dem er Angeſichts ſolcher 
Thatſachen unſere Welt für die befte aller denkbaren Welten er- 
klärte! Ja, wenn die Juden nicht wären! 

In dieſen Tagen iſt das Römerbad in der Zimmer⸗Straße 
wangsweiſe verkauft worden. Etwa eine Million ift daran ver- 
— gegangen. Gebaut wurde dasſelbe von einem Juden, Hoffmann, 
der in Wien ein Cafs leitete. Nach Berlin kam er auf Veranlaſſung 
der jüdiſchen Firma Fedor Berg in der Beſſel⸗Straße. 

Im vorigen Jahre fallierte eine jüdiſche Firma mit 17 Neu- 
bauten. Ein jüdiſcher Freund des Firmeninhabers in der Beſſel— 
Straße kaufte die Häuſer bei der Zwangsverſteigerung ſämtlich. 
Wieviel Champagner mag von beiden an dem Abend vertilgt ſein, 
als das letzte Haus erworben war! | 

Auf dieje Leute könnte ja beinahe Joſeph in Egypten eifer⸗ 
ſüchtig werden! Und doch ſind auch dies nur Stümper gegen 
unſere heutigen Geld- und Kornjuden. 

Ich kann das Kapitel Jude und Handwerker nicht verlaſſen, 
ohne noch einen Blick auf das Lieferungsweſen zu werfen. Es läßt 
ſich dabei faft ſämtlichen Behörden der fürchtbare Vorwurf nicht er- 
ſparen, daß ſie bei faſt allen Lieferungen, bei denen es ſich um 
Staatsgelder im Betrage von vielen Millionen handelt, die Juden, 
rejp. deren Zwiſchenhändler bevorzugen. Zuweilen nimmt dieſe 
Bevorzugung einen geradezu unheimlichen Charakter an- 

Ein mir befreundeter, ſehr leiſtungsfähiger Schneidermeiſter 
in der Köpenicker Straße hatte bei einer Lieferung für die Poſt 
tatſächlich die niedrigſte Forderung aufgeſtellt. Gleichwohl kam 
dieſelbe in Judenhände. 

Wie iſt das möglich? Der Jude weiß eben Mittel und Wege, 
ſich die Lieferungen zu verſchaffen, die dem Deutſchen verborgen 
ſind, und wenn er dieſelben auch wüßte, ſo würde er ſolche niemals 
ergreifen, weil es ihm ſeine Ehrenhaftigkeit nicht erlaubt. Thut er 
es doch einmal, ſo fällt er ſicher hinein. Einige von dieſen Mitteln 
und Wegen werden wir in dem Kapitel „Jude und Beamter“ kennen 
lernen. Durch ihre Lieferungen haben ſich viele Juden zu mehr⸗ 
fachen Millionären emporgeſchwungen. Wir nennen nur die Firmen 
Sachs & Co., Mohr & Speyer, Lachmann u. ſ. w. Wir wollen 
gar nicht behaupten, daß dies nicht reelle Firmen ſeien und gut 
lieferten, aber welchen Segen würde es bringen, wenn die Millionen, 
die den Lieferanten in die Hände fallen, teils dem Staate zu gute 
kämen, teils direkt in die Hände der Produzenten flöſſen. Anfertigen 
müſſen die Handwerker die Waren ja ſo wie ſo, aber der Gewinn 
fließt in die Taſchen der Lieferanten. Unſer Handwerkerſtand würde 
nicht auf eine ſo tiefe Stufe herabgeſunken ſein, wenn er die Staats⸗ 
und Reichslieferungen erhalten hätte. Man wende nicht ein, daß 
die Behörden beim Verkehr mit den einzelnen Handwerkern viel 
mehr Arbeit hätten und mehr Beamte einſtellen müſſen. Die wenigen. 
Beamten würden ſich durch das Wohlergehen eines der wichtigſten 
Stände tauſendfach bezahlt machen, und kein Parlament der Welt 
würde es wagen, die Einſtellung ſolcher Beamten abzulehnen. 


Außerdem braucht der Staat keinen einzigen Beamten mehr einzu⸗ 
ſtellen, wenn er, ſtatt mit den einzelnen Handwerkern zu unter⸗ 
handeln, ſich direkt mit den Innungen in Beziehungen ſetzen würde. 
Die Militärbehörde hat damit einen ſchwachen Anfang gemacht, 
indem fie eine Anzahl von Proviantwagen direkt bei der Stellmacher- 
Innung beſtellt hat. Der Obermeiſter der Innung hat die Arbeit 
an ſeine Innungsgenoſſen verteilt, dieſelben haben einen ſchönen 
Groſchen Geld verdient, die Behörde iſt preiswert und gut bedient 
worden, und die Beamten ſind keinen Beſtechungsverfuchen ausge⸗ 
ſetzt geweſen. Mögen es doch alle Behörden ſo machen, und der 
erſte Schritt zur Widergeburt eines ſelbſtſtändigen Handwerker⸗ 
ſtandes wäre gethan. Bei Ankäufen von Erzeugniſſen der Land⸗ 
wirtſchaft hat man ja in den letzten Jahren ebenfalls angefangen, 
direkt mit den Produzenten zu verkehren. Bei Submiſſionen diry- 
ten nur Innungsmeiſter zugelaſſen werden. Auch dem Offizierſtande 
wäre zu raten, feine Uniformen und ſonſtigen Ausrüſtungsſtücke 
direkt bei tüchtigen Handwerksmeiſtern zu beſtellen. Warum kaufen 
die Offiziere, warum kaufen auch ſämtliche Johanniter Rechts- und 
Ehrenritter, ſowie ein großer Teil der Landräte, höheren Forſt⸗ 
Steuer⸗ und Polizeibeamten ihre Uniformen ꝛc. bei der Firma 
Mohr & Speyer, die doch wahrhaftig nicht billig iſt? Warum 
kauft ein großer Teil der höheren Reichspoſtbeamten ihren Bedarf 
bei Sachs & Co.? Wieviel Handwerker, die ſicher nicht ſchlechter, 
aber viel billiger liefern würden, könnten hiervon leben und als 
ſelbſtſtändige Handwerksmeiſter eine geachtete Stellung einnehmen! 
Mein Schneidermeiſter Möller in der Krauſen⸗Straße erklärte mir, 
daß er ſowohl wie alle übrigen Meiſter diefe Uniformen bei vor- 
züglichſter Ausführung um 33 pCt. billiger liefern und doch dabei 
gut verdienen. Ich will nicht bitter werden, aber den Behörden 
und behördlichen, Perſonen kann ich den Vorwurf nicht erſparen, 
daß ſie an dem Überwuchern des Judentums und dem Niedergange 
des Handwerks in unbegreiflicher Kurzſichtigkeit mitarbeiten. Auch 
das hat mich, und auch gewiß tauſend Andere, peinlich berührt, 
daß die Ausſteuer der jetzigen Frau Kronprinzeſſin von Griechen⸗ 
land die Firma Gerſon geliefert und dabei doch ungezählte Tauſende 
verdient hat. Die Hände deutſcher Arbeiter und Arbeiterinnen 
haben die Kunſtwerke hergeſtellt und auch die Zeichnungen dazu 
entworfen. Der Jude hat das Geld eingeſteckt, und ſeine Leiſtungen 
werden geprieſen durch alle Zeitungen der Welt. Sollten die kunſt⸗ 
ſinnigen Schöpfer all' der Herrlichkeiten nicht ohne Vermittelung 
eines jüdiſchen Kaufmannes aufzufinden geweſen ſein? Hat man 
doch das koſtbarſte Stück, den Brautſchleier, ohne ſolche Vermittelung 
anfertigen laſſen. Sollten nicht wenigſtens die deutſchen Firmen 
Rudolf Hertzog, Heeſe, Gebr. Buſch u. ſ. w., von denen man weiß, 
daß ihre Arbeitskräfte hoch anſtändig bezahlt werden, mit der 
jüdiſchen Firma Gerſon an Preiswürdigkeit und eleganter Aus— 
führung konkurrieren können? 

Wie man Armeelieferant wird, davon mag folgende kleine 
Begebenheit eine Illuſtration geben. Bei einem hieſigen Schuh⸗ 
machermeiſter lernte ein junger Mann Namens Nolte das Schuh— 
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macherhandwerk, nebenbei lernte er auch noch das Zuſchneiden. 
Darauf trat er als Zuſchneider in die Lederhandlung von Jacobi, 
König⸗Straße ein, weil bekanntlich in den Ledergeſchäften das Zu⸗ 
ſchneiden ſchon teilweiſe beſorgt wird. Derſelbe ſtellte hier Verſuche 
mit Segeltuch an und verfertigte daraus Schuhe. Herr Jacobi 
fand bald, daß die Erfindung ſeines Zuſchneiders praktiſch zu ver— 
werten ſei. Er reichte die Segelſchuhe der Armeeverwaltung ein 
und fand Beifall. Statt nun dieſen Lederhändler nach den Be— 
ſtimmungen, die ſeiner Zeit öffentlich bekannt gemacht wurden, für 
die Erfindung ſeines Zuſchneiders zu belohnen, wurde derſelbe zum 
Armeelieferanten für Segelſchuhe und Torniſter ernannt. Da jedoch 
die Vorſchrift beſteht, daß Armeelieferanten eine eigene Gerberei 
beſitzen müſſen, ſo kaufte er die Gerberei von Naumann. 

Ein Kommentar hierzu ift überflüſſig. Die Erfindungen 
werden von Deutſchen gemacht, die Juden werden dadurch groß. 

Zu dieſem letzten Satz gebe ich gleich noch ein Beiſpiel als 
Extrazugabe. 

Ein Klempnermeiſter in Schleſien hatte in ſeinen Mußeſtunden 
Ketten aus Zink und Kupfer angefertigt. Durch die Berührung 
beider Metalle wird bekanntlich Elektricität erregt, allerdings nicht, 
wie er annahm, dauernd, da die blanken lächen ja bald oxydieren. 
Vorn an die Ketten hatte er ein in achstuch eingeſchlagenes 
Stückchen Schwefel gehängt. Es war eine harmloſe Spielerei. 

Das Recht, dieſe Ketten anzufertigen, erwarb von ihm ein 
jüdiſcher Schulmeiſter Goldberger, machte aus dem Vertrieb ein 
Weltgeſchäft, alle Zeitungen hallten wieder von dem Lobe dieſer 
Ketten, die den Rheumatismus beſeitigen (ö) ſollten. Im Schwefel 
ſollte ſich derſelbe jedenfalls anſammeln und konnte dann nach Be: 
lieben verſchenkt werden. An dieſen Rheumatismusketten, gegen 
die ſchließlich die Polizei warnen mußte, iſt Herr Goldberger zu 
einem reichen Mann geworden, ſeine Söhne, Kommerzienrat Gold- 
berger und Generalkonſul Goldberger, haben mit dem Gelde eine 
Bank gegründet, ſind vielfache Millionäre, ſind jetzt Direktoren der 
internationalen Bank und beherrſchen in Gemeinſchaft mit anderen 
ähnlichen Banken ganz Europa. Ohne ihren Willen kann in Europa 
Großes nicht unternommen werden. | | 

Und das hat mit Zink⸗Kupferabfällen 
Ein Klempner-⸗Meiſter gethan! 


Jude und Arbeiter. 

Das Wort Arbeiter bezeichnet an und für ſich keinen beſtimmten 
Stand. Jeder, der poſitive, geiſtige oder materielle Werte hervor⸗ 
bringt, hat das Recht, die ehrenhafte Bezeichnung Arbeiter für fic 
in Anſpruch zu nehmen. Da es im Weſentlichen nur die Juden 
ſind, die ſich von der Erzeugung materieller Werte fernhalten, ſo 
birgt der Begriff Arbeiter einen gewiſſen Gegenſatz zum Judentum 
in ſich. Man hat ſich aber daran gewöhnt, unter Arbeiter eine 
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ganz beſtimmte Volksklaſſe zu verſtehen, die fih nicht ſelbſtſtändig, 
ſondern für Rechnung Anderer mit der geugung poſitiver Werte 
oder mit der Verrichtung ſonſtiger körperlichen Arbeiten beſchäftigt. 
Mit der zunehmenden Großinduſtrie hat ſich auch der Arbeiterſtand 
hauptſächlich auf Koſten des ee vermehrt und vere 
mehrt ſich noch täglich durch Zuzügler von Handwerkern, Bauern, 
Kaufleuten und Beamten, die ſämtlich ihre Selbſtſtändigkeit ver⸗ 
loren haben. Obwohl der Arbeiter alle ſtaatsbürgerlichen Pflichten 
zu erfüllen hat, insbeſondere die Pflicht, das Vaterland mit ſeinem 
Blute zu verteidigen, infolge deſſen auch wenigſtens in Deutſchland 
alle Rechte des Staatsbürgers genießt, iſt die Lage deſſelben viel- 
fach doch eine recht bedauerliche. Die Konkurrenz auf dem Weltmarkte 
drückt den Preis der Erzeugniſſe herab, und da der Fabrikant, noch 
mehr aber der Kaufmann einen großen Gewinn zu erzielen ſucht, 
ſo werden die Löhne des Arbeiters möglichſt herabgedrückt. Beſonders 
in Zeiten größerer Geſchäftsſtockungen iſt er den ſchlimmſten ſocialen 
Gefahren ausgeſetzt. Auch Krankheit und Arbeitsunfähigket ſowie 
jeder Unfall führten bis vor Kurzem ſeinen Ruin herbei. Das 
Fürſtenhaus der Hohenzollern, ſeiner ſocialiſtiſchen Richtung ſtets 
eingedenk, hat damit begonnen, den Arbeiter aus ſeiner drückenden 
Lage zu befreien. Die Geſetze über die Kranken-, Unfall⸗ und 
Invaliditätskaſſen geben Zeugnis davon. Die volle Wirkung der⸗ 
ſelben wird erſt die Zukunft zeigen. Gleichwohl iſt die Lage der 
Arbeiter noch eine recht bedrückte. Wir wollen verſuchen, dies 
rechnungsmäßig nachzuweiſen. Denken wir uns eine Arbeiter⸗ 
familie, aus Mann, Frau und 2 Kindern beſtehend, und nehmen 
wir an, daß der Mann den verhältnismäßig BR Verdienſt von 
wöchentlich 18 Mark hat. Folgende wöchentlichen Ausgaben müſſen 
von dieſen 18 Mark unter allen Umſtänden beſtritten werden. 


a) 1 (Oofwohnung von Stube 


und Küche. . . Mark 4,00 
0 Klaſſenfdener 8 „ 0,25 
Klaſſenſteuer, 3. Steuerſtufe 12,00 Mark „ O, 25 
d) Mittagbrot täglich Mark 0,60 . . N „ 420 
e) Brot. „ 1,50 
f) 1 Kilo Schmalz (Butter darf nit getauft 
3 , : „ 1,60 
g) Badwaare, täglich Mark 0,20. 8 8 „ 1,40 
h) Mart 0 und Licht im Durchſchnitt tägli ch 
t 0,20 ar » 1,40 
0 ei (Roggen und Eichorien) e wm oh » 0,35 
k) Mi „ 0,35 
1) Bier oder Schnaps täglich Mark 0, 10 „ O, 70 
m) Beitrag zu den verſchiedenen Kaſſen .. „ 0,40 
Mark 16,40 


folglich bleibt für Kleidung, Wäſche, Beſchaffung 
der notwendigſten Handwerkszeuge und Wirt- 
ſchaftsgegenſtände ein Betrag übrig von . . „ 1,60 


Mark 18,00 


u, 


1 ſollen die Mittel zu irgend einer außergewöhnlichen 
Ausgabe kommen, z. B. für Milch täglich 25 Pfennige, falls das 
Kind noch Säugling iſt und die Mutter bei ihrer kraftloſen Lebens⸗ 
weiſe die Bruſt nicht reichen kann, ferner bei Krankheits⸗ oder 
Sterbefällen in der Familie, bei Entbindungen, Einſegnungen u. f. w.? 
Sollte ein Kind hohe Talente für eine Kunſt oder Wiſſenſchaft 
zeigen, ſo kann an Ausbildung derſelben garnicht gedacht werden. 
Gerade dieſe unausgebildeten Talente finden wir, falls nicht ein 
gütiges Geſchick ſie auf die richtige Bahn bringt, ſpäter in den Zucht⸗ 
häuſern wieder. Der Arbeiter aber, der regelmäßig wöchentlich 
18,00 Mark verdient, iſt ſchon der Ariſtokrat unter Seinesgleichen. 
Die Reichspoſt zahlt ihren Hülfsbriefträgern und Hülfsarbeitern 
täglich Mark 2,00 und 2,25, ebenſoviel zahlt die Eiſenbahn ihren 
Arbeitern. Freilich gelangen die Hülfsbriefträger nach 10 bis 
12 jähriger Dienſtzeit zur feſten Anſtellung, und die Bahnarbeiter 
werden pani als Hülfsbremſer verwandt, wo fie an Kilometer— 
geldern eine Nebeneinnahme erzielen, aber auf mehr als Mark 18,00 
werden ſie wöchentlich nicht kommen. Was ſoll man aber zu der 
Gartenverwaltung der Stadt Berlin ſagen, die ihren Arbeitern für 
täglich 12 ſtündige Arbeitszeit wöchentlich Mark 12,00, ſage Zwölf 
Mark zahlt. Im Winter werden dieſelben teilweiſe ganz entlaſſen, 
dann freilich ab und an als Schneeſchipper beſchäftigt. Wer von 
den Leſern will das Kunſtſtück unternehmen, rechnungsmäßig nach⸗ 
zuweiſen, wie dieſe Leute ſich am Leben erhalten? Es heißt, die 
a könne auch etwas verdienen, aber wie foll das möglich fein, 
wenn ſie eine zahlreiche Kinderſchaar hat, ein Kind auf dem Arm 
trägt und mit einem anderen in Hoffnung lebt! Wurde ſo ein 
Gartenarbeiter nach 15 bis 20 jähriger Dienſtzeit arbeitsunfähig, ſo 
verfiel er der Armenpflege. Ich habe ſolchen Fall vor 2 Jahren 
ſelbſt mit erlebt. Ein Arbeiter Reinicke war nach 15 jähriger treuer 
Arbeit in Folge Verſchuldung feines nächſten Vorgeſetzten vom Hig- 
ſchlage getroffen und arbeitsunfähig geworden. Man hat alles 
Mögliche verſucht, ſogar eine Petition an den — geſchickt, 
um ihm eine Penſion zu erwirken, jedoch alles vergeblich. Mit 
welchem Gefühl muß dieſer Mann, früher ein angeſehener Bauer, 
die Armenunterſtützung entgegennehmen, die ihm einen Theil ſeiner 
ſtaatsbürgerlichen Rechte raubt und ihn zwingt, ſeine Hinterlaſſen⸗ 
ſchaft, wozu auch nicht ganz unwahrſcheinlich Erbſchaften gehören, 
der Stadt zu überlaſſen? Die neuen ſocialpolitiſchen Geſetze haben 
auch für ſolchen Fall Abhülfe geſchaffen. Daß aber die Arbeiter⸗ 
verhältniſſe einer gründlichen Wendung zum Beſſeren bedürfen, 
kaun kein Verſtändiger leugnen. Vielfach entbehren aber die befer 
geſtellten Stände der Einſicht in das eigentliche Loos des Arbeiters 
und bilden ſich ihr Urteil aus einzelnen kraß zu Tage tretenden 
Auswüchſen. 

Die Lehre des Mancheſtertums von dem freien Spiel der 
Kräfte und der Abweiſung jeder Einmiſchung des Staates in die 
wirtſchaftlichen Verhältniſſe hat dem Arbeiterſtande das größte Un⸗ 
glück gebracht. So wenig ein unbewaffneter Mann gegen einen 
ſchwer bewaffneten aufkommen kann, auch wenn Luft und Licht gleich 
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verteilt ift, ſo wenig kann der kapitalloſe Arbeiter gegen den kapital⸗ 
kräftigen Arbeitgeber aufkommen, auch wenn er mit dieſem die 
gleichen politiſchen Rechte hat. Seine Sklaverei muß mit der Zeit 
ärger werden, als die aller Zeiten, weil früher der Sklavenhalter 
wenigſtens ein materielles Intereſſe hatte, die Arbeitskraft ſeines 
Sklaven möglichſt lange zu erhalten. Vertreter des Mancheſter— 


tums in Deutſchland ſind die Juden und die in dem Dienſt der⸗ 


ſelben ſtehenden politiſchen Parteien. Als der Staat Miene machte, 
mit dem Mancheſtertum zu brechen, ſtieß er auf den grimmigſten 
Widerſtand der jüdiſchen Parteien. Der Kampf des Staates, der 
die wirtſchaftlich ſchwachen Kräfte gegen die Ausſaugung durch das 
Kapital, d. h. im Weſentlichen gegen die Juden, ſchützen will, mit 
denjenigen Parteien, die der kapitaliſtiſchen Ausbeutung auch ferner- 
hin freie Bahn erhalten wollen, füllt die Geſchichte der letzten zehn 
Jahre an. Der Staat durfte wohl hoffen, daß die Arbeiter ſich 
organiſieren und mit vereinter Macht auf ſeine Seite treten würden. 
Er durfte hoffen, daß die Arbeiter ſich erreichbare Ziele ſtecken und 
nach dieſen mit vereinter Kraft ſtreben würden. Ohne Frage ging 
der Staat darauf aus, in dem befriedigten Arbeiterſtande eine uner⸗ 
ſchütterliche Grundlage ſeiner Kraft zu ſuchen. Annehmen durfte 
er freilich, daß bei der Menſchennatur, wie ſie nun einmal iſt, von 
dem ſo lange geplagten Stande hier und da Forderungen aufgeſtellt 
würden, die nicht zu befriedigen ſeien, aber er rechnete auf das ge— 
ſunde Urteil der großen Volksmaſſe. „Hebt Deutſchland nur in 
den Sattel“, ſagte einſt Bismarck „reiten wird es ſchon können“. 
Hier hat nun das Judentum, der erſte Feind des Arbeiterſtandes, 


ein Verbrechen begangen, das alle feine bisherigen Verbrechen über⸗ 


trifft und nie mehr geſühnt werden kann. Es hat ſyſtematiſch Mis⸗ 
trauen geſäet zwiſchen Staat und Arbeiterſtand, die organiſierten 
Volkskräfte durch die nichtsnutzigſten Machinationen gegen den 
Staat aufgewiegelt, den lebendigen Zuſammenhang zerſtört und 
den Staat, der ſich eine ſo ideale Aufgabe geſtellt hatte, wie noch 
niemals eine Staat zuvor, teilweiſe lahmgelegt. Das Judentum 
ſuchte den Faden einer geſunden Entwickelung zu durchſchneiden, 
indem es die Arbeiter auf die Revolution hinwies. In dem Kapitel 
„der Jude und die Politik“ werden wir dies näher beleuchten. 
Inzwiſchen zwingt der Jude den Arbeiter immer mehr in 
ſeine Dienſte und beutet ihn aus in ſchmachvollſter Weiſe, wobei er 
‘ich noch immer rühmt, der befte Freund desſelben zu fein. Das 
in ſeinen Augen beſte derſelben will er allerdings, nämlich das 
Geld. Entſetzlicher Hohn auf das Menſchengeſchlecht! Jeder einzelne 
Arbeiter weiß, wo ihn der Schuh drückt, aber ſind ſie beiſammen, 
ſo weiß Niemand etwas davon, weil ſich einer vor dem andern 
ſchämt. In der Form von Abzahlungsgeſchäften, Pfandleihen, durch 
Ausverkäufe ſchwindelhafter Waren, durch die Verteuerung der 
Arbeiterwohnungen in Folge ſchwindelhafter Grundſtücksſpekula⸗ 
tionen, künſtlicher Verteuerung aller Lebensbedürfniſſe zieht der 
Jude Millionen und aber Millionen aus dem Arbeiterſtande heraus 
und erbaut ſich dafür ſeine herrlichen Paläſte. Faſt in allen ſpäteren 
Kapiteln werden wir auf dies entſetzliche Treiben zurückkommen. 
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Jude und Beamter. 


Der Beamtenſtand wird von Handwerkern und Arbeitern viel— 
fach mit einem gewiſſen Neid betrachtet. Derſelbe hat ein feſtbe⸗ 
meſſenes Einkommen, ſtreng geregelte Arbeitszeit und Verforgung 
für das Alter. Das Ziel der Sozialdemokratie beſteht ja im 
Weſentlichen darin, jeden Staatsbürger zum Staatsbeamten zu— 
machen. Deshalb ſtreben ja ſo viele Eltern darnach, ihre Söhne 
in eine Beamtenlaufbahn zu bringen, und jede Mutter freut ſich, 
wenn ihr die Tochter einen Beamten als Schwiegerſohn in das 
Haus bringt. Und doch verbirgt ſich im Beamtenſtande ſoviel 
Elend, daß demſelben in dieſer Beziehung die Krone gebührt. 
Mindeſtens 60 pCt. aller Beamten ſind verschuldet und dem Juden— 
tum als willenloſe Beute hingegeben. Früher war dies nicht der 
Fall. Preußen ſpeziell hatte allen Grund, auf ſeinen Beamtenſtand 
ſtolz zu ſein. Die größten Fürſten aus dem Hauſe Hohenzollern 
konnten ihre ſozialen Reformen nur durchführen bei abjoluter 
Pflichttreue und Unanfechtbarkeit des Beamtenſtandes. Eine Ver— 
ſchuldung wurde niemals geduldet und unbedingt mit Entlaſſung 
beſtraft, Pflichtvergeſſenheit aber mit den allerhärteſten Strafen be- 
legt. Friedrich Wilhelm J. ließ einen der höchſten Verwaltungs 
beamten in Königsberg, der Staatsgelder veruntreut hatte, ohne 
Weiteres aufhängen, obgleich er ſich erbot, das fehlende Geld zu 
erſetzen. Der Preußiſche Beamtenſtand erfreute ſich unter ihm und 
unter der Regierung ſeines Sohnes eines Weltrufes. Die Beſol⸗ 
dung der Beamten war damals, auch wenn man die veränderten 
Lebensmittelpreiſe in Betracht zieht, eine weit geringere, als jetzt. 
Der Staat war damals zu arm, um ſeinen Dienern ein behagliches 
Leben bereiten zu können. Seit jener Zeit hat ſich das Einkommen. 
der Beamten mehr und mehr erhöht, iſt hier und da ſogar ein 
reichliches geworden. Gleichwohl hat ſich die Lage des Beamten— 
ſtandes dauernd verſchlechtert und iſt gegenwärtig eine ganz uner— 
trägliche geworden. Der Nichteingeweihte kann dies unmöglich be— 
greifen. Er muß ſich als verſtändiger Menſch ſagen: Der Beamte 
hat ein beſtimmtes Einkommen, mit dem er ſich einrichten muß. 
Schränkt er ſeine Bedürfniſſe ein, wie es Pflicht jedes mittelloſen 
Menſchen iſt, ſo kann er noch Erſparniſſe machen, die einſt ſeinen 
Kindern zu Gute kommen. Sind 7¼ aller Beamten verſchuldet, fo 
verſtehen ſie eben nicht, ſich wirtſchaftlich einzurichten und erheben 
Anſprüche, die ihnen nicht zukommen. Iſt dies aber der Fall, dann 
darf man mit Recht ausrufen: „Finis Germaniae“! Dieſe Ber- 
kommenheit des Beamtenſtandes, der doch aus allen Bevölkerungs- 
ſchichten hervorgeht, würde auf eine Verkommenheit des ganzen 
Volkes hindeuten, die einen ſchnellen Untergang herbeiführen müßte. 
Aber es liegt dieſem unſeligen Zuſtande, Bott jet Dank, kein 
inneres, ſittliches Verderben, in den meiſten Fällen auch nicht Leicht— 
ſinn oder eine zu koſtſpielige Lebensführung zu Grunde, ſondern 
das Verderben iſt von außen, durch das Judentum heraufbeſchworen. 
Die Beamtenſchaft iſt ebenſo, wie die übrigen Stände, der raffi- 
nierten Schlauheit des Judentums nicht — aa geweſen. Daſſelbe 


hat zunächſt einzelne gefangen und durch diefe mit Hülfe der 
Bürgſchaften, die ja ein Freund dem Freunde jelten verſagt, immer 
weitere Kreiſe in's Unglück gezogen. Erſt nachdem der Beamten⸗ 
ſtand bis oben hinauf vollſtändig geknebelt war, konnte das Juden⸗ 
tum mit ſeinen eigentlichen Zielen 8 Statt aller weiteren 
Erörterungen laſſe ich die Lebensgeſchichte des Rektors Bombe 
folgen, welche ich verfaßt und vor 4 Jahren in der Staatsbürger⸗ 
Zeitung veröffentlicht habe. 


Opfer des Wuchers. 


Von Zeit zu Zeit wird das Publikum durch Nachrichten er- 
ſchreckt, in welchen die Mitteilung gemacht wird, daß ein Beamter 
Hand an ſich gelegt habe, weil er, wie es gewöhnlich lakoniſch weiter 
heißt, allzu hart von feinen Gläubigern bedrängt worden und das 
Leben dadurch unerträglich für ihn geworden ſei. Solche Nachrichten 
find nur die Symptome eines in den Kreijen des Beamtentums 
beſtehenden Uebels, welches im Geheimen im erſchreckender Weiſe um 
ſich greift und ſich durch derartige Vorkommniſſe nur nach außen hin 
bemerkbar macht. Dieſes Uebel zehrt wir ein ſchleichendes Gift am 
Marke des Beamtentumes und erheiſcht eine Zahl von Opfern, die 
noch weit größer iſt, als dies zur allgemeinen Kenntnis gelangt. 
Gerade das Beamtentum mit feinem genau firirten Einkommen, das 
ſich nach ganz beſtimmten Normen regelt, iſt dieſem Uebel ausgeſetzt 
und verfällt demſelben in weit höherem Maße, wie jeder andere 
Stand, nämlich dem ſchädlichſten aller Gewerbe: dem Wucher. 
Denn eben das feſte und geſicherte Einkommen lockt jene dunklen 
Ehrenmänner, welche gegen unerſchwingliche Prozentſätze in 
„Menſchenfreundlichkeit“ arbeiten, an und reizt ſie zu müheloſem 
Erwerbe. Andererſeits aber iſt gerade für das Beamtentum die 
Ausbeutung durch die Wucherer doppelt gefährlich; denn mit ihrem 
feſten, meiſt auf den notwendigen Lebensunterhalt bemeſſenen Ein⸗ 
kommen iſt es ihnen nicht möglich, außerordentliche Ausgaben zu 
beſtreiten. Sie ſind gewöhnlich nicht in der Lage, eine größere 
Summe auf einmal entbehren zu können und ſehen ſich daher, 
wenn fie einmal die Hilfe eines ſolchen „Menſche nfreundes“ in An- 
ſpruchgenommen haben, nicht in der Lage, die geliehene Summe 
am Verfalltage zurückbezahlen zu können; ſo ſchreiten ſie denn zur 
Prolongation, zu der ſich der „Menſchenfreund“ auch gern bereit 
finden läßt, natürlich gegen gehörige „Entſchädigung“; unter den 
geſchickten Händen des Wucherers wächſt die anfangs verhältnis⸗ 
mäßig geringe Summe mit erſchreckender Schnelligkeit ins Rieſen⸗ 
robe, und bald ift der Beamte jogar nicht mehr im Stande, die 
Jinſen für das angewachſene Kapital zu beſchaffen, obwohl er fort⸗ 
während bezahlt und die urſprünglich geliehene Summe fon längſt 
mit Zins und Zinſeszinſen zurückgezahlt hat. So geht es einige 
Jahre, bis der Wucherer ein gutes Geſchäft gemacht + und nichts 
mehr verliert, wenn er auch keinen Pfennig weiter erhält. Iſt es 
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jo weit, dann wird die Maske der Menſchenfreundlichkeit abge- 
worfen. Die Schlinge wird zugezogen, und das Opfer iſt verloren. 

Wie aber kommt es, daß der Beamte trotz ſeines feſten Ein⸗ 
kommens in die Lage gerät, die Hilfe von Wucherern in Anſpruch 
zunehmen? 

Bedenkt man, daß Staat und Gemeinde alles aufbieten, um 
ihren Beamten eine ſorgenfreie Exiſtenz zu ſchaffen, ihnen ein ſtandes⸗ 
gemäßes Einkommen zu gewähren, ſo darf man ob dieſer Vor⸗ 
ommniſſe wohl ſtutzig werden. 


Der unbefangen Urteilende muß ſich ſagen: Der Beamte hat 
ein feſtes, ihm für die nächſten Jahre genau bekanntes Einkommen. 
Hiermit hat er ſich einzurichten und auch Sorge zu tragen, daß für 
den Fall der Not ein nr vorhanden fei. Thut er dies 
nicht, ſo hat er ſich alle Folgen ſelbſt zuzuſchreiben. In Schulden, 
beſonders in Wucherſchulden, kann er nicht ohne eigene Schuld 
kommen. 

Iſt nun die Beamtenſchaft ſo unwirtſchaftlich, leichtſinnig oder 
verſchwenderiſch, daß ſie trotz ihres teilweiſe recht reichlichen Ein⸗ 
kommens ſo maſſenhaft dem Wucher anheimfällt? 

In ihrer Allgemeinheit muß die Frage zweifellos verneint 
werden. 

Wo iſt denn aber die Urſache der Beamtenverſchuldung zu 
ſuchen? Wir haben dieſe Frage ſeit Jahren ſtudiert und glauben 
zu einem abſchließenden Urteil gekommen zu ſein. Um aber allge⸗ 
meines Verſtändnis zu finden, bedurften wir eines konkreten Falles. 
Wir mußten einem abgeſchloſſenen Beamtenleben von Anfang bis 
zu Ende in all' ſeinen nu: folgen können, und daß dies nur 
in ſehr vereinzelten Fällen möglich iſt, wird jedermann einſehen. 

Als vor längerer Zeit der Selbſtmord des Profeſſors Klinker⸗ 
fues bekannt wurde, welcher vor ſeinen drängenden Gläubigern 
Ruhe im Grabe ſuchte, und an dem das Vaterland eine Kraft 
erſten Ranges verlor, gaben wir uns alle erdenkliche Mühe, ge— 
nügendes Material zu ſammeln, um an der Hand dieſes Falles den 
Kampf gegen das Wuchertum zu eröffnen, aber vergeblich. 

Auch der Fall Gabriel, den die Stadt Berlin mit weit über 
100 000 Mk. hat bezahlen müſſen, wäre hierzu wohl geeignet ge- 
weſen, aber es fehlten die genauen Einzelheiten. Vor einigen 
Wochen vergiftete ſich nun in einer Droſchke der Rektor Ernſt Bombe, 
der als Schriftſteller und Lehrer der Handelswiſſenſchaften in- weiten 
Kreiſen bekannt war. Die verſchiedenſten Umſtände traten zuſammen, 
um uns in die Verhältniſſe dieſes Mannes genau einzuweihen, und 
daher wählen wir dieſen Fall, um an der Hand desſelben den Kampf 
gegen eine der grauenhafteſten Nachtſeiten unſerer modernen Kultur, 
die Auswucherung des Beamtenſtandes, zu beginnen 2 

Wir geben zunächſt die nackten Thatſachen. 

Am Montag, den 4. v. M., traf ein Bekannter den Rektor 
Bombe in einer Poſtanſtalt am Potsdamer Thor, wo er eifrig mit 
Schreiben beſchäftigt war. Er ſah ſehr bleich aus, antwortete aber 
auf einige Fragen in ſehr ruhiger Weiſe. 


Am Abend wurde durch einen Dienſtmann in der Bombe'ſchen 
Wohnung ein Paket mit Schriftſtücken abgegeben. Die älteſte, 
vierzehnjährige Tochter öffnete dasſelbe und fand zuoberſt folgen— 
den Brief: 

„Berlin, den 4. Januar 1886, 
nachmittags 4½ Uhr. 
Liebe Johanna! 

Ich nehme von Dir und meinen 6 lieben Kindern Abſchied 
auf ewig! Meine Sorgen erdrücken mich — ich kann dieſes Leben 
voller Seelenangſt nicht mehr ertragen. Bedrängt und gehetzt von 
allen Seiten weiß ich keine Rettung mehr. Lange habe ich mit mir 

ekämpft und gerungen — ach! ich hätte ſo gern mich noch meiner 
jeben Kinder erfreut, an denen mein ganzes Herz hängt. Um ihrer: 
willen wird mir der Abſchied vom Leben ſchwer. 

Auf anliegenden Blättern findeſt Du meine letzten Dis— 
poſitionen. 

Ich danke Karl und Louiſe, Kunert und Buſſe und Siegert 
für alles Gute, das ſie mir erwieſen. Möge Euch Lieben ein 
beſſeres Los beſchieden ſein, wenn ich nicht mehr bin. 

Ich bitte meine lieben Kinder dringend, treu zu einander und 
zu Dir zu ſtehen. | 

Lebt wohl! 
Vergebt 
Eurem unglücklichen Vater. 


Nachſchrift. 
Jetzt iſt es 7 Uhr! Ich kämpſe noch mit mir. O, das iſt 


mehr als hundertfacher Tod! 
Es muß ſein! 
Lebt wohl! 
Ernſt. 


Die anliegenden Zettel enthielten Beſtimmungen bezüglich der 
Schule, der Beerdigung, der Verteilung eines Theiles der Sterbe— 
gelder an einzelne Gläubiger ꝛc. 

Frau Bombe irrte während der Nacht ſuchend in den Straßen 
Berlins umher und fand am andern Morgen ihren Gatten als 
Leiche in der Charité. | 

Am 9. v. Mt. wurde der Rektor Bombe auf dem Georgen- 
kirchhofe beerdigt. 

Außer ſeinem Vorgeſetzten und vielen Kollegen folgten unge⸗ 
zählte Scharen früherer Schülerinnen dem Sarge, und die Thränen 
der letzteren zeigten an | am beiten, was der Rektor Bombe den 
ihm anvertrauten Schulkindern geweſen. 

Ein herzergreifendes Gebet des Geiſtlichen, ein dumpfes Ge⸗ 
räuſch der auf den Sarg fallenden Erde, und Alles war vorüber. 

Vorüber? nein! Wir denken, das Licht, das aus dieſem Grabe 
hervorſtrahlt, ſoll hineinfallen in die finſtere Nacht, die ſich ſtill und 
unheimlich auf viele unſerer Mitbürger, beſonders auf den Beamten⸗ 


ſtand, herabgeſenkt hat, Toll zeigen die unerhörte Ausbeutung, der 

beſonders dieſer Stand anheimgefallen iſt, und die ungezählte 
Männer vorzeitig in das Grab gelegt, ins Ausland, in die Gefäng— 
niſſe, in die Irrenhäuſer, in die Verzweiflung getrieben hat. 

Das Leben des Rektors Bombe iſt faſt typiſch für die Lauf- 
bahn unendlich vieler Beamten aller Kategorien. 

Eruſt Bombe, geboren 1836 zu Kottbus, kam im Jahre 1859 
nach Berlin, um ſich als Elementarlehrer eine Anſtellung im Ge— 
meindedienſt zu ſuchen. | 

Jeder Lehrer aber, der nach einer ſolchen ſtrebte, mußte 
damals zunächſt eine Reihe von Jahren an einer Berliner Privat— 
ſchule arbeiten. Den Privatſchulvorſtehern mangelte es daher niemals 
an Bewerbern, und demgemäß bezahlten ſie für eine Lehrkraft, die 
ſie ganz und voll ausnutzten, eine äußerſt geringe Summe, etwa 
300 Thlr. jährlich. Bei längeren Krankheiten, Einberufungen zum 
Militär 2c. fiel auch dies Gehalt noch fort. Ausnahmen kamen vor, 
aber ſehr ſelten. Daß beſonders viele Gemeindelehrer in den hohen 
und höchſten Gehaltsſtufen in außerordentlich zerrütteten Verhält— 
niſſen leben, hat in Vorſtehendem feinen Grund. Dem jetzigen 
Stadtſchulrath Dr. Bertram, der dieſes Uebel beſeitigt hat, ſoll 
dies von der Lehrerſchaft unvergeſſen ſein. 

Ernſt Bombe ging in Berlin mit ſeltener Energie an die 
Ausfüllung der Lücken ſeines Wiſſens und Könnens, ſo daß er nach 
Jahren mehrere Sprachen, beſonders aber die Handelswiſſenſchaften 
vollſtändig beherrſchte. 

Nach fünfjähriger Thätigkeit wurde er mit einem Gehalt von 
300 Thlrn. als Gemeindelehrer angeſtellt. 

Jetzt verheiratete er ſich, auf ſeine Arbeitskraft vertrauend, 
im Alter von 28 Jahren. 

Es kam nun ſo, wie es gar häufig in Ehen üblich iſt, denen 
bei mäßigem Einkommen des Mannes jede weitere materielle Grund— 
lage fehlt. Es wurden kurz hintereinander 2 Kinder — i die 
beide nach längerer Krankheit ſtarben. Hierauf erkrankte die Frau, 
um nach zweijährigem ſehr ſchmerzlichen Krankenlager ebenfalls zu 
ſterben. Selbſtverſtändlich reichten in dieſen traurigen Jahren die 
vorhandenen Mittel bei weitem nicht aus zur Deckung der not— 
wendigſten Ausgaben. Es entſtand ein unabweisbares Credit- 
bedürfnis. Zur Befriedigung eines ſolchen Creditbedürfniſſes waren 
damals für den Beamten aber gar keine, und ſind auch jetzt nur 
wenig ausreichende Veranſtaltungen getroffen. Verwandte und Bez 
kannte, die um ein Darlehn angegangen wurden, lehnten ſolches ah. 

Und jetzt kam der Moment, der ſchließlich in dem Leben der 
meiſten jungen Beamten einmal eintritt, der der unbedingten Rat⸗ 
loſigkeit. In dieſem unglücklichen Augenblick geriet er einem 
Herrn Max Cohn in die Hände. Dieſer Herr lieh ihm bereit⸗ 
willigſt 50 Thaler auf 3 Monate gegen Hinterlegung ſeiner Voca— 
tion und eines Wechſels. 

Da die Krankheit ſeiner Frau andauerte, konnten die 50 Thaler 
nicht zurückgezahlt werden, und jetzt wurde er unter Androhung der 
Klage und Anzeige bei der Behörde gezwungen, pro Thaler und 
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Monat 50 Pf. Zinſen zu bezahlen, d. h. 200 pCt. p. a. Uner⸗ 
fahrenheit, ſchreckliche Not, falſche Scham, die Furcht vor der Be— 
hörde, die Hoffnung, demnächſt doch noch ein leicht verzinsliches 
Darlehn zu erlangen, alles trug dazu bei, ihn in dieſe Netze zu 
führen, und genau ſo iſt es, bei Tauſenden von Beamten ergangen. 
Aus dieſen Netzen giebt es kein Entrinnen. 

Die Zinſen verzehrten das Gehalt zum großen Theil, und da 
die Krankheit der Frau nicht gehoben wurde, ſo mußte eine neue 
Creditquelle geſucht werden, die natürlich ähnliche Bedingungen 
ſtellte. Beſonders that ſich ſpäter eine Frau M. als Creditgeberin 
hervor. Sie verlangte nur 6 pCt. pro Monat, das heißt 72 pCt. 
p. a., ſtundete auch die Zinſen, die dann aber zum Kapital 
eſchlagen und mit verzinſt wurden. Eine Schuld von 300 Thlrn. 
Ral unter dieſen Umſtänden ſchon das ganze Gehalt an Zinſen 
weg. Nun mag ſich jedermann berechnen, wie feine Verhältniſſe 
Jeon lagen, als ſeine Frau nach zweijährigem Krankenlager ſtarb. 


Dieſen Kampf mit ſeinen Gläubern, deren Zahl ſchließlich auf 
25 ſtieg, hat Ernſt Bombe 21 Jahre lang gekämpft. Ewig abge- 
hetzt, verklagt, iſt ſeine Energie niemals erloſchen. 

Er hat gearbeitet mit unerhörter Kraft, immer hoffend, end⸗ 
lich irgendwo ein niedrig verzinsliches Darlehn zu erhalten, groß 
genug, um alle ſeine Schulden zu tilgen. In dieſer Hoffnung hat 
er ſeine Schulden von Vierteljahr zu Vierteljahr weiter geſchoben, 
immer die hohen Zinſen zahlend. Die zweite Frau brachte 600 Thlr. 
in die Ehe mit, aber es war ein Tropfen auf einen heißen Stein, 
zumal auch die Ausgaben wieder bedeutend ſtiegen; denn es wurden 
in kurzen Zwiſchenräumen 6 Kinder geboren, von denen einige 
lange krank waren. | 

Im Weſentlichen intereſſiert uns die Geftaltung feiner Lage 
nach Publicierung des Wuchergeſetzes im Jahre 1881. 

Bevor wir aber hierauf eingehen, müſſen wir uns eine Frage 
beantworten, die ſich jedem vernünftigen Menſchen aufdrängt: 

Warum ſtellte Ernſt Bombe, nachdem er ſich doch von der 
Unhaltbarkeit ſeiner Verhältniſſe überzeugt hatte, nicht ſeine Zah⸗ 
lungen ein? 

Die Rechtswohlthat des Concurſes, durch welche ein Kaufmann 
ſich einer unhaltbar gewordenen Lage entziehen kann, ſteht zwar 
dem Beamten nicht zur Seite, aber das Gehaltsabzugsverfahren iſt 
ja ebenfalls eine Rechtswohlthat. Ihm wäre, da ihn ſeine Behörde 
wegen ſeiner hervorragenden Leiſtungen inzwiſchen zum Rector der 
59. Gemeindeſchule ernannt hatte, mit einem bedeutenden Gehalt 
von 3180 Mk. nebſt freier Wohnung und Heizung, auch nach Ein⸗ 
tritt des Gehaltsabzugsverfahrens eine mehr als ausreichende 
Summe übrig geblieben. 

Die Behörde, welche in ſolchen Fällen zwar zuweilen auf dem 
Disciplinarwege vorwärts geht, würde ihn kaum aus dem Amte 
entfernt haben, da ſeine amtlichen Leiſtungen hervorragende waren 
und ihm ein verſchwenderiſches Leben in keiner Weiſe nachgewieſen 
werden konnte. 


er ee: 


_ Um zu verftehen, weshalb dies nicht geſchah und faſt niemals 
geſchieht, bis es zu ſpät iſt, müſſen wir daran denken, daß zunächſt 


e jeder Beamte feine Verſchuldung fo lange wie möglich verheimlicht. 


m. begabte Beamte, wie Rektor Bombe, find außerdem 
ſeitens ihrer weniger bedeutenden Collegen an und für ſich allerlei 
Gehäſſigkeiten ausgeſetzt. Es iſt ja nach Schopenhauer ein unaus⸗ 
tilgbarer Zug der Menſchennatur, daß geiſtig untergeordnete Männer 
alles leichter bei anderen verzeihen, als hervorragende Begabung, 
wie das Weib an andern kein größeres Verbrechen kennt, als her⸗ 
nn Schönheit. Die Verhältniſſe unter den Beamten weichen 
natürlich von denen der übrigen Menſchheit nicht ab. 

Um ſo mehr wollte Bombe Niemandem die Genugthuung 
gönnen, etwas von ſeiner Verſchuldung zu erfahren. 


Ein durch den Gerichtsvollzieher bewirktes Abholen des Mo— 
biliars, wie es durch die Gläubiger vor Einleitung des Gehalts- 
abzugsverfahrens ſtets veranlaßt wird, zerſtört vollends das Anſehen 
eines Beamten nicht nur unter den Bekannten, ſondern in der 
ganzen Nachbarſchaft. Hätte aber Bombe dies alles auch über ſich 
ergehen laſſen, ſo mußte er ſich doch in dies unerhörte Ausbeutungs⸗ 
ſyſtem weiterhin fügen, der Bürgen wegen. Sobald die Geldverleiher 
ihr Opfer feſt genug geſchnürt zu haben glauben, verlangen ſie bei 
Prolongationen die Bürgſchaft eines oder mehrerer Beamten. Dieſe 
Bürgſchaften werden in den meiſten Fällen leider auch gewährt: 
den Rektor Bombe kannte man allgemein als einen ſoliden, 
fleißigen und außerordentlich bedürfnisloſen Mann. Wie hätte da 
wohl ein Bekannter, der im Vertrauen um eine Bürgſchaft ange- 
gangen wurde, dieſelbe ablehnen folen. Dieſe Bürgen zu ſchädigen, 
erlaubte ſein ehrenhafter Charakter nicht, außerdem hat auch jeder 
von der Behörde das Schlimmſte zu befürchten, der Collegen in 
ſeinen finanziellen Ruin hineinzieht. Deshalb mußte die ungeheure 
Laſt weiter geſchleppt werden. 

Im Jahre 1881 wurde das Wuchergeſetz publizirt. Daz- 
ſelbe beſtimmt im weſentlichen: „Wer den Leichtſinn, die Uner⸗ 
fahrenheit, oder die Notlage eines Menſchen benutzt, um ſich höhere, 
als die landesüblichen Zinſen zahlen oder verſprechen zu laſſen, 
wird wegen Wuchers beſtraft.“ Von Unerfahrenheit und Leichtſinn 
kann bei älteren, feſt angeſtellten Beamten nicht wohl die Rede ſein, 
Ob die Notlage ausgebeutet iſt, hat der Richter zu entſcheiden. 
Wäre ein Maximalzinsfuß feſtgeſetzt, über den hinaus eo ipso 
Wucher vorhanden wäre, ſo würde dies Geſetz ſegensreich wirken. 
Wir ſehen, ſehr wohl ein, daß bei unfundirten Darlehen ein Zins⸗ 
ſatz von 10 bis 15 pCt. nicht zu hoch wäre. So aber entwickeln ſich 
unter dem Wuchergeſetz Zuſtände, die jeder Beſchreibung ſpotten und 
das geſammte Vaterland, indem ſie den Beamtenſtand corrumpiren, 
mit ſchweren Gefahren bedrohen. Um dies zu verſtehen, kehren wir 
zu dem Fall Bombe zurück. 

Bei Publizirung des Wuchergeſetzes verlangten ſämtliche 
Gläubiger ihr Geld. Diejenigen Gläubiger, welche keine Bürgen 
hatten, gingen nunmehr rückſichtslos vor. | 


Die jo lange mit ungeheuren Opfern verhütete Abholung und 
öffentliche 1 des Mobiliars fand nun doch ſtatt. Auch 
das Gehalt wurde in ſeinem pfändbaren Teil auf Jahre hinaus 
mit Beſchlag belegt. Die übrigen Gläubiger, welchen Bombe ſichere 
Bürgen geſtellt hatte, zogen ſich von dem perſönlichen Verkehr zurück, 
ſtellten aber Agenten an, welche nunmehr mit dem Rektor Bombe 
wie mit den unzähligen verſchuldeten Beamten in Beziehungen 
traten. 

Dieſe Agenten rückten alſo jetzt in den Vordergrund. 

Das Inſtitut der Agenten, alias Geldvermittler, für Wucher⸗ 
geſchäfte zählt in Berlin gegenwärtig gegen 50 Perſonen. Dieſelben ſtehen 
mit einander in engſten Beziehungen, haben ihre Zuſammenkünfte 
und ſind über die ſämtlichen ng h und Beziehungen ihrer 
Opfer genau unterrichtet. Ihre Thätigkeit beſteht darin, Wechſel. 
zu „kaufen“ und dieſelben dann wieder an den Geldgeber zu ver— 
kaufen, um auf dieſe Weiſe den Wucher zu verſchleiern. Beim 
Ueberbringen des Kaufgeldes an den Geldſuchenden wird natürlich 
ein Damno abgezogen, das fih zwiſchen 80 und 120 pt. p. a. 
bewegt. Außerdem aber verlangen ſie für ihre Beziehungen eine 
angemeſſene Entſchädigung. Daß gelegentlich ein Agent die ganze Geld⸗ 
ſumme unterſchlägt, iſt nichts außergewöhnliches und ſpeziell dem 
Rektor dreimal begegnet, einmal mit der Summe von 1600 Mark. 
Der Geldgeber ſteht als unbekanntes Fatum im Hintergrunde und 
lenkt an unſichtbaren Fäden die Schleichwege ſeiner Kreaturen. 

Tritt ja ein Geldgeber mit dem Darlehnsſucher in direkte 
Beziehungen, was immerhin noch als ein günſtiger Fall anzuſehen 
iſt, ſo ſchützt er ſich gegen das Wuchergeſetz auf die einfachſte Weiſe: 
Er gewährt ein Darlehn zu 6 pCt. Zinſen p. a., zahlt die Hälfte 
in bar, den Reſt in Zigarren, Wein ꝛc. Daß der Preis dieſer 
Ware (und was für welche!) ein „angemeſſener“ war, läßt er ſich 
ſchriftlich beſcheinigen. Meint er's pit jo kauft er dieſe Waren 
für ein geringes jofort wieder zurück. Andernfalls muß der hilfe- 
ſuchende Beamte dieſe mehr als wertloſen Dinge ſogar noch in ſeine 
Wohnung bringen. Daß ſich dieſelben zum Genuſſe nicht eignen, 
wird ſich jedermann ſelbſt ſagen. Welchen Eindruck macht es aber 
auf die Nachbarn, die ja meiſtens die bedrängte Lage eines vers 
ſchuldeten Beamten kennen, wenn ſie die 1 ſchön etikettierten 
Weines ankommen ſehen, während es den Kindern bis dahin 
vielleicht an Brot fehlte?! Ein Geldgeber in der Straßburgerftraße 
überſchwemmte den Rektor Bombe auf dieſe Weiſe mit Zigarren, die 
ber = heut als unverwendbar in den Händen der Hinterbliebenen 

efinden. - 

Seit der Publizierung des Wuchergeſetzes aber geht das Be- 
ſtreben der Geldmänner und Agenten dahin, künſtliche Kriminalfälle 
zu konſtruieren, in welche der Geldſucher eventuell zu verwickeln 
wäre, um ſo ihrerſeits gründlich dagegen geſichert zu ſein, daß der 
Bewucherte in ſeiner Verzweiflung ſchließlich doch den Schutz des 
Geſetzes anrufe. Auf dieſe Weiſe ſchaffen ſie ſich bei Denunziationen 
von dritter Seite in dem letzteren ſogar das beſte Schutzmittel. 
Auch in dieſem Punkte hat der Rektor Bombe hinreichende Er— 


fahrungen gemacht. Die unter dem Buchſtaben B. beim Amts⸗ 

ericht I in Berlin einlaufenden Wechſelklagen kommen auf dem 
En Nr. 26 zur Verhandlung. Der Amtsrichter Volkmann, 
der hier bis zu ſeiner Verſetzung in eine andere Abteilung mehrere 
Jahre die Verhandlungen leitete, hatte einen tiefen Blick in das 
Beamtenelend gethan und übergab einlaufende Klagen, ſobald er 
Wucher konſtatiert hatte, ohne weiteres dem Staatsanwalt. Hier— 
durch gerieten natürlich die Geldgeber und Agenten Berlins in 
große Aufregung. 

Bei der Vorunterſuchung, die ſeitens der Staatsanwaltſchaft 
infolge der durch den Amtsrichter Volkmann eingereichten Denun— 
ziation erhoben wurde, geriet beſonders ein großer Geldgeber in der 
Neuenburgerſtraße in Gefahr. Dieſer beſaß aber vom Rektor Bombe 
einen Schein, auf den wir unten gleich näher kommen werden. 
Aufgrund dieſes Scheines ließ er den Rektor Bombe von den ver— 
ſchiedenſten Seiten beſtürmen, drohte ihm ſeinerſeits mit Denun— 
ziation bei Behörde und Staatsanwaltſchaft, und Rektor Bombe 
richtete wirklich ſeine Ausſagen ſo ein, daß die Unterſuchung keinen 
Fortgang hatte. Er wäre ſonſt vielleicht, wie ſo mancher andere 
Beamte, den Händen der Wucherer entronnen. 


In dieſer Konſtruierung künſtlicher Kriminalfälle haben es 
Agenten und Geldmänner zu einer unerhörten Fertigkeit gebracht, 
und man muß ſchaudern, daran zu denken, was alles dadurch ſchon 
angerichtet iſt. 

Zunächſt fordert jeder Geldmann folgende Beſcheinigung: Hier— 
durch beſcheinige ich, daß ich in gere elten Verhältniſſen lebe und 
keine Wechſelſchulden habe. Mein Mobiliar iſt mein unbeſchränktes 
Eigentum. Das Geld gebrauche ich — zu einer Badereiſe, Ankauf 
von Goldſachen x. Natürlich hat der Beamte Wechſelſchulden, ſagt 
dies auch dem Geldgeber; Letzterer, reſp. der Agent, erklärt aber, 
daß das ganze nur eine Formsache ſei. Der Geldſucher unterſchreibt 
in ſeiner Not und der erſte Punkt, um denſelben durch Drohung 
mit einer Denunziation wegen Betruges einzuſchüchtern, ift ge- 
ſchaffen. — Das Mobiliar gehört nach brandenburgiſchem Eherecht, 
ſofern es von der Ehefrau eingebracht iſt, dieſer allein. Hier iſt alfo 
eine zweite Vorſpiegelung falſcher Thatſachen. Der dritte Pas 
ſoll gegen die ſpäter mögliche Einrede ſchützen, daß die Notlage 
ausgebeutet ſei, eignet ſich auch vorzüglich dazu, den Beamten ge- 
legentlich in der allgemeinen Achtung herabzuſetzen; denn daß ſich 
derſelbe in ſeiner traurigen Lage niemals einen ſolchen Luxus, wie 
in dem Scheine angegeben, geſtattet hat, wiſſen ja nur die nächſten 
Bekannten. 

Jeder wird natürlich trotz aller Erklärungen, daß das ganze 
abſolut bedeutungslos ſei, die größten Bedenken tragen, einen ſolchen 
Schein zu unterſchreiben, aber die ſchreckliche Not, die Hoffnung, 
daß bald Rettung nahe, und wie heißt es doch in „Kabale ünd 
Liebe“? „Sie machten es liſtig!“ Dieſem Vorſpiele folgen dann 
gelestig nicht erlaubte Gehaltsverpfändungen und noch ſchlimmere 
Dinge. 
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Nun iſt der Beantte gut zubereitet und wird geplündert, bis 
er entweder wie Bombe und tauſend andere totmüde freiwillig 
aus dem Leben ſcheidet, oder wie einer von Bombes Bekannten, 
der Miniſterialſekretär H., im Irrenhauſe endigt, oder endlich, wie 
z. B. der Begründer der „Pädagogiſchen Zeitung“ und des Deut- 
ſchen Beamtenvereins, die beide jetzt florieren, ſeines Amtes 
entſetzt wird. Letzteres iſt noch kürzlich einem der tüchtigſten Lehrer 
und befähigteſten Muſiklehrer Berlins begegnet. Meiſtens ſind 
dieſe Leute innerlich ſo erſchüttert, daß ſie nicht einmal mehr 
einen ſyſtematiſchen Plan faſſen und durchführen können. Der 
Verbrecher ſiegt eben, ſein Opfer trägt die jenem zukommende Schande 
noch obenein. 


Um dies ebenfalls an einem konkreten Beiſpiele zu zeigen, 
wollen wir nunmehr folgende Fragen zu beantworten ſuchen: 

1) Welche Verſuche hat Rektor Bombe gemacht, ſich der Ber- 

ſtrickung zu entziehen? | 

3 Wo find die Wucherer und Agenten zu ſuchen? 

3) Welchen Umfang hat die Auswucherung des Beamtenſtandes 
angenommen? 

4) Wie iſt Hilfe zu ſchaffen? 

Bevor wir zur Beantwortung der erſten Frage ſchreiten, fragen 
wir uns: War in der 1 des Rektors Bombe, reſp. 
ſeiner Familie, irgend ein Punkt zu finden, der der ſo rapide zu⸗ 
nehmenden Verſchuldung Vorſchub leiſtete? Nach den eingehendſten 
und zuverläſſigſten Erkundigungen müſſen wir dieſe Frage unbedingt 
verneinen. Wir können mit gutem Gewiſſen ſämtliche Perſonen, die 
jemals in der Bombe'ſchen Familie verkehrt haben, zu Zeugen da— 
für aufrufen, daß ſelten in einer Familie in ähnlicher Stellung der 
Haushalt mit geringeren Mitteln geführt worden iſt, als in dieſer. 
Die von der Familie ſeit acht Jahren innegehabte Wohnung koſtete 
jährlich 450 M. Miethe, während die Stadt an den Rector Bombe 
eine Mietsentſchädigung von 600 M. zahlte. Frau Bombe hat in 
den 17 Jahren ihrer Ehe niemals ein Theater beſucht, iſt nie zu 
einem geſelligen Vergnügen gegangen, hat ihre ſechs Kinder allein 
genährt und erzogen, hat nie die Hilfe eines Dienſtmädchens in⸗ 
anſpruchgenommen und die Kleidung der Knaben und Mädchen allein 
angefertigt. 

Die Kinder galten in der ganzen Nachbarſchaft und in den 
von ihnen beſuchten Schulen für ein Muſter von Wohlanſtändigkeit 
und Sauberkeit. Der Rektor Bombe hat ſich, abgeſehen davon, daß 
er zuweilen nach dem Schluß des Unterrichts am letzten Tage vor 
den Ferien mit ſeinem Lehrerkollegium in ein öffentliches Lokal ge⸗ 
gangen iſt, niemals an Feſtlichkeiten betheiligt, noch längere Zeit in 
einem öffentlichen Lokal aufgehalten. 

Er hat niemals Karten geſpielt, noch irgendwie für ſeine Perſon 
erhebliche Bedürfniſſe gehabt. 

Zuweilen iſt er allerdings in einer Conditorei beim Leſen von 
Journalen getroffen worden; aber da er in der oft kurzen Zeit zwiſchen 
zwei Privat ſtunden feine Wohnung nicht erreichen und bei ſchlechtem 
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Wetter auch nicht auf der Straße bleiben konnte, fo mußte er doch 
irgendwo ein Unterkommen ſuchen. 

Aus der Verſtrickung durch die Wucherer ſuchte er ſich ſeit 
17 Jahren zu erlöſen durch die angeſtrengteſte, man darf wohl ſagen 
unerhörteſte Arbeit und durch die Bemühung, ein größeres, niedrig 
verzinsliches Darlehen zu erlangen. Er hat, was wir ohne die 
direkteſten Beweiſe niemals glauben würden, als Rektor jahraus 
rke 63, früher als Lehrer ſogar 70 Unterrichtsſtunden wöchentlich 
erteilt. 

Dabei hat er ſein Amt mit der größten Gewiſſenhaftigkeit 
verwaltet und gerade in ſeinen Unterrichtsſtunden, die begeiſternd 
auf die Kinder wirkten, Vergeſſen gefunden und ſich neue Kraft ge— 
ſammelt zu weiterem Arbeiten. Bereits vor Beginn des Schul— 
unterrichts erteilte er Unterricht an junge Kaufleute, ebenſo nach 
dem Schluß der Schule. Von 2—4 Uhr unterrichtete er in Familien, 
von 5—9 Uhr in der Handelsſchule von Fix, von 9½ —10½% abends 
erteilte er wiederum handelswiſſenſchaftlichen Unterricht an Kauf— 
leute, und dann erſt konnte er ſich eigenen wiſſenſchaftlichen und 
ſchriftſtelleriſchen Arbeiten widmen. Daß er dies mit Erfolg gethan 
hat, davon zeugen ſeine Geſetzſammlung, ſeine 1 be⸗ 
arbeitet für den Unterricht in Fortbildungsſchulen, ſeine Kirchen— 
geſchichte und Zeichenhefte, die in vielen Berliner Gemeindeſchulen 
eingeführt ſind. 

An Sonntagen unterrichtete er von 8—1 Uhr an Fortbildungs— 
0 von 2—4 Uhr in feiner Wohnung. Um 5 Uhr begab er 
ſüh ein kaufmänniſches Geſchäft, deſſen Bücher er ſeit Jahren ge— 
führt hat. i 

Sein Gehalt belief fich in den letzten Jahren auf 3540 M. 
nebit 600 M. Mietsentſchädigung und freier Heizung. Sein jähr: 
liches Nebeneinkommen hielt ſich eine Reihe von Jahren hin— 
durch auf 3600 — 4000 M., d. h. fein Geſamteinkommen war fo 
groß, daß er, wäre es ihm gelungen, ſeine Verhältniſſe durch 
ein ausreichendes, niedrig verzinsliches Darlehn zu regeln, ſeine 
Schulden ſchnell hätte tilgen und dann noch ein Vermögen an— 
ſammeln können. 

Er läßt ſich rechnungsmäßig nachweiſen, daß er in den letzten 
17 Jahren circa 70 000 M. zur Bereicherung der Wucherer herge— 
geben hat. Wahrſcheinlich iſt es noch weit mehr geweſen. Bedenkt 
man, daß dieſes Geld von Anfang an wieder zu wucheriſchen ee 
angelegt worden, und daß der Fall Bombe nur einer von tawenden 
iſt, ſo wird man ſich kaum noch darüber wundern, wie es ſo vielen, 
welche als armſeligſte Schnorrer hier einziehen, gelingt, in wenigen 
Jahren ein Vermögen aufzuſtapeln und ſich herrliche Paläſte in 
den feinſten Stadtgegenden zu bauen; und andererſeits wird man 
das Ende ſo vieler Beamten in Irrenhäuſern, Gefängniſſen, als 
Tramps in Ausſtralien oder cowboys, Kellner oder Stra ßenkehrer 
in Amerika begreifen lernen. Die Grabhügel der Selbſtmörder 
bilden einen notwendigen Gegenſatz zu den herrlichen Paläſten. 
Wohl den Kindern der armen Schlachtopfer, wenn ſie als Dienſt⸗ 
boten in den Paläſten aufgenommen werden! Der Rat bei 
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den Plänen über die Zukunft der Bombeſchen Kinder ſich über 
die beſcheidenſten Grenzen nicht hinaus zu bewegen, iſt Frau 
Bombe ſchon gegeben worden. Die Kinder der Wucherer ſetzen 
natürlich das Geſchäft ihrer Väter nicht fort. Mehrere davon, einer 
3. B. als hochſtehender Direktor, ein anderer als Kommerzienrat, 
der aber bereits von feinen Renten lebt, machen jetzt in — Volfs- 
beglückung. | 

Der Rektor Bombe hat bei feinem Tode nahezu 30 000 
Mark Schulden hinterlaſſen. Dies Geld büßen aber nur teilweiſe 
die Wucherer ein; denn das iſt die bittere, wahrhaft teufliſche Ironie 
dieſes, wie ſo manches anderen Beamtenlebens, daß am Ende die 
redlichſten und humanſten Leute, die ihr Geld hergegeben haben, 
um Rettung zu ſchaffen, die Benachteiligten ſind. Um dies zu ver⸗ 
ſtehen, müſſen wir daran denken, daß Bombe ſeit 17 Jahren ſich 
bemühte, ſeine hochverzinsliche Schuld in eine niedrig verzinsliche zu 
verwandeln. Daß ein Einzelner die ganze Summe nicht hergeben 
würde, war vorauszuſehen. So lieh er denn hier und da, allerdings 
unter Verſchweigung der vollen Wahrheit, größere oder kleinere 
Geldſummen gegen geringe, oder garkeine Zinſen auf allmähliche 
Abzahlung. Hätte er dieje Geldſummen zu gleicher Zeit erlangt, 
ſo wäre ihm geholfen geweſen; ſo aber konnte er immer nur einen 
Teil ſeiner Schulden tilgen, und der Reſt ſchwoll in kurzer Zeit 
wieder ſo an, daß die Hilfe vergeblich war. Die Sache wurde hier⸗ 
durch noch viel ſchlimmer; denn dazu kam Rektor Bombe garnicht, 
dieſen ehrenwerten Leuten auch nur eine weſentliche Teilzahlung zu 
leiſten. Die Wuchergläubiger, reſp. deren Agenten, lauerten am 
Gehaltstage in und vor ſeiner Wohnung, vor der Schule, im Amts- 
zimmer, vor den Wohnungen, in denen er Privatunterricht erteilte, 
vor und in der Stadthauptkaſſe auf ihn, während andere ihn zu 
den verſchiedenſten Tagesſtunden in verſchiedenen Lokalen der Stadt 
erwarteten. 

Todmüde und gänzlich ausgeplündert kam er des Abends in 
ſeiner Wohnung an. Dieſe Gehaltstage waren wohl die ſchreck— 
lichſten ſeines Lebens. Für die anſtändigen Gläubiger blieb nichts 
übrig, und wer will es dieſen verdenken, die ſchließlich für ihren 
guten Willen noch ihr Kapital eingebüßt haben, wenn ſie über den 
Rektor Bombe ein ſehr herbes Urteil fällen. Den Zuſammenhang 
in ſeiner Totalität können ſie eben nicht begreifen, da es ihnen auf 
dieſem Gebiet an jeder Erfahrung fehlt. Daß er gerade dieſe 
Leute geſchädigt hat, wird die Furchtbarkeit ſeiner letzten Augen— 
blicke noch erhöht haben. Dafür ſprechen nicht nur ſeine wieder— 
holten Klagen in feinen letzten Dispositionen, ondern auch die Pe- 
ſtimmung, daß die Beerdigungskoſten auf das denkbar geringſte 
Maß beſchränkt, ein Teil des Sterbegeldes aber an die einzelnen 
Gläubiger verteilt werden ſolle. Das aber verdient vollſte Aner⸗ 
kennung, daß er vor ſeinem Tode alle Kollegen, die für ihn 
gebürgt hatten, gerettet hat. Sind die Mittel auch ſolche, die 
man eben nur kurz vor dem Tode ergreifen kann, ſo tritt doch 
ſichtbar zu Tage, daß ſein Charakter edel blieb bis zum letzten 
Augenblick. 
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Mit welcher Zähigkeit aber die Wucherer ihr Opfer feft- 
zuhalten wiſſen, wie ſie demſelben jede Möglichkeit zu nehmen ſuchen, 
ſich aus ihren Klauen zu befreien, lehrt folgender Vorgang: 

Vor 2½ Jahren war Bombe nahe daran, vollſtändig gerettet 
zu werden. Ein evangeliſcher Geiſtlicher hatte eine Anzahl Kapitaliſten 
gefunden, die bereit waren, eine genügend große Geldſumme zu— 
ſammenzubringen, um ihn gänzlich auszulöſen. Die Befreiung eines 
jo wertvollen Opfers konnte aber natürlich nicht allen Wucher— 
gläubigern angenehm ſein, und es fehlte nicht an Verſuchen, das 
Vorhaben zu hintertreiben. 

Einem der Buchhalter des oben erwähnten Herrn in der 
Neuenburgerſtraße gelang dies auch thatſächlich. Derſelbe lauerte 
in der Nähe der Bombeſchen Wohnung umher, und begab ſich an 
einem Sonntag, als die Familie eben zu Tiſch gegangen war, un- 
erwartet in dieſelbe. 

Dieſe, froher Hoffnung voll und noch dazu den Geburtstag 
eines Kindes feiernd, hatte zu ihrem größten Unglück einen Kalbs⸗ 
braten, einen wirklichen, leibhaftigen Kalbsbraten auf dem Tiſch. 
Jetzt natürlich Verſammlung der Schlimmſten der Schlimmen! 

Wie kann ein Mann, der ſo mit Schulden überhäuft iſt, ſich 
einen ſolchen Luxus erlauben! Man ſprach da viel von einem 
andern Rektor, der ſich in ähnlicher Lage befinde. Bei dieſem könne 
man wohl eine Mehlſuppe, Kartoffelſuppe, Kartoffeln und Speck, 
des Sonntags auch wohl einmal friſches Fleiſch, aber niemals eine 
ſolche Verſchwendung finden! i 

Es wurde eine Deputation an den betreffenden Geiſtlichen, 
und, was noch ſchlimmer war, an die Hinterleute desſelben, deren 
Namen man Bombe entlockt hatte, gejantt, um dieſen Fall vorzu⸗ 
tragen, und da einige der Herren wirklich zu dem Glauben gelangten, 
daß die Familie Bombe nicht ſparſam genug ſei, ſo zerſchlug ſich 
die Sache! N | | 

Bombe kämpfte weiter, jetzt total gebrochen. Seit dieſer Zeit 
ſchon beſchäftigten ihn Todesgedanken. Nur der Gedanke an meine 
Kinder, ſagte er oft, verhütet es, daß ich nicht zuſammenbreche. Der 
betreffende Herr in der Neuenburgerſtraße zwang ihn jetzt, deſſen 
Kinder täglich zwei Stunden zu unterrichten. Dadurch ſank auch 
das Einkommen Bombes bedeutend. 
| Man ftelle ſich nun dieſen hochbegabten und wiſſenſchaftlich 
hochgebildeten Mann vor, wie er von ſeinen Gläubigern wie ein 
Schulknabe behandelt und ausgeſcholten wird und dabei noch immer 
freundlich und gelaſſen bleiben muß! Nun denke man ſich tauſende 
und abertauſende von Beamten in dieſer Lage und denke dann an 
die Folgen für die Geſamtheit! 

l an ift völlig einig in der Verurteilung der Sklaverei des 
Altertums, der Hörigkeit des Mittelalters; aber unſer fortgeſchrittenes 
Se ange ſcheint kein Mittel zu befiben, um die Beſchlagnahme der 

pfer an Leib und Seele durch die Wucherer zu hindern. Selbſt 
die Peitſche eines Sklavenaufſehers würde einen Menſchen zu jo 
unerhörten und anhaltenden Kraftleiſtungen nicht veranlaſſen können, 
wie es die modernen Wucherer und ihre Agenten bei Bombe und. 


tauſend anderen vermocht haben! Freilich, das Recht der Sklaven⸗ 
beſitzer des Altertums, ihre werthlos gewordenen Sklaven zu töten, 
haben die modernen Sklavenhalter nicht, es iſt dasſelbe aber auch 
unnötig, da die Opfer ſelbſt, wie ja auch der Fall Bombe beweiſt, 
ihnen dieſe Arbeit abnehmen. 


Wir kommen nun zu der Frage: Wo ſind die Wucherer und <- 


Agenten zu ſuchen? 

Wenn wir bei der Beantwortung der Frage, wo die Wucherer 
zu Suchen find, nicht mit der vollen Namensnennung der uns auf 
dieſem Felde bekannt gewordenen Perſonen hervortreten, ſo hat dies 
einmal ſeinen Grund darin, daß der „Stoff“ ein zu vielfältiger iſt, 
dann aber auch leitet uns — und das iſt der Hauptgrund — die 
Anſicht, daß wir durch vorzeitige Namensnennung jetzt vielleicht 
gerade noch das Gegenteil von dem erzielen würden, was wir 
beabſichtigen, indem wir befürchten müßten, den Wucherern neue 
Opfer zuzuführen, denn in der Not würde mancher vielleicht ſelbſt 
davor nicht zurückſchrecken, ſich an die um Hülfe zu wenden, vor 
denen wir ihn warnen und beſchützen wollen. Wir werden alſo 
erſt dann mit voller Namensnennung hervortreten, wenn wir über⸗ 
zeugt ſein dürfen, daß den Betreffenden das Handwerk gründlich 
gelegt wird, und daß dies geſchehe, dazu werden wir, ſoweit es in 
unſeren Kräften ſteht, das unſere beitragen. Wir verhehlen uns 
keineswegs, daß wir mit mancherlei, von vielen ungeahnten Schwierig⸗ 
keiten zu kämpfen haben werden; aber hoffentlich wird der Kampf 


* 


dennoch kein vergeblicher ſein. 


Es giebt in Berlin circa ein Dutzend Wucherer, die mit 
großen Kapitalien, hunderttauſenden von Thalern, arbeiten. Ihre 
Namen ſind natürlich am wenigſten bekannt, da ſie nur durch ihre 
übrigens ſeit Jahren als treu erprobten Agenten Geſchäfte machen. 
Sie unterhalten Stadtreiſende, die eine tägliche Beſoldung von 
10 Mark beziehen und lediglich mit der Einziehung von Recherchen 
betraut ſind. Ein Bankgeſchäft im Centrum der Stadt eröffnet den 
Reigen. Die Kunden dieſer Häuſer werden reell bedient und zahlen 
höchſtens 60 pCt. p. a. Zu ihnen gehören hochſtehende Beamte. 
Die ausſchweifendſte Phantaſie wird ſchwerlich den Kreis nach oben 
zu weit ziehen. 

Die obenerwähnte Firma, welche Bombes letzte Hoffnung 
ſo erbarmungslos zerſtörte, arbeitet mit nicht viel geringeren Summen. 
Sie hat ſich in den letzten Jahren hauptſächlich der Armee zuge: 
wandt. Daß dieſelbe hier bereits verhängnisvoll gewirkt hat, er- 
klärte ein Hauptmann, der in der Bombeſchen Familie bekannt war 
und zur erſten Unterſtützung derſelben herbeieilte, an deſſen Leiche 
unumwunden. Er ſelbſt hat zur Rettung einiger Kameraden einen 
Teil ſeines Vermögens geopfert. Natürlich! der kameradſchaftliche 
Geiſt, der unſerem Offizierkorps zu jo unvergleichlicher Zierde im 
Felde gereicht, iſt in Friedenszeiten die Handhabe der Wucherer, 
um neben den verſchuldeten Offizieren auch die vermögenden zu 
plündern. Der mittleren Firmen, die mit einem Kapital von 2000 
bis 30 000 Thalern arbeiten, gibt es unzählige. 


Der jährliche Gewinn, der ſich nach bag aller Verluſte doch 
noch auf die Hälfte des eingelegten Kapitals beläuft, wird ſicher 
angelegt. Sobald fih die Wucherer reich genug fühlen, ziehen ſie 


ſich vom Geſchäfte zurück. Ihren Hauptkundenkreis finden ſie unter 
den Subalternbeamten aller Grade, Geiſtlichen und Lehrern, Eifen: 
bahn- und Poſtbeamten u. f. w. Vorgeſetzter und Untergebener 
warten oft in verſchiedenen Zimmern gleichzeitig auf Abfertigung. 


Rang gewährt hier keinen Vorzug, ſondern nur Pünktlichkeit. Unter 


dieſen Wucherern findet man die unerhörteſten Gauner. 


Da lebte z. B. am Görlitzer Bahnhof ein früherer Karton— 
fabrikant Berndes, der das Geſchaͤft mit 6000 Mark vor 13 Jahren 
eröffnete und bei ſeinem Tode im vorigen Jahre auf der Reichs- 
bank ein Vermögen von 75 000 Mark liegen hatte, während die 
Außenſtände koloſſal waren. Dabei hat er noch große Verluſte er— 
litten. Eine Fälſchung hatte ihm allerdings 2 Jahre Zuchthaus 
eingetragen, doch brauchte er ſie wegen nachgewieſener Krankheit 
nicht zu verbüßen. Es war das derſelbe „Ehrenmann“, der unſerem 
Redakteur, als die „Staatsbürger Zeitung“ ſich eines armen Brief⸗ 
trägers augenommen hatte, den er gründlich geſchunden, durch 
ſeinen Rechtsanwalt einen Beleidigungsprozeß machen ließ, welcher 
freilich damit endete, daß der Redakteur der „Staatsb.⸗Ztg.“ frei- 
geſprochen und dem beleidigten Wucherer in dem Erkenntniſſe nicht 
gerade eine Ehrenerklärung gegeben wurde. Die Klage aber zeigte 
zur Genüge, was ſolch ein Wucherer riskiren zu dürfen glaubt. 

In der Nähe des Friedrichhains wohnt ein früherer Mühlen- 
beſitzer. Demſelben fehlte es an Luſt zur Arbeit. Daher verkaufte 
er vor etwa 21 Jahren ſein Anweſen und legte von dem Erlös 
einige Tauſend Thaler in die Hände ſeiner Frau, während er ſelbſt 
ſein Leben in beſchaulicher Ruhe verbrachte und — religiöſe Schriften 
verfaßte. Dieſe Frau hat ſich zu einer der ſchlimmſten Wucherinnen 


entwickelt. Die gefährlichſten Agenten Berlins ſtehen ihr treu 


zur Seite. 

Ihr hauptſächlich verdankt der Rektor Bombe ſein Unglück. 
Auch der vor kurzem entflohene Gerichtsvollzieher Bock 1 hat hier 
noch als Akteur den Grund zu ſeinem Ruin gelegt. Leider beſaß er 
nicht die moraliſche Kraft des Rektors Bombe. Als er keine Rettung 
mehr ſah, ergab er ſich dem Spiel und Trunk, betrog ſchließlich 
Freunde und Bekannte und wurde flüchtig. Die Welt verwechſelt 
hier wieder einmal Urſache und Wirkung, denn Bock war früher 
ein pflichttreuer Beamter. 

Dieſer Herr Bock hatte, auch für die obige Dame die Pfändun⸗ 
gen zu A An einem Weihnachtsheiligenabend hat er auch 
die Familie Bombe ausgepfändet, wobei er unter anderm das ehen 
geſchenkte Wiegenpferd des älteſten Knaben mit Beſchlag belegte, 
den Kindern die Unterbetten fortnahm und den Deckbetten die über- 
flüſſigen Federn entzog. Der Frau verblieb ein einziges Kleid. 
Ihren Schlafrock mußte ſie ausziehen — 24 Tage vorher war ſie 
erſt entbunden! Natürlich that Bock dies alles lediglich unter dem 
Einfluſſe ſeiner Auftraggeber, die auch ihn in Händen hatten. Jetzt 
hat ſich die Familie ſteinreich vom „Geſchäft“ zurückgezogen. 
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Die älteſte Tochter ſoll ſich an einen Geiftlichen verheiratet, 
die jüngſte mit einem Referendar verlobt haben. 

Wie übrigens die Anſchauungen großer Volksmaſſen in dieſem 
Punkte ſind, konnte man vor einigen Jahren bei der Stadtverord⸗ 
netenwahl ſehen. Ein Herr, der fih um Wiederwahl bewarb, wurde 
in öffentlicher Verſammlung von einem Lehrer des Wuchers be⸗ 
ſchuldigt. Er leugnete nicht etwa, ſondern erklärte: Mein Geld iſt 
meine Ware. Jeder Geſchäftsmann ſucht an ſeiner Ware zu ver— 
dienen, ſo viel er kann. 

Das ſind die Früchte der Mancheſtertheorie, der Lehre von 
der „Ausbeutung!“ 

Die dritte Kategorie der Wucherer bildet das unendliche Heer 
der Gelegenheitswucherer. Sie verſtehen ſich zu ſolchen Geſchäften 
hauptſächlich auf das Zureden der Agenten. In der Auffindung 
ſolcher Leute beſteht die Hauptgeſchicklichkeit dieſer Herren. Dieſe 
Gelegenheitswucherer verlieren gar häufig ihr Geld. Ihnen werden 
diejenigen Wechſel gebracht, welche „Kenner“ nicht mehr haben wollen. 
Bei dem endlichen Sturz des Beamten ſind eh Leute ſtets Haupt- 
ſächlich geſchädigt. In überraſchender Schnelligkeit ſind ſchon Leute, 
die in der Hoffnung, ihr Vermögen zu vervielfachen, dasſelbe durch 
die Agenten anlegten, um große Summen gekommen. 

Beſonders Deſtillateure, die ja häufig ſchnell in den Beſitz 
von kleinen Kapitalien gelangen, kleine Geſchäftsleute mit offenen 
Läden ꝛc. ſind den Sirenengeſängen der Agenten ausgeſetzt. Manche 
dieſer Leute find zu bedauern. Die Sucht, ſchnell reich zu werden, 
zeitigt eben wunderbare Blüten! 

Wir kommen nun zu der Frage: 

Welchen Umfang hat die Beamtenauswucherung angenommen? 

Hierüber wird ſich der Nichteingeweihte ſchwerlich eine richtige 
Vorſtellung machen. 

Keine Beamtenkategorie hat ſich vor der Auswucherung be— 
wahren können. Nahezu ein Viertel aller Beamten iſt rettungslos 
dem Wucher verfallen, während eine nicht zu ſchätzende Zahl von 
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weniger verſchuldeten- Beamten aus ihrer Lage noch ein ſtrenges 
Geheimnis macht. g en ee en 
Rechnen wir hierzu noch diejenigen, welche durch Bürgſchaften 
geſchädigt, ſowie jene, welche an verſchuldete Kollegen Darlehen ge⸗ 
geben und nicht zurückerhalten haben, ſo dürfen wir behaupten: 
90 pCt. aller Beamten find durch den Wucher geſchädigt. 
— Wie iſt dieſe ungeheure Verſchuldung entſtanden? Wir haben 
aus dem Fall Bombe viel gelernt und bedurften eben eines ſolchen 
1 um Einſicht in dieſe Verhältniſſe zu ſchaffen. Wir knüpfen 
hieran nachfolgende Erörterungen: 
Zu der Beamtenſchaft gehören: 
a) Oberbeamte; 
b) Subalternbeamte, zu denen wir auch die Elementar- 
lehrer zählen müſſen; 
c) Unterbeamte. 


ie — 


— 56 — 


Wer die Stellung eines Oberbeamten erlangen will, hat dem 
Staat nach Beendigung ſeiner Univerſitätsſtudien längere oder 
ie Zeit, je nach den vorhandenen Vakanzen, unentgeltlich zu 

ienen. | 

Die Subalternbeamten ſetzen ſich zuſammen aus Civil- und 
Militäranwärtern. Die Civilanwärter müſſen je nach der Behörde, 
bei welcher ſie Anſtellung ſuchen, entweder das Abiturientenexamen 
beſtanden oder die Reife für Prima erlangt haben. Sie treten als 
Supernumerare ohne Gehalt ein und rücken nach 1 bis 2 Jahren 
in die Stellung eines Diätars. | 

Vei den angehenden Dberbeamten find mit den Univerſitäts⸗ 
ſtudien und der Ableiſtung der koſtſpieligen Militärpflicht die Mittel 
gar häufig, bei den Subalternbeamten aber faſt ſtets erſchöpft. Es 
wird daher bei beiden Kategorien in den Jahren, in welchen ſie ſich 
dem Staatsdienſt unentgeltlich widmen, ſelten ohne kleine Schulden 
| en gehen, zumal wenn ſich eine längere militärische Uebung att- 

ſchließt. Vorkommen wird es ja auch, daß junge, lebensluſtige 
Leute in dieſem gefährlichſten Alter hier und da unnötige Aus— 
gaben machen, ohne darum Verſchwender zu ſein. 

Findet der junge Beamte in ſeiner Verwandtſchaft oder Be— 

kanntſchaft einen verſtändigen Kreditor, der ihm eine kleine Summe 
für ſo lange Zeit vorſchießt, bis er ſie aus ſeinem eigenen Ein⸗ 
kommen zurückgeben kann, ſo iſt der Weg zu einer ehrenvollen 
Laufbahn frei; geſchieht dies aber nicht, oder verlangt der Kreditor 
ſein Geld zu früh, und kommen dazu noch Handwerker-Rechnungen, 
ſo iſt der Wucherer gar häufig der einzige Ausweg. 
. Wir ftellen alfo fejt: Die Schulden dieſer beiden Beamten- 
Kategorien kommen in den erſten Jahren ihrer Anſtellung, die 
hohen Wucherzinſen machen die Rückzahlung unmöglich, und alle 
ſpäteren Gehaltszulagen, Gratifikationen, ſelbſt kleine Erbſchaften, 
önnen dem Verderben keinen Einhalt thun. 

Hier und da rettet ſich vielleicht Jemand. durch eine reiche Heirat. 


Die Idealität, welche Gott ſei Dank dem Beamtenſtande jo 


reichlich innewohnt, macht es aber manchem unmöglich, ſich anders, 
als aus tiefinnigſter Neigung zu verheiraten, und die Vermögens⸗ 
verhältniſſe werden dabei ſelten in Betracht gezogen. 

So ſehr dies nach Schopenhauer den kommenden Geſchlechtern 
zum Nutzen gereicht, — dem Beamten ſelbſt erwächſt, wie wir bei 
Bombe geſehen haben, daraus ein Heer von Sorgen. 

Iſt der Beamte allen Gefahren entgangen, ſo zieht ihn ſchließ— 
lich eine Bürgſchaft für einen Freund noch ins Verderben. 

Die Unterbeamten beſtehen durchweg aus Militäranwärtern. 
Dieſe werden nach zwölfjähriger Dienſtzeit oder auch früher im Fall 
vollkommener Invalidität mit dem Civilverſorgungsſchein entlaſſen. 
Es ſteht ihnen frei, ſich um jede Stellung zu bewerben, der fie ge- 
wachſen zu ſein glauben. Bevor aber eine Stellung gefunden wird, 
vergehen oft Jahre. Bis dahin haben dieſelben oft mit Frau und 
zahlreicher Kinderſchar von einer Penſion von 5—8 Thlrn. monat- 
lich zu leben, ſich Civilkleidung zu beſchaffen, häufig Reiſen behufs 
Erlangung einer Anſtellung zu machen, endlich die Reiſekoſten nach 
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dem oft entfernten Ort, in welchem fie Anſtellung gefunden haben, 
zu beſtreiten, und dann, da das Gehalt in der Regel postnumerando 
gezahlt wird, noch einen vollen Monat aus ihrer Taſche zu leben. 
Auch hier iſt alſo gar häufig ein dringendes Bedürfnis vorhanden. 
Muß dasſelbe beim Wucherer befriedigt werden, ſo kennen wir 
ſchon den endlichen Ausgang. | 

Die Elementarlehrer treten nach Beendigung ihrer Seminar: 
zeit ſofort in ein, wenn auch nur mäßig beſoldetes Amt. Dadurch 
entgehen ſie, trotzdem ſie ihres Bildungsganges wegen die Lebens— 
verhältniſſe ſehr wenig kennen, gar vielen Gefahren. Aus dieſem 
Grunde iſt die wirtſchaftliche Lage der meiſten Lehrer unendlich viel 
beſſer, als man ihres niedrigen Gehaltes wegen annehmen müßte. 

Daß und warum die Berliner Gemeindelehrer bis vor kurzem 
eine höchſt betrübende Ausnahme machten und machen mußten, haben 
wir oben geſehen. 

Nunmehr ſind wir bei der vierten und wichtigſten Frage an— 
gelangt: Wie iſt Rettung zu ſchaffen? 

Da dem ganzen Staatsweſen durch die zunehmende Beamten— 
verſchuldung große Gefahren erwachſen, ſo könnte ſich zunächſt die 
Frage aufdrängen: Können Staat und Gemeinden nicht an der Hand 
einer alten Beſtimmung, die den Beamten das Unterſchreiben von 
Wechſeln verbietet, mit ſcharfem Schnitt alle tiefverſchuldeten Be— 
amten beſeitigen? Die Maßregel wäre furchtbar; aber wir würden 
die letzten ſein, eine im Intereſſe der Staatsgeſammtheit not- 
wendige Maßregel zu tadeln, weil viele davon ſchmerzlich betroffen 
werden. Allein durch dieſes Vorgehen der Behörden würden die 
Beamten, ſo lange für dieſe ein Kreditbedürfnis beſteht, vollends 
den Wucherern rettungslos überantwortet werden. Die Verheim— 
lichung der Verſchuldung würde dann noch weit mehr eintreten und 
dem Wucherer, um ihn vor Anzeigen bei der Behörde abzuhalten, 
vollends alles geopfert werden müſſen. In die Hände fallen die 
Beamten dem Wucherer aber doch, ſobald es am notwendigſten 
mangelt und andere Hülfe nicht da ift. Kein Verbot kann ange- 
nichts äußerſter Not dagegen ſchützen. 

* Schon das jetzige Verhalten der Behörden iſt dem Wucherer 
günſtig genug. Von jeder gerichtlichen Klage gegen einen Beamten 
geht deſſen Behörde amtlich eine Abſchrift zu. 

Sein Chef ladet ihn vor und dekretiert: In drei, fünf zc. 
Tagen haben Sie den Nachweis zu führen, daß die Schuld bezahlt 
iſt!“ Natürlich muß dies geſchehen, aber woher wird das Geld 
dazu genommen?! Es muß alſo ſchon dabei bleiben, daß die Be- 
hörden nur an die Beſeitigung notoriſch unbrauchbarer, leichtſinniger 
und verſchwenderiſcher Beamten denken können. 

Eine Verſchärfung des Wuchergeſetzes, ſo daß der Wucher 
auch wirklich getroffen werden kann, würde eine Beſſerung bringen, 
aber Rettung nicht, ſo lange legale Kreditbedürfniſſe nicht Befriedi⸗ 
gung finden können. Das beſte Geſetz bietet Hinterthüren, und der 
Gewinn des Wuchers iſt zu verlockend. 

Als einziger Ausweg bleibt mithin die Begründung einer 
Veranſtaltung, die dem Beamten, dem ein unmoraliſcher oder ver⸗ 


ſchwenderiſcher Lebenswandel nicht nachgewiefen_ werden kann, im 
Bedürfnisfalle einen genügend hohen Kredit ohne zu ſchwere Be- 
dingungen gewährt. 

Wie aber ſollen derartige Veranſtaltungen getroffen werden? 
Die Genoſſenſchaftsbanken können dem Beamten nicht helfen. 
Sie haben ihr Geld auf Kündigung, können Darlehne daher nur 
auf kurze Friſten, meiſtens ſtatutenmäßig auf drei Monate, gewähren. 
Der Beamte braucht lange Abzahlungsfriſten und muß Teil- 
zahlungen leiſten können. Gleichwohl nahmen früher die Ge— 
noſſenſchaften Beamte auf und gewährten Darlehne. Die meiſten. 
aber haben ein Haar darin gefunden und lehnen jetzt jedes Geſuch. 
eines Beamten um Aufnahme ab, und zwar mit vollem Recht. 

Die Beamten haben ſich ſelbſt zu helfen geſucht und Vereine 
zur Selbſthilfe gegründet. 

Es exiſtirt: 

1) Der Preußiſche Beamtenverein in zz. Derjelbe 
hat eine eigene, ſehr ſegensreich wirkende Lebensverſicherung ge- 
gründet und gewährt auch Darlehne bei abſoluter Sicherheit. 

2) Der Deutſche Beamtenverein in Berlin, Belleallianceplatz 7/8. 
Derſelbe hat Korporationsrechte, verſchafft 3 Mitgliedern 
vielerlei Vorteile und Vergünſtigungen, gewährt auch Darlehne 
und hat viel Gutes bewirkt, auch eine eigene „Beamten-Zeitung“ 


geſchaffen. 


3) Der Allgemeine Beamten-Darlehns-Verein, Berlin, 


Prinzeſſinnenſtr. 28. 

Dieſer Verein bildet eine Genoſſenſchaft, hat früher große 
Verluſte gehabt und ſeinen Mitgliedern 40 pCt. der Einlagen ab- 
geſchrieben, ſteht jetzt aber ebenſo, wie die beiden anderen Vereine— 
unter guter Leitung, geſichert da und gewährt ſeinen Mitgliedern. 
manchen Nutzen. 

Rettung aber können alle dieſe Vereine nicht bringen; denn 

1) Sft ihr Kapital dem Bedürfnis gegenüber, jo. bedeutend: 
es auch ſonſt erſcheinen mag, ein Tropfen Waſſer auf— 
einem 1 6155 Stein. | | 

2) Bei plötzlich eintretenden Notſtänden geht die Erlangung. 
eines Darlehns viel zu langſam, zumal bei neu eintre— 
tenden Mitgliedern. 

3) Die von den Kaſſen im Intereſſe ihrer übrigen Mit⸗ 
glieder verlangten Sicherheiten find ſelten zu beſchaffen 
und bringen häufig Freunde und Kollegen in Gefahr. 

4) Gerade die nicht angeſtellten Beamten, deren Bewahrung 
vor Schulden die allergrößte Hauptſache bildet, können bei 
dieſen Vereinen am wenigſten Hilfe finden. 

5) Zur Auslöſung verſchuldeter Beamten, die viele und geit- 
raubende Verhandlungen mit den Gläubigern notwendig. 
macht, fehlt es den Vorſtandsmitgliedern, die ſelbſt Beamte 
find, ſtets an Zeit, vielfach auch an Sachkenntnis. 
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Zur gründlichen Befreiung des Beamtenſtandes iſt notwendig 
die Aſſoziirung des Kapitals zu dieſem Zweck und eine Veränderung 
der beſtehenden Geſetze. Das Kapital iſt zu haben, wenn es bei 
mäßigem Gewinn unbedingte Sicherheit findet. 

Dieſe Sicherheit hat der Staat durch unbedeutende Verände— 
rung der beſtehenden Geſetze zu ſchaffen. 
| Gegenwärtig bietet der Beamte durch feine Stellung dem 
Geldgeber wenig Sicherheit. Das Gehaltsabzugsverfahren nimmt 
ein Ende, ſobald der Beamte penſioniert wird. Eine Lebensver— 
ſicherungs⸗Police kann der Beamte jederzeit verfallen laſſen, da Die 
Behörde ſich niemals 3 * verſteht, die Prämien vom Gehalt zu 
entrichten. Sie hat auch kein geſetzliches Recht dazu. 

„ weierlei würde aljo zu geſchehen haben: Erſtens iſt eine 
geſetzliche Beſtimmung notwendig, daß auf die nicht zu widerrufende 
Erklärung eines Beamten hin die betreffenden Staats- und Ge⸗ 
meindekaſſen verpflichtet ſind, die Prämien einer erworbenen Lebens⸗ 
verſicherung dauernd vom Gehalt, bei einer etwa ſpäter ſtattfinden⸗ 
den Penſionierung auch von der Penſion abzuziehen und zu ent⸗ 
richten. Zweitens müſſen die Kaſſen verpflichtet werden, auf eine 
Erklärung des Beamten hin einen mäßigen, geſetzlich bezüglich des. 
Höchſtbetrages aber genau fixierten Teil des Gehaltes, über den 
geſetzlichen Gehaltsabzug hinaus, an eine beſtimmte Stelle gegen 
Quittung zu zahlen. Natürlich wird dies den Kaſſen Mehrarbeit, 
infolgedeſſen auch Mehrkoſten machen. Dieſelben ſind aber be⸗ 
deutungslos, ſofern dadurch der ganze Beamtenſtand gerettet 
werden kann. 

Sind dieſe beiden Vorbedingungen erfüllt, ſo findet das Kapital 
bei Begründung einer Beamtenbank, was es in erſter Linie ſucht, 
unbedingte Sicherheit. 

Verluſte ſind nur denkbar bei Amtsentſetzungen, reſp. bei frei⸗ 
williger Aufgabe des Amts. Genaue ſtatiſtiſche Berechnungen 
müßten angeſtell werden, um zu ermitteln, wieviel Procent der 
Beamten bisher auf dieſe Weiſe aus dem Amt geſchieden ſind. Eine 
unfreiwillige Entfernung aus dem Amt iſt bekanntlich in Preußen 
ſehr ſchwer. 

Nach unſern Erhebungen, die allerdings auf Genauigkeit nicht 
Anſpruch machen können, weil das genügende ſtatiſtiſche Material 
fehlt, ſcheidet von etwa 200 Beamten einer freiwillig oder unfreiwillig 
aus dem Dienſt. = 

Nehmen wir an, daß dieje Zahl nach Gründung der Beamten⸗ 
bank ſich nicht vermindern würde, was aber zweifellos der Fall ſein 
wird, fo würde ½00 = % pCt. des ausgeliehenen Kapitals eventuell 
in Verluſt geraten können. | 

Dieſer Verluſt müßte natürlich von denjenigen, die die Kaffe 
benutzen, gedeckt werden, entweder durch eine fixierte Verluſtprämie 
von pCt. des Darlehns, oder durch jährliche Umlagen. Vielleicht 
auch könnte mit der Kaſſe eine Verluſtverſicherung verbunden ſein, 
wie der Geheimrath Schraut eine ſolche vorſchlägt. 

Eine ſolche Bank könnte nur die Form einer Attiengefellichaft 
haben. Cine Genoſſenſchaft ift wegen der Kündbarkeit der apitalien 
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ausgeſchloſſen. Die Bank müßte mit bedeutenden Kapitalien er- 
öffnet werden und in den Provinzial-Hauptſtädten Filialen haben. 
Sie müßte Darlehne auf lange Friſt mit kleinen Rückzahlungsraten 
gewähren. i | 

= Wir bitten einſichtsvolle Männer, dieſe Vorſchläge einer 
Prüfung zu unterwerfen und mitzuhelfen, das Elend des Beamten— 
ſtandes zu beſeitigen. Hier gilt es, eine der Quellen des ſozialen 
Notſtandes zu verſtopfen und die Kapitalien, die bisher verbreche— 
riſcher Ausbeutung dienten, wieder einem ehrlichen Erwerb zu— 
zuwenden.“ 

An dieſen Darlegungen habe ich jetzt, nach 4 Jahren, nichts 
zurückzunehmen. Den Mut aber, aus den Thatſachen die letzten 
Konſequenzen zu ziehen, konnte ich damals nicht finden. Der Leſer 
wird dies begreiflich finden, wenn er bedenkt, daß ich mich mit meiner 
zahlreichen Familie dem Untergange ausgeſetzt hätte. Hieran ſchließe 
ich ohne Weiteres meine eigene Lebensgeſchichte. Das darf ich ver— 
ſichern: Ich habe bei der Darſtellung ſtets nach der reinſten Wahr— 
heit geſtrebt, nichts beſchönigt oder bemäntelt. Da nichts ſchwerer 
ift, als bezüglich der eigenen Perſon und Exlebniſſe vollſtändig 
objectiv zu bleiben, ſo bitte ich den Leſer, unbefangen zu prüfen und 
wie Fehlſchlüſſe, die ich unbewußt gemacht haben jollte, zu De- 
richtigen. 


a. Jugendzeit. 


Ich wurde im Jahre 1846, am 21. Dezember, als Sohn eines 
kleinen Handwerkers und Büdners zu Crien bei Anclam geboren 
und habe die Dorfſchule daſelbſt bis zu meinem 14. Lebensjahre 
beſucht. Bemerkte Anlagen brachten Vater und Lehrer auf den Ge— 
danken, mich dem Lehrerberuf zuzuführen, der dem Landmann als 
höchſtes erreichbares Ziel gilt. Im Alter von 16% Jahren kam ich 
auf das Lehrerſeminar zu Oranienburg, wurde im 2. Jahre Klaſſen— 
vorſteher, im 3. Jahre Obervorſteher, und am 1. Oktober 1866 mit 
dem Zeugniß „Nr. I. „ſehr gut befähigt“ entlaſſen. Es konnte nicht 
ausbleiben, daß in jener Zeit, wo die He des politiſchen Kampfes 
hochgingen, auch ich mir ein Urteil bilden mußte. Am meiſten 
empörten mich die zahlreichen Friedenspetitionen, welche von Ge— 
meindeverwaltungen, Korporationen und einzelnen Perſonen zu einer 
Zeit an den König gerichtet wurden, als auch dem Blindeſten klar 

ſein mußte, daß nur Waffengewalt den Knoten durchhauen könne. 
Meine Vorfahren hatten vom ſiebenjährigen Krieg ab als Soldaten 
oder Korporale in jedem Kriege mitgekämpft, und in jedem war 
. einer von ihnen gefallen. Ihnen nachzueifern war mein größtes 
Beſtreben. Ich veranlaßte daher 20 meiner Kollegen, ſich mit mir 
in einer Immediateingabe direkt an Se. Majeſtät den König mit 
der Bitte zu wenden, uns in die Armee einſtellen zu laſſen. Alle 
anderen Verſuche, dies zu erreichen, waren geſcheitert. Die Berant- 
wortlichkeit für dieſen Schritt, der unter Umſtänden von recht pein- 
lichen Folgen hätte begleitet ſein können, trug ich als Obervorſteher 
der Anſtalt ganz allein. Ich lebte aber der Hoffnung, daß der 
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Oberlehrer der Anſtalt, Herr Böckler, der an Stelle des erkrankten 


Direktors die Leitung führte, deſſen patriotiſcher Sinn uns allen 


bekannt war, im Notfall uns gegen das Argſte ſchützen würde. Als 
ich ihm ſpäter von unſerer eigenmächtigen Handlung Kenntnis gab, 
erklärte er ſich auch bereit, ſeine ganze Perſon für uns einzuſetzen, 
obgleich er unſer ungeſetzmäßiges Vorgehen tadeln mußte. Wie 
angenehm das Herz Sr. Majeſtät des Königs gerade in jener Zeit 
von unſerer Immediateingabe berührt worden iſt, mag folgender 
Beſcheid darthun: | 

Immediatbericht und Allerhöchſte Ordre, die Aufgabe und 
Wirkſamkeit der Volksſchule betreffend: f 

In der nebſt Anlage zurückfolgenden 1 
über welche Ew. Königlichen Majeſtät Bericht zu erfordern geruht 
haben, bitten 21 Zöglinge des evangeliſchen Schullehrer-Seminars 
in Oranienburg um ſofortige Einſtellung in die Armee. Dieſelbe 
datirt vom 26. Juni d. J. und iſt ein ſchöner Beweis von der 
patriotiſchen Geſinnung dieſer Seminariſten, die zu einer Zeit, wo 
die Entſcheidung der Geſchicke des Vaterlandes durch das Schwert 
bevorſtand, mit Hintanſetzung aller perſönlichen Vorteile an dieſer 
Entſcheidung Teil zu nehmen wünſchten. 

Inzwiſchen haben ſich unter Gottes gnädiger Führung die 
Verhältniſſe geändert; das Vaterland bedarf augenblicklich nicht des 
ſtreitbaren Armes dieſer Jünglinge, ſondern erwartet, daß ſie in 
den vou ihnen gewählten Lebensberuf eintreten, um als Lehrer die 
Jugend des Volkes für das Heer erziehen zu helfen in Gottesfurcht 
und Treue. Ew. Königlichen Majeſtät Armee, die jetzt gekämpft 
und geſiegt hat, iſt durch die preußiſche Volksſchule hindurch und 
aus derſelben hervorgegangen; die Seminariſten, die in der Stunde 
der Gefahr bereit waren, in Ew. Majeſtät Armee das Leben ein⸗ 
zuſetzen für König und Vaterland, werden in der Zeit des Friedens 
als Lehrer ihre Schuldigkeit zu thun wiſſen in der Schule, an der 
Jugend des Volkes in Waffen. 

Ew. Königl. Majeſtät bitten wir ehrfurchtsvoll, durch huld⸗ 
volle Vollziehung der im Entwurf beigefügten Allerhöchſten 
Ordre uns zur angemeſſenen Beſcheidung der betreffenden 
Zöglinge des Schullehrer-Seminars in Oranienburg er- 
mächtigen zu wollen. 

Berlin, den 27. Auguſt 1866. 

von Roon. von Mühler. 
An des Königs Majeſtät 
U 16750 


Auf den Bericht vom 27. d. M. ermächtige ich Sie, die Zög⸗ 
linge des evangeliſchen Schullehrer-Seminars in Oranienburg, welche 
in der nebſt Anlage zurückfolgenden Immediat⸗Vorſtellung um ſo⸗ 
ſortige Einſtellung in die Armee gebeten haben, unter den inzwiſchen 
veränderten Verhältniſſen auf Ihren Antrag zwar ablehnend zu be⸗ 
ſcheiden, ihnen aber auch eröffnen zu (often, wie ich von ihrer 
patriotiſchen Bereitwilligkeit, in meiner Armee das Vaterland ver- 
teidigen zu helfen, mit Wohlgefallen Kenntnis genommen habe. 
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Was fie in Dem Bericht im Allgemeinen über die Aufgabe 
und Wirkſamkeit der Volksſchule bemerken, hat Meine Billigung, 
und beauftrage ich Sie, den Miniſter der geiſtlichen ꝛc. Angelegen— 
heiten, Ihren Immediatbericht und dieſe Meine Ordre zur Kennt⸗ 
nis der Schulverwaltungsbehörden und des Clementarlehrerſtandes 
zu bringen. 

Berlin, den 30. Auguſt 1866. 

gez. Wilhelm 
von Roon, von Mühler. 


b. Die erſten Jahre als Lehrer. Kriegserlebniſſe. 


Am 15. Oktober 1866 wurde ich als Lehrer in Neu-Ruppin 
angeſtellt und blieb daſelbſt bis zum 1. Oktober 1869. Dort hatte 
ich mich zu einer freiwilligen ſechswöchentlichen militäriſchen Übung 
gemeldet und war auch angenommen worden. Durch freundliches 
Entgegenkommen des Gymnaſiallehrers Labarre und des Lehrers 
Schwenk konnte ich hier den Grund legen zur einigermaßen ge— 
nügenden Kenntnis der beiden alten und der beiden wichtigſten 
neuen Sprachen. Am 1. Oktober 1869 ging ich an die höhere 
—Töchterſchule von Buſſe in Berlin, an der ich bis zum 1. Oktober 1873 
verblieb. Beim plötzlichen Ausbruch des Krieges 1870 befand ich 
mich auf einer Ferienreiſe, konnte mich aber noch rechtzeitig beim 
20. Infanterie- Regiment in Wittenberg melden. Mein erſter 
Verſuch, ſofort mit in's Feld zu rücken, ſchlug fehl, da kein Haupt⸗ 
Mann einen Mann, der nur 6 Wochen gedient hatte, haben wollte. 
Als ich mich an den Major von Jena wandte, wurde ich zurückge⸗ 
wieſen, weil ich eine Brille trug. Zwar warf ich dieſelbe an die 
Erde und rief noch: „Eitelkeitsbrille“, aber ſchou hatten mich die 
von hinten ohne alle Ordnung andringenden Kameraden, die eben- 
falls alles daran lepten, mitzukommen, zu Boden geſtoßen. Später 
fand ich doch noch inſtellung bei der 2. Kompagnke des 20. Infan⸗ 
terie-Regiments und war einer von den wenigen, die den Feldzug 
bis zum letzten Tage mitgemacht haben. Ich konnte bei meiner 
kurzen Ausbildungszeit kein beſonders guter Soldat ſein, aber ich 
bemühte mich, überall meine Schuldigkeit zu thun. Einige kleine 
Vorfälle bei Metz hatten mich ſogar in den Ruf gebracht, vollſtändig 
furchtlos und zu gefährlichen Aufträgen brauchbar zu ſein. Die 
Darſtellung gehört eigentlich nicht hierher, aber da mich die Erinne— 
rungen an dieſelben über die ſchwerſten Stunden meines Lebens 
hinausgeholfen haben, muß ich faſt wider Willen bei denſelben ver- 
weilen. Auf Vorpoſten bei Plappeville ging eine gewaltige Granate 
über uns hinweg. Als wir uns unwill ürlich bückten, fand ich dort 
eine halbvertrocknete Pflanze, Plantago major, unſern allbekannten 
Wegerich, der eine ganz eigentümliche Entwickelung zeigte. Der 
Blütenſtand hatte ſich in eine Rispe verwandelt. Es war alſo eine 
ganz neu entdeckte Pflanze. Ich rief meine Kameraden herbei, ſetzte 
ihnen das Wunderbare meiner Entdeckung auseinander und machte 
mit ihnen ab, daß wir die neue Pflanze Plantago plappvilliana 
nennen wollten. Unſer Intereſſe war ſo groß, daß wir eine weitere 


Granate und mehrere Gewehrſchüſſe nicht weiter beachteten. Der 
Lieutenant von Daſſel trat hinzu, nahm die 1 an ſich und 
gab mir den Spottnamen: Botaniker von Metz. Er hatte mir aber 
meine Kaltblütigkeit hoch angerechnet, auch dem Offizierkorps davon 
erzählt, und ich habe viel Wohlwollen genoſſen. Einige Tage 
ſpäter ereignete ſich folgender Vorfall: Die beiderſeitigen Vorpoſten 
bekämpften ſich unausgeſetzt. Die Poſtenlinie der Lübbener Jäger 
rechts neben uns glich faſt einer Gefechtslinie. Wir hatten wieder⸗ 
holt Tote und Verwundete. Das hier vollſtändig nutzloſe Be- 
kämpfen, welches auch von keinem Vorgeſetzten ermuntert wurde, 
entſtand wohl hauptſächlich durch Schuld der eben eingetroffenen 
Rekruten. Zwiſchen uns und der franzöſiſchen Kette lag ein mit 
Wein beſtandenes Feld, das leider nicht zu betreten war. Ein 
Musketier Senz bezahlte ſeinen Verſuch, eine dicht über ſeinem 
Kopf hängende Traube zu pflücken, mit dem Leben. Nachdem 
ich von Vorpoſten abgelöſt war, trat ich frei auf einen Steinhauſen, 
winkte den Franzoſen zu, und dieſe verſtanden ſofort. Rechts und 
links wurde das Feuer wie auf Kommando eingeſtellt, und es 
entwickelte ſich eine in der Kriegsgeſchichte vielleicht einzig daſtehende 
Scene. Freund und Feind befand ſich bald gemeinſchaftlich im 
Weinfelde und pflückte Weintrauben, wobei allerdings unſere 
Brotbeutel hauptſächlich des Salzes wegen von den Franzoſen 
ſchnell geleert wurden. Die beiderſeitigen Führer machten 
dem Auftritt bald ein Ende, auf unſerer Seite der Abgott des 
Bataillons, Major von Stocken, aber das unnütze Bekämpfen hatte 
aufgehört. In einem Waldgefecht bei Orleans wurde mein Fuß 
durch Verſtauchung ſchwer verletzt, ich blieb aber doch bei der Truppe, 
trotzdem mich der Arzt nach einer noch heut im Soldbuch vorhan— 
denen Notiz in's Lazaret geſchickt hatte. Am 4. Dezember, dem 
2. Schlachttage von Orleans, konnte ich meinen Hauptmann Liedke, 
der trotz tötlicher Verwundung uns noch über eine gefährliche Blöße 
führte, an der ſchlimmſten Stelle aber kraftlos zuſammen brach, 
hinter einen deckenden Holzhaufen ſchleppen. Am 6. Januar 1871, 
im Treffen bei Azay, war ich bei Erſtürmung einer Ferm der erſte 
in dem ummauerten Garten und erhielt von vorn und hinten zu⸗ 
gleich Feuer. Später konnte ich meinen Kameraden Fetkenheuer, 
der ſchwer verwundet mitten im Kugelregen liegen blieb, in die 
Ferm tragen. Hier wurde auch mein beſonderer Gönner, der 
Lieutenant von Daſſel, bei einem ähnlichen Verſuch ſchwer ver⸗ 
wundet. Am 10. Januar ging ich mit einem Sergeanten Hoſſe ſo 
weit in die feindliche Linie vor, daß wir uns plötzlich mitten in 
einem zurückweichenden franzöſiſchen Bataillon befanden. Der Feind 
war ſchon ſo entmutigt, daß das Erſcheinen von nur 2 Preußen 
ihn zu ſchnellerem Zurückgehen veranlaßte. Die nachfolgenden 
Kameraden laſen in den Gräben eine ganze Anzahl von Gefangenen 
auf. Als am Spätabend des 11. Januar unſer vollſtändig er⸗ 
müdetes Bataillon ſich fortwährend ſchwächte, weil die Kameraden 
kraftlos zuſammenbrachen, konnte ich, mich trotz meines ſchmerzenden 
Fußes doch bei der Truppe halten. Am 12. Januar erfolgte der 
Einmarſch in Le Mans, und damit für uns das Ende des Krieges. 
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Ich ſollte jetzt in's Lazaret geſchickt werden, konnte dies aber doch 
verhüten und wurde dem Hauptquartier zugeteilt, wo meine ganze 
Dienſtleiſtung-darin beſtand, die direkt an den Prinzen Friedrich 
Karl ankommenden Depeſchen dieſem zu überbringen. Die Depeſche 
über den abgeſchloſſenen Waffenſtillſtand konnte ich Sr. Königlichen 
Hoheit perſönlich übergeben. 


e. Meine Erfahrungen als Berliner Privatſchullehrer. 


Nach Beendigung des Feldzuges trat ich in meine alte Schule 
zurück und verblieb daſelbſt bis 1. Oktober 1873. Das Einkommen 
war zwar gering, urſprünglich ſo viel Thaler monatlich, als ich 
wöchentlich Stunden erteilte, dann ſtieg es monatlich allmählich bis 
auf 100 Mark, was in der Gründerzeit wenig war, zumal an 
Kleidung ꝛc. doch nicht unbedeutende Anforderungen geſtellt wurden, 
ich kam aber aus und fühlte mich dort ungemein wohl. 

An dieſer höheren Mädchenſchule hatte ich zuerſt Gelegenheit, 
das Judentum in ſeinem Weſen kennen zu lernen. Es befanden 
ſich in jeder Klaſſe ca. 20 pCt. Jüdinnen, ein Verhältnis, das ſich 
ſeitdem wohl an allen höheren Mädchenſchulen ſehr zu Ungunſten 
der deutſchen Mädchen geändert hat. Es gab in jeder Klaſſe eine 
Zahl vorzüglich begabter und fleißiger, dann eine Zahl durchaus 
unfleißiger, aufdringlicher und widerwärtiger Jüdinnen, die zum 
Schrecken aller Lehrer und Lehrerinnen wurden. Durchſchnitts— 
ſchülerinnen habe ich unter den Jüdinnen niemals kennen 
gelernt. 

Meine Beobachtungen veranlaßten mich ſchon damals, ohne 
daß ich an Antiſemitismus dachte, das beſtimmte Urteil abzugeben: 

Jüdiſche und deutſche Mädchen müſſen getrennt unterrichtet 
werden. Es iſt dies bedingt durch die verſchiedene Entwickelung des 
weiblichen Geſchlechts in beiden Völkern. Selbſtverſtändlich ſind die 
Kinder daran unſchuldig. Das jüdiſche Mädchen reift ſehr frühzeitig 
zum Weibe heran, verblüht dann auch ſchneller. Das jüdiſche 
Mädchen von 14—15 Jahren iſt vollſtändig entwickelt, das deutſche 
Mädchen in demſelben Alter iſt körperlich noch ein Kind, ebenſo in 


der Gemütsrichtung, falls nicht die Sinne gewaltſam aufgereizt 


werden. Bei einer Jüdin iſt das Erwachen des Geſchlechtstriebes 
in jenem Alter natürlich, bei einem deutſchen Mädchen unnatürlich 


und erzeugt dann körperlichen Verfall, Nervöſität, Unluſt zu jeder 


Arbeit. 

Durch den Umgang mit jüdiſchen Mädchen werden die deut— 
ſchen Mädchen verdorben, bekommen dort Dinge zu hören, die die 
Sinnlichkeit in Alarm ſetzen müſſen. 

Die viel beklagte Nervöſität unſeres weiblichen Geſchlechts, 
die entſetzlichſte moderne Krankheit, die in den Familien mehr 
Unheil anrichtet, als viele Menſchen ahnen, ſtammt zum größten 
Teil aus dem zu frühen Erwachen des Geſchlechtstriebes, der bei 
deutſchen Mädchen durch ihren Umgang mit gleichaltrigen jüdiſchen 
Mädchen erweckt wird. | 
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Ich nahm einer Jüdin einmal einen fingierten Brief fort, den 
ſie bereits in der Klaſſe hatte zirkulieren laſſen, in dem die Vorfälle 
in der Brautnacht in ſo draſtiſcher Weiſe dargeſtellt wurden, daß 
ich ſelbſt ſchamrot wurde. 


Es iſt ganz unbegreiflich, daß nicht ſämtliche Leiter von 
höheren Mädchenſchulen dies öffentlich geſagt haben. Im Innern 
muß jeder von der Wahrheit des Geſagten überzeugt ſein. Ferner 
wird durch dieſen Umgang mit jüdiſchen Mädchen in den deutſchen 
Mitſchülerinnen ein anſpruchsvolles Weſen erzeugt. Das ſpätere 
Leben kann dieſe übertriebenen Anſprüche oft nur ſchwer und unter 
Verurſachung großer Pein auf ihren berechtigten Standpunkt zurück⸗ 
führen. Warum greifen ſo viele hochſtehende Männer, nachdem ſie 
in allen möglichen Kreiſen Umſchau gehalten haben, bei der Wahl 
ihrer Gattinnen ſchließlich zu früheren Volksſchülerinnen, die ihnen 
an Bildung nicht gleich ſtehen? Weil ſie natürlich geblieben ſind 
und nicht unerfüllbare Anſprüche erheben. Gebt unſern deutſchen 
Mädchen wieder eine deutſche Erziehung, indem ihr ſie von den 
Semiten abſondert, und ihr werdet bald wieder ein kernigeres weib— 
liches Geſchlecht heranwachſen ſehen und es jedem Mann wieder 
ermöglichen, ſich eine Frau zu nehmen, die mit ihm auf an— 
nähernd gleichem Bildungsſtandpunkte ſteht. Wir ſtehen in Ge- 
fahr, unſere ſchönſte Perle, die echte, ideale deutſche Hausfrau zu 
verlieren. | 

Eine, wenn auch unbedeutende, jo doch ſprechende Wahr: 
nehmung muß ich noch anführen. Als ich Lehrer an der Schule 
war, wurden mir von den Eltern der jüdiſchen Kinder häufig 
Geſchenke ins Haus geſchickt, die Kinder ſelbſt brachten häufig 
u. mit. Deutſche Eltern oder Kinder haben dies niemals 
gethan. 


Als ich aber im Felde ſtand und meine Rückkehr nicht ſehr 
wahrſcheinlich war, wurde mir von den Eltern vieler deutſchen 
Mädchen, ich erinnere mich noch gern der Namen Gertrud Collin, 
Pauline Wentzel, Ida Striegler, Cäcilie Kaſche, jo viel an Lebens- 
mitteln, warmen Unterkleidern, Zigarren, Rum rc. nachgeſandt, 
daß ich notgedrungen Wohlthäter der halben Kompagnie werden 
mußte. Jüdiſche Kinder beteiligten ſich hieran nicht. Die Schluß— 
folgerungen hieraus möge der Leſer ſelbſt ziehen. 


Die Gründerzeit und den Krach erlebte ich damals auch 
mit. Unzählige deutſche, auch einige jüdiſche Firmen brachen 
zuſammen. 

Von den Vätern der deutſchen Mädchen in meiner Klaſſe 
erſchoſſen ſich zwei, der eine in ſeiner Wohnung in der Leipziger 
Straße, der andere auf dem Felde beim Geſundbrunnen. 

Ein gefallener jüdiſcher Kaufmann zog nach der Lützowſtraße 
und beſitzt jetzt mehrere Grundſtücke und eine große Sägemühle. 


Es lag mir damals fern, dieſe Einzelwahrnehmungen zu einer 
Geſamtworſtellung zu vereinen. 
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d. Meine Erfahrungen als Gemeindelehrer. Die Gründung 
des deutſchen ann Eine Bürgſchaft und ihre 
folgen. 


Am 1. Oktober 1873 wurde ich an der 7. Gemeindeſchule 
in der Stallſchreiberſtraße angeſtellt und verheiratete mich im 
Mai 1874. | 

Es hatte fic) inzwiſchen Gelegenheit gefunden, meine Kennt: 
niſſe in alten und neuen Sprachen zu vervollkommnen, es wurde 
mir auch möglich, eine Anzahl von Vorleſungen an der Univerſität 
zu beſuchen. Meine Freundſchaft mit dem Generalkonſul Sturz, 
der für alle Humanitätsbeſtrebungen begeiſtert war und lieber ſeine 
Stellung aufgab, als tauſende von Deutſchen in die Braſilianiſche 
Knechtſchaft führen ließ, wurde mir in anderer Hinſicht wichtig. 
Durch ihn wurde ich zuerſt in die verworrenen Verhältniſſe der 
Volkswirtſchaft und Sozialpolitik eingeführt. 

1876 beſtand ich das Examen als Lehrer für Mittelſchulen, 
1878 das Rektoratsexamen. 


Abgeſehen von ſchweren Krankheiten in der Familie lebte ich 
damals in recht glücklichen Verhältniſſen und konnte noch glück— 
licheren entgegen hen, 

Aber in dieſer Zeit hatte ich Wahrnehmungen gemacht, die 
meine ganze Seele mit Grauen erfüllten und mich in einen Kampf 
hineintrieben, der für mich, wie für jeden andern, der ihn wagte, 
verhängnisvoll werden mußte. 

Als unverheirateter Mann hatte ich bei einer Handwerker: 
familie gewohnt. Hier verkehrten noch andere Handwerker, und durch 
dieſe gewann ich einen Einblick in die Ausbeutung des Handwerker— 
ſtandes durch die Juden. 

Als ich in Lehrerkreiſen bekannter wurde, that ich einen tiefen 
Blick in entſetzliches Elend. Die meiſten derſelben waren tief ver— 
ſchuldet und wurden ausgebeutet durch die Juden. Die Ver— 
wüſtungen unter dem Bauernſtande in meiner Heimat erſchienen 
mir jetzt ebenfalls in neuem Licht. Die handelnden Perſonen waren 
auch hier mit einer einzigen Ausnahme Juden. Als ich einmal 
auf dem damaligen Stadtgericht zu thun hatte, ſah ich dort die 
ſchwarzgelockten Söhne Israels in großer Mehrzahl. Die Kläger 
waren größtenteils Juden, die Verklagten und Verurteilten Deutſche. 
Ich ſagte mir: das Gericht iſt neben einigen andern Dingen haupt⸗ 
ſächlich dazu da, den raffinierten jüdiſchen Ausbeutungen den Stempel 
der Geſetzlichkeit aufzudrücken. In meiner vorgeſetzten Behörde 
herrſchten die Juden, teils direkt, teils durch ihren deutſchen Mn- 
hang. Wer ſich bei einem bedeutenden Juden beliebt machen konnte, 
war für alle Zeit geborgen. Mit mir an derſelben Schule war 
ein Lehrer Hartwig. Das ganze Kollegium ſprach über ihn, weil 
er zu Zeiten überall mehr zu finden war, als in ſeiner Klaſſe. In 
einer Botanikſtunde, die er in einer fremden Klaſſe zu erteilen hatte, 
war er ſelten erſchienen und hatte in's Penſabuch vom 1. April 

bis 1. Oktober eingetragen: Küchengewächſe. Beim Mittelſchul⸗ 


examen war er zunächſt durchgefallen, beim Rektorexamen hatte 
ihm ein Lehrer Tägert die große pädagogiſche Arbeit machen 
helfen. Aber er gab Privatunterricht in der Familie des Dr. 
Straßmann. Er wurde als Rektor angeſtellt. 

Jüdiſche Mädchen waren es hauptſächlich, durch welche der 
Kaiſer beim Einzug am Brandenburger Thor 1871 empfangen 
wurde, und doch hatte ich im Feldzuge nur 2 Juden geſehen, einen 
Reſervelieutenant, der aber nur Spott auf ſich zog, und hinter 
dem es regelmäßig herſchallte: „Mutter, wo is meine Tompagnie“, 
ſowie einen Soldaten, der ſich vor dem Gefecht krank meldete. 

Die Juden hatten zur Gründerzeit alle Beſitztümer an ſich 
gebracht, und als ſie dann eine Baiſſe brauchten, mußte Lasker alle 
Schuld des Gründerſchwindels auf einen harmloſen Deutſchen, den 
Fürſten von Putbus, ſchieben. 5 

Ich entſchloß mich im Jahre 1876, gegen die Überwucherung 
des Judentums, die ich nunmehr in ihrer Totalität begriff, öffent- 
lich aufzutreten. Meine Freunde an der 7. Gemeindeſchule rieten 
mir aber dringend, in eigenem Intereſſe davon abzuſtehen. So 
entſchloß ich mich denn, den Verſuch zu machen, wenigſtens den 
Beamtenſtand aus den Judenhänden zu retten, hoffend, daß dieſer 
dann die Kraft gewinnen werde, den übrigen Ständen zu Hülfe zu 
kommen. Ich muß zugeben, daß dieſer Entſchluß, der mir ſtatt 
eines behaglichen, angenehmen Lebens eine ſturmreiche Zukunft ein- 
tragen mußte, ſchon inſofern unklug war, als mir ja alle geſchäft⸗ 
lichen Kenntniſſe abgingen. 

Mein Grundgedanke war folgender: der Beamtenſtand iſt nur 
deshalb der entſetzlichſten jüdischen Ausbeutung anheimgefallen, 
weil er für private Angelegenheiten ohne alle Organiſatlon it. 
Der Einzelne hat keinen ausreichenden reellen Kredit, weil ſeine 
Stellung, die jeden Augenblick durch Tod ꝛc. verloren gehen kann, 
keine genügende Sicherheit darbietet. Er fällt daher bei Notſtänden 
dem Wucherer anheim. Dieſem muß er Bürgen ſtellen, und durch 
dies Bürgſchaftsſyſtem wird ſchließlich der ganze Stand zerfreſſen. 

Treten aber die Beamten zu einer großen, ganz Deutſchland 
umfaſſenden Vereinigung zuſammen, ſo bilden ſie eine Macht, die ihre 
Kreditbedürfniſſe in ſich ſelbſt befriedigen kann. Zu jener Zeit war 
die Begeiſterung für die Lebensverſicherung eine allgemeine. Ich 
ſagte mir: Einige hunderttauſend Beamte können eine eigene Lebens⸗ 
verſicherung bilden, die weit beſſere Bedingungen haben kann, als 
die übrigen. 

Wenn die Behörde nach geſchehener, unwiderruflicher Auf⸗ 
forderung die Prämien vom Gehalt abzieht und direkt an die Ge⸗ 
ſellſchaft abführt, auch nach geſchehener Penſionierung, und wenn 
dann die ſämtlichen Beamten eine Genoſſenſchaft mit beſchränkter 
Haftpflicht bilden, ſo wird das Kapital ſich nach Anlage beim deut— 
iden Beamtenverein drängen, und jeder Beamte wird für alle vor- 
kommenden Fälle ausreichenden Kredit haben, ſich aus Wucherhänden 
retten, ſeinen Söhnen eine gute Ausbildung, ſeinen Töchtern eine 
entſprechende Ausſteuer geben können. Beamtentöchter werden nicht 
mehr in ſo großer Zahl unverheiratet bleiben. 
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Die Zinſen, höchſtens 5½ pCt., find pünktlich zu zahlen, die 
Rückzahlung kann ſich jeder nach Wunſch geſtalten, da beim Todes— 
fall die Polize haftet. Das wäre volle und ganze Rettung geweſen, 
der gegenüber die geringe Mehrarbeit der Behörden bezüglich der 
Abrechnung mit der Lebensverſicherungs-Geſellſchaft gar nicht in 
Betracht gekommen wäre. Ich hielt darüber Rückſprache mit Be⸗ 
kannten, z. B. den Lehrern Raſchke, Deichen, Gohr, dem Rechnungs⸗ 
Rat Fröhlich, dem Poſtbeamten a. D. Buchmann, die alle ähnliche 
Ideen hatten. Ich hielt darüber einen öffentlichen Vortrag. Die 
Staatsbehörden wurden damals nicht um dieſe Sache angegangen, 
der Oberbürgermeiſter von Berlin, Herr Hobrecht, lehnte aber kurz 
Hab, indem er ſagte: Schuldenmachen iſt unſittlich! 

u Aber es ging jo, wie es in Deutſchland immer geht. Der 
Partikularismus gewann die Oberhand. Es bildeten ſich 4 oder 
5 Vereine zugleich, die bald ſoweit waren, daß ſie nur noch mit 
Mühe den äußeren Frieden bewahrten. Innerlich waren fie zer- 
fallen. Es entſtand der Preußiſche Beamtenverein in Hannover, 
der zunächſt eine reine Lebensverſicherungs-Geſellſchaft bildete, es 
entſtanden ferner kleinere Genoſſenſchaften, von denen meines 
Wiſſens nur der allgemeine Beamten-Darlehnsverein in der Brin- 
zeſſinnen-Straße zur Blüte gelangt iſt, endlich der Deutſche Beamten— 
verein, der meine Grundſätze zur Ausführung bringen wollte und 
ſich demgemäß nach meiner Anſchauung möglichſt bald mit dem 
preußiſchen Beamtenverein hätte verſchmelzen müſſen. Dem deutſchen 
Beamtenverein gehörte ich als Vorſtandsmitglied an und habe ihm 
über die erſten ſchweren Jahre mit hinweggeholfen, wobei allerdings 
meine eigene Exiſtenz ſchwer gefährdet wurde. Mitglieder meldeten 
ſich bei dem neuen Verein genug, aber alle wollten ſofort Geld, 
und doch war nichts vorhanden. Ganz ohne Geld konnte der Verein 
nicht auffommen. Von den Behörden waren uns die Korporations— 
rechte in Ausſicht geſtellt, ſobald wir uns lebensfähig erwieſen hätten. 
Da kam uns ein Anerbieten der Lebensverſicherungs-Geſellſchaft 
Friedrich Wilhelm ſehr zu ſtatten. Dieſelbe wollte uns zunächſt 
10 000 Mark, ſpäter noch viel mehr gegen niedrigen Zinsfuß geben, 
falls ſich unſere Mitglieder bei ihr verſichern würden. Bis zum 
Eingang der Korporationsrechte ſollten die geſamten Vorſtands— 
mitglieder für dieſe Schuld ſolidariſch haftbar ſein. Sie verpflichtete 
uns ferner, zwei ihrer Beamten, den Vertrauensarzt und den Ober— 
Inſpektor als Vorſtandsmitglieder aufzunehmen, die ſich aber eben— 
falls als Bürgen mit verpflichten ſollten. Mehreren Vorſtandsmit— 
gliedern gefiel dieſe ſolidariſche Bürgſchaft nicht, und ſie traten aus. 
Ich dachte: Wenn man etwas will, ſo muß man es auch ganz 
wollen, und da ich zur Übernahme der Bürgſchaft bereit war, ſo 
waren es auch die übrigen. Wir wählten uns den Lehrer Gohr 
zum Vorſitzenden. Derſelbe hatte ſich in der Lehrerbewegung, der 
ich übrigens damals nur kühl gegenüberſtand, große Verdienſte er— 
worben und die Pädagogiſche Zeitung begründet, die der Stadt— 
verwaltung gegenüber vom erſten Tage an wie ein junger Herkules 
auftrat. Den Stadtverordneten Herrn Dr. Hermes z. B. bezeichnete 
Herr Gohr als den Mann mit der geknickten Tertianerbildung. 
ir 


Herr Gohr lebte anſcheinend in vorzüglichen Verhältniſſen, hatte 
ſich eine reiche Wittwe geheiratet und bewohnte in der Leipziger 
Straße ein großes Quartier. Nachdem die Friedrich Wilhelm das 
Darlehn gezahlt hatte, nahm der Verein einen raſchen Aufſchwung 
und zählte bald 900 Mitglieder. Herr Gohr eröffnete mir aber 
vertraulich, daß er bei der Gründung der pädagogiſchen Zeitung 
eine Schuld kontrahiert habe, von der ſeine Frau nichts wiſſen ſolle. 
Ich möge ihm daher eine Bürgſchaft von 600 Mark geben, die 
übrigens eine bloße Formalität jei. Ich jagte dies nach einigem 
Zögern zu. Nach der Sitzung, als wir ſämtliche Vorſtands-Mit⸗ 
glieder uns in ein Lokal begeben hatten, wurde mir dann in Eile 
ein Wechſel vorgelegt, den Robert Gohr acceptiert hatte, und in 
dem die Geldſumme mit Ziffern und Buchſtaben eingetragen war. 
Nach einem Vierteljahr erklärte Herr Gobr, daß er den Wechſel ein: 
löſen werde, und ich einen neuen über 585 Mark unterſchreiben 
möge. So ging es von Vierteljahr zu Vierteljahr weiter. Der 
Wechſel wurde immer kleiner, 400 Mark, 4 mal 300 Mark, 2 mal 
200 Mark. Der Verein war inzwiſchen immer mehr aufgeblüht, 
und die Erteilung der Korporationsrechte ſtand bevor. Ich wollte 
dann unverzüglich auf mein Hauptziel losſchreiten und hatte zu 
dieſem Zweck bereits mit hochgeſtellten Perſonen Verhandlungen 
angeknüpft. Auch der preußiſche Beamtenverein zeigte ſich nicht 
unnahbar. Sein Direktor kam nach Berlin und trat mit uns in 
Beziehungen. Leider war, während ich des Rektoratsexamens wegen 
in mehreren Sitzungen fehlte, durch Schuld des Herrn Bachmann 
ein jüdiſcher Herr Fließ in den Vorſtand gewählt worden. Dieſer 
wußte die Vorſtandsmitglieder ſelbſtverſtändlich zu entzweien und 
ſuchte den Vorſitzenden dadurch zu ſtürzen, daß er deſſen vollſtändig 
verſchuldete Lage, von der bisher Niemand etwas wußte, und die 
er auf nicht bekannte Weiſe erforſcht hatte, öffentlich bekannt gab. 
Die ungetrübte Einigkeit ging verloren, es bildeten ſich Parteien, 
die jeden Fortſchritt unmöglich machten. Die Friedrich Wilhelm 
drohte, ihr Geld zurückzuziehen, womit wir alle in's Unglück gejtürzt 
wären. Da berief ich eine vertrauliche Vorſtandsſitzung ohne den 
Juden, und viele Vorſtandsmitglieder erklärten fich bereit, für Herrn 
Gohr, der ſeine Lage darſtellen mußte, einzutreten. Ich weigerte 
mich zwar, Unterſchriften zu leiſten, gab aber 480 Mark, mein 
ganzes Vermögen, bar, worüber der Schuldſchein noch heute in 
meinen Händen ift. Ein Eiſenbahn-Betriebsſekretair Pechartſcheck, 
ein durchaus ſolider Mann, der ſich nicht den geringſten Genuß 
gönnte, und noch Andere gaben Unterſchriften für bedeutende 
Summen. Später, nach Eingang der Korporationsrechte und 
beſſerer Fundierung des Vereins, ſollte Herr Gohr aus dem Vorſtand 
ſcheiden und vom Verein voll ausgelöſt werden. Der Jude wurde 
ſeines Einfluſſes beraubt. Alles geriet wieder ins rechte Geleiſe, 
die Korporationsrechte wurden erteilt. Jetzt aber ereignete fidh ein 
Vorfall, der in ſeinen Urſachen nicht aufzuklären iſt. Herr Gohr, 
übrigens eine hoch angelegte ideale Natur, deſſen beide Schöpfungen, 
die Vereinigung der Berliner Lehrerſchaft und der Deutſche Beamten⸗ 
verein, heute in höchſter Blüte ſtehen, hatte ſich durch die Begrün⸗ 
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dung der pädagogiſchen Zeitung und des der Auswucherung durch 
das Judentum entgegenarbeitenden Deutſchen Beamtenvereins viele 
mächtige Feinde geſchaffen, und jetzt war er noch offen zum Anti⸗ 
ſemitismus übergetreten, der in dieſer Zeit ſeine erſten Lebenszeichen 
von ſich gab. Kurz vor ſeiner vollſtändigen Auslöſung machten 
dieſe Feinde den gründlichen Verſuch, ihn zu ſtürzen. Es drängte 
ſich an Gohr ein bis dahin ganz unbekannter Lieutenant Stücker 
heran, erforſchte alle feine Verhältniſſe, zog einen Holzhändler Herrn 
Flemming, den Gohr über Waſſer hielt, und dem er ſein ganzes 
Vertrauen ſchenkte, an ſich und entlockte dieſem alle Geheimniſſe. 
Dann denuncierte er Gohr bei der ſtädtiſchen Schul⸗Deputation 
wegen ſeiner Schulden und gab auch ſämtliche Bürgen an. Die 
Schul-Deputation leitete ſofort die Disciplinar⸗Unterſuchung ein 
und ſuspendierte ihn vom Amte. Viel Freude haben die Hinter⸗ 
männer des Herrn Stücker an dieſem allerdings nicht gehabt. Der⸗ 
ſelbe wurde ſpäter wegen Giftmordes, begangen an ſeiner Frau, 
angeklagt. Sobald Gohrs Amtsſuspenſion bekannt wurde, drängten 
alle Gläubiger an, und mir wurden Dinge bekannt, die mich zu 
Boden ſchmetterten. In den Wechſeln, die Gohr mir zur Unter— 
zeichnung vorgelegt hatte, und die nach ſeiner Erklärung ſtets nach 
einem Vierteljahr eingelöſt waren, hatte niemals ein Fälligkeits⸗ 
datum geſtanden. Da ich annahm, daß er dasſelbe bei Begebung 
ſtets hineingeſchrieben habe, hatte ich einen Wert darauf nicht gelegt. 
Er hatte aber alle ſpäteren Wechſel nur benutzt, um die Zinſen 
für die alten zu beſchaffen. Nur der erſte über 600 Mark muk 
on jein. Es meldeten fih bei mir, allerdings ert nach 
und nach, 
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1. Frau Mielenz mit Mark 585,00) S8 28 
2. Herr Engelhardt „ „ 400,00 2.8. S S. 85 
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id) war damit dem Untergange überliefert, denn alle außer Nr. 3 
verlangten ſofortige Zahlung oder hohe Verzinſung, wozu ſie ge— 
ſetzlich vollſtändig berechtigt waren, denn ein Wuchergeſetz exiſtierte 
noch nicht. Frau Mielenz z. B. berechnete 6% Zinsen monatlich, 
Herr Wirtz ein Viertel des Kapitals an Zinſen vierteljährlich, Herr 
Max Cohn vom Thaler monatlich 50 Pfennig, gleich 200% p. a. 
Herr Ehmert ließ durch einen Freund, den Baumeiſter Schönert, 
ſofort klagen. Zwar ging aus ſeinen eigenen Briefen hervor, die 
er an Gohr gerichtet hatte, daß der erſte Wechſel durch den zweiten 
bezahlt ſei, aber Herr Schönert beſchwor, daß er davon nichts wiſſe, 
und im Wechſelprozeß werden keine Zeugen angenommen. Eine 
Forderung über 400 Mark von einem bereits verſtorbenen Gläubiger, 
für die Pechartſcheck und ich gemeinſchaftlich verpflichtet waren, iſt 


ratenweiſe von uns getilgt worden. Wie ich mich auch entſchließen 
mochte, Rettung ſah ich nicht. Ich ſtand vor meiner Anſtellung als 
Rector, die nicht fehlen konnte, da die Stadt nur zwei oder drei 
Rectoratskandidaten hatte. Ließ ich es zur Klage kommen, ſo war 
die Anſtellung wenig wahrſcheinlich. Von meinem kleinen Lehrer⸗ 
gehalte war aber eine Tilgung der Schuld ganz unmöglich. Ich 
zahlte ſonach die Zinſen, die ich nun ſelbſt leihen mußte. So 
wuchfen nun meine Schulden raſch. In dieſer Not, in welcher ich 
ſo fieberhaft erregt war, daß ich kam noch klar ſehen konnte, bot 
ſich Frau Gohr als Retterin an. Sie wollte die Schulden ihres 


Mannes mit 6000 Mark tilgen, ihr Mann aber ſollte gehalten 


ſein, ſein Gehalt voll und ganz an ſie abzuliefern. Die Hälfte ſollte 
zur Tilgung der Schuld verwandt werden. Er ſollte aus allen 
Vereinen ausſcheiden und von ihr ein Taſchengeld erhalten. Bei 
der Verhandlung wurde von Frau Gohr der Vormund ihrer Kinder 
erſter Ehe, ein jüdiſcher Kaufmann, Namens Criſteller, zugezogen. 
Auf deſſen Betrieb mußten wir Bürgen mit Ausnahme des Herrn 
Pechartſcheck uns ſelbſt der Frau Gohr gegenüber verpflichten, zuerſt 
der Miniſterial-Sekretair Halwar, dann der Eiſenbahn-Sekretair 
Flemming, zuletzt ich. Die Sache gewann dadurch ein beſſeres Aus⸗ 
ſehen, denn im denkbar ſchlimmſten Falle hatte ich es doch nur 
mit einem einzigen ſoliden Gläubiger zu thun. In dieſer Zeit 
durfte ich mich für gerettet halten. Meine Bedingung war, daß 
Herr Criſteller, der in ſeinem ruhigen und hochverſtändigen Weſen 
einen höchſt vorteilhaften Eindruck, fast den eines Patriarchen, auf 
mich machte, die Regulierung der Gohrſchen Schulden ſelbſt 
übernehme. 

Was nun geſchehen ſein mag, iſt für mich in undurchdringliches 
Dunkel gehüllt. Die Unterſuchung gegen Gohr nahm ihren Fort⸗ 
gang, Herr und Frau Gohr waren in den nächſten 8 Tagen für 
mich nicht aufzufinden. Ebenſowenig konnte ich Herrn Criſteller 
in ſeiner Wohnung antreffen. Sicher war nur eins, daß an die⸗ 
jenigen Gläuber, welchen ich verpflichtet war, Niemand behufs Be⸗ 
zahlung herantrat. Als ich ſchließlich mit Gewalt in die Gohrſche 


Wohnung drang, wurde mir mitgeteilt, daß einer der ſchlimmſten 


jüdiſchen Gläubiger mit dem Gerichtsvollzieher Rindfleiſch in Mp- 
weſenheit der Familie mit Hülfe des Schloſſers in die Nobel de 
Wohnung eingedrungen ſei und das geſamte koſtbare Mobiliar 
der Frau Gohr gepfändet und ſofort unter Erregung des größten 
Aufſehens in der Leipzigerſtraße mitgenommen habe. Frau Gohr 
war ſeitdem für Niemanden zu ſprechen und ſtand jetzt vollſtändig 
unter fremdem Einfluß. Sie hat ihr Mobiliar allerdings ſpäter 
wieder erhalten, aber aus Furcht vor neuen Verdrießlichkeiten dieſer 
Art hatte ſie ihren Mann, der unter all dieſen Eindrücken voll⸗ 
ſtändig faſſungslos und ein willenloſes Kind geworden war, zu be- 
wegen gewußt, ſich von ihr ſcheinbar zu trennen und auch in eine 
Trennung der Ehe aus gegenſeitiger Abneigung zu willigen. Daß 
ſie ihm verſprochen hat, auch ſpäterhin ihm treu zur Seite zu ſtehen, 
geht daraus hervor, daß ſie ihn in ſeiner neuen Wohnung, die ich 
erſt viel ſpäter erfahren konnte, häufig aufgeſucht und mit friſcher 
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Wäſche und allen Bequemlichkeiten verſehen Hat. Wenn Gobr darauf 
rechnete, daß dieſes Verhältnis ein dauerndes ſein ſollte, ſo irrte er 
ſehr. Mit dem Scheidungstage hörten alle Beziehungen zwiſchen 
ſeiner Frau und ihm auf. Gohr raffte ſich noch einmal auf, er 
verhandelte mit reichen Leuten wegen Gründung einer großen anti— 
ſemitiſchen Zeitung. Luckhardt mit ſeinem Deutſchen Tageblatt kam 
ihm zuvor. Dasſelbe hat jetzt eine Schwenkung zu den National: 
liberalen gemacht. Gohr durfte ſich dort nicht blicken laſſen. Es 
ging jetzt raſch mit ihm zu Ende. Er verfaßte noch das konſervative 
A. B. C., wurde Redakteur der von O. Marr begründeten Deutſchen 
Wacht, einer vorzüglichen antiſemitiſchen Zeitſchrift, aber der Bei- 
leger konnte ſich nicht halten, und die Deutſche Wacht ging zu 
Grunde. Noch gelang es mir ſpäter, ihm einen kleinen Privat⸗ 
unterrichtszirkel einzurichten, der aber ſofort, da er keine Konzeſſion 
hatte, mit Auflöſung bedroht wurde. Der Gram über das Ver— 
halten ſeiner Frau, die er bis zu Ende liebte, der Gram über all 
das Unglück, das er, der in ſeinem Triebe, die Menſchheit von 
ihren Peinigern zu erlöſen, wobei er aber ſelbſt ins Verderben ge— 
raten war, angerichtet hatte, war zu mächtig. In der Flaſche hat 
er Vergeſſenheit geſucht. Er fol unter elenden Verhältniſſen in. 
einem Krankenhauſe geſtorben ſein. Mit Abſicht hat er Niemanden 
Schaden zufogen wollen, aber die Verhältniſſe haben ihn in ſchwere 
Schuld getrieben. So endete einer der genialſten, durchaus ſelbſt— 
loſen Männer, zu Tode gehetzt durch Juden. Auch Frau Gohr, die 
ihren Mann wirklich geliebt hat, ift vom Unglück entſetzlich heim⸗ 
geſucht worden. Ihre beiden Söhne mußten bei Nacht und Nebel 
aus Berlin entweichen, der eine nach ſchwerer Unterſchlagung bei 
einem Kaufmann Herzfeld in der Heiligengeiſtſtraße. Beide haben 
ihr ſchönes Geld durchgebracht und ſind vielleicht längſt verdorben 
und geſtorben. Die eine Tochter verheiratete ſich mit einem Buch⸗ 
halter, der aber ſpäter auch Unterſchlagungen machte. Um ihn zu 
retten, brachte die Frau ihr ganzes väterliches Vermögen zu dem 
Chef, aber während ihrer Abweſenheit hatte ſich ihr Gatte mit 
einem Meſſer getötet. Ehre einer ſolchen Frau, die für ihren Gatten, 
der allerdings durch das Beſtreben, reich zu werden, fic) zu Börjen- 
ſpekulationen hatte hinreißen laſſen, die ihn ſchließlich in ſchwere 
Schuld getrieben haben, ihr letztes hingegeben hat. Sie darf ihre 
Augen ſtolz aufheben, auch wenn ſie ſich mühſam durch's Leben 
ſchlagen muß. Sie wollte lieber arm werden, als ihren Gatten 
verſtoßen. Es entſteht nur die Frage, wer Frau Gohr ſelbſt zu 
dem entſetzlichen, ganz undeutſchen Entſchluß gebracht hat, ſich von 
einem geliebten und treuen Manne, der nur unglücklich, nicht ſchlecht 
war, zu trennen. Er hätte bei ſeinen Fähigkeiten viel Unheil noch 
wieder gut machen können. Vielleicht geben meine nachfolgenden 
Erlebniſſe den Schlüſſel dazu. Frau Gohr hatte den Wechſel über 
6000 Mark an Herrn Criſteller gegeben, welch letzterer ſich als 
Eigentümer auswies. Er forderte Halwas, Flemming und mich zur 
Zahlung auf. Die beiden erſten hatten davon genug. Halwas, im 
Begriff, ſich mit einer wohlhabenden Dame zu verheiraten, wurde 
vom ſchlimmſten Verfolgungswahnſinn befallen und von feinen Art: 
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gehörigen nicht ohne Gefahr für Leib und Leben nach Pankow ge- 
bracht. Flemming quittierte tein Amt und ſuchte fih als Geſchäfts— 
reiſender ehrlich zu ernähren. Jetzt wandte ſich der Jude Chriſteller 
mit der geſammten Forderung gegen mich. Ich hätte auf dem 
Prozeßwege wohl etwas erreichen können; ich lief von einem Rechts⸗ 
anwalt zum andern, aber bei dem hohen Objekt von 6000 Mark 
wurde ein bedeutender Vorſchuß verlangt, während ich nicht einmal 
wußte, wie ich meine Familie ſatt machen ſollte. Bei Klagen über 
300 Mark wird man aber nicht ſelbſt zur Vertretung ſeiner eigenen 
Sache zugelaſſen, und es wird ein Verſäumnisurteil gefällt. Klagen 
auf Armenrecht kann ein Beamter aber nicht, auch wenn er den 
Verſuch machen würde. So entſteht in der letzten Hälfte des neun⸗ 
zehnten Jahrhunderts in einem Rechtsſtaate der Fall, daß ein 
Staatsbürger vollſtändig rechtlos wird. Selbſt bei einer ganz 
fingirten Forderung müßte man ſich ruhig verurteilen laſſen. Das 
iſt das jüdiſch-römiſche Recht, das iſt unſere vielgerühmte jüdiſche 
Freiheit; Michael Kohlhas muß ſeinen kopfloſen Körper noch im 
Grabe umdrehen. Ich mußte wohl oder übel mich mit Herrn 
Criſteller verſtändigen, gab ihm eine ganze Anzahl kleinerer Wechſel 
und habe darauf einen großen Teil bar bezahlt. Als ich ſpäter 
etwas Geld in die Hände bekam, ließ ich es auf einen Prozeß u- 
kommen, gewann den erſten, verlor den zweiten eines Formenfehlers 
wegen, dann war meine Kunſt wieder zu Ende. Weitere Vorſchüſſe 
konnte ich nicht zahlen. Rechtsanwaltsgebühren hatte ich Mark 104 
zu bezahlen. 

Später hatte Frau Gohr den Reſt der Forderung wieder in 
Händen, und ich zahlte ihr auch eine Kleinigkeit. Als ſie aber mit 
der Behörde zu drohen anfing, habe ich keine Briefe mehr beantwortet. 


e. Meine Anſtellung als Rektor. 


Meine Schuldverhältniſſe wurden durch die Gohrſche Unter- 
ſuchung, in der ich unter Androhung ſchwerer Strafen durch den 
Unterſuchungsrichter Zelle zum Cide gezwungen wurde, natürlich be- 
kannt. Da mir aber Niemand Verſchwendung, einen unſoliden 
Lebenswandel oder auch nur eine unnütze Ausgabe nachweiſen konnte, 
die Entſtehung der Schuld durch eine nicht geſetzmäßige Handlung 
Gohrs auch von keiner Seite beſtritten wurde, jo war meine Arn- 
ſtellung als Rektor, zumal weitere Kandidaten faſt gar nicht vor- 
handen waren, immerhin wahrſcheinlich. Im Jahre 1880 wurde ich 
denn auch von dem Schulrat Dr. Bertram auf Vorſchlag des Schul⸗ 
inſpektors Dr. Krähe der Schuldeputation zur Wahl vorgeſchlagen. 
Ich war meiner Wahl ſo ſicher, daß ich es nicht einmal für nötig 
hielt, die obligatoriſchen Beſuche bei den Mitgliedern der Schul: 
deputation abzuſtatten. Nicht einmal dem Dr. Hermes ſtellte ich 
mich behufs 4 des ſonſt doch unbedingt notwendigen poli- 
tiſchen Examens vor. Wäre meine Wahl damals erfolgt, ſo wäre 
Alles gut geworden. Leider aber war einem Schuldeputationsmit⸗ 
gliede durch irgend welche Einflüſterung, vielleicht durch ein geheimes 
Ueberwachungskomitee bekannt geworden, daß ich mit dem Lektor 
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des lit. Bureaus im Miniſterium des Innern genau bekannt ſei 
und gelegentlich Artikel im konſervativen Sinne abliefere. Dies 
brach mir den Hals. Ich wurde abgelehnt, zugleich wider meinen 
Willen an eine andere Schule verſetzt, an der ich allerdings ebenſo 
wie an allen Schulen, denen ich bisher angehört hatte, ſehr liebe 
Verhältniſſe fand. Ein Kollege aus dieſer Schule, der jetzt ſelbſt 
Rektor iſt und mir warme Freundſchaft entgegenbrachte, bemühte 
ſich in meinem Intereſſe, und auf ſeine Veranlaſſung fand eine 
Unterredung zwiſchen mir und dem Stadtverordnetenvorſteher 
Dr. Straßmann ſtatt, etwa / Jahre nach meiner Ablehnung als 
Rektor durch die Schuldeputation. Dieſer Herr kam mir in ſehr 
offener, ich möchte ſagen, großartiger Weiſe entgegen. Ich leugnete 
in keiner Weiſe meine Angehörigkeit zur konſervativen Partei, noch 
weniger meinen Antiſemitismus, den ich allerdings ihm gegenüber 
nur durch meine Erfahrungen begründete. Er erkannte das Berech— 
tigte meiner Anſchauungen unumwunden an, erklärte, daß er ſelbſt 
ein Todfeind des Wuchers ſei und dies auch durch ſeine Gründung 
des Vereins gegen Verarmung bewieſen habe. Auch ſonſt helfe er 
Beamten nach Kräften, und falls ſie ſeiner Hülfe würdig ſeien, löſe 
er ſie durch die Königſtädtiſche Genoſſenſchaftsbank auch ganz aus, 
wie er dies z. B. bei dem Rektor Paulick mit 18 000 Mk. gethan 
habe. Dieſer denke jetzt über politiſche Verhältniſſe ganz anders, 
wie früher. Aber es ſei ein Unding, die Sünden Einzelner mit 
konfeſſionellen 3 zu beantworten. Er überlaſſe mir, zu denken, 
was mir gefalle, aber das müſſe ich ihm verſprechen, mich nie an 
konfeſſionellen Hetzen zu beteiligen. Ich that dies und beging damit 
ein Unrecht, das den eigentlich tragiſchen Mittelpunkt meines ganzen 
Lebens bildet. Allerdings ſagte ich mir in dem Augenblick: Du 
fanuft dieſes Verſprechen ruhig abgeben, denn dahin wirft Du nie 
in deinem Leben kommen, irgend einen Menſchen wegen ſeiner 
Religion anzugreifen. Ich habe das auch nie gethan, nie gebilligt, 
und wenn ich die Juden nicht wegen ihrer ſozialen Thätigkeit abſolut 
bekämpfen müßte, eine Synagoge könnten ſie meinetwegen in jeder 
Straße bauen. Aber leider konnte mir dieſer Gewiſſensvorbehalt 
wenig nützen, denn ich wußte recht gut, was Dr. Straßmann 
mit der euphemiſtiſchen Bezeichnung „religiöſes Hetzen“ meinte! 
Herr Dr. Straßmann that an mir aber jetzt viel Gutes. Auf 
meine dringende Bitte, mir das politiſche Examen bei Herrn 
Dr. Hermes zu erſparen, das ich, wie er recht gut wiſſe, unmöglich 
beſtehen könne, ſagte er dies zu und riet mir, den Beſuch einfach zu 
unterlaſſen. Ferner verſchaffte er mir ein ganz zinsloſes Dahrlehn 
von 1200 Mk., das ich ſehr langſam tilgen konnte. Endlich ſtellte 
er mir vollſtändige Schuldentilgung durch die Königſtädtiſche Ge— 
noſſenſchaftsbank in Ausſicht, falls ich mich nach Verlauf eines Jahres 
bewährt habe. Ob er dies amtlich oder politiſch meinte, ſagte er 
allerdings nicht. Herr Dr. Straßmann iſt jetzt tot, aber die Ge⸗ 
rechtigkeit erfordert, daß ich über mein Verſchulden und über ſein 
durchaus ehrenwertes, ja menſchenfreundliches Verhalten nicht den 
Schleier der Nacht decke, zumal nicht mit Unrecht behauptet wird, 
daß er für die Herrſchaft ſeines Volkes in Berlin mehr gethan habe, 
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als irgend ein anderer Jude. Mich hätte es wahrhaftig in meinem 
Gewiſſen gebunden und von der Bekanntgabe meiner Anſchauungen 
abgehalten, wenn ſeine Unterführer, teilweiſe germaniſchen Stammes, 
alſo Verräter ihres eigenen Volkes, mich nicht in ungeſchickter und 
Pte Weiſe wieder gewaltſam auf den Kampfplatz geſtoßen 
ätten. 


Dr. Straßmann war der feindliche Feldherr in Berlin, aber- 


er war ein geſchickter Feldherr! | 
Am 1. Oktober 1881 wurde ich ohne weitere Mühe als Reftor- 
der 119. Gemeinde-Schule angeſtellt. 


f. Beginn der politiſchen Verwickelungen. 


Zur Zeit meiner Anſtellung gingen die politiſchen Wogen in 
Berlin ſehr hoch. Ich hatte die antiſemitiſch-ſoziale Bewegung vor 
Jahren als einer der erſten mit ins Leben rufen helfen, jetzt war 
ich gezwungen, mich im Hintergrunde zu halten. Es war eine ent⸗ 
ſetzliche Situation. Meine ganze Seele lebte in dem Gedanken der 
jozialen Reform, und ich fühlte lebhaft, daß meine Anſchauungen. 
beſſere und richtigere ſeien, als die vieler öffentlichen Kämpfer, denen 
ich übrigens die herzlichſten Sympathien entgegenbrachte. Im 


Jahre 1876 hatte ich in Guben eine Landwehrübung mitgemacht. 


Unter den eingezogenen Wehrmännern befand ſich auch ein hochin— 
telligenter, durchaus ehrenwerter und nüchterner Sozialdemokrat, 
ein Hutmachergehülfe Wambsgans. Mir entging damals ſchon 
nicht die ſiegende Gewalt der mit innerer Ueberzeugung vorgetra— 
genen ſozialdemokratiſchen Ideen. Mir entging ebenſowenig, daß 
es leicht ſei, die unbedingt verkehrten Ideen der Sozialdemokratie 
mit den wahren, berechtigten zugleich den unbefangenen Hörern 
einzuimpfen und zu einem untrennbaren Ganzen zu vereinigen. 
Ich hatte mit dem übrigens lieben Kameraden Wambsgans darüber 
heftige Debatten zu führen, die zwar beiderſeits nicht überzeugten, 
aber beiderſeits doch wohl nicht ohne Eindruck blieben. 

Das eine wurde mir ſchon damals zur Gewißheit: 

„Nicht das Spielen mit der ſozialen Reform, ſondern wirkliche, 
volle Reform mit gänzlicher Beſeitigung des Judentums allein kann, 
das Vaterland vor den entſetzlichſten Kriſen bewahren.“ 

Jetzt, 1881, wo für mich ſich Anknüpfungspunkte und Verbin⸗ 
dungen reichlich fanden, mußte ich ſchweigen, denn darüber konnte 
kein Zweifel ſein: Meine Lebensſtellung und damit die Exiſtenz 
meiner Familie, die ohnehin genug erſchüttert war, ſtand in ernſteſter 
Gefahr, falls ich, Untergebener einer jüdiſchen fortſchrittlichen 
Stadtbehörde, mich politiſch bemerkbar machte. 

Da wurde ich faſt gewaltſam vorwärts geſtoßen. Zunächſt 
erhielt ich ein Schreiben des Bureauvorſtehers Meyer von der ſtädtiſchen 
Schuldeputation, in dem ich aufgefordert wurde, einem fortſchrittlichen 
Verein beizutreten. Statuten und eine Beitragsquittung waren 
gleich beigefügt. Es war dies wenige Tage nach dem Erſcheinen 
der jo hoch bedeutſamen Kaiſerlichen Proklamation vom 17. Noz 
vember 1881, die in mir einen wahrhaften Sturm der Begeiſterung 
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hervorrief. Der betreffende Verein war bisher parteilos geweſen, 
und ich hätte ihm ganz gern angehört. Jetzt aber, ſozuſagen als 
Antwort auf die Kaiſerliche Proklamation, hatte er ſich in einen 
fortſchrittlichen verwandelt. Da konnte ich nicht anders, ich mußte 
die halbamiliche Aufforderung entſchieden und unter Darlegung 
der Gründe, zurückweiſen. | 

Auch das Bedürfnis, durch die eigene Parteipreſſe auf dem 
Laufenden erhalten zu werden, konnte ich nicht unterdrücken. 
Ich las das damals entſchieden gut redigierte Deutſche Tageblatt. 
Es konnte nicht fehlen, daß die Zeitung häufig genug auch in 
meinem Amtszimmer lag, und daß es meinen Lehrern, die im 
Amtszimmer gemeinſam ihr Frühſtück verzehrten, in die Hände fiel. 
Politiſche Debatten waren daher unausbleiblich, und Zwang legte 
ſich Niemand dabei auf, da ich mit Allen in freundlichſtem Ver— 
kehr ſtand. 
| Plötzlich erbat ſich ein Lehrer, Herr Klockow, eine geheime 
Unterredung und teilte mir mit, daß meine ſämtlichen Aeußerungen 
durch einen Lehrer Beſſe, der ebenfalls an der von mir geleiteten 
Anſtalt angeſtellt war, dem Stadtverordneten, Mitglied der ſtädt. 
Schuldeputation und Hauskurator meiner Schule, Herrn Nip- 
at mitgeteilt würden, teils direkt, teils durch einen anderen 
Rektor. | 

Daß dieje ſehr wohl gemeinte Warnung leider berechtigt war, 
mußte ich nur zu bald einſehen. . 

Herr Ripberger bejtellte mich in feine Wohnung, beſprach 
mit mir einige dienſtliche Angelegenheiten und fuhr dann in ziemlich 
ſchroffer Weiſe fort: Wir ſind als liberale Stadtverwaltung auch 
in politiſcher Hinſicht ſehr liberal. Sie können meinetwegen der 
roteſte Sozialdemokrat ſein, aber die Antiſemiten haſſen wir und 
werden ſie in der ſtädt. Verwaltung nicht dulden. Ein Antiſemit 
iſt unter allen Umſtänden ein unanſtändiger Menſch, merken Sie 
ſich das! Das war eine andere Sprache als die des Dr. Straß— 
mann, und ich wurde dadurch ſo gründlich gereizt, daß ich, einem 
Mitgliede meiner Behörde gegenüber allerdings in unpaſſender 
Weiſe antwortete: Unanſtändig ſind in meinen Augen viel mehr 
diejenigen Deutſchen, die wegen perſönlicher Intereſſen ihr eigenes 
Volk an ein fremdes verraten! — | 

Daß dieſes Geſpräch nicht verſchwiegen geblieben war, mußte 
ich bald genug erfahren. Mein Vorgeſetzter, Herr Schulinſpektor 
Dr. Jonas, der es damals mit mir zweifellos gut meinte, begann 
wenige Tage ſpäter ein Geſpräch mit den Worten: Ich will grade 
nicht jagen, daß alle Antiſemiten, deren es jetzt fo viele giebt, un- 
anſtändig ſind, aber u. ſ. w. 

Bald darauf begannen dann auch die amtlichen und außer⸗ 
amtlichen politiſchen Verfolgungen, die in 9 Jahren nicht geruht 
und ſich in immer größerer Heftigkeit ſoweit entwickelt haben, 
ul jetzt die höchſten Staatsbehörden eine Entſcheidung treffen 
müſſen. 

Was ſolche Verfolgungen bedeuten und welche Ränke dabei 
unterlaufen, wird der Leſer aus dem Nachfolgenden erſehen. 
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Ein mitleidiges Lächeln kann es bei mir nur hervorrufen, wenn 
ich von behördlichen Verfolgungen wegen politiſcher Oppoſition auf 
dem Lande höre. Ich kenne die Verhältniſſe dort auch. Was will 
es ſagen, wenn ein übereifriger Gensdarm einmal einen oppoſitions⸗ 
luſtigen Bauern wegen irgend einer Regelwidrigkeit zur Anzeige 
bringt, und dieſer 3 Mk. Strafe zahlen muß? oder wenn eine un⸗ 
bequeme Verfügung wegen Wegeausbeſſerung pp. erlaſſen wird? Der 
kennt die Bauern ſchlecht, der daran glaubt, daß ſich auch nur ein 
einziger aus Furcht vor ſolchen Plänkeleien in ſeiner politiſchen Ueber⸗ 
zeugung beeinfluſſen ließe. Das Gegenteil iſt der Fall. Wer 
politiſche Sklaverei und die raffinierteſte, tödlichſte politiſche Verfol⸗ 


gung und Knechtung bis zum Untergange kennen lernen will, der 


komme nach Berlin. Der reichſte deutſche Mann ift hier unfreier, 
als der Großknecht des Bauern, der ihm gegenüber der wahrhaft 
freie Mann iſt. Genaues hierüber folgt weiter unten. 


g. Die Entwickelung meiner Schuldverhältniſſe. 


Wäre ich 1880 Rektor geworden, ſo hätte ſich dem rieſigen 
Anwachſen der Schulden vielleicht, aber auch nur vielleicht ein Damm 
entgegenſetzen laſſen. Jetzt war dies unmöglich. Man wolle ſich 
immer vergegenwärtigen, daß bei nur 100 pCt., ohne Agenten- 
gebühren, jede Schuld ſich in einem Jahr verdoppelt, in zwei 
Jahren vervierfacht. Wer eine Schuld von 1000 Mk. ſo zwanzig 
Jahre lang aufrecht erhalten würde, hätte dann eine Schuld von 
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Agentengebühren zu berechnen wäre. Genau jo viel Schulden hat 
aber das ganze deutſche Reich mit allen ſeinen Staaten. 

Nachdem ich Rektor geworden war und ein Darlehn von 
1200 Mark erhalten hatte, glaubte ich wenigſtens den größten Teil 
der Wucherſchulden, bejeitigen zu können, aber es gelang nicht. Was 
vermochten meine Überlegungen gegenüber der Schlauheit der Blut— 
ſauger, denen ich in die Hände gefallen war! 

Mein Ziel konnte auch für die Zukunft nur darin beſtehen, 
die Wucherſchulden auf irgend eine Weiſe in niedrig verzinsliche 
Schulden zu verwandeln. Gelang letzteres, ſo war ich gerettet, denn 
ich hatte ein hohes Einkommen, von dem ich jährlich den aller⸗ 
größten Teil zur Schuldentilgung verwenden konnte. Das zu meinem 
Lebensunterhalt Notwendige konnte ich nebenher verdienen, denn 
allmählich wurden die ſchriftſtelleriſchen Arbeiten gut bezahlt. Mehrere 
mal habe ich von wohldenkenden Leuten auch niedrig verzinsliches 
Geld erhalten, aber leider konnte ich mich niemals ganz befreien, 
weil faſt ſämtliche Wucherer ihre Verſprechungen, für einen be⸗ 
ſtimmten, niedrigen Preis die Schuld zu quittieren, nicht hielten, 
ſobald es zum Bezahlen kam. Meine Freunde wurden erzürut, 
die verminderte Schuld wuchs ſchnell wieder an, da ja gleich zu 
Anfang das geſamte Einkommen nicht zur Zinszahlung ausreichte. 
Als das Wuchergeſetz in Kraft trat, verkehrte kein Geldgeber mehr 
direkt mit dem Schuldner, ſondern bediente ſich der Agenten, durch 
die das Geld noch bedeutend verteuert wurde. Ich wurde nach 
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und nach mit einer ganzen Anzahl derſelben bekannt, nenne vor— 
läufig nur die Namen Zucker, Levyſohn, Grävenitz, Lehmann, Stück⸗ 
gold, Conrad Troſſin, Siegbert Cohn, Zodek, Mach, Klingſpor ꝛc. 
Dieſe vermittelten Geldgeſchäfte für Pariſer, Halpert, Zimmermann, 
Nikolai, M. Cohn, Redlich Dann, Stadthagen, Gericke und Balke, 
P. Wirtz, Natſchelsky, Tietz, Schiftau in Breslau, ſowie mit Firmen 
in Hamburg, Drieſen ꝛc., ferner mit vielen kleinen Geſchäftsleuten. 
Da das Gehalt mit meinem Nebeneinkommen zuſammen bei 
Weitem nicht zur Zinszahlung ausreichte, ſo wuchs die Schuld im 
Handumdrehen, und die Agenten, im geheimen Einverſtändnis 
lebend, zogen immer neue Wucherer heran, die ſich an der fetten 
Beute beteiligen wollten. Als dann bei mir nicht mehr viel zu 
holen war, hat man meinen Wechſel kleinen deutſchen Geſchäfts⸗ 
leuten angedreht, auch zu 100 pCt. Dieſe haben dann Mühen und 
Sorgen mit mir genug gehabt. | 
Sie konnten dem Sirenengeſang der Agenten, die ihre Haupt⸗ 
auftraggeber entlaſten wollten, nicht widerſtehen. In der Zeit vom 
1. Oktober 1881 bis 1. Mai 1886, wo meine Lage anfing, eine ge- 
regelte zu werden, vor allen Dingen keine Wucherzinſen mehr be⸗ 
zahlt wurden, habe ich ficher 20 000 Mark Zinſen bezahlt, wobei 
aber die Schuld fortwährend wuchs. Als ich im Frühjahr 1886 
wirklich an die Schuldentilgung denken konnte, verminderte ſich die 
Schuld jährlich um 2500 Mark. Als Belag hierfür laſſe ich weiter 
unten die Quittungen abdrucken von einem einzigen Vierteljahr, 
größtenteils Poſtquittungen. Die 35 Gläubiger ſanken bis heut 
auf 11. Ich kann es dem Leſer nicht erſparen, einen Gehaltstag 
in der Zeit vom 1. Oktober 1881 bis 1. April 1886 mit durchzu⸗ 
machen. Au Gehalt erhielt ich vierteljährlich 795 Mark, Mietsent⸗ 
ſchädigung 150 Mark, Nebeneinnahmen ca. 70 Mark, Summa nach 
Abzug von 13,50 Mark Witwenkaſſenbeiträgen ca. 1000 Mk. | 
Gelang es mir, den draußen wartenden Gläubigern und 
Agenten zu entwiſchen, ſo begab ich mich ſchleunigſt in ein Bier⸗ 
lokal am Moritzplatz. Dort wartete der Agent Conrad Troſſin, 
der für die Firma Redlich () arbeitete. Herr Redlich bekam 
1000 Mark. Ich übergab Troſſin die 1000 Mark, einen Wechſel 
über 1000 Mark und einen Verkaufsſchein, folgendermaßen lautend: 
„Hierdurch beauftrage ich Herrn Conrad Troſſin, einen Wechſel über 
1000 Mark, fällig am... 188 „beſtmöglichſt zu verkaufen und 
den Betrag an mich abzuführen.“ | 
Herr Troſſin brachte das Geld zu Redlich, erhielt 750 Mark 
auf den neuen Wechſel, welche er mir brachte. 50 Mark waren 
dann der Lohn für ſeine Bemühungen. Mit den 700 Mark ging 


er zu den übrigen Geldleuten; was ich ſchließlich übrig behielt, 


waren 550 Mark. Jetzt war es 4 Uhr geworden, und ein anderer 
Agent erwartete mich Köpenicker⸗ und Prinzen⸗Straße Ecke, der bei 


Herrn Dann ähnlich verfuhr, dann ging ich zu Herrn Peter Wirtz, 


löſte meinen Wechſel ein, der erſt am andern Tage neu gemacht 
wurde, und ging dann mit 10 oder 20 Mark nach Hauſe. Die 
Miete war nicht mehr vorhanden. Zu Hauſe ſaßen dann die 
übrigen Agenten oder Geldgeber, die auf den andern Tag ver⸗ 
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tröſtet wurden. Am andern Tage kamen dann auch manche bis 
ins Amtszimmer. Ging das Geld von Wirtz pünktlich ein, jo be- 
zahlte ich die Miete, den anderen Agenten etwas, wobei es meiſtens 
großen Lärm gab, die Agenten mußten ſchon neue Geldquellen 
ſuchen, bis ich, nachdem ich noch perſönlich Herrn Keller, Frau 
Mielentz und andere aufgeſucht hatte, am 3. oder 4. Tage Ruhe 
bekam, vorausgeſetzt, daß die Herrn Tietz übergebenen und von der 
Reichsbank kommenden Wechſel nicht proteſtiert werden mußten. 
Für die Familie blieb nichts übrig. Wie knapp es oft zugegangen 
iſt, kann ſich jeder denken. Glücklicherweiſe hielt ich Hühner, die 
von dem von den Kindern weggeworfenen Brot lebten. Die 
Familie mußte ich durch Privatarbeiten erhalten. Zuweilen konnte 
ich auch die Miete nicht pünktlich bezahlen. Bei den Agenten traf 
ich mit allen möglichen Beamten, Staatsanwälten, Amtsrichtern, 
Schulinſpektoren, Polizeiräten, Rechnungsräten, Bauräten, Kriminal- 
kommiſſarien, Predigern, Rektoren, Lehrern, Sekretären rc. 
zuſammen. Ein Staatsanwalt, der in Moabit thätig war, 
hatte ſein Mobiliar bei einem Geldgeber auf Leihkontrakt. Ein 
Amtsrichter Storch war in ſeiner Verzweiflung ſchließlich dem 
Morphiumgenuß verfallen. Lebende Perſonen will ich nicht nennen, 
vielleicht ſchadet es ihnen, aber von verſtorbenen Perſonen nenne 
ich die Rektoren Gericke und Mehlhoſe. Beide ſind in Folge ihres 
Kummers frühzeitig ins Grab geſunken. Einige beſonders lehrreiche 
Verhältniſſe will ich aus der Maſſe noch beſonders hervorheben. 

Zu dem jüdiſchen Cigarrenhändler Herrn Keller brachte mich 
der Lehrer Krüger. Herr Keller gab das Geld zinsfrei. Für 
100 Mk. gab er 50 Mk. und einige Kiſten Cigarren. Da dieſe 
Cigarren aber nicht aus Tabak beſtanden, ſo nahm ich lieber eine 
einzige Kiſte, alſo für 300 Mk. 150 Mk. baar und 3 Kiſten Cigarren. 
Wie dieſelben aber auch noch beſchaffen waren, wird der Lehrer 
Krüger ausſagen können, dem ich einige davon dankbarlichſt dedicierte. 
Dies Geſchäft wurde zwei Jahre fortgeſetzt. Schließlich erklärte 
Keller, daß er das Geſchäft ſatt habe. Er verdiene daran höchſtens 
25 pCt., den Löwenanteil nehme Krüger, der Geldgeber und Zu- 
führer zu gleicher Zeit ſei und ſich für das ohne Mühe verdiente 
Geld in der Thaerſtraße ein Haus gekauft habe. 

Der Lehrer Krüger erklärte dieſe Mitteilung damals für un⸗ 
wahr, verklagte Keller aber nicht. Herr Stückgold brachte Wechſel 
zu einem jüdiſchen Bankier Natſchelsky oder ſchickte ſie an eine 
jüdiſche Firma in Stuttgart. Herr Pariſer machte mit mir nur 
2 Geſchäfte, eins durch einen Agenten (für 150 Mk. — 100 Mk.), 
eins direkt (150 Mk. — 120 Mk.), dann ſtellte er mir einen 
Herrn Halpert vor, der mit mir dann weitere Geſchäfte machte. 
Herr Siegbert Cohn, der alt und gebrechlich war und nur noch 
kleinere Geſchäfte vermittelte, gab genauen Aufſchluß über das 
Geſchäft mit den Offizieren, das doch noch bei Weitem an grau⸗ 
lamer Ausbeutung über das Beamtengeſchäft hinausging. Herr 
Cohn, der mir nur 100 pCt. p. a. berechnete, ſagte: „Mit einem 
verheirateten Beamten muß man ſolide ſein, aber bei einem Offizier 
iſt es egal, ob er auf den Buben 50 Mk. mehr oder weniger ſetzt!“ 
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Er hatte viel Geld verdient, dies aber bei einer großen Spekula⸗ 
tion, bei welcher es ſich um den Ankauf eines Bergwerks handelte, 
wieder verloren. Jetzt war er arm und wurde von den großen 
Banken zum Offiziergeſchäft nicht mehr zugelaſſen. Später diskontierte 
er mir einen Wechſel bei einem Schuhmachermeiſter in der Zions⸗ 
kirchſtraße. Den Betrag von 200 Mark unterſchlug er. Ich habe 
dieſe Summe nur ſehr langſam abzahlen können. Der Frau des 
Schuhmachers übergab er einige Tage ſpäter einen bunt bedruckten 
Bogen, der als Wertpapier 1 wurde, und worauf er noch 
eine Geldſumme lieh. Um die Denunciation zu verhüten, hat ent⸗ 
weder die jüdiſche Gemeinde oder ein größerer jüdiſcher Verein das 
Geld an den Schuhmacher bezahlt. Bei mir hat man das nicht 
für nötig gehalten, weil man wußte, das ich doch nicht denunzieren 
könne, ohne meine ganzen Verhältniſſe vor der Offentlichkeit aufzu⸗ 
rollen und dadurch mit Rückſicht auf mein Amt in ſchwere Gefahren 
zu geraten. Als Erſatz wollte mir Herr Cohn ein Bündel Offiziers⸗ 
ehrenſcheine ſchenken, die er nachher freiwillig liegen ließ. Der 
Agent Herr Levyſon war im Weſentlichen Eintreiber für unſichere 
Forderungen. Durch ſeine Schuld iſt der Lehrer Daſel aus dem 
Amt gekommen. Am intereſſanteſten wurde mir der jüdiſche Agent 
Zodek, weil der Mann noch eine Spur von Gewiſſen hatte. Er 
war Unteragent der Cigarrenhandlung von Lautrup in Hamburg, 
(jüdiſche Firma). Er beſtellte bei derſelben Cigarren, ließ ſich als 
Bezahlung dafür einen Wechſel geben und brachte die Cigarren 
dann zum Hauptagenten. Dieſer zahlte die Hälfte des Wertes aus 
Herr Lautrup hat den Wechſel ſchließlich gegen mich einklagen 
müſſen, merkwürdiger Weiſe durch den chriſtlichen Rechtsanwalt 
Kleinholz, der auch die Klagen des Herrn P. Wirtz beſorgte. Den 
allergrößten Teil habe ich abbezahlt, aber als Herr Lautrup wegen 
des letzten kleinen Reſtes mir drohte und ſagte, ich ſei ſtraffällig, 
weil ich die Cigarren gleich wieder verkauft habe, war mir das doch 
etwas ſtark. Ich zahlte den Reſt nicht und warte ſeit vier Jahren 
vergeblich auf weitere Schritte ſeinerſeits. Ahnlich wurde es von 
dem Agenten Zodek mit einem Weingeſchäft gemacht. Schließlich 
ſuchte ſich Herr Zodek einen ehrenvolleren Erwerb, indem er in 
katholiſchen Gegenden mit Cruzifixen handelte, die Nachts leuchteten. 
Den Gruß: „Gelobt ſei Jeſus Chriſtus“, ſprach er mit vieler 
Salbung. Der ſchlimmſte von allen Gläubigern war der Fabrikant 
Berndes in der Wienerſtraße, der ſchon in dem Bombeartikel ge⸗ 
nannt iſt. Der Schneider Zimmermann am Küſtrinerplatz, deſſen 
Geſchäftsführer Jacobſohn heißt, hatte eine ganz andere Methode. 
Er gab ſeine Wechſel weiter an die Wandel Jacoby, vormals Hiller, 
Schleſinger u. f. w. Wurden die N echſel nicht bezahlt, ſo ließ er 
ſich mit verklagen. Erhielt er aber das Geld zum Einlöſen der 
Wechſel, ſo konnte er dieſelben nachher nicht wiederfinden. Er 
wollte ſtets gern Ouittungen über Mietsentſchädigungen haben, 
die er aber am Fälligkeitstage auch verlegt hatte. Ich mußte eine 
neue ſchreiben, und dann kam er ſelbſt zur Empfangnahme des 
Geldes mit nach dem Rathauſe. Später ließ er ſich eine ſchieds⸗ 
männiſche Anerkennung geben, verzichtete auf Zinſen und geſtattete 
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Teilzahlung. Noch ſpäter aber fand er all die alten Wechſel und 
Mietsquittungen wieder, und klagte die erſteren ein. So hat er 
aus einer Schuld von vielleicht 500 Mark bei ſehr reichlicher Herrn 
zahlung eine ſolche von 2000 bis 3000 Mark gemacht. Herrn 
Redlich lernte ich ſpäter perſönlich kennen, doch war mir die Be⸗ 
kanntſchaft nicht von Segen. Jetzt bekam ich einige Dutzend Taſchen⸗ 
meſſer, ) Dutzend Aſchbecher, chineſiſche Waaren und alle möglichen 
wertloſen Sachen mit in Zahlung. Schließlich erklärte er, daß er 
jetzt gell an mir verdient habe, ich möge ihm eine notarielle An⸗ 
erkennung geben, dann könne ich das Geld ohne Zinſen langſam 
abzahlen. Sein Vertreter Herr Bruno, der in der Bombeſchen 
Kalbsbratengeſchichte eine Rolle ſpielte, ging mit mir zum Notar. 
Sofort nach der notariellen Verhandlung aber ließ er mein ge⸗ 
ſamtes Mobiliar pfänden durch den Gerichtsvollzieher Bock I Er 
erklärte jpäter lachend, daß er unter der Hand erfahren hätte, ein 
Gläubiger beabſichtige daſſelbe, und dieſem wollte er zuvorkommen. 
Die übrigen Wuchergeſchäfte, teilweiſe ſehr intereſſanter Art, will 
ich dem Leſer vorläufig erſparen, um nicht ermüdend zu wirken. 
Will aber die Staatsanwaltſchaft ganz genaues darüber wiſſen, ſo 
braucht fie nur die Akten ſämtlicher Gerichtsvollzieher zu durch⸗ 
blättern. Es würden ſich dann tauſende von Zeugen feſtſtellen 
(affen. Bezüglich des Halpert würden die Akten des Gerichtsvoll— 
ziehers Maronde, bezüglich des Herrn Zimmermann die Akten des 
Gerichtsvollziehers Schüler ſchon manches Intereſſante ergeben. 
Freilich gehörten zu ſo umfaſſenden Maßregeln unendlich viel 
Beamte, und ausgerottet würde der Krebsſchaden doch nicht auf 
dieſem Wege. 

Es hätte für mich einen leichten Ausweg gegeben, wenn ich 
mein Mobiliar hätte ruhig a und mein Gehalt, ſoweit es 
geſetzlich pfändbar war, mit Beſchlag belegen laſſen. 1500 Mark 
bleiben dabei vollſtändig frei, von dem übrigen Gehalt ift nur , 
pfändbar. Ich wollte mir aber die Schande erſparen, das Mobiliar 
vom Gerichtsvollzieher abholen zu laſſen, da doch bisher nur ſehr 
wenige meiner Bekannten von meiner Lage wußten und ich auch 
immer hoffte, durch ein größeres Darlehn mich ganz zu befreien, 
dann aber durfte ich dies nicht meiner Behörde wegen. Welche 
Abſichten behördliche Perſonen, die die Majorität der Schuldeputation 
hinter ſich hatten, gegen mich im Schilde führten, wird der Leſer 


weiter unten erſehen. Als die erſte Klage kam, wurde ich proto⸗ 
kollariſch vernommen, wobei mir erklärt wurde, daß ich das 


Schlimmſte zu erwarten hätte, wenn noch neue Klagen kämen. 


Dieſe Warnungen, es nicht zu neuen Klagen kommen zu laſſen, 


ſind dann noch oft wiederholt worden. Ich mußte jeden geforderten 
Zinsſatz zahlen, auch Betrug, Unterſchlagung aller Art dulden, um 
nur nicht neue Klagen aufkommen zu laſſen. Früher war mitgeteilt 
worden, daß die Behörde gegen Wucherer ſelbſt vorgehen werde. 
Seitdem ſind gegen ſtädtiſche Beamte doch wohl mindeſtens 10 000 
bis 20 000 Klagen eingelaufen, aber mir ift von einem Schutz des 
Beamtentums durch Anzeige ſelbſt ſolcher Perſonen, die hunderte 
von Klagen eingereicht haben, nichts bekannt geworden. Die 
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Wucherer wurden ſchließlich ſo dreiſt, daß ſie bei jeder Gelegenheit 
mit der Behörde drohten und auch gelegentlich — Beſchwerde bei 
derſelben erhoben. Dieſes Verhalten der Behörden macht jede Selbſt⸗ 
hülfe, die das Geſetz auf dem Wege des Gehaltsabzugsverfahrens 
geſtattet, unmöglich. Als ich ſchließlich doch das Schlimmſte nicht 
mehr verhüten konnte, waren die Verhältniſſe ſo verwickelt worden, 
daß mir das Gehaltsabzugsverfahren nichts mehr nützen konnte. 
Die Wucherer hatten inzwiſchen allerlei Mittel erſonnen, um auch 
die Beamten von einer Denunciation abzuhalten. Dieſelben waren 
von Rechtsanwälten geprüft und für gut befunden worden. Buz 
nächſt wurde folgende Beſcheinigung verlangt: 


Ich, N. N. beſcheinige hiermit, daß ich in guten Verhält⸗ 
niſſen lebe, weiter keine Schulden habe und das geliehene 
Geld zu einer Badereiſe, (Geſchäftsunternehmung, Be— 
ſchaffung beſſeren Mobiliars) gebrauche. Sämmtliches 
Mobiliar iſt mein unbeſchränktes Eigenthum. 


Mei nes Wiſſen habe ich ſolchen Schein niemals unterſchrieben. 
Wer es aber that, für den war ein künſtlicher Kriminalfall ge- 
ſchaffen. Der letzte Paſſus war faſt immer unwahr, denn nach 
märkiſchem Eherecht gehört das von der Frau mitgebrachte Mobiliar 
dieſer allein. Als das Gericht dieſe Scheine als bedeutungslos ver— 
warf, kam das Verpfänden der Gehalts: und Mietsquittungen 
auf. Geſetzlich iſt das ja ohne Wert, denn Niemand kann etwas 
verpfänden, was er noch nicht beſitzt, aber künſtliche Kriminalfälle 
ließen ſich hieraus auch ſchaffen. Die Agenten verlangten jetzt mit 
rührender Einſtimmigkeit ſolche Quittungen, angeblich zur Legitima⸗ 
tion. Dieſelben wurden von den Geldgebern ſorgfältig ee ae 
um gelegentlich als Schreckmittel gebraucht zu werden. Solche Ge- 
halts und Mietsquittungen habe ich auch wiederholt hingegeben. 
Endlich, als auch dies nicht mehr recht genügend war, ſuchte man 
nach noch ſchlimmeren Dingen. In einer Verſammlung, die nach 
Verurteilung eines Wucherers abgehalten wurde, beſchloß man, 
unter allen Umſtänden unreelle Wechſel zu erlangen. Hiervon er⸗ 
hielt ich ſofort durch einen der Agenten Kenntnis. Die nun folgenden 
Manipulationen waren hochintereſſant. Bei jedem Beamten blieb 
jetzt plötzlich irgend wo eine Zahlung aus, auf die er ſicher 
erechnet hatte, und wodurch er in ſchreckliche Verlegenheit geriet. 
lötzlich erſchien ein Agent und brachte ihm die freudige Mitteilung, 
daß irgend ein Herr Cohn oder Levy ihm ſofort die Geldſumme zu 
günſtigen Zinſen geben werde, er möge aber eilen, denn es reflektire 
noch ein Anderer auf das Geld. Beide eilten nun zum Geldgeber, 
Dieſer war bereit, verlangte aber noch eine Unterſchriſt, damit das 
Ganze mehr einen geſchäftlichen Anſtrich habe. Wer unterſchreibe, 
ſei ihm gleich, da ja die 1 des Geldnehmers vollſtändige 
Sicherheit biete. Der Wechſel bleibe übrigens in ſeinen 1 — 
Jetzt entfernte ſich der Geldſuchende, um ſchleunigſt einen Bürgen 
zu beſchaffen. Draußen aber ſtand ſchon ein anderer Agent, der 
auch das Geld haben wollte, wenigſtens ſagte der eigene Agent ſo 
und fing jetzt an, ſein Sirenenlied zu ſingen. Er möge doch ſchnell 


den Namen feines Freundes dort hinſchreiben, könne fih ja nach⸗ 
träglich deſſen Erlaubnis einholen, oder er möge irgend einen Namen 
hinschreiben, der im Adreßbuch ſtehe. Vielleicht wartete zu Hauſe 
die hungrige Familie auf das Geld, vielleicht drohte der Wirt mit 
Exekution! Wehe dem, der ſich fangen ließ! Bevor er noch bei 
ſeinem Freunde die nachträgliche Erlaubnis einholen konnte, war der 
Geldgeber längſt bei dieſem geweſen und hatte die Wechſelfälſchung 
konſtatirt. Ich behaupte, daß in Berlin unter den Beamten un⸗ 
zählige ſolcher Wechſelfäſcher ſind, die ſich nun bis an ihr Lebens⸗ 
ende ausbeuten laſſen müſſen und kein Wort ſagen dürfen. Ob 
ich nicht auch in dieſe Netze gegangen wäre, wenn man mir nicht 
vorher Kenntnis g heben hätte? Wer weiß es? So aber ſetzte ich 
diejenigen meiner Bekannten, welche mir näher ſtanden, von dieſen 
Dingen in Kenntnis. Wir ſchloſſen einfach ſchriftlich Verträge, 
daß jeder den Andern bis zur Höhe von 600 Mark verpflichten könne. 
Aber unzählige Beamte haben ihren Untergang gefunden, ſo z. B. 
erſt neuerdings der Lehrer Daſel. Er hatte Herrn Levyſon einen 
ſolchen Wechſel gegeben, der ihn an den Geldgeber weiter gab, 
welcher ſich ſofort zu dem Bürgen verfügte, noch bevor Daſel ihn 
um ſeine nachträgliche Genehmigung hatte bitten können. Der 
Herr faßte die Sache ſehr ernſt auf und denuncierte ſofort. Als 
Daſel ſpäter erſchien, um die Erlaubnis einzuholen, war die 
Denunciation ſchon abgeſchickt. Daſel ſitzt jetzt in Plötzenſee und 
verbüßt eine längere Strafe, da er ſich nach ſeiner Amtsentſetzung 
durch die Not noch hat weiter treiben laſſen. Er wird als vor⸗ 
züglicher Lehrer gelobt und war dadurch in Schulden gekommen, 
daß er ſich gezwungen ſah, gegen ſeine Frau die Eheſcheidungsklage 
einzuleiten. 

Wollten alle Verſuchungen nicht zum Ziel führen, dann 
wurde ein Verſuch gemacht, der an raffinierter Schlauheit alle 
übrigen übertraf, und dem, das weiß ich ſicher, unendlich viele zum 
Opfer gefallen ſind. 

Der Agent verabredete zur Geſchäftsregelung eine Zuſammen⸗ 
kunft in einem Wiener Café. Während er zum Geldman ging, 
fand ſich dort eine ganz hübſche, unzweideutige Dame ein, die ein 
Geſpräch anknüpfte ꝛc. Wehe, wehe! Der arme Teufel, der hierauf 
hinein fiel, wurde von Zeugen abgefaßt, und der blutet noch ergebener 
und läßt ſich bis ans Lebensende noch ruhiger ausbeuten, als alle 
ſonſt Gefeſſelten. 

Ganz bezeichnend war mir die Aeußerung eines jüdiſchen 
Herren. Mir war von einem Kollegen wehe gethan worden, ich 
war darüber in Aerger und erzählte davon, als dieſer Herr bei 
mir eintrat. Was ſagte er? Geben Sie 100 M., und ich laſſe ihn 
durch ein Frauenzimmer gründlich hineinlegen! Das iſt Moral 
der Jetztzeit. 
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h. Beginn der behördlichen Verfolgungen. Rettungsverſuche. 
Scheitern derſelben in Folge verbrecheriſcher Handlungen 
behördlicher und Privatperſonen. 


Es beſteht die Vorſchrift, daß ein Rektor größere Reparaturen 
nur vornehmen laſſen darf mit Genehmigung des Hauskurators. 
un wurde ich durch einen Brief, den der Maurer Hertel über⸗ 
brachte, von Herrn Ripberger aufgefordert, Reparaturen vornehmen 
zu laſſen, die dann auch ausgeführt worden ſind. Als die Rechnung 
ſpäter eingeſchickt wurde, erhielt ich von der ſtädtiſchen Schuldepu⸗ 
tation ohne vorhergehende Vernehmung einen Verweis wegen 
eigenmächtiger Vornahme von Reparaturen. Ich ſchickte ſofort 
einen Proteſt an die ſtädt. Schuldeputation, dem ich den übrigens 
noch in meinen Händen befindlichen Brief des! auskurators Herrn 
Ripberger beilegte. Herr Schulinſpektor Dr. Jonas brachte mir 
den Proteſt aber am andern Tage wieder und gab mir den Rat, 
lieber zu ſchweigen. In dieſer Sache werde ich ja Recht erhalten, 
aber ich möge die Feindſchaft gegen mich nicht vergrößern, der ich 
ſchließlich doch unterliegen müſſe. Herr Dr. Jonas meinte es damals 
ſehr wohl mit mir. Ich folgte ſeinem Rat. Aber dieſer erſte kleine 
Anfang, in dem doch abſolute Böswilligkeit ſchon zu entdecken war, 
denn auf Herrn Ripbergers Vortrag hin war der Verweis be⸗ 
ſchloſſen worden, zeigte ſchon, was ich für die Zukunft noch zu er— 
warten hatte. 
| Uebrigens hatte auch der Brief des Herrn Ripberger eine 
kleine Geſchichte. Der Maurer Hertel hatte ſich denſelben zurück 
erbeten, aber nachher, beim Ausmeſſen der Zimmer, in einer Klaſſe 
liegen laſſen. Inzwiſchen war ich wiederholt nahe daran, mich aus 
den Händen der Wucherer zu befreien. 

Ein Agent Zucker, der mir mehrere hochverzinsliche Darlehne 
bei einem Herrn Tietz beſorgt hatte, teilte mir mit, daß der Dod- 
angeſehene und reiche Graf Königsmarck zu Kammnitz bei Tuchel in 
Weſtpreußen ſchon viele Beamte aus ſchwerer Lage befreit habe. 


6 Ct. (bisher hatte ich zwiſchen 60 u. 200 pCt. bezahlt) mit mäßigen 
Abzahlungsraten bereit. Ich mußte die nöthigen Sicherheiten 


ich mich mit Herrn Zucker zu ihm, wo derſelbe dieſen, der doch mit 
kannt jet, aufforderte, die Regulirung zu 
übernehmen. Dann gab er einen Chek über 4000 Mk. an die 
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Kurmärkiſche Ritterſchaftsbank in meine Hände, ich gab denſelben 
an Herrn Zucker, und wir erhoben das Geld. Die Darſtellung der 
nun folgenden Vorgänge entſpricht, ſo weit mein Gedächtnis mich 
nicht im Stich läßt, wörtlich der beeideten Ausſage, die ich im 
Wucherprozeß gegen Zucker im vorigen Jahr gemacht habe: „Einen 
Teil des Geldes, den ich nicht mehr genau angeben kann, übergab 
mir Herr Zucker zur Ablöſung all der kleinen Verbindlichkeiten, die 
ein Handeln nicht zuließen. Das übrige behielt Herr Zucker an ſich. 
Am andern Tage ſetzte er ſich mit 2 Gläubigern, Mielentz und 
Keller, in Verbindung. Er bedrohte dieſelben ſo ſehr, daß beide 
ihre Forderungen für viel kleinere Summen herausgaben, als wir 
ſelbſt aufgezeichnet hatten, Herr Keller erhielt etwa die Hälfte, Frau 
Mielentz für 910 Mk. = 91 Mk. | 
Es kam dabei zu harten Auftritten, Frau Mielentz weinte und 
ſchrie und mir wurde die Situation ſchauerlich, ſo daß ich Herrn 
Zucker ſelbſt bat, doch das von uns ausgeſetzte Geld zu zahlen. 
Damit kam ich aber ſchlimm an. Er erklärte, ich weiß nicht mehr, 
ob in der Gegenwart der Frau Mielentz oder des Herrn Keller: 
Wenn Sie ſich unterſtehen, noch ein Wort in dieſe Angelegenheit 
hinein zu reden, ſo ſchicke ich ſofort das Geld an den Herrn Grafen 
unter Darlegung der Sachlage zurück!“ . 
Beide nahmen ſchließlich das Geld und gaben den Schuldtitel 
heraus. Dies waren nach meiner Meinung die hartnäckigſten Gläu⸗ 
biger, und Herr Zucker erklärte, daß er mit den anderen nun leichtes 
Spiel habe. Auf Rat des Herrn Zucker ſchrieb ich an den Herrn 
Grafen noch an demſelben Abend einen Dankesbrief, in dem ich ihm 
mitteilte, daß die Angelegenheit nach Befriedigung der ſchlimmſten 
Gläubiger ſchon ſo gut wie erledigt ſei, und ich hoffe, ſogar noch 
etwas Geld übrig zu behalten. 
Herr Zucker kam dann nicht mehr wieder und iſt an keinen 
Gläubiger mehr heran getreten. : 
In dem Prozeß Kortum hat Herr Zucker ſelbſt beſchworen, 
daß er noch Ende Dezember 1882 oder Anfang Januar 1883 
das Königsmarckſche Geld in der Taſche gehabt habe. Wieviel er 
behalten hat, kaun ich nicht genau angeben, da ich nicht mehr genau 
weiß, wieviel er mir gegeben hat. Außerdem hatte ich ihm auch 
eine Entſchädigung von 500 Mk. verſprochen. Ich will daher nur 
eine ganz niedrige Summe, 1100 Mk., als zurückbehalten angeben. 
Angeklagter Zucker: daß ich ſelbſt das beeidigt haben ſoll, 
iſt abſolut unwahr! 
: Herr Präſident, ich bitte um Urlaub von einer halben 
Stunde, dann ſind die Akten zur Stelle. 
Präſident Friedländer: Zeuge, ich verweiſe ſie zur Ruhe. 
Die ganze Angelegenheit ſteht gar nicht zur Verhandlung. Kommen 
Sie endlich zur Sache! | | 
Als ich Zucker zur Rede ſtellte, erklärte er: Ich habe die 
Ueberzeugung gewonnen, daß ich doch mit dem Gelde nicht aus— 
komme. Ich habe eingeſehen, daß Sie dem Grafen falſche Vor⸗ 
ſpiegelungen gemacht haben. Ich werde daher das Geld behalten 
und ein Papiergeſchäft damit anfangen, an dem großes Geld ver— 
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dient wird. Dann werde ich Ihre Schulden bezahlen. Wollen Sie 
denuncieren oder an den Grafen ſchreiben, ſteht es Ihnen frei. Aber 
ich habe tief genug in Ihre Verhältniſſe geblickt, weiß auch genau, 
wie die Behörde anderweitig über Sie denkt. Sie ſind dann ver— 
loren, aber ich nicht! 

ch zahlte dem Herrn Grafen am FJälligkeitstage die erſten 
300 Mk., dann nahm ich den Sohn ſeines Sekretärs in Penſion, für 
den jährlich 240 Mk. gezahlt wurden, die wenigſtens die Zinſen 
deckten. Dadurch wurde aber wieder die bisher ſo äußerſt knappe 
Lebensführung in der Familie unmöglich. Der Knabe mußte doch in 
ſeinen einfachſten Bedürfniſſen befriedigt werden, und die Zurückſetzung 
meiner eigenen Kinder hinter dieſen hätte auch nicht gut gethan. 

Ich hatte 4000 Mk. Schulden mehr, ohne erlöſt zu ſein. Noch 
ein Verſuch wurde gemacht. Ein Freund von mir, ein Jude, Herr 
Crohn, der meinen Antiſemitismus kannte und — billigen mußte — 
hatte die ganze Entwickelung in der Gohrſchen Familie mit angeſehen, 
und dieſer unternahm ganz auf eigene Fauſt einen ſehr hoffnungs— 
vollen Rettungsverſuch ohne jede eigennützige Abſicht, und dieſer war 
um ſo ausſichtsvoller, als er die Cryſtellerſche Angelegenheit, die ich 
durch Klage ſchließen wollte, auch friedlich erledigen wollte und bei 
ſeinen perſönlichen Beziehungen auch konnte. Er begab ſich zu einem 
Verwandten, dem vielfachen Millionär Herrn Weisbach in der Tier⸗ 
gartenſtraße, und dieſer ſtellte eine Geldſumme, gar nur zu 4 pt. in 
Ausſicht, alle Wucherſchulden abzulöſen. Er verlangte aber ein 
Zeugnis von mir über meine Amtsführung. Letzteres erbat ich von 
dem Herrn Schulinſpektor Dr. Jonas, und daſſelbe fiel mehr als 
glänzend aus. Dies Zeugnis erhielt ich an einem Sonntage und 
brachte es dem Herrn Weisbach ſofort. Am nächſten Dienſtag Nach— 
mittag um 5 Uhr ſollte ich das Geld holen. Am Sonntag Abend 
ſetzte ich mich in mein Amtszimmer und ſtellte mit peinlicher Genauig— 
keit meine ſämtlichen Verbindlichkeiten auf, über die ich ſeit einigen 
Monaten, — es muß leider geſagt werden, — ſelbſt alle Ueberſicht 
verloren hatte. 

Mit Einſchluß der Cryſtellerſchen Forderung, die ich aber für 
zweifelhaft anſah, waren es über 20000 Mk., wovon die Wucher: 
ſchulden mit etwa 3000 Mk. zu tilgen waren. Diesmal hatte 
ich ſchriftliche Verſprechungen von den Wucherern eingefordert. 
Dieſe Aufſtellung verſchloß ich in den Tiſchkaſten meines Amis- 
zimmers, in welchem ich auch verſchiedene Manufkripte auf: 
bewahrte, ſo beſonders einen ſchwerwiegenden Leitartikel für eine 
Zeitung. Am andern Morgen waren Aufſtellung und Manufkripte 
verſchwunden, der Tiſchkaſten aber wieder verſchloſſen. Am 
Dienſtag früh erhielt ich einen Brief von Herrn Weisbach, in. 
welchem mir mitgeteilt wurde, daß Herr Dr. Jonas ihm geſchrieben 
habe, meine Schuld betrage ſo und ſo viel, wobei die durch die 
Aufſtellung vom Sonntag Abend feſtgeſetzte Summe bis auf die 
Einer genau angegeben war. Er glaube nicht, daß ich mit der er— 
betenen Summe auskomme, trotzdem ich dies behauptet habe, und 
da er zugleich erfahren habe, daß ich mich in Verbindungen ein— 


gelaſſen habe, die ihm nicht ſympathiſch ſeien, ſo müſſe er be⸗ 
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dauern pp. Ich ging zu Sah Dr. Jonas und erfuhr, daß Herr 
NRipberger ihm die genaue Zahl geſtern mitgeteilt habe. Auf meine 
Frage, ob er denn für die Richtigkeit der Angabe irgend welche ſicheren 
BBeweiſe beſeſſen habe, da er doch auf bloße Redensarten hin, fo weit 
ich ihn kenne, unmöglich die Zukunft einer ganzen Familie, deren 
Vorfahren noch dazu mit feinen eigenen in engſten Beziehungen ge- 
| ftanden hätten (er gehörte mütterlicherſeits der Familie des Grafen 
Schwerin an, von der meine Vorfahren ſeit Jahrhunderten ahhängig 
5 waren), vernichten könne, antwortete er: Ja. Auf meine zweite Frage, 
= ob ibm vielleicht ein Schuldverzeichnis von meiner eigenen Hand 
vorgelegt ſei, antwortete er garnicht. So viel war klar, Herr Rip⸗ 
berger hatte das geſtohlene Schriftſtück, folglich auch die geſtohlenen 
Manuſkripte, die allerdings mancherlei nicht ſehr ſympatiſche Sachen 
enthielten, in der Hand, aber wie war er in der Zeit von Abends 
11 Uhr bis Morgens 7 Uhr in den Beſitz derſelben gekommen? Der 
einzige, der zum Amtszimmer Zutritt hatte, aber keinen Schlüſſel zum 
Tiſchkaſten beſaß, war mein neuer Schuldiener Auguſtin. Er wollte 
aber vov nichts wiſſen. Ich ging daher zu ſeinen früheren Rektoren, 
und was dieſe von ihm ausſagten, war für mich ausreichend. Er 
hatte ſich überall etwas zu Schulden kommen laſſen, war nebenbei 
Polizeivigilant geweſen, hatte dies Nebenamt auf Verbot der Be— 
hörde nur nominell niedergelegt und ſollte ſchließlich entlaſſen 
werden. Die Kollegen waren erſtaunt, daß man ihn gleichwohl zu 
mir geſchickt habe. Ich wußte genug. i 
Herr Ripberger war am andern Tage verreiſt und für mich 
nicht zu ſprechen. Bald nach ſeiner Rückkehr verbreitete ſich die 
| Kenntnis meiner Lage wie ein Lauffeuer durch die ganze Jlachbar: 
En ſchaft. Die Wirkung war aber nicht die gewollte. Ich hatte mir an 
meiner Schule, der 119. Gemeindeſchule in der Königsbergerſtraße, 
inzwiſchen eine angenehme Stellung verſchafft und war auch allmählich 
den Eltern meiner Schulkinder bekannt geworden. Ich büßte nicht 
im Geringſten an Achtung ein, habe nie eine böſe Bemerkung hören 
brauchen, und wie ich zahlreich von Lehrern aus allen Stadtgegenden 
aufgeſucht wurde, die meine Hülfe in Examenangelegenheiten in An⸗ 
ſpruch nahmen, ſo auch von allen möglichen Perſonen der Nachbar— 
5 ſchaft, die meinen Rat in allen möglichen Dingen erbaten. Es iſt 
OF in den ganzen vier Jahren nicht vorgekommen, daß bei Streitigkeiten 
p zwiſchen Eltern und Lehrern ſich erſtere oder letztere mit meiner Ent- 
ſcheidung nicht zufriedengeſtellt und die Behörde angerufen hätten. 

In dieſer Beziehung war jeder Verſuch, mir zu ſchaden, vergeblich, 
155 und bei der nächſten Wahl wählte dreiviertel des Bezirks konſervativ. 
15 Herr Ripberger ſelbſt fiel bei der nächſten Stadtverordnetenwahl 
| durch, doch wurde ihm dann in einer 1. Abt. eines ganz fremden 
Bezirks wieder ein Mandat übertragen. 

Durch die umherfliegenden Gerüchte aber haben fih ſpäter 
unter der Hand verſchiedene Lehrer und Lehrerinnen veranlaßt ge— 
ſehen, für mich Schritte zu thun, und einer derſelben war auch von 
Erfolg begleitet. 

Eine hochachtbare, mir bis dahin unbekannte Dame, Frau 
Oberforſtmeiſter Arendt, hatte ſich durch Mitglieder meines Lehrer— 
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kollegiums veranlaßt gefühlt, meine Auslöſung in die Hand zu 
nehmen, verlangte aber ebenfalls ein amtliches Zeugnis. Diesmal 
machte ich es klüger. Ich ging zu meinem höchſten Chef, dem Stadt- 
ſchulrat Profeſſor Dr. Bertram. Dieſer Herr, obgleich perſönlich 
liberal, hat niemals etwas anderes im Auge gehabt, als das Empor⸗ 
blühen des Berliner Schulweſens, und politiſche Erwägungen irgend 
welcher Art hat er niemals bei Beurteilung eines Rektors oder 
Lehrers obwalten laſſen. Die ganze Berliner Lehrerſchaft verehrt ihn 
als einen abſolut lauteren, edlen Charakter, und ſein Bild leuchtet 
in dieſer Zeit der dunklen Nacht wie ein ruhiger und klarer Stern 
und wird noch leuchten in kommenden Jahrhunderten. Dieſe Worte 
ſchreibe ich mit ſchwerem Herzen nieder, denn ein Lob aus meinem 
Munde?! Ich will aber die ganze Wahrheit ſagen, unbekümmert 
um alles Andere, und dieſem Mann, an den ſich kein Tadel heran⸗ 
wagt, kann ſogar mein Lob nicht mehr ſchaden. Ja, was wäre 
das Berliner (Schulweſen, wenn es von dieſer Seite her allein 
geleitet würde! 


Ich erhielt das erbetene Zeugnis, demnächſt das Geld, ein 
Lehrer der Schule war bei der Regulierung behülflich, nur noch etwa 
4000 Mk. Wucherſchulden waren zu decken, wozu die noch vorhandenen 
1000 Mk. ausreichten. Unterbrochen wurde unſere Thätigkeit durch 
das öffentliche Schuleramen. Am Morgen dieſes Tages gab ich den 
vorhandenen letzten Tauſendmarkſchein heraus, damit mein Schwieger— 
vater ihn ſpäter in der Poſt einwechsle. Am Nachmittage wollten 
wir dann die weitere Regelung vornehmen. Es iſt allgemein üblich, 
daß die Rektoren an dieſem Prüfungstage der Prüfungstommiſſion, 
die aus dem Schulinſpektor, dem Hauskurator und einigen Stadt: 
verordneten, ſowie den benachbarten Schulkommiſſionsvorſtehern beſteht, 
ein Frühſtück geben. Meine Frau hatte ſich an dieſem Tage, der 
für ſie ja viel Arbeit in ſich barg, und da ſie damals trotz der zahl: 
reichen Kinderſchaar ein Dienſtmädchen nicht hatte, eine Frau Schwung 
zu Hülfe genommen, die bei dem Schuldiener Auguſtin wohnte. Daß 
für eine Frau, die ſonſt faſt niemals Gäſte bei ſich ſieht, an ſolchem 
Tage die Aufregung groß iſt, kann ſich jeder denken. Als nach 
Beendigung des Frühſtücks der Schwiegervater das Geld wechſeln 
wollte, waren die tauſend Mark fort. Auf Frau Schwung allein 
konnte Verdacht fallen, aber ſie leugnete hartnäckig. Erſt nach 
Wochen kam in dieſe Angelegenheit Licht. Auguſtin, der kurz vorher 
ſich in ſchwieriger Lage befand, machte plötzlich große Ausgaben. 
Er lud große Geſellſchaften zu ſich, bei denen es hoch herging, 
kleidete die ganze Familie gut ein, auch konnte ich feſtſtellen, daß er 
Schulden bezahlt hatte. Anguſtin war aber gar nicht in meine 
Wohnung gekommen. Es blieb ſonach nur die Annahme übrig, 
daß Frau Schwung, wahrſcheinlich ſchon vorher von Auguſtin a 
gefordert, die Gelegenheit zu einem Diebftahl zu erſpähen, das Geld 
entwendet und Auguſtin gegeben habe. 


Bevor ich aber zum Außerſten ſchritt, rief ich dieſen in mein 
Amtszimmer, führte ihm alle Verdachtsmomente vor Augen und 
forderte ihn auf, wenigſtens das noch vorhandene Geld heraus zu 
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eben, in welchem Falle ich ſchweigen wollte, was ich um fo mehr 
thun konnte, als Auguſtin verſetzt werden ſollte, und zwar an die 
Schule des Rektors Bombe. Warum gerade dorthin, weiß ich nicht. 
Da dieſer aber auch antiſemitiſchen Anſchauungen huldigte, giebt 
das Nachfolgende auch darüber Licht. 

Auguſtin lehnte Alles ab, und als ich anfing, Drohungen 
auszuſprechen, nahm der bis dahin kriechend freundliche Mann plöß- 
lich eine ganz andere Haltung an. Er meinte: „Seien Sie ganz 
ruhig, denn ſonſt geht es Ihnen auch bald an den Kragen. Ich 
habe von Herrn Ripberger ſchon lange den Auftrag, Sie überall zu 
beobachten und auch in die Vereine zu gehen, wenn Sie dort Reden 
halten. Darum bin ich ſchon Mitglied des konſervativen Vereins 
„Oſt⸗Berlin“ bei Krampf geworden. (Herr Krampf war der Bor- 
ſitzende dieſes Vereins.) Ich habe auch Geld bekommen, daß ich 
das chriſtlich-ſoziale Korreſpondenzblatt lejen kann, das habe ich 
öfter liegen laſſen, damit Sie es ſehen. Herr Ripberger hat 
auch ſchon manches von Ihnen bekommen, was Sie noch gar nicht 
wiſſen. Die Papiere, welche ihnen fortgekommen ſind, habe ich 
Herrn Ripberger gegeben, da er mich dazu aufforderte. Wenn ich 
Sie abkriege, dann bekomme ich eine Schuldienerſtelle am Köllniſchen 
Gymnaſium, wo ich noch Bier verkaufen kann. Laſſen Sie mich in 
Ruh, dann laſſe ich Sie auch in Ruh! Auf dem Rathaus ſagen 
ſie alle, daß es mit dem Tauſendmarkſchein nur Mumpitz iſt.“ Die 
letzte Bemerkung wurde ſein Unglück. Bis zu einer gewiffen Grenze 
kann ich alles ertragen. Iſt dieſe aber überſchritten, dann hören 
für mich alle Rückſichten auf. Ich ging ſofort nach der Polizei, gab 
den Thatbeſtand zu Protokoll, und Diebin und Hehler wurden noch 
an demſelben Abend verhaftet. Beide leugneten; aber Frau Schwung 
hat noch an demſelben Abend unter Thränen ein reumütiges Ge— 
ſtändnis abgelegt. Sie hat den Schein dem Schwiegervater, der 
ja mit demſelben zum Wechſeln nach der Poft gehen jollte, aus dem 
Notizbuch herausgenommen, das er in der Seitentaſche ſeines Jaquets 
ſtecken hatte, während derſelbe ſich mit meinem kleinen Söhnchen 
beſchäftigte. Den Schein hat ſie dann, als ſie meiner Frau etwas 
einholen mußte, an Auguſtin gegeben. Letzterer hat denſelben be— 
halten, und als ſie von dem Gelde auch etwas abhaben wollte, mit 
ſofortigem Hinauswerfen gedroht. Auguſtin leugnete Alles, und erſt 
der Kriminal-Kommiſſarius Maaß konnte ihn nach Wochen iber- 
führen. Auguſtin hatte in einem entfernten Lokal ſeinen Schwager 
getroffen, ihm eine Handvoll Hundertmarkſcheine gezeigt und geſagt: 
„So lange haſt Du mir geholfen, nun kann ich Dir auch helfen!“ 
Dies hatten Zeugen geſehen, und als der Schwager eidlich ver- 
nommen wurde, ſagte er trotz des Verwandtſchaftsverhältniſſes ſofort 
die volle Wahrheit. Bei der Hausſuchung in Auguſtins Wohnung 
wurden hunderte von Büchern gefunden, die nebſt einigen 
Manuſkripten teils mir, teils den Schulkindern, teils ſeinen früheren 
Rektoren abhanden gekommen waren. Auguſtin wurde zu 13/, 
Jahren, Frau Schwung zu / Jahren Gefängnis verurteilt. 

Alle Freunde, auch die beteiligten Kriminal-Kommiſſarien, 
gaben mir den dringenden Rat, mich bei meinen Zeugenausſagen 


= auf die vorliegende Anklage zu beſchränken und des Vorfalles 
mit behördlichen Perſonen nicht zu erwähnen, um nicht unverſöhn— 
liche Feindſchaft zu ſchaffen, da man mich nach dieſem Prozeß, zu 
dem auch die ſtädtiſche Schuldeputation einen Deputierten entſendet 
hatte, ſchon in Ruhe laſſen werde. Ein Jahr lang iſt dies auch 
wirklich geſchehen, dann aber hatte es Herrn Ripberger gefallen, in 
einem öffentlichen Lokal vor mehreren Lehrern zu erzählen, ich ſei 
wegen Wechſelfälſchung verhaftet worden, was er aus amtlichen 
Quellen wiſſe. Ich war zu jener Zeit bereits aus dem Oſten nach 
dem Norden verſetzt. Dieſe Nachricht verbreitete ſich in wenigen 
Tagen über ganz Berlin. Frühere Schüler und Schülerinnen, meine 
Freunde, vor allen Dingen aber ſämtliche Gläubiger aus allen 
Stadtgegenden kamen in meine Wohnung, um Näheres zu erfahren. 
Meine Bekannten auf der Straße gingen mir aus dem Wege. Ich 
war ja augenſcheinlich noch frei, aber das mußte Sinnestäuſchung 
ſein. Den Urheber dieſes ſchändlichen Bubenſtückes, den Stadt- 
verordneten Herrn Ripberger, der mit ſeinen politiſchen Freunden in 
der ſtädtiſchen Schuldeputation jeden Augenblick Majoritätsbeſchlüſſe 
herbeizuführen vermochte, konnte ich crit ſpäter feſtſtellen. Der Nor: 
ſitzende des Berliner Lehrervereins, Herr Gallee, ein entſchieden 
liberaler, aber durchaus ehrlicher Mann, hatte dieſe Sache jo em⸗ 
pörend gefunden, daß er mir den Urheber und die Zeugen bezeich— 
nete, und zwar unter feiner vollen Verantwortlichkeit. Ich hätte 
klagen können, aber was hätte dieſe einzelne Klage genützt? Ich 
dachte: Leg's zum übrigen! Inzwiſchen war auch das Unglück in 
meiner Familie Stammgaſt geworden. Von den neun Kindern 
ſtarben allmählich fünf, die übrigen vier und meine Frau hatten 
wiederholt ſchwere Krankheiten zu beſtehen. Das ſchwerſte Unglück 
traf mich gerade in der Zeit, als die Verwirrung am größten war. 
Ich hatte einen ganz prächtigen Jungen, Benno, der an einem 
ſchweren katarrhaliſchen Leiden erkrankte. Bei den Erkrankungen in 
der Familie hatte ich früher ſchon nach und nach drei der mir be— 
kannten und politiſch befreundeten Arzte um Hülfe gebeten. Ich 
konnte keinem bezahlen; dieſelben haben jahrelang auf das Honorar 
für ihre Mühewaltung warten müſſen. Ich konnte es daher nicht 
wagen, einen der Herren um ſeinen Beſuch zu bitten. Als ich es 
möglich machte, einen Arzt zu beſchaffen, war Hülfe zu ſpät. 
Aus dem Katarrh hatte ſich ein Lungenleiden entwickelt, das 
nach eineinhalbjähriger Krankheit den Tod herbeiführte. Endlich 
ſchien ſich die entſcheidende Wendung im Jahre 1885 vorzu— 
bereiten. Ein jüdiſcher Agent brachte mich zu dem mir bis dahin unbe— 
kannten Herrn Aron Meyer. Dieſer erklärte mir, daß er mich aus 
meiner Situatiou ſehr ſchnell und gründlich befreien werde. Er ſei 
von Jugend an aufs engſte befreundet mit dem Geheimen Hofrat 
1 Manche im geheimen Zivilkabinet Sr. Majeſtät des Kaiſers. 

r habe viele Jahre bei ihm gewohnt und komme noch täglich 
mehrere mal mit ihm zuſammen. Derſelbe werde ſchon einen Aus— 
weg finden, für mich eine mehr als ausreichende Summe zu ſchaffen. 
Es käme dabei auf 10 000 Mark mehr gar nicht an, die allerdings 
anderweitige Verwendung finden würden. Ich war natürlich mit 
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Allem einverſtanden. Es bildete fih ein Komitee von ſechs Hoch: 
achtbaren Herren. Dieſelben verfaßten ein vertrauliches Anſchreiben, 
das vervielfältigt und an bekannte Perſonen verſandt wurde. Der 
Erfolg blieb aber aus. Einem Gläubiger ſind etwa 200 Mark 
ausgezahlt worden. Ich ſelbſt erhielt 120 Mark, dann beim Tode 
eines meiner Kinder noch einmal 20 Mark. Die 120 Mark ſind 
ſicher aus der eigenen Taſche des Komiteemitgliedes gekommen. 
Schließlich habe ich mich mit dem Anſchreiben ſelbſt in Begleitung 
des Herrn Meyer, der die Beziehungen des Herrn Manche kannte, 
an einige reiche Leute gewandt, und darauf etwa 500 Mark erzielt, 
mit denen ich immerhin meine Lage verbeſſern konnte. Als mir 
aber ſchließlich mehrere Herren ſagten, ſie wären in derſelben Sache 
ſchon von auderen Perſonen! in Anſpruch genommen worden, 
ei ich mich um die ganze Angelegenheit nicht weiter gekümmert. 

ehrere Komiteemitglieder meinten es ja recht gut, aber der Urheber 
verfolgte rein ſelbſtſüchtige Intereſſen, für die meine Perſon nur 
einen Deckmantel abgeben ſollte. Ich konnte daher den übrigen 
Komiteemitgliedern für ihren guten Willen wohl herzlich danken, 
nicht aber Herrn Maude und Herrn Meyer. Erſterer hatte von 
meinen Geſinnungen durch unbekannte Perſonen erfahren und hat 


»ſeitdem gegen mich ſehr lange in abſichtlich feindſeliger Geſinnun 


ze Er verhehlte mir den Grund auch keinen Augenblick. 
etzterer wollte mich ſchließlich dazu benutzen, mit reichen Leuten 
Beziehungen anzuknüpfen, bei denen er keinen Zutritt finden konnte, 
ihn dann dort einzuführen, worauf er mit denſelben Verhandlungen 
anknüpfen wollte behufs Beſchaffung von Titeln ꝛc. Darauf wollte 
er von den Leuten einen großen Vorſchuß verlangen. Dies Geſchäft 
erſchien mir denn doch nicht zweifelsohne, und ich lehnte dasſelbe 
entſchieden ab, obgleich, wie ſich jeder ſagen kann, ſchweren Herzens. 
Später aber machte ich Wahrnehmungen, aus denen ich ſchließen 
mußte, daß Herr Meyer dies Geſchäft ſchon jahrelang und im Großen 
betrieb, und daß er durch Herrn Mauchs auch wirkliche Erfolge 
erzielte. Daß ein hoher deutſcher Beamter ſich zu ſolchen Dingen 
hergeben könne, war mir ſolange unbegreiflich, bis mir Herr Meyer 
über Herrn Mauchs Genaueres mitteilte. Demnach ift Herr Mauchs 
jüdiſchen Stammes. Sein Großvater hieß Moſes, hat ſeine Religion 
gewechſelt und den Namen Manche angenommen, aus dem dann 
ſpäter Manches wurde. Durch irgend welchen Einfluß ift er in dieje 
hoch verantwortliche Stellung gekommen, welche es ihm ermöglicht, 
gegen gutes Geld ſeinen jüdiſchen Stammesgenoſſen Titel und 
Begnadigungen zu verſchaffen. Die Mittelsperſon war Herr Meyer, 
der von dieſem Geſchäft lange Jahre gelebt hat. Derſelbe war 
aber ſchließlich wegen mehrerer Spieleraffaiven wohl in ſeinen eigenen 
Kreiſen etwas persona minus grata geworden, und nun kam es 
mir vor, als wenn man mich dazu gebrauchen wollte, eine Mittels— 
perſon abzugeben. Die Willenskraft habe ich trotz meiner ſchreck— 
lichen Notlage beſeſſen, mir daraufhin keinerlei Geldſummen zu 
verſchaffen. Nur einem Herrn Thomas von der Firma Keiling 
& Thomas habe ich dies ganze Verhältnis erzählt; derſelbe iſt darauf 
zu Herrn Manche gegangen, und was ſich dort zugetragen hat, 


werde ich weiter unten erzählen. Vielleicht würde eine ganze Anzahl 
jüdiſcher Kommerzienräte, z. B. die Herren D. Levin, Jacob Lands⸗ 
berger, Jacob & Valentin, für den Geh. Kommerzienrat Mannheimer, 
Friedländer, Pincus u. a. m. hierüber nähere Auskunft geben können. 
Es würde ſich noch Manches feſtſtellen laſſen, da viele Eingaben 
Herr Meyer ſelbſt geſchrieben hat. Alle Manipulationen des 
Herrn Manche beruhten auf einer genauen Kenntnis Seiner Majeſtät 
des hochſeligen Kaiſers Wilhelm I. — Kaiſer Wilhelm J. hatte 
ein ſo mildes Gemüt, daß er Bitten, die zu ihm perſönlich ge— 
langten, faſt nie abſchlagen konnte. Unerbittlich war er nur in 
drei Dingen, nämlich bei militäriſchen Vergehen, Vergehen adliger 
Perſonen und Sittlichkeitsvergehen, beſonders an ſchulpflichtigen 
Kindern begangenen. In allen anderen Dingen gewährte er 
faſt jede Bitte. Es geben aber täglich im geheimen Civilkabinet 
ganze Waſchkörbe voll Bittſchriften ein, und das geheime Civil- 
abinet iſt dazu da, dieſe Briefe zu ordnen und entſprechend zu 
behandeln. Dieſelben gehen an die entſprechenden Behörden zur 
Begutachtung, kommen dann zurück und werden, ſofern das Gut— 
achten ein günſtiges iſt, durch den vortragenden Rat Sr. Majeſtät 
zur Entſcheidung vorgelegt. Weil jedes Geſuch, das der Kaiſer einmal 
in Händen gehabt hatte, ſo gut wie bewilligt war, ſo erſtattete jede 
Behörde, falls dies Thatſachen nicht unmöglich machten, gern einen 
günſtigen Bericht, ſobald Se. Majeſtät mit Blauſtift darauf bemerkt 
hatte z. B. W. (das ſoll heißen zum Bericht Wilhelm), denn jede 
Behörde ſah ja ſchon hieraus, daß Se. Majeſtät das Schriftſtück 
vorher in der Hand gehabt habe. Se. Majeſtät ſuchte die 
oberen Beamten des geheimen Civilkabinet in jeder Weiſe gegen 
Verſuchungen ſicher zu ſtellen. Er gab denſelben zu ihrem Staats⸗ 
Einkommen noch freie Wohnung aus eigenen Mitteln. Auch ſonſt 
ſind alle denkbaren Vorſichtsmaßregeln getroffen. Wenn z. B. ein 
Geſuch um Ernennung zum Kommerzienrat eingeht, ſo wird daſſelbe 
ans Miniſterium, von da zum Oberpräſidenten, von da ans Polizei— 
Präſidium geſchickt. Dieſes läßt einerſeits durch die Revier-Polizei, 
andererſeits durch einen Polizeirat, bis vor Kurzem durch den 
Polizeirat Greif, Recherchen anſtellen über folgende Dinge: 1. ſittliche 
Führung, 2. Beſtrafung, 3. militäriſche Verhältniſſe, 4. Vermögen, 
5. Verdienſte um die Induſtrie oder den Handel des Vaterlandes, 
6. Wohltätigkeit, 7. Bildung. Zu allem Ueberfluß werden dann 
noch die Aelteſten der Kaufmannſchaft um ein Gutachten angegangen. 
Man ſollte meinen, daß Durchſtechereien hier ganz undenkbar wären. 
Aber Herr Mauchs hat ſeinen Freunden doch nützen können. Er 
machte es einfach möglich, ſolche bevorzugten Geſuche in die Hände 
Sr. Majeſtät gelangen zu laſſen, bevor ſie zur Recherche gingen. 
Stand dann das W. darauf, ſo war dies ſelbſtverſtändlich ſchon 
ein großer Gewinn. Unwürdige konnten ja niemals Kommerzien⸗ 
rat werden oder einen Orden bekommen, aber unter den ſehr vielen 
Würdigen genoſſen doch die mit 3. B. W. einen großen Vorzug. 
Man kann es ja reichen Leuten nicht übel nehmen, daß ſie nach 
einem Titel ſtreben, der ſo viele Vorzüge ausdrückt, und es hat 
ja auch niemand Schaden davon, auch das würde noch kein Unglück 
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ſein, wenn nachträglich fie den mitwirkenden Perſonen ihren Dank 
durch die That bezeugen würden, obgleich Beamte keine Geſchenke 
annehmen ſollen, aber Herr Meyer hat ſich große Vorſchüſſe geben 
laſſen, dieſe dann an Herr Manchs abgeführt, und das iſt ſchwer 
zu tadeln. Viele haben dann ihr Ziel doch nicht erreicht und aus 
Furcht vor der Oeffentlichkeit ihr Geld nicht eingeklagt. So etwas 
wäre nicht möglich, wenn Männer deutſchen Stammes in allen 
Vertrauensſtellungen wären. Hier hat man ſich durch die chriſtliche 
Religion des Herrn Mauché täuſchen laffen, und nach ſeiner Mb- 
ſtammung, zumal er ſich als Franzoſe verpuppt hatte, nicht gefragt. 
Hoffentlich gelangen keine Perſonen jüdiſchen Stammes fernerhin 
in Vertrauensſtellungen. 
Zur Aufſtellung ſolcher ungeheuerlichen Behauptung gehören 
natürlich unanfechtbare Beweiſe. Einige davon will ich bringen. 
Ich war Zeuge eines Geſpräches, das ein Herr Valentin 
(Schwiegerſohn des Kommerzienrats Herrn V. Mannheimer) in 
Gegenwart ſeines Kompagnons Herrn Jakob mit Herrn A. Meyer 
führte. Herr Valentin ſagte ungefähr wörtlich Folgendes: 
| Es ilt ja richtig, daß wir Kinder den dringenden Wunſch 
haben, unſern Schwiegervater zu ſeinem Jubiläum zum Geheimen 
Kommerzienrat befördert zu ſehen. Aber alles hat doch ſeine 
Grenzen. Herr v. Madai jagt alle Tage, daß es nun bald jo weit 
it, und doch geſchieht nichts. Frau Greif beſucht uns bald alle Tage 
und will haben, aber es hilft auch nichts. ä 
„Da ging es mit meinem Schwager doch viel ſchneller!“ 


a {us dieſen beiden Aeußerungen ging hervor, daß die beiden 
bohen Beamten ebenfalls in ſchlimmer Lage ſein mußten. Ich war 
einem jüdiſchen Herrn Stadthagen Geld ſchuldig. Derſelbe hatte 
bei mir eine Pfändung vorgenommen. 

Es war zu der Zeit, als ſich das Komitee bildete, 1885. Ich 

bat Herrn Meyer, zu ihm zu gehen und mir Friſt zu erwirken. 
Im vorigen Jahr, alſo 1888, teilte mir Herr Stadthagen, dem ich 
inzwiſchen nach und nach einen großen Teil ſeines Guthabens ab- 
bezahlt hatte, Folgendes mit: 
11 Stehen Sie noch mit Meyer in Verbindung? Nein. Na, 
das iſt auch nicht der beſte Bruder. Er rühmte ſich mir gegenüber, 
alles durchſetzen zu können, da hat ihm denn mein Sohn, der 
Kaſſierer bei Büxenſtein ift, 12000 Mk. gegeben und noch mal fo 
viel verſprochen, wenn Bürenftein Kommerzienrat wird. Es iſt aber 
nichts geſchehen. Wir werden die 12000 Mk. wieder eintreiben 
müſſen. Wollen Sie ihm das ſagen? Nein. | 

Als ich einmal, etwa vor 2—3 Jahren, mein Gehalt auf dem 
Rathauſe erhob, ſtand Meyer bereits da und erwartete mich. Er 
verlangte von mir dringend eine Summe von 200 Mk., da er heute 
Miete zahlen müſſe und in den allergrößten Sorgen ſei. Er ver⸗ 
ſprach beſtimmt, dieſelben bald zurück zu geben. Ich gab die 200 Mk., 
uẽnd er erzählte mir folgende Geſchichte: Ein Häringshändler Scherz, 
Präſidentenſtraße wohnhaft, habe mit großen Summen falliert. 
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Ein Stettiner Haus habe wegen Vorlegung falſcher Bücher, wodurch 
es ſich zum Kreditgeben veranlaßt geſehen hätte, denunciert, und 
Scherz habe 9 Monate Gefängnis erhalten. Die Mutter des Herrn 
Scherz ſei mit ihm aus alten Zeiten her bekannt und habe ihm die 
Sache in die Hand gegeben. Er habe ſofort ein Begnadigungs— 
geſuch bei Herrn Manche eingereicht, und dieſer habe ihm eine amt- 
liche Beſcheinigung darüber gegeben, die er ſofort bei der Staats— 
anwaltſchaft abgegeben und dadurch Aufſchub des Strafvollzuges 
bewirkt habe. Herr Mandé habe nun das Geſuch zum Bericht ge- 
bracht. In den nächſten Tagen möge ich ihn zu Scherz begleiten, 
dort erhalte er Geld und werde mir meines wiedergeben. 
Ich konnte die 200 Mk. ſelbſtverſtändlich nur höchſtens 3 Tage ent⸗ 
behren. Dann ging ich zu Meyer. Er hatte eine Mitteilung von 
Herrn Manché in der Hand, daß das Geſuch zum Bericht gegeben 
ſei; dieſe nahm er mit zu Herrn Scherz hinein, während ich vor der 
Thür blieb. Als er wieder erſchien, gingen wir in eine Konditorei, 
die dort in der Nachbarſchaft iſt, und er holte eine mir nicht über⸗ 
ſichtliche Menge von Papiergeld aus der Taſche, wovon er mir 
100 Mk. gab. Mehr wollte er dabei nicht übrig haben, da der ge— 
ſammte Betrag von ihm an Herrn Manche abgeliefert werden 
müſſe, der ihm dann nicht mehr abgebe, als er notwendig gebrauche. 

Den Reſt habe ich dann in 2 Jahren ert zum Teil in Raten 
von 1—3 Mk. zurück erhalten. | 

Dabei hatte Herr Meyer eine fürſtliche Wohnung, Fürbringer: 
ſtraße Nr. 18, Dienſtmädchen, Amme. und ſeine Familie fuhr nie 
anders, als in einer Droſchke I. Kl. 


Ferner erfuhr ich durch ihn, daß ein ſehr bedeutender und in 
den Kreiſen der feinen Welt wegen ſeiner Reellität und abſoluten 
Gleichgültigkeit, mit der er Hunderttauſende verlor oder gewann, 
hoch angeſehener Spieler Reuter durch Herrn Manchs auf ſeine 
Vermittelung hin einer ſchweren Strafe entzogen ſei. Ich legte auf 
dieſe Mitteilung nur geringen Wert. Im vorigen Jahr aber, als 
Herr Meyer zugleich mit einem Kriminalkommiſſarius Trommer an- 
geklagt war, wovon damals alle Welt ſprach, erzählte mir ein ehe- 
maliger Kriminalbeamter, daß Meyer ſich immer in dieſen feinen 
Spielerkreiſen bewegt und dort ſchon ein unermeßliches Vermögen 
verſpielt habe. | 
. Er habe ſpäter der Polizei heimlich Nachricht gegeben und 
ſich in der verhängnisvollen Stunde rechtzeitig entfernt. Die Mit⸗ 
teilung ging mir durch Mark und Bein. Ich weiß recht gut, daß 
ſich der Menſch in Zeiten ſchrecklicher Not manches erlaubt, was er 
in anderer Lage nicht thäte, aber harmlos vertrauende Leute, auch 
wenn ſie auf dem Wege Unrechts ſind, heimlich verraten, doch mit 
ihnen äußerlich gut Freund bleiben, dann ſeine Verbindung benutzen, 
um ihnen gegen ſchweres Geld Hülfe zu ſchaffen; nein, das kann 
kein Deutſcher, auch wenn er Verbrecher iſt. Künſtlich wurden Ver⸗ 
brecher gezeugt, um ihnen dann gegen ſchweres Geld Begnadigung 
= ſchaffen. Vollſtändig und ganz lernte ich die Herren aber in 
olgendem Fall kennen. 
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Nahe bei meiner Schule befindet fich die Fabrik von Keyling 
und Thomas, die 600 — 700 Leute beſchäftigt. Die Arbeiter der 
Fabrik fühlen ſich zufrieden, und die Kinder derſelben zeichnen ſich 
in der Schule durch gute Kleidung und Ernährung vor andern 
Kindern aus. Auch ift in der ganzen Gegend bekannt, daß beide 
Herren viel Gutes thun. Ich erhielt in früheren Jahren 20 Mk., 
die ich von Herrn Thomas in Empfang nahm, ſpäter noch mehr 
zur Bekleidung armer Kinder. Mit dieſem Herrn Thomas kam ich 
vor etwa 3 Jahren in ein längeres Geſpräch, aus dem ich zunächſt 
erſah, daß er ſich der antifortſchrittlichen Partei zuzählte und auch 
antiſemitiſche Anſchauungen hatte. Natürlich wurde mir der ee 
dadurch hochintereſſant, zunächſt der Partei wegen, die einen ihrer 
Hauptwohlthäter durch nichtsnutzige, wahrſcheinlich beabſichtigte, 
Aeußerungen eines Führers, der ſchließlich dieſelbe auch hat ſprengen 
helfen, verloren hatte, dann aber auch dachte ich an meine eigene 
Perſon. Bezüglich der Weihnachtsliſte wies er mich an verſchiedene 
Firmen, darunter auch jüdiſche mit der Bemerkung, daß dieſe für 
milde Zwecke noch am erſten etwas geben könnten, und daß dieſe 
Angelegenheit mit Politik nichts zu thun habe. Dann beklagte er 
ſich darüber, daß die reichen Juden alle Auszeichnungen, die der 
Staat 3 könne, für ſich erhielten, hingegen deutſche Männer 
trotz aller Verdienſte unberückſichtigt blieben. Bei dieſer Gelegenheit 
erzählte er mir, daß er vor Jahren ein Schreiben aus dem geheimen 
Kabinet Sr. Königlichen Hoheit des Kronprinzen erhalten hätte mit 
der Bitte, einem Baurat oder Baumeiſter Jung (für die genaue 
Richtigkeit des Namens kann ich nicht einſtehen) in ſeiner Not zu 
helfen. Das Schriftſtück aus dem Geheimen Kabinet des Kronprinzen 
wurde mir vorgelegt. Mir waren längſt ähnliche Briefe bekannt. 
Der Kronprinz hatte eben ſeinen milden, wohlthätigen Sinn von 
ſeinem Vater geerbt. Er hat von Jugend an den größten Teil 
ſeines nicht eben großen Einkommens zu ſtillen Wohlthätigfeiten für 
Mitglieder aller Stände verwandt, und da er hier keine Grenzen kannte, 
war er ſelbſt in Judenhände gerathen. Er iſt, wie ich das ſpäter in 
dem Artikel: „Juden und die ger ſen und Gewaltigen“ weiter aus- 
führen werde, auf Grund dieſer ſeiner Schwäche, die in anderer 
als der gegenwärtigen Zeit für die größte Fürſtentugend gegolten 
haben würde, ſelbſt viele Jahre hindurch in ſchrecklichſten Sorgen 
geweſen, die auch ſeinen körperlichen Verfall und Tod herbeigeführt 
haben. Kaiſer zu ſtand als Menſch unendlich viel höher, als 
ſeine größten Lobredner ahnen. Freytag ſchwimmt mit ſeinem Urteil 
überall auf der Oberfläche. Doch davon ſpäter. Als der Kronprinz 
nicht mehr ſelbſt helfen konnte, empfahl er ſolche Hülfeſuchenden, 
denen er nach perſönlicher Prüfung der Sachlage gern helfen wollte, 
an reiche Perſonen. Herr Thomas hatte auf dieſe Empfehlung hin 
38 000 Mk. gegeben. Ein Dankſchreiben des Kronprinzen dafür war 
ebenfalls im Beſitz des Herrn Thomas. Später war von den Mn- 

eſtellten ſeiner Fabrik eine von einem Generalſtabsſekretär verfaßte 
Immediateingabe an Sr. Majeſtät den Kaiſer geſchickt worden mit 
der Bitte, Herrn Albert Thomas zum Kommerzienrat zu ernennen. 
Hierauf war abſchläglicher Beſcheid erfolgt. Darauf erzählte ich 
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Herrn Thomas von meiner Bekanntſchaft mit Herrn Manche nnd 
Aron Meyer, verſchwieg ihm nicht das Verhältnis beider zu ein— 
ander, lehnte es auch ab, irgend welche Vermittelung oder perſön— 
liche Vorſtellung zu übernehmen, aber daß Herr Manchs in dieſer 
Sache etwas thun könne und bei Erfüllung gewiſſer Dinge auch 
etwas thun werde, ſtellte ich als poſitiv hin. Davon, daß ich ſelbſt 
hierbei irgend einen Vorteil haben könne, iſt zwiſchen uns gar nicht 
die Rede geweſen. Ich habe Herrn Thomas erſt ſehr viel ſpäter 
um ein kleines Darlehn gebeten, das ich gegen Wechſel erhalten 
habe. Später erfuhr ich dann ſowohl von Herrn Thomas, als auch 
von Herrn Meyer, daß der erſtere den letzteren aufgeſucht habe und 
mit ihm perſönlich zu Herrn Manche gegangen fei. Herr Thomas 
hat 30000 Mk. übergeben, wovon 20 000 Mk. zu milden Stiftungen, 
10 000 Mk. zu beliebig anderen Verwendungen (F. Valentin u. Jakob) 
beſtimmt waren, denn noch 5000 Mk. in einem geſchloſſenen Couvert, 

Dann hörte ich etwa ein Jahr lang nichts von der Sache, 
bis mich Herr Thomas zu ſich beſtellte und erklärte, daß er ſich für 
betrogen halte, daß er daher fein Geld von Herrn Manche zurüd- 
gefordert habe. 20000 M. hätte er aber nur erhalten, der Reſt 
ſei angeblich beliebig verrechnet worden nach ſeiner eigenen Erklärung. 
Dieſe 10 000 M. find dann ſpäter durch den Rechtsanwalt Weſener 
unter Androhung ſofortiger Klage im Auftrage des Herrn Thomas 
ebenfalls zurückverlangt und auch gezahlt worden. Ich konnte ihm 
nur ſagen, daß ich ihm ja im beſten Glauben die Angelegenheit 
mitgeteilt habe, daß ich für nichts Verantwortlichkeit trage. Dies 
gab er auch ohne Weiteres zu, erklärte mir, daß er mir das nicht 
anrechnen könne und erzählte bei dieſer Gelegenheit, daß er durch 
einen hohen General, den er nach Namen und Wohnung bezeichnete, 
10000 M. zu den verſchiedenſten Stiftungen gegeben habe und 
hoffe, jetzt doch fein Ziel zu erreichen. Aber es Igeſchah nicht. Ich 
war darüber hoch betrübt, denn ich hatte Herrn Thomas die Namen 
genannt, und außerdem rechnete ich ja auch im Stillen, ohne davon 
zu ſprechen, darauf, daß Herr Thomas, wenn ibm fein Herzens- 
wunſch in Erfüllung ginge, mir ſelbſt reſp. der Partei ſehr nützlich 
werden könne. Insbeſondere erhoffte ich von ihm die Mittel, ein 
großes, antiſemitiſches, ſocialreformatoriſches Organ zu begründen. 
Zu dieſem Zweck hin hatte ich mich ſchon mit vielen Führern der 
Partei in Beziehung geſetzt. Als Rn wieder Monate vergingen, 
ohne daß etwas geſchah, ging ich ſelbſt zu den Herren Manche und 
Meyer, ſtellte ſie ernſthaft zur Rede, machte ſie darauf aufmerkſam, 
in welche ſchiefe Lage ich ſelbſt gekommen fet rc. Man erzählte mir. 
daß nichts geſchehen könne, weil die Aelteſten der Kaufmannſchaft 
nicht günſtig genug berichtet hätten, daß es vielleicht in Zukunft 
noch möglich jei ꝛc., dabei ließ aber einer der Herren das Wort 
fallen: „So ein Schloſſergeſelle!“ Dies empörte mich über alle 
Maßen. Alſo ein Deutſcher, der ſich durch ſeinen eigenen Geiſt 
zum großen Fabrikbeſitzer und mehrfachen Millionär emporgear: 
beiter, unendlich vielen Perſonen Brot und der vaterländiſchen In⸗ 
duſtrie einen großen Abſatzartikel geſchaffen hatte, wird von Juden 
als Schloſſergeſelle abgethan, während die Zahl derjenigen Juden, 
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welche nichts für's Vaterland gethan und fih durch Spekulationen 
reich gemacht haben, zu Dutzenden Geheime Kommerzienräte und 

Kommerzienräte find! 
Da beſchloß ich, einfach von meinem Staatsbürgerrechte Ge⸗ 
brauch zu machen, alle Umwege zu verſchmähen, und ſelbſt bei 
Sr. Majeſtät vorſtellig zu werden. Es regierte damals Kaiſer Friedrich, 
auf den Herr Thomas mit vielem Grund Hoffnung ſetzen durfte. 
Ich durchwanderte meine ganze Stadtgegend, ſtellte die einzelnen 
Wohlthätigkeitshandlungen des Herrn Thomas perſönlich feſt, holte 
mir die ſämmtlichen Papiere des Herrn Thomas und bat die an- 
eſehenſten Bürger und Obermeiſter der Gegend, leider auch 
Lehrer Berner, der ſich als ausgeſprochener Antiſemit bekannte, 
eine von mir verfaßte Immediat⸗Eingabe zu unterzeichnen, unter⸗ 
zeichnete dann ſelbſt und ſuchte dieſe Eingabe mit Umgehung des 
Geheimen Civil-Cabinets direct in die awe Sr. Majeſtät des 
Kaiſers Friedrich zu bringen. Meine Verſuche, durch politiſche 
Parteigenoſſen eine weitere Empfehlung zu verſchaffen, ſchlugen fehl. 
Diesmal war die Eingabe von Erfolg begleitet, denn Herr Thomas 
wurde mit einem Orden dekoriert. Hierdurch glaubte ich mir die 
Freundſchaft des Herrn Thomas erworben zu haben und baute da⸗ 
rauf eine großartige Speculation, die meine Verhältniſſe vollſtändig 
verändern ſollte.—Ich hatte inzwiſchen nämlich mancherlei Entdeckungen 
gemacht, vor allem ein großes Thonlager direct an der Elbe, das 
ſich vorzüglich zur Anlage einer Ziegelei eignete, dann noch eine 
wichtigere Entdeckung an der Nordſee. In Berlin hatte ſich ein 
genialer dänischer Ingenieür und Offizier, Herr Bagge, von Juden 
zu Tode gehetzt, erſchoſſen. Derſelbe hatte verſchiedene Düngpulver 
erfunden, deren Rezepte nebſt Urſtoffen in die Hände ſeines Ar⸗ 
beiters gekommen waren. Vorhandene Briefe aus Frankreich bezeugten, 
daß dieſe Düngſtoffe dort, aber in ſchlechterer Form, faſt ausſchließ⸗ 
lich zum Treiben der herrlichen Gemüſe verwandt werden, die man 
bei uns ſo teuer bezahlt. Die Grundlage dieſes Düngpulvers war 
als Schlick bezeichnet, der in großen Maſſen an der däniſchen Küſte, 
in unbedeutenderer Menge auch art der Eider-, Elbe- und Ems: 
mündung lagern ſollte. In Esſpierg in Jütland hatte ſich 
eine Fabrik gebildet, die dieſen Schlick gewann, trocknete und in 
ganzen Schiffsladungen nach Frankreich verkaufte. Herr Bagge 
hatte dieſe Fabrik gegründet, war dann aber von bekannten Perſonen 
in bekannter Weiſe um dieſelbe gebracht worden. Herr Bagge war 
ein genialer Mann, aber in Geſchäftsſachen unpraktiſch und ruhte 
jetzt im Grabe. Die Fabrik ſoll in gutem Flor ſtehen. Ich 
verband mich mit dem früheren Arbeiter des Bagge, erwarb die 
Rezepte, welche Bagge aus Frankreich mitgebracht hatte und ernt- 
deckte dann mit ſeiner Hülfe an der Mündung der Ribau in Jüt⸗ 
land ein ganz großartiges, 4 m hohes Schlicklager und ſicherte mir 
und dem Arbeiter gemeinſchaftlich daſſelbe durch Kontrakt mit den 
Beſitzern auf 20 Jahre. Die erſte Pacht ſollte in vier Wochen be⸗ 
zahlt werden. Nach meiner Rückkehr ging ich zu dem Profeſſor 
Dr. Petri, der mir erklärte, daß der Schlick zwar nicht ſo gehalt⸗ 
reich ſei, als ich auf Grund eines anderen Gutachten annahm, daß 
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derſelbe aber in Verbindung mit feinen Fäkalmaſſen, etwas Chili⸗ 
ſalpeter und Kalk, einen Dungſtoff hergeben könne von ſehr bedeu⸗ 
tendem Wert. Er ſei nicht abgeneigt, ſich mit mir zu verbinden 
und zu dieſem Zweck die Angebote mehrerer Städte, denſelben ein 
Tonnenſyſtem nach ſeinen Grundſätzen einzurichten, um möglichſt 
viele Fäkalmaſſen zu erhalten, anzunehmen. Hierauf begab ich mich 
zu dem Profeſſor Orth nach der Landwirtſchaftlichen Hochſchule und 
erbat auch deſſen Gutachten. Daſſelbe ſtimmte mit dem des Pro⸗ 
feſſors Dr. Petri überein. b Chu war nur etwas über 1½ pCt. 
vorhanden, alſo Zuſatz von Chiliſalpeter nötig. Da die Probe, 
welche Herr Profeſſor Orth erhalten hatte, direct von der Mündung 
des Fluſſes entnommen war, der etwas Schwefeleifen mit ſich führt, 
ſo wurde auch dieſes als ſchädlicher Beſtandteil gefunden. Der 
übrige Schlick enthielt aber dieſes Schwefeleiſen nicht, und die Be- 
jeitigung des Schwefeleiſens durch Hinzufügung von Aetzkalk war 
eine leichte Sache. Jetzt ging ich zu Herrn Thomas, er ließ die 
Sache prüfen und erklärte ſich dann bereit, mit uns gemeinſchaftlich 
dieſe Entdeckung auszubeuten und das nötige Geld dazu herzugeben. 
7 des Reingewinnes ſollten ihm zuſtehen und / uns beiden zu⸗ 
jammen. Ich reiſte noch einmal hin, diesmal nicht mehr auf 
eigene Koſten, machte Terrainaufnahmen, verhandelte wegen Ankauf 
eines Lagerplatzes, in Hamburg mit en gros Firmen wegen Ab— 
nahme u. ſ. w. Nach meiner Rückkehr ſandte ich den oben erwähnten 
Arbeiter nach Riebe, der nächſten Stadt vom Lager, der dort alles 
übrige in Ordnung bringen mußte. Dieſem entſtanden dort weſent⸗ 
liche Unkoſten, und er ſchrieb um Geld, da er in großer Verlegen⸗ 
heit ſei. Dieſen Brief brachte ich Herrn Thomas, welcher jetzt ſofort 
mit mir abfuhr. Unterwegs teilte er mir mit, daß er eine kleine 
Geſellſchaft gegründet habe, die die Sache ausbeuten werde. Leider 
erhielt ich zugleich die innere Gewißheit, daß bei dieſer Geſellſchaft 
jüdiſche Bankiers ſeien. Da wußte ich denn den Verlauf der Sache 
ſchon im voraus. Herr Dr. Petri ſolle nicht zugezogen werden, 
ſondern könne ſich ſeinen Bedarf von uns kaufen. Es wurde ver- 
langt, daß wir dieſer Geſellſchaft das Recht zugeſtehen ſollten, ſich 
jederzeit in eine Actien⸗Geſellſchaft zu verwandeln, in welchem Fall 
unſer Gewinnanteil wegfallen, und wir mit einer kleinen Entſchä⸗ 
digung zufrieden ſein ſollten. In Hamburg wurde mir ein Herr als 
Vertreter des Herrn Thomas vorgeſtellt, der zum Abſchluß des Ge- 
ſchäfts mit nach Riebe fahren ſollte. Der Herr kam mit, beſichtigte 
das Lager, fand es vorzüglich und wollte ſofort Abſchluß machen, 
den wir aber auf's entſchiedenſte verweigerten, da unſere Rechte da— 
mit einfach verſchenkt wären. Im Fall des Abſchluſſes ſollten die 
Unkoſten daſelbſt, die große Sorgen machten, gedeckt werden. In 
ziemlich düſterer Stimmung reiſten wir nach Hauſe. Hier kam ich 
nach kurzer Zeit hinter eine wunderbare Thatſache. Der Arbeiter 
hatte mit Herrn Thomas allein verhandelt, eine Stellung bei der 
neuen Geſellſchaft zugeſichert erhalten und war von dieſer ohne 
mein Wiſſen nach Riebe geſchickt worden, um, da die vierwöchent— 
liche Friſt inzwiſchen verlaufen war, allein einen neuen Kontrakt 
zu machen. Ich reiſte ſofort wieder nach, und es gelang mir, den 
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Beſitz meiner Rechte dauernd zu ſichern. Von Herrn Thomas 


trat ich darauf ganz zurück und ſuchte nach einem neuen Geld⸗ 
manne. Inzwiſchen aber erſchien eine Notiz in allen Zeitungen, 
in welchen auf den Gehalt an Schwefeleiſen aufmerkſam gemacht 
wurde, das Profeſſor Orth gefunden hatte. Der Arbeiter, 
welcher mir jetzt jeden denkbaren Schaden zufügte, hoffte noch, mit 
der Hülfe des Herrn Thomas wenigſtens eine Gartendungpulver— 
fabrik einzurichten, es hat ſich dies aber auch zerſchlagen, weil ich 
ja ebenfalls die Geheimniſſe der Fabrikation wußte. Seitdem habe 
ich Herrn Thomas nicht wieder geſehen. Noch vor Kurzem habe 
ich ſchriftlich verſucht, mit ihm die Angelegenheit wieder im Fluß 
zu bringen, aber ohne Erfolg. Inzwiſchen find aber in Folge 
meiner Anregung weitere Kreiſe auf die Dungkraft des Seeſchlicks 
aufmerkſam geworden. Vor einigen Tagen ſtand in der Nord— 
deutſchen Allgemeinen-Zeitung, daß der Staat größere Lager von 
Seeſchlick einrichte, um mit dieſem die Lüneburger Haide ertragreich 
zu machen. 


Als ich vor kurzer Zeit Herrn Thomas ſchriftlich bat auch 
in dieſem Jahre wieder eine Spende für die Bekleidung mehrerer 
namhaft gemachten Kinder zu machen, überſchickte er den Brief ein- 
fach der Polizei. Das war der Dank meiner Bemühung bezüglich 
des Ordens. Es entſteht die Frage: Wie iſt der Mann zu dieſer 
plötzlich ſo veränderten Haltung gekommen? Der Leſer wird es 
faſt errathen. Es hatte nicht ausbleiben können, daß einige Perſonen 
Kenntnis von meinen Beziehungen zu Herrn Thomas erhielten, ſo be— 
ſonders der Lehrer Berner und auch mein nächſter Vorgeſetzter, der 
Schulinſpektor Dr. Zwick, der mich mit großer Energie dazu drängte, 
über meine jetzige Lage Auskunft zu geben. Es entſpann ſich eine 
nichtsnutzige Intrigue, um Herrn Thomas von mir zu trennen, 
zunächſt freilich ohne Erfolg. Nachfolgender Brief z. B. wurde ihm 
ins Bad nachgeſchickt. Herr Thomas ſtellte mir denſelben zu, hatte 
aber die Namen herausgeſchnitten. 


Hochgeehrter Herr . 


In der beregten Angelegenheit war ich bei Herrn . .. und 
habe nach deſſen Angabe die Ueberzeugung, daß es Rektor Ahlwardt 
ijt. Die perſönliche Beſchreibung ſtimmt ganz genau, und hat der- 
ſelbe geäußert, daß er dafür ſorgen werde, daß Sie .. . erhalten, 
aber Sie jolen vorher ordentlich bluten. 


Er hat unzweideutige Reden fallen laſſen, wonach Sie ihm 
viel danken und er Sie quafi in Händen hat. Es läuft das Ge- 
ſpräch, daß Sie ihn vollſtändig erhalten; es ſoll früher gegen den 
Betreffenden ein Disciplinarverfahren vorgelegen haben und er ſoll 
jetzt wieder in einen ... Prozeß verwickelt werden. Der ganze 
Vorgang ſoll in einer Kneipe paſſirt und von einem Ohrenzeugen 
einem ſehr vermögenden Mann und Herrn . .. mitgeteilt fein (die 
eingeklammerten Stellen ſind von Herrn Thomas in der Urſchrift 
herausgeſchnitten, dann ift mir der Brief von dieſem zugeſchickt.) 
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Herr Thomas bemerkt dazu am Rand: Wenn Sie wüßten, 
wie Sie mich durch dieje Reden ſchädigen und wehethun, würden. 
Sie es gewiß unterlaſſen. Ich habe nun ſchon von zwei Seiten 
derartige Briefe! Schweigen iſt Gold! 


Angeſichts der Thatſache, daß ich außer zu den oben erwähnten 
beiden Herren mit Niemandem über Herrn Thomas Angelegenheit 
geſprochen, die Mitunterzeichner der Immediat⸗Eingabe von nichts 
weiterem wußten, ich ſeit mindeſtens einem Jahr keine Kneipe be⸗ 
treten, auch von Herrn Thomas außer den oben erwähnten Darlehen 
nie einen Pfennig Geld verlangt hatte, ſchrieb ich Herrn Thomas 
einen ſehr geharniſchten Brief, und als er nach Berlin zurückkam, 
verlangte ich aufs entſchiedenſte die Nennung der Namen, die Ars 
gabe der Kneipe, damit ich dieſe vollendeten Hallunken zur Rechen⸗ 
ſchaft ziehen könne. Herr Thomas ſagte: Laſſen Sie nur, es muß. 
Ihnen genügen, daß ich die ganze Sache nicht glaube, was Sie 
ſchon daraus erſehen können, daß ich Ihnen den Brief zugeſchickt 
habe. Gegen die Männer würden Sie doch nicht aufkommen. Sie 
Ion au offener Antiſemit, da muß man fih fo etwas ſchon gefallen 
aſſen!“ 

Kurze Zeit darauf mußte ich einſehen, daß Herr Thomas 
nur geſcherzt hatte, als er ſich ſelbſt antiſemitiſcher Regungen rühmte. 
Er hatte mit einer jüdiſchen Firma zuſammen die Norddeutſche 
Brauerei in eine Aktien⸗Geſellſchaft verwandelt, und als ich einmal 
in der Darmſtädter Bank zu thun hatte und dort lange warten 
mußte, wurde ich Zeuge auffälliger Geſpräche. Es kam zunächſt ein 
höherer Offizier, dem ſehr warm Aktien von Ludwig Loewe empfohlen 
wurden. Das dritte Wort des Bankiers war: Thomas ſagt das 
und das, folglich muß man jetzt kaufen. Dann kamen zwei ältere 
Damen, und wieder wurde ihnen unter Berufung auf Herrn Thomas 
ein Papier empfohlen. Mich berührte dieſer Vorgan ſehr peinlich, 
und ich ſagte das auch Herrn Thomas. Dieſer aber fand dies alles 
ganz in der Ordnung und äußerte unter Anderen: „Betrogen wird 
das Publikum ja unter allen Umſtän den bei jedem An auf von 
Papieren. Alle Bankiers ſind ſich ja darüber einig, wenn ein 
Papier ins Publikum kommen, oder wenn es zurückgehalten werden 
ſoll. Die Eingeweihten wiſſen ja immer alles ſchon vorher, und von 
wem ſollten die das Geld wohl anders nehmen, als vom Publikum! 
Das muß ſich jeder gefallen laſſen, daß ſich der Andere beim Kauf 
oder Verkauf von Papieren auf ihn beruft! 


Faßte ich Alles zuſammen, ſo mußte ich zu folgendem Schluß. 


kommen: „Herr Thomas ſowohl wie alle übrigen deutſchen reichen 


Dr 


Männer, die noch an der Börſe größere finanziellen Erfolge erzielen 
wollen, dürfen es nicht mehr mit ihren deutſchen Brüdern, ſondern 
müſſen es ſelbſt wider Willen mit den Juden halten. Diefe 
Männer hinken dann nach rechts und links. Für meine Be- 


| lehrung über Börſengeſchäfte war ich febr dan bar, denn ich. 


kam zu der Einfiht, daß ein Laie feine Hand von diefenr 


gefährlichen Spielzeug laſſen muß! Daß Herr Thomas mich 


fallen laffen mußte, ſobald die ſemitiſchen Hintermänner der 
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Briefſchreiber mit ihm perſönlich in Beziehung traten, war mir klar, 
und konnte ich ihm daſſelbe von ſeinem Standpunkt nicht einmal 
verdenken. Andererſeis wird er es auch mir nicht verdenken, daß 
ich zur Erreichung meines Zieles, welches er ja ſchon lange kennt, 


das Material nehme, wo ich es finde, ohne Rückſicht auf Freund 


und Feind. 


Nachdem ich dies vor Monaten geſchrieben, geht mir ſoeben, 
ſchon während des Druckes dieſes Buches, die ungeheuerliche Nach- 
richt zu, daß Herr Albert Thomas, dieſer vielfache Millionär, der 
Schulden nie gekannt hat, der ſchuldenfreie Häuſer in der Viktoria— 
ſtraße, in 1 2c. beſitzt, fein Einkommen nicht verzehren kann 
und keine Kinder hat, vollſtändig bankerott ſei und auch alle Liegen⸗ 
ſchaften verloren habe. Der Leſer wird höchlichſt erſtaunt fragen: 
Wie iſt das möglich? Mir iſt das in keiner Weiſe wunderbar. 
Sämtliche wohlbemittelten Deutſchen ſind dem Juden gegenüber, 
— man verzeihe den Ausdruck, der abſolut nichts Beleidigendes 
haben ſoll, aber er paßt zu vortrefflich — was das Maſtſchwein dem 
Bauern iſt. Je mäſtungsfähiger ſich ein ſolches Tier erweiſt, deſto 
mehr wird es natürlich angefüttert. Mit ſeinem Fett, ſeinem ſchönen 
Schinken bezahlt es reichlich alle Mühe und Koſten. Herr Thomas 
war als intelligenter Fabrikant ſehr reich geworden und hatte dieſen 
Reichtum durch einige geſchickte Spekulationen noch vermehrt. Die 


Juden wußten ihn zu gewinnen, veranlaßten ihn zu Spekulationen, 


wobei er ſtets verdiente, ließen ihn hinter die Kouliſſen blicken, und 
er zählte ſich bereits zu den Eingeweihten, der auf das dumme 
Publikum herabſah. Sicher that es ihm wohl, wenn ihm der Puckel 
gekratzt, d. h. wenn ſeine Einſicht gelobt wurde. 


Endlich war er fett genug, wurde in große Zeitgeſchäfte ver- 
wickelt, der Abgrund öffnete ſich, und Differenzen von vielen Millionen 
ſtarrten ihm entgegen. Der Reſt iſt Schweigen. 


Ja, Ihr reichen deutſchen Männer, reibt Euch nicht die Hände. 
Thomas war nicht nur ein guter, auf das Wohl ſeiner Arbeiter be- 
dachter, ſondern auch ein kluger Mann. Aber Mephiſtopheles war 
ihm über. Heut ſeid Ihr nur noch nicht an der Reihe. Es wäre 
verkehrt, zuviel auf einmal einzuſchlachten. Aber Eure Zeit wird 
kommen, trotz aller Klugheit. Habt Ihr nicht nach und nach tauſend 
Andere ſtürzen ſehen? Dann freut Ihr Euch und ſagt: War der 
aber dumm! So wird Thomas auch oft geſagt haben, ſo wird man 
von Euch auch ſagen! Eure Enkel werden den Lohn Eures Schweißes 
ſicher nicht erben. Habt nicht Angſt vor dem roten Geſpenſt. Das 
ſpiegeln Euch nur die Juden vor, das wird nie Fleiſch und Bein, 
nein die Juden allein ziehen Alles an ſich. Ihr ſeid die Maſtſchweine, 
die man gut behandelt, denen man den Puckel kratzt, die übrigen 
Menſchen ſind Zugvieh, das die Peitſche fühlen muß. Das Schreien 
dabei iſt ihnen nicht verboten. Freiheit muß ja ſein! Macht endlich 
die Augen auf! Laßt es an den bisherigen Opfern genug ſein! 
Fort mit den Juden! 
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Der Fall Treitel. 


Zu denjenigen Komiteemitgliedern, denen es mit der Regulierung 
meiner Verhältniſſe ernſt war, gehörte in erſter Linie Herr Crohn, 
der aber leider zu der Zeit, als er am nötigſten geweſen wäre, ver— 
reiſt war. Vor ſeiner Abreiſe aber ſah er ſchon ein, daß durch das— 
ſelbe ein durchgreifender Nutzen nicht erwachſen würde. Trotz ſeines 
Wohlwollens für mich ſuchte er Herrn Mauché doch auch für eigene 
Zwecke auszunützen. Ein Rechtsanwalt in Königsberg war wegen 
Betruges verurteilt, und um dieſen, wenn nicht als Rechtsanwalt, 
ſo doch als Amtsrichter wieder in Stellung zu bringen, verhandelte 
er lebhaft mit Herrn Mauché. Muf feiner Reife ſchrieb er mir, wenn 
ich mich recht erinnere, aus Italien, einen Brief, in dem er mich auf 
einen Herrn Moritz Treitel, Bendlerſtr. 9, hinwies, der wohl im 
Stande ſei, mir Hülfe zu ſchaffen, da dieſem daran liege, mit Herrn 
Mauché Verbindungen anzuknüpfen. Ich zeigte dieſen Brief den 
Herren Meyer und Mauché, und beide rieten mir, Herrn Treitel 
aufzuſuchen. Ich ging zu ihm und erkannte bald in demſelben einen 
verſtändigen und wohlwollenden Mann. Nachdem ich ihm einen 
Ueberblick über meine geſammten Verhältniſſe gegeben hatte, erklärte 
er, daß er wohl Jemand wiſſe, der mir helfen werde, und dem es 
ganz gleichgültig ſei, wie hoch ſich meine Verbindlichkeiten beliefen, 
aber es wäre vorher Rückſprache mit Herrn Mauché nötig. Der be— 
treffende Herr (ſeinen Namen, Sulzbach, erfuhr ich erſt viel ſpäter, 
und zwar durch Herrn Meyer) ſei hundertfacher Millionär und wohne 
in Frankfurt a/ M. Er hätte den dringenden Wunſch, einen ſeiner 
finanziellen Bedeutung entſprechenden Titel zu erhalten. Er jer Mtit= 
glied der Handelskammer, habe auch ſchon aus einem Thüringiſchen 
Lande, ich glaube Coburg-Gotha, den Titel Finanzrat erhalten, aber 
der ſei in Preußen nicht anerkannt worden. Ihm ſei bekannt, daß 
zur Erlangung des Kommerzienrat-Titels auch der Nachweis be— 
deutender Wohlthätigkeit gehöre. Deshalb wüuſche er, Treitel, eben 
eine Unterredung mit Herrn Mauché, um zu erfahren, ob die Aus— 
löſung eines ihm ganz unbekannten Rektors in Berlin an betreffender 
Stelle auch als Akt der Wohlthätigkeit angerechnet werde. 

Dieſen Beſcheid brachte ich Herrn Mauché. Dieſer Herr hatte 
keine Zeit, Herrn Treitel zu empfangen, ſchickte aber Herrn A. Meyer 
mit einer Vollmacht zu ihm. 


Was dieſe Herrn mit einander verhandelt haben, iſt mir nur 


teilweiſe und ſehr viel ſpäter bekannt geworden, wie denn beſonders 
Herr Treitel durchaus kein Freund überflüſſigen Redens war. Bis- 
her hatte ich keinen Grund gehabt, Herrn Meyer an der Wahrung 
meines Wohls intereſſiert zu glauben. Als ich ihn kennen lernte, 
lebte er, ein ſechzigjähriger Junggeſelle, keineswegs in glänzenden 
Verhältniſſen. Dann aber hob ſich ſein Wohlſtand ſchnell. Er ver— 
heiratete ſich mit einem jungen, armen Mädchen, richtete ſich einen 
faſt fürſtlichen Hausſtand ein, hielt Dienſtmädchen, ſpäter auch Amme 
und machte alle Wege in Berlin nur in einer Droſchke I. Kl., während 
mir doch die Thätigkeit des Komitees nur geringen Nutzen brachte. 
Bei Treitel aber hat er reell an mir gehandelt, denn dieſer Herr be- 
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stellte mich einige Tage ſpäter zu fih und ſagte mir, daß er mich 
voll und ganz auslöſen werde. Ich möchte ihm meine Gläubiger 
von einem beſtimmten Tage ab täglich in Gruppen von 4 oder 5 
zuführen, die dann alle Schuldtitel mitzubringen hätten. 

Wo Abzüge zu machen ſeien, möge ich das ſagen. 

Wie der ermüdete Wanderer, der in finſterer Sturm- und 
Regennacht auf der Haide verirrt iſt, nirgends einen Ruhepunkt 
findet, und doch bei jedem Schritt vorwärts ins Ungewiſſe, vielleicht 
in den Abgrund tritt, hell aufjauchzt, ſobald die aufgehende Sonne 
mit ihren erſten, goldenen Strahlen ſeinen Pfad erleuchtet und ſein 
Ziel ihm dicht vor Augen zeigt, ſo jubelte auch ich innerlich auf, da 
mir die goldene Sonne der Rettung ſo plötzlich warm entgegen⸗ 
leuchtete und mir ein Leben voller Zufriedenheit und Glück zeigte. 

Blüten, die ſeligen, 
Flammen, die fröhlichen, 
Liebe verbreiten ſie, 
Wonne bereiten ſie, 
Herz, wie es mag. 
Worte, die wahren, 
Aether im Klaren 
Ewigen Scharen, 
Ueberall Tag. 


Urn 


lichſten-Weiſe. Zwar mochten fie beide Hintergedanken haben, der 
erſtere allgemeine, auf ſein Volk bezügliche, der andere egoiſtiſche, 
aber wurde dadurch die Wohlthat für mich ſelbſt ſchlechter, weniger 
wirkſam? Es ging ein Riß durch meine Seele; noch war ich inner⸗ 
lich über die Sonne des Glücks erfreut, aber entflohen war meine 
Begeiſterung; der göttliche Hauch, von dem ich mich umweht fühlte, 
war mir nicht mehr vorhanden. Es entſtand ein unlösbarer Zwie⸗ 
ſpalt in meiner Seele, und die gegenwärtige Stunde war am 
wenigſten dazu angethan, denſelben zu beſeitigen. | 

Ich glaube, es wird dem Lefer nirgends weniger, als hier, ge- 
fallen, daß ich plötzlich den Faden der Ereigniſſe abbreche und mich 
in theoretiſchen Betrachtungen ergehe. Welcher Schriftſteller könnte 
mit unſerm ganz einzig artigen Jean Paul verglichen werden, aber 
geleſen wird er, wenigſtens gegenwärtig, faſt gar nicht. Warum? 
Weil es ihm, während man der Handlung geſpannt folgen will, ge- 
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fällt, dieſelbe in jedem Augenblick zu unterbrechen und ſich in Be- 
trachtungen und Gefühlsergüſſen zu ergehen, die denjenigen Leſer, der 
lediglich der Entwickelung der Thatſachen folgen möchte, auf die 
Folter ſpannen. Vielleicht will aber Jean Paul ſolche Leſer 
gar nicht. 

Mein Seelenzuſtand verlangt gebieteriſch dieſe Unterbrechung, 
und mancher Leſer auch. Der verſtändige, ernſte Mann, der ſorgende 
Familienvater freilich wird denſelben, die unausſprechliche, faſt ver- 
wirrende Freude ganz ſelbſtverſtändlich finden und würde unbefangen 
weiter leſen. Iſt es doch Pflicht jedes Menſchen, in erſter Linie für 
ſich ſelbſt, für die Seinen zu ſorgen. Ein großer Erfolg in dieſer 
Hinſicht iſt wohl der reinſten Freude wert. Virchow hat dieſen 
Standpunkt einmal in einer glänzenden Rede erörtert, und dieſe 
machte auf mich ſolchen Eindruck, daß ich noch manche Stellen, 
wenigſtens dem Sinne nach, treu im Gedächtnis bewahre. 
„Jeder Einzelne hat für ſich ſelbſt zu ſorgen. Jeder Einzelne hat 
die Pflicht, ſich höher zu heben, als ſeine Vorfahren ſtanden und 
dafür zu ſorgen, daß ſeine Kinder höher ſteigen, als er ſelbſt ge- 
ſtiegen ift. Die Summe dieſer Einzelfortſchritte bedeutet den Kultur- 
fortſchritt der Menſchheit!“ 

Die ganze Welt iſt viel zu groß, 
Sie an ein Herz zu faſſen. 

Dazu genügt nur Gottes Schoß, 
Dem bleibt es überlaſſen. 

Ein Menſchenherz iſt viel zu klein, 
Um liebend ſich der Welt zu weih'n! 


Verſtändige Leſer, die ſo denken, werden meinen damaligen, 
ſagen wir es grade heraus, egoiſtiſchen Zuſtand begreifen. Was aber 
ſagt der Philoſoph dazu? Ich meine nicht jene Leute, die zur Ver— 
vollkommnung ihres Geiſtes auch Philoſophie ſtudiert haben und zur 


Erreichung perſönlicher Zwecke gelegentlich davon Gebrauch machen, 


ſondern jene Männer, die bei allem und jedem rückſichtslos nach 
der Wahrheit ſtreben, die ſich mit Plato, Kant, Schopenhauer in 
den Born der ewigen Wahrheit vertieft haben? 

Man wird dir ſagen: 

Lieber Freund, mit Berufung auf Schopenhauer haſt du dein 
Buch angefangen. Eine Erörterung über die pſychologiſche Wahrheit 
des alten Teſtaments, bei Gelegenheit der Geburt Joſephs, ſchmeckt 
ſtark nach Naturalismus. Hier knieſt du, wo dir ein rein perſönlicher, 
noch dazu nicht ſo ganz appetitlich ausſehender Vorteil zufällt, vor 
deinen Gott in hinſterbender Dankbarkeit nieder und fühlſt den Hauch 
ſeiner unmittelbaren Nähe, was ſollen wir denn nun aus dir 
machen? Das Wahrſcheinliche iſt, daß du ein konfuſer Kopf biſt 
und daneben reiner Egoiſt, denn wie kannſt du wegen eines äußeren 
Vorteils, der noch dazu nicht ganz zweifelsohne iſt, ohne übertriebenen 
Egoismus in dieſe Stimmung geraten? Hängt bei dir die Hingabe 
an deinen Gott mit Geld zuſammen? Welche Berechtigung haſt du, 
von einem ſolchen Standpunkt aus, der eigentlich gar kein Stand— 
punkt iſt, in das Getriebe der Welt einzugreifen? Verlangſt du 
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etwa, weil etliche Juden an dir einen guten Groſchen Geld verdient 
haben, was übrigens von deinen Stammesgenoſſen z. B. Peter Wirtz, 
Zimmermann u. ſ. w. ebenfalls geſagt werden kann, daß nun dein 
ganzes Volk, das wahrhaftig Beſſeres zu thun hat, das geheiligte 
Gaſtrecht verletzen, die friedlich eingewanderten Juden verjagen, ihre 
erworbenen Reichtümer ganz oder theilweiſe zu Gunſten der Geſamt⸗ 
heit wegnehmen ſoll? Hat Dr. Straßmann an dir nicht edel ge⸗ 
handelt? Denn das bildeſt du dir doch nicht ein, daß er eben vor 
dir und deinem Antiſemitismus Angſt gehabt habe. Er hat ganz 
andern Männern geſtanden. Hat dein Freund Crohn nicht ehren- 
wert gehandelt? Waren von den Komitee⸗Mitgliedern nicht zwei 
Juden? Bezahlt nicht Sulzbach in Frankfurt a. Main alle deine 
Schulden ohne jede Gegenleiſtung? Durchwandere Europa nach 
allen Himmelsrichtungen, ob du einen ſolchen Edelſinn wiederfindeſt. 
Ganz recht, er möchte dadurch etwas erreichen. Indem er ſich in 
vieler Hinſicht, nicht blos bei dir, als wohlthätig erweiſt, will er 
Kommerzienrat werden, wozu ſonſt alle Vorbedingungen vorhanden 
ſind. Iſt das etwas Schlimmes? Strebt doch faſt jeder Menſch 
nach äußerer Ehre. Warum ſucht jeder Akademiker den Doctortitel, 
der doch zu garnichts nützt? Warum hält der Handwerker den 
Titel „Meiſter“ ſo hoch? Ein hundertfacher Millionär iſt durchaus 
im Recht, auch ein äußeres Zeichen ſeines Reichtums zu erſtreben, 
ſo gut der Gelehrte nach einem äußeren Zeichen der Gelehrſamkeit 
ſtrebt. An dir will er Wohlthäter ſein, und zum Dank dafür ziehſt 
du ihn in dieſe Beſprechung hinein? Haben deine Stammesgenoſſen 
dir geholfen, und haſt du überhaupt Hülfe verdient? Du haſt durch 
deine Uebernahme von Bürgſchaften dich ins Elend gebracht, das 
haſt du billiger Weiſe auch zu büßen. Geh ab! Wie man ſich 
bettet, ſo ſchläft man! 
Das ſind harte und berechtigte Anklagen, doch will ich Antwort 
darauf geben. 
Ich komme zunächſt auf die erſte Gruppe der Fragen, die ſich 
auf meine Ueberzeugung richten. | 
Ich habe darauf zu antworten: Ja, es ift wahr, daß meine 
Seele ein Viertel Jahrhundert hindurch nicht zur Klarheit hat 
kommen können, daß ich innerlich mit den verſchiedenſten Gedanken 
und Empfindungen gerungen habe und zu innerlichem Gleichgewicht 
nicht habe gelangen können. Dieſes Ringen nach der Wahrheit iſt 
es eben geweſen, das mich zu allen äußeren Dingen vielfach fo un- 
geſchickt gemacht und mich dazu gebracht hat, meine perſönlichen In⸗ 
tereſſen ſo ſchlecht zu fördern. Egoiſt bin ich aber, ſofern es ſich um 
äußere Güter gehandelt hat, ſo wenig geweſen, wie ſelten ein Menſch, 
ſo abſolut wenig, daß ich manchen meiner Handlungen nachträglich 
egoiſtiſche Motive unterlegen muß, um ſie überhaupt nur verſtändlich 
zu machen. Urſprünglich waren dieſelben garnicht vorhanden. Wenn 
dann aber die Not zu ſchrecklich anpochte, habe ich manches gethan, 
was beſſer unterblieben wäre. Ich war erzogen im felſenfeſten 
Glauben an die Bibel und habe mich ſchon als Knabe vertieft in 
religiöſe Dinge, habe ſchon als Knabe verlebt Stunden der heiligſten 
religiöſen Begeiſterung. Daher liebte ich die Einſamkeit und bin 
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meinen Spielkameraden kaum jemals ein angenehmer Geſellſchafter 
geweſen. Dieſen abſoluten, unerſchütterlichen Glauben habe ich mir 
bewahrt bis etwa ins 21. Jahr. Damals fiel mir zuerſt das übrigens 
höchſt ſeichte Leben Jeſu von Renau in die Hände, das aber zu jener 
Zeit einen erſchütternden Eindruck auf mich machte. Es folgten 
dann Strauß, Büchner, Moleſchott, Carl Voigt ꝛc. Damals wurde 
der innere Konflikt ein vollſtändiger. Ich ſah keine Rettung. Der 
Zuſtand wurde unerträglich. Ich dachte: Beuge dich äußerm Zwang! 
Der Katholizismus wurde mir beneidenswert. Schließlich wandte ich 
mich an den von mir hochverehrten Prediger Zeller in Oranienburg, 
meinen früheren Lehrer, mit der Bitte, mir behülflich zu ſein, irgendwo 
als Miſſionar angeſtellt zu werden. Bald darauf erſchien auch ein 
geiſtlicher Herr in meiner Wohnung. Ich konnte nicht umhin, ihm 
meinen Seelenzuſtand zu enthüllen. Er wies mich an den Geh. 
Conſiſtorialrat Herrn Wichern, ſagte mir aber beim Fortgehen, ich 
thäte beſſer daran, ihm meinen geiſtigen Zuſtand nicht zu enthüllen. 
Das war für meine Seele ein Sturzbad. Noch ging ich zu Herrn 
Wichern, doch fand ich keinen Troſt, nur Abweiſung. 

Ich will ganz aufrichtig, fein. Was ich 1866 that, war reine 
Begeiſterung, aber 1870 drängte ich mich teilweiſe ſo gewaltſam vor, 
damit irgend ein günſtiger Zufall mich dieſem unerträglichen Zuſtande 
entreiße. Wohl lernte ich in dieſer Zeit wieder beten, aber lange 
hielt dieje Stimmung nicht vor. Nach 1871 beſchloß ich denn, gu- 
nächſt einmal nach Kräften in die Forſchungen der Gegenwart ein— 
zudringen, die Naturwiſſenſchaften nicht als Dilettant, ſondern ernſt⸗ 
lich zu ſtudieren. Ich verdanke dieſem Studium, bei dem mir all⸗ 
ſeitig, auch von Männern mit hohem, wiſſenſchaftlichen Ruf, Unter⸗ 


ſtützung zu teil wurde, gar manche ſchöne Stunde. Die Grenzen 


meines Wiſſens wurden weiter hinaus gerückt, das Weſen der Dinge, 


das „Wie“ wurde mir klarer, das letzte „Warum“ verbarg ſich mehr, 


wie jemals. Die letzten Gründe waren nicht zu finden, und ich be- 
gann, die Forſcher zu tadeln, welche gar ſehr geneigt ſind, bei jeder 
wichtigen und folgenreichen Entdeckung gleich ein volles philoſophiſches 
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Syſtem aufzuſtellen, das durch die nächſte Entdeckung umgeſtoßen 
wird. Forſcht nur weiter! Ihr macht euch um die Wiſſenſchaft und 


die Menſchheit hochverdient! Dazu iſt aber nicht jeder berufen, auf 


Grund ſeiner Entdeckung nun auch die Lehre von den letzten Gründen 
zu erörtern! Ich wandte mich der Philiſophie zu, arbeitete mich 
mühſam durch alle Syſteme, alle Schulen hindurch, und da ich auf 
Schritt und Tritt auf Hinderniſſe ſtieß wegen meiner Unkenntnis 
der griechiſchen Sprache, warf ich mich mit Eifer auf das Studium 
derſelben, nicht um ſie zu beherrſchen, dazu war ich zu alt, aber um 
mir ein tieferes Verſtändnis der Philoſophie zu ermöglichen. 

Wie es möglich ift, daß hochachtbare Gelehrte das Studium 
dieſer Sprache für überflüſſig erklären, iſt mir abſolut unerfindlich. 
Mir ging, obwohl ich wenig genug davon verſtehen lernte, eine neue 
Welt auf. Aber was half ſchließlich alles Studieren, was half es, 
daß ich ſogar Hegel zu begreifen ſuchte? | 
| Einige Philoſophen erkannte ich ſelbſt ſchon als Flauſenmacher, 
ſo beſonders unſeren lieben Herbart. Endlich wies das Schickſal 
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Robert Gohr die Löſung des Knotens zu. Es war die Zeit, etwa. 
1882, als ich zum letzten Mal verſuchte, ihn zu retten. Wir hatten 
einen kleinen Privatſchulartikel zuſammengebracht, der ihn nährte. 
Für paſſende Bekleidung hatte ich ſelbſt noch geſorgt. Dieſer Mann 
iſt nur zu begreifen, wenn man ſeine inneren Kämpfe kennt, die er 
durchgefochten hat, und zu deren Ableitung er fieberhaft nach äußerer 
Thätigkeit griff. Solche innerlich bewegten Leute, wie Gohr, ich. 
und tauſend andere, die ihrem eigenen äußern Wohl nicht die Geſamt⸗ 
heit ihrer Geiſteskräfte, ſondern nur die abſolut notwendige Muf- 
zen zuwenden, werden ficher eine Beute der ſcharfblickenden 
Juden. 


Fan 


kennen und den Wert des Erkannten abſchätzen lernen. Die All⸗ 
gemeinheit hat den größeren Nutzen, je mehr ihr die Erfahrungen 
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Einzelner mitgeteilt werden, aber auch in dem Maße, als fie zu 
dem Genuſſe der gewonnenen Reſultate zugelaſſen wird. 
* # 
** 

Das einzige Kriterium iſt die Allgemeinheit. Jede Sache hat 
nur ſoviel Wert, als ſie ſich verallgemeinern läßt. Den abſolut 
größten Wert hat die allgemeinſte Sache. Daraus läßt ſich jede 
Erſcheinungsform beurteilen, z. B. die Monarchie. Um ihrer ſelbſt 
Willen iſt fie gerichtet. (Ludwig XIV.) Die Monarchie der Hohen: 
zollern wird aus dieſem Grunde die Monarchie der Zukunft über— 
haupt ſein. 

* n * 

Die größten Denker müſſen es machen wie Antäus. Die 
Mutter Erde iſt die allgemeine Menſchheit. Zu dieſer müſſen ſie 
zurückkehren, ſo oft ſie neue Kraft ſchöpfen wollen. 

a * N 

Es giebt gewiſſes Gegebenes, was den ſämtlichen Grundſätzen 
urſprünglich widerſpricht. Auf dies Gegebene hin baut ſich die bis— 
herige Entwickelung. Dies iſt die verſchiedene Ausſtattung der 
Menſchen durch die Natur. Die Benutzung des Beſten allein durch 
die Bevorzugteſten hat den ungeheueren Unterſchied hervorgebracht. 
Man läßt den Zurückgebliebenen heut zu Tage zwar die notwen— 
digſten Lebensbedingungen, aber alles übrige nehmen die beſſer 
Ausgerüſteten für ſich. Als Regulativ für dies Alles ſetzte Chriſtus 
die brüderliche Liebe. 

Er mutet dem Stärkeren zu, von den geſellſchaftlichen und 
perſönlichen Vorzügen abzuſehen. Der Staat in feiner bisherigen 

Verfaſſung konnte nicht zwingen; Chriſtus aber zwingt durch Hinweis 
— auf die zukünftigen Strafen. Die Philoſophie hat dieſen Glauben 
an die zukünftigen Strafen erſchüttert, beſonders bei den Bevorzugten, 
die Atheiſten, d. h. Gegner Gottes geworden ſind. Daß aber dieſe 
Philoſophie ihre Anhänger nicht hat veranlaſſen können, das Gute zu 
üben, iſt ein Zeugnis wider ſie und die geſamte Wiſſenſchaft. Die 
Niederwerfung des Egoismus iſt Chriſti 9 Das ſitt⸗ 
liche Wollen muß mehr wert ſein, als alle Vernunft. 

> si 
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Die neuere Philoſophie ift eine Reaktion gegen den egoiſtiſchen 
Dogmatismus der mittelalterlichen Hierarchie. Aber indem ſie un— 
gehemmt ſich Geltung verſchaffte, hat ſie über das Ziel hinaus⸗ 
geſchoſſen und iſt im Begriff, die ſittlichen Mächte um ihre not: 
wendigen und wahren Aufgaben zu bringen, das Kind mit dem 
Bad auszuſchütten. Im Mittelalter ſehen wir die ſittlichen Mächte 
ſich bethätigen in ihrer wahrhaften Notwendigkeit, aber ſie ſind 
urch die kaſtenartige Abſchließung der hierarchiſchen Erkenntnis⸗ 
reſultate corrumpiert worden. 
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Ariſtoteles ſchrieb nur über das, was er wußte oder doch für- 
höchſt wahrſcheinlich hielt; über das, was er nicht wußte, ſchwieg er 
als verſtändiger Menſch; daher wollen ihn die Hegelianer nicht als. 
eigentlichen Philoſophen, ſondern nur als Empiriker gelten laffen.. 

* * 
* 

In den früheren Zeiten war es verſtändlich, wenn man den 
zukünftigen Staatsangehörigen ohne Geſetzeskenntnis ließ, weil die 
Geſetze aus dem mit der Volksſittlichkeit verbundenen Rechte hervor- 
gingen; jetzt wo das Recht von der Sittlichkeit losgelöſt ift, wird es. 
faſt zur Pflicht jeden jungen Bürger zu einem zukünftigen Advokaten 
heranzubilden. 

Noch kamen wir auf den Gedanken, uns bei Schopenhauer 
nicht mit den Parerga und Paralipomena zu begnügen, ſondern ihn 
ganz und ernſthaft zu ſtudieren, als das Schickſal wieder dazwiſchen 
trat. Dir wurde eröffnet, daß Dein kleiner Schulzirkel aufgelöſt 
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“tiefen, großer Darwin, mit inniger Andacht konnte ich mich erbauen 
an der Predigt eines überzeugungstreuen chriſtlichen Geiſtlichen und 
beten zu meinem Gott, was ich ſo lange vergeblich verſucht hatte! 

Ja, Alles und Jedes floß in ungetrübter Harmonie zuſammen. 
Mein Vater, ein kleiner Landmann, war hauptſächlich Bienenzüchter! 
Bei dieſen Tierchen verbrachte ich meine Jugendzeit zum größten 
Teil. Tagelang konnte ich ihrer Thätigkeit zuſchauen, und ich glaube 
kaum, daß mir in dem äußern Verlauf ihres Lebens viel verborgen 

eblieben iſt! Aber über ihr Weſen konnte ich nicht ins Reine 
ommen. Alles bei ihnen geht nach Kommando! Jede weiß genau 
ihre Pflicht, die Anlage des Ganzen, die Ausführung im Einzelnen 
entwickelt ſich nach einem einzelnen, genau den Verhältniſſen an⸗ 
gemeſſenen Plan. Sie treffen unfehlbar ſtets das Richtige. Und 
doch fehlt das Organ, das dieſen Plan entwirft. Die Königin iſt 
es nicht, die legt nur Eier, iſt ſonſt paſſiv. Beim Schwärmen er⸗ 
ſcheint ſie ſtets ſehr ſpät, beim Niederlaſſen des Schwarms kommt 
ſie oft zuletzt, oft gar nicht, weil ſie irgendwo ermüdet niedergefallen 
iſt und erſt aufgeſucht werden muß. Hier iſt alſo ein Wille, ſogar 
ein Intellekt vorhanden ohne Organ. Tauſende ſtellen ſich in den 
Dienſt eines Willens, der in keiner von ihnen vorhanden iſt, voll⸗ 
führen zweckmäßige Arbeiten, deren Zuſammenhang keine einzige 
überſchaut und leitet. 

Inſtinkt! Ja, was ift das? Doch ein dummes, ganz nichts— 
ſagendes Wort! 

Solche Wahrnehmungen machte ich ſpäter noch gar viele. 
Sie mögen unbedeutend erſcheinen, für das Geiſtesleben des Einzelnen 
ſind ſie es nicht! Von dieſer Jugendbeobachtung an bis zu meinen 
letzten Gedanken, Alles trat jetzt durch Schopenhauer in innige 
Harmonie! 

Fünf Jahre gebrauchte ich, Schopenhauer in ſeiner Totalität 
zu begreifen, und als ich ihn begriffen hatte, war ich befähigt, den 
letzten, entſcheidenden Schritt zu thun, der Schopenhauer zum größten 
Apolegeten des Chriſtentums macht. Nicht weit mehr war er davon 
entfernt, dieſen Schritt ſelbſt zu thun. Schopenhauer weiſt uns nach, 
daß der Wille ein ewiger, allwiſſender, ünfehlbarer ift, und feine 
Beweisführung iſt für alle Zeiten unanfechtbar. Was hindert ihn, 
bei dieſem ewigen, allwiſſenden, unfehlbaren Willen auch Selbſt— 
bewußtſein vorauszuſetzen, anſtatt anzunehmen, daß derſelbe zu aller- 
erit in dem Menſchen zum Bewußtſein feiner ſelbſt gelangt? Es 
iſt lediglich der Blick auf das allgemeine, allerdings zweifelloſe Elend, 
das ihn veranlaßt, dieſen Schritt nicht zu thun. 
| Ein ſelbſtbewußter Wille, ein Gott, jagt er, kann diefe Welt 
nicht gemacht haben, denn fie tft fo ſchlecht, daß fie überhaupt nicht 
wäre, wenn ſie an irgend einer Stelle nur um ein Weniges ſchlechter 
ſein würde. Wer will ihm beſtreiten, daß er mit ſeinem Peſſimis⸗ 
mus recht hat, daß Jammer und Elend das Loos aller Sterblichen 
iſt! Wenn mich Gott nach meinen Vergehungen fragen würde, ſo 
würde ich ihn zu allererſt fragen: Warum haſt Du mich ſo gemacht, 
daß ich ſie nicht meiden konnte, warum haſt Du mich überhaupt zu 
dieſem Elend geſchaffen? Daß dieſer Schopenhauer'ſche Peſſimismus 
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in der That allein die Möglichkeit bietet, auf der Welt in allen 
Lebensverhältniſſen einigermaßen glücklich zu leben, ift nicht zu be- 
ſtreiten. Was wäre wohl aus mir geworden, wenn ich dem 
Leibnitz'ſchen Optimismus gehuldigt, wenn ich überall Gutes er- 
wartet, heißhungrig nach Lebensglück gelechzt hätte? 

So aber ſah ich das Schlechte für ſelbſtverſtändlich an und 
nahm es meiſt ohne Gemütsbewegung hin, das wenige Gute aber, 
Au ef und zu unerwartet abtropfte, war eine hochwillkommene 

ugabe! 

Und doch hat Schopenhauer mit ſeinem Peſſimismus, ſofern 
er dadurch gehindert wird, die letzten Konſequenzen ſeines göttlichen 
Denkens zu ziehen, Unrecht. 

Zunächſt irrt er, wenn er das bloße Bewußtſein des Daſeins 
gleich O fegt während es doch an und für fih ſchon ein + ijt von 
hohem Werte. Auch die Befriedigung aller Bedürfniſſe, fo viel An- 
ſtrengung auch manche derſelben erfordern, iſt ein +. 

Er irrt, wenn er glaubt, daß die meiſten Lebeweſen willig 
aus dem Daſein ſcheiden würden, wenn an der Grenze deſſelben 
nicht der furchtbare Wächter Tod ſtände mit all ſeinen Schrecken. 

Er irrt, wenn er glaubt, daß jedes Leiden ein — wäre. Und 
wird ihm alles Elend des Daſeins auch willig zugeſtanden, denn 
gar zu viel läßt ſich wirklich nicht abhandeln, ſo geſteht er ja ſelbſt 
willig zu, daß das Nichts, das heißt die unbedingte Grenze des 
menſchlichen Denkens, durchaus nicht das abſolute, ſondern nur das 
relative Nichts bedeute. Was darüber hinwegliegt, iſt eben für uns 
undenkbar, darum aber nicht ausgeſchloſſen. Schließlich wird er 
mit dem göttlichen (nicht etwa im bibliſchen Sinne gemeint) Ver⸗ 
faſſer des Buches Hiob bekennen müſſen: Ich weiß es nicht, ich 
verſtehe es nicht, mein Verſtand kann es nicht ausdenken! Vielleicht 
aber wäre das Gegenteil das Verkehrte! Gewiß läßt ſich ſchwer 
begreifen, daß oft hunderttauſende hingeopfert worden ſind, damit 
einer den allerdings auch vergeblichen Verſuch macht, ſich glücklich 
zu fühlen, daß Tauſende in unwürdiger Sklaverei ſchmachten 
müſſen, damit wenige ihre Zeit in unbefriedigendem Wohlleben ver⸗ 
bringen, daß der ganze ariſche Volksſtamm zu Knechten herabſinkt, 
damit ein weit niedriger ſtehender Volksſtamm triumphiere. Vielleicht 
aber war es doch notwendig in der Entwickelung der Geſamtheit, 
und erft lange nach der Beendigung der Dinge hinkt der Menſchen⸗ 
geiſt mit der Erkenntnis noch, und der Einzelwille, oder vielmehr 
der- Wille im Einzelweſen kehrt nach Auflöſung feines körperlichen 
Ausdrücks zu ſich ſelbſt zurück, befreit von dem bisherigen Bande 
der Erkenntnis, die den Geſamtüberblick verhinderten. 

Und iſt der Schopenhauer'ſche Satz, daß mit dem Organ des 
Intellekts dieſer ſelbſt aufhören müſſe, ſo abſolut unanfechtbar? 
Das ſind hier Alles aphoriſtiſche Andeutungen, deren Ausführung 
eine Reihe von Jahren erfordert. Wohl habe ich mich ſeit lange 
mit dem Gedanken getragen, dieſe durchgearbeiteten Ideen der 
Offentlichkeit zu unterbreiten. Daß es bisher nicht geſchehen iſt, 
haben übermächtige Gewalten verhindert. Aber geſchehen wird es 
moch. Ich höre allſeitiges Hohngelächter. Du, ein armſeliger, eben 
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dem Bankerott entronnener Schulmeiſter, gebildet in der Regulativ- 
zeit, deſſen ganzer Stand von gar vielen nicht einmal zu den Ge- 
bildeten gezählt wird, der du hier und da einige Brocken von ein⸗ 
elnen Wiſſenſchaften genaſcht haſt, du willſt Schopenhauers Gedanken 
fortführen Maßloſe, lächerliche Überhebung, Schulmeiſterdünkel! 
Wozu in einer Beziehung ein Hartmann notwendig war, das will in 
anderer ein Schulmeiſter! Ich antworte darauf ſehr ruhig: Ja, 


Der lebendige Glaube, das unbedingte Überzeugtſein von 


Dingen, die dem Verſtande nicht faßbar ſind, iſt das höchſte Glück 
des Lebens, und unendlich beneidenswert ſind alle, die ihn ſich 
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bewahrt haben. Sie ſind gefeit gegen Alles, was das Elend dieſes 
Lebens ausmacht. 


Der grübelnde Verſtand fängt aber gar leicht an zu zweifeln 
an der Wahrheit zunächſt der einzelnen Religionsformen, dann an 
den Wahrheiten der Religion überhaupt, und das um ſo mehr, je 
mehr der Geiſt hinaufzuſtreben ſucht in das Licht der Wahrheit. 
Sage mir Niemand, daß ein geiſtig geförderter Menſch ariſchen 
Stammes von dieſen bangen Zweifeln nicht bedrückt geweſen wäre! 
Schwere Kämpfe ſind mit dieſem Zweifel verbunden. Mancher 
geht daran zu Grunde, körperlich oder geiſtig, mancher ſucht ſein 
Heil in wiſſenſchaftlichen Forſchungen, die ihn ablenken, die ihm 
eine neue Welt zeigen. Er kommt dann gar leicht in die Lage, ſeinen 
Verſtand zum oberſten Richter in allen, auch den unfaßbaren Dingen, 
zu machen, er glaubt gar nichts mehr, ohne aber zur innerlichen 
Befriedigung zu kommen. 

| Dieſe innerlichen Kämpfe entſtehen meiſtens in einem Lebeng- 
alter, in dem der Mann ſchon für ſeine Handlungen, auch in ma— 
terieller Hinſicht, verantwortlich iſt. Da er in der Regel dann den 
äußeren Dingen zu wenig Aufmerkſamkeit zuwendet, ſo iſt dies die 
Zeit, in der er von dem modernen Mephiſtopheles eingefangen und 
nie wieder losgelaſſen wird. 

Arthur Schopenhauer wurde von mir der größte Apologet 
des Chriſtentums genannt. Sein Alles überwältigender Geiſt, der 
alle Einwendungen mit einem Hauch ſeines Mundes fortbläſt, kommt 
nun unſerm erſchütterten Glauben zu Hülfe, indem er den Verftand 
zwingt, die Grundwahrheiten des Chriſtentums als ewige und uns 
abänderliche anzuerkennen. 

Dadurch zwingt er die Gebildeten und Gelehrten, wieder ein— 
zuſehen, daß die bisher milde belächelte, von den Semiten in Er⸗ 
kennung ihres Vorteils arg verſpottete Religion der Volksmaſſen. 
doch die höchſten und beſeligenden ewigen Wahrheiten enthält, die 
allerdings untergeordnete Geiſter bis dahin nicht begriffen hatten. 
Es iſt die Brücke, die Volksreligion und höchſte Wiſſenſchaft wieder 
verbindet, den geiſtig Hochſtehenden, die ja die Religion äußerlich 
verehrten, weil ihr edler, nach dem Höchſten ſtrebender Geiſt es un⸗ 
möglich über ſich gewinnen konnte, das Heiligtum ihres Volkes in 
den Staub zu ziehen, aber innerlich entfremdet waren, es ermöglicht, 
ſich mit ihren Brüdern wieder eins zu fühlen. Auch der größte 
Forſcher und Zweifler kann wieder inbrünſtig beten. Er begreift. 


nebenbei auch, daß die Bruderliebe Chrifti mit dem Satze Kants: 
„Nichts in der Welt iſt gut, als allein der gute Wille“, und der 
Lehre Schopenhauers, daß der Einzelwille ſich eins fühlen müſſe 
mit dem Geſamtwillen, durchaus identiſch iſt. Er begreift es, daß 
Chriſtus wirklicher und wahrhaftiger Gott iſt, denn ſein Wille 
iſt vollkommen eins mit dem Willen überhaupt. o 

Und auch die Wiſſenſchaft ift hierdurch in Wirklichkeit und 
Wahrheit frei geworden. Sie iſt in keiner Forſchung mehr gebun⸗ 
den, noch verpflichtet, irgend ein Reſultat derſelben im Intereſſe 
der Volksreligion zurück zu halten. 

Aber, wird man antworten, Schopenhauer iſt doch ein 
Feind der Kirche. Wenn Du Dich lange mit demſelben beſchäf— 
tigt haſt, mußt Du doch alle ſeine Angriffe auf dieſe kennen? 
Freilich kenne ich ſie. Sie baſieren teilweiſe auf der Engherzigkeit, 
die ſeinen Forſchungen entgegen geſetzt wurden, teilweiſe auf der 
Erkenntnis, daß die tiefen religiöſen Wahrheiten in menſchliche 
Formen gezwängt und dadurch verdeckt ſeien nach dem Satze 
Rouſſeaus?: „Alles ift gut, wie es aus der Hand des Schöpfers 
hervorgeht, aber Alles verdirbt unter der Hand des Menſchen.“ 

Eudlich bringt ihn dazu ſein Streben, dem Willen, den er als 
allwiſſenden und ewigen nachweiſt, das Selbſtbewußtſein, Erkenntnis 
ſeiner ſelbſt abzuſprechen und Intelligenz ohne körperliches Organ 
zu leugnen. Das erſtere iſt ein Widerſpruch in ſich, zu dem er durch 
ſeinen unbedingten Peſſimismus gezwungen wurde, die letzte Be⸗ 
hauptung wird hinfällig, wenn die erſte fällt. 


Bezüglich der Formen aber hat er teilweiſe recht. Zu jedem 
Ding iſt eine Form notwendig, und wenn uralte Formen nicht 
mehr modern ſind, ſo ſind ſie um ſo mehr durch ihr Alter ge— 
ſchadig und jedes Rütteln an einer Form kann den Inhalt be— 

ädigen. 
Beide Schweſterkirchen haben aber Zeiten erlebt, in der die 
Form das weſentliche war, der Inhalt zurücktrat; und ſolche Zu⸗ 
= verdienen, von einem Mann wie Schopenhauer gegeipelt zu 
werden. 

Beide Kirchen ſind bemüht, den Inhalt wieder zur Hauptſache 
zu machen, ohne die äußere Form zu verletzen. Ich erinnere nur 
auf katholiſcher Seite an den Erzbiſchof Ketteler in Mainz und vor 
allen Dingen an den jetzigen Papſt Leo XIII., auf proteſtantiſcher 

Seite an den ſo viel geſchmähten A. Stöcker. Daß er die alten 
geheiligten Formen wieder mit lebendigem Inhalte zu füllen ſucht, 
das iſt ſein unvergängliches Verdienſt für alle Zeiten. 

Möchten die Schweſterkirchen, die beide zu ihrer hehren, ur⸗ 
ſprünglichen Aufgabe zurückkehren, doch endlich aufhören, über die 
Richtigkeit ihrer Formen zu ſtreiten und das Gegebene in dieſer 

inſicht willig als Gegebenes hinnehmen! Dreimal habe ich die 

eder angeſetzt, um diefe ſämtlichen Erörterungen, die hier doch 

abſolut nicht hergehören, zu ſtreichen, aber doch habe ich es unter: 

laſſen. Auch einen andern Platz habe ich geſucht, denn man wolle 

daran denken, was diefe Auseinanderſetzungen mit dem Fall Treitel 
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u thun haben, aber nicht finden können. Wenigſtens eins wird der 
Leſer daraus erſehen, daß ich von meinem Standpunkte durchaus 
berechtigt bin, mich unbedingt auf die Bibel als Quelle der Wahr⸗ 
heit zu berufen, dabei aber aus derſelben rückſichtslos das heraus— 
zuleſen, was wirklich darin ſteht, daß ich ferner berechtigt bin, in 
einem Atem mich auf Darwin zu berufen und zugleich anbetend 
vor meinem Gott niederzuſinken. 

Den zweiten Vorwurf des Egoismus kann ich kürzer beſeitigen. 
Ein Menſch, der ſeinen Willen in den Dienſt des Geſamtwillens 
zu ſtellen ſich bemüht, ſollte eigentlich nicht über ein perſönliches 
Glück in eine ſo verzückte Stimmung geraten. Der Verdacht, daß 
der reinſte Egoismus doch, wenn auch verſteckt, den Grundzug meines 
richten bilde, iſt nicht abzuweiſen. Man wolle aber menſchlich 
richten. 

Viele Jahre war ich abgehetzt. Keine Ruhe hatte ich bei Tag 
und Nacht. Ich ſchreckte zuſammen, wenn an der Klingel gezogen 
wurde, weil ich jedesmal etwas Schreckliches vermuten mußte. Die 
bekümmerten Geſichter der Meinen ſchnitten mir ins Herz. Jeder 
Tag konnte Schlimmes bringen, faſt an jedem Tage hatte ich Sor— 
gen, wie ich die Meinen ſättigen und doch den äußern Schein 
wahren ſollte. Und das ſollte jetzt mit einem Schlage anders 
werden! Frei und unabhängig ſollte ich ſein, die Meinen be— 
glücken, meinen Studien, der ganzen Menſchheit leben können? 
Da läßt ſich mein Zuſtand wohl begreifen. Nein, egoiſtiſch war 
meine zen nicht. 

un wird mir vorgeworfen, daß ich das Judentum bekämpfe 
und doch von einzelnen Juden Wohlthaten genoſſen hätte. Ich will 
den Einzelnen ihr Verdienſt um mich nicht rauben. Wenn ich auch im 
Stande bin, bei Allen rein egoiſtiſche Triebfedern nachzuweiſen, ich 
will es nicht thun. Der weitere Verlauf und vor Allem das Schluß: 
kapitel werden das Weitere ergeben. Der ariſche Volkscharakter iſt 
darum trotz aller Schlacken ſo hoch ſtehend, weil er den chriſtlichen 
und den mit ihm identiſchen höchſten philoſophiſchen Gedanken, der bei 
ihm von Hauſe aus ſo ſchöne Anknüpfungspunkte fand, in ſich auf— 
genommen und untrennbar mit ſich vereinigt hat. Die Bruderliebe, 
die Hingabe des Einzelnen an die Geſamtheit, iſt die Grundlage 


derſelben. 


In dieſer Richtung bewegt ſich auch der Geiſt der fortſchrei— 
tenden Kultur überhaupt. Daher ſind wir Arier Träger derſelben, 
nicht etwa deshalb, weil wir durch allerlei ſchöne 1 von 
Eiſenbahnen, Dampfſchiffen 2c. die Annehmlichkeiten des Daſeins 
etwas erhöht oder auch nicht erhöht haben. 

Der Jude vertritt das Prinzip des reinſten und erbarmungs⸗ 
loſeſten Egoismus. Auf zerſtörten Exiſtenzen baut er ſein Glück 
auf, hat dies gethan ſeit vielen Jahrtauſenden und wird dies thun, 
bis äußerer, unbedingter Zwang es ihm unmöglich macht. 

Hat er ſein Ziel erreicht, ſo iſt er ja gegen die Vernichteten 


i wohlthätig, oft ernſthaft wohlthätig, nicht bloß zum Schein, wie viele 


Gegner der Juden behaupten. Etwas Menſchliches findet man ja 


jelbſt bei ihnen, da fie doch auch das hehre Menſchenantlitz tragen. 
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; Gott jet Dank, endlich kann ich mich dieſen theoretiſchen Er- 
örterungen entziehen und wieder zu den Thatſachen kommen, auf 
deren Entwickelung der Lefer ſchon längſt ungeduldig gewartet 
haben wird. 
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Meine Freude über meine endliche Erlöſung habe ich oben 
genugſam dargeſtellt. Dieſelbe war groß genug, mich zu der größten 
Dummheit meines Lebens zu veranlaſſen, die die Summe aller 
übrigen Dummheiten in ſich begreift. Am anderen Morgen kam 
zufällig mein Schulinſpektor in meine Schule, und ich erzählte ihm 
hocherfreut von meiner Erlöſung, ohne aber Namen zu nennen. Am 
Tage darauf oder am nächſtfolgenden Tage erhielt ich von der 
ſtädtiſchen Schuldeputation die Aufforderung, ſofort den Nachweis 
meiner Schuldenregulierung zu führen, widrigenfalls unnachſichtlich 
das Disziplinarverfahren beantragt werden würde. Ich antwortete 
ſofort, ſtellte kurz die Bemühungen während des letzten Jahres feſt, 
ſandte den vertraulichen Aufruf des Komitees mit ein und machte 
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Es läutete zu der Geburtsſtunde dieſes Buches. Wenn nichts, ſo 
hätte mich ſonſt der letzte, von tiefem Erbarmen durchdrungene Blick 
des Herrn. Treitel zum ewigen Schweigen in der Judenfrage ver- 
anlaßt. Meine Erfahrung iſt die Mutter des Buches, Herr 
Dr. Horwitz der Vater deſſelben. Den Geburtshelfer lernen wir 
weiter unten kennen. Wollen wir hoffen, daß das Buch ſeinen 
Eltern Ehre macht. 


Die endliche Erlöſung. 


Mir hatte ſchon ein Blick auf die Arbeit eines Schreibers im 
Bureau des Herrn Juſtizrates gezeigt, was gegen mich im Werke 
war. Die ſtädtiſche Schuldeputation hatte gegen mich beim König- 
lichen Schulkollegium der Provinz Brandenburg das Disciplinar- 
verfahren beantragt, wobei das vertrauliche Anſchreiben des Komitees, 
welches als ein Anrufen der öffentlichen Wohlthätigkeit dargeſtellt 
war, als beſonders belaſtend hingeſtellt worden iſt. Ich wartete 
ruhig ab. Endlich erhielt ich ein mit Zuſtellungsurkunde verſehenes 
Schreibens des Königlichen Provinzial-Schulkollegiums. Es brachte 
die endliche, volle Erlöſung. Der Leſer wird ſtaunen, wie das 
möglich ſei, wenn ich ihm den Inhalt mitteile. Es hieß da: „Wir 
haben erfahren, daß Sie durch eigene Schuld in ſchwere Schuld— 
verhältniſſe gekommen ſind. Wir erteilen Ihnen dafür, ſowie für 
die Verpfändung von Gehaltsquittungen und die nicht zu billigende 
Anrufung der öffentlichen Wohlthätigkeit einen Verweis. Wir 
warnen Sie, ſich in neue Schuldverbindlichkeiten einzulaſſen, widri⸗ 
genfalls härtere Maßregeln gegen Sie ergriffen werden. 

Es iſt ein Beweis unſeres beſonderen Vertrauens, daß dies 
nicht ſchon jetzt geſchehen iſt.“ So ungefähr lautete dieſes Schreiben. 

Freudiger hat mich wohl nie ein Schreiben berührt, wie gerade 
dieſer Verweis. Derſelbe wollte doch folgendes beſagen: Für Deine 
alten Schulden fol Dir nichts geſchehen, wenn nur das Anwachſen 
— — Schulden jetzt ein Ende nimmt. Das war volle und ganze 
Frlöſung. 

Meine Schulden waren niemals von der Höhe geweſen, daß 
ich ſie nicht aus eigenen Einnahmen hätte tilgen können. Was 
meine Lage bisher jo unhaltbar gemacht hatte, waren die unge- 
heueren Wucherzinſen, dieſe aber mußte ich zahlen, weil ich in 
ewiger Angſt vor der ſtädtiſchen Behörde lebte. Die dauernden 
Drohungen, die fortwährenden Ermahnungen, es nicht zu neuen 
Klagen kommen zu laſſen, weil dann das Disciplinarverfahren 
eingeleitet werde, das Ausbleiben jeder behördlichen Hilfe gegen die 
Wucherer, hatten mich bisher dermaßen eingeſchüchtert, daß ich den 
Wucherern auch nach Abpfändung meines Mobiliars und Einleitung 
des Gehaltsabzugsverfahrens notgedrungen jede Forderung bewilligen 
mußte, um nur ja nichts Neues an die Behörde gelangen zu laſſen. 
Jetzt war das alles vorbei. Wegen alter Klagen hatte ich ja nichts 
me zu befürchten. Ich trat allen Gläubigern energijch entgegen, 
erklärte ihnen, daß ich ſie wegen ihrer Kapitalforderung nach und 
nach aus eigenem Einkommen befriedigen werde und zwar in der 
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Reihenfolge, die ich ſelbſt für angemeſſen halte. Zinſen bezahle ich 
nicht mehr. Wer damit nicht zufrieden ſei, der möge thun, was er 
nicht laſſen könne. Allerdings waren ſie alle höchlichſt aufgebracht, 
beſonders da ſie annehmen mußten, daß ich ſie im Fall Treitel ab⸗ 
ſichtlich belogen hätte. Vor der Thür des Herrn Treitel foll es noch 
am 3. Tage zu ſchönen Auftritten gekommen ſein. Die zweite Serie 
hatte ich noch beim Verlaſſen der Treitelſchen Wohnung zu morgen 
beſtellt, die dritte war am dieſem Tage ebenfalls angerückt. Es 
konnte aber jetzt Alles nichts helfen. Ihre Drohungen machten jetzt 
keinen Eindruck mehr, verminderten nur ihre Abzahlungsraten. Als 
ſie das merkten, ſtellte ſich ein ganz leidliches Verhältnis her. Seit 
dem 13. April 1886 hat man mich in Ruhe gelaſſen, ich gewann 
Zeit und Ruhe, meine Verhältniſſe aus eigenen Mitteln allmählich 
gründlich zu ordnen. 

In dieſen glückſeligen Zuſtand, den denkbar glücklichſten von 
allen, denn mir wurde die Möglichkeit gegeben, mich ganz aus 
eigener Kraft aus den traurigen Verhältniſſen, allerdings durch 
jahrelange Arbeit, herauszuziehen, ſetzte mich eine einzige, ſonſt für 


Reinen Beamten höchſt empfindliche Strafe. So ſtrafte eine König- 
liche, konſervative, väterliche und ernſte Behörde. Es iſt wohl recht 
heilſam, das Verhalten der Vertreter meiner nächſten Behörde, wie 
| r 190 im Laufe meiner Darſtellung gezeigt hat, damit zu ver— 
gleichen. 


Es ſind kleine, an und für ſich unbedeutende Vorgänge, die 
ich hier dargeſtellt habe. Aber wie ſich im Tröpfchen Waſſer die 
Sonne, ſo ſpiegeln ſich in dieſen Vorgängen die geſamten gegen⸗ 
wärtigen Zuſtände unſeres preußiſchen Vaterlandes mit ihrer Zwei— 
ſeelentheorie ab. 

Auf welcher Seite iſt wohl Gerechtigkeit, Liberalität, väter⸗ 
liches Wohlwollen, ſelbſt bei ernſter Strafe zu finden? 

Hier wurde ich durch eine einzige Strafe gerettet, dort unter 
dem Deckmantel der größten Liberalität (d. h. Liberalität gegen die 
Blutſauger) mit vielen vergifteten Nadelſtichen zu Tode gemartert. 


Nunmehr galt es, zu zeigen, ob ich mir ſelbſt helfen könne, 
ob ich ein moraliſches Recht hätte, meinen Ruin in dem Judentum 
und ſeinen noch ſchlimmeren Mamelukken, oder in meiner eigenen 
Willensſchwäche zu ſuchen. 

Es hieß alſo, nunmehr zuerſt die Lage klar ins Auge zu 
faſſen. Mein Mobiliar war verkauft worden. Es wäre mir ein 
leichtes geweſen, dasſelbe zu retten. Meine Frau hätte nur Inter⸗ 


vention nötig gehabt. Wir wollten aber Alles hingeben, um uns 


moraliſch vor jedem eigenen Vorwurf zu bewahren. Den größten 
Teil ließ der deutſche Beamtenverein verkaufen. Zwar hatte ſich 
meine Schuld von 1300 Mk. allmählich auf 400 Mk. vermindert in 
vielen einzelnen Ratenzahlungen bis zu 5 ME. herab. Aber die 
Kleinheit und Unregelmäßigkeit der Zahlungen ſchien dem Verein 
doch unangenehm zu ſein, denn an die 10 mal hatte er im Laufe 
der Zeit die Abholung beantragt, wodurch allerdings regelmäßig 
neue Koſten entſtanden. 


Fe gen" 
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Auch vor dem endgültigen Verkauf hatte ich noch durch den 
Verſatz der Uhr eine Abzahlungsrate von 15 Mk. beſchafft, aber es 
nützte nichts. Herr Matzke, derzeit mit der Führung dieſer Auge- 
legenheiten im Verein betraut, erklärte, daß man die Scherereien 
mit mir endlich ſatt habe. Als ich, * der Wagen ſchon vor 
der Thür hielt, noch einmal zu Herrn Matzke eilte, wurde ich nicht 
empfangen. Aehnlich ging es einem Bekannten, der noch einen 
letzten Verſuch machte. N 


Das Mobiliar wurde für ein Butterbrot verkauft, der Verein 
befriedigt, die Koſten gedeckt. Mein eigenes Guthaben konnte ich 
von dem Verein nicht zurückerhalten, mußte vielmehr in Höhe Des- 
ſelben ein kleines Darlehn nehmen. Dann wurde ich ſpäter wegen 
Nichtzahlung der Beiträge aus dem Verein ausgeſchloſſen, kurz vor 
einer Generalverſammlung, in der ich beabſichtigte, endlich auf den 
urſprünglichen, idealen Zweck des Vereins zurück zu kommen. Der 
Vorſtand hat. ja in Allem geſetzlich gehandelt, aber ich hatte doch 
wohl Grund, über die Entwickelung dieſes meines Kindes, dem ich 
meine Exiſtenz geopfert hatte, und das ohne mich ſicher nicht lebte, 
meine eigenen Gedanken zu haben. Weſentliche Aemter bei dem⸗ 
ſelben ſollen in Judenhänden ruhen. Die Reſte des Mobiliars, 
ſoweit es pfändbar war, incl. Gardinen, ließen dann Andere 
abholen. 

Jetzt, wo ich an eine gründliche Regulierung zu denken hatte, 
erwies ſich das Fehlen aller Wertgegenſtände als großes Glück. 
Konnte ich jetzt doch ſelbſt, befreit von Sorgen, ganz nach Belieben 
Alles beſtimmen. 


Es hieß alſo, jetzt den Hausſtand vom Grunde aus neu ein⸗ 
richten. Ich nahm Mobiliar auf Leihkontrakt, allerdings nicht in 
einem Abzahlungsgeſchäft. Nach mehreren anderen Verſuchen wandte 
ich mich an meinen Freund Reihn, Langeſtraße 9, dem ich, wie ich 
oben gezeigt, zuerſt durch die Gohrſche Bürgſchaft verpflichtet wurde. 
Derſelbe behandelte mich ehrenwert und lieh mir ſpäter noch neue 
Geldſummen dazu. Ihm bezahlte ich auf die Möbel nur eine kleine 
Miete, und größere Summen, die er erhielt, wurden als Abzahlung 
auf das Darlehn verrechnet. Es wurde dies nötig, damit nicht 
etwa die Möbel durch endliche Bezahlung zu früh in mein Eigen- 
tum übergingen. Dann würden ſofort wieder Pfändungen 
erfolgt ſein. 

Darauf ſetzte ich einen Schuldentilgungsplan feſt und zwar 
auf der Grundlage, daß ich mein geſamtes Gehalt, incl. Mietsent⸗ 
ſchädigung, zur Tilgung der Schulden verwandte. 


Die Familie mußte aus Nebeneinnahmen erhalten werden. 
Dieſelben ſetzten ſich zuſammen erſtens aus Nebeneinnahmen aus 
der Schule, zweitens aus dem Ertrage meiner ſchriftſtelleriſchen 
Arbeiten. 

Mit den Nebeneinnahmen in der Schule hatte es folgende 
Bewandtnis. Das Schulgebäude, ein Barackenhaus, hatte keine 
Schuldienerwohnung, ſondern nur ein ganz kleines, kaum bewohn— 
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bares Zimmerchen. Man konnte ſonach keinen Schuldiener anſtellen, 
übertrug daher die Funktionen desſelben an mich. Zwar erhielt ich 
dafür keineswegs das Einkommen eines Schuldieners als Entſchädi⸗ 
gung, aber immerhin erwuchs mir daraus eine hübſche Einnahme. 
Die Arbeiten verrichteten Familienglieder, die nötigen Botengänge zc. 
beſorgte ich ſelbſt, im Winter wurde eine Arbeitsfrau zu Hülfe ge⸗ 
nommen. Meine litterariſchen Arbeiten aber wurden gut bezahlt. 
Beim Bezahlen meiner Schulden verfolgte ich das Princip, die 
kleinen Gläubiger möglichſt zuerſt zu befriedigen. Es machte ſich 
Alles ausgezeichnet. In 4 Jahren, bis Ende 1889, waren ½ meiner 
Schulden getilgt. | 

Ich ſetze die Abzahlungen eines Vierteljahrs hierher und bin 
bereit, aus Poſtquittungen und ſonſtigen Belägen die Richtigkeit 
Jedermann zu beweiſen. 


Einnahmen: Ausgaben: 
Gehalt. . ME 795,— Gehaltsabzug. . Mk. 185,— 
Mietsentſchädg. „ 150,— zen oa a ew g 25,— 

„% ifolat . 8 20,— 

Mk. 945,— Zimmermann. „ 20,— 

Fiſcheer. . „ 4,55 

Hermann & Co.. „ 45,— 

gelte Nebeneinnahmen: SOW = a m 7,50 
* e Witzel. „ 10,— 
Reinigung.. ME 95 — Möller I 10 — 
Reinig. des Hofes Möller II 30.— 
u. Bürgerſteiges „ 18,— Schul . 4 25.— 
Unterh. e. Lampe Random j 11 30 
im Amtszimmer „ 2,25 Sener n . N 97 — 
Unterh. e. Lampe Niederſchuh = © 20 — 
auf d. Hausflur „ 2.25 Kagker nn 
Heizung DEE a 61.0 Ballien i I 
Mk. 185,— Lehmann . . „ 15,— 
te Poel „ 15,.— 

Goth . e.. „ 10,— 

eure u R a 

Unſichere Nebeneinnahmen: Moöbellethgeld 5 „ | er 
Für 11 Leitartikel im Laufe des Stadthagen. „ 9 
Vierteljahres. Mk. 280,— atom. . . . „ 20,— 
+ „ 185,— orpzunn . . „  10,— 

T 75 945,— Ber e o. „ Br 2 

— b. chuhmacher .. 25,— 
Summa Mk. 1410,— | Saul h nn „ 200,— 

ab „ 1023,35 Miete . „ 150,.— 

Reſt Mk. 386,65 Summa Mk. 1023,35 


Dieſe 386 Mk. 65 Pf. reichten aber für den Hausſtand voll⸗ 
kommen aus. Wir ſahen, daß unſere Verhältniſſe mit ſchnellen 
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Schritten der Geſundung entgegen gingen, neuer Lebensmut kehrte 
zurück. Dabei lebten wir nicht etwa ſchlecht. Wir hatten an den 
Wochentagen unſer Fleiſch, an den Sonntagen ab und an unſern 
Braten, konnten uns und die Kinder 1 kleiden, bei Familien⸗ 
feiern unſere Freunde, deren Zahl allerdings bis auf 3 herabgegangen 
war, anſtändig bewirten, konnten ſogar, wie ich das ſchon oben ge- 
ſagt habe, allerdings nur mit der Hülfe des Chefredakteurs Herrn 
Dedo Müller, der Artikel bezahlte, für die er noch gar keine Ver- 
wendung hatte, einen ſechwöchentlichen Aufenthalt an der See 
nehmen, kurz, es war ein angenehmes Leben. Jetzt, da es vorbei 
iſt, kann ich ja wohl einige genaue Angaben über unſer früheres 
Leben machen, zunächſt über mein perſönliches. Ich habe niemals 
Bedürfniſſe gehabt, die über die einfachſte Ernährung und Be— 
kleidung hinausgingen und wüßte gar nicht, wie ich ſelbſt im Falle 
der Wohlhabenheit für mich Aufwendungen machen ſollte. Ich habe 
ſelbſt als Junggeſelle keinen Gefallen daran gefunden, mit meinem 
Freunden die Zeit in Kneipen totzuſchlagen und bin z. B. in den 
letzten vier Jahren, abgeſehen von den letzten Monaten, in denen 
ich öfter Bekannte, die für mich Material ſammelten, in Lokalen 
aufſuchen mußte, alljährlich noch nicht zweimal in ein öffentliches 
Lokal gegangen. Nichts demoraliſirt leichter, als Schulden. Jeder 
Beamter, der von ewigen Sorgen dieſer Art gequält ijt, greift beig- 
hungrig nach irgend einer Zerſtreuung, nach dem Zuſtand momen- 
taner Vergeſſenheit. Mancher trinkt übermäßig, wird ſchließlich Ge— 
wohnheitstrinker, ein anderer ſucht verbotenen weiblichen Umgang, 
ein dritter ſpielt. 

Dieſe Wirkung iſt faſt eine regelmäßige, und dann iſt nichts 
leichter, als ſpäter beim unabwendbaren ‚gufanmenbrud Urſache 
und Wirkung zu vertauſchen. Faſt alle ergehungen, Verbrechen 
und ſittlichen Defecte von Beamten, die von Zeit zu Zeit die 
Oeffentlichkeit aufregen, ſind nicht die Urſachen, ſondern die Wir⸗ 
kungen der Verſchuldung. 

Ich konnte von dem ſehnſüchtigen Verlangen, doch auch durch 
materiellen Genuß momentane Vergeſſenheit zu finden, natürlich nicht 
frei bleiben. Mein guter Genius führte meine Pfeife in meine 
Arme, die alles das übernahm, was ſonſt ſchöne Damen, Trunk 
und Spiel beſorgen, aber ſie war harmloſer in ihren Anſprüchen. 
Schlimm genug war es doch, daß eine Leidenſchaft mich feſſeln 
mußte. In früheren Jahren fehlte gar oft der Tabak, und Kaſtanien⸗ 
blätter, mußten ihre Schuldigkeit thun. Solcher Taback wuchs auf 
meinem Schulhofe reichlich. Unter Beimiſchung von Y4 Pfd. Rippen⸗ 
tabak für 10 Pf., ließ ſich derſelbe pfundweiſe herſtellen. Unendlich 
ſchlimm aber war es, daß der Familie faſt immer die Mittel zur 
Befriedigung der unabwendbarſten Bedürfniſſe fehlten. Es kam ſo 
weit, daß wir von der Schwemmgerſte, die wir aus der Brauerei 
ſehr billig für die Hühner gekauft hatten, ſchließlich Kaffee her⸗ 
ſtellen mußten, ja am Ende — wende Dich entſetzt ab, Leſer — 
haben wir mitunter aus den für die Hühner beſtimmten Brotreſten ein 
Mittagbrot bereiten müſſen. Der Hungertod iſt aber bitter, Geld 
hatten wir nicht, Kredit auch nicht, die verſetzbaren Gegenſtände 
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waren alle fort. Und all das ſo erſparte Geld wanderte in den 
Säckel der Juden, denn die kleinen deutſchen Gläubiger waren 
alle froh, wenn ſie ihr Geld wieder bekamen. Allerdings waren ſie, 
weil ſie wegen ihres Geldes beſorgt wurden und ſofort klagten, 
darum nicht angenehme Gläubiger. 

Warum ich Dir, verehrter Leſer, dieſe teils läppiſchen, teils 
ſchauderhaften Geſchichten, ſo lebhaft vor Augen führe? Weil 
60 pCt. aller Beamten, von manchen Miniſtern angefangen, Die aler- 
dings teilweiſe einem ihren früheren Kollegen weniger Zinſen ge⸗ 
geben haben ſollen, bis zum Weichenſteller herab, ferner mindeſtens 
60pCt. aller kleinen deutſchen Fabrikanten, Kaufleute und Arbeiter, 
90pCt. aller Offiziere, 99pCt. aller Handwerker, genau in demſelben 


Verhältniſſe leben, ebenſo darben und ebenſo geſchickt verſtehen, dies 


vor der Welt zu verſtecken, wie wir es verſtanden haben. 

Seid doch einmal alle ehrlich und geſteht, daß gegen die 
Knechtſchaft der Jetztzeit alle frühere, auch unter Napoleon I, nur 
Kinderſpiel geweſen iſt. Wer wird ſie enden? Noch ſteht es bei dem 
deutſchen Volk ſelbſt, dies zu thun. Andernfalls wird das Schidjal 
dies durch die Ruſſen oder Socialdemokraten beſorgen. 


Vom 13. April 1886 ab war ich allerdings dieſen Zuſtänden 
entronnen. Meine Verhältniſſe geſtalteten fic) allmälig recht an- 
genehm; wir konnten anfangen, für unſere Kinder einen Notgroſchen 
zurückzulegen, unſere ganze Lebensführung gewann einen anderen, 
behäbigeren Zuſchnitt, wir gediehen körperlich und geiſtig. Die 
größeren Gläubiger wurden durch das Gehaltsabzugsverfahren 
befriedigt, die übrigen fertigte ich allmälig ſelbſt ab, wie denn in 
den 4 Jahren über 10000 Mark bar von mir bezahlt ſind. Mit 
den ſchließlich verbleibenden Gläubigern Dann, Zimmermann pp. 
glaubte ich auf dem Wege der Civilklage fertig zu werden. Jetzt, 
wo ich Drohungen bezüglich Anzeigen bei der Behörde mit Ruhe 
entgegenſehen konnte, fühle ich mich als freier Mann. 

Alſo von all' den Tauſenden war doch einmal einer den 
beutegierigen Krallen entſchlüpft! 

Der Haß aber, den das Judentum und ſeine Mamelukken 
auf mich geworfen hatten, war damit nicht beſeitigt. Judenhaß iſt 
unverſöhnlich und reicht über das Grab hinaus. 

Andererſeits war es mir auch trotz aller Selbſtbeherrſchung 
unmöglich, vor meinen Augen mein Vaterland in den Abgrund 
rollen zu ſehen, ohne mich dem zu widerſetzen. | 

Als einzelne Perſon hätte man mich wohl in Ruhe laſſen 
können, aber man durfte es des Beiſpiels halber nicht. 

Schon fing es an, ſich in der Lehrerſchaft hier und dort zu 
regen. Vor dem Halleſchen Thor traten ſogar manche Lehrer offen 
konſervativen, ſocialreformatoriſchen oder antiſemitiſchen Vereinen 
bei. Ein warnendes Exempel an einem in weiteren Kreiſen bekannten 
Parteiangehörigen wurde notwendig. Aber wie war dies zu ſchaffen? 
Ein Pferd! ein Pferd! ein Königreich für'n Pferd! 

Das ſonſt faſt unfehlbare Recept, einen misliebigen Beamten 
in Wucherſchulden zu verwickeln und dann mit der friedlichſten und 
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mitleidigſten Miene von der Welt in ſeiner eigenen Sauce ſchmoren 
zu laſſen, war diesmal mislungen. 

Ein weiteres Bubenſtück wurde daher ausgeſonnen, mich, es 
koſte, was es wolle, zu beſeitigen, dabei moraliſch mit Schmutz zu 
bewerfen und ſo unſchädlich zu machen. | 

Die wiſſentlich falſchen Denunciationen mußten ſelbſtverſtändlich 
Meineide und andere Verbrechen im Gefolge haben, aber das deutſche 
Volk ift ja bereits jo kerrumpiert, daß das Judentum nur zu⸗ 
zugreifen braucht, um willige Handlanger zu finden, zumal es ja 
ſtets in der Lage iſt, und im Berliner Schulweſen unbedingt, reichlich 
zu belohnen. Sollten manche Leſer bei den nachfolgenden Dar⸗ 
ſtellungen auf den Gedanken kommen, daß ſomit in Berlin überhaupt 
nur noch der Unrat an die Oberfläche kommen könne, ſo iſt das 
nicht meine Schuld. 


Meine amtlichen Verhältniſſe. 


Als ich an die 147. Gemeindeſchule verſetzt wurde, die unter 
dem Schulinſpektor Herrn Reinecke ſtand, wurde ich in Verhältniſſe 
Baden die bisher wohl noch an keiner Schule der Welt beſtanden 

aben. — | 

Es ijt bekannt, daß der Norden Berlins wegen ſeiner billigeren 
Mieten hauptſächlich einen Zufluchtsort für eheverlaſſene Frauen, 
Witwen und ganz verarmte Arbeiter bildet. Da die Kinder dieſer 
Leute ſich teilweiſe ſelbſt überlaffen find, fo verkommen ſie, lernen 
alle möglichen Schlechtigkeiten, und die vielen Schlupfwinkel bieten 
ihnen auch einen Zufluchtsort für die Nacht dar. Welche Sorgen 
der Schule aus ſolchen Kindern erwachſen, bedarf e 

Als die 147. Gemeindeſchule gebildet wurde, lieferten alle 
Schulen der Nachbarſchaft ihre geſamten Kinder dieſer Art an dieſe 
ab. In meiner, der dritten Klaſſe, befanden ſich unter 51 Schülern 
42 mit Nr. III „ungenügend“, waren durchweg 12 bis 14 Jahre 
alt und mit allen Untugenden vollſtändig bekannt. In den übrigen 
Klaſſen waren die Verhältniſſe um nichts beſſer. Dazu erhielt die 
Anſtalt zu 10, dann 13 Klaſſen nur 3 Lehrer. Der älteſte davon 
war von ſeiner bisherigen Schule ſehr wider ſeinen Willen verſetzt 
worden. Der zweite, erſt ein halbes Jahr in Berlin, hatte ſich ſchon 
eine viermalige Verſetzung gefallen laſſen müſſen. Der dritte, 
20 Jahre alt, ſoeben erſt vom Seminar kommend, iſt ſpäter nach 
Chili ausgewandert. Sonſt hatte ich nur Lehrerinnen, darunter 
auch eine Jüdin, ſo daß ich in die vierte Knabenklaſſe „zu groben- 
teils zwölfjährigen Knaben, eine Lehrerin ſchicken mußte. Meine 
ernſtliche Beſchwerde darüber wurde von dem Schulinſpektor Herrn 
Reinecke ſchroff abgewieſen. Daß es mir gelang, dieſe Schule empor⸗ 
zubringen, rechne ich mir als ein großes Verdienſt an. Zur Ruhe 
iſt die Schule erſt nach mehreren Jahren gekommen. Bald wurden 
fliegende Klaſſen eröffnet, dann wieder eingezogen, dann kamen 
wieder neue fliegende Klaſſen, die wieder aus den ſchlechteſten 
Kindern beſtanden. 
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Unmittelbar neben meiner Schule befindet fic) die 73. Gemeinde- 
ſchule unter Leitung des Rektors Herrn Fietz. Ich bin mit dieſem 
Herrn niemals, weder in Gutem noch in Böſem, in andere als 
amtliche Beziehungen getreten. Um ſo erſtaunter war ich daher, 
daß dieſer Herr, doch wohl kaum aus eigenem Antrieb, eine gehäſſige 
Stellung gegen mich einnahm. Ich hatte auf meinem Hof eine 
Anzahl Hühner, die mir in meiner damaligen Lage ſehr notwendig 
waren. Ihm konnten dieſelben nicht läſtig werden, da ſich zwiſchen 
unſeren Grundſtücken ein hoher Zaun befindet. Gleichwohl beſchwerte 
er ſich bei der Behörde über dieſelben, und ich wurde gezwungen, 
dieſe einzuſperren. Später kamen mir die Gärtner zu Hülfe, welche 
erklärten, daß ſie kein Gras mehr anſäen werden, ich daher die 
a ey jetzt wieder laufen laffen könne. Sehr viel ſpäter hatte der 

ettor Fietz mit feiner Schule einen Ausflug gemacht, die Schul— 
dienerfrau hatte dies benutzt, um auf dem Hof etwas Wäſche zu 
trocknen. Der Rektor war aber früher zurückgekehrt, als man er— 
wartete, hatte die Wäſche zu Boden geriſſen und angeblich mit 
Füßen getreten. Da kam die Frau weinend zu mir herum mit der 
Bitte, die Wäſche auf meinem Hof trocknen zu dürfen. Bei dieſer 
Gelegenheit ſagte ſie mir, daß ſie endlich ihr Herz ausſchütten müſſe. 
Der Rektor Herr Fietz habe wiederholt ihren Mann aufgefordert, 
meine Hühner zu vergiften. Nachdem dies abgelehnt worden, hätte 
er die Hühner ſelbſt durch Steinwürfe über den Zaun zu töten 
geſucht, wobei er einmal einen argen Fall gethan hätte. Der Rektor 
notiere alles und jedes über mich, beſonders auch, wenn ich einmal 
während des Unterrichts aus der Schule herausgehe, was er ſtets 
von einem meiner Lehrer erfahre, und dann ſchreibe er darüber 
Berichte, die ihr Mann erſt zu dem Schulinſpektor Herrn Reinecke, 
dann, als wir einen anderen Schulinſpektor bekamen, zu dem Herrn 
Dr. Zwick hätte bringen müſſen. Ein ſolcher Bericht müſſe wohl 
nicht gut ausgefallen ſein, denn Herr Fietz hätte ihn durchgeriſſen, 
in den Papierkorb geworfen und einen neuen geſchrieben. Den 
durchgeriſſenen beſäße ihr Mann jetzt noch. Ich habe der Frau auf 
alle dieſe Mitteilungen keine Antwort gegeben, denn mich ließen 
dieſe Berichte des Herrn Fietz ſehr gleichgiltig, auch konnte ich die 
Wahrheit derſelben nicht prüfen. Thatſache war freilich, daß ich auf 
meinem Schulhofe, der von der Straße bei verſchloſſenen Thüren 
abſolut unzugänglich iſt, eines Abends zwei Hühner tot vorfand. 

Am anderen Abend lag wieder ein Huhn auf dem Hof, dem 
der Schenkel zerſchmettert war. Kinder hatten des Nachmittags den 
Schulhof nicht betreten. Ich hatte natürlich keinen Grund, irgend 
eine Perſon zu bezichtigen, am allerwenigſten aber den benachbarten 
Schuldiener, da dieſer an den Tieren ſeine Freude hatte und ihnen 
tagtäglich Speiſereſte über den Zaun warf. Irgend welche heim— 
lichen Berichte aber mußten den Schulinſpektoren zugegangen ſein, 
denn ich wurde wegen meines wiederholten Weggehens aus der 
Schule zur Rede geſtellt, was doch von dieſen Herren niemals einer 
wahrgenommen hatte. Ich war allerdings wiederholt in der Lage 
geweſen, das Schulhaus vorzeitig verlaſſen zu müſſen, hatte mir 
dann aber ſtets von meinem nächſten Vorgeſetzten ſchriftlich Urlaub 
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erbeten, auch unter den Lehrern einen Vertreter ernannt. Trotzdem 
müſſen die Berichte nicht ohne Wirkung geblieben ſein. Bei einer 
Reviſion, die der Herr Schulinſpektor Reinecke während 10 Minuten 
in drei Fächern in meiner Klaſſe abhielt (man denke an die Zuſammen⸗ 
ſetzung der Klaſſe), ſprach er ſich unbefriedigt aus, was mir in 
meiner 24jährigen Lehrerlaufbahn weder vorher noch nachher vor— 
gekommen iſt, und kam dabei auf mein wiederholtes Verlaſſen der 
Schule zu ſprechen. Einige Wochen ſpäter erſchien der Herr Stadt⸗ 
ſchulrat Profeſſor Dr. Bertram in Gemeinſchaft mit dem Herrn 
Schulinſpektor in meiner Klaſſe und verweilte dort zwei und eine 
halbe Stunde. Ich mußte ſo ziemlich alles Durchgenommene vor⸗ 
führen, und der Herr Schulrat prüfte ſelbſt jedes Kind. Als er fortging, 
ſagte er wörtlich Folgendes: „Daß Sie es ſo vorzüglich verſtehen, 
wie nur irgend einer, weiß ich längſt, aber ich hatte Bedenken, ob 
Sie es auch ſo vorzüglich machen würden, weil Sie öfter aus der 
Schule gegangen ſein ſollen. Ich freue mich aber, daß ich Ihnen 
wegen Ihrer Leiſtungen meine volle Anerkennung ausſprechen kann. 
Machen Sie nun, daß Ihre perſönlichen Verhältniſſe in Ordnung 
kommen!“ 

Ich möchte den Mann ſehen, der es wagen würde, und dann 
wahrſcheinlich nicht ohne eigenen Schaden, Herrn Schulrat Dr. Ber: 
tram einen Bericht abzuſtatten, zu dem er nicht berufen iſt. Ihm 
mußte alſo amtlich darüber etwas mitgeteilt ſein, daß ich die 
Schule ohne Urlaub verlaſſen hätte, was doch durchaus mit der 
Wahrheit nicht übereinſtimmte. Dem Lefer wird es klar fein, wes- 
halb ich mehreremal Urlaub bedurfte. Ich hatte Termine auf dem 
Gericht wahrzunehmen. Später habe ich freilich lieber ein Ver— 
ſäumnisurteil ergehen laffen, als daß ich um Urlaub gebeten hätte. 
Daß ich aber aus meinen Kindern etwas zu machen verſtand, konnte 
die Thatſache beweiſen daß einer meiner Schüler, der eine Freiſtelle 
an der höheren Bürgerſchule am Andreasplatz erhalten hat, feit Jahren 
in ſeiner jeweiligen Klaſſe primus iſt, mehrere andere, die ich nach einer 
Präparandenanſtalt gebracht habe, von dort die vorzüglichſten Zeugniſſe 
bringen, dreißig bis vierzig andere, die als Lehrlinge von mir bei Groß⸗ 
kaufleuten, z. B. Liſſauer, Cords ꝛc., ferner bei Handwerksmeiſtern, 
in Buchdruckereien, endlich auch auf Unteroffizierſchulen untergebracht 
wurden, ſich ohne Ausnahme vorzüglich bewähren. Gar viele 
Kinder ſind wohl aus meiner Schule nicht entlaſſen, ohne daß ich 
für ihr weiteres Fortkommen geſorgt hätte. 

Als Herr Dr. Zwick die Schule übernahm, wurde das Ver— 
hältnis noch weniger erträglich. Herr Rektor Fietz, dem ich trotz alles 
Vorgefallenen niemals mit einer Miene zu nahe getreten war, mußte 
irgend ein Abkommen mit dem Schulkommiſſionsvorſteher Herrn 
Randow getroffen haben, der beiden Schulen die neuen Kinder 
zuzuweiſen hatte. Ich bekam durchaus nur ſchlechte Kinder, ſodaß 
mein ganzes Lehrerkollegium in Entrüſtung geriet. Herr Randow 
war allerdings von Herrn Fietz abhängig, ſofern er als Buchbinder— 
meiſter für die Fortbildungsſchule des Herrn Fietz die Materialien 
lieferte. Endlich gelang es mir, die Ungerechtigkeit des Einſchulens 
an einem beſtimmten Fall in unzweifelhafter Weiſe feſtzuſtellen. 
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Herr Randow hatte zwei ſehr ſauber gekleidete Kinder Herrn Fiet 
überwieſen. Bei der Aufnahme hatte Herr Rektor pieg aber teft- 
geſtellt, daß die Kinder körperlich und geiſtig ſehr gebrechlich waren. 
Er ſchickte die beiden Kinder mit einem Knaben der erſten Klaſſe 
einfach zu Herrn Randow zurück, dieſer ſtrich die Zuweiſung aus 
und wies ſie meiner Schule zu. Jetzt ſchickte ich über dieſen und 
noch einige andere Fälle eine Beſchwerde an die Schuldeputation zu 
Händen des Herrn Schulinſpektors Dr. Zwick. Der Herr Schul— 
inſpektor hat dann als Beweis, daß er die Beſchwerde erhalten hat, 
wohl mit mir und Herrn Rektor Fietz über den Fall geſprochen, ber 
welcher Gelegenheit ſich noch eine andere, ſchwer zu entſchuldigende 
Handlung des Herrn Rektors Fietz gegen mich herausſtellte, aber von 
der Behörde habe ich nie eine Antwort erhalten. Wäre es nicht 
unglaublich, ſo müßte ich faſt annehmen, daß die Beſchwerde gar 
nicht ihren vorſchriftsmäßigen Weg gefunden hat. Alſo abermals 
friedlos und rechtlos! 

Zeigte ſich ſo in Allem das Beſtreben, mir von allen Seiten 
her die ſchlechteſten Kinder zuzuführen, ſo hatte ich auch bald Grund 
zu dem Glauben, daß ein Teil der meiner Schule überwieſenen 
Lehrer ſpeziell für mich ausgeſucht war. 

In der Schule des Rektors Fietz befand ſich ein Lehrer Herr 
Berner. Derſelbe hatte ſich die Unzufriedenheit des Schulinſpektors, 
Oberturnwartes und Rektors wegen nicht genügender Leiſtungen 
zugezogen. Als der Rektor ihn etwas unſanft Pehanbelte, denuncierte 
er denſelben bei dem Schulinſpektor Herrn Reinecke und miſchte 
dabei Sachen hinein, die gar nicht dahingehörten. Seit Jahren 
hatte er im Geheimen viele Bemerkungen des Rektors notiert und 
teilte dieſe im vertrauten Kreiſe gefallenen Außerungen dem Schul⸗ 
inſpektor mit. So jagte er demſelben, der Rektor hätte ſeine Lehrer 
ermahnt, vorſichtig zu ſein, denn der neue Schulinſpektor heiße 
Reinecke, und was das bedeute, wiſſe ein Jeder. Herr Fietz bewirkte 
die Verſetzung des Herrn Berner, und zu meinem größten Erſtaunen 
wurde derſelbe an meine Schule gebracht, die unmittelbar neben der 
ſeinen lag. An der Schule des Herrn Fietz befand ſich ferner ſeit 
10 Jahren der Lehrer Michelchen. Derſelbe ſoll ein ganz aus⸗ 
gezeichneter Lehrer geweſen fein, wurde aber von einer Geiſtes⸗ 
krankheit befallen und in ein Irrenhaus gebracht. Am 1. October 1889. 
wurde mir mitgeteilt, daß dieſer Lehrer an meine Schule verſetzt 
ſei. Mir war dies ganz unbegreiflich, denn wurde er verſetzt, um 
für den Fall ſeines Eintritts neue Kinder zu erhalten, die ſeine 
Krankheit nicht kannten, ſo durfte er doch nicht an meine Schule 
kommen, in der er jedem Kinde bekannt war. Bezüglich des Herrn 
Berner wurde ich gleich bei ſeinem Eintritt von dem damaligen 
Lehrer, jetzigen Rektor Brüning, auf's entſchiedenſte gewarnt. Am 
meiſten müſſe ich mich vor ſeiner Freundlichkeit in Acht nehmen. 
Jeden Vorfall bringe er als eifriger Reporter ſofort in die Zeitungen. 
Das alte Lehrerkollegium habe ihn auf's entſchiedenſte gemieden. 
Als die ewigen Zeitungsnachrichten demſelben aber zu unangenehm 
wurden, hätten einige Kollegen beſchloſſen, ihm einen Denkzettel zu 
geben. In Herrn Berners Gegenwart hätte ein Kollege dem anderen 
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eine ausführliche Geſchichte von einer entdeckten Falſchmünzerbande 
erzählt, auch Haus und Namen dabei angegeben. Am anderen Tage 
hätte dieſe Nachricht in allen Zeitungen geſtanden, doch wären Herrn 
Berner daraus große Schwierigkeiten bei der Polizei entſtanden, 
auch hätten ſich einige Zeitungen geweigert, fernerhin von ihm 
Reporterberichte anzunehmen. Herr Berner fei eine dämoniſche 
Natur, und er fürchte, derſelbe ſei nicht umſonſt zu mir geſchickt. 
Seine politiſche Anſchauung wechſele er tagtäglich, je nachdem die 
liberalen oder konſervativen Zeitungen ihm beſſer bezahlten. Als 
dieſer Herr einige Zeit an meiner Schule war, beſuchte er mich und 
teilte mir mit, daß er überaus glücklich ſei, an meiner Schule zu 
unterrichten. Er wäre an der alten Schule ein dem Tode ver— 
fallener Mann geweſen, da ihn infolge des Argers wiederholt Blur— 
ſtürze befallen hätten. Jetzt werde er human und gerecht behandelt 
und erhole fih zuſehends. Er werde mir dafür ewig dankbar ſein. 
An meiner Schule gehe auch alles reell zu, bei Herrn Fietz ſei aber 
manches Schwindel. So würden z. B. die beſten Zeichnungen der 
Knaben aufgehoben und bei den Prüfungen öffentlich als neue 
Zeichnungen ausgeſtellt, während die Knaben doch längſt ein⸗ 
geſegnet ſeien. 

Daß der Lehrer Herr Klopſtech, bevor er an meine Schule kam, 
in einem halben Jahr bereits viermal verſetzt war, habe ich ſchon 
oben gejagt. Als Lehrer fonnte ich über ihn nicht klagen, doch 
ſcheint er wegen einer anderen Sache einen großen Haß auf mich 
geworfen zu haben. Ich hatte mein Amtszimmer, weil ich nicht in der 
Schule wohnte, häuslich eingerichtet, ſogar ein Sopha hineingeſtellt. 
Nun hatte fih bald nach Eröffnung der Anſtalt Herr Klopſtech wider 
mein Wiſſen mit einer jungen Lehrerin, häufig ſogar mit zweien, 
verabredet, ſich des Nachmittags, wenn kein Untericht war, in meinem 
Amtszimmer zu treffen, damit er der einen oder anderen dort Unter- 
richt im Geigen erteile. Als ich davon erfuhr, hielt ich es aus 
mehrfachen Gründen für nötig, dies durch Verſchließung des Amts— 
zimmers unmöglich zu machen. Herr Klopſtech war hierüber ſehr 
erbittert, doch vergaß ich dieſen Vorfall ſehr bald. Der Lehrer Wehle, 
welcher an meine Schule verſetzt wurde, war an den vorhergehen- 
den Schulen wegen grober Überſchreitung ſeines Züchtigungsrechts 
in arge Verlegenheiten geraten, und ſchließlich war ihm daſſelbe 
ganz entzogen worden. Ich mußte unwillkürlich auf den Gedanken 
ommen, daß einer Zuſammenhäufung der ſchlechteſten Kinder mit ſo 
vielen Lehrern, die doch nicht ganz tadelfrei waren, insbeſondere 
der Zuſchiebung des Lehrers Berner, keine wohlwollende Abſicht zu 
Grunde liegen könne. Grund zu amtlichen Tadeln oder zu Denun⸗ 
ciationen ſeitens eines Lehrers mußte ſich hier leicht finden laſſen, 
Ich beſchloß nach reiflicher Ueberlegung, mir das Herz des ganzen 
Lehrerkollegiums durch ſtrengſte Gerechtigkeit unbedingtes Wohl⸗ 
wollen und Entgegenkommen ſelbſt auch in den kleinſten Dingen 
allmählich zu gewinnen und dadurch eine Begeiſterung für den Be⸗ 
ruf zu ſchaffen, die die Schule zu hoher Blüthe bringen ſollte. Dies 
iſt mir auch vier Jahre lang gelungen. Ich bin niemals einem Lehrer 
ſchroff entgegengetreten, habe auch Tadel in die ſchonendſte Form ge⸗ 
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kleidet, jeden perſönlichen Wunſch erfüllt, die Unterſtützungsgeſuche 
mehrerer Lehrer warm befürwortet, ſämtliche Beſchwerden der Eltern 
m Güte erledigt, was keine leichte Sache war, da z. B. über Herrn 
Wehle faſt wöchentlich von den Eltern die ſchlimmſten Dinge berichtet, 
endlich ſogar mit allgemeinem Stricke gedroht wurde. Manche Kinder 
waren ſo geſtoßen worden, daß ſie ſich ſchwere Verletzungen zuge— 
zogen hatten, andere waren mit Rindsvieh, Strolch, verkommenes 
Subjekt bezeichnet worden. Schließlich übernahm ich es, alle Kinder, 
die ſich etwas hatten zu Schulden kommen laſſen, tagtäglich ſelbſt 
zu beſtrafen. Durch mein Entgegenkommen in jeder Hinſicht und 
meine unbedingte Gerechtigkeit bei den Verſetzungsprüfungen erwarb 
ich mir denn auch ſchließlich das Vertrauen des ganzen Kollegiums, 
ſchlichtete Streitigkeiten unter demſelben, und es vergingen einige 
Jahre der ungetrübten Eintracht und des eifrigſten Strebens. Die 
Schule wuchs ihrem inneren Werte nach zuſehends und bereitete mir 
viele Freude. Ernſte Schwierigkeiten entſtanden allein durch den 
Herrn Berner. Bei einer Reviſion erklärte mir der Herr Schul⸗ 
inſpektor, daß ſeine Klaſſe wenigſtens in Naturkunde, in welcher er 
geprüft habe, die ſchlechteſte ſei, die er jemals kennen gelernt habe. 
Ich möge ihm den naturkundlichen Untericht abnehmen. Ich erteilte 
dieſen Unterricht hinfort ſelbſt. Bald darauf erklärte Herr Klopſtech, 
daß er Kinder nicht im Zeichnen unterrichten könne, die vorher bei 
Herrn Berner geweſen ſeien. Endlich beſchwerte ſich der Lehrer 
Wehle, daß die Kinder, welche er von Herrn Berner bekomme, ab- 
ſolut unbrauchbar ſeien, beſonders im Diktat und Rechnen. Herrn 
Klopſtech ſtellte ich dadurch zufrieden, daß ich Herrn Berner auch 
den Zeichenunterricht abnahm, Herrn Wehle machte ich darauf auf: 
merkſam, daß doch die unter Aufſicht angefertigten Prüfungsarbeiten 
der Bernerſchen Klaſſe ziemlich fehlerfrei ſeien. Von den Manipu⸗ 
lationen, welche Herr Berner nachträglich mit den Arbeiten vornahm, 
wußte ich damals noch nichts. Herr Wehle war wirklich in ſchlimmer 
Lage, übrigens ein eifriger Lehrer, und ich bedauerte ihn, daß er 
fic) in ſeiner febr erklärlichen Aufregung oft zu ſchlimmen Dingen Hin- 
reißen ließ. Bei Herrn Berner wußte ich freilich nicht mehr, welchen 
Unterricht ich ihm zuteilen ſollte, da Herr Dr. Angerſtein ihm früher 
auch ſchon den Turnunterricht entzogen hatte. Perſönlich war Herr 
Berner aber ſtets entgegenkommend, liebenswürdig und dankbar, 
und ich ſuchte alle Schwierigkeiten in Güte zu erledigen. Die Prü⸗ 
fungen ergaben im Allgemeinen ein immer ſchnelleres Aufſteigen 
der Schule, was auch der Herr Schulinſpektor, der ebenfalls Ber- 
trauen gefaßt zu haben ſchien, da er die Schule nur ſehr ſelten be— 
ſuchte, ſchriftlich beſtätigte. 

Dieſes ſchöne Verhältnis wurde im März 1888 durch einen 
ſehr grellen Misklang geſtört. Beim Tode Sr. Majeſtät des Kaiſers 
Wilhelm rief ich die Lehrer zu einer Konferenz zuſammen und Dat- 
fie, in ihren Klaſſen die Kinder zu einer freiwilligen Spende von 
5 Pfennigen pro Kind zu veranlaſſen. Den Betrag ſollten 2 Lehrer 
zum Ankauf eines Kranzes benutzen, der an dem Sarge Sr. Majeſtät 
niedergelegt werden ſolle. Zu meinem ungeheuerſten Erſtaunen er⸗ 
klärte mir der Lehrer Herr Wehle, daß er ſich an der Beſprechung 
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folder Dinge durchaus nicht beteiligen könne und dringend bitte, 
von der Teilnahme an dieſer Konferenz befreit zu werden. Ich bat 
ihn herzlich, doch unter den gegebenen Verhältniſſen von ſolcher 
Bitte abzuſehen. Er wiederholte dieſelbe aber, worauf ich ſie ablehnte. 
Ein großer Teil der übrigen Lehrer zeigte ſich beſorgt, daß die 
ſtädtiſche Schuldeputation dies übel vermerken könne. (Für mich 
höchſt charakteriſtiſchl), einer erklärte, daß er für ſich perſönlich einen 
Beitrag geben würde, ein anderer enthielt ſich der Abſtimmung. Nur 
die beiden älteſten Lehrer, Herr Berner und Herr Leiſegang, ſchloſſen 
ſich meinem Antrage an, der ſomit abgelehnt war. Man vergegen⸗ 
wärtige ſich die damalige Situation! Schmerz ſah man auf dem 
Antlitz eines jeden Deutſchen bis zum roteſten Sozialdemokraten hin 
Ein Berliner Lehrerkollegium aber lehnte aus Beſorgnis vor unan- 
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genehmen Folgen bei der nächſten Behörde, die ich doch allein zu 
tragen gehabt hätte, jeden änßeren Ausdruck der Teilnahme ab. Ich 
ſprang entrüſtet ae und rief, meiner ſelbſt nicht mehr mächtig, 
indem ich ausſpie: „Pfui, ich ſchäme mich, Leiter eines ſolchen 
Kollegiums zu ſein“! und als Herr Wehle darauf antworten wollte, 
rief ich: „Scheeren Sie ſich hinaus!“ Letzterer Ausdruck that mir 
bald darauf leid, und ich habe keinen Anſtand genommen, Herrn 
Wehle ſpäter vor dem Kollegium mein Bedauern hierüber auszu— 
ſprechen. Nunmehr ging ich kraft eigener Machtvollkommenheit in 
die einzelnen Klaſſen, ſagte den Kindern, daß es Abſicht ſei, ſpeziell 
von den Schülern unſerm toten Kaiſer einen letzten Kranz zu 
widmen, wer daher wolle, möge 5 Pfennige mitbringen. Es war 
am anderen Morgen rührend, daß faſt alle Kinder, deren Eltern 
doch, wie die Wahlergebniſſe zeigen, zu drei Vierteln Sozial⸗ 
demokraten ſind, viel größere Summen brachten, ſelbſt bis zu einer 
Mark, wahrſcheinlich das ganze Vermögen der Eltern. Natürlich 
mußte dies alles zurückgewieſen werden, da jedes Kind nur 5 Pfennige 
bringen durfte. Ich habe bei dieſer Gelegenheit über das angeblich 
fo revolutionär geſinnte Volk und über ſeine Leiter und Führer 
meine eigenen Betrachtungen angeſtellt. Es kam eine größere Geld⸗ 
ſumme zuſammen, für die der Lehrer Berner einen ſehr ſchönen 
Kranz kaufte, der dann auch als Zeichen der Liebe und Verehrung 
der Schüler, leider nicht auch des Lehrerkollegiums der 147. Gemeinde⸗ 
ſchule, am Sarge Sr. Majeſtät niedergelegt worden iſt. Hier fand 
ich, daß doch mehrere Lehrerkollegien es an Beweiſen der Pietät 
nicht hatten fehlen laſſen. Eine einzige Klaſſe, die des Lehrers 
Heiſeke, hatte keinen Beitrag gebracht, trotzdem ich die Kinder per⸗ 
ſönlich dazu aufgefordert hatte. Als ich in die Klaſſe kam, ſagte 
mir ein Kind, daß Herr Heiſeke es ihnen verboten habe. Herr 
Heiſeke ſtand dabei. Ich entfernte mich ſtillſchweigend. 

Am anderen Tage rief ich ihn ins Amtszimmer und ſagte 
ähm in ruhigſter Weiſe: „Herr Heiſeke, wir beide können nicht zu⸗ 
ſammen bleiben, melden Sie ſich von der Schule fort unter irgend 
einem Vorwande, und dann mag die Sache erledigt ſein!“ Herr 
Heiſeke ſagte, daß ich im Irrtum jei, er habe den Kindern nichts 
verboten, leider hätte er die Außerung des Knaben nicht richtig ver- 
ſtanden, da er am Fenſter geſtanden hätte. Er gehöre nicht zu den 
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Hannoveranern, die zu Haufe Welfen geweſen und hier Demokraten 
geworden ſeien. Er hoffe alſo, daß wir auch fernerhin zuſammen 
bleiben könnten. Obgleich ſeine Erklärung den Stempel der Un⸗ 
wahrſcheinlichkeit an ſich trug, denn weshalb hätten ſich ſonſt ſeine 
Kinder ſämtlich an der Sammlung nicht beteiligt, zu der ich fie 
doch ſelbſt aufgefordert hatte, jo nahm ich dieſelbe doch als auz- 
reichend entgegen, denn weitere Erörterungen über dieſen Punkt 
waren mir höchſt peinlich. Das vertrauensvolle Verhältnis zwiſchen 
meinem Lehrerkollegium und mir war aber dahin. Herr Wehle er⸗ 
klärte mir viel ſpäter, wenn ich dieſe Sache zur Mitteilung gebracht 
hätte, ſo hätte es ſich in dem beginnenden Kampfe um beiderſeitige 
Exiſtenzfragen gehandelt. Dies verſtand ich nicht ganz. Noch ſpäter 
hatten ſich die Lehrer auf eine Außerung meinerſeits beſonnen, die ich 
vor Jahren einmal am Frühſtückstiſch gethan hatte. Es war daz 
mals die Rede von Friedrich Wilhelm IV. Ich ſagte, daß die durch 
die nichtsnutzigſten jüdiſch-demokratiſchen Ränke ins Leben gerufene 
Revolution dem arbeitenden Volk unendlich geſchadet und all den 
hochidealen Beſtrebungen des Königs zum Beſten derjenigen Volfs- 
klaſſen, die die eigentlichen Werte hervorbringen, einen Damm ent⸗ 
gegengeſetzt hätten. Der König ſei dadurch vollſtändig zerrüttet 
worden und in den letzten Jahren ſeines Lebens ſogar voller Ver— 
zweiflung dem Txunk verfallen, der ſeinen Tod noch beſchleunigt 
habe. An dieſe Außerung meinerſeits klammerten ſie ſich in der 
Befürchtung, daß ich ihnen wegen ihres Verhaltens Schwierigkeiten 
bereiten könne, als wenn dieſer Gedanke jemals in meine Seele ge⸗ 
kommen wäre! Der Fall war nicht an und für ſich, ſondern als 
Symptom von ſo großer Wichtigkeit. So wie aber das veränderte 
Verhältnis zwiſchen mir und meinem Lehrerkollegium, das mir 
natürlich Haß eintragen mußte, ſich vertraulich weiter verbreitete, 
wurden darauf von anderer Seite ſofort die nichtsnutzigen Spekula⸗ 
tionen gebaut, die denn auch, ſelbſtverſtändlich unter jüdiſcher 
Leitung, ſchließlich zu einer Kataſtrophe geführt haben. 


Die Entwickelung nach dem 11. März 1888. 


Das gute Verhältnis zwiſchen dem 1 und mir 
war ſelbſtverſtändlich zu Ende, kühle Höflichkeit an die Stelle des 
bisherigen Vertrauens getreten. Nur zwiſchen dem Lehrer Berner 
und mir entwickelte ſich eine vertraulichere Freundſchaft. Hatte er 
doch faſt allein den Mut gehabt, ohne Furcht vor ſchlimmen amtlichen 
Folgen ſeinem Kaiſer nach ſeinem Hintritt eine letzte Ehre zu 
erweiſen. Da er mir außerdem an Jahren weit voraus war, ſo 
weihte ich ihn auch in manche perſönlichen Verhältniſſe ein, ſo 
beſonders auch in mein Vorhaben, in Sachen Thomas eine 
Immediateingabe au Se. Majeſtät den Kaiſer zu richten. Auch 
ſagte ich ihm ſehr offen, daß ich hoffe, im Fall des Erfolges Herrn 
Thomas zu bewegen, eine große antiſemitiſch⸗ſociale Zeitung zu 
errichten, auch für dieſe, um ſie gut zu fundiren, ein eigenes Haus 
anzukaufen. Herr Berner unterſchrieb die Eingabe ſelbſt zuerſt. 
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Mein Vertrauen zu Herrn Berner wuchs umſomehr, als er 
im Verein mit dem Baron von Ungar⸗Sternberg öffentlich gegen 
die Wahl des freiſinnigen Paſtors Scipio an der Dankeskirche 
proteſtirt, dann eine umfangreiche Beſchwerde ans Konſiſtorium 
geſandt und auch in der That die Beanſtandung der Wahl erreicht 
hatte. Natürlich hatte er ſich dadurch den grimmigen Haß des 
Kirchenrates der Dankeskirche zugezogen. 

Von dieſem Augenblick an trat eine merkwürdige Veränderung 
mit Herrn Berner ein. | 

Zunächſt war er plötzlich im Beſitz eines Hauſes in der Seler- 
ſtraße, das er von dem hochfortſchrittlichen Ratsbaumeiſter Herrn 
Stargardt bei ſehr geringer Anzahlung gekauft hatte. Dieſen Mann, 


ſeinen Hauswirt, hatte er bei dem Lehrerkollegium früher kaum ſehr 


zart behandelt, ſich über ſeinen Charakter und Geiſt wenig aner⸗ 
kennend ausgeſprochen und bedauert, daß er, der von Herrn Star⸗ 
gardt doch manches verdiene, gezwungen ſei, ſeine ſchöne Zeit mit 
ihm im Schachſpiel totzuſchlagen. Zuweilen müſſe er ihn, um ihn 
bei Laune zu erhalten, auch gewinnen laſſen. 

| Als der freiſinnige Prediger Haupt als zweiter Prediger an 
der Dankeskirche gewählt wurde, überſandte der erſte Prediger, 
Herr Baumann, ihm vertraulich Material, aus dem hervorgehen 
ſollte, daß Herr Haupt die Gottheit Chriſti leugne, mit der Bitte, 
abermols einen Proteſt zu veranlaſſen. Herr Berner teilte dieſe 
vertrauliche Mitteilung öffentlich mit und erzählte, daß er abſolut 
nicht an ſolche Sachen denke. Er habe geglaubt, ſich die Freund— 
ſchaft des Herrn Baron v. Ungar⸗Sternberg durch den erſten Proteſt 
zu erwerben, aber dieſer habe ihn nach Erledigung der Sache gar 
nicht mehr beachtet. Jetzt hätten ſich andere Freunde gefunden, die 
mehr könnten, als der Herr Baron. Außerdem habe ihm das 
Deutſche Tageblatt einen langen Artikel nicht bezahlt, und jo gehe 
er denn jetzt in's andere Lager über. Ihm erwuchſen daraus die 
größten Vorteile. Er war wegen ſeines Hauſes in die allergrößten 
Sorgen gekommen, denn das ganze Hinterhaus ſtand leer. Der 
Kirchenrat der Dankeskirche mietete ihm für einen anſtändigen Preis 
zwei Stockwerke zu Konfirmandenſälen ab, wiewohl man ſich bis 
letzt ſehr gut ohne dieſelben beholfen hatte. Die benutzten ſtädtiſchen 


Räumlichkeiten waren von der Stadt in keiner Weiſe gekündigt, 


auch hatte die Gemeinde hierfür keinen Pfennig Geld disponiebel, 


die Synode mußte angegangen werden. 

Das dritte Stockwerk mietete eine jüdiſche Gemeinde zur Syna⸗ 
goge. Auffällig war dies Alles immerhin, denn die unmittelbare 
Nähe der Gasanſtalt empfiehlt die Räume nicht beſonders. Mir 
kam ſofort der Gedanke, doß hier ein Geſchäft abgeſchloſſen ſei, bei 
dem mein Kopf als zu bezahlender Preis angeſehen werden ſolle. 
Der Beweis fand ſich bald. 

Herr Thomas erhielt zunächſt den anonymen Brief, welchen 
ich oben abgedruckt habe. Als Ueberſender bezeichnete Herr Thomas 
zwar keine beſtimmte Perſon, aber unmittelbar nachher fragte er 
nach dem Ratsmaurermeiſter Stargardt, den ich gar nicht kannte, 
ermahnte mich auch, mich vor einem Lehrer Borner oder Börner in 
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Acht zu nehmen. Zweck des Briefes war ja offenbar, Herrn Thomas 
abzuhalten, für meine beabſichtigte Zeitung, noch weniger aber für 
mich perſönlich, irgend etwas zu thun. Es iſt dies ſchließlich auch 
gelungen. Später liefen die unerhörteſten anonymen Denunziationen 
bei der Königl. Staatsanwaltſchaft gegen mich ein, und zwar mit 
den verſchiedenſten Handſchriften, in denen die tollſten Beſchuldigungen 
enthalten waren, ſo beſonders, daß ich Titel für Geld verkaufe. 
Als Zeugin war eine getaufte Jüdin, jetzt Frau Rentier Schulz 
in der Schlegelſtraße, angegeben, auf welche ich weiter unten zurüd- 
komme. Die Staatsanwaltſchaft hat darauf ohne mein Wiſſen 
Unterſuchungen angeſtellt, die allerdings das Unſinnige der Denun— 
ziation klar ans Licht geſtellt haben. 

Solche Denunziationen ſind, wie mir erſt jetzt bekannt geworden 
iſt, viele abgeſchickt worden, und hat denn auch ſchließlich der Lehrer 
Berner geſtanden, daß er dieſelben verfaßt und zur größeren Sicher— 
heit gegen Entdeckung von ſeiner Frau! habe abſchreiben laſſen. 

Alles half nichts, die Hintermänner drängten zweifellos, und 
ſo unternahm denn Herr Berner den ungeheuren Verſuch, das ganze 
Lehrerkollegium zu einer wiſſentlich falſchen Denunziation zu bewegen, 
die, das mußte tid) doch jeder jagen, zahlloſe Meineide im Gefolge 
haben mußte. Dies alles geſchah zu einer Zeit, in der ich mit Allen 
bereits wieder freundſchaftlich verkehrte, dieſem und jenem beim 
Königl. Provinzial-Schulkollegium eine Unterſtützung verſchafft, 
andere vor ſchlimmen Dingen bez. Ueberſchreitung des Züchtigungs— 
rechtes bewahrt hatte. 

Die Thatſache, daß ein ganzes Lehrerkollegium mit Ausnahme 
eines einzigen Lehrers, des Herrn Leiſegang, der ſeit der Verweigerung 
ſeiner Unterſchrift wahrſcheinlich aber Spießruten laufen muß, ſich 
dazu hergiebt, mich wiſſentlich falſch zu denunzieren, iſt geradezu 
ungeheuerlich. | 

Nimmt man auch an, daß dieſes Lehrerkollegium feit 5 Jahren 
mit großer Sorgfalt für mich ausgeſucht iſt, ſo iſt doch mindeſtens 
die große Dummheit unbegreiflich und läßt ſich nur erklären, wenn 
man annimmt, daß das rückſichtsloſe Treiben der Hintermänner, 
wobei es wahrſcheinlich an Verſprechungen und Drohungen nicht 
gefehlt haben wird, die Leute um alle vernünftige Ueberlegung 
gebracht hat. 

Die Grundlage der Denunziation bildete die von mir ſeit 
vielen Jahren bewirkte Bekleidung armer Kinder zu Weihnachten. 

Ich habe es, ſo lange ich denken kann, für meine Aufgabe 
angeſehen, die Leiden meiner Mitmenſchen in meinem Geſichtskreiſe 
zu mildern oder zu beſeitigen. Meine Wohnung iſt daher von Hilfe- 
ſuchenden niemals leer geworden. Es kamen Lehrer und Lehrerinnen, 
die meinen Rat und meine Hilfe bei Examenangelegenheiten in An⸗ 
ſpruch nahmen, und vergebens iſt wohl Niemand gekommen; es 
kamen Leute aller Stände, mir oft bis dahin ganz unbekannt, um 
mich wegen Beihülfe zur Erlangung einer Stellung, lohnender 
Arbeit ꝛc. anzugehen, und meiſtens kamen auch ſie nicht vergebens. 
Die Zahl der um Unterſtützung bittenden war oft ſo groß, daß ich 
meiner Familie das Notwendige entziehen mußte, um Meje einiger- 


— 133 — 


maßen zu befriedigen. Auch böſe Erfahrungen haben mich nicht 
beeinfluſſen können. 

Als meine vornehmſte Aufgabe ſah ich es aber an, die mir 
anvertrauten Schulkinder im Winter gegen die ſchlimmen Einflüſſe 
0 zu ſchützen. Ich ſorgte für Stiefel und warme 
kleidung. 

Es giebt ja in Berlin wer weiß wie viel Wohlthätigkeits⸗ 
anſtalten, oft durch vornehme Leute in's Leben gerufen, aber von 
ihrem Wirken iſt im Großen und Ganzen wenig zu ſpüren. 

Aus meiner Schule ſind z. B. nie mehr wie 2 Kinder bedacht 
worden, während doch nie unter 100 wirklich Bedürftige vorhanden 
waren. — 

In meinen verſchiedenſten Stellungen als Lehrer habe ich mir 
dadurch den Dank unzähliger bedrückter Eltern und nebenbei, wenn 
auch ungeſucht, die Anerkennung meiner Vorgeſetzten verdient. 

Als ich am 1. Oktober 1881 die 119. Gemeindeſchule als 
Rektor übernahm, fand ich in dieſer Hinſicht ein ganz außerordentlich 
williges und opferfreudiges Kollegium, wie ſich daſſelbe überhaupt 
bis zu meinem Scheiden 1885 als das Muſter eines Lehrer— 
kollegiums bewies. 

Auf meinen Vorſchlag wurde unter den Lehrern ein Rendant 
gewählt, die übrigen Arbeiten unter die Damen und Herren verteilt, 
es wurden Konzerte, dann vor Weihnachten Sammlungen ver- 
anſtaltet, und wir konnten zum Weihnachtsfeſte 100 — 120, d. h. 
ſämtliche bedürftigen Kinder ohne Rückſicht auf die Würdigkeit 
bekleiden, auch noch mit ſonſtigen kleinen Geſchenken verſehen, die 
das Kinderherz erfreuen. Als wir uns dann in einem Jahre einem 
Vereine anſchloſſen, machten wir trübe Erfahrungen. Jedes Vereins⸗ 
mitglied wollte Kinder zur Beſcherung vorſchlagen, und der Schule 
blieb wenig übrig. Es mußte nebenher doch noch geſammelt werden. 

Als ich im Jahre 1885 an die 147. Gemeindeſchule verſetzt 
wurde, fand ich unter den Damen ebenfalls Entgegenkommen und 
Beihülfe. Nachdem aber die Mädchen und mit ihnen die Lehrerinnen 
von der Schule fortgenommen und nur Lehrer an der Schule an- 
geſtellt wurden, war es damit vorbei. 

Das neue Kollegium verhielt ſich durchaus ablehnend, und 
von 1886—1889 hat nicht ein einziger Lehrer für die Beſchaffung 
auch nur einer Mark geſorgt. 

Nicht einmal die dürftigſten Kinder wurden in den einzelnen 
Klaſſen mit einiger Sorgfalt herausgeſucht, und einigen beſonders 
armen Kindern wurden angeblich wegen Unfleißes von dem Lehrer 
Herrn Klopſtech die geſchenkten Stiefel wieder fortgenommen, ſo daß 
ich energiſch eingreifen mußte. Eine Mutter fühlte ſich hierdurch 
ſo verletzt, daß ſie gegen Herrn Klopſtech wiederholt beleidigend 
wurde und auf ſeinen Antrag gerichtlich beſtraft werden mußte. 
An eigene Beiträge war gar nicht zu denken, und meine wieder- 
holte Bitte, mit der zur Verfügung geſtellten Liſte zu irgend einem 
Herrn hinzugehen, wurde unter allerlei Ausflüchten abgelehnt. „Sie 
machen das ja Alles am beſten, wir ſind ja mit Allem einverſtanden, 


aber auf unſere Thätigkeit verzichten Sie wohl, weil wir doch 
wenig nützen können!“ ſagte der Lehrer Herr Heiſeke. 

So war ich denn auf mich allein angewieſen. Obgleich ſonſt 

leider nicht immer vorſichtig genug, ſagte ich mir in dieſem Falle 
doch: „Du mußt irgend eine zuverläſſige Perſon zur Controle 
haben, denn da bisher jede deiner Handlungen beobachtet und das 
Harmloſeſte zum Verbrechen gemacht iſt, ſo könnte leicht Jemand 
behaupten, du ſäheſt bei der Bekleidung der armen Kinder auch 
auf deinen Vorteil. Da deine ſchwierige äußere Lage Jedermann 
bekannt iſt, ſo würde eine ſolche Behauptung leicht Glauben finden 
und ſo, wie die Welt einmal iſt, auch für natürlich gehalten werden. 
Zwar iſt die innere Genugthuung, die du beim Glück Anderer 
findeſt, größer, als der Gram über dein eigenes Unglück, aber 
. du das behaupten würdeſt, könnteſt du höchſtens ausgelacht 
werden.“ 
Als die geeignetſte Perſon bot ſich der jeweilige Schul— 
kommiſſionsvorſteher dar. Derſelbe kannte die Kinder, die Eltern, 
konnte mit Rat und That zur Seite ſtehen. Im Jahre 1888, um 
das es ſich hier handelt, war der Hotelbeſitzer und Hauseigentümer 
Herr Maaß, am Gartenplatz Nr. 6 u. 7, Vorſteher der Schul⸗ 
kommiſſion. Ich fertigte etwa Ende October oder Anfang November 
die Liſte an, verſah ſie mit Unterſchrift und Stempel, ging zu 
Herrn Maaß und bat ihn, ebenfalls Namen und Stempel darauf 
zu ſetzen, dann begab ich mich zu den mir ſeit Jahren bekannten 
Geldgebern, die ihre üblichen Beträge einzeichneten. 

Drei Herren traf ich nicht an, die aber ihren Beitrag mit der 
Poſt ſandten. Dieſe Poſtſendungen zu unterſchlagen wäre bei 
betrügeriſcher Abſicht möglich geweſen. Nach Abſchluß der Sammlung 
ging ich zu Herrn Maaß, legte dieſem die Liſte vor, die er als die 
von ihm unterzeichnete erkannte, bat ihn, die Summe feſtzuſtellen, 
gab ihm auch die drei Poſtabſchnitte, dann ließ ich mir Quittung 
geben und vernichtete hierauf in ſeiner Gegenwart die erſte Seite 
des Aufrufes, auf welcher die Unterſchriften ſtanden nebſt den erſten 
Zeichnungen. Die zweite Hälfte, auf der ſich lediglich Zeichnungen 
befanden, behielt ich zurück. 

Die Vernichtung des Aufrufes erfolgte, weil ich ja möglicher— 
weiſe ſonſt in den nächſten Tagen damit noch neue Sammlungen 
hätte vornehmen können, den zweiten, an und für ſich wertloſen 
halben Bogen mußte ich aber alljährlich zurückhalten. Manche 
Zeichner, beſonders die mir ferner ſtehenden, gaben nämlich nur, 
ſobald ich ſie überzeugen konnte, daß ſie dies in früheren Jahren 
auch gethan hätten. | 

Hierzu waren die alten Liften nötig. Bei manchen Firmen 
Nac ich nicht einmal auf den Chef zu warten, falls ich die früheren 

eichnungen vorlegte. 

Dieſe klebte ich daher einfach zuſammen, legte ſie in die neue 
Liſte und hatte ſie ſo gleich zur Hand. So war es mir möglich, 
in 5—6 Woden, ohne großen Zeitverluſt, die nötigen Gelder zu 
ſammeln. Mehrere Firmen ſtatteten mich auch mit Reſtern aus, die 
noch ganz wohl Verwendung finden konnten. 
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Wiewohl das Lehrerkollegium abjolut nichts that. hielt ich es 
Dod für angezeigt, alljährlich demſelben genaue Rechnung abzulegen, 
und zwar vor Weihnachten bezüglich der eingegangenen Gelder, 
mach Weihnachten über die Verwendung derſelben. Leitend für mich 
war dabei der Gedanke, daß die Freude an den Erfolgen ſie doch 
endlich aus ihrer Lethargie aufrütteln werde. Bevor ich daher mit 
dem Schulkommiſſionsvorſteher Herrn Maaß abſchloß, beraumte ich 
in üblicher Weiſe eine Konferenz an, legte die Liſte dem Kollegium 
zur Prüfung vor, einer der Herren, Herr Wehle, zählte die Poſten 
zuſammen. Allen übrigen Herren ſtand die Liſte zur Verfügung. 
Herr Leiſegang führte das Protokoll, es wurde einſtimmig beſchloſſen: 
„die Liſte wurde geprüft und für richtig befunden.“ Herr Leiſegang 
hatte mich aber vor Beginn der Konferenz gebeten, es möglichſt 
kurz zu machen, da er wegen eines Termines auf dem Stadtgericht 
fortgehen müſſe. Die Konferenz aber zog ſich wegen Erledigung 
anderer amtlicher Sachen in die Länge, Herr Leiſegang entfernte 
ſich daher vor Schluß derſelben. 

Das nicht ganz fertige Protokoll gab ich an Herrn Heiſeke 
zum Abſchluß. 

Am andern Tage überſandte Herr Heiſeke durch einen Knaben 
das Protokollbuch. Ich ſah zu meinem ungeheuerſten Erſtaunen, 
daß das Protokoll des Herrn Leiſegang ganz beſeitigt war. In 
dem von Herrn Heiſeke angefertigten neuen Protokoll fehlte der 
Paſſus: die Liſte wurde geprüft und für richtig befunden. | 

An und für fich war das Alles unbedeutend, mich aber durch— 
zuckte ſofort der Gedanke: Man hat gegen dich irgend ein Komplott 
geſchmiedet, deſſen Urheber im Augenblick noch nicht zu erkennen iſt. 

Ich ließ Herrn Heiſeke ſofort ins Amtszimmer kommen und 
ſtellte ihn wegen beider Thatſachen zur Rede. 

Entfernt wollte er die Seite aus dem Protokollbuch haben, 
weil zwei Handſchriften in einem Protokoll ſchlecht ausſähen, er auf 
meine nachträgliche Genehmigung auch ſicher gerechnet hätte. Den 
Paſſus aber: „die Liſte wurde geprüft und für richtig befunden“, 
habe er fortgelaſſen, weil er ſich des Wortlautes nicht mehr genau 
erinnere. Ich forderte ihn auf, ſich ſofort zu jedem beliebigen 
Lehrer zu begeben, die Einſtimmigkeit des Beſchluſſes noch einmal 
zu konſtatieren und dann den Paſſus nachträglich einzutragen. Er 
ging mit mir ſofort zu Herrn Wehle, der die Thatſache zugab, dann 
ohne mich. zu Herrn Bühring und trug hierauf den Paſſus nach— 
träglich ein. 

Mein Mistrauen war aber jetzt aufs höchſte erwacht, und da 
am Rande neben dem Protokoll noch Platz war, ſchrieb ich ſämtliche 
Poſten noch ſelbſt daneben. 

Wie richtig ich geurteilt hatte, zeigte ſich bald. Ich erhielt 
eine Vorladung nach dem Molkenmarkt zu einem Kriminalkommiſſarius, 
wo mir die Mitteilung gemacht wurde, daß ein jüdiſcher Bankier 
Richter aus der Behrenſtraße wegen der Weihnachtsbeſcherung 
gegen mich denunciert habe, angeblich infolge des Wucherproceſſes 
Tietz-Zucker. Ich konnte darüber nur lachen, aber die Kriminal- 
polizei nahm den Fall ſehr ernſt. Ich hatte gar keinen Grund, 
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ihr etwas zu verſchweigen, teilte ohne Aufforderung die Zeichner, 
auch die Höhe der Zeichnungen mit, war bereit, ihr das geſammelte 
Geld vorzuzeigen, auch über die Verwendung nach Abſchluß der 
Beſcherung Rechnung zu legen pp. 

Wie mir ſpäter bekannt wurde, iſt die Polizei dann zu vielen 
Zeichnern hingegangen, hat ſich von der Richtigkeit überzeugt, noch 
ſonſtige Recherchen augeſtellt und ſchließlich eingeſehen, daß ich: 
abſolut ſelbſtlos und rechtſchaffen zu Werke gegangen war. 
Der Fall war damit erledigt. Über meine Lippen iſt der Name 
Richter nicht gekommen, außer mir wußte nur die Polizei reſp. 
Staatsanwaltſchaft etwas von der Denunciation. In einem ſpätern 
Protokoll hat Herr Lehrer Berner ausdrücklich auf die Richter'ſche 
Denunciation hingewieſen. Der Zuſammenhang wird wohl ewig. 
unaufgeklärt bleiben. | | 

Bis jetzt hatten fih die Lehrer im Hintergrunde gehalten, die 
Richtigkeit protokollariſch beſtätigt, aber gewirkt hatten ſie, wie ſich 
bald herausſtellte, ſchon vorher, und als Alles nichts nützte, traten 
fie unter Führung des Herrn Berner, mehrere ſicher ſchweren Herzens. 
und unter unbedingtem Zwange, in Aktion. 

Die Verteilung der Gaben an 92 Kinder, das Anpaſſen der 
Stiefel und Kleidungsſtücke, das Verteilen der übrigen Sachen, 
Strümpfe, Strickwolle, warmer Tücher, warmer Unterkleider, Hüte, 
Mützen, Pfefferkuchen, Spielſachen für die jungen. Geſchwiſter pp. 
lag, wie gewöhnlich, in meinen Händen allein. Nach Neujahr ging 
ich mit den quittierten Rechnungen zum Schulkommiſſionsvorſteher 
Herrn Maaß, ließ dieſe prüfen und Decharge ertheilen, prüfte dann 
ſeine Ausgaben, die er für 12 Mädchen gemacht hatte und berief; 
einige Tage ſpäter die Lehrer zu einer Konferenz zuſammen. | 

Vor Beginn der Konferenz hatte ich das Protokollbuch und 
alle Beläge, die bereits von Herrn Maaß geprüft waren, auf meinen 
Platz am Konferenztiſch gelegt und war eines Bedürfniſſes wegen auf 
einen Augenblick nach dem Hof gegangen. Als ich zurückkehrte, waren 
die meiſten Herren bereits im Amtszimmer. Bei meiner Rückkehr 
vermißte ich ſofort zwei Quittungen, nämlich die des Schuhmachers 
Jonas über gelieferte 50 paar Stiefel und eine Quittung über 6 Mk. 
für einen Knabenüberzieher. Wenngleich ſowohl Herr Jonas, als 
auch der Lieferant des Überziehers gar nicht daran dachten, das Geld 
noch einmal zu fordern und mir noch an demſelben Tage neue 
Quittungen ausſtellten, war mir der Vorfall doch höchſt unangenehm. 
Schon wiederholt waren mir früher Schriftſtücke fortgekommen, und 
einmal ſchon, etwa ein Jahr früher, beſchuldigte ich einen Lehrer vor 
verſammelter Konferenz, daß er ein ſolches Schriftſtück aus meinem 
Überzieher gezogen habe. Derſelbe erklärte damals auf Ehrenwort 
ſeine Unſchuld, und heute bin ich feſt überzeugt, daß ich auch wirklich 
eine falſche Perſon beſchuldigt habe. Als ich nach Eröffnung der 
Konferenz das Protokoll hatte verleſen laſſen, erhob ſich ſofort ein 
großer Sturm. Herr Berner erklärte, daß er von dem Kollegium 
bevollmächtigt fei, mir Folgendes mitzuteilen: „Die Herren Heiſeke, 
Klopſtech und Thiede wären im November, alſo zu einer Zeit, in 
welcher ich ſoeben mit den Sammlungen begonnen hatte, ohne mein 
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Wiſſen ins Amtszimmer gegangen und hätten dort in einem Buch. 
„Katechismus der Sozialreſorm“, die Weihnachtsliſte gefunden und. 


die ſämtlichen Beträge zuſammengezählt. Der Betrag wäre weit 
höher geweſen, wie der von mir angegebene. Da außerdem jetzt 
mehrere Beläge fehlten, (wovon ich bis jetzt noch kein Wort geſagt 
hatte), ſo bitte man um Aufklärung. 

Ich antwortete ſehr ruhig: „Die beiden mir in unbegreiflicher 


Weiſe fehlenden Quittungen kann ich in zehn Minuten erſetzen, 


die Herren aber, welche die Liſte fanden, haben zweifellos die auf den 
Rückſeiten der alten Liſten gezeichneten Beträge mitgezählt.“ Letzteres 
wurde beſtritten, und nannte Herr Heiſeke ſogar eine Anzahl von 


Namen von Zeichnern, die er ſich gemerkt hatte. Der alte Satz, dap 


der Teufel, wenn er ein beſonders feines Spiel eingefädelt habe. 
gleich auch die falſche Karte mit hineinſtecke, bewahrheitete ſich auch 
hier. Unter all den Namen hatte ſich Herr Heiſeke gerade diejenigen 
Namen von Gebern aus den alten Liſten gemerkt, die ich in dieſem 
Jahre aus Mangel an Zeit gar nicht beſucht hatte, ſo z. B. Gebr. 
Delpey, Bing und mehrere Firmen in der Pank-Straße. Ich 


jagte daher: „Der Beweis, daß Sie die alten Liften mit vor fidh. 


hatten, iſt erbracht, denn auf der neuen Liſte waren dieſe Namen 
gar nicht vorhanden. Da es erſt wenige Wochen her iſt, ſo bin ich, 
um jedes Mistrauen zu beſeitigen, bereit, jetzt ſogleich mit Ihnen zu 
den betreffenden Herren hinzugehen und mich perſönlich vorzuſtellen, 
denn ſonſt könnten ſich die Herren am Ende nicht genau erinnern. 
Dieſer Vorſchlag wurde allſeitig abgelehnt. Nach wiederholter drin⸗ 
gender Aufforderung meinerſeits erklärte ſich ſchließlich Herr Heiſeke 
bereit, zu den Herren hinzugehen, aber allein, hat es aber nicht gethan. 
Ebenſowenig hatte man Luſt, die neu zu beſchaffenden Quittungen 
anzuſehen, noch ſich zu Herrn Maaß zu begeben, um ſich auch dort 
Klarheit zu verſchaffen. Nachdem ich ſo meinerſeits alles gethan 
hatte, was zur unbedingten Aufklärung nach allen Seiten dienen 


konnte, mußte ich die Ueberzeugung gewinnen, daß es ſich hier gar- 


nicht um Aufklärung, ſondern um ein lange Zeit vorbereitetes Kom⸗ 
plott handelte. Sicher hatten ſich die Herren Thiede, Jahn, Schwarz, 
die ich ſeit Jahren als durchaus ehrenwerte Leute kennen gelernt 
hatte, hierzu nur unter übermächtigem Zwange hergegeben. Wenn 


man aber dem Teufel den kleinen Finger reicht, ſo hat er bald die 


ganze Hand. Bald darauf erhielt ich einen von acht Lehrern unter⸗ 
zeichneten Brief, in dem ich aufgefordert wurde, innerhalb acht Tagen 
noch genauere Auskunft zu geben, widrigenfalls man ſich an die 
Behörde wenden müſſe. Selbſtverſtändlich ließ ich dieſes Schreiben 
ganz unbeachtet. In dieſer Zeit begann Herr Heiſeke ſein Doppel⸗ 
ſpiel. Er erſchien bei mir im Amtszimmer und ſagte mir, daß er 
mein Freund ſei, und daß jeder von ihnen gezwungen ſei, die dem 
Herrn Schulinſpektor vorher zur Begutachtung vorgelegte Anklage⸗ 
ſchrift zu unterzeichnen. Herr Schulinſpektor Dr. Zwick habe erklärt, 


daß er ſich Jeden für alle Zeit merken würde, der nicht unterſchreiben 


werde. 
Mir war dieſe Mitteilung hoch intereſſant, aber gleichwohl 


konnte ich mich auf nichts einlaſſen. Auch Herr Thiede und Herr: 


* 
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Schwarz, beide ſicher in wohlwollender Abſicht, rieten mir zum Rad- 
geben. Herr Thiede erklärte dabei, daß er ſich in einer Zwic nicht 
befinde, nannte allerdings den Namen des Herrn Dr. Zwick nicht. 
Herr Schwarz verweigerte mir auf meine Frage, ob er unter behörd— 
lichem Druck handele, jede Auskunft. Nach acht Tagen wurde die 
Denunziation an die ſtädtiſche Schuldeputation, z. H. des Herrn Dr. 
Zwick abgeſandt, und dieſe Beſchwerdeſchrift teilte nicht das Schickſal 
meiner früheren Beſchwerdeſchrift über Herrn Fietz an die ſtädtiſche 
Schuldeputation, z. H. des Herrn Dr. Zwick. In der Denunziation 
der acht Lehrer waren nun ſo unbedingte und klar nachweisbare 
Unwahrheiten enthalten, daß ſicher vier der Herren dieſelbe niemals 
unterſchrieben hätten, wenn an derſelben noch irgend etwas hätte 
geändert werden dürfen. Zunächſt wurde ich da beſchuldigt, ins 
Protokollbuch die Notiz, „die Liſte wurde geprüft und für richtig be— 
funden“, wider Wiſſen und Willen des Lehrerkollegiums ſelbſt hin— 
geſchrieben, d. h. eine Urkundenfälſchung begangen zu haben. Da 
Herr Heiſeke als Protokollführer dieſe Notiz nach Rückſprache mit 
mehreren anderen Herren geſchrieben hat und doch nicht anzunehmen 
iſt, daß die Herren bei ihren ſehr zahlreichen Zuſammenkünften dieſen 
Fall nicht reichlich erwogen hätten, ſo erweiſt ſich mit dieſer 
wiſſentlich falſchen Denunziation faſt ein ganzes Berliner 
Lehrerkollegium, das nach Herrn Heiſekes Ausſagen unter be— 
hördlichem Druck handelte, als eine Rotte von Leuten, die gemein— 
ſchaftlich Handlungen begehen, welche unter das Strafgeſetz 
fallen. Nach ihrer eigenen Überzeugung konnte doch dieſe 
Thatſache nicht verborgen bleiben, falls ſie nicht alle zum Mein— 
eide entſchloſſen waren und außerdem das Protokollbuch beſeitigten. 
Letzteres lag ſeit fünf Jahren im Amtszimmer zu jedermanns Ein— 
ſicht, aber das Amtszimmer hielt ich jetzt ſtreng verſchloſſen, und als 
mir auch dieſes noch nicht ausreichend zu ſein ſchien, nahm ich es 
mit in meine Wohnung. Als es ſpäter amtlich von mir verlangt 
wurde, überſandte ich es direkt ans Königl. Provinzial Schulkollegium. 
Einem Arnimprozeß wollte ich mich nicht ausſetzen. 


Zweitens wird in der Denunziation behauptet: „Der Rektor 
Ahlwardt hat im Namen des Lehrerkollegiums die Sammelliſte 
unterzeichnet, wiewohl das Lehrerkollegium ihm dies unterſagt hatte. 
Dies iſt eine abſolute Unwahrheit, bei der auch nicht die Spur einer 
Begründung vorhanden iſt. Es iſt niemals auch nur eine Andeutung 
dieſer Art gemacht worden, wie denn überhaupt außer dem tranrigen 
Vorfall bei der Beerdigung des Kaiſers Wilhelm niemals zwiſchen 
mir und den einzelnen Lehrern ein verletzendes Wort geſprochen iſt. 


| Wenn die Herren Bühring, Thiede, Jahn, Schwarz denen ich 
doch noch ein Gewiſſen zutraue, vor Gericht beſchwören werden, nicht 
etwa, daß mir vom Kollegium die Unterzeichnung unterſagt, ſondern, 
daß nur eine entfernte Andeutung dieſer Art gemacht ſei, ſo will ich 
gern als Verleumder beſtraft werden und nach Plötzenſee wandern, 
um wenigſtens einige Zeit unter halbwegs ehrlichen Leuten zu ſein. 
Damit die Herren ja Gelegenheit nehmen, mich zu verklagen, nenne 
ich vier der Unterzeichner, Wehle, Berner, Klopſtech und Heiſeke be— 
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wußte Lügner und erkläre, daß fie zu ihrer Schandthat nur aus 
Furcht vor zukünftigen Übeln oder in der Hoffnung künftiger Be- 
lohnungen ihre Unterſchrift hergegeben haben. Die andern vier 
nenne ich vorläufig nicht ſo, weil ſonſt auch dieſe klagen, und es mir 
dann an jedem Zeugen fehlt. Das beſte am Ganzen iſt es nun, daß 
es mir gar nicht eingefallen war, überhaupt im Auftrage des Lehrer⸗ 
kollegiums zu unterzeichnen. Ich ſchrieb einfach: „H. Ahlwardt, 
Grenzſtr. Nr. 16, Rektor des Lehrerkollegiums der 147. Gemeinde⸗ 
Schule“, wie das Herr Maaß und manche Geber noch wiſſen werden. 
Köſtlich ift es, wie man fic) um die unbequeme Thatſache herum- 
drückte, daß Herr Heiſeke ſich Namen von Leuten gemerkt hatte, die 
1888 gar nicht in Anſpruch genommen waren. Es heißt in der 
Denunziation: „Bei Prüfung der Liſte vermißten wir mehrere 
Namen von Gebern, z. B. Gebr. Delpey“. Welch kolloſſaler Schwindel! 
Es war in der Konferenz vor Weihnachten keinem eingefallen, die Liſte 
auch nur anzuſehen. Nur Herr Wehle, neben den ich mich hinſetzte, 
war zu bewegen, die Poſten zu addieren. Erſt in der Konferenz 
nach Weihnachten, als ich den Herren darlegte, daß ſie die alten 
und die neue Liſte zuſammengefaßt hätten, und Herr Heiſeke Namen 
von Zeichnern nannte, gewannen dieſe Namen Wichtigkeit. Die 
Herren haben dies auch ſehr wohl herausgefühlt, daher die groß⸗ 
artige Lüge. Eine einzige Bemerkung aber ſtand in der Denunziation, 
die einen Schimmer von Glaubwürdigkeit für ſich hatte. Es hieß: 
Der Rektor Ahlwardt teilte nach Ausweis des Protokolls nach der 
Weihnachtsbeſcheerung von 1886 mit, daß er noch 37,50 Mk. übrig 
behalten habe; er werde dieſelben auf der Sparkaſſe anlegen. Über 
dieſes Geld fehlt uns der Nachweis. 


In Folge dieſer Denunziation erſchien der Schulinſpektor 
Herr Dr. Zwick in meinem Amtszimmer und verkangte Auskunft. 
Ich ſagte, doh ich dieſelbe ſchriftlich einreichen werde und überſandte 
am anderen Morgen eiue über zwanzig Seiten ſtarke Denkſchrift an 
Herrn Dr. Zwick. Darauf lud er mich zur Protokollaufnahme nach 
ſeiner Wohnung. Ich begab mich dahin, bat aber, mich möglichſt 
bald wieder zu entlaſſen, da meine Frau ſehr ſchwer krank fei. ZDas 
Protokoll wurde daher kurz abgefaßt. 


Zur Aufklärung arbeitete ich in der folgenden Nacht eine 
weitere Denkſchrift von über 20 Seiten aus, die ich ebenfalls Herrn 
Dr. Zwick am anderen Morgen, und zwar perſönlich, überreichte. 
Einen Zeugen hatte ich mitgenommen. Ich durfte wohl an⸗ 
nehmen, daß der Herr Dr. Zwick nach der Schule kommen würde, 
um dort eine Konferenz abzuhalten, in der ſich ja die Wahrheit ſo⸗ 
fort hätte herausſtellen müſſen. Es geſchah nicht. Herr Dr. Zwick 
überſandte Alles der ſtädtiſchen Schuldeputation; auch dieſe hielt es 
nicht für notwendig, irgend welche Unterſuchung anzuſtellen, ſondern 
ſandte die Akten zur Erhebung der Disziplinarunterſuchung ſofort 
an das Königliche Provinzial⸗Schulkollegium. Man vergleiche mit 
dieſem Verhalten einmal das Verhalten der ſtädtiſchen Behörden 
fortſchrittlichen Beamten gegenüber, z. B. in den weiter unten er⸗ 
wähnten Fällen Richter und Bellardi. Erſterer, der zwei Lehrerinnen in 


— 140 — 


einem Jahr geſchwängert hatte, erhielt gleichwohl nach kürzerer Zeit den 
Unterrichtserlaubnisſchein an der von ſeiner Frau geleiteten Mädchen- 
ſchule wieder. Letzterem, der eine wiſſentlich falfche anonyme Denun- 
ciation gegen einen Untergebenen bei der Behörde eingereicht und 
dies auch eingeſtanden hatte, wohnt noch jetzt in einem der präch⸗ 
tigſten Schulhäuser Berlins und hat noch nebenher die Leitung 
einer einträglichen Fortbildungsſchule erhalten. Natürlich waren 
beide hochfortſchrittliche Herren. Das Königliche Schulkollegium that 
das einzig richtige: Es überreichte die ganze Angelegenheit der König- 
lichen Staatsanwaltſchaft. Die übrigen Sachen waren raſch erledigt. 
Eine ſehr peinliche, bis in die allerkleinſten Einzelnheiten gehende 
Unterſuchung fand aber die Angelegenheit wegen der Mark 37,50. 
Der Sachverhalt war hier folgender: Ich hatte zu Weihnachten 1886. 
37,50 Mark übrig behalten, teilte dies den Lehrern mit und bat 
mehrere der Herren, ſo beſonders Herrn Wehle, dies Geld in Ver⸗ 
wahrung zu nehmen. Dies wurde allſeitig abgelehnt. Den Grund 
dafür konnte ich freilich den Herren nicht ſagen, will ihn jetzt aber 
offen ausſprechen. Bei meinen dauernden Geldverlegenheiten hielt 
ich die Verſuchung, das in meiner Wohnung aufbewahrte fremde 
Geld in Zeiten der Not anzugreifen, für zu groß. Die Not des 
Augenblicks vermag gar viel, und ich wollte mir dieſe Kraftprobe 
nicht unnötig auflegen. Als daher die Lehrer die Aufbewahrung 
verweigerten, erklärte ich, daß ich dann meine Gründe habe, das 
Geld nach der Sparkaſſe zu bringen. Weſentlicher Nutzen konnte 
allerdings hierdurch nicht erzielt werden, denn die wenigen Zinſen 
werden aufgewogen durch die Bezahlung des Buches bei Abhebung 
des Geldes. Aber auch auf meinen Namen durfte ich das Geld 
nicht einzahlen, da ich widerholt mit dem Offenbarungseide bedroht 
wurde. Es wäre dann wegen dieſes Geldes zu den ärgſten Weite⸗ 
rungen gekommen, da der Gläubiger ſofort Beſchlag darauf gelegt 
haben würde. Ich ließ es daher auf den Namen meiner Kinder 
eintragen. Der Staatsanwaltſchaft kam es nun darauf an, feſtzu⸗ 
ſtellen, erſtens durch wen ich mit dem Offenbarungseide bedroht 
wurde, zweitens, daß es gerade in der fraglichen Zeit geſchehen ſei, 
drittens, wer im Laufe des Jahres reſp. zu Weihnachten von dieſem 
Gelde beſchenkt war, wer die betreffenden Stiefel oder Bekleidungs⸗ 
ſtücke geliefert u. ſ. w. Ich konnte alles aktenmäßig auf Heller und 
Pfennig nachweiſen, und damit war die Sache wiederum erledigt. 
Man denke aber, was entſtanden wäre, wenn eine der betreffenden 
Perſonen geſtorben oder unbekannt verzogen wäre. Ich hätte wegen 
dieſes Geldes für diejenigen Handlungen meines Lebens, auf die 
ich mit vollem Bewußtſein ſtolzer bin, als auf alles übrige, einen 
ſchlimmen Verdacht auf mir haften laſſen müſſen. Bei dieſer Unter⸗ 
ſuchung ſah ich wiederholt die Akten auf den Tiſch liegen und war 
faſt ſprachlos vor Erſtaunen, als ich die Wahrnehmung machen 
mußte, daß die beiden umfangreichen Denkſchriften, die ich dem Schul⸗ 
inſpektor Herrn Dr. Zwick übergeben hatte, nicht bei den Akten 
waren. Während ſonſt bei ähnlichen Unterſuchungen jedes Papier⸗ 
ſtückchen von Wert ift, fehlen hier 2 dicke, höchſt wichtige Beweis⸗ 
ſtücke. Wo mögen dieſe beiden Schriftſtücke geblieben ſein? Die 
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Nachricht, daß nichts Belaſtendes gegen mich vorliege, erhielt ich 
ſpäter, während gerade der Schulinſpektor Herr Dr. wick bei mir 
im Amtszimmer war. Ich überreichte ihm dieſelbe ſofort. Ich 
möchte den Herren, die mich ſo gern und ſo oft denuncieren, noch 
ein neues Rätſel aufgeben. Ich habe nicht nur für die Bekleidung 
meiner Schüler, ſondern für die armen Leute der ganzen Nachbar⸗ 
ſchaft geſorgt. Dies wurde im Laufe der Jahre 0 bekannt, daß 
mir ſchließlich von allen Ecken und Enden Kinder und Erwachſene 
mit Empfehlungen zugeſchickt wurden. Die Rektoren Schulz, Illig, 
der Armenkommiſſions⸗Vorſteher Richter, der Apotheker Selberg 
Nachfolger, Beamte der Nationalbank für Deutſchland, der Dresdener— 
Bank, Fabrikbeſitzer der Gegend ſandten Notleidende zu mir, Der 
Beamte der Nationalbank z. B. einmal die Frau eines kranken 
Droſchkenkutſchers mit 5 oder 6 Kindern, außerdem habe ich viele ver- 
lorenen Familien wieder emporgebracht, viele Kinder zur Einſegnung 
bekleidet, wie das alles im Notfalle die Polizei feſtſtellen könnte, 
zumal ſich auch ſchließlich einige Polizeibeamte fanden, die mich auf 
beſondere Not hinwieſen. Ferner errichtete ich im vorigen Jahr 
für die elendeſten meiner Schüler eine Ferienkolonie bei Rathenow, 
für die ich in dieſem Jahr etwa 20 Kinder auserſehen hatte. Wo— 
her iſt all dies Geld gekommen? Aus meinen Mitteln doch ſicher 
nur zum geringſten Teil. Ich hatte nicht einmal ſoviel, um meine 
eigenen Kinder zu Weihnachten etwas reichlich zu bedenken und 
mußte ſie daran gewöhnen, in der Freude Anderer ihre eigene Freude 
zu finden. Irgend woher mußte doch aber das Geld gekommen 
ſein. Vielleicht findet ſich hier Grund zu neuen Denunciationen, 
beſonders jetzt, wo. ich in die Offentlichkeit trete. 

Nach Erledigung der letzten und ſchändlichſten Denunziation, 
die von meinen Lehrern, d. h. von Leuten ausgegangen war, an 
denen mein Herz hing, denen ich mit der allergrößten Liebe entgegen 
gekommen war, die ich unter allen Umſtänden, auch der Behörde 
gegenüber in Schutz genommen hatte, und die dies bisher auch 
dankbar anerkannt hatten, machte aber das Maß voll. Ich war 
ſeit vielen Jahren allen möglichen ſchändlichen Dingen ausgeſetzt, 
kein Verbrechen außer direktem Mord und Totſchlag hatte man 
unverſucht gelaſſen. Es wurde mir ungemütlich, immer Ambos zu 
ſein, ich wollte auch einmal Hammer werden. Bei dem Schul⸗ 
inſpektor Herrn Dr. Zwick beantragte ich energiſch die Verſetzung des 
Lehrers Berner. Ich glaubte nicht, daß in der ganzen Welt eine 
Behörde ſein könne, die uns Beide nach den ſtattgehabten Vorfällen 
zuſammenlaſſen würde. Meinem Antrage wurde nicht Folge ge- 
geben. Darauf reichte ich beim Königl. Provinzial⸗Schulkollegium 
eine Beſchwerde über die ohne Angabe irgend eines Grundes ein⸗ 
behaltene Gehaltszulage ein. Endlich ging ich daran, mit der Aus⸗ 
arbeitung dieſes längſt geplanten Buches zu beginnen. Es war dies 
im Oktober v. Is. Natürlich konnte dies nicht verborgen bleiben. 
Der Knabe Karl fing an, fürchterlich zu werden. Da wurde denn 
zum letzten und entſcheidenden Schlage ausgeholt, der entweder mich 
oder meine Gegner, d. h. nicht die elenden Drahtpuppen, ſondern 
deren Hintermänner vernichten muß. 
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Wie ſchon oben berichtet, wurde am 1. Oktober 1889 der 
geiſteskranke Lehrer Michelchen an meine Schule geſchickt. Ich ließ 
ihn eintreten und bemerkte an ihm, der ſoeben aus Daldorf ge- 
kommen war, nichts beſonders Auffälliges. Zwei Tage darauf teilte 
mir der Schulinſpektor mit, daß Herr Michelchen in der Schule nicht 
geduldet werden dürfe. Ich entließ dieſen bedauernswerten Herrn, 
indem ich ihm in ſchonendſter Weiſe mitteilte, daß ihm ein Nach⸗ 
urlaub bewilligt ſei. Seine Klaſſe war aber nun ohne Lehrer, und 
ich mußte tagtäglich einen anderen Lehrer in dieſelbe ſchicken, der 
aber auch ſeine eigene Klaſſe zu verſehen hatte. Hieraus entſtanden 
natürlich große Uebelſtände. Ich ſchrieb ſofort um Vertretung, es 
kam aber keine. Auch ein zweites Schreiben war erfolglos. Die 
Lage wurde verzweifelt, zumal ſie ſich wochenlang hinzog, das Lehrer⸗ 
kollegium wurde entrüſtet, weil es mir die Schuld zuſchob, mich wo— 
möglich in Verdacht hatte, daß ich mich an ſeinen Mühſeligkeiten 
weidete. Beſonders war Herr Schwarz ungehalten, dem ich die vierte 
Klaſſe des Herrn Michelchen zugeſagt hatte, ſobald eine Vertretung 
für ſeine Klaſſe käme. 

Da er nun nie wußte, woran er war, ſo ging er beſchwerde— 
führend zum Schulinſpektor, und ebenſo that dies Herr Klopſtech, 
dem ich zwei Ueberſtunden entzogen hatte. Jetzt blühte Herrn 
Berners Weizen. Noch ſehe ich ihn, wie er mit Herrn Schwarz auf 
dem Hofe auf und ab ging und in dieſen hineinredete. Seine 
eigene Lage wurde inzwiſchen etwas unheimlich. Bei der Verſetzungs⸗ 
prüfung hatte ich einen Lehrer gebeten, die ſchriftlichen Arbeiten 
mit zu beaufſichtigen. Der Ausfall derſelben iſt für die Verſetzung 
bekanntlich von weſentlichſter Bedeutung. Die mündliche Prüfung 
nahm ich dann ſpäter ſelbſt vor. Nachdem dieſe ſo hochwichtigen 
Arbeiten unter Aufſicht des zweiten Lehrers vollendet, den Kindern 
abgenommen und ins Spind gelegt waren, entfernte ſich dieſer. So— 
fort nach Fertigſtellung ſollten die Kinder nach Hauſe gehen. Eine 
Stunde ſpäter betrat ich die Klaſſe und fand ſämtliche Kinder mit 
der Feder in Hand, während die Probearbeiten vor ihnen lagen. 
Dieſe geradezu ungeheuerliche Thatſache unterbreitete ich natürlich 
dem Schulinſpektor. Es war meine erſte Anzeige in acht Jahren. 
Der Herr Schulinſpektor äußerte ſich mir gegenüber nicht, doch wurde 
mir gerade jetzt mitgeteilt, daß Herr Berner, nach Anſicht des Herrn 
Schulinſpektors der ſchlechteſte Lehrer, den er kennen gelernt hatte, 
thätiges Mitglied des von Herrn Dr. Zwick geleiteten Kinderhortes 
geworden ſei. Einige Tage ſpäter, gleich nach Beginn des Unter— 
richts, bat mich Herr Rector Fietz um einen ſofortigen Beſuch. Er 
teilte mir mit, daß er leider aus Verſehen eine Lehrerin, die als 
Vertreterin für Herrn Michelchen geſandt ſei, ſeit längerer Zeit an ſeiner 
Schule beſchäftigt habe. Er bedaure dies, gebe mir aber ſein Ehren⸗ 
wort, daß er das Wort Michelchen überſehen habe. Natürlich glaubte 
ich ſeinem Ehrenwort nicht, aber ich hatte keine Gegenbeweiſe. Da- 
rum alſo war meine Schule ruinirt! Aber wie war das möglich? 
Ich hatte doch wiederholt geſchrieben, Herr Dr. Zwick mußte doch 
die Sachlage kennen! Natürlich war ich ſofort gezwungen, das Kolle- 
gium zu einer kurzen Beſprechung ins Amtszimmer zu rufen, ihm 


— 143 — 


Mitteilung von der Sache zu machen und die neuen Verhältniſſe 
zu regeln. Nachdem dies geſchehen war, und ich die Herren eben 
aufforderte, in ihre Klaſſen zu gehen, trat Herr Lehrer Berner vor 
mit der Frage, warum er aus der 4. in die 5. Klaſſe verſetzt ſei. 
Dieſe Frage an und für ſich unberechtigt, war nach den Vorgängen 
bei der letzten Prüfung geradezu frivol, und ich erklärte ihm ſehr 
ruhig, daß ſeine durchaus ungenügenden Leiſtungen hieran die 
Schuld trügen. Hierauf wurde er ſo roh und beleidigend, wie es 
in preußiſchen Beamtenverhältniſſen kaum noch vorgekommen ſein 
dürfte. So ſagte er mir vor verſammeltem Kollegium: „Glauben Sie 
nicht, daß Sie mit uns fertig ſind, meine Freunde und ich ſammeln 
ununterbrochen Material, um Sie doch noch zu ſtürzen!“ Die Sache 
war teufliſch fein eingefädelt. Ließ ich mir dieje Beileidigungen ge- 
fallen, jo war aller Grund vorhanden, mich von der Schule zu vers 
jeben. Auch ließ fih dem Schulkollegium ja nachweiſen, daß ich 
nicht mehr die genügende Autorität beſitze. 

Duldete ich ſie nicht, was dann? Ich antwortete dem Herrn 
Berner wenig, ſondern forderte ihn in angemeſſenen Zwiſchenräumen 
drei Mal auf, das Amtszimmer zu verlaſſen. Er ging nicht, ſondern 
redete weiter. Hätte ich einen Schutzmann herbeigeholt, ſo war er 
mit all den amtlichen Aktenſtücken, unter denen ſich auch eine He- 
ſchwerdeſchrift gegen ihn ſelbſt befand, allein. Ich entſchloß mich 
daher kurz. Ich ergriff ihn und beförderte ihn in ſchnellſter Weiſe 
aus der Thür, einfach von meinem Hausrecht Gebrauch machend, 
was jedem Preußen zuſteht, außerdem meine amtliche Pflicht er- 
füllend, denn die vorhandenen Aktenſtücke mußte ich gegen die 
unbefugt im Amtszimmer weilenden ſchützen. Als ich ihn ergreifen 
wollte, griff er mit ſeinen Händen nach meinen Rockaufſchlägen, ich 
ſchlug dieſe zur Seite und mag dabei auch mit ſeinem Geſicht in 
Berührung gekommen ſein. Herr Berner ging jetzt nicht etwa in 
ſeine Klaſſe, ſondern verließ trotz meiner wiederholten Aufforderung, 
zunächſt ſeine Kinder zu beſchäftigen, das Schulhaus. Etwa eine 
Viertelſtunde ſpäter ſprach ich Herrn Schwarz gegenüber die Beſorgnis 
aus, daß dieſer Vorfall ſofort wieder in die Zeitungen gebracht 
werde. Herr Schwarz übernahm es, ſich ſofort in Herrn Berners 
Wohnung zu begeben, um ihn zu veranlaſſen, zwar jeden beliebigen 
amtlichen Schritt, aber keinen in die Oeffentlichkeit zu thun. Als 
Herr Schwarz in Herrn Berners Wohnung eintraf, war dieſer 
bereits bei dem Schulinſpektor Dr. Zwick geweſen und hatte An⸗ 
weiſung erhalten, nicht mehr in die Schule zu gehen. Mir war dies 
hoch erſtaunlich, denn die Wohnung des Herrn Schulinſpektors liegt 
in Moabit, und es hätte mindeſtens eine Stunde dazu gehört, dies 
Alles zu beſorgen. Herr Berner hatte dem Herrn Schwarz allerdings 
erklärt, daß er den Herrn Schulinſpektor gerade in dem Augenblick 
auf der Pferdebahn geſehen habe, als er aus der Schulzendorfer⸗ 
ſtraße über die Müllerſtraße nach ſeiner Wohnung gegangen Jer. 
Mir war dieſe Sache ſchwer glaublich. a jpielt der Zufall oft 
eine merkwürdige Rolle, aber hier war derſelbe faſt zu merkwürdig. 
Erſtens iſt man es von Herrn Dr. Zwick nicht gewöhnt, daß er 
überhaupt zu ſo früher Stunde ſeine Wohnung verläßt, zweitens. 
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mußte er ſchon von ſeiner Wohnung in Moabit nach einer Schule 
des hohen Norden gekommen ſein, dort ſeine Geſchäfte beſorgt haben 
und ſich bereits auf dem Wege nach der Stadt befinden, drittens 
wird Herr Dr. Zwick, der Nichtraucher iſt, bei ſo ungünſtiger Witte— 
rung, wie wir ſie Ende Oktober hatten, nicht hinten auf der Platt⸗ 
form geſtanden haben, zumal er ſich, ſo lange ich ihn kenne, gegen 
Zugluft ſehr empfindlich zeigte. Nach 8 Uhr fahren die Wagen faſt 
immer leer und gewähren im Innern bequem Platz. Die Fenſter— 
ſcheiben waren an dieſem Tage aber in Folge des nebligen Wetters 
von außen ſchwer durchſichtig. 

Nimmt man noch dasjenige hinzu, was ich weiter unten beim 
Fall Schulze erzähle, ſpeciell die angebliche Außerung des Herrn 
Dr. Zwick iu der Frau Schulze: Es ift mein dringendſter Wunſch, 
daß der Ahlwardt geſtürzt werde, und ich würde es dauernd im 
Gedächtnis behalten, aber direkt möchte ich nicht gerne vorgehen, ſo 
ließe ſich auch Folgendes nicht ganz als unmöglich denken: Eine 
Beſchwerde von mir über die ausgebliebene Gehaltszulage lag beim 
Schulkollegium, eine mündliche Beſchwerde über den Lehrer Berner 
war bereits angebracht, eine ſchriftliche bei der Schuldeputation 
evtl. dem Schulkollegium ſtand am nächſten Tage in Ausſicht, 
ebenſo eine ſofortige Beſchwerde über den Rektor Fietz; auch war 
bekannt, daß ich das jetzt vorliegende Buch in Angriff genommen 
habe. Eine Verabredung, noch einen letzten entſcheidenden Verſuch 
zu machen, ift da begreiflich. Die Rollen waren exact verteilt, und 
Herr Schulinſpektor Dr. Zwick wartete in einem ganz nahe gelegenen 
Lokal auf den Ausgang. Es ſind das alles zen ohne 
andere Beweiſe, als diejenigen, die in der Entwickelung ſelbſt liegen. 
Am anderen Morgen erſchien Herr Dr. Zwick in meiner Schule, 
um ein Protokoll mit mir aufzunehmen. Ein Knabe erſchien mit 
einem Brief von Herrn Rektor Fietz an Herrn Dr. Zwick. Herr 
Fietz mußte alſo ſchon am Tage vorher von ſeiner Anweſenheit an 
meiner Schule Kenntniß erhalten haben. Ich beſtand entſchieden 
darauf, daß der Vorfall mit Herrn Rektor Fietz als durchaus zur 
Sache gehörig ins Protokoll aufgenommen werde. Herr Dr. Zwick 
verweigerte dies zunächſt, da Herr Rektor Fietz mit feiner Erklärung, 
daß er den Namen Michelchen überſehen habe, ganz zweifellos die 
Wahrheit geſprochen habe, und jeden Zweifel meinerſeits müſſe doch 
das Ehrenwort des Herrn Fietz beſeitigen; er werde für die Wahrheit 
der Erklärung des Herrn Fietz bei der ir i Schuldeputation 
ſicher einſtehen. Faſt in demſelben Augenblick trat eine Dame ins 
Amtszimmer und ftellte ſich als Fräulein Engelke vor, die als 
Vertreterin für Herrn Michelchen geſandt ſei. Ich wollte die Dame 
in ihre Klaſſe begleiten, aber Herr Dr. Zwick ſuchte mich davon 
abzuhalten, indem er davon ſprach, daß ich amtliche Verrichtungen 
nicht mehr vornehmen dürfe. Ich war aber ſchon aus der Thür 
und ſtand neben der Dame, da ich die Wichtigkeit des Moments 
vollſtändig erfaßte. Herr Dr. Zwick folgte zwar, blieb aber an der 
Amtszimmerthür ſtehen, während ich mit dem Fräulein raſchen 
Schrittes nach der Klaſſe ging. Fräulein Engelke, ſagte ich, haben 
‘Sie gewußt, daß Sie Herrn Michelchen an meiner Schule vertreten 
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ſollten? Gewiß, jagte fie, auf meiner Zuweiſung ftand ja, daß ich 
Vertreterin für Herrn Michelchen ſei, aber irrtümlich war ich 
noch an die alte Schule des Herrn Michelchen gewieſen. Ich 
machte den Herrn Rektor Fietz ausdrücklich hierauf aufmerkſam und 
ſagte, daß ich ſofort zum Herrn Schulinſpektor gehen werde. Herr 
Rektor Fietz aber antwortete: „Das iſt nicht nötig, treten Sie nur 
gleich bei mir für einen erkrankten Lehrer ein, ich werde das ſchon 
in Ordnung bringen!“ Nach dieſer Erklärung begab ich mich ſofort 
wieder in's Amtszimmer, Herr Dr. Zwick begegnete mir ſchon auf 
dem Hausflur, um mich zu holen. Armes Fräulein Engelke! Sie 
haben ſich mit dieſer Ihrer Erklärung, bei der Sie, ohne es zu 
ahnen, ein ſchändliches Gewebe von Lug und Trug und Schwindel 
aufdeckten, eine ſchwere Stellung geſchaffen! 

Doch auch ich fühlte mich recht unglücklich. Früher Diebſtahl, 
dann wiſſentlich falſche Denunciation wegen Betruges, Urkunden⸗ 
fälſchung, Unterſchlagung, Lug und Trug und Schwindel bei 
meinen Untergebenen, die ich wie meine Kinder behandelt habe, 


Lug und Trug und Heimtücke bei meinen Kollegen, ſpeziell dem 
Rektor Fietz, dem ich ſtets mit Achtung entgegen gekommen war, obgleich 
mir dies nicht leicht wurde, da der Rektor Bürſtenbinder zur Kenn⸗ 
zeichnung ſeines Bildungsſtandpunktes noch als Lehrer an der 
7. Gemeindeſchule, etwa 1876, vor dem verſammelten Lehrerkollegium 
erzählte, daß Fietz mit ſeiner Frau darüber in handgreifliche Uneinig⸗ 
keit gekommen ſei, ob Schiller oder Goethe Minna von Barnhelm 
gedichtet habe. Das Rektorexamen hat dieſer Mann natürlich nicht 
gemacht. Bei einem kleinen Kolloquium, dem er ſich zu unterwerfen 
hatte, als er ſchon Rektor war, fiel er zweimal durch. Als eine 
Säule des Fortſchritts im Norden von Berlin hat er natürlich die 
beſte Schule, die beſten Kinder und Lehrer, leitet außerdem eine 
ſehr einträgliche Fortbildungsſchule, an der auch fremdſprachlicher 
Unterricht erteilt wird. Viele Rektoren der Umgegend, die natürlich, 
da ſie ſchon das meiſte Gehalt haben, auch noch die gut bezahlten 
Stunden an der Fortbildungsſchule geben, ſind ſeine Untergebenen. 
Außerdem leitet der Rektor Fietz auch noch eine gut bezahlte Volks⸗ 
bibliothek. So großartige Stellungen kann natürlich nur die Stadt 
Berlin verleihen, und für eifrige Politiker ſind dieſelben niemals 
unerreichbar. Natürlich ſind dabei zuweilen Dienſte, wie ſie mir 
gegenüber geleiſtet werden mußten, nicht von der Hand zu weiſen. 
Dieſer Lug, Trug und Schwindel meiner Untergebenen und 
Kollegen ſtanden nun unter wohlwollendſter Protektion meines 
Vorgeſetzten. Und gar bei der ſtädtiſchen Schul- Deputation 
wurde ich in keinem noch ſo harten Anklagefall überhaupt noch 
gehört. Hier war ich ſtets im Voraus verurteilt. Und doch hatte 
ich bezüglich meiner Amtsführung faſt ſtets die größte Anerkennung 
gefunden. Ueber mein Privat- und Familienleben konnten auch die 
allerärgſten — nichts Ungünſtiges ausſagen. Niemals bin ich 
einem Mitgliede der Schuldeputation oder gar meinem nächſten 
Vorgeſetzten anders, als höflich und dienſtwillig entgegengekommen. 
Im Amtszimmer vollendete Herr Dr. Zwick das Protokoll u. rief dann 
als Zeugen nach einander die Herren Bühring, Klopſtech und 
10 
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Schwarz ins Amtszimmer. Ich proteſtirte gegen alle drei als nicht 
unparteiiſch. Von Herrn Heiſeke wußte ich, daß Herr Bühring mit 
den Herren Schulinſpektoren Dr. Zwick und Reinecke eng befreundet 
ſei und ſich mit der Abſicht trage, mit einer nahen Verwandten des 
Herrn Reinecke in noch intimere Beziehungen zu treten, außerdem 
hatte er von meiner Beſeitigung direkten Nutzen, ſofern er an meine 
Stelle treten mußte. Herr Schwarz und Herr Klopſtech waren aber 
erſt wenige Tage vorher bei Herrn Dr. Zwick geweſen, um mich zu 
verklagen. Mein Einwand wurde abgelehnt. Demnächſt erklärte 
mir der Schulinſpektor Dr. Zwick, daß ich vom Amt ſuspendiert ſei 
und mich jeder amtlichen Handlung zu enthalten habe. Am nächſten 
Tage erklärte mir Herr Bühring im Auftrage des Herrn Dr. Zwick, 
daß er die vorläufige Leitung der Schule übernehme. Mir blieb 
nicht einmal Zeit, meine Privatſachen zu nehmen, die ſich zum Teil 
noch im Amtszimmier befinden. Die Würfel waren gefallen! Ent⸗ 
weder mußte ich meinen Untergang finden, oder aber meine Gegner 
mußten ſtürzen. 

Ich hoffe zu Gott, daß ich dies Alles nicht umſonſt erdultet 
habe, ſondern daß die Ueheber dieſes zwölfjährigen Märtyrertums, 
die meine ſämtlichen Stammesgenoſſen, welche es wagen, gleich 
mir eine eigene abweichende Meinung zu haben, in ähnlicher Weiſe 
verfolgen, dieſe Vampyre in Menſchengeſtalt, die eingewanderten 
Juden, ihrem endlichen unabwendbaren Schickſale um ein gut Stück 
näher gebracht werden. Vielleicht iſt mein Buch das Streichholz, 
welches das Pulverfaß in Brand ſteckt. An dem Schickſale ihrer 
deutſchen Mamelucken und Handlanger liegt mir weniger. Vielleicht 
thun ſie, von ihrem Gewiſſen geplagt, bei einer endlichen Abrechnung 
mit dem Judentum die beſten Dienſte. 

Ich hatte damals, um in dem jetzt beginnenden Kampfefreizu ſein, 
wirklich den Wunſch, mich penſionieren zu laſſen, ſprach denſelben auch 
einige Tage ſpäter dem Königlichen Provinzial⸗Schulkollegium f chriftlich 
aus. Freilich wurde mir das bald wieder leid, denn nach dem, was 
ich erfahren hatte, war ich auch als Rektor im Dienſt jetzt frei in allen 
meinen Entſchlüſſen. Was ich aber dem Königlichen Schulkollegium 
mitgeteilt hatte, ſtand kurz darauf, in gehäſſigſter Weiſe entitellt 
nebſt ganz unrichtiger Darffellung des Falles Berner und unter 
1 raip auf die längſt erledigte Weihnachtsbeſcherung, von der die 

eitungen früher berichtet hatten, in allen Judenzeitungen, merk⸗ 
würdigerweiſe auch in der Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung. 
Ueber letztere war ich damals erſtaunt, jetzt bin ich es allerdings 
nicht mehr. Ich las dieſelbe ſeit 24 Jahren, war dort bekannt, 
hatte ſogar wiederholt für die Sonntagsbeilage Artikel angeboten, 
die gerne angenommen, von mir aber dann zurückgezogen wurden, 
weil man die Zeile mit nur 5 Pfennigen bezahlen wollte, während 
doch die Staatsbürger Zeitung ſofort das Dreifache gab. Von der 
Norddeutſchen Allgemeinen Zeitung erwartete ich doch, daß ſie eine Be⸗ 
richtigung von mir aufnehmen werde. Sie verſteckte ſich aber hinter 
dem Berliner Tageblatt. Dieſes verſprach eine Berichtigung, brachte ſie 
aber nicht. Auch das Fremdenblatt ſoll böſe Dinge über mich ge⸗ 
ſchrieben haben, doch konnte ich dieſes anſcheinend mit Ausſchluß 
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der Oeffentlichkeit erſcheinende Blatt nicht auftreiben. So war ich 
denn während eines Jahres in den Judenzeitungen viermal an den 
Pranger geſtellt, und bei meinen Geſinnungsgenoſſen ſchadete mir 
das am allermeiſten, denn wiewohl ſie die Juden haſſen, glauben ſie 
doch ihren Zeitungen. Wunderbarer Weiſe brachten die Juden⸗ 
zeitungen jedesmal, wenn fie mich angriffen, auch immer in Der- 
ſelben Nummer die Nachricht, daß der Herr Schulrat Dr. Bertram 
bald fein Amt niederlegen werde. Ich halte dieſe gleichzeitige Mit- 
teilung nicht für Zufall. Sie ſollte ein Köder ſein für Leute, die 
hoffen dürfen, ſein Nachfolger zu werden, mir gegenüber nun ihre 
Schuldigkeit zu thun. Zugleich erſah ich aus den Zeitungsberichten 
aber, daß die Judenſchaft ſogar im Schulkollegium ihre Spione 
haben mußte. Brüſtete ſich doch auch der Rektor Herr Fietz ſpäter 
zu andern Perſonen damit, daß er über den Gang der Unterſuchung 
Genaues wiſſe, und als ich die Aeußerung des Herrn Heiſeke über 
die Beteiligung des Herrn Dr Zwick zu Protokoll gegeben hatte, 
fand ſich dieſer bald darauf in der Schule ein und berief Herrn Heiſeke zu 
einem langen Geſpräch ins Amtszimmer. Sie können freilich auch 
von andern Dingen geſprochen haben. Ueber beide Herren will ich 
hier noch beiläufig eine Bemerkung machen. Längere Zeit früher, 
vor einer öffentlichen Wahl, ſagte mir Herr Dr. Zwick: Herr Rektor, 
ich begreife Sie nicht. Sie ſind nicht egoiſtiſch genug. Wer ſich 
dem Lauf der Geſchichte widerſetzt, wird von ihren Rädern zermalmt! 
Wollen Sie ſich das merken! | 

Herr Heiſeke aber zeigte fih in ſeiner ganzen Größe. Meine 
alte ſiebenzigjährige Schwiegermutter, der ich notgedrungen nach 
meinem Abgange noch die Reinigung der Schule belaſſen mußte, 
behandelte Herr Heiſeke vor allen Kindern ſo brutal, daß ſelbſt Herr 
Bühring eingreifen mußte. Letzterer behielt aber von den 38 Mk., 
die für Reinigung ausgeſetzt ſind, ſeit dem 1. April 6 Mk. monat⸗ 
lich für ſich. | | 

Die nun beginnende Disziplinarunterſuchung entwickelte fied 
hoch intereſſant. Leider bin ich geſetzlich behindert, vor Beendigung 
derſelben Actenmaterial aus derſelben zu veröffentlichen. Sämt⸗ 
liche Unterſuchungen dieſer Art wurden bisher an ſtädtiſche Beamte 
übertragen, und auf dieſe Weiſe wurde bis jetzt faſt noch jeder 
Angeklagte beſeitigt. Wunderbarer Weiſe waren dies immer Leute 
meiner Geſinnung. Meiſtens waren ſie durch die Einleitung der 
Unterſuchung ſchon ſo betäubt, daß ſie willenlos Alles mit ſich ge— 
ſchehen ließen. Ich bin zwar keine hervorragend aktive, aber eine 
alte, knorrige, zähe, pommerſche Natur, die ſich nicht ſo leicht aus 
der Faſſung bringen läßt. Ich brachte, gleich genügendes Material, 
und ſo wurde die Unterſuchung in die Hände einer hohen König— 
lichen Behörde gelegt, bei der ich zwar ſtrenge Richter, aber ſicher 
Gerechtigkett finde. Eines Mehreren bedarf es nicht. Eins wird die 
Unterſuchung ſicher ergeben müſſen. Die Königliche Behörde wird 
die Ueberzeugunng gewinnen, daß es ein ſehr ſchwerer Fehler ge- 
weſen iſt, daß ſie das Schulaufſichtsrecht, welches für ſie doch ſo 
hohe Pflichten in ſich birgt, in Berlin aus den Händen gegeben bar. 
Die Stadt Berlin wählt die Königlichen Schulinſpektoren. Nach 
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welchen Grundſätzen dies geſchieht, werden wir ſpäter genau kennen 
lernen. Dieſe her werden dann von der Königlichen Regierung 
als Königliche Beamte beſtätigt. Unter dieſen Umſtänden allein 
können ſich Zuſtände entwickeln, wie ich ſie dargeſtellt habe, und wie 
ſie beim Tode des Kaiſers Wilhelm ſo kraß zum Ausdruck kamen. 


Der Fall Klopſtech. 


Um mich ja ganz ſicher zu verderben, hatte man eine Teufelei 
erſonnen, die wirklich bewundernswert war. Um dieſe begreiflich zu 
machen, muß ich mich leider trotz meines Widerſtrebens auf die 
perſönlichen Verhältniſſe des Lehrers Klopſtech einlaſſen. 

Herr Klopſtech, Lehrer an meiner Schule ſeit dem 1. April 
1885, teilte mir gelegentlich mit, daß er feit 7 Jahren mit einem. 
bemittelten Mädchen in ſeiner Heinmatſtadt Droſſen verlobt jer 
Kurz vor den großen Ferien 1885 bat er um einen notwendigen 
Urlaub nach der Stadt Polkwitz in Schleſien. Als er zurückkam, 
erzählte er mir, daß er ſeine alte Verlobung aufgegeben und ſich 
mit einem ſehr reichen Mädchen, einer Apothekertochter aus Polkwitz, 
verlobt habe. Die alte Braut ſei weniger reich und gebildet geweſen. 

Außerdem habe er von einem Verwandten über 1000 Thaler 
geerbt. Ich gratulierte ihm zu ſeinem Reichtum, und da am Tage 
vorher die Gehälter auf dem Rathauſe ausgezahlt waren, die ich 
an mich genommen hatte, ſo bat ich ihn, mir ſeine 390 Mark auf 
einige Tage zu laſſen. Demnächſt konnte ich ihm allerdings nur / der 
Summe zurückzahlen, den Neft erft Später in mehreren Raten. Auf dieſen 
Vorfall hatte ſich Herr Klopſtech jetzt, Ende 1889, beſonnen, als 
alles Uebrige gegen mich nicht verſchlagen wollte. Deshalb beſtand 
Herrr Dr. Zwick ſo ſehr auf ſeine Zeugenvernehmung, weil dieſer 
Vorfall mit eingeflickt werden ſollte, und Herr Klopſtech wußte ihm 
eine ſehr gehäſſige Darſtellung zu geben. Daß Herr Klopſtech 
dieſe ganz harmloſe und längſt vergeſſene Sache jetzt plötzlich her⸗ 
vorſuchte, gab mir erſt den vollen Beweis der abſoluten Bösartig⸗ 
keit aller Machinationen gegen mich. Wir hatten damals dieſes 
Verhältnis in aller Freundſchaft erledigt, ohne daß er auch nur die 
entfernteſte Bemerkung gemacht hätte, und ſpäter konnte ich ihm 
Dienſte erweiſen, ohne die er kaum in gegenwärtigen Verhältniſſen 
leben würde. Gleich am Hochzeitstage hatte er mit ſeiner jungen 
Frau vor allen Gäſten einen ſo böſen Auftritt gehabt, daß die 
ſeiner Frau Näherſtehenden an ſofortige Trennung dachten. 

Da er ſich auch in den Vermögensverhältniſſen vollſtändig 
getäuſcht hatte, ſo entwickelte ſich jetzt ein eheliches Leben, das für 
die Dauer kaum erträglich war. Beide Eheleute flüchteten ſich zu. 
uns, und wir haben alle unſere Kraft aufgewandt, eine Trennung. 
zu verhüten. Einmal hatte er einen Brief feiner Schwiegermutter 
aufgefangen, worin dieſe ihre Tochter nach Rückſprache mit dem 
alten, würdigen Pfarrer in Polkwitz aufforderte, ihren Mann ſofort 
zu verlaſſen und nach Hauſe zu kommen. Ich mußte alle meine 
Uberredungstunft anwenden, um eine Trennung der Ehe, die ich 
für das Schlimmſte von Allem hielt, zu verhüten. Meine Frau. 
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begab ſich jetzt gar häufig zu den jungen Eheleuten, unterrichtete 
die Frau in der Berliner Kochweiſe, ſättigte ſpäterhin ihr Kind, und 
mit Mühe und Not hielten wir die jungen Eheleute zuſammen. 


Wir haben nie daran gedacht, baare Auslagen aller Art, ſo z. B. 


das auf ſeinen Wunſch erfolgte Anbringen einer Guirlande an 
ſeiner Thür bei dem Einzug der jungen Frau uns erſetzen zu laſſen. 
Später wurde er krank und kam auf die Idee, daß ſeine Frau im 
Verein mit ihren Angehörigen ihn mit der Medizin, die aus 
Polkwitz geſchickt wurde, vergiften wollte. Er ſchickte ſeinen Vater 
zu mir, den ich dann mit einem Brief an ſeinen Hausarzt Herrn 
Dr. Reinsdorf ſandte. Später ſorgte ich wiederholentlich für Unter⸗ 
ſtützung und lehnte ein weiteres Unterſtützungsgeſuch erſt daun ab, 
als ich erfuhr, daß er ſich ein ſehr koſtbares Veloziped gekauft 
hatte. In der Schule bewies ich ihm jedes denkbare Entgegen— 
kommen, zumal er hier ſeine volle Schuldigkeit that. Auch ſpäter 
hat er meine guten Dienſte gar häufig in Anſpruch genommen, und 
wir blieben im freundſchaftlichſten Verhältnis, bis er in die Netze 
des Herrn Berner geriet. Hier hat er ſich immer weiter verwickelt, 
bis er ſchließlich einer der eifrigſten Parteigänger geworden iſt. Ob 
Furcht vor Nachteilen oder Hoffnung auf Vorteile ihn geleitet 
haben, mag dahin geſtellt bleiben. Wahrſcheinlich iſt das letzte der 
Fei denn er ſehnte ſich als wirklich guter Zeichenlehrer nach 
Zeichenunterricht an einer Fortbildungsſchule, der pro Stunde mit 
drei Mark bezahlt wird. Ich konnte ihm denſelben trotz wieder— 
holten Verſuches nicht verſchaffen. Noch wenige Tage vor meinem 
Abgange aus der Schule kam Herr Klopſtech zu mir und verſprach 
mir wichtige Enthüllungen, wenn ich mich noch folgenden Vorfalles 
erinnere: In ſeiner letzten Krankheit habe er ſein Vermögen 
ſchriftlich ſeinem Vater geſchenkt, damit es evtl. nicht in die Hände 
ſeiner Frau falle. Jetzt wolle ſein Vater ſich wieder verheiraten, 
habe ihn und ſeine Frau ſo halb hinausgeworfen und werde jetzt 
das Geld wahrſcheinlich behalten. Er wolle es demnächſt einklagen, 
bedürfe aber eines Zeugen, daß das Geſchenk nur pro forma zu 
ſeiner Sicherheit vor ſeiner Frau, und damit dieſe bei ſeinem evtl. 
Tode fernerhin kein materielles Intereſſe habe, erfolgt ſei.“ Ich 
kannte die Verhältniſſe, hatte ſ. Z. dieſe Darſtellung ſo aus ſeinem 
Munde gehört, leider aber nicht von ſeinem Vater. Ich konnte ihm 
als Zeuge alſo nicht dienen. Wenige Tage darauf war er aber— 
mals das dienſtwilligſte Werkzeug meiner Gegner. 

Später hat er beſchworen, daß alle dieſe Thatſachen unwahr 
oder entſtellt ſeien. Ich fürchte, ich fürchte, dieſer Eid wird ſehr 
ſchlimme Folgen haben, denn viele Thatſachen dürften durch zahl: 
reiche Zeugen bewieſen werden. 


Der Fall Schulze. 


Als am 28. Mai 1885 mein Sohn Benno nach 1½ jährigem 
Krankenlager ſtarb, fehlte es uns an Allem und Jedem. Beerdigungs⸗ 
Soften, die Mittel zur Anſchaffung von Trauerkleidern für Frau 
und Kinder, mußten unter allen Umſtänden beſchafft werden. Ich 
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begab mich zu einem jüdiſchen Agenten in der Königsſtadt, der- 
innerhalb des Rahmens, den man für Agenten überhaupt ziehen 
muß, noch immerhin nicht der ſchlechteſte war. Es läßt ſich dies 
allein ſchon daraus ſchließen, daß er, obwohl bedürfnislos, doch in 
blutarmen Verhältniſſen lebte. Deshalb, und weil ſeine durchaus 
ordentlichen Kinder ſich zu geachteten Stellungen emporgearbeitet | 
haben, nenne ich jeinen Namen nicht. Der Herr begegnete mir mit 
ſeiner Frau vor ſeiner Hausthür. Ich teilte ihm mein Anliegen 
mit, doch wußte er lange keinen Rat, weil ſeine Geldmänner infolge 
nicht pünktlichen Zahlens ſeiner Klienten abgeſprungen waren. 

Endlich verfiel ſeine Frau auf eine neue Idee. Sie ſagte: Wir . 
haben eine Couſine, die ſich ſpäter hat taufen laffen, um ſich mit? 
einem Schutzmann zu verheiraten. Sie iſt ungeheuer klug, und obwohl 
von Hauſe aus blutarm, hat ſie ihrem Manne durch allerlei Geſchäfte, 
um die Sie ſich nicht zu kümmern haben, doch ein großes Vermögen 
zuſammengeſchafft. Derſelbe konnte ſich daher penſionieren laſſen 
und lebt jetzt recht angenehm, obgleich er ſich um irgend welche 
Angelegenheiten ſeiner Frau nicht zu kümmern hat. Verſprechen 
kann ich Ihnen nichts, aber den Verſuch will ich machen, fie zu: 
einem Darlehn zu bewegen. Das ſage ich Ihnen aber gleich, ver— 
dienen will ſie ſehr viel! Ihr Mann fügte noch hinzu: Ich werde 
ſo recht herzlich Ihre Not ſchildern, vielleicht ſchlage ich fie brer. 
Außerdem, da Sie Rektor find, könnte Frau Schulze das Geſchäft 
auch machen, weil ſie möglicherweiſe andere Spekulationen damit 
verbindet. Ich war natürlich nach Lage der Sache zu jeder Be⸗ 
dingung bereit, zumal ich infolge des Todes meines Sohnes voll- 
ſtändig gebrochen war. Ich begab mich mit dem Ehepaar nach der 
Schlegelſtraße, in der Frau Schulze als Hauseigentümerin wohnte, 
und wartete in der Nähe des Hauſes das Reſultat der Bemühungen 
ab. Nach einiger Zeit erſchien der Herr bei mir und teilte mir mit, 
daß Frau Schulze das Darlehn von 100 Mark unter folgenden 
Bedingungen gewähren wolle: 1. Wechſel über 150 Mark, zahlbar 
am 1. Juli, alſo nach 5 Wochen, 2. als Sicherheit Hergabe meiner 
Mietsquittung per 1. Juli. Die Miete könne ich auf eigene 
Quittung ſelbſt erheben und dann die 150 Mark am 1. Juli. 
perſönlich oder durch den Agenten ihr zuſtellen. Wir gingen beide 
nach meiner Wohnung, fertigten Wechſel und Mietsquittung aus, 
begaben uns zu Frau Schulze, die in der allerliebenswürdigſten 
Weiſe die 100 Mark auszahlte und erklärte, daß fie bei pünktlichem 
Eingang des Geldes ſich auch ſpäter zu Gefälligkeiten gern bereit 
zeige. Mein pamilienungltic bedauere fie tief, doch müſſe man fich 
in Gottes Willen fügen. Sie ſandte noch an demſelben Tage einen 
Kranz in meine Wohnung. Den Agenten entſchädigte ich natürlich 
für ſeine Bemühungen, wie er das ja auch ehrlich verdient hatte. 
Am 1. Juli erhob ich das Geld und ſandte ihr die 150 Mark durch 
den Agenten zu. Wechſel und Mietsquittung wurden zurückgegeben, 
und der Agent erzählte, daß ihm eine Belohnung von 5 Mark an— 
geboten ſei. Etwa 4 oder 5 Tage nach dem 1. Juli begab ich mich 
wieder zu Frau Schulze, und zwar diesmal ohne den Agenten. 
Das Geſchäft wurde in ähnlicher Weiſe wieder gemacht. Diesmal! 
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war es um 10 Mark für mich billiger. Ich weiß nicht genau mehr, 
erhielt ich 110 Mark und ſchrieb 150, oder erhielt ich 100 Mark 
und ſchrieb 140. 

Leider iſt bei der Länge der Zeit und bei den Wirren, die 
ich ſeither erlebt habe, mein Gedächtnis bezüglich des nun Folgenden 
nicht ganz treu. Entweder bezahlte ich den Wechſel am 1. October 
abermals und erneuerte ihn dann, oder das nun folgende Geſchäft 
wurde vor dem 1. October gemacht. Sicher iſt, und auch von mir 
zu beeiden, daß die 140 oder 150 Mark, welche ich Frau Schulze noch 
ſchuldete, bei dem neuen Geſchäft mit eingerechnet wurden. Frau 
Schulze war mir nämlich ungemein liebenswürdig entgegengekommen. 
hatte mir mitgeteilt, daß ihre Tochter Lehrerin an der höheren 
Töchterſchule von Böhm ſei, in der zweiten Klaſſe unterrichte und 
außerordentliche Erfolge erziele. Eine der unteren Klaſſen dieſer 
Schule beſuchte aber meine Tochter als Schülerin. Von einer 
Freundin ihrer Tochter, die Lehrerin an meiner Schule ſei, habe 
ſie erfahren, daß ich mich nicht nur zu der Zeit, als ich mich zum 
erſten Mal an ſie gewandt habe, ſondern überhaupt in ungünſtiger 
Lage befinde. Durch ihr entgegenkommendes Weſen ermutigt, bat 
ich ſie um ein größeres Darlehn, deſſen Höhe ich nicht mehr genau 
angeben kann. Es waren wohl etwas über 600 Mark. Frau Schulze 
bewilligte daſſelbe ſofort und erklärte, daß ſie, da ich in Not ſei, 
nichts mehr an mir verdienen wolle, ſondern lediglich aus Nächſten⸗ 
liebe, und weil ſie auch meine Familie, der ſie inzwiſchen Beſuche 
abgeſtattet hatte, lieb gewonnen habe, das Darlehn hergäbe. Sie 
verlange daher nur 6 % per anno. In Zahlung gab jie mir aber 
eine goldene Uhr zum Preiſe von 185 Mark, denn das könne ſie 
doch nicht mit anſehen, daß ein ſtädtiſcher Rektor ohne Taſchenuhr 
umherlaufe. Ferner wurde der Wechſel von 150 Mark in Zahlung 
gegeben. Baar erhielt ich noch über 200 Mark. Außerdem erklärte 
ſie ſich bereit, daß ihre Tochter meiner Tochter, die etwas im 

Franzöſiſchen zurückgeblieben ſei, Privatſtunden erteile, wofür pro 
Stunde eine Mark bezahlt werden müſſe. Ueber die ganze Summe 
mußte ich einen Wechſel ausſtellen, fällig am nächſten Quartals- 
erſten, ebenſo eine Gehaltsquittung. An dieſem Tage begab ich 
mich dann zu Frau Schulze, bezahlte die verabredete Rate aus 
meinem erhobenen Gehalt, ferner die Zinſen, endlich die von ihrer 
Tochter erteilten Privatſtunden und gab neuen Wechſel und neue 
Quittung. Letzteres Geld wollte ich direkt an ihre Tochter abliefern, 
doch erklärte ſie, das ſei nicht nötig, denn das Geld nehme ſie doch, 
ebenſo wie auch das Gehalt ihrer Tochter, das dieſe bis zum letzten 
Pfennig abliefern müſſe. Sie lege das ſicher an, und ihre Tochter 
fühle ſich ganz wohl dabei. So ging das lange Zeit fort. Meine 
Abzahlungen wurden allerdings immer kleiner. 

: Inzwiſchen entſtand zwiſchen uns ein ganz angenehmes 
Verhältnis. Wir wechſelten ſogar Briefe. Frau Schulze mit 
ihrer Tochter ſtatteten meiner Frau wiederholentlich Beſuche ab, 
beſonders des Nachmittags auf dem Schulhofe, und als ſie einmal 
von einer Landpartie hörten, die ich mit meinem Lehrerkollegium 
machen wollte, erbot ſich Fräulein Schulze, dieſelbe mitzumachen, 
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was ich leider ablehnen mußte, da an meiner Schule keine einzige 
Dame mehr war. Deſto eifriger fand ſie ſich ſpät Abends auf 
meinem Schulhofe ein, auf welchem ich ziemlich regelmäßig meine 
erſte Klaſſe verſammelte, um in Gemeinſchaft mit dem Lehrer 

üſſow, der ein ganz vorzügliches aſtronomiſches Fernrohr beſaß, 
den Knaben die Wunder des Himmels zu zeigen. Dieſen Herrn 
wußte Fräulein Schulze ſo zu feſſeln, daß er ſich mit ihr verlobte 
und dann auch verheiratete. Allerdings iſt dieſe Ehe ſpäter wieder 
getrennt worden. Nach der Verlobung ihrer Tochter mit Herrn 
Güſſow hat Frau Schulze wieder bedeutend höhere Abzahlungen 
verlangt. Mit meiner Uhr hatte ich inzwiſchen ſchlechte Erfahrungen 
gemacht. Sie ging nicht, und der Uhrmacher Funk erklärte dieſelbe 
überhaupt für ziemlich wertlos. Die Goldplatte ſei ſo dünn, daß 
ſie dem geringſten Druck nachgebe, außerdem ſei ſie an den Seiten 
durchläſſig und deshalb nie reinzuhalten. Ein Kenner taxierte ihren 
Wert auf 25 Mark. Bei dem ſpäteren Civilprozeß deponierte ich 
ſie dem Gerichtshof, der ſie aber dankend ablehnte. Einige Zeit 
nach der Verlobung erſchien der oben enannte Agent, der inzwiſchen 
Grund erhalten haben mochte, gegen Frau Schulze misgeſtimmt zu 
Jein, und ſagte mir: Ich habe erfahren, daß einer Ihrer Lehrer ſich 
mit Fräulein Schulze verlobt hat. Es iſt Ihre Pflicht, demſelben 
über die Familie einiges Nähere mitzuteilen. Ich habe Sie bisher 
im Unklaren gelaſſen, weil es nicht gut iſt, daß man Alles weiß. 
Jetzt aber ſage ich Ihnen Folgendes: „Frau Schulze iſt früher eine 
der ſchlimmſten Wucherinnen geweſen, die ſchon viele Leute un- 
glücklich gemacht hat. Mehrere Offiziere ſollen ſich ihretwegen er- 
ſchoſſen haben. Oft iſt ſie dieſen Herren ins Manöver nachgereiſt. 
Einmal in einer ſchwachen Stunde zeigte ſie mir eine unglaubliche 
Menge von Brillantringen und goldenen Uhren. Brillanten waren 
es ſicherlich mehrere Lirer; dann ging ſie mit mir auf den Hof und 
öffnete eine neue Remiſe, die bis oben hinauf mit der prachtvollſten 
Wäſche angefüllt war, teilweiſe mit Grafenkronen geſtickt. Sie 
forderte mich auf, ihr für all dieſe Herrlichkeiten einen möglichſt ver- 
ſchwiegenen Käufer zu bringen, der die Sachen nach Rußland ver- 
kaufen könne. Ich brachte ihr einen Herrn Koslowsky, der ihr auch 
viel abgekauft hat. Ich war dabei und höchſt erſtaunt über das 
Geheimnisvolle der Verhandlung. Die Thüren wurden verſchloſſen. 
Herr Koslowsky verpflichtete ſich, die zu recht billigen Preiſen er⸗ 
worbenen Sachen im Auslande zu verkaufen. Am Tage darauf 
konnte ich freilich ſehen, daß Herr Koslowsky ein beſonders wert- 
volles Stück im Börſencafé, Ecke Burg- und neue Friedrichſtraße, 
verauktionierte. Für meine Bemühungen erhielt ich von Frau 
Schulze drei Mark. Die ganze Angelegenheit kam mir höchſt ver⸗ 
dächtig vor, und konnte ich mich des Gefühls nicht erwehren, daß 
hier möglicherweiſe nicht Alles mit rechten Dingen zugehe. Ich 
ging nach der Polizei, wo mir aber gejagt wurde, daß man bei 
einem bisher unbeſcholtenen Menſchen keine Hausſuchung halten 
könne. Meine Einwendung, daß Leute, die nichts beſeſſen hätten, 
ohne große geheime Einkünfte, da doch das Gehalt des Mannes und die 
Einnahmen der Frau aus einem kleineren früheren Rückkaufgeſchäft 
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nicht bedeutend waren, unmöglich zum Rentier und Berliner 
Hausbeſitzer werden könnten, wurde nicht beachtet.“ Wir 
wurden aufs Höchſte erregt, denn mit dieſer Familie hatten 
wir perſönlichen Umgang gehabt. Als daher einige Tage 
darauf, am Quartalserſten, Frau Schulze in meiner Wohnung 
erſchien, ſagten wir ihr ſehr offenherzig das Vorgefallene und 
forderten ſie auf, ſich von dem Mitgeteilten durch eine Klage gegen 
den Agenten zu reinigen, widrigenfalls wir auf ihren perſönlichen 
Umgang verzichten müßten! Es kam zu einem ſehr heftigen Auf— 
tritt, Frau Schulze entfernte fih, und nach einer Stunde erſchien 
Herr Schulze, den ich jetzt zum erſten Male handelnd auftreten ſah. 
Er verlangte von mir, daß ich noch ganz andere Dinge ausſagen 
ſollte, als mir der Agent mitgeteilt hatte. Dies mußte ich ent⸗ 
ſchieden ablehnen. Dagegen gab ich auf Verlangen eine ſchriftliche, 
und wenn ich nicht irre, auch eidesſtattliche Erklärung, in der alles 
enthalten war, was der Agent ausgeſagt hatte. Darauf iſt dieſer 
beim Schiedsmann verklagt worden. Vor dem Termin erhielt ich 
aber noch einen Brief von Herrn Schulze, der ſo anfing: Wenn Sie 
mir in der Eidesſache gegen . . . . zu Willen find, jo pp. und jetzt 
folgten verblümte Drohungen und Verſprechungen. Als der Agent 
bald darauf bei mir erſchien, nahm er denſelben an ſich, um ibn 
im Termine als Beweisſtück zu gebrauchen. Viel ſpäter, bei 
dem Zivilprozeß, überreichte er auf meine dringende Bitte dieſen 
Brief zur Anſicht dem Gerichtshof und dem Kläger, belaſſen 
wollte er mir den Brief nicht, ſondern verſprach, ihn ſorgfältig 
aufzubewahren. Im Termin bei dem Schiedsmann hat der 
Agent ſeine ſämtlichen Behauptungen aufrecht erhalten und iſt 
von der Familie Schulze nicht verklagt worden. Daraus mußte 
ich natürlich meine Schlüſſe ziehen. Der Umgang zwiſchen der 
Schulzeſchen Familie und uns war natürlich vorbei. Frau Schulze 
verlangte ihr geſamtes Geld, während ich nur erklären konnte, daß 
ich über die Ratenzahlungen nicht hinaus könne. Jetzt verſchenkte 
ſie den Wechſel an einen Herrn Gumpert in Pankow, der gegen 
mich klagbar vorging. Im Termin berief ich mich natürlich auf 
den ſtattgehabten Wucher, ſtellte die Uhr dem Gerichtshof zur Ver— 
fügung, der ſie aber ablehnte, ebenſo den Brief, den der ebenfalls 
vorhandene Agent vorlegte. Der Gerichtshof erklärte, das ſei Alles 
dem dritten Beſitzer gegenüber gleichgültig, und ich müſſe verurteilt 
werden. Hierauf erhob ich den Einwand, daß Herr Gumpert gar 
nicht Beſitzer, ſondern nur vorgeſchobene Perſon ſei. Er behauptete, 
daß er den Wechſel geſchenkt erhalten habe. Dies ſollte er beeiden. 
Hierauf aber entfernte er ſich und bat um einen neuen Termin zur 
Eidesabnahme. In dieſem neuen Termin erſchien er nicht und 
wurde deshalb abgewieſen. 


Später hat dieſer Herr Gumpert, nach der Erklärung der Frau 
Schulze ihr Privatſekretär, den Wechſel wieder an Frau Schulze 
cediert, und dieſe klagte dann perſönlich. Im Termin beſchwor ſie, 
daß fie keinen Wucher getrieben habe. Der daneben ſitzende Agent 
wurde von mir ſofort zum Zeugen vorgeſchlagen, war auch bereit 
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zum Zeugnis, aber der Richter erklärte, daß im Wechſelprozeß Zeugen 
nicht zugelaſſen würden. Darauf bezahlte ich den Wechſel an Frau 
Schulze in ihrer Wohnung, nachdem fie ich bereit erklärt hatte, fic: 
einigen Abzug gefallen zu laſſen. Ihr Mann quittierte in ihrem 
Namen und verſprach auch ſchriftlich, mir den noch beim Rechtsanwalt! 
liegenden Wechſel zuzuſenden. Den Abzug wollten fie fich nur ge⸗ 
fallen laſſen, wenn es ihm erlaubt ſei, in die Quittung zu ſchreiben, 
daß dies eine perſönliche Gefälligkeit ſei. Andererſeits müſſe das 
ganze Geſchäft unterbleiben. Als ich fortging, erklärte mir Frau 
Schulze: „Ich war vor längerer Zeit bei dem Schulvorſteher Böhm 
eingeladen, wo mir auch der Herr Schulinſpektor Dr. Zwick vorgeftellt]. 
wurde. Mir ſind da ſchöne Dinge von Ihnen mitgetheilt worden! 
Sie ſollen ja noch ſchlimmer ſein, als Stöcker. Herr Dr. Zwick ſagte, 
daß er Sie gerne geſtürzt ſehen möchte und ſich den, der dazu bei⸗ 
tragen werde, dauernd merken werde. Er ſelbſt perſönlich möge nur 
nicht gerne vorgehen!“ Man wolle bedenken, daß ihre Tochter Leh⸗ 
terin, ihr zukünftiger Schwiegerſohn ein außerordentlich tüchtiger 
Lehrer war, der wohl berechtigt war, auf ein ſehr raſches Vorwärts⸗ 
kommen zu hoffen. Dieſem wollte ich natürlich ſofort nach der erſten | 
Mitteilung des Agenten Anfklärung geben, Herr Güſſow, ein durchaus 
ehrenwerter und harmloſer Mann, hatte dieſelben wohl zu bean⸗ 
ſpruchen. Aber wunderbar! Von dieſem Tage ab ging Herr Güſſow 
mir gefliſſentlich aus dem Wege. Als ich trotzdem anfing, von der 
zukünftigen Schwiegermutter zu ihm zu ſprechen, erklärte er, daß er 
davon nichts wiſſen wolle. Er wolle die Tochter, nicht aber die 
Mutter heiraten. Es war klar, er war gegen mich, aufgehetzt worden. 
So mußte das Verderben ſeinen Gang gehen. Später wurde er 
ohne Angabe eines Grundes auf Veranlaſſung des Herrn Dr. Zwick 
urplötzlich von der Schule verſetzt. Herr Güſſow war davon am 
meiſten überraſcht. Er erklärte, daß er zwar auf Veranlaſſung ſeiner 
zukünftigen Schwiegermutter den Herrn Schulinſpektor um ſpätere 
Verſetzung gebeten habe, da er nach ſeiner noch weit hinaus 
liegenden Verheiratung in das Haus ſeiner Schwiegermutter ziehen 
wolle, aber an eine ſofortige Verſetzung habe er nicht gedacht. Ich 
war natürlich über die Verſetzung dieſes vorzüglichſten meiner Lehrer, 
der erſtaunliche Reſultate erzielt hatte, unangenehm überraſcht, zumal! 
er, auch wenn er in dem Hauſe ſeiner Schwiegereltern gewohnt hätte, 

noch immer einen näheren Schulweg gehabt hätte, als die meiften | 
übrigen Lehrer, und mir früher Lehrerinnen zugewieſen waren, deren 
Wohnung ſechsmal ſo weit entfernt war. j ; 

Aber was ſollte ich machen? Späterhin hat irgend eine ge- 

heimnisvolle Perſon, nicht etwa Herr Güſſow, der jede Schandthat 
entrüſtet von ſich abgewieſen haben würde, eine Verbindung zwiſchen 
Herrn Berner und Frau Schulze hergeſtellt, und zwar zu der Zeit, 
als Herr Berner ſeine Schwenkung vollzog. Dürfte ich der Er- 
klärung der Frau Schulze Glauben ſchenken, Jo hätten fie fich der | 
wohlwollendſten Protektion des Herrn Dr. Zwick zu erfreuen gehabt. 
Inzwiſchen war auch der Herr Schulvorſteher Böhm, oder wie man 
an der Schule ſagte, Herr Direktor Böhm, Mitglied der ſtädtiſchen 
Schuldeputation geworden. Herr Böhm iſt einfacher Slementarlebrer, § 
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und jo hatte ja auch die Lehrerſchaft eine Vertretung in derſelben. 
Das nun Kommende zu beſchreiben wird überflüſſſg fein, zumal Der- 
Leſer Gelegenheit nehmen kann, die erſte Scene des Macbeth noch 
einmal durchzuleſen. In den nun folgenden anonymen Denunzia— 
tionen bei der Staatsanwaltſchaft, deren einige eingeſtandenermaßen 
von Herrn und Frau Berner herrühren, iſt neben Herrn Berner 
ſtets auch Frau Schulze als Zeuge genannt worden. Letzere hat dann 
auch ein recht hübſches Tränklein a la Macbeth zuſammengebraut, das 
ſie allerdings am letzten Ende ſelbſt wird austrinken müſſen. Die 
Staatsanwaltſchaft hat auf die Denunzi ationen ſo wenig Werth 
gelegt, daß ſie mich nicht einmal vernommen hat. 


Der Fall Petereit. 


So unbedeutend dieſer Fall an und für ſich iſt, hat er mich 
doch ſchmerzlicher berührt, wie irgend etwas anderes und giebt ſo recht 
ein Bild dafür, welche Schandthaten die jüdiſchen Mamelucken unter 
Leitung ihrer würdigen Meiſter begehen können. 

Vor etwa vier Jahren kam ein junger, anſehnlicher Mann 
zu mir, der ſich als Petereit vorſtellte. Er erzählte mir, daß er 
aus Litthauen ſtamme, Schulkenntniſſe nur in ſehr geringem Maße 
1 da er in ſeiner Jugend Unterricht nicht genoſſen habe, und 
in ſeinem zwanzigſten Jahre zum Garde-Füſilier-Regiment aus- 
gehoben ſei. Hier habe er etwas Deutſch ſprechen, auch ein wenig 
leſen und ſchreiben gelernt, dann ſei er Hülfsbriefträger geworden 
und habe ſich der Nachhülfe eines Poſtbeamten zu erfreuen gehabt. 
Darauf habe er ſein Amt aufgegeben, um ſich mit einer Witwe 
Merkel zu verheiraten, die in der Gerichtſtraße ein Grünkramgeſchäft 
beſitze. Dieſe habe ihn auf die Märkte geſchickt, aber er wäre dort 
nicht 1 weil er nicht rechnen könne. Da außerdem 
die Märkte demnächſt eingingen, ſo werde er Pferd und Wagen 
verkaufen. Das Geſchäft ſeiner Frau nähre aber nicht, und ſo 
müſſe er ſich nach irgend einer Stellung umſehen. Er habe in der 
ganzen Nachbarſchaft gehört, daß ich mich aller Notleidenden an- 
nehme, und ſo bitte er mich, ihm zur Erlangung irgend einer, wenn 
auch noch ſo geringen Lebensſtellung, behülflich zu ſein. Ich that 
dies ſelbſtverſtändlich, was ich auch ſonſt in keinem Falle ablehnte. 
Ich durchwanderte mit ihm die Stadt, ging nach der Pferdebahn⸗ 
Geſellſchaft, nach der Omnibus⸗-Geſellſchaft, zu verſchiedenen Theatern, 
zu Freunden in verſchiedenen Miniſterien, aber nirgends wollte ſich 
etwas finden. Endlich kam ich zu Herrn Rewicky, Bureau-Vorſteher 
in der Eiſenbahn-Direktion, der früher mein Kollege im Deutſchen 
Beamtenverein geweſen war. Dieſer gab uns eine Empfehlung an 
den Vorſteher des Güterbahnhofes der Nordbahn mit. Dieſer ſtellte 
Petereit als Arbeiter ein mit einem Tagelohn von zwei Mark. Er 
ſagte ihm aber, daß er Fortſchritte machen könne, wenn er ſich gut 
führe und ſich ſo viel Kenntniſſe aneigne, daß er Examen beſtehe. 
Auf dem Heimwege ſagte mir Petereit, daß er Schulkenntniſſe aller⸗ 
dings gar nicht beſitze, und daß er es wage, mich zu bitten, ihm. 
einigen Unterricht zu erteilen. Bezahlen könne er mir gegenwärtig 
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zwar dafür nichts, denn fie feien jetzt ſo arm, daß ſie ſich eben nur 
ſatt eſſen könnten, aber in Zukunft werde er ja etwas verdienen. 
Ich habe ihm darauf drei und ein halbes Jahr lang, wiewohl ich Über- 
fluß an freier Zeit nicht hatte, ohne Entſchädigung Unterricht erteilt, 
oft bis zu acht Stunden wöchentlich und zu den unregelmäßigſten 
Zeiten, wie es ſein Dienſt mit ſich brachte. Er lernte zunächſt leſen 
und ſchreiben, dann das lateiniſche Alphabet, dann kamen wir zu 
den Anfängen in der Ortho raphie. Über das Reſultat dieſes drei⸗ 
einhalbjährigen Unterrichts bin ich ſelbſt erſtaunt. Er ſchreibt jetzt 
orthographiſch richtig, beherrſcht die Bruch- und Dezimalbruchrechnung, 
die bürgerlichen Rechnungsarten, die Flächen⸗ und Körperberechnung, 
weiß in Geographie vorzüglich Beſcheid. Seinetwegen ſtudierte ich 
ein Dutzend Inſtruktionsbücher durch, brachte ihn auch dahin, recht 
hübſche ſelbſtſtändige Aufſätze zu verfaſſen. Er beſtand das Bremijerz, 
dann das Schaffner⸗Examen mit Leichtigkeit und wurde als Königl. 
Beamter mit ſchönem Gehelt angeſtellt. Er hatte das in kurzer 
Zeit erreicht, was allen übrigen Eiſenbahn⸗Beamten erft nach zwölf— 
jähriger Militärdienſtzeit zu erſtreben möglich iſt. Von Entſchädigung 
meinerſeits war bisher nie die Rede geweſen. Dann hatte man ihm 
auf der Bahn geraten, in den höheren Bahndienſt einzutreten, um 
vielleicht einmal Bahnhofs-Vorſteher zu werden, und ich fing eben 
an, ihm weiteren, wiſſenſchaftlichen Unterricht zu erteilen, als ihm 
plötzlich bekannt wurde, daß die beſten Stellen im ganzen Eiſenbahn⸗ 
dienſt diejenigen der Schlafwagen-Schaffner ſeien, die jährlich 
Tauſende an Trinkgeldern verdienen. Dieſelben müſſen aber ein 
Examen im Franzöſiſchen und Engliſchen beſtehen. Ich erteilte ihm 
alſo Unterricht in dieſen beiden Sprachen, und er machte ſchöne 
Fortſchritte. Schon konnte er die Zeit des Examens feſtſetzen, zumal 
nicht allzuviel verlangt wird. Von Entſchädigung meinerſeits war 
bisher nie die Rede geweſen. Ich hielt ihn dazu für viel zu arm. 
Da ereignete fic) ein jonderbarer Zwiſchenfall. Seine Frau kam 
eines Tages zu mir und teilte mir mit, daß ihr Mann mit der Frau eines 
Gaſtwirts in Oranienburg durchgegangen ſei und ihr Vermögen von 
23 000 Mark mitgenommen habe. Nach einigen Wochen zeigte ſie 
mir an, daß er ſich mit ihr wieder verſöhnt und auch das Vermögen, 
das er der Gaſtwirtsfrau bereits geſchenkt, ihr wieder zugeſtellt habe, 
bis auf etwa 1200 Mark. Ich möge ihren Mann wieder annehmen. 
Dies ihat ih allerdings nicht, wohl aber ſchickte ich ihm eine 
Rechnung, bei der ich eben nicht zart verfuhr. Die Zahl mag ihn 
erſchreckt haben. Bald darauf ſuchte Herr Petereit mich in meiner 
Wohnung auf, wurde aber von einem Familiengliede an der Thür 
abgewieſen. Ein Verſuch, mich in der Schule zu ſprechen, mislang 
ebenfalls. Da trat er eines Tages auf der Straße an mich heran 
und bat mit thränenden Augen, ich möchte ihm verzeihen, da ſeine 
Frau ihm doch auch verziehen habe. Ohne mich wäre er ja ein 
verlorener Menſch, ſeine Liebe und Dankbarkeit mir gegen- 
über fei unermeßlich. Ich forderte natürlich in erfter Linie 
mein Geld. Er ſagte aber, daß ich doch ſeinen eben erſt wieder— 
hergeſtellten ehelichen Frieden nicht in dieſem Augenblick aufs 
neue gefährden möge. Eben erſt habe er ſeiner Frau 1200 Mark 


IR 


angebracht und könne im Augenblick nicht mit neuen Forderungen: 


kommen. Er zeigte ſich ſo zerknirſcht, daß ich, von Mitleid ergriffen 
wurde und ihm den e Teil des Geldes noch weiter 


ſtundete. Zwanzig Mark gab er aber ſofort und hundert Mark in 


Gemeinſchaft mit ſeiner Frau etwas ſpäter. Dieſe hatte übrigens. 


ihr Geld aus Vorſicht zu einem Bekannten gebracht. Vorher offerierte 
ſie es mir zur Aufbewahrung, was ich aus bekannten Gründen ab— 
lehnen mußte. Ich unterrichtete ihn weiter bis zu dem Tage, an 
dem die Kataſtrophe in der Schule eintrat. Kurz vorher bedurfte 
er eines franzöſiſch-deutſchen und eines engliſch⸗deutſchen Lexikons. 
Da er die Bücher unterwegs mitnehmen wollte, mußten ſie Taſchenformat 
haben. Bezüglich dieſer Bücher wußte ich aber wenig Beſcheid und 
wies ihn deshalb an den Lehrer Heiſeke. Das war aber gerade in 
den Tagen, als die Herren zu ihrem letzten Verſuch ausholten. Er 
muß nun mit mancherlei Herren in Beziehung gekommen und 
wunderbaren Einflüſſen ausgeſetzt geweſen ſein. Herr Heiſeke hatte 
bisher eine eigentümliche Rolle geſpielt. Halb hielt er es mit mir, 
halb mit den Gegnern. Mir a er Kenntnis von der Beeinfluſſung 
des Herrn Schulinſpektors, meine Außerungen hinterbrachte er den 
Gegnern. Er wollte gern Lehrer an einer höheren Schule werden 
ohne Mittelſchul⸗-Examen. Einige Tage nach der Kataſtrophe bat 
Herr Petereit mich in einem höflichen Briefe, ihn zu beſuchen. In 
ſeiner Wohnung eröffnete er mir, daß ein höherer Schulbeamter in 
feiner Wohnung geweſen fei und ihm mitgeteilt habe, daß ich aus 
der Schule entlaſſen ſei und ganz beſtimmt abgeſetzt würde. Dieſer 
habe gehört, daß Petereit von mir noch Geld bekäme, und da wolle 
er ihm den Weg zeigen, wie er dazu gelangen könne. In meinem 
Intereſſe rate er mir, ihm ſein Geld zu geben. Ich lachte und ent- 
fernte mich ſtillſchweigend, Petereit aber hat bald darauf an das 
Königl. Schulkollegium mehrere Beſchwerden und Anfragen über 
mich gerichtet bezüglich ſeiner Forderung. Die unerhörte Nieder⸗ 
trächtigkeit einer ſolchen Beſchwerde hat Petereit wohl kaum durch— 
ſchaue, wie er den Namen des Provinzial-Schulkollegiums bis dahin 
wohl kaum gehört hat. Der Leſer wird ſich erinnern, daß das 
Königl. Schulkollegium mir den dringenden Rat gegeben hatte, 
keine neuen Schulden zu machen. In demſelben Augenblick, in 
welchem die hohe Behörde darüber zu befinden hatte, ob ſie wegen 
des Falles Berner die Disziplinar-Unterſuchung gegen mich einleiten 
wolle, was doch mehr als zweifelhaft war, war dieſe Beſchwerde von 
äußerſter Wichtigkeit. Zeigte ſie doch der Behörde, daß ich ihren 


Befehlen nicht nachgekommen war und einen armen Beamten um 


ſein Geld gebracht hatte. Mochte ſich auch ſpäter die Unwahrheit 
der Beſchwerde herausſtellen, die Unterſuchung war doch einmal ein⸗ 
geleitet, und dann fand ſich ſchon mehr Material. Wer der höhere 
Schulbeamte geweſen ſein mag? Zweifel darüber werden kaum 
obwalten. 

Dieſen Schurkenſtreich halte ich für den größten, der jemals 
an mir verübt worden ift. Ich glaube, daß man Europa vom 
Norden nach dem Süden durchwandern kann, ohne einen Menſchen 


zu finden, der in ſelbſtloſeſter und hingebenſter Weiſe einer ihm ur⸗ 
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ſprünglich fremden Perſon ſolche Liebesdienſte erweiſt, wie ich ſie dem 
Petereit erwieſen habe. Petereit war davon auch tief durchdrungen, 
und welche Verſprechungen müſſen angewandt ſein, um ihn zu 
dieſer Handlung zu bewegen! Unterricht in beiden Sprachen erhält 
er ja ſelbſtverſtändlich von jener Seite weiter, und auch die teuerſten 
Bücher werden ihm nach eigener ſchriftlicher Erklärung unentgeltlich 
vorgehalten. Welche ungeheure Meinung muß dieſer Petereit von 
meinem guten Herzen haben, da ihm genau bekannt iſt, daß ich ihn 
kurz vorher bei Handlungen abfaßte, von denen ich die Beweiſe in 
Händen behielt, die ihn in ſehr ſchwere Ungelegenheiten bringen 
dürften. Angeſichts ſolcher unerhörten Dinge, wie die Verführung 
des Petereit es ift, hört nun aber Alles auf. Da ſind ja die ge- 
heiligſten Beziehungen nicht mehr ſicher. Ich begreife es jetzt voll⸗ 
ſtändig, daß man die Frau des politiſch ebenfalls ſehr misliebigen 
Rektors Vogler bis zur wahnfinnigen Denunziation ihres eigenen 
Mannes, die Frau des Lehrers Lampe aber in zeitweiſen Wahnſinn 
gebracht hat. Mir ſind Fälle bekannt, daß ſogar der Bruder gegen 
den Bruder gehetzt worden iſt. Armes, verkommenes, deutſches Volk, 
das Du im Namen der Humanität dieſe entſetzliche Korruption 
duldeſt, ſtatt einmütig Dein gutes Hausrecht zu gebrauchen! Man 
wende nicht ein, daß die zunächſt Handelnden zumeiſt Deutſche 
waren. Schwache Naturen hat es zu jeder Zeit und in jedem 
Volke gegeben, von ihren Schändlichkeiten hatten aber nur die 
wenigſten einen klaren Begriff. An und für ſich wären ſie keine 
Schurken geworden. Die vorn auf der Bühne tanzenden Puppen 
ſind Deutſche, die unſichtbaren Lenker aber ſind Juden. 


Anderweitige Mitteilung über die Auswucherung 
der Beamten. 


In dem Fall Bombe und in meinem eigenen konnte ich offen 
reden, denn mein Freund Bombe iſt tot, und ich habe das an und 
für ſich ſo menſchliche Gefühl, die eigenen Leiden dem Auge meiner 
Mitmenſchen möglichſt zu entziehen, im Intereſſe der Geſamtheit 
überwunden. Jetzt, wo ich über Perſonen ſprechen will, die mir 
ferner und großenteils noch äußerlich aufrecht ſtehen, muß ich mir 
große Zurückhaltung auferlegen. 

So unklug, bei ihrer immer mehr zunehmenden Verſchuldung 
auch noch eine eigene politiſche Meinung behaupten zu wollen, ſind 
ja nur wenige. Innerlich ſind ſie alle wütende Antiſemiten, aber 
äußerlich erſcheinen fie als etwas anz anderes. Daher haben ſie 
die Verfolgungen, welche auf eine; eſeitigung aus dem Amt unter 


allen Umſtänden hinzielen, nicht zu erdulden. Sie werden eben 


nur ausgeſogen, nach allen Seiten hin geknebelt, damit ſie nicht 
ſchreien und dadurch etwa allgemeine Aufmerkſamkeit erregen, und 
ſonſt läßt man ſie in ihrer geknebelten Lage in Ruhe. Die wenigen, 
welche politiſch eine eigene Meinung behaupten, teilen natürlich 
mein Schickſal. 

Aus dieſem Grunde wurde der Lehrer Lampe beſeitigt. Er 
war ein hochbefähigter Lehrer, hatte das Mittelſchulexamen beſtanden 
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nd bereitete ſich zum Rektorexamen vor. In fröhlicher Stimmung 
atte er einmal in einem öffentlichen Lokal eine allerdings etwas 
raſſe antiſemitiſche Bemerkung gemacht. Rückſichtsloſes Vorgehen 
iner Gläubiger war die erſte Folge, dann beſeitigte man ihn in 
lgender Weiſe: In ſeiner Klaſſe befanden ſich die Wandkarten. 
‘Die Schülerinnen der anderen Klaſſen holten fih im Bedarfsfall 
zie Karten von hier ab. Mit einigen dieſer Mädchen hatte er vor 
einer verſammelten Klaſſe harmlos geſcherzt und einer davon die 
Hand auf die Schulter gelegt, wobei er mit dem Daumen die Bruſt 
erührt haben ſoll. Nachdem das Mädchen in ſeine Klaſſe zurück⸗ 
zekehrt war, erzählte es dies lachend den Nachbarinnen, die Klaſſen⸗ 
ehrerin war durch die Plauderei geſtört und erforſchte den Inhalt 
des Geſprächs. Später ſprach fie ſich einem Lehrer gegenüber un- 
villig über dieſen Vorfall aus, und dieſer, welcher ja, wie das in 
Berlin immer ſo zugeht, die höheren Anſichten über ea Lampe 
kannte, denunzierte ſofort Herrn Lampe wegen Sittlichkeitsvergehen 
ei dem Rektor, dieſer berichtete umgehend weiter, und am anderen 
Tage wurde Herr Lampe vom Unterricht ſuspendiert. Es iſt ſelbſt⸗ 
perſtändlich, daß gar mancher Menſch in ſolchen Fällen ſeine ruhige 
Ueberlegung vollſtändig einbüßt. Lampe entwich nach Amerika, 
worin ja ein Schuldbekenntnis zu liegen ſchien. Sobald er zu ruhiger 
Ueberlegung gekommen war, kehrte er im Bewußtſein ſeiner völligen 
Schuldloſigkeit zurück. Die jetzt eingeleitete ſtaatsanwaltliche Unter: 
ſuchung ergab feine vollſtändige Unſchuld. Die inzwiſchen eingeleitete 
Disciplinarunterſuchung führte der Magiſtratsaſſeſſor Schreiner, der 
Sohn des Stadtrates Schreiner. Hier iſt alſo ein neuer Fall, daß 
ſtädtiſche Beamte die Rechte Königlicher Behörden ausüben. Selbſt⸗ 
verftändlib wurde Lampe ſeines Amtes entſetzt. Seine Frau, 
durch die vorhergehende langjährige Bewucherung geiſtig vollſtändig 
zerrüttet, wurde jetzt ſyſtematiſch jo bearbeitet, daß ſie zeitweiſe voll- 
ſtändig unzurechnungsfähig wurde. Aus dieſem Grunde konnte Lampe 
eS auch nicht möglich machen, ſich in irgend einer Landſtelle, in der 
man ja die Familienverhältniſſe ſo leicht durchſchauen kann, aufrecht 
zu erhalten. Jetzt arbeitet er, nachdem ihm ſtrikende Dockarbeiter 
in New⸗York, denen er ſich nicht anſchließen wollte, das Schlüſſel⸗ 
bein zerſchlagen hatten, bei einem Farmer als Knecht. Armer Ther! 
[Wie konnteſt du es auch wagen, in Berlin öffentlich deine Ge- 
ſinnung auszuſprechen! 

Ein ganz ſpezieller Freund von mir, ſtädtiſcher Lehrer, ganz 
außerordentlich talentvoller Muſiker, defen Geſangverein in Berlin 
an erſter Stelle ſteht und z. B. Leute, wie den Generalfeldmarſchall 
[Grafen von Moltke und Herrn Grafen von Hochberg zu ſeinen 
[Ehrenmitgliedern zählt, war in den 70 er Jahren durch die Krankheit 
ſeiner Frau in üblicher Weiſe in Wucherſchulden geraten. Dieſelben 
erhielten ſich aber in mäßigen Grenzen, da er als ſehr geſuchter 
Muſiklehrer ſchönes Geld verdiente. Er las aber Mitte der 
[So er Jahre die antiſemitiſche „Wahrheit“, und dies war erſpäht 
worden. Als er nun gar bei dem Jubiläum des Fürſten Bismarck 
den bekannten Fackelzug mitmachte und dabei die Geſangsauf⸗ 
führungen dirigierte, erhielt er ſofort die ſchändlichſten Drohbriefe. 
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In einem derſelben, den ich ſelbſt geleſen * und in dem ſich 
ein Jude als Shig Silberſtein oder jo ähnlich unterzeichnete, wurde 
gejagt: Ludwig Löwe, der jetzt Berlin regiert, wird Ihnen das. 
ſchon beſorgen! Sie kommen aus Amt und Brot! So iſt es dann 
ſchließlich auch gekommen. Die Schulden meines Freundes wurden 
von ſeinem Bruder bezahlt, wobei dieſer bei einem Haar ſelbſt in 
die Hände von Zucker und Tietz geraten wäre. Ein letzter kleiner 
Wechſel führte ſein Verderben herbei. Dieter, bei dem der Lehrer! 
Holzmann mit verpflichtet war, und für deſſen Bezahlung das Geld 
ſchon entrichtet war, wurde der Frau Holzmann in die Hände 
geſpielt. Nun wolle man ſich erinnern, was ich oben über das | 
Beſtreben der Wucherer geſagt habe, künſtliche Kriminalfälle, beſonders 
. zu ſchaffen. Ich hatte meinen Freunden von 
dieſer Abſicht Kenntnis gegeben, und der betreffende Lehrer hatte 
ſich auch darauf eingerichtet. Er hatte ſich zu dem Lehrer Holzmann 
begeben und ihn um ein Darlehn von, wenn ich nicht irre, 150 Mark, 
oder um das Recht, ihn in dieſer Höhe beliebig zu verpflichten, 
gebeten. Letztere Erlaubnis war gern, allerdings wie mein Freund 
zugeben mußte, mit lächelnder Miene gegeben worden. Späterhin 
hat Holzmann, obwohl an ihn eine Zahlungspflicht nie heran⸗ 
getreten war, gegen den betreffenden denunziert. Es traten eben 
ganz andere unheimliche Kräfte in Aktion. Den Nat zu denunzieren 
will Holzmann von dem ſchon oben erwähnten Lehrer Krüger und 
ſeinem Rektor Staerk erhalten haben. Bei den Terminen gab 
Holzmann allerdings zu, daß er die Erlaubnis erteilt, aber nur 
als Scherz aufgefaßt habe. Im zweiten Termin wurde die Ausſage 
wieder geändert, im Schlußtermin wurde unter Widerruf aller 
früheren Ausſagen belaſtend ausgejagt. Seine jüdiſchen Freunde 
Zucker und Tietz hatten den Angeklagten veranlaßt, ſich Herrn Fritz 
Friedmann als Verteidiger anzunehmen. Er wurde zu einer Drei- 
monatlichen Gefängnisſtrafe verurteilt, die Se. Majeſtät ſofort in 
Gnaden erließ und in eine Geldſtrafe von 30 Mark verwandelte. ; 
Selbſtverſtändlich mußte der klägeriſche Staatsanwalt dies ſelbſt 
beantragt haben. Wegen dieſer Geldſtrafe von 30 Mark wurde die 
Disziplinarunterſuchung eingeleitet. Stadtrat Zelle, der auch die 
Unterſuchung gegen Gohr geleitet hatte, führte die Unterſuchung. 
Stadtrat Zelle iſt im Grunde kein hartherziger Mann. Nach Er⸗ 
ledigung des Falles Gohr ſprach er ſich mir gegenüber dahin aus, 
daß ihm die Sache entſetzlich geweſen ſei, und er ſich daher bemüht 
habe, alles darauf bezügliche ſofort zu vergeſſen. 

Auch dem betreffenden Lehrer ſoll er nachträglich fein Bedauern aus- 
geſprochen haben, er habe aber nicht anders Teung So ift es ſchön, fo 
muß es kommen! Aber Herrn Stadtſyndikus Zelle wird ſein Brot 

auch ſüß ſchmecken! 
Der Angeklagte wurde nach 24 jähriger treuer Dienſtzeit ohne 
Penſion entlaſſen. So war dieſer Hochgeniale, im übrigen, wie es 
ja vielen Genies eigen iſt, praktiſch unerfahrene und kindlich harmloſe 
Mann mit Weib und Kindern ohne Brot. | 
Was wäre wohl aus ihm geworden, wenn er ein Frau a la 
Gohr gehabt hätte! Er war vollſtändig verzweifelt, kaum noch zu⸗ 
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rechnungsfähig. Während er in ſeiner Kunſt nach den höchſten 
Dingen ſtrebte, auch volle Anerkennung gefunden hatte, ſogar von 
mehreren amerikaniſchen Geſangvereinen mit den ehrendſten Briefen 
bedacht und aufgefordert war, gegen ganz bedeutende Entſchädigung 
deren Leitung zu übernehmen, traf ihn dieſer Schlag, der ihn, den 
durchaus Unſchuldigen, vollſtändig, auch bezüglich aller ſeiner ſonſtigen 
Pläne, vernichtete. 

Ehre einer Frau, die ihren Mann in ſolcher Verfaſſung liebe- 
voll ſtützt, ihn mit allen Vorwürfen verſchont und Hunger und 
Elend mit ihm teilt. Er richtete ſich innerlich allmählig wieder auf, 
und da er, weil er öffentlich niemals aufgetreten war, doch nicht 
einen ſo unverſöhnlichen Haß, wie Robert Gohr, auf ſich geladen 
hatte, jo erhielt er einen Unterrichtserlaubnisſchein, ſuchte fich eine 
Stelle an einer Berliner Privatſchule, zog ſich von aller Politik 
vollſtändig zurück, las höchſtens einmal den „Lokalanzeiger“, und 
friſtet ſo ſein Daſein. Als er von meinem Vorhaben erfuhr, ein 
Buch zu veröffentlichen, ſchickte er mir einen beweglichen Brief, in 
dem er mich beſchwor, doch ja von ſeinen Erlebniſſen nicht zu reden, 
da er dann ſein Brot wieder verlieren könne. Nun kenne ich zwar 
die politiſche Meinung ſeines Schulvorſtehers nicht, daß es aber ein 
Ehrenmann iſt, weiß ich. Daher teile ich feine Befürchtungen nicht. 
Gleichwohl gebe ich ſeiner Bitte inſoweit nach, daß ich ſeinen Namen 
nicht nenne. Den Fall aber fortzulaſſen wäre Verrat an meinem 
Vaterlande geweſen. 

Um mir noch mehr Material dieſer Art zu ſammeln, benutzte 
ich meine Bekanntſchaft in Plötzenſee, um das Schickſal der dort 
eingeſperrten Beamten zu erforſchen. Leider gewann ich auch hier 
die Ueberzeugung, daß die Veröffentlichung ihrer hochintereſſanten 
Erlebniſſe ihr weiteres Fortkommen in Berlin unmöglich machen 
würde. Sollte es mir aber möglich ſein, einen Herrn Langheinicke, 
der inzwiſchen entlaſſen iſt, in Berlin aufzufinden, dann verſpreche 
ich noch Enthüllungen, die allem bisherigen die Krone aufſetzen. 

Einer der höchſten Beamten ſagte mir: „Lieber Freund, die 
meiſten unſerer Inſaſſen verdienen in erſter Linie Mitleid. Die 
eigentlichen hart geſottenen Verbrecher bekommen wir nicht hierher, 
die leben als hochangeſehene Leute in der goldnen Freiheit!“ 

Einige beſondere Bemerkungen muß ich noch der Polizei, be⸗ 
ſonders der Criminalpolizei widmen. Dieſe in Feſſeln zu ſchlagen 
iſt das allergrößte Beſtreben der Juden. 

Leider iſt ihnen und ihren für dieſen Fall beſonders geſchulten 
Agenten dies ausgezeichnet gelungen. Es müßte ein inter eſſantes 
ſtatiſtiſches Material geben, wenn aus den Büchern feſtgeſtellt würde, 
wieviel Criminalbeamte Herrn Pariſer nicht verſchuldet ſind. Er 
verfährt ja mit ihnen inſofern ſolider, als er niemals mehr, als die 
üblichen 100 % nimmt. Dafür erwartet er natürlich von ihnen für 
ſeine Stammesgenoſſen mancherlei Gefälligkeiten. Hatte Jemand von 
dieſen etwas mit der Kriminalpolizei, ſo war es ſein Lieblingsaus⸗ 
druck: „Das werde ich ſchon befummeln!“ Unter ſeinen zahlloſen 
gegenwärtigen und früheren Agenten nenne ich den Herrn Klingſpor, 
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der früher in einen Wucherprozeß verwickelt wurde, in dem er ſeine 
Hintermänner nicht nannte und freigeſprochen wurde, und zwar von 
demſelben Gerichtshof, der ſpäter auch den Prozeß Tietz-Zucker ſo 
klaſſiſch erledigte. Ferner nenne ich Stückgold, der Bombe den 
letzten Gnadenſtoß gegeben hatte. Als ich die Bombe-Artikel veröffent— 
lichte, hätte ſeine Vernehmung ſchlimmes Material liefern können. 
Leider wurde er gerade in dieſem Augenblick als Ausländer ausgewieſen 
und über die Grenze gebracht, vorher hatte man ihn in Ruhe ge- 
laſſen. Dann hat er ſich allerdings wieder Jahre lang in Berlin 
unangemeldet aufgehalten und wird wohl noch hier ſein. Auch ſein 
Schwiegervater war Agent von Herrn Pariſer, ebenſo ein Herr 
Kadura, durch den Herr Pariſer mir einmal, kurz nach der Ver— 
öffentlichung der Bombe-Artikel, eine köſtliche Falle legen ließ. 
Herr Kadura verfuhr aber dabei ſo ungeſchickt, daß das koſtbare 
Beweismaterial in meinen Händen blieb. Fernere Agenten waren 
die Herren Conrad Troſſin, Zodek, von Graewenitz, Mackiolzeck, 
Rudolf Boldes. Letzerer, ehemaliger Kriminal-Schutzmann, hielt es 
zu der Zeit, als der Kriminalkommiſſar Schwerin den Polizei- 
präſidenten von Madai, ſowie viele hochgeſtellte Polizeibeamte wegen 
angeblicher Verbrechen, beſonders wegen angeblicher Beſtechung durch 
die Judenſchaft denunziert und Boldes, Aron Meyer u. ſ. w. als 
Zeugen angegeben hatte, für angezeigt, rechtzeitig vom Schauplatz 
zu verſchwinden. Dann wurde er Wucheragent für Pariſer, Ver: 
walter Ehrlich'ſcher Häuſer (fehe Jude und Handwerker). Jetzt De- 
ſitzt er eine flott gehende Weinhandlung, iſt Herzoglich Anhaltiſcher 
Hoflieferant, und viele Polizeibeamte nehmen den Weg zu Herrn 
Pariſer durch ſein Geſchäft, wobei ſie dort ebenfalls feſt kleben 
bleiben. In den Räumen der Polizeiverwaltung geht er faſt täglich 
aus und ein. Ich ſelbſt habe ſeit Jahren bei Krankheitsfällen Wein 
von Herrn Boles gekauft lund auch häufig Cigarren. Ich durfte 
doch hoffen, dort manches zu erfahren. In dieſer Hoffnung habe 
ich mich auch nicht getäuſcht. Natürlich ſind die Kunden des Herrn 
Boldes vollendete Antiſemiten, und gegen die antiſemitiſchen Aeuße— 
rungen, die in ſeinem Lokal gethan werden, ſind die Vorträge an— 
tiſemitiſcher Führer ſehr harmlos. | > 
Aber öffentlich, bei Wahlen, bei Verfammlungen, die gegen den 
Antiſemitismus Proteſt erheben, ja Bauer — das ift ganz was 
anders. Brot ſchmeckt ſüß, und in Berlin giebt es nur noch jüdiſches 
Brot. Ich haſſe alle dieſe Leute nicht, ich verachte ſie nicht, ſondern 
ich beneide ſie, daß es ihrem Charakter gegeben iſt, ſo handeln zu 
können. Hätte ich es auch gekonnt, wäre mein kleiner Benno, deſſen 
Bild mit den Ausdrücken des kindlichen Vertrauens auf mich herab⸗ 
ſieht, noch am Leben. Durch Herrn Boldes erfuhr ich auch recht: 
zeitig etwas von der Kaduraſchen Falle, wie er allerdings auch 
meine Angelegenheit erſpäht, in brauchbare Form gebracht und ge— 
hörigen Orts von ſich gegeben hat. Das will ich zu ſeiner Ehre 
aber ſagen: Die von ihm gelieferte Ware iſt gut, reell und preis⸗ 
wert. och leichteres Spiel, als mit den immerhin geriebenen 
Kriminalbeamten hat man mit den Polizei⸗Lieutenants. Dieſe, bei 
ihrem Eintritt meiſt höchſt harmloſen Menſchen, werden in der Regel 
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in den eriten Wochen eingefangen, was natürlich um jo leichter iſt, 
da die Herren aus der Militärzeit einige Schulden mitbringen. 
Dafür beſitzen ſie aber meiſt nicht die Widerſtandskraft der 
anderen Beamten gegen ihre entſetzliche Lage. Polizei-Lieutenant 
Ebers erſchoß fih im Tiergarten, Polizei⸗Lieutenant von Brieſen 
entwich nach Amerika, Polizei-Lieutenant Hintze verſchwand ſpurlos. 
Etwa ein halbes Dutzend anderer, die plötzlich aus dem Leben ge— 
ſchieden ſind und ein ganzes Dutzend anderer, die jetzt in Berlin ihr 
Brot anderweitig ſuchen, will ich nicht nennen. Einen ehemaligen 
Polizei⸗Hauptmann konnte man bis vor kurzem, möglicherweiſe auch 
noch heute, als Dienſtmann an der Ecke der Jüden- und Stralauer— 
Straße ſtehen ſehen. Doch ſchließen wir dies Kapitel überhaupt. 


Der Leſer wird es jetzt nicht mehr ſo unbegreiflich finden, 
wenn ich ſage, daß der größte Teil ſämtlicher Beamten, Miniſter, 
Geheimräte, Oberpräſidenten, Staatsanwälte, Gerichtsräte und Richter, 
Rechtsanwälte bis zum Nachwächter hinab unrettbar in Judenhänden 
ſchmachten, meiſtens in größter Heimlichkeit. Ich werde dieſem Buch 
ja noch weitere folgen laſſen und nicht ruhen, bis ſich Deutſchland 
feines Hausrechtes erinnert, und da wird ſich ja noch manche 
Gelegenheit finden, neue Beiſpiele aufzuführen. 


Vliielleicht überwindet mancher Leſer die Scheu und teilt mir 
auch noch einige Erlebniſſe mit. 


a 


Wie wäre es, Herr Juſtiz-Miniſter a. D. von Friedberg? Sie 
als ehemaliger Juſtiz-Miniſter könnten mir gewiß das Material zu 
weiteren ſechs Büchern liefern, beſonders auch über die Verhältniſſe 
einige Ihrer Spezialkollegen. Auch Sie, Herr von Madai, als ehemaliger 
Polizei-Präſident von Berlin, könnten mir in Ihren Mußeſtunden 
gewiß ſo viel Material ſchaffen, als ich gebrauchen kann, um die 
Judenfrage ihrer Löſung zuzuführen. Gar gerne hätte ich von 
pe auch Auskunft über den Fall Bleichröder-Kroner, Friedländer, 

kannheimer, jo beſonders auch darüber, wie es möglich war, daß 
zwei im Ehebruch erzeugte Töchter eines Kommerzienrats Kahnheim, 
deſſen Vater den Staat um Millionen betrogen und fih im Ge- 
fängnis erhängt hat, dazu berufen werden konnten, beim Sieges— 
einzug 1871 den Kaiſer Wilhelm Namens der Stadt Berlin, ja des 
ganzen deutſchen Volkes, zu begrüßen. Eine dieſer Töchter hat 
ſpäter ſogar Modell geſtanden zu dem Standbild der Germania in 
Moabit. Sie ſelbſt haben dann Kaiſer Wilhelm am Enthüllungs⸗ 
tage des Denkmals zu der Familie gebracht, die von dem Comité 
wernünftigerweiſe nicht eingeladen war. 


i 
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8. Jude und Kleingewerbetreibender. 


Unter dem Kleinhändler, dem shopkeeper in England, verfteht- 
man einen Händler mit allen möglichen Waren, der nur direkt an 


die Konſumenten verkauft, im Gegenſatz zum Großhändler, der mit. 
den Konſumenten nicht direkt verkehrt. Im gewöhnlichen Leben 
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im nüchternen und betrunkenen Zuſtande kennen und entſprechend 
für ſeine Zwecke richtig behandeln. Mancher Jude, der hier ſeine 
erſte Sporen verdient hat, iſt in Berlin oder anderswo jetzt 


Das Geſchäft mit Bekleidungsſtücken beherrſcht der Jude voll- 
ſtändig. Hier ift er in ſeinem Element. Jede deutſche Konkurrenz. 
hier auszurotten iſt ſein einziges Beſtreben. Kein Jude nimmt 
Aunſtand, unmittelbar neben einem deutſchen Geſchäft ein Konkurrenz⸗ 
geſchäft zu eröffnen. Und wie wird jetzt die Konkurrenz betrieben! 
Der Jude, entweder ſelbſt bemittelt, oder doch mit leiſtungsfähigen 
Stammesgenoſſen im Hintergrunde, verkauft notoriſch lange Zeit 
ohne jeden Nutzen. Wie lange der Deutſche, der jetzt natürlich gar- 
nichts verkauft, dies ungefähr aushalten kann, iſt vorher aus⸗ 
gekundſchaftet worden. on das deutſche Geſchäft auf diefe Weiſe 
ausgehungert, ſo erwirbt es oft der Jude durch Helfershelfer und. 
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Villa beziehen. Weil in der letzten Zeit das Publikum in den 
Ausverkäufen unter jüdiſcher Firma doch ein Haar gefunden hat, 
jo ſucht man jetzt ruinierte deutſche Geſchäftsleute, deren Kontrakt 
noch nicht abgelaufen iſt, zu bewegen, ihre Geſchäftslokale auf die 
Dauer ihres Kontrakts gegen Tragung des Mietszinſes den Juden 
zu überlaſſen. Dafür, daß ſie denſelben auch das Recht einräumen, 
bis zum Ablauf des Kontrakts ihre Firma weiter zu führen, wird 
noch eine beſondere kleine Entſchädigung gezahlt. Das Publikum 
iſt hier weniger mistrauiſch und wird doppelt geſchoren. Wenn 
möglich, werden nur deutſche Verkäuferinnen angeſtellt. Zur 
Illuſtrierung dieſer Ausverkäufe wollen wir folgendes Beiſpiel an— 
führen. An der Fiſcherbrücke Nr. 3 befand ſich bis zum Abbruch 
des Hauſes das Putzgeſchäft von Frau Böſeroth. Die Frau war 
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gezwungen, ihren Warenbeſtand zu verkaufen. Der Jude Guth, 
welcher ſeit längerer Zeit in Ausverkäufen machte, erfuhr davon 
und zeigte ſich geneigt, den ganzen Warenbeſtand zu übernehmen. 
Bei der aufgenommenen Inventur wurde der Geſamtwert nach 
eigener Ausſage des Guth auf weit über 900 Mark feſtgeſtellt. 
Welche Verhältniſſe Frau Böſeroth in eine Sroangslage verſetzt 
haben, ift mir nicht bekannt, aber Herr Guth erhandelte den ganzen 
Warenbeſtand für 90 Mark, ſage neunzig Mark. Dieſelben wurden 
nach der Kaiſer Wilhelmſtraße Nr. 19 geſchafft, wo fie mit all' den 
unter ähnlichen Verhältniſſen zuſammengekauften Waren zum Aus— 
verkauf ſtehen. Als mein Gewährsmann den Laden beſuchte, ließ. 
ſich derſelbe mit dem Juden in ein Geſpräch ein, wobei der letztere 
äußerte, daß er überhaupt nur halb geſtohlene Waren kaufe. Er 
zeigte demſelben Glaceehandſchuhe mit dem Bemerken: „Dieſe Hand- 
ſchuhe koſten in jedem reellen Geſchäft 14—18 Mark per Dutzend, 
ich hingegen zahle höchſtens 3—4 Mark, wobei ich mich noch febr 
beſinnen muß. Auf meine Bitte wurde ſpäter eine junge Dame 
veranlaßt, nach dem Verkaufspreis der Handſchuhe zu fragen. Als 
äußerſter Preis wurde pro Paar 1,25 Mark abverlangt, nur einige 
Paar defekte wollte derſelbe mit 75 Pfennigen berechnen. Er handelt 
aljo mit einem Gewinn von 400 pCt. Wie fol wohl ein deutſcher 
Kleingewerbetreibender oder Handwerksmeiſter hiergegen aufkommen 
können? Solche und ähnliche Ausverkäufe finden wir aber in allen 
Stadtgegenden. Auf dem Wege vom Alexanderplatz durch die 
Münz⸗, Weinmeiſter⸗, Roſenthaler, Brunnenſtraße bis zur Invaliden⸗ 
ſtraße zählte ich vor einigen Wochen, November 1889, nicht weniger 
als 27 Ausverkäufe, die ſich jetzt, Anfang Dezember, auf über 40: 
erhöht haben. Wird auch nur die Hälfte derſelben A la Guth 
betrieben, ſo können recht wohl einige 100 deutſcher Geſchäftsleute 
um ihre heißerſehnte Weihnachtseinnahme, und dadurch zu Fall. 
gebracht werden. Eine Specialität der Juden iſt auch das Beziehen. 
der Märkte in den kleinen Städten. Den Bauern nebſt Knechten 
und Mägden werden oft die wertloſeſten Waaren zu hohen Preiſe: 
angehängt, zumal die Marktbeſucher fich vielfach bereits auf dem. 
Marktwege in die für den Juden paſſendſte Stimmung verſetzt 
haben. Gegen den jüdiſchen Redefluß, das ununterbrochene Schreien. 
und Lärmen kann der deutſche Handwerker, der mit ſeinen ſelbſt⸗ 
erzeugten Waren zu Markte zieht, niemals aufkommen. Auch die 
Beſitzer der bekannten Schaubuden mit ihren Menſchenfreſſern, 
Rieſendamen, Atlethen, Folter- und Marterwerkzeugen, Panoramen 
mit ihren ſinnlichen Reklamen und Extrakabinets, zu denen nur 
Männer Zutritt haben, find zu 90 pCt. Juden. 

In der letzten Zeit wandern jüdiſche Jünglinge, namentlich des 
Sonntags, wo die Arbeiter noch im Beſitz ihres Wochenlohnes ſind, 
in meiner Stadtgegend von Haus zu Haus, von Thür zu Thür. 
Sie führen Tuchſtoffe aller Art und geben zart zu verſtehen, daß. 
dieſelben nicht ganz reell erworben und deshalb ſehr billig zu ver- 
kaufen jeien. Selbſtverſtändlich würden fie fih im Notfalle legi- 
timieren und den reellen Erwerb nachweiſen können, aber bei jos 
manchem ziehen dieje Redensarten und vexranlaſſen zu ſchnellem— 
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Rauf. Vor einem Jahr wurden Flanellhemden von einem jüdiſchen 
Hauſierer unter der Angabe ausgeboten, daß er die Hemden um 
jeden Preis verkaufen müſſe, da er erſt kürzlich aus dem Kranten- 
hauſe entlaſſen ſei und nun das Reiſegeld zuſammenbringen müſſe, 
um zu ſeiner Familie nach Hamburg zu kommen. Dieſes Manöver 
betreibt derſelbe jetzt noch und mag inzwiſchen tauſende ſeiner 
Flanellhemden verkauft haben. 


Zu fernerem Ruin des Kleingewerbetreibenden und Hand- 
werkers tragen die Trödler und Althändler, welche zumeiſt aus 
Juden beſtehen, viel bei. Wer bei ihnen verkauft, iſt meiſt in 
ditterer Not. Die hier gezahlten Preiſe ſtehen zu dem Wert des 
Gegenſtandes in gar keinem Verhältnis. 


Ich kenne einen ganz beſtimmten Fall, wo für einen faſt 
ganz neuen Winterüberzieher, der 54 Mark gekoſtet hatte, von 
mehreren Trödlern nur 3 Mark geboten worden ſind. In dieſer 
Art von Geſchäften finden auch die Diebe ihre beſten Abnehmer. 
Der Trödler ſchafft die ſo erworbenen Gegenſtände in die Behauſung 
einer dritten, unbeſcholtenen Perſon, und iſt Maſſenvorrat vorhanden, 
dann werden dieſe geſtohlenen Waren durch jüdiſche Agenten nach 
Rußland geſchickt. Die Pfand⸗ und Leihhäuſer ſind faſt ſämtlich in 
jüdiſchen Händen. Von dieſen Häuſern werden zugleich in Maſſen 
die verbotenen Lotterieloſe ins Volk gebracht. Das allermodernſte 
ſind gegenwärtig die großen jüdiſchen Abzahlungsgeſchafte. Die- 
ſelben richten unter den kleinen Beamten, Handwerkern und Ar⸗ 
beitern die grenzenloſeſte Verwüſtung an. Dieſe Geſchäfte ſchießen 
wie Pilze aus der Erde und haben teilweiſe dreißig und mehr 
Zimmer mit Waren angefüllt, z. B. das Abzahlungsgeſchäft von 
Cohn Gebrüder in der Chauſſeeſtraße mit ſeinen Zweiggeſchäften in 
anderen Stadtgegenden. Hier giebt es alles Denkbare, von der 
Zimmerausſtattung an bis zum geringſten Bekleidungsſtück. Solche 
Abzahlungsgeſchäfte überſchwemmen mit ihren Agenten nicht nur 
die Stadt Berlin nebſt Umgebung, ſondern auch das ganze Deutſche 
Reich. Manche derſelben ſind Weltgeſchäfte, die in allen europäiſchen 
Hauptſtädten ihre Zweiggeſchäfte haben. Sie tragen reichlich dazu 
bei, den Haß gegen alles Deutſche, von dem wir ſo häufig Proben 
erhalten, zu vermehren. 


Die Agenten, welche mit ihren Redekünſten die Waren an⸗ 
bringen, erhalten nach geleiſteter gabung eine Proviſion von 
15 pCt. Ein Regulator, der im Einkauf 17 Mark koſtet, wird mit 
45 Mark verkauft. Da nur eine kleine Anzahlung verlangt wird, 
ſind die kleinen Leute, die von dem Redefluß des Agenten ganz 
betäubt worden, nur zu ſehr geneigt, die Waren zu kaufen, die für 
ſie vielleicht ganz angenehm, aber nicht abſolut notwendig ſind. 
Durch den Ankauf legen ſie den Grund zu ihrem ſpäteren Ruin, 
denn wie wenig die meiſten von ihnen entbehren können, ſelbſt bei 
ganz normalen Verhältniſſen, haben wir in dem Kapitel „Jude und 
Arbeiter“ gee Haben ſich junge Leute bei Eingehung der Ehe 
nicht ſoviel geſpart, um Betten und Mobiliar kaufen zu können, 
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ſo wird die Ehe unter allen Umſtänden eine unglückliche. Die 
vübßablangsgeſchäfte ſind Schuld an dem zu frühzeitigen Abſchluß 
vieler Ehen, die mit Schulden anfangen und mit dem Elend endigen. 

Kommen durch Geburten und Todesfälle, Krankheit und 
Arbeitsloſigkeit ſchwere Zeiten, in denen die Abzahlung nicht er— 
folgen kann, ſo iſt der Händler durch einen ſehr raffiniert auf- 
geſetzten Kontrakt, in der letzten eit allerdings erſt nach vorher— 
gehender Klage, berechtigt, das Ge ieferte zurückzunehmen, ohne von 
dem bisher gezahlten Betrage etwas zurückzugeben. Als 1871 in 
Paris der Kommuneaufſtand erfolgte, fand er bekanntlich haupt⸗ 
ſächlich deshalb einen ſo großen Anhang, weil die meiſten Pariſer 
während der Belagerung in Schulden geraten und mit der Miets⸗ 
zahlung im Rückſtande waren. Auch die ſo lange einbehaltenen 
Wechſel der kleinen Geſchäftsleute ſollten ſoeben zur Präſentation 
kommen. Die Hoffnung, dieſe nächſten Sorgen zu beſeitigen, ver— 
leitete die Pariſer viel mehr zum Aufſtand, als ihre allgemeine 
Lage. 

Genau ſo iſt es in Deutſchland. Die nach Millionen zählenden 
recht drückenden Schulden der Arbeiter bei den Abzahlungsgeſchäften 
treiben dieſe zur Sozialdemokratie, die ihnen die Hoffnung einer 
baldigen Umwälzung der Verhältniſſe gewährt, woher die Schulden 
nicht mehr bezahlt werden brauchen. 


Das Abholen der ſchon halb bezahlten Sachen, die in der 
Regel ſehr ſorgfältig behandelt ſind, veranlaßt ſtets Unheil. Die 
leere Wohnung bietet dem Arbeiter kein gemütliches Heim mehr, 
und er vertrinkt ſeinen Unmut in der Deſtillation. Hier wird er 
bald Stammgaſt, und häufig verläßt er Weib und Kind ganz. 

Welch entſetzliches Elend durch dieſe Abzahlungsgeſchäfte ar- 
richtet wird, erkennt man aus einem Artikel des Berliner Lokal— 
Anzeigers, den gewiß Niemand antiſemitiſcher Neigungen beſchul⸗ 
digt. Wir laſſen denſelben hier auszugsweiſe folgen. 


Der ſogenannte Möbelleihvertrag. 


Bei jeder der 38 Abteilungen des Amtsgerichts I Berlin 
werden wöchentlich je drei Terminstage abgehalten. In jeder Sitzung 
ſtehen durchſchnittlich dreißig Prozeßſachen zur Verhandlung an und 
darunter befinden ſich ſtets zwei bis drei Prozeſſe, deren Gegenſtand 
ein Leihvertrag bildet. 

Es ſind alſo ca. ſieben bis zehn Prozent aller anhängigen 
Prozeſſe ſogenannte Leihkontrakts⸗Prozeſſe. 

Da nun alljährlich ca. 75 000 Prozeſſe im ordentlichen Ver- 
fahren bei dem Amtsgericht 1 Berlin anhängig gemacht werden, ſo 
beträgt die jährliche Ziffer der zur Kenntnis dieſes Gerichts gelan- 
genden Leihkontrakte mindeſtens 19-096. 5250 (% om Nerd 
| Geht man nun weiter von der Erfahrung aus, daß unter 
hundert Leihkontrakten höchſtens fünf Veranlaſſung zu Streitigkeiten 
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geben, ſo gelangt man zu der begründeten Annahme, daß alljährlich 
in Berlin etwa 200 000 Leihkontrakte abgeſchloſſen werden, welche 
Zahl eher zu niedrig als zu hoch gegriffen iſt, da diejenigen Leih⸗ 
kontrakts-Prozeſſe, deren Objekt über 300 Mark beträgt, beim Land⸗ 
gericht I. anhängig zu machen und bei der Berechnung hier außer 
Betracht geblieben ſind. Welche Umſtände haben nun dieſer Art 
von Verträgen eine ſo ungeheure Verbreitung verſchafft? 

Die Antwort iſt ein Kapitel aus der Geſchichte unſerer ſozialen 
Entwickelung. | 

Der Leihverirag. ift ein Kind der modernen Zeit. Kapitals- 
armut und Kreditloſigkeit einerſeits, geſteigerter Geſchäftsſinn anderer- 
ſeits ſind ſeine Eltern! 

Wir laſſen hier einen Möbelleihvertrag folgen, wie er gegen⸗ 
wärtig in faſt allen Geſchäften dieſer Art üblich iſt. 


FI 


S d. 
Es vermietet die Handlung Cohn u. Co. an Herrn (Frau) 
bene . folgende Gegenſtände: 
(folgt das Verzeichnis) 
im Geſamtwerte von . . .. Mark unter folgenden Bedingungen: 
5.9, 

Mieter, welcher anerkennt, daß ihm ſämtliche Sachen neu 
und in gutem Zuſtande, ſowie dem oben angegebenen Werte ange— 
meſſen, übergeben ſind, verpflichtet ſich, dieſelben in gutem Zuſtande 
zurückzuliefern und für jeden Schaden, welcher während der Miets— 
zeit an denſelben entſteht, zu haften, auch die Transportkoſten hin 
und zurück allein zu bezahlen. Geht durch die Schuld des Mieters 
das eine oder andere Stück der vermieteten Gegenſtände verloren, ſo 
erſtattet Mieter den vollen Wert eines ſolchen, wie er in dem obigen 
Verzeichnis angegeben iſt. 

Werden durch Exekution dem Mieter die vermieteten Gegen— 
ſtände abgepfändet, ſo verpflichtet er ſich, dem Vermieter hiervon 
ſofort Anzeige zu machen und alle durch einen Interventionsprozeß 
entſtehenden Koſten zu erſtatten. Nichtbefolgung dieſer Vorſchrift 
zieht die ſoforrige Auflöſung dieſes Vertrages in Gemäßheit des 
S 3 nach ſich. 


S 3. 
Mieter hat heute eine Kaution (Anzahlung) von .... Mark 
entrichtet und verpflichtet fih, für den Mietsgebrauch am erſten jeden 
Monats (wöchentlich) . . . Mark pränumerando zu zahlen. Mieter 


räumt dem Vermieter das Recht ein, wenn die Miete nicht pünktlich 
gezahlt wird, ſämtliche vermieteten Gegenſtände ſofort ohne vorher— 
gegangene Kündigung und gerichtliche Klage zurückzunehmen. Zu 
dieſem Behufe wird dem Vermieter vom Mieter hiermit ausdrücklich 
die Befugnis zugeſtanden, zu jeder Tageszeit mit ſo vielen ſeiner 
Leute, als er zum Transport der Sachen bedarf, in der Wohnung 
des Miethers zu erſcheinen und dort ſich ſo lange aufhalten zu 
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dürfen, als es die Übernahme und Verladung der vermieteten Gegen— 
ſtände erforderlich macht. Mieter erklärt hiermit ausdrücklich, in 
dieſem Verfahren des Vermieters eine Verletzung ſeines Haus— 
rechts oder irgend eine andere ſtrafbare Handlung nicht erkennen 


zu wollen. Außerdem verfällt die geleiſtete Kaution, und muß. 
Mieter die etwa rückſtändige Miete bis zu dem Tage der Zurück— 
nahme der Gegenſtände ſofort bezahlen. 

§ 4. 

Mieter darf bei Strafe des Betruges kein Mietsſtück ver— 
pfänden oder ohne ſchriftliche Einwilligung des Vermieters aus, 
ſeiner Wohnung entfernen; er hat überhaupt jeden Wohnungs- 
wechſel acht Tage vorher dem Vermieter anzuzeigen und deſſen. 
Genehmigung einzuholen. 

5 5. 

Die Dauer dieſes Leihkontraktes ift auf jo lange Beit verabredet 
worden, bis die nach § 3 wirklich geleiſteren Mietszahlungen unter 
Hinzurechnung der Kaution den in § 1 feſtgeſetzten Betrag von 
. .. Mark erreicht haben. Wenn dieje Mietszahlungen regelmäßig 
und vollſtändig erfolgt ſind, verpflichtet ſich der Vermieter, die bis. 
dahin vermieteten Gegenſtände dem Mieter als Eigentum zu über⸗ 
laſſen und die gezahlten Mietsraten und die Kaution als Kaufgeld 
anzunehmen. 

S 6. 
Die monatlichen (wöchentlichen) Ratenzahlungen von je 
.. Mark werden durch Boten des Vermieters einkaſſiert und find 
die Zahlungen nur gegen Bons, welche mit Unterſchrift des Ver⸗ 
mieters und mit dem Stempel der Firma verſehen find, giltig. 
| S 7. 

Beide Teile erkennen ausdrücklich an, daß dieſer Vertrag in 
allen Punkten ſo abgeſchloſſen iſt, wie er beabſichtigt und verabredet 
worden und haben demnach die Kontrahenten denſelben zum Zeichen 
ihrer vollſten Genehmigung durch eigenhändige Unterſchrift vollzogen. 


Berlin, Del... .. kk. 


Vermiether: Cohn u. Co. Miether: Müller. 
Wohnunn ggg ; 


Die Verſuchung, im Fall der Not die Sachen zu verſetzen, 
iſt ſtets eine ſehr große. Schließlich nimmt jeder Menſch bei der 
ſchrecklichſten Not die Hülfe, wo er fie findet. Man trägt ſich mit 
der Hoffnung, die Sachen bald wieder einlöſen, ficher aber die Mp- 
zahlungen für dieſelben leiſten zu können. Vielfach iſt dies aber 
unmöglich, und erfolgt dann ſeitens des Geſchäfts die Anzeige bei 
der Staatsanwaltſchaft. Den Zeitungsleſern werden wiederholt 
Maſſenverurteilungen dieſer Art aufgefallen ſein. In Plötzenſee⸗ 
wird gar oft das Ehrgefühl begraben. — | 
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An großen jüdiſchen Feſttagen, an denen die meiſten Juden 


ihre Geſchäfte ſchließen, die getauften ſelbſtverſtändlich nicht, kann 
der Leſer ein Urteil darüber gewinnen, wie wenig deutſche Geſchäfte 
überhaupt noch vorhanden ſind. Von dieſen wenigen gehen die 
meiſten dem ſicheren Ruin entgegen. Das deurſche Vaterland hat 
ſeinen deutſchen Kaufmann tief ſinken laſſen. Wird es ihn wieder 
aufrichten? 


9. Jude und Großhandel. 


Der eigentliche Großhändler, der franzöſiſche marchand, be⸗ 


ſchäftigt ſich nicht mit dem Verkauf der Waaren an die Konſumenten. 
Er kauft dieſelben im Großen ein und verkauft ſie wieder an die 
Kleinhändler. Im Mittelalter war ſo ein Kaufherr ein bedeutender 
Mann. Seine Warenlager waren unüberſehbar, ſein Handel 
erſtreckte ſich in weite Ferne. Der Hanſabund war im weſentlichen 


ein Bund der Kaufherrn. Dieſelben bildeten in den Städten Die 


ſogenannten Geſchlechter oder Patrizier, die mit den Zünften wegen 
des Regiments in der Stadt oft in Streit lagen. In Hamburg und 
Bremen haben ſich dieſe Geſchlechter erhalten und dulden keinen 
Eindringling. Dort allein findet man noch ſoliden deutſchen Reich— 
tum, zu dem man nicht mit geheimem Aerger, ſondern mit Achtung, 


ja mit Stolz hinſieht. Aber wo find ſonſt überall die alten deutſchen. 


ehrenfeſten Handelsherrn geblieben? Die veränderten Wege des. 


Welthandels haben ſie herabgedrückt, der dreißigjährige Krieg hat 
fie fortgefegt, und was übrig blieb, iſt durch die Juden zugrunde 
gerichtet. Wo die trotzigen aa wohnten, die Rykes und wie tte 
ſonſt heißen mögen, am Molkenmarkt und der Umgegend desſelben, 
a jetzt die Nathan, Jakoby, Schleſinger, Jakobſohn, Simon, 
Lohn 2. 

Wer würde nicht von Wehmut erfaßt, der die alten Häuſer 
dort betrachtet, von denen faſt jedes eine eſchichtliche Bedeutung 
hat und jetzt mit den jüdiſchen Firmenſchildern bedeckt iſt? Der 
größte Teil des Großhandels liegt gegenwärtig in den Händen der 


Juden, j B. der Korn⸗ und Wollhandel, der Handel mit Oelſaaten, 


Fellen, Leder, Flachs, Hanf, Spiritus, Tuchſtoffen, Manufakturwaren 
aller Art, Confektionsſtoffen, Rohmetallen, Kaffee, Butter, Eiern, 
Mehl, Speck, Möbel- und Polſterwaren 2c. 

Soweit dieſe Artikel, die vielfach von dem Volk keinen Tag 
entbehrt werden können, zu Börſenartikeln geworden jind, bilden 
ſie einen Spielball für die jüdiſche Spekulation, und die unentbehr⸗ 


F K vehi. 


lichſten Bedürfniſſe werden dem Volk in ſchmachvoller Weiſe ver⸗ 


teuert, während ſie doch der Producent ſchlecht bezahlt bekommt. 


Die Kornzölle legten der jüdiſchen Spekulation inſofern einen Kapp⸗ 


== 


zaum an, als das Hin- und Herwerfen großer Getreidemaſſen aus 


einem Land ins andere ſehr erſchwert wurde, und eine gewiſſe Sta⸗ 


bilität in das Geſchäft kam. Daher. juht man das Volk gegen. 
dieſelben aufzuwiegeln, als ob der auf das eingeführte Getreide ge- 
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legte Zoll auf die Preisbildung auch nur annähernd ſolchen Ein⸗ 
fluß hätte, als die Spekulationsmanöver der Kornjuden. Der Staat 
dürfte unter keinen Umſtänden dulden, daß das Hauptnahrungs— 
mittel des Volkes zum Spielball wird, müßte daher alle Zeitgeſchäfte, die 
nicht auf wirkliche Abnahme baſieren, einfach verbieten. Wer er- 
innert ſich nicht noch des plötzlichen Steigens der Kaffeepreiſe im 
vorigen Jahre. Der Haushalt ſelbſt beſſer ſituirter Leute wurde 
dadurch beeinflußt. Hieran war lediglich das ſpekulative Aufkaufen der 
Kaffeevorräte ſchuld, was freilich diesmal den Spekulanten böſe 
Früchte trug. Wäre die Spekulation aber gelungen, dann wären 
die Kaffeepreiſe noch viel mehr geſtiegen, und es wären dem Volk 
Millionen entzogen worden. Auch der Viehhandel und Pferde⸗ 
handel iſt allmählich immer mehr in Judenhände gekommen. Ueber- 
all iſt die direkte Verbindung zwiſchen Produzenten und Konſumenten 
zerſchnitten, und beide werden ausgebeutet. Daß ſich unter den 
jüdiſchen Großhändlern auch einige durchaus ehrenwerte Leute be— 
finden, ſoll gar nicht geleugnet werden. In dem Buch: Illa von 
der, Recknitz von Carl Jenzen gekerſeburg wird uns unter all den 
nichtsnutzigen jüdiſchen Hallunken auch ein ehrenwerter Jude, der 
große jüdiſche Pferdehändler Elkan (angeblich aus Hamburg) vor- 
geführt. Derſelbe hat einen Zeitungsredakteur, der beim Be kämpfen 
der Regierung ſich Ausſchreitungen erlaubt hat und zu harter Strafe 
verurteilt iſt, zur Flucht verholfen. Der Redakteur hatte gegen ſeine 
eigenen Anſchauungen geſchrieben, dazu veranlaßt durch eine ſehr 
ſchöne jüdiſche Sängerin. Dies hatte Elkan empörend gefunden 
und den Redakteur gerettet. Auf den Gedanken, daß der Jude 
ſeine Vorkämpfer nicht im Stich laſſen darf und ſich ihon deshalb 
ihrer annimmt, iſt Herr Jenzen nicht gekommen. Was wir aber 
über die Art und Weiſe erfahren, wie Herr Elkan den Pferdeeinkauf 
betreibt, kann unmöglich unſere Sympathie erwecken. Nicht viele 
Deutſche werden fo etwas fertig bringen. Das Haus Gerſon, das 
Gro- und Kleinhandel zugleich betreibt, wird doch gewiß als an- 
ſtändig angeſehen, und Allerhöchſte Perſonen decken dort ihren Be— 
darf. Hier in Berlin erſcheint ſeit vielen Jahren die ruſſiſche Ba— 
ronin N. Sie kaufte ſich bei dieſer Firma ein Paar ächte Gold— 
käferſchuhe zum Preiſe von Mk. 13, am andern Tage waren die— 
ſelben, da die Dame in Naſſes getreten war, unbrauchbar, da die 
Sohle einfach abfiel. Die Dame ſchickte ſie zu dem Schuhmacher— 
meiſter St., der konſtatieren mußte, daß die Schuhe nicht zu repa⸗ 
rieren waren, weil die Sohle einfach angeklebt, und das gekaufte 
Goldkäferleder nichts weiter, als lackierte Leinwand war. Solche 
Waare darf natürlich kein Berliner Schuhmachermeiſter führen. Für 
die ächten Goldkäferſchuhe nimmt derſelbe 17 Mark, der hochfeine 
Herr Gerſon nimmt nur 12 bis 13 Mark, und zu ihm ſtrömt das 
feine, zahlungsfähige Publikum hin. Dieſem und dem vorigen 
Kapitel ſoll noch ein eigenes Buch gewidmet werden. 

Was der deutſche Kaufherr von den Juden zu erwarten hat, 
zeigt uns ein Beiſpiel aus der Regierungszeit Friedrich II. Der 
Kaufmann Gotzkowsky, marchand patriot, wie ihn der König gern 
nannte, der hier in Berlin unter anderem auch die Porzellan- 
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manufaktur einrichtete, welche noch jetzt als Königliche Porzellan- 


fabrik beſteht, hatte ſeine ganze Perſon und ſein Vermögen eingeſetzt, 
um bei der Eroberung Berlins durch die Ruſſen die Berliner, 
beſonders aber den jüdiſchen Kaufmann Ephraim, vor ſchlimmen 
Gefahren zu ſchützen. Dieſer Ephraim ließ ſpäter nichts unverſucht, 
Gotzkowsky zu ſtürzen. 

Durch Prägung falſcher polniſcher und preußiſcher Geldſtücke, 
der ſogenannten Ephraimiten, von denen das Volk jagte: Won 
Außen ſchön, von Innen ſchlimm, von Außen Friedrich, von Innen 
Ephraim, ſuchte er der ſchrecklichen Geldnot des Königs abzuhelfen, 
und es gelang ihm, zeitweiſe das Vertrauen des Königs zu ge— 
winnen. Durch die nichtsnutzigſten Ränke brachte er den durch ſeine 
patriotiſchen Opfer ſchwer erſchütterten Gotzkowsky zu Fall und ver- 
leumdete denſelben dann beim Könige dermaßen, daß Friedrich ihm 
keine Hilfe zu Teil werden ließ. Gotzkowsky ging zu Grunde. 
Seine Porzellanfabrik ging in Königlichen Beſitz über. 

Als vor Jahren der damalige Inhaber der Tücherfabrik von 
Heſſel am Grünen Weg, Herr Ehrenfried Heſſel, offen für die 
nationale Wirtſchaftspolitik eintrat, wurde er durch die Juden ein- 
Mair geboykottet. Der Umſatz ſank in einem Jahr faſt um eine 
Million. 

Wo bleibt da die politiſche Freiheit? 

Aber wirkſam iſt dies Mittel ſicher, und nur die allgemeine 
Erhebung gegen das Judentum kann geſetzliche Abhülfe bringen. 
Gegenwärtig iſt faſt der ganze, übrigens durch und durch anti— 
ſemitiſch geſinnte deutſche Kaufmannsſtand vollſtändig eingeſchüchtert. 
Wie es ſonſt noch im jüdiſchen Großhandel zugeht, mag folgendes 
Beiſpiel zeigen. Vor Jahren etablierte ſich in der Pankſtraße die 
Ledergroßhandlung von Samter und Roſenfeld. Jeder Teilhaber 
legte 30000 Mark ein. Später entſtand zwiſchen denſelben Zer⸗ 
würfnis, das ſogar bis zur öffentlichen, handgreiflichen Zwietracht 
gedieh. (Vielleicht fängt der geneigte Leſer bereits an, etwas zu 
merken.) Der Skandal war fo groß, daß die Polizei herbeigeholt 
werden mußte. Der eine Chef warf ſeinen Socius aus dem 
Geſchäft hinaus. Nachdem die geſetzliche Friſt verſtrichen war, in 
welcher der Hinausgeworfene noch für die Geſchäftsſchulden haftete, 
fallierte der alleinige Geſchäftsinhaber. Manche Waren follen noch 
über den Zaun gewandert ſein. Demnächſt eröffnete der bisherige 
Kompagnon ein Geſchäft, und der bankerotte Socius trat bei ihm 
als Hausknecht ein. Dann fallierte der andere, und nun wurden 
die Rollen wieder getauſcht, der bisherige Chef wurde jetzt Haus- 
knecht. Es dürfte ſchwer ſein, feſtzuſtellen, wie vielen Gerbern durch 
dieſe Manipulation das eigene Fell über die Ohren gezogen wurde. 
Jetzt ſind beide Herren wieder Inhaber der Firma, natürlich ſehr 
reich, und iſt ihre Firma jetzt fein fein. Prügeleien brauchen jetzt 
nicht mehr in Szene geſetzt zu werden. Ob einer der Herren jetzt 
ſchon Kommerzienrat iſt, habe ich nicht feſtſtellen können. 


— .; ——————— er 
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10. Jude, Adel und Offizier. 


Bezüglich des Adels nimmt Deutſchland eine Ausnahme- 
ſtellung ein. Als die Völkerwanderung nach beinahe 200 jährigem 
Kampfe mit der Niederlage der Römer geendet hatte, beherrſchten 

ermaniſche Völker ganz Europa mit Ausnahme des Oſtens. Überall 
bildeten fie die Minderzahl, eigneten fic) aber als Eroberer einen 
großen Teil des Grund und Bodens an. Bei dem ſich bildenden 
Lehnsweſen galt ihr Führer als der eigentliche Beſitzer, der große 
Landſtriche an ſeine Unterführer zu erblicher Benutzung verlieh. 
Dieſe teilten ihr Lehen weiter und übergaben die einzelnen Stücke 
ihren Untergebenen ebenfalls zu Lehen. Die erſteren bildeten den 
hohen, die letzteren den niederen Adel. Die Maſſe der Urbewohner, | 
welche den größten Teil des Grund und Bodens behalten hatte, 


geriet allmählich zu dem höheren und niederen Adel ebenfalls in ein 
Lehnsverhältnis. Jeder Lehnsherr forderte aber von ſeinem Lehns— 


träger beſtimmte Leiſtungen, in erſter Linie Heeresfolge, dann ſich 


allmählich vergrößernde Abgaben, endlich verlangte der niedere Adel 


von den Bauern auch noch beſtimmte perſönliche Dienſte. Der 
ſiegende Deutſche ſtand aber den beſiegten Völkern an Bildung und 
feinerer Lebensweiſe weit nach, nahm von ihnen mancherlei Sitten | 
Und Gebräuche an, und aus der Sprache der Deutſchen, der früher 

ſiegreich eingedrungenen Römer und der Urbevölkerung bildete ſich 
mir der Zeit eine ganz neue Sprache. Aber eine Vermiſchung der 

Völker wurde durch ſtrenge Geſetze verhindert. Der deutſche Adel 
ſtand der Urbevölkerung, obwohl er mit derſelben die gleiche Sprache 
i redete, gegenüber. Durch die vielen Kriege des 16., 17. und 
18. Jahrhunderts, an denen ſich der geſamte Adel beteiligte, geriet 
dieſer aber in Schulden und fiel der jüdiſchen Ausbeutung anheim. 
Hohes Spiel, hier und da auch eine übertriebene Lebensführung 
trugen zur Verſchuldung des Adels viel bei. Dadurch verlor der— 
ſelbe feine Freiheit, feine Spannkraft, und wurde gezwungen, die 
Bauern mehr und mehr zu bedrücken. In Frankreich, deſſen Adel 
hauptſächlich in Folge der Kriege Ludwigs XIV. und des üppigen 
Lebens am Hofe Ludwigs XV. am meiſten verſchuldet war, nohm 
die Bedrückung der Bauern dermaßen zu, daß ſchließlich 1789 die 

Revolution ausbrach. Ihre furchtbare Ausdehnung erhielt dieſelbe 
nicht durch die Pariſer Aufſtände, die bei gewöhnlichen Verhältniſſen 
leicht zu unterdrücken geweſen wären, ſondern durch die allgemeine 
Erhebung der Gallier gegen die Germanen. Auch das germaniſche 
Fürſtenhaus wurde dabei weggefegt. Wer fY von den total ver- 


ſchuldeten und infolge deſſen entneroten Germanen nicht durch die 


Flucht retten konnte, wurde getötet. Es war ein Todeskampf zweier 
Völker, in dem der Sieg nicht zweifelhaft ſein konnte. Die eigentlichen 
Blutſauger, die Juden, deren Druck ja das Volk nur indirekt, durch 
die Hände des Adels, gefühlt hatte, blieben nicht nur ver— 
ſchont, ſondern waren die einzigen Gewinner. Bis dahin hatten ſie | 
nur den Adel ausgebeutet, jetzt ftellte ſich ihnen das ganze Volk 
zur Verfügung. Hier haben ſie denn auch ſo gründlich gearbeitet, 
daß jetzt halb Frankreich in ihren Händen liegt. Wer ſich hierüber 
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genauer unterrichten will, den verweiſe ich auf Eduard Drumont, 
Das verjudete Frankreich, deutſch von A. Gardon, Berlin bei 
Deubner. Dieſer Franzoſe hat für die richtige Auffaſſung der Zeit⸗ 
geſchichte unendlich viel geleiſtet. Aus dieſem Werke werden ſpätere 
Geſchichtsforſcher die jetzt kommenden Akte der Weltgeſchichte begreifen 
lernen. Wir kommen darauf noch ausführlich zurück. 

In Polen fällt die Bildung des Adels in eine Zeit, aus der 
wir einigermaßen zuverläſſige Nachrichten nicht beſitzen. Daß aber 
der polniſche Adel ein von den gewöhnlichen Polen ſehr abweichen- 
der Volksſtamm iſt, lehrt der erſte Blick. In Deutſchland allein 
liegen die Verhältniſſe anders. Der deutſche Adel iſt Fleiſch von 
unſerm Fleich und Blut von unſerm Blut. Hervorragende Tüchtig— 
keit in Krieg und Frieden haben ſchon im Altertum den Adel ge— 
ſchaffen, der ſich dann ſpäter in mannigfacher Weiſe vergrößerte. 
Der Beſitz eines Pferdes zur Zeit des ſich bildenden Ritterweſens, 
noch ſpäter Fürſtengunſt oder Reichtum haben neben wirklichen Ber- 
dienſten den neueren Adelſtand geſchaffen. Die großen Vorrechte 
des Adels in außerdeutſchen Ländern haben im Laufe der Geſchichte 
auch den deutſchen Adel veranlaßt, größere Rechte zu erſtreben, die 
ſich, obwohl viel Gutes dadurch geſchaffen iſt, als unhaltbar und mit 
dem deutſchen Charakter nicht verträglich erwieſen. Ihre Beſeitigung 
wurde daher notwendig, und die preußiſchen Regenten haben dieſe 
Vorrechte ſyſtematiſch mehr und mehr eingeſchränkt, bis der Freiherr 
von Stein und die neuere Geſetzgebung jede Spur einer geſetzlichen 
Bevorzugung beſeitigten, und das mit Recht. : 

Gleichwohl nimmt der deutſche Adel vermöge ſeines Charakters, 
ſeiner Bildung, vor allem wegen ſeiner ſelbſtloſen Hingabe an die 
Staatsintereſſen eine hochbedeutſame Stellung ein, und dieſe muß 
ihm unter allen Umſtänden erhalten bleiben. Sind es doch nicht 
Rechte, ſondern nur Pflichten, die demſelben dadurch im Staats⸗ 
inkereſſe auferlegt und auch willig getragen werden. Kein Land der 
Welt hat einen Adel, der ſich gegenwärtig mit dem deutſchen Adel 
an ſelbſtloſer Hingabe an das Vaterland meſſen könnte. Bedeuten⸗ 
der Beſitz iſt bei demſelben allerdings nur noch ſehr vereinzelt zu 
finden. Der preußiſche Adel hat unter Friedrich II., Friedrich Wilhelm 
IV., Wilhelm J. ſich ſelbſt mit allem, was er beſaß, für das Vater⸗ 
land dahingegeben. Von mehreren Familien, z. B. von der Familie 
Kleiſt, Schwerin, ſind im ſiebenjährigen Kriege über 40 Mitglieder 
gefallen, und ähnlich war es in den andern Kriegen. Viele Familien 
ſind durch die Kiege ganz ausgerottet worden. Sollten die Deutſchen 
ihrem Adel das vergeſſen wollen? Die Judenpreſſe macht ſeit vielen 
Jahren die krampfhafteſten Anſtrengungen, zwiſchen Adel und Volk 
einen künſtlichen Gegenſatz zu ſchaffen, der nirgends exiſtirt. Sollte 
in Wirklichkeit Jemand des Glaubens leben, daß der Adel den Ver⸗ 
ſuch machen könnte, alte Vorrechte wieder herzuſtellen? Har ſchon 
Jemand einen ſolchen Junker geſehen, wie ihn die Judenblätter tag⸗ 
täglich ihren Leſern vor Augen führen? Sicher Niemand, aber Jeder 
glaubt, daß ihn der Andere geſehen habe! Die alte Vormacht iſt an 
eigener Altersſchwäche zu Grunde gegangen, ſtand übrigens zu der 
jetzigen Macht der Juden im Verhältniß des Maulwurfshaufens 
zum Blocksberg. 
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Genau ſo verkehrt wird das Verhältniß des Soldaten zu ſeinem 


adligen Offizier dargeſtellt. Daß die militäriſche Displin im Frieden 
kein Freudſchaftsverhältnis verträgt, wird jedem Einſichtigen ſelbſt⸗ 


verſtändlich ſein. Aber wer hat im Kriege einen Offizier kennen 


gelernt, der nicht, ſobald höhere Intereſſen es nicht verboten, jeden 
Augenblick bereit geweſen wäre, ſein Leben für den geringſten ſeiner 
Untergebenen einzuſetzen? Wer auch hätte einen deutſchen Soldaten 
gekannt, der ſich auch nur einen Augenblick beſonnen hätte, für 
ſeinen Offizier das Leben in die Schanze zu ſchlagen? 

Man hat viel über die Urſachen der entſcheidenden. Siege 
Deutſchlands über die kriegstüchtigſten Völker der Welt nachgedacht 
und ſie in der beſſeren Führung, Manneszucht, höheren Schul- 
bildung des einzelnen Mannes zu finden geſucht. Gewiß ſind das 
alles Faktoren, die zum Siege beigetragen haben. Aber das eigent- 
liche Geheimnis liegt in dem Verhältnis des Offiziers zu ſeinen 
Soldaten, das ganz einzigartig daſteht und nicht nachgeahmt werden 
kann. Wie viele Verſuche haben die jüdiſchen Blätter ſchon gemacht, 
auch dies ſchöne Verhältnis zu zerſtören! 

Wer allein iſt es, der in dem Volk die unſinnige Vorſtellung 
erweckt, als ſtrebe der Adel nach einer Vermehrung ſeiner Rechte, 
die der freie deutſche Mann allerdings nicht dulden kann? Wer 
nährt in dem Adel die Beſorgnis vor revolutionären Neigungen in 
den breiten Volksſchichten? 

Ganz allein das Judentum mit ſeiner allmächtigen Preſſe. 
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Dieſes allein findet ſeinen Nutzen und ſeine Freude im Unfrieden⸗ 
ſtiften und verſteht dies auch meiſterhaft. 

Verloren ſind Adel, Bürger, Bauer, Arbeiter, Beamter, er- 
kennen ſie nicht endlich den gemeinſamen Feind und denken auf 
gemeinſchaftliche Abwehr, Am ſchnellſten wird der Adelſtand zugrunde 
gehen. In dieſem haben ſich, da er ſeit Jahrtauſenden verhältnis- 
mäßig frei und und unabhängig von den ſchwerſten äußern Sorgen 
leben konnte, die deutſchen Nationaltugenden und Nationalſchwächen 
am reinſten entwickelt. Der Jude hat es mit großer Geriebenheit 
verſtanden, ſowohl die guten, als die ſchlimmen Seiten zu benützen, 
um ſich den Beſitz des Adels anzueignen und eine Familie nach 
der andern zu knechten. Noch ſcheint das Judentum die Zeit nicht 
für gekommen zu halten, aber wenn es ihm gefiele müßten ſchon 
heut drei Viertel unſerer adligen Familien aus ihrem Beſitz ſcheiden. 
Bei der unſeligen deutſchen Vertrauensſeligkeit, bei der Neigung, 
beſonders in der Geſellſchaft von Freunden alle Selbſtſucht 
zu vergeſſen, findet der Jude, der ſeine Zeit abzupaſſen 
verſteht, gar leicht Gelegenheit, ſeine erſten Haken einzu⸗ 
ſchlagen. Da die Landwirtſchaft, der ſich der Adel mit 


= 


Vorliebe widmet, feit vielen Jahren wenig ertragreich geweſen iſt, 
ſo hat der Jude ein um ſo beſſeres Arbeitsfeld gefunden. Die 
leidige Spielſucht und die unſinnige, aber leider weit verbreitete 
Anſchauung, daß der höhere Stand zu entſprechend höherem Muf- 
wande verpflichte, haben auch viel verſchuldet. Hat der Jude ein⸗ 
mal einen Anhaltepunkt gefunden, ſo ruht er nicht, bis er die letzte 
Mark in der Taſche hat. Gar viele Familien aber giebt es, die in 
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dieſer Beziehung unnahbar find und ihre Verhältniſſe in muſter⸗ 
hafter Ordnung erhalten. Ihnen kommt man in anderer Weiſe bei. 
Es iſt Ehrenpflicht des Adels, alle ſeine Söhne, ſoweit ſie brauchbar 
und zur Bewirtſchaftung des Gutes nicht unentbehrlich ſind, dem 
Offizierſtande zuzuführen, und dieſer Ehrenpflicht kann das Vater⸗ 
land ihn auch in abſehbarer Zeit nicht entlaſten, da der wohlhabende 
Bürger ſich dieſem Stande, der ſo ſchwere materielle Opfer verlangt, 
ohne daß eine entſprechende materielle Entſchädigung dafür in 
Ausſicht ſtände, nicht eben häufig zuwendet. Der wohlhabende 
deutſche Bürgerſtand iſt zudem ebenfalls im Schwinden begriffen, 
und jüdiſchen Offizieren hat das Vaterland trotz aller Knechtung 
ſeine Kinder bisher doch nicht anvertrauen wollen. Das Vaterland 
iſt aber nicht in der Lage, ſeinen Offizieren voll das zu gewähren, 
was ſie bei ihrem Bildungsſtandpunkte und mit Rückſicht auf die 
Beſchränkungen, die ſie ſich der Standesehre halber auferlegen 
müſſen, notwendig gebrauchen. Die Eltern müſſen ſich daher zu 
einem beſtimmten Zuſchuſſe verpflichten. Dieſer ließe ſich, allerdings 
mit Mühe, in den meiſten Fällen wohl beſchaffen, wenn nur der 
junge, unerfahrene Mann, der ſoeben der ſtrengen Schulzucht ent⸗ 
ronnen iſt und eben anfängt, ſich ſeiner größeren Freiheit zu er⸗ 
freuen, nicht anderen furchtbaren Gefahren ausgeſetzt wäre. Ver⸗ 
ſetzen wir uns doch einmal in ſeine Lage. Seine Seele iſt noch 
voll von Idealen. Freundſchaft, Hingabe an ſeine Pflichten, aber 
auch an ſeine Kameraden, füllen dieſelbe. Im Kreiſe dieſer hat er 
ſich vielleicht einmal zu einer größeren Ausgabe hinreißen laſſen, als er 
durfte. Er har damit ein Unrecht begangen, und die natürliche Strafe 
dafür, die härteſten Entbehrungen bis zum Eingang ſeiner regel⸗ 
mäßigen Einnahmen gönnen wir ihm von Herzen. Aber dieſen 
Zeitpunkt poßt der Jude ab. Er zieht ihn, den vollſtändig 
Unerfahrenen, in ſeine Netze, und entdeckt er ſich nicht rechtzeitig 
ſeinen Angehörigen, ſo nimmt das Verderben ſeinen furchtbaren 
Lauf. Schlimm iſt es ja, daß die leidige Spielſucht ebenfalls recht 
häufig Zuſtände herbeiführt, die dem Juden Thür und Thor öffnen. 
Wie oft iſt es den Deutſchen im Laufe zweier Jahrtauſende gepredigt 
worden, daß das Spielen um Beträge, die man nicht entbehren 
kann, ein abſcheuliches Laſter iſt, und daß das Spiel um unbedeutende 
Summen, deren Verluſt allenfalls zu verſchmerzen iſt, eben ſo viel 
Vergnügen bereitet. Es hilft leider Alles nichts. Nicht das Spiel 
an und für ſich iſt es, auch nicht die Hoffnung auf Gewinn, ſondern 
das. Gefährliche des Wagens, das mit magijcer ett anzieht. So 
lange ſich der Spieler nicht vollkommen klar macht, daß er nicht 
Geld und Gut, ſondern das Herzblut der Seinen einſetzt, läßt er 
nicht vom hohen Spiel, und oft dann noch nicht. Mancher würde 
durch die Erfahrung belehrt werden, aber zum Einſammeln dei 
Erfahrung bleibt ihm keine Zeit. Er verfällt den Juden, Judt fiğ 
ſpäter durch ſeine 1 noch ſpäter durch ſeine Angehörigen zu 
retten, zieht dieſe alle ins Verderben, ohne ſich zu nützen. Wieviel 
ehemalige deutſche Offiziere find zerſtreut worden über die ganze 
Welt. Manche haben ſich emporgearbeitet, manche ſind im Auslande 
Kellner, Laſtträger, Kurſcher, Schreiber geworden, haben ſchließlich 
12 
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ein annehmbares Brot gefunden. Die meiſten ſind, da ihre Bildung 
nur auf einen Stand zugeſchnitten war, zu Grunde gegangen. 


Ich kenne einen Droſchkenkutſcher in Berlin, der ehemals 
Offizier war, ebenſo einen Dienſtmann, Albrecht von Rüdiger, der 
früher ebenfalls dem Offizierſtande angehört hat. Je ſtrenger die 
Vorgeſetzten bei Schulden verfahren, deſto beſſer für den Juden. 
Ein fallender Offizier zieht aber in den meiſten Fällen gleich ein 
halbes Dutzend Kameraden mit ins Verderben. Dieſe haben in 
felſenfeſtem Vertrauen auf ſeine Ehrlichkeit Bürgſchaftsſcheine unter— 
ſchrieben. Ehrlich iſt er ja freilich, aber was kann ſchließlich, wenn 
er nichts mehr hat, alle Ehrlichkeit nützen? 

Wie furchtbar tief der Offizierſtand verſchuldet iſt, habe ich von 
dem oben erwähnten Herrn Siegbert Cohn erfahren, der ſeiner Zeit 
wohl zu den Eingeweihteſten gehört und bei ſeinen Reiſen durch 
die verſchiedenen Garniſonſtädte, um die dortigen Verhältniſſe und 
Agenten zu kontrolliren, reichliche Erfahrungen geſammelt hat. 
Er trug ganze Packete von Offizierehrenſcheinen bei ſich. Die 
Ausſtellung derſelben iſt ſtreng verboten, und ein Offizier, der 
ſich doch zur Ausſtellung eines ſolchen hat bewegen laſſen, iſt ebenſo 
ſchlimm daran, wie ein Beamter, der Quittungeu verpfändet, falſche 
Wechſel gegeben oder ſich in der oben geſchilderten Weiſe in einem 
Cafe hat fangen laſſen. Muß nun aber, was mit der Zeit unal- 
wendbar wird, das ſchriftlich gegebene Ehrenwort gebrochen werden, 
ſo iſt er für immer verloren. Einen ſolchen Ehrenſchein von einem 
ehemaligen Offizier, der keinen Schaden mehr davon haben kann, 
will ich hier abdrucken. 


Hierdurch erkläre ich auf Ehrenwort, daß ich den von 
mir acceptirten Wechſel über Mark 1800, geſchrieben achtzehn- 
hundert, fällig amn. pünktlich einlöſen werde. 

OTe a IS, . gez. von Schlippenbach. 


Auf dieſen Wechſel waren urſprünglich 300 Mark mit 
25 Prozent Abzug gegeben worden. Nock erheblicher Zinszahlung 
war derſelbe doch allmälig auf 1800 Mark angewachſen. Herr Cohn 
erklärte ſehr trocken: „Ob auf den Buben 50 Mark mehr oder 
weniger geſetzt werden, iſt egal!“ Ganz neuerdings wird mir von 
eingeweihteſter Seite mitgeteilt, daß dieſer Herr von Schlippenbach 
einer unſerer befähigſten Generalſtabs⸗Offiziere geweſen ſei. Am 
14. Auguſt 1870 erhielt er gleich bei Beginn des Gefechts eine 
ſchwere Wunde. Er focht weiter. Spät am Nachmittage wurde 
er zum zweiten male verwundet. Trotzdem blieb er in der Gefechts⸗ 
linie. Erſt ſpät am Abend warf ihn eine dritte Kugel leblos nieder. 
Er wurde für tot vom Gefechtsfelde getragen, genas aber doch 
wieder. Seitdem führte er im ganzen Generalſtabe den Namen 
„der Unſterbliche“. Ja, den ehrlichen franzöſiſchen Kugeln gegenüber 
war er unſterblich, nicht aber gegenüber der Tücke der Juden, für 
deren Beſitz und Ruhe er doch auch gekämpft hatte. Er ſoll in 
London ſein Ende gefunden haben. Haben Eltern oder Verwandte 
alles zur Rettung hergegeben, dann verſchwindet der Verlorene 
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möglichſt im Stillen. Nur gar kein Aufſehen machen, daß iſt ihre 
Hauptſorge, lieber auf Beſtrafung der Gauner verzichten, die ihr mit 
Mühe und Sorgen aufgezogenes Kind, das ſie ſo gern dem Vater⸗ 
lande geopfert hätten, auf dem jo oft das Vaterauge mit Stolz 
ruhte, das die Mutter jo oft geliebkoſ't hat, zu Grunde gerichtet 
haben. Die falſche Scham, das iſt der beſte Schutzmantel der Juden 
-von jeher geweſen. Würden alle Geſchädigten offen aufgetreten ſein, 
dann wäre viel Unglück verhütet worden. Manche der verſchuldeten 
Offiziere ſuchen ſich ſchließlich durch eine reiche Heirat zu retten und 
werden am Ende gezwungen, ſich mit einer reichen Jüdin zu ver⸗ 
binden. Gott verzeihe es ihnen! Sollte aber der Adelſtand ſchon 
ſo tief geſunken ſein, daß dergleichen Verbindungen die Regel bilden 
würden, dann freilich müßten die übrigen Stände ſich allein zu 
helfen ſuchen. Der Adel ſänke dann zum Verbündeten der ärgſten 
„Peiniger des Vaterlandes herab. Daß dieſes Bündnis zwiſchen 
Jude und Adel offenbar im Wachſen begriffen iſt, muß leider als 
feſtſtehend angeſehen werden. Vor kurzem erſt verheiratete ſich ein 
deutſcher Offizier mit der Tochter des Herrn von Bleichröder, welche 
Ehe freilich nicht gut abgelaufen ſein ſoll. Der jüdiſche Bankier 
Hainauer hat zwei Töchter an deutſche Adelige verheiratet. Auch 
der Major von Goldammer verheiratete ſich mit einer reichen Jüdin, 
welche eine Million als Mitgift erhielt. Für weniger, erklärte dieſer 
Herr, würde er ſich nicht auf den Stall ziehen laſſen. 

Auch Adelige jüdiſchen Stammes gehören jetzt ſchon nicht 
mehr zu den Seltenheiten. Sehen wir ab von dem Baron von Cohn, 
Baron von Hirſch, von Goldſchmidt, von Rothſchild, von Bleichröder, 
von Oppenheim, von Mendelsſohn, ſo finden wir auch Träger von 
Namen altadeliger Familien, die jüdiſchen Stammes ſind. Wer 
würde dies z. B. glauben bei einem Zweig der Familie von Treskow: 
Ein Jude Treſekow hatte in den Freiheitskriegen große Armee⸗ 
lieferungen und wurde natürlich bei dieſem Geſchäft mit Gemächlich— 
keit ein reicher Mann, während vorne die Truppen fürs Vaterland 
ihr Blut verſpritzten. Er erhielt den Namen von Treskow (nicht ck) 
und, was das Erſtaunlichſte iſt, auch das von Tresckow'ſche Wappen. 

Mancher Offizier hält ſich trotz ſeiner Schulden viele Jahre, 
wird denn aber oft in höherem Alter und als Obriſt oder General 
noch gezwungen, zum Rovolver zu greifen. Gablenz, der Sieger 
von Oeverſee und Trautenau, hatte längſt die höchſte militäriſche 
Stufe erklettert, als er zur Piſtole griff. Der Obriſt des in Zittau 
garniſonierenden Regiments hatte zwei erwachſene unverſorgte Töchter, 
als er ſich ſchuldenhalber erſchießen mußte. Mit welchem Gefühl 
mag er die Piſtole in die Hand genommen haben! Vor kurzem er⸗ 
ſchoſſen ſich ein Lieutenant von Sydow und ein Lieutenant von 
Holtzendorf, vom 64. Regiment in Prenzlau, und in Metz hat ſich 
in allerletzter Zeit eine ganze Anzahl von Offizieren erſchoſſen, die 
AdmtlidG durch einen einzigen Juden zu Grunde gerichtet ſind. 

Als der alte Wrangel ſah, daß ſeinem einzigen Sohn nicht 
mehr zu helfen war, ſchickte er ihm ſelbſt die Piſtolen zu, womit der⸗ 
-jelbe ſich in der That erſchoſſen hat. Ein Feldmarſchall, der im 
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letzten Kriege hohe Ehren errungen hat und auch ſpäter viel genannt 
wurde, erklärte ſeinem Sohn, daß er ſelbſt bei Sr. Majeſtät deſſen 
Entlaſſung beantragen müſſe, denn einen verſchuldeten Offizier könne 
Se. Majeſtät nicht gebrauchen! Der Wert der Armee muß unter 
ſolcher Verſchuldun notwendig leiden, denn ein Offizier, der immer 
in Sorgen iſt, ewig bedroht und abgehetzt wird, muß ſchließlich an ſeiner 
Spannkraft Schaden leiden! Leider ſind es die fähigſten, begabteſten. 
Offiziere, die auf dieje Weiſe zu Grunde gehen. Der Ueberſchuß an Geiftes- 
gaben drängtoft den Egoismus, das Intereſſe an äußerem Wohlergehen, 
zurück. Die Armeeverwaltung würde Dank verdienen, wenn ſie 
darüber Material ſammeln und öffentlich bekannt geben würde. 
Wie weit man mit dem ewigen Vertuſchen gekommen iſt, liegt 
vor Augen. Von kompetenteſter Stelle wird mir verſichert, daß. 
O „% aller Offiziere verſchuldet ſind. Daß es in andern Ländern 
womöglich noch ſchlimmer ausſieht, als bei uns, beweiſt der Wucher— 
prozeß in Wien gegen den Juden Iſidor Selinger. Derſelbe hat 
hunderte von Zöglingen der Militär⸗Bildungsanſtalt zu Grunde 
gerichtet oder doch den Keim des Verderbens in ſie gelegt, dem ſie 
dann ſpäter als Offiziere verfallen ſind. Unſägliches Elend iſt durch 
ihn geſchaffen, unzählige altadelige und bürgerliche Familien haben 
ihren Beſitzſtand veräußert, um ihre Söhne zu retten, aber vergeb— 
lich. Eine unbeſchreibliche Bewegung ging durch den ganzen Gerichts— 
faal, als ein Zeuge, ein ehrwürdiger, grauköpfiger Herr, auf Selinger 
zutrat und ihm mit bewegter Stimme und thränenden Auges ſagte: 
„Daß Sie der Mörder meines Sohnes find, iſt gewiß!“ Die Schuld- 
ſumme des Lieutenants Franz Neugebauer, der ſich ebenfalls er- 
ſchoß, war in ganz kurzer Zeit von 300 auf 3500 Gulden ange— 
wachſen. In ſeinem Beſitz fand man einen Gulden. Die befjere- 
Montirung und die Goldborten hatte er alle bei Trödlern verſetzt 
oder verkauft. Der Wucherer erhielt 6 Jahre Kerker, die er ſich bei 
den humanen öſterreichiſchen Gefängnisgeſetzen, da ers ja dazu hat, 
ganz angenehm machen kann. Seine Angehörigen ſetzen natürlich 
dieſes ſchwunghafte Geſchäft fort, während er vom Gefängnis aus 
die Sache leitet. 


11. Der Jude und die Fürſten und Gewaltigen. 

Im Allgemeinen hat der Jude in einer kräftigen Monarchie 
die wenigſte Ausfichr, fein Endziel, die volle Beherrſchung des Volkes 
zu erreichen. Er wird dieſelbe daher unter allen Umſtänden bekämpfen, 
je nach Lage der Sache offen oder heimlich. So lange dies aber 
nicht angängig iſt, wird er kein Mittel unverſucht laſſen, den 
Monarchen im ſeine Gewalt zu bekommen, ſei es durch Geld, ſei es 
durch Ausnutzung ſeiner Schwächen. 

Wie dies in Frankreich von Ludwig dem Frommen an, unter 
dem das große fränkiſche Reich Karls des Großen dem Verfall 
eurgegen ging, bis zum letzten franzöſiſchen Könige, Ludwig XVI., 
alſo während eines Jahrtauſends, gemacht worden iſt, weiſt uns, 
Drumont in ſeinem oben bezeichneten Werk mit großer Klarheit nach. 


— 181 — 


In den geknechteten Fürſten fanden die Juden zu allen Zeiten 
„ gegen die Wut des durch ſie ſchamlos ausgebeuteten 
Volkes. 

Genau ſo ging es in Polen. Der König Kaſimir räumte 
den Juden diejenigen Rechte ein, die ſie im Laufe der Jahrhunderte 
dazu benutzt haben, dieſes Land aus der Reihe der ſelbſtſtändigen 
Staaten hinwegzufegen. Veranlaßt wurde Kaſimir hierzu durch 
ſeine ſchöne und überaus kluge jüdiſche Geliebte Eſther. 

Wie weit der Einfluß der Juden in Polen reichte, das im 
Mittelalter allen in Frankreich, Deutſchland u. ſ. w. verjagten Juden 
eine ze eröffnete, beweiſt am beſten folgender Umſtand: Als 
die Woiwoden bei einer Königswahl ſich nicht einigen konnten, 
wurde der Rabbiner Schäul Wahl einſtweilen mit allen Königs⸗ 
rechten ausgeſtattet und es ihm überlaſſen, ſpäter einen König nach 
eigenem Gefallen zu ernennen. 

Frankreich verjagte ſeine 800,000 Juden im Mittelalter in 
mehreren Verfolgungen gänzlich. Dieſelben fanden Unterkommen 
in Deutſchland, beſonders am Rhein, dann auch in Polen. Als es 
die Juden los war, ſtieg es fortwährend. Deutſchland, in dem die 
Juden zahlreicher waren, fing an zu ſinken, und Polen, das voll⸗ 
kommen verjudete Reich, ging allmählich ganz zu Grunde. Als 
Frankreich die Juden mehr und mehr wieder aufnahm, ging es 
zurück. Die zweite Napoleoniſche Herrſchaft wurde durch Juden 
untergraben, die jetzige Republik liegt vollſtändig in ihren Händen. 
Die ſchlimmſten Scheuſale der erſten Revolution, z. B. Marat, 
waren Juden. 

In Deutſchland haben die Juden ſchon im frühen Mittelalter 
großes Unheil angerichtet. Der Haß gegen dieſelben wurde ſchließlich 
ſo groß, daß er in blutige Verfolgung überging. Dem Charakter 
jener Zeit entſprechend wurden dieſelben bald auf das religiöſe 
Gebiet herübergeleitet, mit dem ſie in Wirklichkeit nichts zu thun 
hatten. Die deutſchen Kaiſer und Fürſten wurden ihre Retter, unter 
Umſtänden auch ihre Rächer. Die Fürſten des Mittelalters befanden 
ſich faſt immer in Geldnot. An dieſer iſt ja ſchließlich das Reich 
auch zu Grunde gegangen. Indem der Jude hier oft und willig 
und ſogar zu ſoliden Bedingungen aushalf, ſicherte er ſich die 
Fürſtengunſt und durfte dafür das Volk nach Belieben ausbeuten. 
Kaiſer Sigismund z. B. war oft in ſolcher Not, daß er ſich zur 
Erhaltung ſeines Hofhaltes in Reichsſtädten niederlaſſen mußte, die 
Sämtliche Koſten des Unterhaltes beſtritten. Dauerte ihnen aber die 
Sache zu lange, dann drängten ſie auf Abreiſe und ſagten ſelten: 
„Auf Wiederſehen!“ Manche Städte ließen den Kaiſer aber gar 
nicht hinein. Manchen Reichsfürſten erging es nicht viel beſſer. 
Da war es ihnen allen hochwillkommen, den Juden gegen hohes 
Geld Schutzbriefe verkaufen zu können. Kurfürſt Joachim von 
Brandenburg konnte das durch die Juden geſchaffene Elend 
ſeiner Unterthanen nicht länger mit anſehen und verwies ſie des 
Landes, nachdem 32 von ihnen, die ſchwerer Verbrechen überführt 
waren, öffentlich in Berlin verbrannt worden waren. Sein Nach⸗ 
‘Folger aber jah fidh doch wieder gezwungen, an Juden Schutzbriefe 


auszugeben. Sehr unheilvoll ijt die verſchuldete Lage der Fürſten⸗ 
für die ganze Entwickelung des Vaterlandes geworden. Albrecht 
von Brandenburg, Kurfürſt von Mainz, war ſchließlich fo tief in: 
Judenhände geraten, daß er ſich mit dem Ablaßhändler Tetzel ver⸗ 
band. Er a den Ablaßverkauf gegen ein Pauſchquantum, 
das er an den Papſt ablieferte. Er hoffte dabei, im Vertrauen 
auf Tetzels Geſchicklichkeit, auf einen Ueberſchuß, der ihn aus den 
Judenhänden befreien ſollte. Bekanntlich führte dies zu Dr. Martin 
Luthers Auftreten und im weiteren Verlauf zur Kirchentrennung. 
Später gewann Albrecht von Brandenburg Sympathien für Luther, 
aber ſeine verzweifelte Lage ließ ihn zu keinem feſten Entſchluß 
kommen, der vielleicht die ſpäteren entſetzlichen Religionskriege 
unmöglich gemacht hätte. Als Luther ihn deshalb etwas unſauft 
behandelte, wurde der Bruder Albrechts, Kurfürſt Joachim I. von. 
Brandenburg, hierdurch ſo erbittert, daß er zeitlebens ein Feind 
Luthers blieb, obgleich er ſelbſt eine Reformation herbeiwünſchte. 

Unter König Friedrich I. von Preußen, der in ewiger Geldnot war, 
gewannen die Juden wieder gewaltigen Einfluß, wie die Verarmung 
des Volkes deutlich bewies. Als aber Friedrich Wilhelm J., dieſer: 
Heros unter den Hohenzollern, zur Regierung kam, hatte es mit 
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Berlin wurde noch ein beſonderer Schnellgalgen aus Eiſen ein⸗ 


gerichtet, und jede unredliche jüdiſche Manipulation fand hier ihre 
ſchnelle Sühne. Als der König mit ſeinem klaren Blick bemerkte, 
daß ſich die Juden im Wollhandel zwiſchen Produzenten und Kon⸗ 


ſumenten drängten und den Tuchmachern dadurch die Wolle ver⸗ 
teuerten, verbot er ihnen den Wollhandel ganz, und was eine Über- 
tretung dieſes Gebotes bedeutete, wußten ſie ſehr genau. Unter 
ſolchen Umſtänden kam Preußen empor. Niemals hat in dieſem. 
Lande ein ſo allgemeiner und ſolider Volkswohlſtand beſtanden, 
wie unter dieſem Monarchen. Das Land konnte mit Leichtigkeit 
eine verhältnismäßig viel ſtärkere Armee erhalten, als gegenwärtig. 
Dabei hinterließ der König, der unendlich viele Schulen angelegt, 
die Landſtraßen verbeſſert, Wüſteneien in blühende Gefilde ver=- 
wandelt und Sümpfe ausgetrocknet hatte, noch einen Schatz von 
vielen Millionen. Sein Sohn Friedrich der Große ließ die Juden 
ebenfalls nicht aufkommen. Er konnte daher an die Steuerkraft 
ſeines Volkes große Anſprüche ſtellen, glänzende Kriege führen, 
niedergebrannte Ortſchaften wieder aufbauen, die neu erworbene, 
aber total verarmte und verkommene Provinz Weſtpreußen zur 
Blüte bringen, die Induſtrie beleben und doch bei ſeinem Tode viele 
Millionen hinterlaſſen. Unter ſeinem Nachfolger, dem gutmütigen, 
aber ſchwachen Friedrich Wilhelm III., ergoſſen ſich aber die Juden. 
wie Heuſchreckenſchwärme über das ganze Land. Bald hatten ſie 
Adel, Bürger und Bauern in ihren Händen, und der Staat ver- 
armte. Das Jahr 1806 zeigte die Früchte ihrer Thätigkeit. Die 
Offiziere, weil tief verſchuldet, waren entnervt. Die hohen Staats- 
beamten, weil verſchuldet, waren fremden Einflüſſen zugänglich, die- 
Armee, weil nicht genügende Geldmittel vorhanden waren, veraltet 
und eingeroſtet, das Endreſultat daher ſelbſtverſtändlich. Die Re⸗ 
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volution von Berlin im Jahre 1848 war lediglich ihr Werk. Sie 
hatten die Revolutionäre aus Frankreich und Polen auf ihre Koſten 
kommen laſſen, der Gewinn war auch allein für ſie. Wie Friedrich 
Wilhelm IV. von dem Juden Jacobi behandelt worden iſt, weiß 
wohl Jedermann. Nicht viele aber werden wiſſen, daß Kaiſer 
Friedrich III. ebenfalls als ein Opfer des Judentums gefallen iſt. 
Das Urteil über dieſen hochherzigen Mann ſchwankt noch hin und 
her. Guſtav Freitag, von dem man eine Klärung erwarten durfjfe, 
hat nur von der Oberfläche abgeſchöpft. Ich will ein endgültiges 
Bild von Kaiſer Friedrich geben. Niemals hat in der Welt ein 
Fürſt gelebt mit edlerem Herzen und wohlwollenderen Abſichten, 
als er. In dem Glück Anderer jah er ſein eigenes Glück, und 
gleich Titus hat er jeden Tag für einen verlorenen gehalten, an 
dem er nicht Jemand glücklich machen konnte. Das unzählige Gute, 
was er gethan hat, iſt der Welt verborgen. Sein Einkommen als 
Kronprinz ſtand aber mit ſeinem Wohlthärigkensſinn nicht im Ein⸗ 
klang. Kaiſer Wilhelm hatte von ſeinem Vorfahren Friedrich 
Wilhelm I. den ſparſamen, haushälteriſchen Sinn geerbt und be⸗ 
dachte die Seinen nicht überreich. Kronprinz Friedrich Wilhelm, der 
für ſeine Perſon allerdings mehr als bedürfnislos war, geriet in 
Folge dieſer ſtillen Wohlthaten an Vornehm und Gering ſehr früh 
in Schulden, fiel in Judenhände, und alles Weitere verſteht ſich 
dann von ſelbſt. Seine Wechſel, die nicht unter 50 pCt. be⸗ 
geben worden ſind, liefen unter den ſchlimmſten Wucherern umher. 
Einen ſolchen von 3300 Mark habe ich im Jahre 1882 ſelbſt ge⸗ 
ſehen. Natürlich wuchſen die Schulden ſo rieſenhaft, daß Hilfe nur 
ſchwer möglich war. Mit ſeinen Schulden hat Kaiſer Friedrich viele 
Jahre hindurch ebenſo ſchwer gekämpft, wie alle anderen Sterblichen 
es mit den ihrigen auch thun müſſen. Um ſeinen Vater nicht 
ſchwer zu betrüben, hat er dieſelben geheim gehalten, bis auch deſſen 
damaligen Erſparniſſe nicht mehr ausgereicht hätten, alle Schulden 
zu bezahlen. Schließlich haben mehrere jüdiſchen Bankhäuſer, doch 
wohl in der Hoffnung, für ihre Stammesgenoſſen dadurch in Zukunft 
Vorteile zu erzielen, die ſämtlichen Wechſel aufgekauft und das 
Geld dann dem Kronprinzen zu mäßigen Felser berechnet. Aber 
auch dieſe Zinszahlung nahm den größten Teil des kronprinzlichen 
Einkommens weg. Bald nach dem Regierungsantritt des Kaiſers 
Friedrich ſind dieſe Schulden in Höhe von faſt 15 Millionen Mark 
bezahlt worden. Natürlich war Kaiſer Friedrich den letzten Geld- 
gebern Dank ſchuldig, und da er Freundſchaftsbeweiſe nie vergaß, 
ſo wird er gelegentlich zu denſelben ein Wort über die Antiſemiten⸗ 
bewegung geſprochen haben, das aber dann in ſchamloſer Weiſe aus⸗ 
gebeutet und entftellt iſt, ohne daß er bei der vorhandenen Sachlage 
öffentlich dagegen auftreten konnte. Wie ſehr das ſemitiſche Treiben 
ihn aber angewidert hat, geht aus den Freitagſchen Enthüllungen 
hervor. Darnach trug er ſich ſchon in geſunden Tagen ſehr ernſt⸗ 
haft mit der Idee, die Regierung gar nicht anzutreten. So einen 
Entſchluß kann ein thatkräftiger Mann doch nur faſſen, wenn er 
ſich in einem ſchweren Gewiſſenskonflikt befindet. Seine ihm im 
ganzen Volke nachgeſagten Anſchauungen widerſprachen eben ſeinen 
wirklichen Anſchauungen vollſtändig. 
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Halten wir uns dies Geſagte vor Augen, fo liegt der Charakter 
Kaiſer Friedrichs wie ein aufgeſchlagenes Buch vor uns. Die täg⸗ 
lich zu hunderten einlaufenden Bittgeſuche konnte er nicht befriedigen. 
Das machte ihn mißgeſtimmt und reizbar. Gewannier aus manchen 
Geſuchen die Ueberzeugung, daß hier Hülfe durchaus nötig ſei, ſo 
wandte er ſich an reiche Leute als Fürſprecher. Daher war er zu 
dieſen freundlich. Weil die meiſten reichen Leute Juden ſind, kam 
er mit dieſen mehr in Beziehungen, als mit Deutſchen. Da die 
Juden wohl faſt immer ausreichende Hülfe geleiſtet haben werden, 
war er ihnen dankbar, dankbarer noch, als für die Regelung ſeiner 
eigenen Angelegenheiten. Der ewige Kummer aber über das Mis- 
verhältnis zwiſchen ſeinem Wollen und Können hat ſchließlich ſeinen 
Körper zu Grunde gerichtet. Krebs entſteht ja nach allgemein ver⸗ 
breiteter Volksſage ſtets durch verborgenen Kummer. Daß die Juden⸗ 
preſſe ſpäter den Mann, der Kaiſer Friedrich im Intereſſe des 
eigenen Geldbeutels nach allen Regeln der Kunſt zu Tode kuriert 
hat, in geradezu fanatiſcher Weiſe unterſtützt hat, ſei hier nur 
nebenbei bemerkt. Die ganze Mackenzieaffaire dürfte infolge 
dieſer Darlegung ihrem inneren Weſen nach klar werden. Ihre 
Majeſtät die Kaiſerin Friedrich kennt den hohen Stand der eng— 
lichen Wiſſenſchaft ſehr genau und war ſicher ſehr erfreut, als Ihr 
von deutſchen Aerzten Dr. Mackenzie als Autorität vorgeſchlagen 
wurde. Daß dieſer Mann auf ſeinem Gebiete wirklich Großes ge— 
leiſtet hat, ſteht außer Zweifel. Sicher hat er die Krankheit des 
Kaiſers Friedrich auf dem erſten Blick erkannt. Um aber die folgende 
Tragödie ganz zu verſtehen, muß man in ſeinem Buch etwas zwiſchen 
den Zeilen lejen. Er bemüht ſich erſichtlich, den Glauben zu er- 
wecken, daß er vor ſeinem erſten Beſuch bei dem damaligen Kron— 
prinzen in Berlin Niemand geſprochen habe. Dies iſt bisher keinem 
aufgefallen. Warum thur er dies wohl? Aber Geſchäfte lafen ſich auch 
per Telegraph oder durch dritte Perſonen abſchließen. Die jüdiſchen 
Gläubiger des Kronprinzen werden hier rechtzeitig die Berufung des 
Dr. Mackenzie erfahren, und nun mit dieſem ihren Stammesgenoſſen 
Folgendes abgeſchloſſen haben: „Wir wünſchen im Intereſſe unſeres 
Geldes dringend, daß der Kronprinz Se. Majeſtät den Kaiſer Wilhelm 
überlebe. Eine irgend wie gefahrbringende Operation iſt daher 
unter allen Umſtänden zu verhüten. Gelingt Dir dies, ſo erhälſt 
Du ſo und ſo viel 1000 Pfund Sterling.“ Hieraus wird nun alles 
Nachfolgende verſtändlich. Profeſſor Dr. Virchow wurde mit einem 
falſchen Stück düpiert, und daß die Kronprinzeſſin dem Mann ihr 
ganzes Vertrauen entgegenbringen mußte, der ihrem Gatten Heilung 
ohne gefahrbringende Operation verſprach, iſt wohl mehr als 
natürlich. Wer in Europa hätte es anders gemacht. Alles übrige 
entwickelte fic) jetzt durchaus folgerichtig. Die Entziehung des Kron- 
prinzen aus jeder ärztlichen Kontrolle, die Entziehung vom Vater- 
herzen, das ſo ſehr nach ihm verlangte, Alles wird jetzt mehr als 
verſtändlich ſein. Die ungeheuere Tragödie im Hauſe der Hohen— 
zollern, der trotz des hohen Alters unerwartet frühzeitige Tod 
Kaiſer Wilhelms, das entſetzliche Ende Kaiſer Friedrichs, Alles 
mußte eintreten und wurde herbeigeführt, damit einige jüdiſchen 
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Bankhäuſer ihre Millionen ohne Not zurück erhielten. Mackenzie hat 
ſeinen Anteil in Sicherheit gebracht und ſoll jetzt nach Amerika 
reiſen, um dort ſeine Heldenthaten zu verkünden. Schon bei Beginn 
ſeiner ärztlichen Thätigkeit in Berlin wird er in der ſeinen jüdiſchen 
Stam mesgenoſſen nicht unbekannten Meile den Plan gefaßt haben, 
bei dem endlichen, ihm ſicher bekannten Ausgang irgend welche Sünden⸗ 
böcke in den Vordergrund zu ſchieben. Kaiſer Friedrich war ein 
durch und durch deutſcher Mann, ſeine grenzenloſe Gutmütigkeit, 
die ſchon mehreren Hohenzollern verderblich geworden iſt, war ſeine 
einzige Schwäche. Bei regierenden Fürſten kommt dieſe in der Regel 
mehr der näheren Umgebung, wie der Geſamtheit des Volkes zu 
Gute. Die Juden Haben. dieje Schwäche benutzt, um dieſen Lieb- 
ling des Volks, den Sieger von Königgrätz, Wörth und Sedan, 
in ſchändliche Feſſeln zu ſchlagen, aus den ihn dann andere Juden, 
um ſein Herz für die Intereſſen ihres Stammes zu gewinnen, not⸗ 
dürftig befreiten. Kaiſer Friedrich iſt hieran zu Grunde gegangen, 
hingeopfert durch Juden, noch im Tode eine prophetiſche Mahnung 
für das deutſche Volk, ſich noch in letzter Stunde zu retten, um nicht 
ſein Schickſal zu teilen. Als ſpäter ſeine Lage vertraulich bekannt 
wurde, ſtellte ihm ein hieſiger Großkaufmann ſein ganzes Vermögen 
zinslos zur Verfügung unter der Bedingung, daß nie an eine Be⸗ 
lohnung zu denken ſei. Es war zu ſpät. Das Anerbieten wurde 
nicht angenommen. Aehnlich iſt das Schickſal König Ludwigs von 
Bayern. Dieſer erhabene Monarch, dem Deutſchland ſeine Ylufer: 
ſtehung zum großen Teil verdankt, der uns einen Richard Wagner 
gegeben hat und für das Schöne in edler Begeiſterung glühte, litt 
an einer anderen Schwäche. Er wollte die in ſeiner Seele leben⸗ 
den Ideen im Raume ſichtbar darſtellen. Die Koſten überſtiegen 
aber ſein Einkommen, und er geriet in ſchlimme Hände. Die Juden 
hielten fih diesmal im Hintergrunde, aber da die von ihnen vor- 
geſchobenen Perſonen ebenfalls verdienen wollten, ſo wurde der 
König nur um ſo ſchneller zum Ruin geführt. Soll ich noch von 
Rudolf von Defterreich._ ſprechen, dieſem ernſten Naturforſcher auf 
dem Thron? Auch er iſt jahrelang ausgebeutet worden, dadurch 
ſeines Lebens überdrüſſig geworden und ſchließlich auf Selbſtmord— 
gedanken gekommen. | 


Tir Kan“ 


har 
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Die zufällige Todesurſache fand ſich dann bei ihm ähnlich, 


wie bei Heinrich von Kleiſt. Wir ſehen aljo, daß das Judentum 
in ſeinem Beſtreben, Fürſten und Völker zu knechten, drei der 
edelſten Sprößlinge der europäiſchen Regentenhäuſer, die in ihren 
verſchiedenen Geiſtesrichtungen ſich als Vertreter des Guten, Schönen 
und Wahren darſtellen, in finanzielle Feſſeln geſchlagen hat, welche, 
allerdings wider den Willen des Judentums, den jammervollen 
Tod derſelben herbeigeführt haben. Es wäre für die Geſchichte von 
höchſter Wichtigkeit, wenn wir über die oben angeführten Angelegen⸗ 
heiten Kaiſer Friedrichs alle Einzelheiten erfahren könnten. Man 
wolle doch gar nicht fürchten, daß das Bild dieſes ſo hoch erhabenen 
unglücklichen Regenten darunter leiden würde. Im Gegenteil, je 
mehr das deutſche Volk von ihm erfährt, deſto mehr wird es ihn, 
das Abbild ſeines eigenen Weſens, nicht nur wie es iſt, ſondern 


. wa 
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auch wie es ſein wird, lieben lernen! Viel leicht wählt es dann deutſche 
Arzte, die ſeinen Krebs ſchaden gründlich ausſchneiden! Die 
Mackenziemethode würde bein deutſchen Vaterlande genau denſelben 
Erfolg haben, wie beim Kaiſer Friedrich! 

Umſchwärmt von Beobachtern und Agenten find fürjtliche 
Perſonen, beſonders ſolche, die in ſpäteren Jahren zu hohen 
Stellungen berufen iind. zu allen Zeiten. Im günſtigen Augenblick 
bietet ein Helfer ſich an in der denkbar vollendetſten Form. Läßt 
ſich der hohe Herr unter der Lage des Augenblicks bewegen, die 
Hilfe anzunehmen, fo ift ein Zurück ſchwer möglich, eee 
kommt es auch vor, daß folder Verſuch ſcheitert. In Potsdam 
erzählt man ſich öffentlich, daß ein dort beim Militär dienender 
ſehr junger Herr den erſten Verſucher dieſer Art jo draſtiſch ab- 
gefertigt haben ſoll, daß in Zukunft ein zweites Wagnis dieſer Art 
nicht mehr unternommen worden iſt. 

Mir wurde der Bericht in etwas humoriſtiſcher Form gegeben. 
mit einem Beigeſchmack innerer Genugthuung. 

Ich habe darin mehr erblickt. Nicht Fehrbellin iſt der Aus⸗ 
Sager der erſten Glanzperiode preußiſch⸗ brandenburgiſcher⸗ 
ſchichte, ſondern Breda. 

Vielleicht wird nicht Sedan die zweite deutſche Glanzperiode 
eröffnen, ſondern Potsdam. 

Landgraf, werde hart! Landgraf, werde hart! 


Wir litten menſchlich ſeit dem Tage, 
Da jener Fremdling eingerückt; 

Wir rächten nicht die erſte Plage, 

Mit Hohn auf uns herabgeſchickt; 

Wir übten nach der Götter Lehre 

Uns durch viel Jahre im Verzeih'n, 
Doch endlich drückt des Joches Schwere 
Und abgeſchüttelt will es ſein. 


Du wirſt nicht wanken und nicht weichen 
Vom Amt, das du dir kühn erhöht, 

Die Regung wird dich nicht beſchleichen, 
Die dein getreues Volk verrät; 

Du biſt ſo mild, o Sohn der Götter, 
Der Frühlin kann nicht milder ſein; 
Sei ⸗ſchrecklich heut, ein Schloſſenwetter, 
Und Blige laß dein Antlitz ſpei'n! 


Denn eh' doch, ſeh ich ein, 

Erſchwingt der Kreis der Welt 

Vor dieſer Mordbrut keine Ruhe, 

Als bis das Raubneſt ganz zerſtört, 
Und nichts als eine ſchwarze Fahne 
Von ſeinem öden Trümmerhaufen weht! 


(Hermannsſchlacht.) 
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12. Der Jude in der Juſtiz, Medizin, Kunſt und 
Wiſſenſchaft. 
a. Der Jude in der Juſtiz. 

Das deutſche Volk iſt dadurch in einen unglückſeligen Zuſt and 
geraten, daß es ſein eigenes Recht faſt vollſtändig eingebüßt hat. 

Die uralten Rechtsgebräuche erwieſen fich allerdings mit Der: 
zunehmenden Kultur als unzulänglich, auch waren dieſelben bei 
verſchiedenen deutſchen Stämmen in minder wichtigen Sachen oft 
verſchieden. Statt nun das deutſche Recht den neuen Verhältniſſen 
gemäß umzugeſtalten, ſchickte man Männer nach den italieniſchen 
Univerſitäten, die dort das römiſche Recht holten. Es war dies um 
ſo begreiflicher, als auch die Geiſtlichkeit ihr Recht aus Rom erhielt. 
Die Römer hatten von jeher auf die Rechtswiſſenſchaft großen Wert 

elegt und alle Rechtsſprüche bedeutenderer Art aufgeſammelt. Der 

Kaiſer Juſtinian in Konſtantinopel hat alle dieſe Rechtsſprüche 
ſammeln laſſen, und dieſelben ſind unter dem Namen Corpus juris 
noch heut die Grundlage unſeres Rechts. Das römiſche Recht iſt 
klar nach einfachen folgerichtigen Grundſätzen aufgebaut und läßt 
den Richter niemals im Stich. Es entſpricht aber nicht dem Rechts⸗ 
bewußtſein des deutſchen Volkes, daher ſtehen Moral und Recht 
häufig im Widerſpruch. In all den verſchiedenen Paragraphen mit 
ihren Feinheiten und Spitzfindigkeiten kann ſich das Volk nicht zu⸗ 
rechtfinden, es bedarf daher eines rechtsgelehrten Beraters zur Erledigung 
der einfachſten Sachen. Derjenige rechtsverſtändige Berater, welcher 
mit allen möglichen Spitzfindigkeiten am meiſten vertraut iſt, wird 
daher am erſten einen Prozeß glücklich erledigen. Welcher Schade 
im Volke dadurch angerichtet wird, daß Rechtsbewußtſein und Recht 
ſich nicht decken, ift unermeßlich. Das römiſche Recht iftim weſent⸗ 
lichen nur Stadtrecht. Eine einzelne Stadt hatte ſich ja allmälig 
der Herrſchaft über die Welt bemächtigt und ihr Recht derſelben 
aufgezwungen. Für ſtädtiſche Verhältniſſe, hauptſächlich für den 
Handel, war dasſelbe ausgezeichnet, für ländliche Verhältniſſe aber 
wenig brauchbar. Seine verheerenden Wirkungen zeigten ſich denn 
auch in dem gänzlichen Untergange des römiſchen Kleinbauern⸗ 
ſtandes zeitig genug, und hierin hauptſächlich iſt der Untergang 
des römiſchen Staates zu ſuchen. 

Unter den gelehrten Rechtsverſtändigen haben ſich daher in. 
der neueren Zeit bedeutende Perſonen, ſo z. B. Profeſſor Gierke, 
dafür ausgeſprochen, daß wir mit dem römiſchen Recht brechen und 
auf der Grundlage unſeres altdeutſchen Rechts ein neues deutſches. 
Recht aufbauen müßten. Bisher ſind dieſe Männer in der Minder⸗ 
zahl, doch ſteht zu hoffen, das die Mehrzahl unſerer jetzt ſtudierenden 
Rechtsbefliſſenen ſich dem deutſchen Recht zuwenden werde. Das 
römiſche Recht aber, für den größeren Teil des deutſchen Volkes 
unverſtändlich, iſt ſo recht für den Juden gemacht. Er weiß durch 
die feinſten Majhen durchzuſchlüpfen, in denen der plumpere Deutſche 
hängen bleibt. Was noch dem Recht an Spitzfindigkeiten fehlte, das 
hat die neuere Geſetzgebung, welche ganz unter jüdiſchem Einfluſſe 


. 
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zu Stande gekommen iſt, hinzugefügt. Welch unerhörter Zuſtand 


iſt es, daß ein deutſcher Mann nicht mehr in der Lage iſt, bei einem 
Civilprozeß über mehr als 300 Mark ſich ſelbſt zu vertreten. Dieſe 
geſetzliche Beſtimmung hat mich lange Zeit perſönlich abſolut rechtlos 
gemacht. Welcher Zuſtand iſt es ferner, daß der Richter beim Civil⸗ 
prozeß nicht nach der Wahrheit forſchen, noch eine der Parteien auf 
irgend eine wichtige Thatſache, die klar vor Augen liegt, aufmerkſam 


machen darf. 


Er hat einfach zu entſcheiden nach dem, was die Parteien und 
deren Zeugen ihm vortragen. Da hat ſich denn das deutſche 


Clement mehr und mehr zurückgezogen. Jüdiſche Richter tauchen 


zahlreich auf, und jüdiſche Rechtsbeiſtände nehmen ſo überhand, daß 
fie in Berlin fait % aller Rechtsanwälte (187) ausmachen. Die 


wenigen noch vorhandenen deutſchen Rechtsanwälte verſchwinden 


ſchnell, falls ſie ſich dem Judentum nicht auf Gnade und Ungnade 


ergeben. Ich bitte den Leſer dringend, ſich in den Gerichtsſtunden 


einmal nach dem Amts- oder Landgericht in der Jüdenſtraße zu 
begeben, dort auf den Korridoren ruhig auf- und abzugehen und 
dann in ein Verhandlungszimmer zu treten. Er wird die felſenfeſte 
Überzeugung mitnehmen, daß unſer Recht gegenwärtig nur dazu da 
iſt, den jüdiſchen Schwindeleien den Stempel der Geſetzlichkeit auf- 
zudrücken. Um dem jetzt wogenden Kampfe zwiſchen römiſchem und 
deutſchem Recht, der dem Judentum verhängnisvoll werden könnte, 
mit einer vollendeten Thatſache entgegenzutreten, iſt die Reichs— 
regierung vor 10 Jahren veranlaßt worden, eine Kommiſſion von 
gelehrten Rechtsverſtändigen zu ernennen, welche alle dem römiſchen 
Recht anhängen. Dieſe hat ein neues deutſches Zivil-Recht aus— 
gearbeitet zu einer Zeit, die ſich beim Aufeinanderplatzen der ver— 
ſchiedenen Rechtsanſchauungen am wenigſten zu geſetzgeberiſchen 
Neuerungen eignet. Dieſer Entwurf wird von allen jüdiſchen 
Zeitungen in den Himmel erhoben, während viele einſichtsvolle 
Deutſche ihn als verhängnisvoll bezeichnen! Ich als Laie bin doch 
in der Lage, an zwei Beſtimmungen das ganz undeutſche Weſen des 
Entwurfes nachzuweiſen. Welche Macht würde das Judentum über 
alle Mieter gewinnen, wenn der Grundſatz des Entwurfs: „Kauf 
bricht Miete“ — zur Durchführung käme. Schwindelkäufe, die 
insbeſondere die Mieter von Läden ruinieren müßten, würden 
dann an der Tagesordnung fein. Ebenſo iſt die Ehegeſetzgebung 
dem Charakter des deutſchen Volkes vollſtändig widerſprechend. 


Wenn die „Norddeutſche Allgemeine Zeitung“ gleichwohl dafür 
eintritt, daß dieſer Entwurf Geſetz werde, weil eine ſo mühſame 
10 jährige Arbeit nicht umſonſt gemacht ſein dürfe, ſo iſt dies abſolut 
unverſtändlich. Soll ſich das deutſche Volk auf Jahrhunderte an 
ein ſchlechtes Geſetz binden, damit eine Anzahl von Männern, die 
Hr ihre Arbeit gut bezahlt worden find, nicht umſonſt gearbeitet 
haben? 


Ich ſehe damit von den allgemeinen Betrachtungen ab und 


komme auf Beſprechung eines Prozeſſes, den ich ſelbſt von Anfang 


bis Ende durchgemacht habe. 
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In Berlin lebte ein Poſtſekretär Belling. Derſelbe wurde 
von hier nach Breslau verſetzt. Dort wurde bei einer Kaſſen⸗ 
revifion ein Manko gefunden, und Herr Belling machte in vielem; 
Augenblick einen Selbſtmordverſuch. Derſelbe gelang nicht ganz, 
Herr Belling wurde geheilt und dann unter Anklage geſtellt. Bei 
ſeiner Vernehmung gab er an, daß er in Berlin bei verſchiedenen 
Gläubigern 3000 Mark Schulden gehabt habe. Dieſe jeien von 
den Herren Zucker und Tietz für Beträge, die ihm nicht bekannt 
ſeien, eingelöft. Er habe ſich dieſen Herren gegenüber auf eine 
Summe von 7000 Mark verpflichtet, welche er verzinſen und in 
Raten tilgen müſſe. Er ſei hierdurch in eine ſo ſchreckliche Lage 
gekommen, daß er Geld aus der Kaſſe genommen habe in der 
Hoffnung, daſſelbe ſpäter wieder zulegen zu können. Die Staats⸗ 
anwaltſchaft in Breslau berichtete an die Staatsanwaltſchaft in 
Berlin, welche die Bücher des Herrn Tietz mit Beſchlag belegte und 
eine Anzahl von Perſonen die darin genannt waren, zur Ber- 
nehmung zog. Wie dent Lefer bekannt fein wird, war auch ich dem 
Herrn Tietz Geld ſchuldig geweſen, das allerdings längſt bezahlt 
war. Auch ich wurde vernommen, was mir um ſo unangenehmer 
war, als ich nicht geglaubt hatte, mit dieſem Herrn noch jemals in 
Berührung zu kommen. Eine ganze Anzahl von Herren, darunter 
der Poſtſekretär Reiter, der Lehrer Zander, wurden ebenfalls ver- 
nommen. Ich wurde zur Zeugenausſage gezwungen, und Zucker 
und Tietz wurden unter Anklage geſtellt. Bei der Verhandlung 
führte der Landgerichtsrat Friedländer den Vorſitz, die vier Beiſitzer 
waren augenſcheinlich Deutſche. Bei der zweiten Verhandlung war 
aber an die Stelle des erſten Beiſitzers ein anderer Herr getreten, 
den ich ſeinem Außeren nach nur für einen Orientalen halten mußte. 
Die Verteidigung führte Herr Rechtsanwalt Munkel. 

Die Verteidigung beruhte von Anfang an darauf, die ſämtlichen 
Zeugen dadurch unglaubwürdig zu machen, daß ihnen noch andere 
Schuldverhäliniſſe nachgewieſen wurden, in denen fie Falſches m- 
gegeben haben ſollten. Zucker hatte ſo ziemlich Jedem Ausſicht auf 
Geſamtregulierung gegeben und dadurch von Allen ihre geſamten 
Schulden und Gläubiger erfahren. Gleich der erſte Zeuge, deſſen 
Ausſage ich hörte (einer Anzahl früherer Ausſagen hatte ich nicht 
mit angehört) fing mit belaſtenden Ausſagen an. 

Da las ihm der Prafident einen Schein vor, welchen er 
einem Herrn Halpert übergeben hatte, den wir oben ſchon kennen 
gelernt hatten. „Ich N. N. erkläre, das ich weiter keine Schulden 
habe“ u. ſ. w. Der Zeuge wurde vollſtändig befangen, konnte 
augenſcheinlich nicht begrelſen, wie dieſer Schein hierhergekommen 
war, und ſeine Ausſagen lauteten jetzt, entgegen ſeinen früheren 
Ausſagen beim Unterſuchungsrichter, für die Angeklagten recht 
günſtig. Als ich mit meinen Ausſagen beginnen wollte, fragte mich 
der erſte Beiſitzer, ob ich nicht ſchon einmal, etwa im Prozeß 
Klingſpor, welcher vor dieſem Gerichtshof ebenfalls wegen Wuchers 
angeklagt und freigeſprochen war, als Zeuge hier geſtanden hätte. 
Ich verneinte dies mit der Bemerkung, daß ich nur einmal im 
Prozeß Auguſtin beim Landgericht als Zeuge vernommen wäre. 
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Darauf fuhr mich dieſer erſte Beiſitzer in ſo barſcher Weiſe an, daß 
ich in der That befangen wurde. Hierauf machte ich meine Aus⸗ 
ſagen bezüglich meiner erſten Bekanntſchaft mit Zucker, wie ich ſie 
oben dargeſtellt habe. Dies wurde als nicht zur Sache gehörig 
zurückgewieſen. Dann gab ich mein Verhältnis zu Herrn Zucker 
und Tietz genauer an, aus dem allerdings viel Belaſtendes hervor⸗ 
ging. Alle möglichen Zwiſchenfragen der Rechtsanwälte beantwortete 
ich der Wahrheit gemäß, machte dabei aber die wunderbare Ent— 
deckung, daß ſich die Angeklagten oder deren Vertreter auf irgend 
eine Weiſe Kenntnis von meinen auf der Schuldeputation liegenden 
Akten verſchafft haben mußten. Der Angeklagte Tietz hatte eine 
große Anzahl von Zeugen geladen, durch die er mich unglaubwürdig 
machen wollte. Er hatte ſich bei dem Herrn Möller eine neue Hoſe 
beſtellt, obgleich dieſer ſonſt nicht für ihn arbeitete, bei dem Herrn 
Boldies Wein und Zigarren gekauft, ihm auch weitere Geſchäfte in 
Ausſicht geſtellt, obgleich er denſelben vorher gar nicht kannte. In 
beiden Fällen hat er dann verſucht, aus denſelben irgend etwas 
Ungünſtiges über mich herauszulocken, was dieſe allerdings bei dem 


beſten Willen nicht geben konnten. Die Zeugen Auguſtin und 


Friſcheiſen machten ihre Ausſagen. Auguſtin erklärte, daß er im 
Jahre 1883 einigemal einen weten, rejp. eine Gans bei uns geſehen 
hatte. Friſcheiſen erklärte, daß wir in den 4 Jahren von 1881 bis 
1885 ein mehr als bedürfnisloſes Leben geführt hätten. Friſcheiſen, 
unſerer früherer Hauswirt, war als Belaſtungszeuge geladen. Über 
die Ausſagen des Herrn Kortum kann ich hier leider nicht ſprechen, 
da ich ſie der Staatsanwaltſchaft zur Unterſuchung übergeben habe. 
Deſto wichtiger war die Ausſage des Zeugen Halpert. Ich ſtehe 
nicht an, zu erklären, daß dieſe den wichtigſten Teil des ganzen 
Buches bildet. Der Zeuge Halpert beſchwor: Es iſt nicht wahr, 
daß ich durch Herrn Barifer mit dem Rektor Ahlwardt bekannt 
geworden oder mit ihm durch denſelben in Geſchäftsbeziehungen 
getreten bin. Mir hat ein Agent einen Wechſel von demſelben 
gebracht, und ich habe den Herrn Ahlwardt erſt ſehr viel ſpäter, 
als die Wechſel unpünktlich eingelöſt wurden, kennen gelernt. 

Zweitens es iſt nicht wahr, daß mir ein Wechſel des Rektors 
Ahlwardt durch eine Frau Zabel übergeben iſt. 

Drittens iſt nicht wahr, daß der Liſtklub die Schuld des 
Rektors Ahlwardt ganz oder teilweiſe bei mir bezahlt hat. 

Vergebens trat ich drei oder viermal an den Präſidenten 
heran, hielt eine Anzahl von Schriftſtücken in die Höhe und erklärte: 
„Herr Präſident, der Zeuge ſchwört falſch, dieſe Schriftſtücke beweiſen 
das Gegenteil!“ Ich wurde energiſch zur Ruhe gewieſen, die Schrift⸗ 
ſtücke wurden nicht angenommen. 

Dieſer Eid des Herrn Halpert, der ein offenbarer Meineid 
iſt, wie ich das durch unwiderlegliche Schriftſtücke, welche ich in 


meinem Beſitz habe, darthun werde, iſt von der ungeheuerſten 


Wichtigkeit. Herr Halpert war der Todfeind des Herrn Zucker, 
denn dieſer hatte ihn ſelbſt wegen Meineides früher angezeigt, 


worauf Halpert Herrn Zucker wegen Majeſtätsbeleidigung angezeigt 


und ihm ſeinen Haß auch ſonſt durch die That bewieſen hatte. Jetzt, 
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wo ein Deutſcher gegen den getauften Juden Zucker ausſagte, ſchwor 
Halpert zu Gunſten deſſelben einen Meineid, den Zucker ſowohl, als 
auch der genannte Herr Pariſer jeden Tag hätten beweiſen können. 
Halpert hatte von ſeiner Ausſage gar keinen Vorteil. Er muß aber 
abſolut davon überzeugt geweſen ſein, daß dieſe beiden Juden, von 
denen der eine ſein Todfeind war, ihn wegen eines Meineides zu 
Ungunſten eines Deutſchen niemals belangen würden. Damit 
glaube ich unwiderleglich Folgendes bewieſen zu haben: 
1. „Wo es ſich um einen Deutſchen handelt, ſchwört der Jude 
unbedenklich einen Meineid. 
2. „Wo es ſich um einen Deutſchen handelt, unterſtützen ſich die 
Juden durch Meineide, auch wenn ſie Todfeinde, und der eine 
von ihnen auch getauft iſt. N 
3. „Die Vorſchriften des Talmud und des Schulchan aruch haben 
für den Juden unbedingte Gültigkeit und werden ſtets befolgt. 
4. Herr Halpert, ein durchaus ritueller Jude, kann einen Meineid 
mit gutem Gewiſſen ſchwören, denn in feinem Col⸗nidre 
Gebet hat er am Verſöhnungstage dieſen Eid ſchon im voraus 
für ungültig erklärt. Auch die Frau Arend war in dieſem 
Prozeß vernommen und hatte ausgeſagt, was ich oben ſchon 
mitgeteilt hatte. 
Auch den Grafen Königsmarck hatte man kommiſſariſch ver⸗ 
nommen, und er hatte ausgeſagt, daß ich ihm ſelbſt perſönlich 
erklärt hätte, ein Bericht von mir an ihn wäre unwahr. Man wird 
ſich erinnern, daß ich an dem Abend, als Zucker mit geradezu 
lächerlichen Summen zwei der größten und ſchlimmſten Gläubiger 
befriedigt hatte, an den Grafen Königsmarck ein Dankſchreiben 
richtete, worin ich ihm mitteilte, daß die Regelung zu ſo günſtigen 
Bedingungen von Statten gehe, daß ich hoffen könne, wir würden 
das Geld noch nicht einmal voll gebrauchen. Später ſuchte ich dann 
den Grafen Königsmarck auf, feſt entſchloſſen, ihm die volle Wahrheit 
zu ſagen über die Unterſchlagung des mir von ihm überwieſenen 
Geldes, wovon ich freilich Herrn Zucker, der mich begleitete, da er 
ſeinen Onkel beſuchen wollte, nichts mitteilte. Als ich aber eben 
anfing, Bericht zu erſtatten, wurde der Herr Graf zu Tiſch 
gerufen, ich mußte mich alſo anſtandshalber entfernen und fand 
päter nicht mehr Gelegenheit, in einer neuen Audienz meinen 
Bericht, in welchem ich eben erſt bis zu dem abgeſandten Brief 
gekommen war, fortzuſetzen. Ebenſo war mir nicht die Möglichkeit 
gegeben, in dem Termin nach der Verleſung der Graf Königmarckſchen 
ſehr kurzen Ausſage meine Erklärungen dazu zu machen. Von den 
Rechtsanwälten wurden alle Belaſtungszeugen aufs Schärfſte an⸗ 
gegriffen, zart angedeutet, daß ſie vielleicht ſelbſt einen Nutzen ſuchten, 
die Erhöhung von 3000 auf 7000 Mark bei Belling wurde als ein 
Akt der Humanität dargeſtellt, die ſchließlich nicht mehr als 10 Prozent 
Zinſen gebracht hätte, die Angeklagten als humane Leute dargeſtellt, 
die von ihren Opfern ausgebeutet ſeien, ſchließlich wurden ſie auch 
freigeſprochen. Sehr viel ſpäter kam mir das Original des Erkennt⸗ 
niſſes zu Geſiche. Es heißt da: Es könnte doch möglich ſein, ob- 
gleich es nicht bewieſen ſei, daß der Rektor Ahlwardt von den zur 
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Schuldenregulierung aufgenommenen Geldern einen Teil für eine 
übertriebene Lebensführung verwandt hätte! Das iſt das ſtärkſte, 
was in der ganzen Welt ein Gerichtshof geleiſtet hat. Das Gegen- 
teil war zwar bewieſen, aber weil es doch möglich fein könnte, 
darum iſt der Zeuge unglaubwürdig, die Angeklagten werden frei⸗ 
eſprochen, ich ſelbſt bei allen Menſchen faſt unmöglich gemacht. 
In Berlin dürfte es kaum noch wieder einen Wucherprozeß geben. 
Ubrigens ſind von den fünf auch vier Stimmen nöthig zur Ver— 
urteilung, und 2 Angehörige des Gerichtshofes hielt ich für Juden. 
Ich habe dieſen Prozeß hier ſo ausführlich beſprochen, weil meiner 

einung nach die Halpertſche Ausſage für die ganze Judenfrage 
von der größten Bedeutung werden muß. 

Im Mittelalter konnte ein Jude gegen einen Deutſchen kein 
Zeugnis ablegen, und noch im vorigen Jahrhundert war ein Juden⸗ 
zeugnis nur von geringem Werte. Sollten unſere Vorfahren dieje 
Beſtimmungen aus religiöſer Intolerenz oder infolge bitterer Er⸗ 
fahrungen getroffen haben? Dies feſtzuſtellen, wäre eine ernſte 
Aufgabe für einen eifrigen Geſchichtsforſcher. 


b. Der Jude in Medizin, Wiſſenſchaft und Kunſt. 


Der ideal angelegte Deutſche widmet fih der Wiſſenſchaft und: 
Kunſt um ihrer ſelbſt Willen. Alle andern Rückſichten ſtehen erſt in 
zweiter Linie. Der Jude hingegen denkt bei allem und jedem, was 
er treibt, nur an ſich ſelbſt. Jede echte Kunſt, jede echte Wiſſen⸗ 
ſchaft ſind daher verloren, ſobald das Judentum in ihnen maſſen⸗ 
haft ſeinen Einzug hält. Sie dienen dann nur noch als Mittel 
zum ſchnellen Berühmt⸗, d. h. Reichwerden. Wenige Ausnahmen be⸗ 
ſtätigen nur die Regel. Niemand hat dies klarer erkannt und aus— 
geſprochen, als Richard Wagner. Zum Dank dafür find feine um- 
fangreichen wiſſenſchaftlichen Werke, in denen er ſich als ein Refor⸗ 
mator des geſamten deutſchen Geiſtes erweiſt, von der geſamten 
jüdiſchen Preſſe totgeſchwiegen, wiewohl man ſeine Muſik nicht Hat 
totſchweigen können. Was aber möglich iſt, um dieſe herrlichen 
Schöpfungen, in denen ſich der deutſche Geiſt in ſeiner idealſten Rein⸗ 
heit verkörpert und uns frei macht von den Banden des materiellen 
Einzeldaſeins, in das Getriebe der Alltagsmuſik herabzuziehen, ift 
geſchehen. Am meiſten eingedrungen ift das Judentum in die 
Medizin. Jüdiſche Arzte beherrſchen bereits überall das Feld. Welches 
Unheil hieraus entſtanden iſt, läßt ſich ſchwer ermeſſen. Bekanntlich 
hat die mediziniſche Wiſſenſchaft für die Heilung vieler inneren 
Krankheiten feſte Regeln noch nicht gefunden, giebt es doch ſogar 
hochgebildete Arzte, die an direkte Heilung durch äußere Einflüſſe 
bei manchen Krankheiten gar nicht glauben, ſondern ſich nur darauf 
beſchränken, alle ſchädlichen Nebendinge fernzuhalten. Hier iſt ſo 
recht das Feld für den jüdiſchen Schwindelgeiſt Wer erinnert ſich 
nicht aus früheren Jahren der tagtäglich erſcheinenden Annonzer 
des Dr. Auerbach, der alle Magenkrankheiten heilen wollte und 
Atteſte geheilter Perſonen maſſenhaft abdruckte. Was verordnete er 
allen Kranken? Salzſäure, die in einer beſtimmten Apotheke nach⸗ 
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jeinem Rezept für teures Geld verabreicht wurde. Was für Arzte 
ſind es, die in den Zeitungen tagtäglich annonzieren? Ausſchließlich 
Juden. Der Ruhm jüdiſcher Arzte, die zur Behandlung irgend einer 
hochſtehenden Perſon einmal herangezogen ſind, tönt wieder aus 
allen jüdiſchen Zeitungen und wird dieſen wahrſcheinlich ein ſchönes 
Stück Geld einbringen. . 

Vor einiger Zeit that fih eine Anzahl von deutſchen Irzten 
zuſammen, um zu unterſuchen, warum alle die Stellungen als Kafen- 
ärzte u. ſ. w., die der oft bedrückten ärztlichen Exiſtenz eine 
ſichere Grundlage geben, faſt durchweg in Judenhände geraten. Bei 
denjenigen Stellen, die die Stadt Berlin vergiebt, iſt allerdings 
eine Unterſuchung nicht nötig. Bei den Nachforſchungen haben ſich 
die ungeheuerſten Dinge herausgeſtellt, von denen ich hier nur auf 
zwei zurückkomme, da die ganze Angelegenheit doch die Behörden 
beſchäftigen wird. Ein Barbier Nerrlich iſt Kommiſſionsmitglied 
einer Krankenkaſſe. Ein jüdiſcher Arzt Dr. Freudenberg machte bei 
ihm einen direkten Beſtechungsverſuch, um Kaſſenarzt zu werden. 
Ein Herr Dr. Levy, Frankfurterſtraße, bewarb ſich um die Stelle 
eines Spezialarztes für Frauen, obwohl er nur Chirurge iſt. Er 
wurde angeſtellt. Warum wohl? Man denke ſich eine Frau in 
gui qualvoller Situation, in der ihr Leben oft von der kleinſten 
Zufälligkeit bedroht iſt, behandelt von dieſem Manne?! Übrigens 
verwandte der Herr Verbandmaterial, das die Kaſſe bezahlen mußte, 
in großen Quantitäten, d. h. er verſah ſeine Privatkranken auch 
damit, die es dann an ihn bezahlen mußten. 

Ein Dr. Joſeph Landsberger in der Kommandantenſtraße war 
Kaſſenarzt der Krankenkaſſe Joſephshülfe. Junge Frauen, die wegen 
irgend eines Leidens zu ihm kamen, wurden veranlaßt, ſich vollſtändig 
zu entkleiden, worauf er dann tolle Anſinnen an ſie ſtellte. Einmal 
freilich wurde er bei ſolcher Gelegenheit durch den Ehemann ge— 
zwungen, die Wohnung auf außergewöhnlichem Wege zu verlaſſen. 

Wohin wir mit unſeren jüdiſchen Arzten gekommen ſind, 
zeigt in geradezu grauenerregender Weiſe der Fall de Jonge. Dieſer 
Herr, ſelbſt Jude, iſt weitblickend genug, einzuſehen, daß die Kata⸗ 
ſtrophe für ſein Volk in kurzer Zeit hereinbrechen muß. Er ſuchte 
daſſelbe zu retten, indem er auf die Fehler deſſelben aufmerkſam 
machte und zur Umkehr ermahnte. Die Angehörigen deſſelben 
brachten ihn in ein Irrenhaus, in dem er lebendig begraben war. 
Möglich machte dies unter anderen der jüdiſche Arzt Dr. Mendel, 
indem er ein Atteſt auf gemeingefährliche Geiſteskrankheit ausſtellte, 
ohne den Herrn Dr. de Jonge auch nur geſehen zu haben. 
Der Jude Dr. Behr, zugleich Kreis-Phyſikus, lockte ihn dann durch 
den gewöhnlichſten Schwindel in die Falle. Bei Gott! auf dieſe 
Weiſe können die Juden jeden ihrer Gegner in jedem Augenblick 
unſchädlich machen und zu geiſtigem Tode verurteilen. Ich muß 
geſtehen, daß ich ſelbſt, der ich doch ſonſt nicht zu den Feiglingen 
gehöre, mich eines geheimen Grauens nicht erwehren kann. 

Wie in der Medizin die Wiſſenſchaft zu einem Geſchäft 
herabgeſunken iſt, darauf berechnet, den Menſchen gerade in den 
ſchlimmſten Stunden das Geld aus den Taſchen zu ziehen, ſo iſt es 
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in allen anderen Wiſſenſchaften auch, ſobald das Judentum maſſen⸗ 
haft eindringt. Welchen Segen können die exacten Naturwiſſen⸗ 
ſchaften ſowohl den Erwerbsverhältniſſen und dem Lebensgenuß, als 
auch den höchſten philoſophen Forſchungen darbieten. Was wird aber 
unter der Hand der Juden daraus? Sie benutzen die Reſultate der 
Forſchungen in erſter Linie dazu, in der Volksſeele alle die Schranken 
niederzureißen, die ihrer Herrſchaft noch im Wege ſtehen. Es kommt 
ihnen garnicht in den Sinn, der höchſten Wahrheit zuzuſtreben oder 
ſich auch nur auf dem Boden des Gegebenen zu' halten. Man 
denke nur an die Phantaſtereien, mit denen der Profeſſor Cohn den 
letzten naturwiſſenſchaftlichen Kongreß in Berlin beglückte. Niemand 
hat es gewagt, ihn lächerlich zu machen, nicht einmal eine anti- 
ſemitiſchen Zeitung. Auch auf dem Kongreß ſelbſt haben ſeine 
Phantajtereien, für die er auch nicht die Spur eines Beweiſes 
anführen konnte, ernſten Widerſpruch nicht gefunden. Auch die 
Geſchichtswiſſenſchaft iſt in ihre Hände gekommen, und was die 
jüdiſche Preſſe an geſundem Menſchenverſtand noch übrig gelaſſen 
hat, das verderben die jüdiſchen Profeſſoren an den Univerſitäten 
noch vollends. Und nun denke man ſich gar einen jüdiſchen Pro⸗ 
‚Nor der Philoſophie, die das objectivſte Denken verlangt. Ein 
Jude und Objectivität! Die neuere Philoſophie iſt auch darnach. 
Auch die deutſche Litteratur iſt faſt ganz in Judenhänden. Welche 
Speiſe ſie dem Volk vorſetzen, werden wir in dem Kapitel Jude 
und Preſſe weiter erörtern. | 

Jede Kunſt wird durch fie verdorben. Während ſonſt der 
Künſtler darnach ſtrebte, den Menſchen durch ſein Kunſtwerk hinaus⸗ 
zuheben über die Dinge des alltäglichen Lebens in das Reich des 
Idealen, während es die Holländer verſtanden, ſelbſt die alltäglichſten 
Dinge zu idealiſiren, hat es die moderne Kunſt, d. h. die Kunſt des Juden⸗ 
tums, lediglich mit Sinnenreizen zu thun. Gelderwerb iſt natürlich der 
einzig leitende Gedanke. Ein deutſcher Künſtler, der ſich dem wider⸗ 
ſetzen würde, müßte einfach verhungern. Was iſt aus den Theatern 
unter den ier fol der Juden geworden!? Nach den Ideen unſerer 
größten Dichter ſollte das Theater, dem griechiſchen Ideal entſprechend, 
eine Erziehungsanſtalt ſein. Ja, wenn von Erziehung noch die Rede 
ſein kann, ſo kann es ſich doch nur um die Erziehung anſtändiger 
Mädchen zu Unſittlichkeiten handeln. Geld genug giebt ja freilich 
zuweilen ein jüdiſcher Kröſus für Jüngerinnen der Kunſt aus. Die 
Wohnung z. B., die Herr von Bleichröder junior der Tänzerin del 
Era in der Kanonierſtraße eingerichtet hat, dürfte den Neid mancher 
Fürſtin erwecken. Ob das lediglich aus Kunſtenthuſiasmus geſchieht, 
mag dahin geſtellt ſein. Doch genug davon! Sollten wir die Juden 
los werden, 0 dürfte auch die Kunſt, mit der ſie uns beglückt haben, 
bald verſchwunden ſein. 
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13. Jude und Börſe. 


Nach dem Urteil verſtändiger Kaufleute der verſchiedenſten 
Zeiten iſt die Börſe eine Notwendigkeit, die den Zentralpunkt für 
Handel und Verkehr abgiebt, das Geſchäft belebt und reguliert. 

Aber was iſt unter der Hand der Juden daraus geworden? 
Selbſt der Jude Lasker hat einmal geſagt: Die Börſe iſt die Aka⸗ 
demie der Geſetzesübertretung. Natürlich wollte er der Börſe damit 
keinen Schlag verſetzen, ſondern nur ſich Vertrauen erwerben, um 
ihr dann von hinten herum mehr zu Hülfe kommen zu können. 
Der Miniſter Maybach nannte fie einen Giftbaum. Beide Bezeich— 


nungen ſind keineswegs umfaſſend. 

Die Börſe iſt vielmehr das großartige Inſtitut, welches darauf 
berechnet iſt, allen denjenigen Ariern ihre Beſitztümer zu entziehen, 
welchen auf andere Weiſe nicht beizukommen iſt. Sie iſt das Thor, 
durch welches der freie Wier in die jüdiſche Knechtſchaft tritt, ite 
ift der durch die Freimaurer erſtrebte neue Salomoniſche Tempel, 
in dem alle Völker der Welt den jüdiſchen Prieſtern ihre Habe 
opfern. Was der Berliner Bauernfänger im Kleinen iſt, das ſind 
die Fürſten der Börſe im Großen. Alles, was das deutſche Volk 
trotz aller jüdiſchen Kniffe noch erworben hat, ſucht dieſer Moloch auf: 


zuzehren. Wie es im Einzelnen gemacht wird, habe ich von Herrn 


Thomas gehört, und dieſer gehörte zu den Wiſſenden. Mit gegen⸗ 
ſeitigem Einverſtändnis läßt man ein Papier ſteigen, empfiehlt es 
dem Publikum, wobei ſich ſtets einer hinter dem andern verſteckt, 
um ſpäter auf dieſen die Schuld ſchieben zu können, alles in größter 
Einmütigkeit. Iſt das Papier im Publikum, ſo giebt es tauſend 
Mittel und Wege, dasſelbe zum Fallen zu bringen. Je mehr es 
fällt, deſto unruhiger wird das Publikum und verkauft ſchließlich zu 
jedem Preis, um nicht alles zu verlieren. Iſt es ſo wieder zu billig⸗ 
ſten Preiſen in die Hände der Wiſſenden gelangt, dann beginnt das 
Spiel von vorn. Abwechſelung kommt in dasſelbe nur durch das 
Beſtreben der Börſenianer, ſich gegenſeitig ebenfalls zu verzehren, 
unbeſchadet ihrer ſonſtigen Einigkeit dem Publikum gegenüber, das 
ja die Wolle hergeben muß, um das ſich die Scheerer dann ſtreiten. 
Bei dieſem Streit der Macher fällt dann zuweilen ein Brocken auch 
dem Publikum zu und weckt den Appetit. Für die Börſe iſt kein 
Geheimnis ſo tief vergraben, daß es nicht zu erlangen wäre. Sie 
weiß den größten Staatsmännern ihre Zirkel zu trüben, die ver- 
borgenſten Akten zu leſen. Als früher ſo viele Bahnen verjtaatlicht 
wurden, gab es zwei Parteien, von denen die eine direkt an der 
Quelle, die andere an einer etwas entfernteren, übrigens dem Leſer 
bekannten Stelle feſtzuſtellen ſuchte, welches Angebot der Staat 
machen werde. 


Der betreffende Miniſter ſoll ſich, wie mir ein Eingeweihter 
in einer ſchwachen Stunde n ſchließlich nicht anders zu helfen 
gewußt haben, als daß er die Reinſchrift durch ſeine eigene Frau 
— oder Schweſter — anfertigen ließ, aber ich weiß, daß ihm auch 
dies nicht immer geholfen hat. Der Bericht hatte ja noch zuweilen 
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eine Zwiſcheninſtanz zu paſſieren, bevor er in die Hände Seiner 
Majeſtät gelangte. Ein Vorſprung von nur vier bis fünf Tagen: 
bedeutete für die Juden aber einen Gewinn von Millionen. 

Nicht der Papſt regiert mehr die Welt, auch nicht die Fürſten 
regieren mehr die einzelnen Länder, ſondern die Börje, das heißt 
das Judentum, iſt der wahre König. Vor ihr beugt ſich alles. 
Auch die rote Internationale iſt von ihr nur als Schreckmittel ins. 
Leben gerufen, und man ſprengt ſie, ſohald ſie ihre Schuldigkeit. 
gethan hat. 

Durch die Börſe hat Israel den letzten Schritt zur Weltherr⸗ 
ſchaft gethan. 

Hierbei ſei noch ein Wort über die Reichsbank geſagt. Die⸗ 
ſelbe gewährt Kredit an alle, die ihn nicht brauchen und verweigert: 
ihn allen, die ihn nötig haben. Der reiche Mann verdoppelt mit 
ihrer Hilfe ſein Betriebskapital und wird dem armen gegenüber 
um ſo ſtärker. Augenblicklich mag das noch nicht anders gehen, 
aber man kennt doch die neuen maßvollen ſozialen Beſtrebungen. 
Warum verſtaatlichte man die Reichsbank nicht, damit dieſe Be⸗ 
ſtrebungen ſpäter einen Anknüpfungspunkt finden können? Die 
Ablehnung der Verſtaatlichung iſt ein ernſter Hemmſchuh für jede 
ſoziale Reform. Die Judenparteien machten vor und zwiſchen den. 
Beratungen über dies allerwichtigſte Geſetz einen gewaltigen Lärm. 
über alle möglichen unweſentlichen Dinge, z. B. über ein nicht 
einmal vorhandenes Arbeitsbuch der Bergarbeiter, und während der 
ob des vielen Lärms entſtandenen Abſpannung wurde das ganz. 
ungemein wichtige Bankgeſetz ziemlich ſtill abgethan unter der Be— 
gründung, daß bei der Reichsbank Alles in ſchönſter Ordnung ſei. 
Natürlich iſt dieſelbe in ſchönſter Ordnung, gewiß vorzüglich ver⸗ 
waltet, aber darum handelt es ſich doch hier wahrhaftig nicht. 

Die konſervativen Antragſteller der Verſtaatlichung ſagten 
dabei nicht einmal ihre letzten Gründe, und ſchließlich fiel der 
Antrag, ſogar der Antrag auf Erhöhung des Staatsgewinnes, durch 
die Schuld von dreißig Konſervativen, die bei der Abſtimmung 
über dieſes Geſetz, das die gemäßigt ſozialen Beſtrebungen in Fluß 
gebracht hätte, einfach fehlten! 

Was mag da hinter den Kuliſſen vorgegangen ſein! Ich 
will, um dies zu illuſtrieren, eine ganz kleine, unbedeutende Geſchichte 
erzählen. Herr von Kardorf iſt ein Mann, der in durchaus geregelten 
Verhältniſſen lebt. Seinen Bedarf an Kleidungsſtücken hat er 
jahrelang bei der Firma Mohr u. Speier entnommen, wo er all— 
jährlich die Rechnung bezahlte. Derſelbe hielt in Berlin einmal. 
einen Vortrag über die Doppelwährung, welche aus allbekannten 
Gründen den Juden ein Dorn im Auge iſt. Als der eine Geſchäfts⸗ 
inhaber dieſen Vortrag las, befahl er einem Untergebenen, Iofort: 
an Herrn von Kardorf einen Brief etwa folgenden Inhalts zu 
ſchreiben: Wir fordern Sie auf, innerhalb der kürzeſten Frift: 
8 24 Stunden) Ihre Rechnung zu begleichen, widrigen⸗ 
falls u. ſ. w. 

Natürlich that dies Herr von Kardorf ſofort, der über ſolche 
Kleinigkeiten erhaben war, aber es drängt ſich die Frage auf: Haben 
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vielleicht manche von den dreißig fehlenden Mitgliedern etwa 
ähnliche Briefe erhalten, in denen es fic) nicht um eine Kleider- 
rechnung, die nur einen kleinen Verdruß bereiten ſollte, ſondern um 
ſehr ernſte Dinge gehandelt haben kann? 

Die Verſtaatlichung der Reichsbank wäre der erſte wirkliche 
Schritt gegen das Judentum geweſen, und dreißig konſervative 
Abgeordnete verhinderten dieſen Schritt. ; 

Nun wird noch einiger Lärm um unbedeutende Etatspoſitionen 
entſtehen, an die nach einigen Jahren kein Menſch mehr denkt, 
damit der Zeitungsleſer auf andere Gedanken kommt, und Israel 
erntet inzwiſchen durch die Reichsbank weiter. Wenn die Reichs⸗ 
bank nicht ſo viel Geld hat, als Israel braucht, dann macht ſie ſich 
ſolches aus Papier und bezahlt für den ſo geſchaffenen Reichtum 
nicht einmal Steuern. Würde ſich unſer einer ſein Geld allein 
machen wollen, möchte die Sache trübe ablaufen! 

So allmächtig das jüdiſche Großkapital iſt und die Einzelnen 
und ganze Völker beherrſcht, dem gewöhnlichen Mann fällt es wenig 
in die Augen. Es liegt in Geſtalt von Papierſcheinen wohl ver— 
wahrt im eiſernen Schrein und vollzieht ſeine ausbeutende und aus- 
ſaugende Thätigkeit ganz im Stillen. Der geplagte und bedrückte 
Arbeiter richtet ſeine Blicke mehr auf die großen Fabriken, herrlichen 
Häuſer und wirft ſeinen Neid, bald ſeinen Haß auf deren Beſitzer, 
welche er für ſeine Feinde hält. Er irrt vollkommen. Dieſe Leute 
ſind meiſtens viel abhängiger noch, als er. Sie ſind durch die 
Papiere im jüdiſchen eiſernen Spind gefeſſelt, geben oft nur den 
Namen als Beſitzer her, damit der Beſitzer jener Scheine weniger 
Mühe hat. Dies war bei Beginn der erſten franzöſiſchen Revo- 
lution ſo recht ſichtbar. Auf den bedrückenden Adel ſchlug man los, 
aber die kapitaliſtiſchen Hintermänner derſelben, denen der Druck 
zu Gute kam, gingen frei aus. 

Genau ſo war es im Kommuneaufſtand 1871. Das Volk 
wütete gegen Beſitz, Ehe, nationale Größe, geſchichtliche Erinne— 
rungen, Geiſtlichkeit, aber Rothſchild blieb ungeſchoren. Ihm mit 
ſeinen hunderten von Millionen, mit ſeinen 150 Prachtgebäuden 
hat Niemand das geringſte Übel zugefügt. 

Er hatte ſich mit der lächerlichen Summe von 100000 Fres. 
losgekauft. Was freilich unter der Hand einzelnen Führern gegeben 
iſt, bleibt verſchwiegen. 

Daher iſt es in neuerer Zeit dem jüdiſchen Großkapital auch 
nicht ſchwer geworden, die Entrüſtung der arbeitenden Volksmaſſen 
gegen Thron und Altar zu richten. In Frankreich iſt es ja. ſo 
ſchön gelungen, es kommt darauf an, ob dieſer Verſuch überall 
dauernd von Erfolg ſein wird. 

Der Monarch ſoll ausbaden, was das Judentum verſchuldet 
hat. Der Geiſtliche, der Prediger chriſtlicher Liebe, der oft ſelbſt 
kaum zu leben hat, fol den Haß des Volkes tragen, dem er nie 
das geringſte Leid zugefügt hat. 

Von Patriotismus iſt natürlich bei der Börſe keine Spur. 
Was kümmert ſich der jüdiſche Kapitaliſt ums Vaterland. Der Jude 
chat überhaupt kein Vaterland. Seine Heimat iſt ihm ſein über die 


ganze Welt verbreitetes Volk. Die wenigen deutſchen Kapitaliften- 
kommen nicht in Betracht, ſind übrigens vielfach durch die Juden 
beeinflußt und verdorben. Es kann nicht oft und nicht laut genug. 
daran erinnert werden, daß im Jahre 1870 auf die vom Reichstage 
einmütig bewilligte Kriegsanleihe von 120 Millionen an der Börſe 3, 
ſchreibe drei Millionen gezeichnet wurden. 

Während das Volk Gut und Blut freudig für die Ehre des 
Vaterlandes einſetzte, faſt gewaltſam ſich ins Feld drängte, wie ich 
das oben dargeſtellt habe, ſtürzte die Börſe den Kurs der konſolidierten 
Anleihe auf 80. 

War es nicht nahezu Landesverrat, wenn Berliner Firmen 
Rußland zu einer Zeit finanziell in den Sattel ſetzten, in der es 
nach einer Vernichtung Deutſchlands ſtrebte? Man ſcheint der 
Börſe ſogar an maßgebender Stelle das ſchmachvolle Verhalten, 
beſonders von 1870, vergeſſen zu haben. Den Lohn aller Arne- 
ſtrengungen, aller Blutopfer, hat ſie allein geerntet Der jüdiſche 
33 findet in der Börſe ſeinen Stolz, wie der Deutſche in 
Sedan. 

Die Börſenbarone ſind wohlgelitten und werden als Freunde 
behandelt von den höchſten Staatsmännern. Darf doch von Bleich— 
röder den Fürſten Bismarck ſeinen Freund nennen. Den Zeitungs⸗ 
berichten, daß Bleichröder ſchon ſeit vielen Jahren in Staatsgeheim- 
niſſe eingeweiht geweſen ſei, die dieſer natürlich ſtets in bares Geld 
umgeſetzt habe, glaube ich zwar nicht, aber es hat mich peinlich 
berührt, daß Bleichröder noch jetzt Gaſt im Bismarckſchen Hauſe iſt 
und mit ſeinen Lippen die Hände des Fürſten berühren darf. 
Weiß denn der Fürſt nichts davon, daß dieſer Mann unter 
dem Verdacht eines wiſſentlichen, durch eigennützige Erwägungen 
veranlaßten Meineides ſteht, daß ſein ag ſchmählich aus dem 
Offizierſtande ausgeſtoßen iſt? Iſt er denn bei ſolchen Berührungen 
vor ſchlimmer Anſteckung ſicher? 

So haben ich und tauſend andere es nicht gemeint, die wir 
für die Politik des Fürſten eingetreten ſind und dabei Not und 
Schande, Spott und tötliche Verfolgungen ertragen haben, die 
manchen in ein blutiges Grab legten. 


14. Der Jude und die Politik. 


„Die Welt wird von ganz andern Leuten regiert, als diejenigen 
meinen, die nicht hinter die Couliſſen ſehen. Die ruſſiſche Diplomatie, 
voll Geheimniſſe, vor denen ganz Europa erbleicht, — wer organiſiert 
und leitet ſie? — Juden!“ 

So ſagte der Eingeweihteſte der Eingeweihten, der Herr 
von Israel, oder wie man ihn ſpäter nannte, Lord Beaconfield, in. 
einer ſchwachen Stunde. | 
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Zu der Zeit, als dieſe Worte geſprochen wurden, leitete der 
Jude Gambetta, eine Puppe des Pariſer Roihſchild, die Geſchicke 
Frankreichs. Der Wiener Rothſchild, dem überhaupt ſchon Oſterreich 
als Domäne gehört, die er in jedem Augenblick lahm legen kann, 
lenkt an geheimen Fäden die öſterreichiſche Politik. Lasker regierte 
in Deutſchland. Was fehlt den Juden noch zur Weltherrſchaft? 


Und nicht einmal diejenigen ſind von Judeneinflüſſen frei, 
welche ſich als die größten Patrioten geberden. 

Wer hätte in Rußland jemals größeren Einfluß gehabt, als 
Katkow? Er ſchürte den Haß der ihm blind vertrauenden Ruſſen 
gegen Deutſchland, und dieſer Haß beſteht dort noch bei Vornehm 
und Gering. Nach dem Tode Katkows ſtellte es ſich heraus, daß 
dieſer jährlich 30 000 Rubel von den Juden bezogen hatte. Er 
follte es bis zum Krieg mit Deutſchland treiben. Warum? Weil 
die Juden in ganz Europa gern einmal wieder tüchtig verdienen, 
die letzte Maſche des Netzes zuziehen wollten. 

Wer hat den Krieg von 1870, der zwei ſo herrliche Völker, 
die gemeinſam die Welt hätten beglücken können, in ſchwere Feind⸗ 
ſchaft geſtürzt hat, angeſtiftet? die Juden. 

Jüdiſche Agitatoren wiegelten das Volk gegen Napoleon 
entweder direkt oder durch bezahlte Kreaturen auf. Er ſollte dadurch 
gezwungen werden, die Blicke des Volkes nach Außen zu lenken. 
So lange dieſer, ein wahrhaft großer Mann im Frieden, die Zügel 
in den Händen behielt, ließ er ſich nicht beſtimmen, aber als er, 
ſchwer krank, dieſelben nicht mehr feſthalten konnte, gelang den 
Juden ihr ſchmachvolles Spiel. Der Jude Wolf depeſchirte in alle 
Welt, daß der franzöſiſche Geſandte von Kaiſer Wilhelm beleidigt 
ſei und brachte das an und für ſich ſchon aufgeregte franzöſiſche 
Volk um alle Beſinnung. Benedetti erklärt ſelbſt in ſeinem Buch: 
Ma mission en Prusse, daß dies unwahr geweſen ſei. Jetzt trat 
der Beichtvater der Kaiſerin, die in dieſem Augenblick auf den von 
Schmerzen ſchwer geplagten Gemahl großen Einfluß hatte, der 
getaufte Jude Johann Maria Bauer, in Thätigkeit. Er wußte 
dieſe dermaßen zu beeinfluſſen, daß der grauenvolle Krieg zum 
Ausbruch kam. In den Zeiten des Kulturkampfes wurde von der 
Judenpreſſe vielfach die Anſicht verbreitet, daß der Katholicismus 
den Krieg durch den Beichtvater der Kaiſerin veranlaßt hätte, um 
dem verhaßten proteſtantiſchen Preußen den Garaus zu machen. 
Natürlich wurden die Proteſtanten dadurch aufgereizt, und doch iſt 
der Katholizismus an dem Kriege ganz unſchuldig. Ein Jude hatte 
ſich nur als Katholik verpuppt, um ſeinen unheilvollen Einfluß am 
rechten Ort und zur rechten Zeit geltend zu machen. Die Völker 
bekämpften ſich bis zur Erſchöpfung, die Rothſchild'ſchen in Paris, 
die Bleichröder'ſchen in Berlin heimſten die Milliarden ein, ſammelten 
die Liebesgaben für die im Felde frierenden und hungernden 
Soldaten und galten daher als große Patrioten. Natürlich waren 
die beiden Judenführer intime Freunde. 

Hören wir, was der bedeutendſte der jetzt lebenden Franzoſen, 
durch den in der That Frankreich wieder an die Spitze der 
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Civilijation zu treten und uns leider in den Hintergrund zu drängen 
ſcheint, Herr Eduard Drumont, wörtlich ſagt: 

„Im letzten Augenblick ſchien jedoch verſchiedenes zuſammen 
zu treffen. Hier Napoleon III., ein humaner Souverain, ein 
Menſch von gutem Herzen, deſſen feſter Wille und ſcharfer Blick 
leider momentan durch ein ſchweres körperliches Leiden geſchwächt, 
dennoch dem Drängen der vor jenem Prieſter Bauer knienden 
Kaiſerin Widerſtand leiſtete, trotz ihres Ausrufs: Dieſer Krieg ge— 
hört mir! Dort König Wilhelm, deſſen Gewiſſen ſich gegen einen 
Kampf ſträubte, der vielleicht, ſobald das entſcheidende Wort 
geſprochen war, hunderttauſende von Menſchenleben forderte. Daneben 
die Königin, den Gemahl anflehend, den Frieden zu wahren. 

König Wilhelm that, was Napoleon ſicher nicht gethan hätte; 
die Kandidatur des Prinzen von Hohenzollern für den Thron 
Spaniens ward aufgegeben. 

Als die deutſchen Juden ſahen, daß ihre Sache ſchlecht ſtand, 
verſuchten ſie es mit lügenhaften Nachrichten, mit dem Tartaren⸗ 
ſtreich, wie Rothſchild ſich ausdrückte. Der jüdiſche Zeitungsagent 
Wolf behauptete, unſer Geſandter ſei vom König aufs Gröblichſte 
beleidigt worden, und die franzöſiſch⸗jüdiſche Preſſe verfehlte 
nicht, dies weiter zu verbreiten. 

„Man hat,“ ſo hieß es, den Reſpekt gegen unſeren Geſandten 
aus den Augen geſetzt, man hat Frankreich geohrfeigt“, ſo ſchrieen 
damals dieſelben Republikaner, welche heut zu allen diplomatiſchen 
Püffen und Fußſtößen noch „ſchön Dank“ ſagen. 

Aber Alles, was bisher geſchehen, iſt nur ein Vorſpiel der 
wunderbaren Dinge, die wir von hier ab in dieſer neueſten Ge⸗ 
ſchichte Frankreichs zu verzeichnen haben, welche zu einer Geſchichte 
des Judentums in Frankreich herabſinkt.“ | 

Drumont weift weiterhin überzeugend und unterſtützt durch 
Aktenmaterial nach, daß die Juden Gambetta, Cremieux, Simon 
und Konſorten den zweiten Teil des Krieges lediglich aus jüdiſchen 
Geldintereſſen herbeiführten. Über die Koſten dieſes Krieges, der 
auf 2% Milliarden berechnet wurde, haben dieſe Herren keine 
Rechnung ablegen können, angeblich, weil das geſamte Aktenmaterial 
in einem Eiſenbahnwagen verbrannt war. Vor der Eröffnung dieſes 
zweiten Teiles, des jüdiſchen Krieges, hatte Bismarck dem Maire 
von Nancy mitgeteilt, daß er 2 Milliarden und einen Streifen am 
Rhein mit Straßburg verlange. 

Herr Drumont, die Geſchichte wird Dir einen großen Platz an- 
weiſen, denn hoffentlich wird ſie durch Dich in beſſere Bahnen ge— 
enkt werden. Die Welt wird Deinen Namen noch lange nennen, 
wenn alle Tagesgrößen längſt vergeſſen ſind. Ich muß Dich den- 
noch mit einem harten Vorwurf belaſten! Wie kann ein Mann, wie 
Du, von „deutſchen Juden“ reden? Du weißt recht gut, welche 
Wirkung dies in Frankreich hat. Es giebt in Deutſchland wohnende, 
auch in Deutſchland geborene Juden, aber nimmermehr deutſche 
Juden, ebenſowenig, wie es einen franzöſiſchen Juden giebt. 

Werfen wir einen Blick auf die Geſtaltung der deutſchen Ver⸗ 
hältniſſe nach dem Kriege. In jede politiſche Partei ſuchen ſich die 


f 


— 201 — 


Juden hineinzudrängen, und jede ſuchen fie zu korrumpieren. Faft 
10 Jahre lang herrſchten die Juden unter Führung Laskers in Deutſch⸗ 
land allein. Während dem Volk aller mögliche Firlefanz vorge— 
macht, ſchließlich der rote Lappen des Kulturkampfes vorgehalten 
wurde, damit es beſchäftigt ſei, wurde ohne viel Aufſehen das neue 
Geſetz über Actienunternehmungen geſchaffen, der Gründungsſchwindel 
begann, der das deutſche Volk um ſechs Milliarden ärmer machte. 
Als Deutſchland am Rande des Abgrunds war, lenkte die deutſche 
Politik in neue, nationale Bahnen ein, ſuchte den reellen Erwerb 
wieder zu Ehren zu bringen und zu ſchützen, d. h. das Judentum 
etwas zurückzudrängen. Dies wurde natürlich ſehr übel genommen, 
und es begann gegen die Regierung jener widerwärtige Kampf, der 
noch heute andauert. Die Juden operieren dabei ungemein geſchickt. 
Sie haben ſich eine Partei für den Arbeiter, eine andere für den 
unzufriedenen Mittelſtand, eine dritte für die beſſer ſituirten Leute 
gerbafen, d. h. die ſocialdemokratiſche, freiſinnige und national- 
liberale Partei. Dieſelben werden von unſichtbaren Juden geleitet, 
erhalten durch dieſelbe ihre geiſtige Nahrung und bilden eine Zwick— 
mühle, ſo daß bald die eine, bald die andere in den Vordergrund 
geſchoben wird. Die jüdiſchen Blätter mit ihrem Pathos von Bürger— 
ſtolz und Männerwürde, von Freiheit, Gleichheit und Toleranz, 
etwas ſauber auf ſilbernen Schalen von den nationalliberalen, 
mit etwas mehr Kraftbrühe von den freiſinnigen und endlich mit 
ſehr ſtarken Gewürzen in irdenen Näpfen von den ſozialdemokratiſchen 
Blättern dargeboten, finden alle ihre begeiſterten Anhänger, die ganz 
ehrlich für ihre Überzeugung einſtehen. i 

Wir haben alfo bei jeder dieſer Parteien zu unterſcheiden: 
1. die geheimen oberſten Leiter, ſelbſtverſtändlich Juden, 2. die 
1 eg Führer, Juden und Judenknechte, von denen einige ſogar 
ſelbſt von der Richtigkeit ihrer Anſichten überzeugt ſind, 3. die 
Streber, welche in der Partei ihren direkten oder indirekten Vorteil 
ſuchen, 4. die Maſſe der überzeugten Anhänger, von denen viele 
der Partei Alles aufopfern, ſich im Notfall für dieſelbe totſchlagen 
laſſen würden. l 

Niemand kennt dies alles beffer, als die Regierung ſelbſt. 
Aber was ſoll ſie machen? Deutſchland hat im Ganzen fünf 
Antiſemiten in den Reichstag geſchickt, und damit kann man keine 
Majorität bilden. An dem deutſchen Volk liegt es, der Reichs— 
regierung Männer zu geben, mit deren Hilfe ſie die ſchmachvolle 
dicht fehlen brechen kann. An der Regierung wird es ſicherlich 
richt fehlen. | 

Sämtliche Revolutionen der Neuzeit find von Juden ins 
Werk geſetzt, vielfach in dem Augenblick, wo Reformen durchgreifender 
Art in Ausſicht ſtanden. So die erſte franzöſiſche Revolution, als 
der Konſtitutionalismus, den das Volk allein verlangte, in Gni- 
wickelung begriffen war, ſo die Revolution, die Karl X., ſo die von 
1848, welche Louis Philipp wegfegte. Das thörichte, künſtlich 
begeiſterte Volk führte aus, was feine jüdiſchen Führer ihm em- 
flüſterten, das Judentum erntete. Die franzöſiſche Revolution vom 
4. September 1870, der Kommuneaufſtand von 1871 waren jüdiſches 


Werk. (S. Drumont, II. Teil, ferner: Les Juifs rois de Pepoque- 
von Touſſenel.) Die Revolution am 18. März 1848 in Berlin, in 
dem Moment herbeigeführt, als der König dem Volk die erbetene 
Verfaſſung zuſagte, war lediglich jüdiſchen Urſprunges. Mehr als. 
jemals ſtrebt das Judentum nach der ſozialen Revolution, da es. 
ſieht, daß es hier und da mit der ſozialen Reform, bei der es leicht 
den Juden an den Kragen gehen könnte, Ernſt wird. Wie mag es 
mit der letzten Revolution in Braſilien ſtehen? Die Urheber ſind 
befanntlich Benjamin Conſtant und Fonſeca, beide jüdiſchen Urſprungs. 
©. Drumont, S. 432. Daniel Manin war, wie fait alle Re- 
volutionäre und Aufmiegler, jüdiſcher Herkunft. Sein Vater gehörte, 
wie im 36. Bande der Archives israélites zu [efen iſt, einer 
israelitiſchen Familie Fonſeca an und ließ ſich gegen Ende des 
vorigen Jahrhunderts taufen. 

Dieſe Thatſache wird auch in einem 1872 zu Venedig unter 
dem Titel: La vita ei tempi di Danieli Manin beſtätigt. 

Die Untergrabung der europäiſchen Monarchien iſt lediglich 
jüdiſches Werk. 


* 


15. Der Jude und die ſoziale Frage. 


Die ſozialdemokratiſche Partei vertritt die Intereſſen der 
Arbeiter. Daß Kaiſer Wilhelm L in dankbarer Erinnerung an die 
Hingabe des ganzen deutſchen Volkes in den nationalen Kriegen das. 
allgemeine direkte und geheime Wahlrecht geſchaffen und es dadurch 
dem Arbeiterſtande ermöglicht hat, eine Anzahl von Vertretern in 
den Reichstag zu ſchicken, iſt ihm nicht genug zu danken. Leider 
ſind ihre Vertreter, irre geleitet durch jüdiſche Agitatoren und in 
Abhängigkeit von geheimen jüdiſchen Geldgebern, auf ſehr ſchlimme 
Irrwege geraten. Dieſe Irrwege ſind von Juden abſichtlich ge- 
ſchaffen und können in der Welt noch viel Unheil anrichten. In 
der Kritik iſt die Sozialdemokratie groß. Was ſie aber ſagt über 
die grenzenloſe Ungerechtigkeit, daß derjenige, der die Werte erzeugt, 
langſam verhungern müſſe, während der reiche Nichtsnutz ſeine Zeit 
mit allen möglichen Genüſſen totſchlage, iſt keine ſozialdemokratiſche 
Entdeckung, denn lange vor Marr hat Carlyle dieſen Umſtand der 
Welt klar gelegt. Daß die Bevölkerung darnach zu ſtreben hat, dies 
Verhältnis zu ändern, ift gewiß. Die Vertreter der Sozialdemokratie 
haben nun den Grundſatz aufgeſtellt, daß bei der gegenwärtigen 
Geſellſchaftsordnung eine Hülfe überhaupt nicht möglich ſei. 
Der Egoismus der beſitzenden Klaſſen werde ſtets eine durch⸗ 
greifende Verbeſſerung der Lage des Arbeiterſtandes verhindern. 
Wenn auch einzelne Schwan ungen vorkämen, jo behalte doch, 
das ſogenannte eiſerne Lohngeſetz des Juden Levy (Ricardo): 
dauernd ſeine Gültigkeit. Es ſei daher mit allen Kräften 
darnach zu ſtreben, Thron und Altar umzuſtürzen, die ganze 
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gegenwärtige Geſellſchaftsordnung zu zerſtören und auf ihren 


Trümmern etwas ganz neues wieder aufzubauen; die Sozial⸗ 
demokratie erſtrebt alſo nicht Revolution, ſondern ſie iſt Revolution. 


Damit hat das Programm der Sozialdemokratie ſein Ende erreicht. 


Wie der neue ſozialiſtiſche Staat ausſehen Jol, darüber hat man 


keine klaren Vorſtellungen. Man denkt ſich denſelben als eine 
einzige große Produktivgenoſſenſchaft. Der Staat ſoll jedem ſeine 
Arbeit zuteilen und ſeine Bedürfniſſe befriedigen. Nehmen wir auch 
an, daß ein ſolcher Staat unter Strömen von Blut zu Standen 
käme, jo würde derjetbe nicht das Glück der Menſchheit, ſondern 
allgemeine Knechtſchaft und einen unnatürlichen, deshalb auf die 
Dauer unerträglichen rar herbeiführen. Die ganze ſozialiſtiſche 


Anſchauung beruht auf einer Verkennung des innerſten Weſens der 


Menſchheit. Die höchſte Triebfeder des angeſtrengten Schaffens iſt 
bei der Mehrzahl aller Menſchen die Selbſtſucht. Nur ſelten erhebt 
ſich ein Menſch auf den Standpunkt, daß er ſeine Einzelintereſſen 
dauernd hinter diejenigen der Geſamtheit zurückſtellt. In der Schlacht 
opfern ja tauſende ihr Daſein dem Vaterlande, aber man wolle 
nicht vergeſſen, daß hier noch andere Dinge mitſpielen, und daß es 
etwas anderes iſt, im Moment der höchſten Begeiſterung ſein Leben 
dahinzugeben und etwas anderes, während ſeines ganzen Lebens 
ſeine Arbeitskraft in den Dienſt einer unüberſehbaren Geſamtheit 
zu ſtellen, die beſondere Anſtrengungen nicht beſonders belohnen 
kann. Das unermüdliche Streben nach Vervollkommnung müßte 
notwendig leiden, oder mit anderen Worten, die Menſchheit würde 
in ihrer Kulturentwickelung weſentlich zurückgehalten werden. 

Daß an die Stelle perſönlicher Freiheit allgemeine Knechtſchaft 
treten müßte, ſei nur nebenher geſagt. 

Einzelne Ausnahmen würden die Regel nur beſtätigen. Das 


will ich zugeben, daß der deutſche Charakter nach Ausmerzung des 


rein egoiſtiſchen, jüdiſchen Prinzips mehr als jeder andere Volks⸗ 


charakter dazu geeigneterſcheint, für kleinere, überſehbare Gemeinſchaften, 


deren Wohl ſein Wohl, deren Wehe ſein Wehe iſt, ſich dauernd zu 


bemühen, um zur vollen Entwickelung ſeiner Kraft zu kommen, 


nimmer aber zu Gunſten einer großen unfaßbaren Geſamtheit. Das 


den Sozialdemokraten von den Juden ins Neſt gelegte Kukuksei, 


das Streben nach Beſeitigung der Monarchie und eigener Beherr⸗ 
ſchung des Staats, macht die Ausführung ihrer Ideen vollends 


undenkbar. Schon jetzt, wo ſie unter dem Druck ſchwerwiegender 
Geſetze ſtehen, können ſie Einigkeit nur ſchwer aufrecht erhalten; 


bald da, bald dort wird ein bewährter Führer wegen Meinungs⸗ 


verſchiedenheiten ausgeſtoßen. Hätten ſie erſt die Gewalt in Händen, 


ſo würden ſie ſich gegenſeitig bekämpfen und ihre Anhänger in 
dieſes allgemeine Blutvergießen mit hinein ziehen. Wir haben das 
ja ſchaudernd in der erſten franzöſiſchen Revolution geſehen, und 
während des Kommuneaufſtands wurde zwar nicht geköpft, weil der 
Feind unmittelbar vor den Thoren ſtand, aber kein Führer war 
vor dem anderen auch nur einen Augenblick ſicher, und als einer 
ihrer letzten Kriegsminiſter, Roſſel, ſein Amt niederlegte, that er es 
mit den charakteriſtiſchen Worten: „Ich bitte um eine Zelle in 
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hie 

IE Mazas.“ Sonach iſt in der Sozialdemokratie Mögliches und Un— 
ni mögliches, Wahres und Falſches, wunderbar gemiſcht. Die Maſſe 
0 ihrer Anhänger kann beides ſchwer unterſcheiden und glaubt es 
1 gern, daß eins ohne das andere nicht zu erreichen ſei. Die Liebe 
ip zu König und Vaterland, zu Religion und Tugend wohnt "yo 
17 von ihnen tief im Herzen, was keiner im Laufe vieler Jahre beſſer 
a beobachten konnte, als ich. Wenn ihnen aber bei jeder Gelegenheit 
ji vorgehalten wird, daß dem Monarchen durch den Kapitalismus die 
W. Hände gebunden ſeien, und er den produktiven Ständen beim beſten 
4 Willen nicht helfen könne, ſo trägt dies ſchließlich ſeine Früchte, 
y wenn auch nicht in dem Maße, als die Führer meinen. Das durch 
ar das Judentum geſäte Mistrauen unter den Arbeitern iſt das größte 
3 Unheil, das von den Juden angerichtet iſt. Es lenkt das unzu— 
5 friedene Volk von ſeinen eigentlichen Zielen ab gegen alte, bod- 
Ef heilige Inſtitutionen, die ihm allein Rettung bringen könnten. Um 
den — auf dieſen Irrwegen zu erhalten, iſt kein Geldopfer 

zu groß. 


Bei unſeren doch politiſch gar nicht mehr ſo ungeſchulten 
ji Arbeitern ift eg mir ganz unbegreiflich daß ſie jüdiſchen Aufhetzern 
. ihr Ohr leihen, ſtatt mit männlicher Entſchloſſenheit nach erreichbaren 
1 Zielen zu ſtreben. 

j Es muß ihnen doch ſchwer werden, dem Großinduſtriellen und 

Großkaufmann Singer Vertrauen zu ſchenken, deſſen Kompagnon die 
Meiſter auffordert: Laſſen Sie die Mädchen auf den Strich gehen, 
aber ſchaffen Sie billige Mäntel. 

Der Rechtsanwalt Stadthagen iſt naher Verwandter des 
Herrn Stadthagen, dem ich 100 Prozent bezahlen mußte. 

Hochintereſſant müßte es ſein, zu erfahren, in welchem Ver— 
hältnis der Herr Auerbach zu dem Arzt Dr. Auerbach ſteht, der 
ſeiner Zeit alle Magenkranke, auch brieflich, mit Salzſäure kurierte. 

Ich denke aber, die Zeit der Ermannung unſerer Arbeiter 
liegt näher, als mancher annimmt. 

Da in der Bewegung der letzten Jahre ſich herausgeſtellt hat, 
daß die deutſchen Frauen ebenfalls anfangen, das ſemitiſche Element 
zu durchſchauen, ſo iſt das Judentum dazu übergegangen, auch die 
Frauen zu beeinfluſſen. Wer denkt dabei nicht an Lina Morgenſtern 
und ihre unvergeſſene Thätigkeit. Ich hatte Gelegenheit, ihre Kinder 
jahrelang in der Schule vor mir zu haben. Als ſorgſame Haus— 
mutter bewährte ſie ſich an dieſen nicht. Neuerdings verſucht eine 

jüdiſche Agitatorin, Fräulein Selma Chaim, die ſich als Arbeiterin 
ausgiebt, die Berliner Arbeiterinnenbewegung in ihre Hand zu be— 
kommen. Sie will die Frau aus der Abhängigkeit des Mannes 
befreien !! Selbſt ſcheint ſie, wenigſtens offiziell, dieſe Species des 
homo sapiens noch nicht kennen gelernt zu haben. Sie iſt 16 Jahre 
alt, erntet aber nach jüdiſchen Zeitungsberichten großen Erfolg. 


1 
m 


16. Das Judentum in der Berliner Gemeinde⸗ 
verwaltung. 


Die Berliner Gemeindeverwaltung ift ganz und gar in Juden 


hände gefallen. Ihre großen Einkünfte bilden daher einen einzigen 


großen Agitationsfond für jüdiſche Intereſſen. Möglich iſt den 
Juden dies dadurch geworden, daß ſie ſich 7. Z. in alle liberalen: - 
Bezirksvereine eindrängten und die Leitung in ihre Hände brachten. 


Soweit es dem Judentum möglich iſt, läßt es nur ſolche deutſche 
Männer in die Stadtverordnetenverſammlung gelangen, die entweder 
von ihm abhängig, oder ihm doch ganz ergeben ſind. Solche 
Männer find dann bei untergeordneten Verrichtungen dem Juden- 
tum noch viel nützlicher, als Juden ſelbſt, wie ja überhaupt Deutſche, 
die den edelen Teil ihres Selbſt auf dem Altar des Egoismus 
geopfert haben, an Gemeinheit der Geſinnung den Juden noch über- 
treffen. Durch die Beherrſchung der Stadtverordnetenverſammlung 
hat das Judentum aber in Berlin eine ungeheuere politiſche Macht 
erlangt. Sämtliche Lehrer und ſtädtiſchen Beamten find von ihm ab- 
hängig, ihre Stammesgenoſſen beherrſchen die meiſten derſelben auch 
finanziell, und wenn ein Beamter oder Lehrer eine ſelbſtändige 
Geſinnung verrät, ſo iſt ſeine Beſeitigung bei gemeinſamem und 
planmäßigem Zuſammenwirken nicht ſchwer. Auch zu Perſonen der 
höheren Behörden werden intime Beziehungen unterhalten, und 
gelegentlich findet eine derſelben auch eine fette Pfründe in der 
Stadtverwaltung. Bei der gegenwärtigen Städteordnung iſt die 
Herrſchaft des Judentums in Berlin ohne Zwangsmittel von höchſter 
Stelle gar nicht mehr zu brechen, denn die erſte und zweite Wähler— 
abteilung, die zwei Drittel ſämtlicher Stadtverordneten zu er⸗ 
nennen hat, iſt an Deutſchen ziemlich arm. Von der dritten 
Abteilung ſind außer den Beamten und Lehrern auch unzählige 
Handwerker und Geſchäftsleute durch ihre geſchäftlichen Verbindungen 
mit der Stadt und den Juden vollſtändig in a a geraten. 
Es würde ihnen übel ergehen, wollten fie nicht an Wahltagen ihre 
Schuldigkeit thun, d. h. freiſinnig wählen. 


Es iſt nicht zu leugnen, daß die Stadtverwaltung manche 
gute Einrichtung getroffen, für Schulen, Armenpflege, gutes Pflaſter, 
gute Brücken, öffentliche Plätze, ſchattige Parkanlagen und Reinlich⸗ 
keit der Stadt viel gethan hat. Ein beſonderes Verdienſt iſt dies 
aber nicht, denn nachdem Berlin 1871 Reichshauptſtadt geworden 
war und in Folge deſſen mit Schnelligkeit aufblühte, die in Europa 
bisher nicht geſehen worden iſt, ſtiegen auch die Einnahmen der 
Stadt ins Rieſenhafte. Dies Geld mußte doch irgendwie eine Ber- 
wendung finden, und da fih überall gute Beiſpiele vorfanden, je 
war es leicht, Gutes zu ſchaffen. Wie viele Millionen bei Grund- 
ſtücksankäufen und Verkäufen nebenher gefloſſen ſind, läßt ſich ſchwer 
ſagen. Auffallend iſt es mir ja immer geweſen, daß anzukaufende 
Grundſtücke vorher häufig in die Hände von Stadtverordneten oder 
deren Angehörige geraten waren und dann mit ungeheuerem Nutzen 


an die Stadt verkauft wurden. Ich erinnere dabei an Osdorf, 
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ſtädtiſchen Viehhof, die Markthalle in der Dorotheenſtraße, Marga⸗ 


rethenſchule, die Häuſer, welche des Durchbruches der Zimmerſtraße. 


wegen angekauft werden mußten u. ſ. w. Wenn ich mir alle dieſe 
Ankäufe vergegenwärtige, und an all die reichlich gezahlten ſchönen 


Millionen denke, ſo will folgendes Bild nicht aus meinem Gedächtnis. 


In meiner alten Wohnung lernte ich einen Dro} 
dem ein Pferd gefallen war (er hatte eine eigene Droſchke und zwei 
Pferde). Er erkrankte bald darauf ſelbſt und war ſchließlich mit 
12 Mark Steuern in Rückſtand gekommen. Es wurde ein Spind 
verſiegelt, das bei Ankauf 78 Mark gekoſtet hatte. Daſſelbe kam 
zum öffentlichen Verkauf und brachte 21 Mark. Nach Abzug des 
Steuerbetrages und aller Koſten blieben wenige Groſchen übrig. Es 
wäre doch gut, wenn mit den Geldern, die teilweiſe ſo aufgebracht 
werden, nicht Bereicherungen Einzelner ſtattfinden könnten. Ein 
hieſiger Arzt erzählte mir Folgendes: Verwandte von ihm hätten 
der Stadt ein Grundſtück zum Kauf angeboten, ohne Erfolg zu haben. 
Eines Tages wäre ein Herr zu ihnen gekommen und hätte erklärt: 
„Wenn die Stadt das Grundſtück kaufen ſoll, ſo muß das Angebot 
von mir in Ihrem Namen geſchrieben ſein. Man weiß dann an 
der betreffenden Stelle ihon Beſcheid. Wieviel ſoll ich dabei ver- 
dienen? Der Preis kann immerhin etwas erhöht werden!“ Die 
Leute gingen hierauf ein, und es wurden jetzt wirklich Verhandlungen 
eröffnet. Vor wenigen Wochen ſaß ein Bekannter von mir im Rats⸗ 
keller. An einem Nebentiſch ſaßen mehrere angeſehenen Berliner 
Bürger, darunter ein mir bekannter Schulkommiſſions⸗Vorſteher aus 
dem Norden Berlins nebſt einem Magiſtrats⸗Kaſſenbeamten⸗ Letzterer 
beſchwerte ſich darüber ſehr bitter, daß der jüdiſche Bankter und 
Stadtrat Mamroth aus einer ſtädtiſchen Kaſſe die bedeutenden Geld- 
vorräte entnehme und dafür Wechſel hinterlege. Die ewige Ab⸗ 
rechnung mache ihm ungeheure Schwierigkeiten. Sollte dies in der 
That wahr ſein, dann wäre die Grenze des Möglichen nicht nur er- 
reicht, ſondern ſogar überſchritten. Dieſe Angelegenheit bedarf 
dringend einer Unterſuchung. Die Zeugen werde ich ſelbſtverſtändlich 


aber dieſe Firma bei Auflage der ſtädtiſchen Anleihen über angen 
und Jakob Landau gewählt wurde, kündigten Gebr. Schickler das 
Verhältnis. Jetzt müſſen ſich ja ſehr nette Zuſtände entwickelt haben. 


17. Der Jude und das höhere Schulweſen. | 


. Für das höhere Schulweſen zeigen die Israeliten ein ſehr 
lebhaftes Intereſſe. Wo ſie das gimeni haben, da geſchieht für 
daſſelbe ungemein viel. Der Grund legt auf der Hand. Der Jude 
weiß, daß das jüdiſche Ziel nur zu erreichen iſt, wenn die Juden 


chkenkutſcher kennen, 
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auch an Bildung dem deutſchen Volk voraneilen. In ſämtlichen 
höheren Schulen, ob Knaben oder Mädchenſchulen, bilden die jüdiſchen 
Kinder und getaufte oder umgetaufte jüdiſchen Lehrer das herrſchende 
Element. Statiſtiſches Material iſt in dieſer Beziehung ſchwer zu 
erlangen, da die jüdiſche Preſſe ſich ſehr hütet, dementſprechende 
Notizen zu bringen. Ber in hat ungefähr 11000 jüdiſche und 11000 
katholiſche ſchulpflichtige Kinder. Ich verwahre mich auf das Ent⸗ 
ſchiedenſte dagegen, katholiſch und jüdiſch hier als Gegenſätze Hinzu- 
ſtellen, aber das Beiſpiel lag zu bequem, außerden auch paſſend, 
weil die katholiſchen Kinder mit geringen Ausnahmen dem deutſchen 
Volksſtamme angehören. Von den 11000 katholiſchen Kindern De- 
ſuchen ca. 9000, von den 11000 jüdiſchen aber ca. 2000 die Gemeinde— 
ſchulen. In den Mittelklaſſen der ſtädtiſchen höheren Mädchenſchulen 
ſind faſt die Hälfte, in den oberen aber dreiviertel der Kinder 
jüdiſch, da die deutſchen Mädchen wegen fehlender Mittel 
die Schule ſeltener bis zu Ende beſuchen. In den höheren 
Knabenſchulen liegen die Verhältniſſe nur um weniges beſſer. 
Wie ſchädlich der Einfluß jüdiſcher Mädchen auf deutſche Mäd— 
chen iſt, habe ich oben nachgewieſen. Die Folgen dieſes nach⸗ 
teiligen Einfluſſes auf unſer weibliches Geſchlecht machen ſich 
bereits an allen Ccken und Enden bemerkbar. Weil die Juden ſämtlich 

enügende Geldmittel in Händen haben, ſchicken ſie ihre mit dem 
Zeugnis der Reife aus den Gymnaſien und Realgymnaſien ab⸗ 
gegangenen Söhne auf die Univerſitäten, welche durch das Uber- 
handnehmen der jüdiſchen Studenten ihren deutſchen Charakter 
bereits weſentlich verändert haben. Hauptſächlich widmen ſie ſich 
der Medizin und Rechtswiſſenſchaft, doch ſind ſie auch in den anderen 
Fakultäten zu finden. Sogar in die Theologie dringen getaufte 
Juden ein. Ich erinnere nur an das Unheil, das durch einen 
getauften Juden in der engliſchen Gemeinde angerichtet wurde, 
ferner an den commis voyageur der Berliner Geiſtlichkeit, 
Dr. Paulus Caſſel, deſſen Ruhm im allen Judenblättern wiederhallt. 
Überall werden die Deutſchen durch ſie verdrängt, denn ſie finden 
ſchon Mittel und Wege, um in Stellungen einzurücken, nach denen 
der deutſche Kandidat ſich vergeblich ſehnt. So kommt allmählich 
die Führung der Nation ganz in ihre Hände. Die deutſchen Jünglinge, 
die bei der Beendigung des Studiums in der Regel auch mit ihren 
Geldmitteln zu Ende ſind, bleiben ohne Stellung. Viele von ihnen 
kann man kennen lernen, wenn man die Arbeiterkolonie im Norden 
von Berlin beſucht. Es iſt leider ſo, daß die Deutſchen, die ſonſt 
gegen äußere Schickſalsſchläge widerſtandsfähig genug find, } ehr ſchnell 
zu Grunde gehen, wenn ſie die in ihrem Herzen wohnenden Ideale 
aufgeben müſſen. 

Von den übrigen bilden viele den hoffnungsvollen Zuwachs 
für die Sozialdemokratie; ſo lernte ich vor einigen Jahren einen 
Theologen Belling kennen, der, durch ungerechtfertigte Zurückſetzung 
ſehr erbittert, Sozialdemokrat geworden war und wahrſcheinlich 
einmal ein tüchtiger Führer werden wird. Sein Großvater war ein 
hochangeſehener Superintendent in meiner Heimat. Ich vermute. 
daß der oben erwähnte Poſtſekretair Belling ſein Bruder oder 


Onkel ift. Welchen Einfluß das Schickſal deſſelben, der durch das 


Aber die vernichtende Wirkung des jüdiſchen Einfluſſes gebt überall 
Hand in Hand. Diejenigen deutſchen Studenten und K 
welche ſich noch halten können, gehen ſchließlich zum Poſt⸗, Steuer- 
und Eiſenbahnweſen über, wo jetzt aber auch das Ankommen 
ſchon ſchwierig wird. In der letzten Zeit hat man es für angezeigt 
ehalten, Eltern öffentlich zu warnen, ihre Söhne der Gelehrten⸗ 
aufbahn zuzuführen. Der goldene Boden des Handwerks wird in 
allen Tonarten geprieſen. So muß es kommen! Ich bin gewiß 
der letzte, der einen tüchtigen deutſchen Handwerksmeiſter hinter 
einen deutſchen Gelehrten zurückſtellt, aber iſt es wohl recht, daß 
dem Judentum der Weg zur unbedingten Herrſchaft immer mehr 
geebnet wird? Das geſchieht aber, wenn das Judentum die geiſtige 
Jührerſchaft immer mehr an ſich reißt. Soeben leſe ich in der 
orddeutſchen Allgemeinen Zeitung, daß in dieſem Semeſter zum 
erſten Mal ſeit vielen Jahren ein Zurückgehen der Studentenzahl 


an hieſiger Univerſität feſtgeſtellt worden ſei. Die Genugtuung 


in unſere Schulen, um unſere Kinder von Grund auf zu verderben, 
wie es Beſitz nimmt von den Richter- und Rechtsanwaltſtellen, um 
uns unſer. Rechtsgefühl aus dem Herzen zu reißen, wie es unſere 
deutſchen Arzte, höheren Beamten, Univerſitäts⸗Profeſſoren allmählich 
verdrängt, da muß uns bange ums Herz werden, und beſorgt müſſen 
wir in die Zukunft blicken und das Schickſal ängſtlich fragen: Willſt 
du die Deutſchen, die ſich all der königlichen Völker in Oſt und 
Weſt, in Nord und Süd erwehrt haben, in die Knechtſchaft des 
niedrigſt ſtehenden und widerwärtigſten Volksſtammes fallen laſſen, 
ohne daß ein ernſtlicher Kampf dagegen verſucht wird?! 

Eben fallen mir im antiſemitiſchen Katechismus von Thomas 
grer einige Tabellen in die Augen, die ich hier einfach abdrucke. 
| emerke, daß diejenigen Juden, deren Eltern ſich haben taufen 
laſſen, leider unter Proteſtanten, Katholiken und Diſſidenten mit⸗ 
gezählt ſind. Die Zahl der Juden iſt daher höher, als die Tabelle 
angiebt. Außerdem iſt dieſelbe bereits drei Jahre alt, und ſeitdem 
hat ſich die Zahl der Juden noch bedeutend vermehrt. Außerdem 
beſitzen die Juden noch eine höhere Knaben⸗ und Mädchenſchule⸗ 
ganz für ſich. | 
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1. Gymnaſien in Berlin. 


SGeſammt-⸗ | 


| 
- i zahl der | = 
Yiame der Unftalt. =i es Proteſtant. Katholiken Juden Diſſidenten 
| Dorjchule | 

1. Askaniſches Gymnaſium | 818 666 | 25 120 2 
= Franzöſiſche 8 p» | 593 321 | 20 252 | — 
3. Wilhelms = 1011 709 38 262 | 2 
4. Friedrichs 746 472 14 258 2 
5. Joachimthal'ſches, 534 506 11 4 3 
6. Kölniſches = 680 543 14 220 3 
7. Sophien | 67 419 21 231 | 1 
8. Königſtädtiſches = | 684 447 9 226 2 
9. Friedr. Werderſches 663 404 22 233 4 
10. Louiſenſtädt. 739 594 17 125 | 3 
11. Friedr. Wilhelm, 1321 | 1171 40 110 — 
12. Louisen i 622 554 33 33 2 
13. Leibnitz p 543 439 21 83 — 
14. Humboldt . 711 621 29 55 6 
15. Graues Kloſter „ 559 | 444 g | 105 2 
16. Städtiſch. Srogornafinm | 527 488 18 | 19 2 

Summa | 11418 | 8693 | 340 | 2346 | 34 


2. Real⸗Schulen I. Ordnung und Real⸗Gymnaſien in Bertin. 
| | 


Geſammt⸗ 


| zahl der | 
Name der Anſtalt. | a Proteſtant. Katholiken Juden dee 
| 11 
| — LE. — „ SPEARS ˙ See 
1. Königliche Realſchule 660 580 18 62 | — 
2. Falk⸗Realgymnaſium 830 682 23 124 1 
3. Friedrichs⸗Realgymnaſium 575 495 23 56 | 1 
4. Dorotheenſtädt. Realgym. 769 620 39 106 4 
5. Louiſenſtädt. 753 590 | 26 134 3 
6. Louiſenſtädt. Ob. Realſch. 692 642 10 38 2 
7. Sophien⸗Realgymnaſium 666 541 12 112 1 
8. Städt. höh. Bürgerſchule 273 240 4 29 — 
8. Andreas-Realgymnaſium 781 703 14 61 ae | 3 
10. Königſtädt. j 770 | 597 | 12 | 161 8 
Summa: 67 6769 5690 | 181 69 | 5690 | 181 | 883 883 15 15 
3. Fachſchulen in Berlin. 
Geſammt⸗ | | 7 
Name der Unftalt. zahl der | Protejtant. “| Juden ‘same 
Schüler | 
eer Werderſche Ge- 518 435 23 54 6 
werbeſchule | 
Handelsſchule 257 188 7 67 2 
Summa: 775 618 30 121 | 8 
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4. Staatliche und ſtädtiſche höhere Töchter⸗Schulen in Berlin. 


Gefammt: | a | 
Name der Anſtalt. a aba Protejtant. Ren Juden: wen 
Schüler 
| ———— 
1. Victoria⸗Schule | 850 568 4 251 2 
2. Louiſen⸗Schule | 831 572 18 21 | — 
3. Elifabeth-Schule 557 445 2 110 | — 
4. Sophieen-Saule 833 484 T 337 5 
5. Margarethen⸗Schule 534 303 5 226 u 
6. Charlotten⸗Schule 4 912 588 23 300 1 
Summa: 4517 | 2985 59 1465 8 


Die Einwohnerſchaft Berlins beträgt rund 1,400 000 Seelen 
(1887), davon ſind Nichtjuden (Proteſtanten, Katholiken und Diſſi⸗ 
denten) 1,333,000; Juden: 67,000. Die Geſamtzahl der Schüler und 
Schülerinnen der in Tabelle I—IV bezeichneten Lehr-Anftalten be⸗ 
trägt 23,481. Davon müßten nach dem Bevölkerungs-Prozentſatz 
entfallen auf Nichtjuden: 22,357; auf Juden 1124. Es entfallen 
aber thatſächlich auf Nichtjuden nur 18,666; auf Juden 4815 
Schüler. Die Juden ſtellen alſo zu den höheren Lehr-Anſtalten im 
Verhältnis 4 bis 5 mal mehr Schüler, als die deutſche eingeborene 
Bevölkerung. 


5. Das ungeheure Mißverhältnis ſpringt noch mehr in die Augen, 
wenn man aus den obigen Zahlen folgende Berechnung auffſtellt: 


Schuler 


bezw | Schälerinn. 
Schülerinn. Gymnaſi⸗ Realgym⸗ ray der ei 
der in aften nafiajten | 9 = ee nr TR 
Tabelle 1-4 vergl. vergl. 9 . en 
bezeichnet. Tabelle 1 | Tabelle 2 Petal. | jchulen 
Höh. öffentl. Tabelle 3 vergl. 
—— Senda, 


Tabelle 4 


Es entfallen auf je 1000 Ein- 

wohner Berlins rund 17 
Es entfallen auf je 1000 nicht 

jüdiſche Einwohn. Berlins rund 14 rund 7 
Es entfallen auf je 1000 Ber- 

liner Juden rund 72 rund 35 


rund 8 


rund 5 | rund ½ rund 3 


rund 4 rund Y,| rund 2 


rund 13] rund 2 rund 22 


Die eintretenden jüdiſchen Kinder finden an den höheren 
Schulen ihre Stammesgenoſſen als Lehrer wieder. 

In Wien ſtudierten 1886 5721 junge Leute, von denen 3173 
ariſchen, 2085 ſemitiſchen Stammes waren, wobei die getauften Juden 
noch den Ariern beigezählt ſind. An der techniſchen Hochſchule in 
Wien war das Verhältnis 591 zu 303. An den Gymnaſien und 
ſonſtigen höheren Schulen in Wien iſt das Durchſchnittsverhältnis 
der jüdiſchen Kinder 33½ bis 50 %, dagegen bilden die Juden nur 
"joo der Bevölkerung Oeſterreichs. 
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An der Berliner Univerſität waren: 


Profeſſoren: 
a. Medizin 29 Deutſche, einſchl. get. Juden 13 Juden 
b. Jura l 12 ” H 77 77 3 17 
C. Rhilofovbie 75 7 ft fr ft 13 fr 
Privat-Docenten: 
A. Medizin 27 75 FI ny rr 35 fF 
b. Jura 4 . 5 i j 3 y 
C. Philoſophie 44 ir n ” H 11 7 


Summa 191 Deutſche, einſchl. get. Juden 78 Juden 
Die Namen der jüdiſchen getauften und ungetauften Profeſſoren 


bez. Docenten ſind folgende: 


a. Medizin: Bernhard, Falk, Henoch, Hirſch, Hirſchberg, Jacobſon, 
G. Levin, Liebreich, Liman, C. Mendel, Herm. Munk, 
Sanator, Wolf, Ad. Baginsky, B. Baginsky, Behrendt, 
Bergſon, Brieger, Eulenburg, Fränkel, C Friedländer, Gud, 
Güterbock, Gutmann, Guttſtadt, O. Israel, G. Kempner, 
A. Koſſel, L. Kriſteller, Landau, O. Laſſer. Louis Levin, 
L. Levinsky. M. Litten, Mayer, Munk, Perl, 5. Reimannn, 
Remack, Rieß, Salomon, Sander, Schiffer, Schüler, Veit, 
Max Wolff, W. Zülzer. i 

b. Jura: Dernburg, L. Goldſchmidt, Ernſt Rubo, Dr. Bernfeld, 
Gradewitz, Ryk. 

c. Philoſophie: Aſcherſohn, Harry Breslau, Ludwig Geiger, 

| Hirschfeld, Kronecker, Lazarusſohn, Moritz Lazarus, C. Lieber: 
mann, P. Magnus, Oldenburg, A. Pinner, H. Steinthal, 
Werder, H. Aron, Boas, Deſſau, Sigm. Gabriel, J. Jaſtrow, 
Kaufmann, Loewenfeld, A. Loſſen, R. M. Meyer, Rodenberg, 
Simmel, F. Aſchersſon. 

d. Techniſche Hochſchule: M. Hamburger, Julius Leſſing, 
L. Liebermann, Adler, Dobbert, Herzfeld, Hirſchfeld, Jacobs- 
thal, S. Kaliſcher, Lehfeld, Moritz Meyer, Weyl. 

e. Kunſt-Akademie: Meyerheim, Michael. 

f. Landwirthſchaftl. Inſtitut: Nathan Zuntz. 


18. Jude und Volksſchullehrer. 


Dies Kapitel wird in einer Broſchüre beſonders ausführlich 

behandelt werden, einiges darüber muß aber auch hier geſagt werden. 

Die Volksſchule als ſolche hat für das Judentum eine ſo 

weſentliche perſönliche Bedeutung nicht, denn nicht gar häufig verirrt 
14 * 
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ſich, wenigſtens in Berlin, ein jüdiſches Kind in dieſelbe. Über— 


2 jüdiſche Kinder find die von mir geleiteten Schulen im Oſten und. 


Norden der Stadt nicht hinausgekommen. Dies perſönliche Intereſſe⸗ 
iſt auch leider bei ſämtlichen anderen Parteien, abgeſehen vielleicht 
von den Sozialdemokraten, nicht vorhanden, da die Kinder aller 
beſſeren, d. h. bemittelten Stände, mit geringen Ausnahmen der 
Volsſchule fern bleiben. Aus dieſem Grunde hält ſich auch die 
Fürſorge aller Parteien für die Volksſchule innerhalb mäßiger 


Grenzen. Die Neigung, den Volksſchullehrer über das Notwendigſte 


hinaus zu befriedigen, iſt nirgends zu entdecken, am wenigſten aber 
in Berlin, der Hochburg des Judentums. Etwas weitere Beachtung. 


Regina Baginsky, Frl. Roſenthal II, Frl. Jacoby I, Frl. Jaſtrow I, 
Frl. Simon II, Frl. Kohn, Frl. Wolff IV, Frl. Oppenheim, Frl. 
Löwenherz, Frl. Cohn J, Frl. Kirſtein, Frl. Roſenthal IV, Frl. 
Frenzel, Frl. Fränkel, Frl. Jaſtrow II, Frl. Jakoby II, Frl. Jakoby III, 
Frl. Reiß, Frl. Meyer IT Frl. Jakoby IV, Frl. Kupfer, Frl. Lilienthal, 
Frl. Jakoby V, Frl. Heilbrun, Frl. Heilbron, Frl. Kaifer II, Frl. 
Eßler, Frl. Wolff V, Frl. Singer, Frl. Roſenthal V, Frl. Lydia 

tl. Eva Meyer, Frl. Hirſch! Es ſoll dies 

chen Lehrerinnen ſein, nur an einigen präg⸗ 
nanten Namen zeigen, wie weit die Verjudelung der Gemeindeſchule 


examen gemacht haben, ſind ohne Brot, der bitterſten Not 
ausgeſetzt. Als vor eingen Monaten ein Handwerksgehülfe 


eine Anzahl davon in dem bloßen Drange, fich zu verheiraten, da- 
rüber hinweg geſehen hat, daß der Bildungsunterſchied eine glückliche 
Ehe doch mindeſtens zweifelhaft machen mußte, die Mehrzahl der— 
ſelben hat unter dem Drange ſchrecklicher Not gehandelt. Stellung 
iſt nicht zu erlangen, weil die Jüdinnen die Stellen fortnehmen, 
Fabrikarbeit verſtehen ſie nicht, als Dienſtboten können ſie nicht 
gehen, weil ſie nicht die Zeit hatten, das dazu nötige zu lernen. 
Es lief neulich eine hübſche Geſchichte durch die Berliner Zeitungen 
von einer Lehrerin, die ſich als Kindermädchen vermietete und die 
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„Spreewäldertracht anlegen mußte, dies aber doch gern einem Leben 
der Schande vorzog, und die Töchter der Kaufleute Lewy Salomonſohn 
p. p. unterrichteten an großen preußiſchen Volksſchulen! Und welche 
Lauferei, welche Viſiten hat ein deutſches Mädchen nötig gehabt, 
die ſchließlich eine Stellung erlangte. Die Viſiten bei Ludwig Loewe 
waren ja ſeiner Zeit berühmt geworden. Je weniger Intereſſe, von 
dieſem Punkt abgeſehen, das Judentum an der Volksſchule hat, ein 
deſto größeres hat es an den Volksſchullehrern. Dieſelben ſind zum 
1 Teile aus ländlichen Verhältniſſen hervorgegangen. Iſt 
ein Knabe auf dem Lande ganz beſonders begabt, dann muß er 
Lehrer werden. So kommt es, daß der Lehrerſtand ſo ungemein 
viele hochbegabten und talentvollen Leute in ſich birgt. In dieſem 
Punkte iſt er ſicher jedem anderen Stande voran zu ſtellen. 

Bei der Lehrerbildung ſind aber, wenigſtens in früheren Jahren, 
ſchwere Fehler gemacht worden. Die unſelige Anſchauung, daß dem 
Lehrer nur eine ſtreng abgegrenzte Bildung zu geben ſei, weil er 
bei ſeinem kärglichen Einkommen ſich deſto unzufriedener fühlen 
würde, je mehr er 3 habe, hat keine guten Früchte getragen. 
Die Frömmelei, welche an vielen Seminarien ſtatt wirklicher ein⸗ 
facher Frömmigkeit gepflegt wurde, hat keinen Segen gebracht. 
Sie hat, wenn auch ſelten, Heuchler erzeugt, die aber in jedem 
Augenblick bereit ſind, ihre Überzeugung entſprechend zu ändern. 
Viel ſchlimmer war die Wirkung auf die große Mehrzahl der ehr⸗ 
lichen und aufrichtigen Naturen. In dieſen wurde gar häufig MAb- 
neigung gegen die Religion überhaupt erweckt und damit auch MD- 
neigung gegen ihre Träger, ſie gingen in ihrer religiöſen und po- 
litiſchen Anſchauung ſehr weit nach links, und zwar vielfach in der 
wohlmeinendſten Weiſe. Hier hat die jüdiſche Preſſe ein ſehr 
leichtes Spiel gehabt. Iſt es doch dem ganzen deutſchen Volk jahre- 
lang entgangen, daß die Führer der liberalen Parteien unter dem 
Deckmantel freiheitlicher Beſtrebungen lediglich die Intereſſen des 
Handels, d. h. des Judentums vertreten, wie ſollte es der Lehrer 
rechtzeitig gemerkt haben! Dazu war es gar leicht, das Mislingen 
berechtigter Beſtrebungen des Lehrerſtandes nach Verbeſſerung ſeiner 
Lage der Regierung und den konſervativen Parteien zuzuſchieben. 
Ganz ohne Grund iſt dies ja auch nicht, nur haben die liberalen 
Parteien, wo ſie die Herrſchaft führten, für die Volksſchullehrer ebei- 
ſowenig gethan. Etwas Gründliches für die Volksſchule iſt 
nur zweimal geſchehen, unter Friedrich Wilhelm I. und Friedrich 
Wilhelm III zur Zeit der höchſten Begeiſterung für Peſtalozzi. 

Durch ihr 1 iſt es aber doch den liberalen 
Parteien am meiſten gelungen, die Lehrer in ihrem Fahrwaſſer feſt⸗ 
zuhalten, und dadurch hauptſächlich ſind die mittleren Stände lange 
Zeit dem Liberalismus, d. h. hier dem jüdiſchen Kapitalismus, 
treu geblieben. . 

Natürlich gab es Speziell in Berlin gar viele Lehrer, die die 
Wahrheit längſt durchſchauten, ſehr deutliche antiſemitiſche Neigungen 
verrieten, dabei vielfach ſehr freiſinnigen Anſchauungen huldigend. 
Dieſe gefährliche Peſt mit Stumpf und Stiel auszurotten, dagegen 
die Anhänger des Judentums zu fördern, wurde die allernächſte 
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Pflicht des Judentums und ſeiner Söldlinge, und an Eifer und: 
Rückſichtsloſigkeit hat man es nicht fehlen laſſen. Meine eigene- 
Lebensgeſchichte hat dies wohl zur genüge bewieſen. 

Hier nur noch einige Beiſpiele, die lich in infinitum vermehren 
ließen. Der Rektor Bellardi in der Steinmetzſtraße iſt ein eifriger 
Fortſchrittsmann. An ſeiner Schule waren zwei Lehrer, Herkt und: 
Wegner, eng befreundet, der letztere wohnte als Chambregarniſt bei 

j Letzterer ſtand vor feiner Anſtellung als Rektor und 
gethan haben. Eines Tages liefen zugleich bei der Schuldeputation, 
dem Schulinſpektor und dem Rektor gleichlautende anonyme Denun⸗ 


geführt wurde, bekam Herr Wegner die Denunziation, welche an den 
Rektor gerichtet war, ſelbſt zu Geſicht, und er erkannte in derſelben. 
die verſtellte Handſchrift ſeines eigenen Rektors Bellardi. Er ver⸗ 
klagte dieſen wegen wiſſentlich falſcher Denunziation und Verleum⸗ 
dung beim Schiedsmann. Bellardi hat hier ſeine Thäterſchaft ein- 
geſtanden und Abbitte geleiſtet, das amtliche Schriftſtück habe ich 
Gah geſehen. Was wurde nun aus dieſer geradezu ungeheuerlichen. 

Sache? : 


Herr Bellardi hat noch heut die ſchönſte Schule von Berlin, 
leitet nebenbei eine ſtädtiſche Fortbildungsſchule. Liberalität gegen 
Liberalität. Herr Wegner aber iſt Rektor geworden und hat 
geſchwiegen. Bellardi war als Lehrer in eine noch viel ſchlimmere 
Unterſuchung verwickelt, auf die ich in meiner ausführlichen Schrift 
über die Berliner Volksſchulen eingehen werde. 

Ein hoch liberaler Schulvorſteher Richter wurde vor Jahren 
von zwei Lehrerinnen zugleich wegen Schwängerung bei der Behörde 
verklagt. Der Unterrichtserlaubnisſchein wurde ihm entzogen, dann: 
wieder bewilligt. Er unterrichtete an der von ſeiner Frau geleiteten. 
Mädchenſchule weiter. 

Ein Rektor Zitzky zeigte ſehr bedenkliche antiſemitiſche Neigungen. 
und wurde dafür von dem Stadtverordneten Gericke auf öffentlicher 
Straße geohrfeigt. Später erhielt er eine beſſere Schule nebſt. 
Leitung einer der größten ſtädtiſchen Fortbildungsſchulen. Er wurde 
eifriger Fortſchrittsmann. Siehe Aufforderung an Zander in meiner 
Lebensgeſchichte. | | 

Der Lehrer Müller vertrat, ohne feſt angeſtellt zu ſein, den 
als Schulinſpektor nach Mogilno in Poſen berufenen Rektor Folz, 
dann wurde er einfach als Lehrer wieder eingeſtellt, weil er angeblich 
in viel früherer Zeit eine antiſemitiſche Außerung gethan haben 
ſoll, die er aber beſtreitet. | | 

Ahnlich ift es mit dem jetzigen Rektor Völker und einem Lehrer 
Hoffmann ergangen, der das politiſche Examen nicht beſtand. Op. 
Dr. Hermes ihm ſpeciell die Frage vorgelegt hat: „Glauben Sie noch, 
an das Märchen von Chriſto“, kann ich in dieſem Falle nicht feſtſtellen. 
Konſervative, chriſtlich⸗ſoziale oder gar antiſemitiſche Anſichten werden: 
in Berlin härter, als Verbrechen eſtraft. Einige weitere Beiſpiele 
dieſer Art habe ich in dem Artikel Jude und Beamter gegeben. 
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Dem gegenüber ftelle man folgenden Fall von Liberalität der 
Behörden. Ein Lehrer Schmoock war zug eich Königlicher Dom⸗ 
änger; er gehörte als ſolcher einer kleinen Vereinigung an, die 
zäufig Kunſtreiſen machte. In ſolchen Fällen meldete er ſich in der 
Schule ſtets als krank ab. Die anerkennenden Zeitungsreferate 
vurden natürlich ſeinen betreffenden Rektoren bekannt, und da er 
uch ſonſt, wenn er ja in der Schule vorhanden war, dieſe nicht 
als Hauptſache behandelte, ſo beſchwerten ſich die Rektoren ſelbſt⸗ 
berſtändlich über ihn. Es paſſierte ihm aber weiter nichts, er wurde 
nur von einer Schule zur anderen verſetzt; dies ging zum Schrecken 
aller Rektoren des Süd⸗Oſtens jahrelang ſo fort. Als ein Bekannter 
ihn fragte, wie es möglich ſei, daß man ihn nicht lange fortgejagt 
habe, erwiderte er lachend: „Ich habe ein wichtiges Mitglied der 
Schuldeputation (er nannte dabei den Namen) einmal in intereſſanter 
Situation getroffen, mir thut keiner was!“ In meinem ſpäteren 
ausführlichen Werk werde ich dergleichen Beiſpiele noch einige 
Dutzend anführen. Die Verhältniſſe in der Lehrerſchaft haben ſich 
denn auch vollſtändig nach Wunſch des Judentums geſtaltet und 
thun es noch täglich mehr. Man wolle nicht zu hart richten. Die 
meiſten Lehrer ſind mit einer zahlreichen Familie bedacht, und ihr 
Idealismus war beſonders in der Jugend doch noch zu groß, um 
dei ihrer Verheiratung rein äußerliche Erwägungen in den Vorder⸗ 
grund zu ſtellen. Hier drohen unabläſſige Verfolgungen, bei denen 
ja allerdings von Politik niemals die Rede iſt, dort locken Bevor⸗ 
zugungen aller Art, Überſtunden, Stunden an Fortbildungsſchulen, 
Unterſtützungen, Anſtellungen an höheren Schulen, Ehrenämter, die we⸗ 
nigſtens mittelbar einträglich ſind, endlich die Anſtellung als Rektor u.ſ.w. 
Gar viele Lehrer brauchen auch ein ſo großes Opfer des Intellekts nicht 
zu bringen, weil ſie im Herzensgrunde wirklich liberale Anſchauungen 
haben, die allerdings wohl immer mit etwas Antiſemitismus ver⸗ 
quickt ſind. Die aber wider ihre Überzeugung dieſes Opfer einmal 
gebracht haben, werden dann die eifrigſten Parteigänger und 
wütende Denunzianten von Kollegen und Vorgeſetzten. Wo iſt in 
Berlin die Freiheit geblieben? Da waren die Zuſtände im finſterſten 
Mittelalter und zur Zeit der drückendſten Napoleoniſchen Herrſchaft 
hiergegen noch wirkliche Freiheit. Damals wurden wenigſtens ſolche 
Denunzianten noch mit öffentlicher Verachtung beſtraft. Wären die 
Lehrer frei, dann dürfte es mit der jüdiſch⸗fortſchrittlichen Wahlmache 
ſchnell genug vorbei ſein. Daß die Volksſchule ſelbſt unter ſolchen 
Unftänden leiden muß, bedarf keines Beweiſes. Die Berliner 
Volksſchule könnte in der Welt unerreichbar daſtehen. Man ver⸗ 
gegenwärtige ſich nur Folgendes: Wie die geſamte Bevölkerung 
Deutſchlands fich mit magnetiſcher Kraft nach der Landeshauptſtadt 
hingezogen fühlt, ſo auch die Lehrerſchaft. Wer irgend Hoffnung 
hat, in Berlin angenommen zu werden, bewirbt ſich hier um An⸗ 
telung.. Aus ganz Deutſchland aljo kaun ſich die Schuldeputation 
die Leiten Kräfte ausſuchen. Die von Jahr zu Jahr anwachſenden 
Einnahmen der Stadt ſetzen ſie in den Stand, alle äußeren Ver⸗ 
hälmiſſe der Schule glänzend zu geſtalten. Woran mag es wohl 
liegen, daß gleichwohl die von außerhalb hier eingeſchulten Kinder, 
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wenngleich oft in manchen Fächern zurück, doch im Allgemeinen 
beſſer ſind, als die hieſigen Schüler? der Leſer wird ſich dies ſelbſt 
ſagen können. Dazu kommt, daß die von Hauſe aus ſchlechten 
Kinder mit ſehenden Augen direkt zu Strolchen herangebildet werden. 


| 
1 


ſtets die ſchlechteſten, zu Unthaten geneigten Kinder ſind, iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich. So kommt es, daß alle diejenigen Schüler, welche ſtets 
Unter ſtrengſter Aufſicht gehalten und in der Hand deſſelben Lehrers 
bleiben müßten, in wenigen Jahren ſechs und mehr Mal in neue 
Schulen geſchickt werden. Rektoren, die ſich vermöge ihrer politiſchen 


Punkt Unglaubliches, beſonders wenn ſie wiſſen, daß der Rektor, 
welcher dieſe Kinder bekommt, ſchwerlich jemals Recht erhalten wird. 

Die Anſtalt, welche ich am 1. April 1885 erhielt, war in 
dieſer Beziehung unvergleichlich. Daß ich aus dieſen Kindern 
immerhin noch Einiges machen konnte, hat mich daran gewöhnt, 
von mir als Pädagoge nicht gering zu denken. Die acht Schul⸗ 
inſpektoren ſind von der ſtädtiſchen Schuldeputation gewählt. Wenn 
man daran denkt, wie ſchon die Rektoren in dem Hermesexamen 
ich ausweiſen müſſen, ſo wäre es hoch intereſſant, wenn man etwas 
über die Unterredungen erfahren könnte, die vor der Wahl mit 


nach Kräften zum Guten wirken und Machinationen aller Art fern— 
zuhalten ſuchen. 


Judentum. Daß ich mir durch dieſe Veröffentlichung in erſter 
Linie die Abneigung dieſes Mannes zuziehen muß, iſt für mich das 
einzig Schmerzliche. Aber wer kann wider ſein Schickſal! 


direkt berufene Königliche Beamte betrauen würde. Die Berliner 
Verhältniſſe, wie ich ſie dargeſtellt habe, verlangen dies gebieteriſch, 
und hoffentlich wird die Lehrerſchaft auf ihre königlichen Aufſichts⸗ 
beomten nicht zu lange warten brauchen. Die hierdurch entſtehenden 
Koſten von ca. 40,000 Mark können nicht ins Gewicht fallen. Die 
Lehrerſchaft erſehnt nur eins, aber dies unbedingt, Gerechtigkeit. 
Ihrem eigentlichen Zweck wiedergegeben wird die Volksſchule erf 
wenn ſie direkte Staatsſchule wird. Die Schule iſt kein Inſtitut, 
das den politiſchen Parteien als Spielzeug überlaſſen werden kann. 
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Die Königliche Regierung betont dies auch bei allen Gelegen⸗ 
heiten, aber die praktiſchen Folgerung aus dieſer Anſicht werden 
nicht gezogen. 


19. Jude und Preſſe. 


„So lange wir nicht die Zeitungen der ganzen Welt in den 
Händen haben, um die Völker zu täuſchen und zu betäuben, bleibt 
unſere Herrſchaft ein Hirngeſpinſt!“ Dieſes Wort des ſeiner Zeit 
in England lebenden Juden Moſes Montefiore, der von ſeinen 
Stammesgenoſſen wie ein Patriarch verehrt wird, und deſſen Aus⸗ 
ſprüche bei allen Juden der Welt Geſetzeskraft haben, giebt uns 
den Schlüſſel zu dem Streben derſelben, die geſamte Preſſe der 
Welt allmählich in ihre Hände zu bringen, und die Arier zeigen ſich 


auch überall mehr als willig, ſie in dieſem Streben zu unterſtützen. 
Neun zehntel aller Zeitungen Europas ſind entweder direkt in ihren 
Händen, oder von ihnen abhängig, weil ſie das Geld dazu gegeben 
haben oder dieſelben doch hg a 

Die Preſſe ift die erſte Gro 
händen, das ſagt Alles. 

Wer dem Judentum entgegenzutreten wagt, wird von der 
gen Preßmeute verfolgt, 9 
ein ehrenwerter Menſch mehr ohne Schaudern an ihm vorübergeht. 
u Die Preſſe Frankreichs ift ganz verjuvet, da die Juden 
faſt alle Blätter aufgekauft haben; nicht weniger als 1746 
Zeitungen ſind daſelbſt in ihren Händen. In Italien werden 
692 Zeitungen von Juden redigiert. Die in Wien erſcheinenden 
Zeitungen werden mit Ausnahme von zwei größeren und drei 
kleineren ſämtlich von Juden geleitet. In Berlin gehören den 
Juden folgende Blätter: 

1. Berliner Tageblatt, Herausgeber Ruben Moſes (Rudolf 
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A. 
5. 
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macht, die Preſſe ift in Juden- 


egt, mit Schmutz beworfen, bis 


Moſſe), Redakteur Arthur Levyſohn. 
Berliner Zeitung, Verleger Löb Ullſtein, Redakteur Franz 
Wißberger. 
Berliner Börſencourier, Verleger Ruben Davidſohn, Redak⸗ 
teur Markus Horwitz, 
National-Zeitung, Verleger Salomon, Redakteur Kölner. 
Volks⸗Zeitung, Redakteur Heimann Holtheim. 
Das Volksblatt, Beſitzer Paul Singer. 
Juden abhängig ſind: 
1 Zeitung. 
örſen Zeitung. 
Voſſiſche Zeitung. 
Deutſches Tageblatt. 
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ojt. 
Norddeutſche Allgemeine Zeitung. 
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Antiſemitiſch ſind nur folgende Blätter 
1. Neue Preußiſche (Kreuz⸗Zeitung). 
2. Staatsbürger Zeitung. 

3. Reichsbote. 
4. Das Volk. 


Der ganz vorzügliche, bahnbrechende Kulturkämpfer von 
Glagau erſcheint zu ſelten. 

Im Lande erſcheinen noch die folgenden antiſemitiſchen Blätter: 
Antiſemitiſche Correſpondenz (Leipzig). 
Leipziger Tageblatt. 

Weſtfäliſche Reform (Dortmund). 
Reichsgeld-Monopol (Caſſel ). 
Die Abwehr, Monatsblatt (Hamburg). 
Reichsherold (Marburg). 

Deutſche Wacht (Dresden). 
Unverfälſchte Deutſche Worte (Wien). 
Der Kyffhäuſer (Salzburg). . 
Bote aus dem Waldviertel (Horn, Nieder⸗Oſtreich). 
Oeſterreichiſcher Volksfreund (Wien). 
Oeſterreichiſcher Reformer (Wien). 
Leipziger Zeitung (Leipzig). 
Weſtfaͤliſcher Merkur (Münſter). 
Dresdener Nachrichten (Dresden). 
Märkiſches Tageblatt (Witten). 
Badiſche Landpoſt (Karlsruhe). 
Halleſches Tageblatt (Halle). 
Norddeutſche Preſſe (Neuſtettin). 
Pommerſche Reichspoſt (Stettin). 
Bromberger Tageblatt (Bromberg). 
Bayriſches Vaterland (München). 
Trierſche Landeszeitung (Trier). 
Thorner Preſſe (Thorn). 

Kölniſche Volkszeitung (Köln). 

Bonner Reichszeitung (Bonn). 
Vaterland (Wien). | 
Neuigkeits⸗Wellblatt (Wien). 
Neue Weſtf. Volkszeitung (Bielefeld). 
Grenzboten (Leipzig). 


Das iſt die Liſte ſämtlicher Zeitungen in Deutſchland, welche 
es noch wagen, gegen die Juden aufzutreten. Was will das aber 
ſagen gegen die tauſende von Zeitungen in Deuiſchland, welche in 
Judenhänden liegen. Und wie geſchickt verſteht es der Jude, ſeine 

eitung dem Leſer angenehm zu machen! Beſonders die Frauen, 
welche bei Wahl der Zeitung ein entſcheidendes Wort mitzuſprechen 
haben, werden angelockt durch die vielen pikanten Neuigkeiten, 
ſelbſtverſtändlich größtenteils erfunden. Auch die ſinnverwirrenden 
Romane, die auf Erweckung der Sinnlichkeit berechnet find, ziehen. 
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türlich an. Die Männer aber werden mit allen möglichen 
ingen, die erſt in zweiter Linie ſtehen, durch alles mögliche 
hraſengeklingel betäubt, daß ſie ein willenloſes Werkzeug ver 
uden werden. 

Zwiſchen hinein fällt ein Tröpfchen Gift nach dem andern, 
as die Liebe zu Thron und Alter zerſtört und allmählich in eine 
zeiſtesrichtung hineintreibt, die dem Juden angenehm iſt. 

Zu keiner Zeit iſt daher das Volk politiſch ſo urteilsunfähig 
eweſen, wie jetzt. Blauer Dunſt iſt an die Stelle der ruhigen 
berlegung getreten. 

Stehen jüdiſche Intereſſen auf dem Spiel, ſo iſt die geſamte 
zudenpreſſe auf dem Platze und erhebt einen ſo gewaltigen Lärm. 
aß man die Meinung des geſamten Volkes zu hören glaubt. 
Ror dieſer ſogenannten Volksſtimme, die ja Gottes Stimme ſein ſoll, 
veichen ſelbſt die größten Männer zurück. Durch die Preſſe führt 
has Judentum das Vaterland am Gängelbande, und die Warnungs⸗ 
mie der wenigen unabhängigen Blätter verhallen ungehört. 

Man denke einmal an den Gräfe⸗Prozeß, an die Bekämpfung 
der deutſchen Arzte Kailer Friedrichs zu Gunſten des engliſchen 
Schwindlers, an die Verlobungsangelegenheit des Battenbergers 


u. 7 w. 

Selbſt Richter⸗Kollegien und Geſchworene, auch Parlamente, 
welche über Sachen zu befinden haben, die für die jüdiſchen Inter⸗ 
eſſen von Wichtigkeit ſind, werden durch alle möglichen juridiſchen 
Spitzfindigkeiten, die als Volksmeinung ausgegeben werden, in ihrem 
Urteil getrübt und gelangen oft zu entgegengeſetzen Beſchlüſſen. 


Die Preſſe iſt es hauptſächlich geweſen, die durch ihre ſchwindel⸗ 
haften Empfehlungen von unreellen Gründungen in der Gründer⸗ 
zeit das deutſche Volk um ſechs Milliarden gebracht hat, die jetzt 
wohlbehalten in Judenſchränken — Die Spargroſchen der kleinen 
Bürger, ſo ſicher ſie auch aufbewahrt wurden, wußte die Judenpreſſe 
doch hervorzulocken und ihre und die Taſchen der jüdiſchen Gründer 
damit zu füllen. 

Soeben haben wir eine zweite Gründerzeit durchgemacht. Der 
Krach wird nicht lange ausbleiben. Dabei ſind die Zeitungen harm⸗ 
los und ſpielen ſchließlich die gekränkte Unſchuld. Die Leſer halten 
an ihnen feſt. 

Wie ſehr die Sittlichkeit durch ſie geſchädigt wird, iſt uner⸗ 
meßlich. Man achte doch einmal darauf, wie junge Mädchen den 
Annoncenteil verſchlingen. Da empfehlen ſich zahlreiche jüdiſche 
Arzte zur Heilung geſchlechtlicher Krankheiten, Mannesſchwäche, 
Syphilis, Harnleiden, Hebeammen, die ihre Beihülfe ſowie Unterkunft 
bei ſekreten Geburten ankündigen, ferner finden ſich Heiratsannoncen, 
ſowie Annoncen zur Anknüpfung intereſſanter Bekanntſchaften u. ſ. w. 

Eine Annonce war mir ſo intereſſant, daß ich ſie hier wenigſtens 
teilweiſe abdrucke. e 

„Eine volle und üppige Bruſt iſt die ſchönſte Zierde der. 
Frauen; wer eine ſolche nicht beſitzt, beſtreiche dieſelbe mit 
Dr. Pyvres Venus ⸗ Tinktur, auch an den Waden zu be— 
nutzen.“ | | 


| 
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Zu beiden Seiten obiger Annonce befanden ſich die Bilder 
zweier Frauen, von denen die eine eine ſchwache, die andere eine über⸗ 
mäßig ſtarke Bruſt zeigte. Unter dieſen Bildern waren die Worte 


zu leſen: „Vor dem Gebrauch“ „Nach dem Gebrauch.“ Ahnliche 


Annoncen ſind in den jüdiſchen Blättern täglich zu leſen. 

So lange die jüdiſche Preſſe nicht lahm gelegt iſt, darf ſchwer 
gehofft werden, daß das deutſche Volk aus ſeiner Betäubung er⸗ 
wacht. Wer ein öffentliches Lehramt übernimmt, muß den 
Staatsbehörden gegenüber ſeine wiſſenſchaftliche und ſittliche Be— 
fähigung nachgewieſen haben. Ein Zeitungsſchreiber iſt Lehrer des 
Volks. Warum wird von ihm nicht ebenfalls der ſittliche und 
wiſſenſchaftliche Befähigungsnachweis verlangt? Warum wird er 
nicht ebenfalls einem Disckplinargeſetz unterworfen? 

Man ſieht hier, wie überall, die Staatsbehörden haben dem 
Judentum gegenüber ihre Energie verloren, und was das heißt, 
kann man an jeder erfolgreichen Revolution lernen. 


20. Jude und Sittlichkeit. 


Das eheliche Leben der Juden iſt im allgemeinen ein untade— 
liges. Jede jüdiſche Ehe wird allerdings von vorn herein als ein 
Geſchäft angeſehen, aber für ſeine Frau und Kinder ſorgt dann der 
Jude in muſterhafter Weiſe. So ſehr der Jude zu geſchlechtlichen 
Exeſſen neigt, achtet er die Jüdinnen doch viel zu hoch, um ſie der 
Schande preiszugeben, zur Befriedigung ſeiner Lüſte dienen die 
deutſchen Mädchen. Die beſtehende natürliche Abneigung derſelben 
gegen ihn weiß er in dem Maß zu beſeitigen, als ſeine ſoziale 
Ueberlegenheit wächſt. Was vermag das tugendhafteſte deutſche 
Mädchen, das in ſozialer Hinſicht vom Juden abhängig iſt, gegen 
die dauernden Verführungskünſte des raffinierten Wollüſtlings! 
Vor einigen Jahren lief durch die Zeitungen mit Angabe von Namen 
eine traurige Geſchichte, die in mancher Hinſicht tpiſch ift. Ein 

ädchen war in einem Putzwarengeſchäft angeſtellt und ſah ſich 
—— von ihrem jüdischen Brotherrn umworben, der abgewieſen 
wurde. 

Eines Tages ſteckte die Direktrice einige Reſter zu ſich und 
forderte das Mädchen auf, ſich auch einige davon zu Puppenkleidern 


für ihre Geſchwiſter mitzunehmen, da der Chef dazu nichts ſage. 


as arme Mädchen ging in die Falle. Am andern Tage ſchon rief 
ſie der Chef ins Komtoir und ſagte ihr, daß ſie in Gegenwart der 
Direktrice ihn beſtohlen habe und nun der Staatsanwaltſchaft über⸗ 
geben werden müſſe. Ein einziger Ausweg ſei vorhanden, nur ſie 
habe dieſen in Überlegung zu ziehen. Das Mädchen blieb ſtandhaft, 
und der Jude hat ſie wirklich dem Gericht übergeben und verurteilen 
laſſen. Ihre, der Angeklagten, Angaben galten vor Gericht nichts; 
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Me jüdiſche Chef nebſt ſeiner ſauberen jüdiſchen Direktrice waren 
Zeugen. 

Die Entſittlichung des deutſchen Volkes wächſt in geradem 
Verhältnis mit dem ſozialen Verderben. 

Wenn ein Volksſchullehrer ſeinen Blick auf die vor ihm ſitzende 
blühende Mädchenſchaar wirft und ſich dabei vergegenwärtigt, daß 
dieſe harmloſen Kinder mit ſo viel Mühe und Arbeit herangezogen 
werden, um zum Teil der jüdiſchen Wolluſt zu dienen, dann kann 
ſein Herz wohl von tiefem Jammer erfaßt werden. Wer meinen 
Ausführungen nicht glauben will, es aber mit der Erforſchung der 
Wahrheit ehrlich meint, den fordern wir auf, in der Zeit von elf 
bis zwei Uhr Nachts ein Wiener Café zu beſuchen, etwa das Café 
National, Friedrich- und Jägerſtraßen-Ecke. Wer mir dann noch 
Unrecht giebt, ſoll gewonnen haben. | 

Ich laſſe hier zunächſt einige Ausſprüche des Talmud 2c. 
folgen, die, wie ich im Prozeß Tietz⸗Zucker nachgewieſen habe, 
bezüglich des Eides, wo ihre Befolgung am meiſten geleugnet wird, 
unter den denkbar erſchwerendſten Umſtänden beobachtet werden, 
dann bringe ich einen Aufſatz aus dem Kulturkämpfer von Glagau 
(Berlin). 

Moſes fagi: Du ſollſt nicht begehren deines Nächſten Weib, 
und: Wer die Ehe bricht mit ſeines Nächſten Weibe, der iſt des 
Todes ſchuldig. Strafbar für den Juden iſt alſo nur der Ehebruch 
an des Nächſten, d. h. des Juden Weibe, das Weib des Nichtjuden 


iſt ausgenommen. 
(Tr. Sanh. f. 52, 2.) 


Rabbi Bechai, Levi ben Gerſon und Andere lehren, daß die 
Ehe des Nichtjuden in den Augen der Israeliten keine Gültigkeit 
habe, und daß der Jude keinen Ehebruch begehe, wenn er ein nicht⸗ 
jüdiſches Weib ſchände. 

Der Talmud 11115 (Tr. Joma f. 18, 2), daß einige ſeiner 
erſten Weiſen, Rabbi Rab und Nachmann, wenn ſie in eine fremde 
Stadt kamen, öffentlich ausrufen ließen, ob nicht ein Weib auf 
einige Tage ihre Frau ſein wolle. Ebenfalls im Talmud erklärt 
der Rabbi Elias, er wolle trotz des Verſöhnungstages viele Jung⸗ 
frauen ſchänden, da ja die Sünde draußen vor der Thür des 
Herzens geſchehe, das Innere der Seele von den Bosheiten der 

Menſchen unberührt bleibe. 
, (Tr. Soma f. 19, 2.) 

Ron Rabbi Eliefer wird erzählt, daß keine Dirne auf der 

Welt geweſen ſei, die er nicht gebraucht habe. 


Hiernach gebe ich Glagau das Wort. 
Man hat ſicherlich ſchon Vieles und Richtiges über die heikle 
und doch ſo wichtige Frage der Proſtitution geſchrieben, aber noch 


Wenige haben über Verhältniſſe geſprochen, welche dieſes Laſter 


gewiſſermaßen erzeugen und ſyſtematiſch nähren. Dr. Fr. W. Müller 
ſagt in ſeiner ſozial⸗mediziniſchen Studie über die Proſtitution. 


(1868, Seite 5): „Davon zu ſprechen, wodurch jo viele dieſer⸗ 
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Anglücklichen Weſen auf ihre Bahn getrieben wurden, wie wenig ſie 
verantwortlich gemacht werden können, wie große Schuld dagegen 
teils die geſamte Geſellſchaft, teils einzelne verworfene Subite 
derſelben trifft, daran denkt man gar nicht — und doch liegt gerade 
da das wirklich Laſterhafte, und ſollte man gerade da gegen dasſelbe 
ankämpfen.“ — Vielen iſt es unbekannt, daß in Berlin, wo die 


einen Schlupfwinkel bietet, ſondern eine förmliche Ausbildungsſchule 


dieſes Laſters iſt. Bei ein wenig Erfahrung und Kenntnis der 


Verhältniſſe des Berliner Konfektions⸗Geſchäfts, welches ja inbezug 


auf ſeine Leiſtungen einen weitgehenden Ruf hat, wird man mir 


beipflichten, wenn ich ſage: für die Sitten eines jungen Mädchens 
giebt es wohl kein größeres Verderben, als eine Stellung in der 


Konfektion. 


Wer kennt nicht ſchon dem Renommée nah die Konfektioneuſen 


von Berlin, jene Sorte auserwählter Freudenmädchen, denen der 


Stempel ihres Berufes ſchon durch die f warze, auffallende Kleidung 
aufgedrückt iſt? — Sie flattern auf den Hauptſtraßen umher bei 
jeder Lage und Nachtzeit; dutzendmal denſelben Weg machend, die 
Trottoirs hinauf und hinab, mit hüpfendem. Gang die mit allem 
Raffinement der Toilettenmittel gehobenen Formen des Körpers 
zeigend und ausbietend und Jedem, der ihnen für ihre Abſichten 


geeignet erſcheint, ein frivoles Lächeln zuwerfend. Wird ſie nicht 


jeder Fremde für Luſtdirnen halten, und darf er hinter dieſen Ge⸗ 


„ſchöpfen die Bedienteſten eines kaufmänniſchen Hauſes vermuten? 


vor der Eintragung in die Liſte der fentlien Dirnen. 
Iſt es nicht ſchon verwerflich, wenn ein 
Töchter der Freude in ſeinen Räumen duldet; iſt es nicht tief ver⸗ 
ächtlich, wenn ein Chef die unſittliche Lebensweiſe ſeiner Angeſtellten 


überſieht? Allein wie viel gemeine und niederträchtiger iſt es, 
wenn der Chef ſeine Ladenmädchen zur Unzucht geradezu anleitet 
und gewiſſermaßen ſelber den Kuppler macht?! Das aber iſt in 
vielen Berliner Confections⸗Geſchäften der Fall. 

Die Sittenloſigkeit, die Verderbtheit unter den An eſtellten 
weiblichen Geſchlechts, hauptſächlich in den jüdiſchen Häuſern der 


widerſteht.“ Wie große Schuld trägt die Konfektion an den demo- 
raliſierten Verhältniſſen der ärmeren Bevölkerungsklaſſen von Berlin! 
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da fragt weder Vater noch Mutter, aus welchen Mitteln die 
Tochter den Staat, die teuren Koſtüme bezahlt. Sie beſchönigen 
Anderen gegenüber dieſe Ausgaben mit der Stellung in dem 
„großen feinen Konfektions⸗Geſchäft“; wohl verſchweigend, daß ſie 
orten nur 20 Thaler monatlichen Gehalt bezieht, von denen die 
Eltern ihr 10—12 Thaler für Wohnung und Koſt abziehen. Sie 
ind froh, daß ihre Tochter „ſo gut placiert“ iſt, und wenn ſie auch 
elber noch ehrbar denken, ift das Mädchen bereits ſo verſchmitzt, 
ah es die eigentliche Quelle feiner Einnahmen ſorglich verſchweigt. 
50 gewinnt die geheime Proſtitution von Tag zu Tag mehr Feld 
und untergräbt Sitte und Scham. Man erſtaunt über die Unzahl 
ſo junger Mädchen, oft kaum 16 Jahre alt, welche ſich Abends, 
nach Schluß der Geſchäfte, an den belebteſten Orten, wie Unter den 
Linden, Friedrich-, Leipzigerſtraße und Paſſage herumtreiben, Jagd 
machend auf einen Herrn, dem fie ſich für ein Souper, ein Theater: 
billet oder für blankes Geld gern hingeben. 

In Paris, das mit Recht einen ſehr ſchlechten Ruf genießt, 
wo die öffentliche Proſtitution größer als in jeder andern Stadt 
der Welt iſt, wo dieſes Laſter faſt keine Grenzen mehr kennt und 
ſich offener und frecher, wie an jedem anderen Platze zeigt, ſindet 
man im Verhältnis lange nicht ſo viel dieſer blutjungen Weſen, 
welche im Geheimen der Proſtitution ergeben ſind. Es mögen wohl 
die Freiheit der Sitten und die zahlreichen Konkubinate dorten ein 
Hauptgrund für dieſe Erſcheinung ſein, denn man weiß, daß nach 
Aufhebung der Bordelle die Proſtitution an Ausdehnung gewonnen 
hat. Früher zeigte ſie ſich offen, jetzt bleibt ſie verſteckt, und dies 
iſt weit ſchlimmer! Gerade in dem Berliner Konfektions⸗Geſchäft 
— es giebt mindeſtens 250 Firmen, welche über 1000 Ladenmädchen 
halten — ſpielen ſich die ſchändlichſten Intriguen und ſchmutzigſten 
Geſchichten ab. Es gehört ſchon an und für ſich ein ziemlich Teil 
Schamloſigkeit dazu, daß ein junges Mädchen ſich dazu verſteht ihren 
Körper bald in dieſem, bald in jenem Kleidungsſtück den lüſternen 
Blicken der Beſchauer auszuſetzen, ſich bald hier, bald da von der 
Hand eines Mannes betaſten zu laſſen, was weit öfter geſchieht, als 
es notwendig iſt, und dieſes oder jenes unnatürliche Mittel zu ge⸗ 
brauchen, um die Formen des Körpers zu heben und zu verſchönern. 
Es folte diefe Zurſchauſtellung ſchon abſchreckend auf eine junge 
anſtändige Dame wirken, und ich glaube, daß man mit einer gut 
konſtruierten künſtlichen Figur auch den Zweck erreichen könnte. 
Das Intereſſe des Prinzipals aber will es, daß die Ware in mög⸗ 
lichſt vorteilhaftem Lichte gezeigt werde, und er verlangt, daß ſeine 
Ladenmädchen in den eleganteſten und modernſten Koſtümen erſcheinen, 
um neben dem lebendigen Modell als Muſterkarte für ſein Geſchäft 
zu dienen. Dabei denkt er nicht im geringſten daran, ſie dieſen 
Ausgaben entſprechend zu bezahlen. Das gewöhnliche Salair der 
Damen beträgt 50 bis 75 Mark monatlich. Dafür in Seide und 
Sammet gehen und ehrenhaft leben! 

Man wird vielleicht einwenden, daß dem Prinzipal nicht die 
Pflicht obliege, ſich um das Auskommen ſeiner Leute zu bekümmern, 
welche er nach Gutdünken oder vielmehr nach dem beſtehenden Ge— 


— 224 — 


gaben verlangt, die ihr Gehalt um vieles überſteigen. Er zwingt 
förmlich das junge Mädchen, auf irgend eine andere Weiſe das 


bietet und gern das doppelte zahlt, wenn ſich die junge Dame nicht 
ſcheut, ihm ihre Ehre zu verkaufen. Ganz offen bot ſolches in einem 
großen Berliner Confektionshaus der jüdiſche Inhaber einer anſtän⸗ 
digen jungen Dame an, die noch dazu verlobt war, wenn ſie ihm 
Abends in ihrer Wohnung einen Privatbeſuch geſtatten wolle. Da 


i 


ſind die Fremden, die einkaufen und ſich zugleich amüſieren wollen, 


hingewieſen werden, oder alte Bekantinnen finden, die ihnen jüngere 
Kolleginnen zuführen. „Berlin hat keine Bordelle mehr, aber es hat 
Confektionsgeſchäfte!“ hörte ich einen Herrn von auswärts ſehr be⸗ 

zeichnend ſagen. Muß in der Umgebung verdorbener Kollegen, die 
jede freie Minute dazu benutzen, frivole Scherze zu treiben, zotige 
Anekdoten und ſchmutzige Erlebniſſe zu erzählen, nicht das unſchul⸗ 
digſte Mädchen mit in den Pfuhl der Unſtttlichkeit gezogen werden? 


erzählt zu werden. Seit circa vierzehn Tagen hatte das betreffende 
Geſchäft das junge Mädchen engagiert, welches in einem anſtändigen 
und geſchmackvollen ſchwarzen Kleide erſchienen war, als der Prinzipal 
ihr vor dem ganzen Perſonal bemerkte, daß ſie ſich noch vorteilhafter 
kleiden müſſe, um ſeinen Mänteln ein beſſeres Anſehen zu geben. 
Obgleich ſie noch kein Salär erhalten hatte und ohne Mittel war, 
erwiderte ſie dem Chef, daß ſie ſich ein neues Kleid beſtellen werde. 
Indeß ſchon wenige Tage ſpäter ſchrie ſie der Jude in ſo roher 
Weiſe an, daß ſie immer noch daſſelbe Kleid trage, daß er ſie nicht 
gebrauchen könne, wenn ſie nicht morgen beſſer gekleidet käme, jo 
daß das Mädchen tiefgekränkt den Laden verließ, um in einem ab- 


abgelaufenen Monat, ohne ſie für die abgemachte vierzehntägige 
Kündigungsfriſt zu entſchädigen. Eine briefliche Mahnung von ihr 
blieb unbeantwortet, und als ſie verſuchte, den Chef perſönlich zu 
ſprechen, drohte er ihr, ſie hinauswerfen zu laſſen, wenn ſie das 
omptoir noch einmal betreten würde. Da ſie zu arm und uner⸗ 
fahren war, um einen Prozeß zu führen, gab ſie ſich zufrieden. 

In einem anderen Konfektions⸗Geſchäft geniert fih der 
jüdiſche Inhaber der Firma nicht, in unbemerkten Augenblicken 
ſeinen Damen verliebte und zweideutige Blicke zuzuwerfen und auf 
unanſtändige Art ihnen nahe zu kommen. Man erzählt ſich ſogar, 
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daß er ein junges Mädchen in ſeinem Bureau zu unzüchtigen 
Handlungen verleiten wollte, nachdem er das anweſende Perſonal 
Unter einem Vorwande weggeſchickt hatte. Eine andere Dame iſt 
dort ausgetreten, weil er Anſtalten machte, ſie auf ähnliche Weiſe 
zu beläſtigen. Dieſer Don Juan iſt ein älterer, verheirateter Mann, 
und ſchämt ſich nicht, ſolche Scenen in ſeinem eigenen großen 
Geſchäft aufzuführen. — Der Chef eines anderen Hauſes gleicher 
Branche, natürlich wieder ein Jude, antwortete einer jungen Dame, 
welche ſich für einen vacanten Platz vorſtellte, auf ihr Bemerken, 
daß 15 Thaler Gehalt monatlich doch wohl zu wenig ſei, mit 
bedeutungsvollem Lächeln: „Dafür gebe ich meine Damen auch ſchon 
um 6 Uhr frei!“ — Jene erwiderte ihm, daß er ein anſtändiges 
Mädchen vor ſich habe, und verließ das Lokal. | 

Man verachtet den Wucherer, der die Not, die Armut ſeiner 
Mitmenſchen ausbeutet; aber gewiß noch mehr Verachtung gebührt 
dem Manne, der ſeine Leute auf die Bahn der Unehre, der 
Proſtitution hinweiſt, um ſich billige Arbeitskräfte zu verſchaffen. 
Giebt es nicht ſchon genug dieſer armen Töchter der Freude, die 
oft der Hunger treibt, ihren Körper feil zu bieten? Die Phantaſie 
‚eines jungen Mädchens iſt reich, der ſinnliche Trieb ſtark, das 
Fleiſch aber ſchwach, und ſo unterliegt ſie alsbald der Verſuchung, 
der raffinierten Verführung. Der Genuß, der Taumel des 
Vergnügens, in dem vielleicht zwei, drei Jahre verfloſſen 
ſind, iſt raſch vorüber, der Geiſt ſtumpf, willenlos, blickt nicht in 
die Zukunft, ſondern zahlt mechaniſch der Natur den Tribut. 
Das gefallene Mädchen rafft ſich nicht auf, hält die ein⸗ 
geſchlagene Bahn für Fügung des Schickſals, betrachtet ſie als ein 
Geſchäft, einen Erwerb, der ihr bald nicht ſchlechter, als jeder andere 
dünkt. Fragt man dieſe verlorenen Geſchöpfe hier in Berlin, was 
ſie früher geweſen ſind, ſo erhält man nur zu oft die Antwort: 
Konfektioneuſe. Die Fälle, daß ein junges Mädchen feſten Charak— 
ters und ſo ſtandhaft iſt, den fortwährend an ſie herantretenden 
Verſuchungen zu widerſtehen, die lüſternen Anträge des Prinzipals, 
des Perſonals und der im Geſchäft verkehreuden Herren beharrlich 
zurückweiſt, ſind ſelten, und ich glaube, daß Wenige handeln, wie 
eine junge Dame, die eine ſehr unangenehme Erfahrung in dem 
Jüdiſchen Konfektions⸗Hauſe von N. N. machen mußte. Kaum zwer 
Wochen war ſie dort engagiert, als ſie wegen eines kleinen Uebels 
zu Hauſe blieb, und durch eine Poſtkarte ihre Abweſenheit ent⸗ 
ſchuldigte. Wie erſtaunt war das junge Mädchen, welche bei ihren 
Eltern in ſehr ärmlichen Verhältniſſen lebte, als ſie eines Tages 
der eine Inhaber der Firma, ein älterer, verheirateter Mann bes 
ſuchte, um, wie er vorgab, ſich nach ihrem Befinden zu erkundigen. 
Erfreut über die große Fürſorge ihres Chefs und in großer Ver- 
legenheit, ihn nicht beſſer empfangen zu können, dankte ſie ihm für 
die Ehre, die er ihr erzeige. Als die Mutter indeß für einen 
Augenblick das Zimmer verließ, ſah die junge Dame ihren bisher 
ſo ernſten Prinzipal plötzlich in glühende Aufregung verſetzt; er 
erklärte ihr, daß er ſie ſehr liebgewonnen habe, bedauerte, ſie in ſo 
zſchlechten Verhältniſſen zu ſehen, und nachdem er mit einer frechen 
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Handbewegung verſucht hatte, ſie um die Taille zu faſſen, bot er- 
ihr mit fliegenden Worten und verliebten Blicken an, ſie gern 
unterſtützen zu wollen. Empört wich das Mädchen feinen frivoler: 
Angriffen aus und bemerkte ihm, daß ſie für eine in dieſer Weiſe 
angebotenen Unterſtützung entſchieden danken müſſe. Nachdem der 
Jude das Zimmer verlaſſen, teilte ſie den Vorfall ihrer Mutter 
mit, und ein Bekannter derſelben verſäumte nicht, den Chef aufzu⸗ 
ſuchen und ihn über ſeine Handlungsweiſe zur Rede zu ſtellen. 
Gleichzeitig teilte er ihm mit, daß die junge Dame ſein Geſchäft 
nicht mehr betreten werde. Welche Schändlichkeit, auf die Armut 
eines jungen Mädchens zu ſpekulieren, um ſie zur Befriedigung der- 
Wolluſt zu gewinnen. Es iſt das Damen⸗Garderoben⸗Geſchäft nicht 
das einzige, welches Proſtituierte beherbergt; leider find diefe ſchon 
zu innig verkettet mit der Geſellſchaft, um nicht in der Verkleidung 
jedes anderen Erwerbes aufzutauchen, ſei es als Verkäuferinnen, Mo— 
diſtinnen, Arbeiterinnen 2. Doch in jedem anderen Geſchäft verheimlicht 
und verbirgt das gefallene Mädchen noch ihr Laſter aus Scham. 
vor den anſtändigen Genoſſinnen, aus Furcht, ihre Stellung und 
Beſchäftigung zu verlieren, nur in der Konfektion braucht ſie der 
Regel nach nicht ängſtlich und zurückhaltend zu ſein, ſondern ſtatt 
der Schmach erntet ſie hier häufig Triumphe, und ſtatt der Ent⸗ 
aljung werden ihr Gehaltsaufbeſſerungen und anſehnliche Geſchenke 
zu teil. Nicht einmal der Schein des Auſtandes wird da gewahrt: 
noch nicht zehn Schritte vom Geſchäftslokal entfernt laſſen ſich die 
„jungen Damen“ von jedem beliebigen Herrn anreden, der nicht 
mehr Zeit und Worte braucht, ſie kirre zu machen, als bei jeder 
Dirne. Wahrlich, es iſt beſchämend, daß ſolche Pilze auf dem. 


Boden des kaufmänniſchen Geſchäfts wuchern dürfen; man ſollte 


das Unkraut ausrotten, ſtatt es zu pflanzen und groß zu ziehen! 

Ich habe dieſe Frage angeregt in der Hoffnung, daß ſie 
Intereſſe und Berückſichtigung in weitern Kreiſen finden, und daß 
das von mir entworfene Bild der Berliner Konfektionsgeſchäfte 
Eltern und jungen Mädchen zur Warnung dienen möge.“ 

Hoch intereſſant iſt in dieſem Aufſatz folgende Stelle: Der 
Chef eines andern Hauſes gleicher Branche, natürlich wieder ein 
Jude, antwortete einer jungen Dame, welche ſich für einen vakanten 
Platz vorſtellte, auf ihr Bemerken, daß 15 Thaler Gehalt monatlich 
doch wohl zu wenig ſei, mit bedeutungsvollem Lächeln: „Dafür 
gebe ich meine Damen auch ſchon um 6 Uhr frei!“ Jene erwiderte 
ihm, daß er ein anſtändiges Mädchen vor ſich habe, und verließ das 
Lokal! Der Artikel von Glagau iſt vor Jahren geſchrieben, aber 
dieſe Dame habe ich vor 14 Tagen kennen gelernt. Ich kann Ihnen, 
Herr Glagau darüber Genaues ſagen. Die Antwork erhielt ſie im 
Geſchäft von B. L., war dann lange ohne Stellung und fand ſchließ⸗ 
lich Unterkommen in einem der größten Geſchäfte am Haus⸗ 
voigteiplatz. 

Dort hat ſie mit dem jüdiſchen Chef zwei uneheliche Kinder 
erzeugt, welche jetzt von den Brüdern des Mädchens erhalten werden, 
die aber ebenfalls in jüdiſchen Geſchäften angeſtellt ſind. Weil be⸗ 
fürchtet wird, daß letztere bei voller Namensnennung ihre Stellen. 
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verlieren, gebe ich die Namen vorläufig nicht. Privatim bin ich 
dazu bereit. Alſo ein als tugendhaft öffentlich geprieſenes Mädchen 
fällt der jüdiſchen Lüſternheit ſchließlich doch zum Opfer, und wie! 
Der Chef hat bereits erwachſene Kinder. Rechnet man hinzu, daß 
jene entſetzliche Krankheit, die unſer Volk lediglich den Juden verdankt, 
noch heute unter ihnen ſehr weit verbreitet iſt, ſo wird man das 
Verderben ermeſſen können, das durch die jüdiſche Sittlichkeit im 
deutſchen Volke angerichtet wird. 

| Hally, mein Einziges! fagte der Waffenſchmied Teuthold, als 
ihm feine Tochter geſchändet worden war, die er ſofort tötete, obwohl 
ſie unſchuldig war. Die Schändung eines Mädchens war den alten 


Deutſchen das ſchwerſte Verbrechen, nur Blut konnte ſühnen. Hallys ~ 


Schändung giebt in der Hermannsſchlacht von Kleiſt das Signal 
zum Aufſtande aller deutſchen Stämme. 

Hally, mein Einziges! mag auch heute noch mancher Vater 
ſeufzen, aber das deutſche Volk ſteht nicht mehr auf. Man lächelt 
wohl, man macht einen Scherz, wenn man von Lewin oder Lands⸗ 
berger erzählt, daß er wieder ein ehrliches Mädchen der Schande 
überliefert, oder einem jungen Mädchen die Ehre abgeſchnitten habe. 
Beiſtand finden ſolche armen Geſchöpfe nicht, es müßte denn ſein, 
daß ein Mädchen ſelbſt den Mut fände, ſo einen rohen aber feigen 
Ehrabſchneider eigenhändig für die ihr angethane Beleidigung zu 
züchtigen. Lilly Lehmann bewies Herrn Davidſohn mit der Peiiſche, 
daß es doch züweilen Mädchen giebt, die ihre Ehre gegen Juden 
zu verteidigen wiſſen. 

Gar viele deutſchen Männer ſind heute in der Lage, mit dem 
fürlieb nehmen zu müſſen, was ihnen der Jude allenfalls noch 
übrig gelaſſen hat. 

Himmel und Hölle! Hally, mein Einziges! Leſet die Hermanns⸗ 
ſchlacht von Kleiſt. Was waren unſere Vorfahren doch für Männer. 
Ob ſie auf uns trotz unſerer Kultur wohl ſtolz ſein würden? 

Daß jüdiſche Fabrikanten und Großhändler es als ſelbſt⸗ 
verſtändlich anſehen, wenn die von ihnen beſchäftigten jungen 
Mädchen ihren Körper preisgeben, um überhaupt zu einem Ein⸗ 
kommen zu gelangen, welches ihre notwendigſten Bedürfniſe befriedigt, 
beweiſen die Außerungen derſelben, welche mehrfach bekannt geworden 
ſind. Durch Beugen gerichtlich feſtgeſtellt ift z. B. die Außerung 
des Herrn Roſenthal einem Meiſter gegenüber, der ſich beklagte, 
daß bei den niedrigen Preiſen er die Mäntelnäherinnen mit Hunger⸗ 
löhnen abſpeiſen müſſe. Herr Roſenthal ſagte: Laſſen Sie die 
Mädchen auf den Strich gehen, aber ſchaffen Sie billige Mäntel! 
Herr Roſenthal war der Comp. Paul Singers, des jüdiſchen Führers 
der Sozialdemokraten. . 

Solange ein Mädchen dem Juden zur Befriedigung ſeiner 
Sinnesluſt dient, wird ſie von ihm erhalten und ſogar mit Geſchenken 
überſchüttet, iſt er ihrer aber überdrüſſig, ſo hat ſie auf irgend 
welche Rückſichtnahme nicht mehr zu rechnen. 

Mir iſt eine Broſchüre in die Hände gefallen mit dem Titel: 
Ein dunkler Punkt im Leben des Geheimen Kommerzienrates 
von Bleichröder zu Berlin. In derſelben erzählt der Verfaſſer, 
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Bürgermeiſter a. D. W. Laſer, daß Herr von Bleichröder eine ver— 
heiratete Freundin, Frau Croner, gehabt habe, welcher er bei 
Abbruch ihrer Verhältniſſe ein Dokument übergeben habe, in 
welchem er ſich zu beſtimmten Leiſtungen verpflichtete. Monatlich 
ſollte ſie 90 Mark, an jedem hohen Feſttage außerdem 75 Mark 
erhalten. Für ihre Kinder ſollte geſorgt werden. Dieſes Dokument 
ſoll ſpäter unter Umſtänden, die zwar eingehend geſchildert ſind, die 
ich aber nicht glauben darf, wenn ich die Verhältniſſe meines 
Vaterlandes nicht als abſolut verlorene anſehen will, entwendet 
worden ſein. Herr von Bleichröder hat dann ſpäter folgenden Eid 
geſchworen: 


„Ich pp. ſchwöre zu Gott dem Allmächtigen und 
Allwiſſenden, die Thatſache iſt nicht wahr, daß ich eine 
Urkunde des 1 daß ich der Klägerin für Geheim⸗ 
haltung ihres behaupteten Verhältniſſes zu mir vor meiner 
Ehefrau lebenslänglich in monatlichen Raten 30 Thaler 
und an jedem der vier jüdiſchen Hauptfeiertage 25 Thaler 
ſowie eine Abfindungsſumme für ihre Kinder zu zahlen 
verſprochen habe, ſo wahr mir Gott helfe. 


Dieſen Schein hatten aber verſchiedentliche Perſonen geſehen, 
und es wurde gegen Herrn von Bleichröder wegen Meineides demm- 
ziert. Nachdem die Unterſuchung eingeleitet, ſoll Frau Croner, nad- 
dem fie 48 000 Mark, dann noch 70 000 Mark erhalten hatte, einen 
Schein unterſchrieben haben in welchem ſie erklärte, 


„daß ſie ſich mit dem Dokument geirrt habe.“ 


Dieſe Erklärung gab Frau Croner ab beim Rechtsanwalt 
Modler in Berlin in Gegenwart des Generalbevollmächtigten des 
pou von Bleichröder, Oberbürgermeiſter a. D. Weber und des 

eſtaurateurs Collin, wobei an die Frau Croner von Herrn von 
Bleichröder 70 000 Mark gezahlt wurden, wovon allerdings 21 000 
Mark an den Reſtaurateur Collin für angeblich verauslagte Gerichts— 
koſten ſofort weiter gegeben wurden. Frau Croner wanderte dann 
ſofort nach England aus, wo ſie ſich noch jetzt befindet. Dies war 
im Jahre 1884. Vorher, als ihr das Dokument entwendet worden 
war, und man von Zeugen noch nichts wußte, war die Frau Croner 
durch den Kriminal⸗ ommiſſarius Grafen von Schwerin hier, Zions— 
kirchplatz 1, wider ihren Willen nach Kopenhagen ſpediert worden, 
von wo ſie allerdings wiedergekommen iſt. Nach London iſt ſie 
ſpäter aber freiwillig gegangen. Selbſt Se. Exellenz der Herr Juſtiz⸗ 
Miniſter von Friedberg ſoll dieſe Frau perſönlich empfangen und 
dabei zum Guten geredet haben. Später ſollen die Herren Graf 
von Schwerin und Bürgermeiſter a. D. Laſer den Verſuch gemacht 
haben, Herrn von Bleichröder mit Veröffentlichung dieſer Thatſachen 
zu drohen, möglicherweiſe, um ſich einen perſönlichen Nutzen dadurch 
zu verſchafien, was ich allerdings verwerflich finden würde. 

Aus der ſich hieraus entſpinnenden Korreſpondenz hebe ich 
folgenden Brief hervor. | 
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Herrn Bürgermeiſter a. D. Laſer 
3 ter 
Müller⸗Straße 14. 


Sicherlich Ihren Abſichten entſprechend, habe ich von Ihrem 
heutigen Briefe und unſerer geſamten Korreſpondenz Herrn 
Geheimrat von Bleichröder Kenntnis gegeben. 

Derſelbe iſt der Anſicht — worin ich vollkommen mit ihm 
übereinſtimme — daß ihm mit der Broſchüre nicht gerade An⸗ 
nehmlichkeiten bereitet werden ſollen, daß Sie aber auch bereit 
ſein würden, einen Loskauf von den drohenden Unbequemlichkeiten 
ſelbſt zu bewirken rejp. zu vermitteln. 

Herr von Bleichröder hat genug von Beleidigungen und 
Verleumdungen, und da in der von Ihnen angekündigten Bro⸗ 
ſchüre es ſich doch nur um dergleichen handeln kann, weicht er der 
Drohung und erklärt ſich bereit, einen angemeſſenen Preis unter 
der Bedingung zu zahlen, daß die Broſchüre mir ausgehändigt 
wird, und Sie ſich verpflichten und die Verpflichtung Ihres Voll⸗ 
machtgebers beibringen, Herrn von Bleichröder künftig in keiner 
Weiſe aus der Cronerſchen Sache mehr anzugreifen oder Mate⸗ 
rialien zu einem ſolchen Angriff an andere zu gewähren. 

Ich bin beauftragt, Ihre Forderungen entgegenzunehmen, 
über den Preis mit Ihnen zu verhandeln und den Preis feſtzu⸗ 
ſtellen und auszuzahlen. 


Ergebenſt 
gez. Weber. 


Später ſcheinen die Herren Bürgermeiſter a. D. Laſer und Graf 
von Schwerin große Fehler gemacht zu haben, denn ſie wurden 
wegen Erpreſſung unter Anklage geſtellt. 


Die Anklage beginnt mit folgenden Worten. 


„Der Herr Kommerzienrat von Bleichröder hatte in einem 
Prozeſſe einer Frau Croner gegen ihn einen ihm zugeſchobenen 
Eid geleiſtet und ſich wegen deſſelben in Unterſuchung wegen 
Meineides befunden. Die Unterſuchung iſt gegen ihn ein⸗ 
geſtellt, und iſt Seitens des von Bleichröder an ſeine Prozeß⸗ 
gegnerin eine Abfindungsſumme gezahlt worden.“ 

In dem Verhandlungstermine wurde auch anerkannt, daß 
wenn Herr von Schwerin behauptet, die Falſchheit des von Herrn 
von Bleichröder geleiſteten Eides ſei durch die Ermittelungsacte 
nachgewieſen, dies hier für den vorliegenden Fall ohne Bedeutung jet, 

Ich gebe gern zu, daß dies der Fall war, und wenn die 
beiden Herren Ungeſetzliches begangen haben, ſo mußten ſie dafür 
beſtraft werden. f i 

Aber über der Bleichröderſchen Meineidsſache herrſcht ge- 
heimnisvolles Dunkel. Weil in dieſem Prozeß die höchſten Staats⸗ 
beamten genannt worden ſind, v. Friedberg, v. Madai, darum ijt 
e die höchſte Aufgabe des Staates, in dieſe Finſternis Licht zu 

ringen. 
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leute, fowie der Herr von Schwerin, müſſen zu eidlichen Ausſagen 
7 Mi werden, auch wenn ſie ſich am Ende der Welt befinden 
ollten. 

Durch einen wertloſen Zettel der Frau Groner, nach Aus- 
zahlung von 70000 Mark, kann dieſer brennende Fall noch nicht 
beendigt ſein. | 

All den tauſenden von armen Menſchen, die in ihrer Not 
das Geſetz übertreten haben und jetzt ihre wohlverdiente Strafe in 
den Gefängniſſen abbüßen, iſt es der Staat ſchuldig, an die Auf⸗ 
klärung dieſer Sache Alles zu ſetzen. 

Was möchte wohl geſchehen ſein, wenn von Herrn Hofprediger 
Stöcker oder Herrn Dr. Böckel ähnliches erzählt worden wäre?! 
Was möchte aber erſt geſchehen ſein, wenn der abſolute König 
Friedrich Wilhelm J. von dieſem Fall gehört hätte?! Sicherlich 
würde das Schickſal des hohen Staatsbeamten in Königsberg, von 
dem ich oben erzählte, verſchiedene Perſonen bedroht haben. Natür⸗ 
lich war damals der Wille des Königs noch einziges Geſetz. 

Die Broſchüre: „Ein dunkler Punkt im Leben des Herrn von 
Bleichröder“ iſt im Buchhandel zu haben, alſo nicht konfisziert. | 

Die geradezu ungeuerliche Behauptung, daß Herr von Madai 
im Auftrage des Herrn von Bleichröder bei Frau Croner eine Haus⸗ 
ſuchung lediglich nach dem bewußten Schein veranſtalten, d. h. einen 
amtlichen Diebſtahl habe vollführen laſſen, daß ſpäter der Juſtizminiſter 
die Hauptzeugin beeinflußt, und daß die Unterſuchung wegen Mein⸗ 
eides auf den ganz wertloſen Zettel der Croner hin niedergeſchlagen 
ſei, bedarf der Unterſuchung. 

Sind die Behauptungen unwahr, ſo treffe die härteſte Strafe 
dieſe Urheber der entſetzlichſten Verleumdung, die jemals im Staate 
der Hohenzollern ausgeſprochen iſt. Sind ſie wahr, ſo kann nur 
ründliche Beſtrafung aller Beteiligten die ſonſt unrettbar verfallene 

hre des Vaterlandes herſtellen. Mit Totſchweigen oder Hinweis 
auf die Beſtrafung der Urheber wegen Erpreſſung iſt nicht geholfen. 

tub da nicht Jedermann auf die Vermutung kommen, daß die 
Juſtiz im Intereſſe der Juden zu einer gemeinen Metze degradiert 
iſt, und die höchſten Staatsbeamten, Miniſter, Polizeipräſident, Staaie- 
anwalt, zu Kupplern dieſer Metze herabgeſunken ſind? 


— — 


21. Der Jude als Patriot und Soldat! 


Es iſt einfach lächerlich, von jüdiſchem Patriotismus in land⸗ 
läufigem Sinne zu reden. Der Jude liebt nur ſich und ſein eigenes 
Volk. Sonſt macht er in batriotismus, ſobald er einträglich iſt. 
In allen Kriegen haben ſich die jüdiſchen Bewohner eines Landes 
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Dem eindringenden Feind als Spione angeboten, und für gutes 
Geld auch gute Dienfte eleiſtet. Wehe dem Lande, das auf den 
Patriotismus ſeiner jüdi chen Bürger in Zeiten der Not angewieſen 
wäre! Bei Beginn des Feldzugs 1870 ſchloſſen die jüdiſchen 
Millionäre ihre Börſen zu. Die kleinen deutſchen Kapitaliſten 
zeichneten die erſte Anleihe. Nach den erſten Siegen freilich waren 
Fe freundlichſt zur Hand. Sollte es in den Kriegen der Zukunft 
anders ſein, und ſollte der Staat ſich nicht ſehr ſchwer dadurch 
ſchädigen, daß er die kleinen Kapitaliſten ſchutzlos dem Judentum 
preisgegeben hat? Nicht lange vor dem Kriege 1806 hatte ein 
Jude Davidſohn die Konzeſſion zu einer Zeitung erhalten und ver⸗ 
ſprochen, dieſelbe in patriotiſchem Sinne zu leiten. Nach der 
Niederlage von Jena ſchweifwedelte er vor Napoleon I. und fiel 
die Königin Louiſe mit den ſchandbarſten Schmähungen an. Soldat 
brauchen ihres Körpers wegen nur wenige zu werden. und dieſe 
Wenigen wiſſen ſich auch im entſcheidenden Moment noch meiſtens 
zu drücken. Wie viele Juden mögen im letzten Feldzuge gefallen 
jein® So oft man von ſtrafwürdigen Verſuchen hört, junge Leute 
ihrer Militärpflicht zu entziehen, ſind dabei hauptſächlich Juden. Bei 
den 69 in Frankfurt Angeklagten war meines Wiſſens kein einziger 
Deutſcher. Viel ſchlimmer iſt dies noch in Oſterreich und am aller⸗ 
ſchlimmſten in Rußland. Die Nihiliſten in Rußland ſind vor- 
nehmlich Juden, ebenſo die Geldgeber für die Sozialdemokratie in 
Deutſchland. Was der in Frankreich lebende Jude als Patriot 
bedeutet, hat uns Drumont gezeigt. Hetzen die Juden hüben und 
drüben zum Kriege, ſo geſchieht es aus Geſchäftsintereſſen, und weil 
die Völker dann nicht Zeit haben, ſich darauf zu beſinnen, wie ſie 
ſich ihrer Plagegeiſter zu entledigen haben. Welch' patriotiſcher 
Sinn in dem Judentum wohnt, konnte man unter anderen auch 
ſehen, als ſich der preußiſche Reſerve-Lieutenant von Bleichröder 
nach dem Nobilingſchen Attentat vor dem Palais des Kaiſers 
Wilhelm einfand, mit zwei öffentlichen Frauenzimmern am Arm, 
öffentlich zotenreißend. Er wurde — aus dem Offizierſtande 
ausgeſtoßen. Doch genug hiervon. Hierüber muß ein eigenes Buch 
geſchrieben werden. 


22. Der Jude in Oſterreich, Polen, Frankreich, 
Rußland, England 2c. 


Über dieſes Kapitel hatte ich eine Menge von Material 
zuſammengetragen. Da aber das Buch ohnehin viel ausgedehnter 
wird, als beabſichtigt war, und da mir neuerdings bekannt geworden 
iſt, daß Eduard Drumont dieſes Kapitel ausführlich bearbeitet, ſo 
will ich in dieſem Buch darauf nicht eingehen. i 

Wer darüber ſchon jetzt genaueres leſen möchte, den verweiſe 
ach auf folgende Schriften: 
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1. Judemum und Deutſchtum in der Oſtmark, von Georg 
von Schönerer, Verlag des Reichsherold, Marburg in 

Heſſen. 

2. Der Schatten der Ziviliſation oder das Judentum in 
Böhmen. Verlag des Reichsherold, Marburg in Heſſen. 

3. Der galiziſche Menſchenhandel vor Gericht. Wien. Selbſt⸗ 
verlag des Deutſchen Volksblatts. 

4. Eſther, die ſemitiſche Unmoral, von Radenhauſen. Leipzig. 
bei Thiele. | 

5. Drumont, Das verjudete Frankreich. Berlin bei Deubner. 


6. Illa von der Recknitz, von Kapitain Carl Jentzen, Merſeburg.. 
T. Iſtreich, ein Juwel in jüdiſcher Faſſung. 

und viele andere Schriften, die alle, wie auch die obigen bei 
ritſche in Leipzig zu erfragen und zu beziehen ſind, ebenſo im: 
Berlin bei Georg Höpfner, Markgrafenſtraße. 


Die Unmaſſe des zuſammengetragenen Materials kann ich zu 
meinem Leidweſen nicht verwerten, da der beabſichtigte Umfang deg 
Buches ſchon weit überſchritten iſt, aber einige beſonders wichtige 


euch von bemeldeten Juden das vorgegebene Privilegium vorzeigen 
zu laſſen, copiam davon zu nehmen und ſolche einzuſchicken. Wir⸗ 
können nicht glauben, daß wir ihnen dergleichen ertheilet, und wenn 
es gleich geſchehen wäre. ſo müßte es doch für erſchlichen et pro: 


„Wir befehlen, „daß die ſchlechten und geringen Yuden: 
in den kleinen Städten, ſonderlich in denen, jo mitten im Lande: 
liegen, woſelbſt ſolche Juden ganz unnötig und vielmehr ſchädlich; 


235 — 


nd, bei aller Gelegenheit und nach aller Möglichkeit daraus weg⸗ 
eſchaffet werden.“ — „Was wegen ihres Handels iſt, behalten fie. 
(ber daß fie ganze Völkerſchaften zu Breslau anbringen und ein. 
anges Jerufalem daraus machen wollen, das kann nicht ſeynd.“ 
— Und im Judenreglement von 1750 heißt es: „Der höchſte erlaubte 
zinsfuß it 12 pCt. Ländliche Güter ... wird denen Juden zu. 
rkauffen und zu beſitzen überall nicht geſtattet. Kein Jude darf auf 
jem platten Lande wohnen.“ 
Friedrich II. 


„Warum dieſe Leute toleriren, die dem Lande noch dazu 
ſchädlich find, die nichts arbeiten, nur vom Betrug leben?“ 
Joſeph II., Kaiſer von Oeſterreich. 


* 
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„Die Geſetzgebung muß überall einſchreiten, wo der allgemeine 
Wohlſtand in Frage geſtellt wird. Die Regierung kann nicht mit 
Gleichgültigkeit zuſehen, wie ſich eine verächtliche Nation (die Juden) 
zweier Departements (Elſaß und Lothringen) von Frankreich be⸗ 
mächtigt. Die Juden müſſen als ein beſonderes Volk, nicht als 
eine religiöſe Sekte behandelt werden. Es iſt zu demütigend für 
das franzöſiſche Volk, in die Gewalt des niedrigſten aller übrigen 
Völker zu gerathen. Schon ſind ganze Dörfer ihrer Beſitzungen 
beraubt worden. Die Juden ſind die Raubritter der Neuzeit, — — 
Rabenſchwärme. Man pe fie ſtaatsrechtlich behandeln, nicht 
zivilrechtlich. Es ware ge ährlich, die Schlüſſel Frankreichs in die 
Hände ſolcher Menſchen, die keine Vaterlandsliebe fühlen, fallen zu 
laſſen. Vielleicht wird es zweckmäßig ſein, durch Geſetz zu beſtimmen, 
daß am Rheine nicht mehr als 50,000 Juden leben dürfen; die 
übrigen wären ins Innere Frankreichs zu verweiſen. Man könnte 
ihnen auch den Handel verbieten, da ſie ihn durch ihren Wucher 
entehren. Die Juden sone Schon zu Moſis Zeiten Wucher 
getrieben und andere Völker unterdrückt, während die Chriften nur. 
ausnahmsweiſe Wucherer ſind und in ſolchem Falle der Verachtung 
anheimfallen. Mit philoſophiſchen Lehren wird man die Juden 
nicht anders machen, da ſind ſchlichte Geſetze, Ausnahmegeſetze von 
Nöten. Man muß den Juden das Handeln verbieten, da ſie Mis⸗ 
brauch damit treiben, wie man einem Goldarbeiter das Handwerk 
legt, wenn er falſches Gold macht. Ich bemerke noch einmal: was. 
die Juden Böſes verüben, fällt nicht den Einzelnen zur Laſt, ſondern 

dem ganzen Grundcharakter dieſes Volkes.“ 
| Napoleon J. 


= * 
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Der Jude iſt nicht ein Teutſcher, ſondern ein Täuſcher; nicht. 


ein Welſcher, ſondern ein Fälſcher; nicht ein Bürger, ſondern ein. 
Würger. 
Luther. 


ia 
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Zum ſiebenten, daß mon den jungen, ſtarken Jüden und 
Jüdin in die Hand gebe Flegel, Axt, Karſt, Spaten, Rocken, Spindel 
und laſſe ſie ihr Brot verdienen im Schweiß der Naſen, wie Adams 
Kindern aufgelegt iſt. Euer 

Luther. 


12 Fa 
2 se 
= 


Dazu figen die Fürſten und Oberkeit, ſchnarchen und haben 
das Maul offen, laſſen die Jüden aus ihrem offenen Beutel und 
-Kaften nehmen, ſtelen und rauben, was ſie wollen, das iſt: ſie laſſen 
ſich ſelbſt und ihre Untertanen durch der Juden Wucher ſchinden und 
ausſaugen und mit ihrem eigenen Gelde ſich zu * machen. 
Luther. 

„Ich rate nicht dazu, die Judenezu töten, ſondern ſie auf eine 
ihrer Schlechtigkeit entſprechende Art zu ſtrafen. Was iſt gerechter, 
als daß man ihnen wieder nimmt, was fie auf betrügeriſche Weiſe 


entziehen, durch das was ſie insgeheim von den Dieben erkaufen, 
indem ſie ſo die koſtbarſten Dinge für den geringſten Preis ſich zu 
verſchaffen wiſſen.“ 

Peter de Clügny (1146). 


sk 


Zu der Furcht und dem Widerwillen, welche man in Egypten 
von jeher gegen ſie (die Juden) gehegt, geſellte fih noch der Efel 
und eine tiefe, zurückſtoßende Verachtung. — — — 


| Wie ſollte aus einer fo verwahrloſten Menſchenraſſe ein freier 
N ein erleuchteter Kopf, ein Held oder ein Staatsmann hervor- 


gehen? 
. | Schiller. 

Bei den Juden iſt alles Menſchliche abſcheulich; ſie haßten 
ſtets alle Völker auf Erden, wurden aber auch von allen anderen 
ſtets gehaßt. i 

Voltaire: (In feinem Werke über Sitten und Geiſt der Völker). 


"i 


Die Taufe fann wohl die Erbſünde abwaſchen, aber nicht 
Juden zu Preußen machen. 

A. Reichensperger a 
(am 6. März 1856 im preuß. Abgeordnetenhauſe). 
die * 
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Die Soziale Frage ift zumeiſt Judenfrage. 
Ai Otto Glagau. 


Der Jude iſt der plaſtiſche Dämon des Verfalles der Menſchh eit. 
Richard Wagner. 


* | * 


Menſchenrechte folen fie haben, obgleich ſie uns dieſelben 
icht zugeſtehen. Aber ihnen Bürgerrechte zu geben, dazu ſehe ich kein 
Rittel als das: in einer Nacht ihnen alle die Köpfe abzuſchneiden 
nd andere aufzuſetzen, in denen auch nicht eine einzige jüdiſche 
dee ſteckt. Um uns vor ihnen zu ſchützen, dazu ſehe ich wieder 
ein anderes Mittel, als ihnen ihr gelobtes Land zu erobern und 
e alle dahin zu ſchicken. 

Fichte (Urteile über die franz. Revol.). 1815. 


Bis in die Kreiſe der höchſten 1 hinauf, unter Männern, 
ie jeden Gedanken kirchlicher Unduldſamkeit oder nationalen Hoch⸗ 
nutes mit Abſcheu von ſich weiſen würden, ertönt es heut wie aus 
inem Munde: Die Juden find unſer Unglück! | 

Heinr. v. Treitſchke. 

Die Sitten der Juden ſind ſinnlos und ſchmutzig. „Unter 
ſich halten ſie auf Treue und Glauben und helfen einander, aber 
Fremde haſſen und verfolgen fie.” Eine zur Wolluſt äußerſt geneigte 
Raſſe. — Alles iſt ihnen verächtlich, was uns heilig iſt; während 
ihnen alles geſtattet iſt, was uns frevelhaft erſcheint. — Sie ſind 
das niedrigſte aller Völker (deterrima gens). 

Tacitus. 
45 ii 
Die Sitten dieſes verruchteſten Volkes ſind ſchon ſo erſtarkt, 
daß ſie in allen Ländern ſich verbreitet haben; den Siegern haben 
die Beſiegten ihre Geſetze gegeben. 
| Seneca (nach Auguſtinus). 
se z * 

Die Juden, die in Der gangen Welt zerſtreut wohnen und 
doch felt zuſammenhalten, find liſtige. menſchenfeindliche und gefährliche 
Geſchöpfe, die man gleich der giftigen Schlange behandeln muß, 
nämlich ſofort, wie ſie heranſchleicht, ihr auf den Kopf treten; denn 
läßt man ſie nur einen Augenblick den Kopf empor heben, dann 
wird ſie ſicher beißen, und ihr Biß iſt ſicher totbringend. 

Abd al Qadir al Gilani: al Fath arrabbani Walfaid 

arrahmäni, Mag. 37 (545 n. Chr.). 
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Ehrlichkeit und Rechtsſinn bei einem Juden erwarten, heißt 

ſoviel als: die Jungfräulichkeit bei einer alten Dirne ſuchen. 
(Manawi: al Maulid, Sig 72) (821 n. Chr.). 

Es ift mir unbegreiflich, weshalb man dieſe mordſchnaubenden 
Beſtien (die Juden) nicht ſchon längſt ausgerottet hatte. Würde 
man denn nicht wilde Thiere, die Menſchen fräßen, ſofort töten, 
auch wenn ſie menſchenähnlich wären? Und ſind denn die Juden 
etwas anderes als Menſchenfreſſer. 

Mirza hassan Chan (Chiam hig Bil 3) (1689 n. Chr.). 
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Unbillig ift es, im Namen einer abſtrakten Gerechtigkeit die 
bedingungsloſe Gleichſtellung ungebetener fremder Gäſte ohne ent⸗ 
prechende Gegenleiſtung von einem Volke zu verlangen; noch un⸗ 
billiger iſt es, einem Volke anzuſinnen, daß es das überhebende 
Bewußtſein dieſer Gäſte, etwas Höheres und Beſſeres zu ſein, als 
es ſelbſt, im Namen der religiöſen Toleranz reſpektieren und ſich 
gefallen laſſen ſolle; am allerunbilli ſten und illoyalſten aber iſt 
das Schaukelſpiel mit der abwechſelnden Hervorkehrung der ein— 
ander ausſchließenden Behauptungen der vollen Zugehörigkeit zur 
Nationalität des Wirtsvolkes und der providentiellen Erhabenheit 

über daſſelbe. Eduard v. Hartmann. 

ok n z 

„Während alle anderen Religionen die metaphyſiſche Be⸗ 
deutung des Lebens dem Volke in Bild und Gleichnis beizubringen 
ſuchen, iſt die Juden⸗Religion ganz immanent und liefert nichts als 
ein bloßes Kriegsgeſchrei bei Bekämpfung anderer Völker.“ — 
„Übrigens ift der Eindruck, den das Studium der Septuaginta 
(Griechiſche Überſetzung des Alten Teſtaments) bei mir nachgelaſſen 
hat, eine herzliche Liebe und innige Verehrung des großen Königs 
abuchodonaſſar, wenn er auch etwas zu gelinde verfahren iſt mit 
einem Volke, welches ſich einen Gott hielt, der ihm die Länder ſeiner 
Nachbarn ſchenkte und verhieß, in deren Beſitz es ſich dann durch 
Rauben und Morden ſetzte, und dann dem Gott einen Tempel. 
darin baute. Möge jedes Volk, das ſich einen Gott hält, der die 
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Nachbarländer zu „Ländern der Verheißung“ macht, rechtzeitig 
ſeinen Nebukadnezar finden und ſeinen Antiochos Epiphanes dazu, 
Und weiter keine Umſtände mit ihm gemacht werden!“ 
Schopenhauer (Parerga 1, S. 136). 
Auch in der alten Welt war das Judentum ein wirkſames 
Ferment des Kosmopolitismus und der nationalen Defompofition.” 


Prof. Theod. Mommſen. 


** = 


24. Der Weg zur Selbſtbefreiung. 


Darüber dürfen wir uns nicht täuſchen, daß eine Befreiung 
Deutſchlands vom Judenjoch unendlich ſchwer iſt. Der Raffiniertheit 
des Juden iſt der Deutſche nicht gewachſen. Das National⸗Ver⸗ 
mögen Deutſchlands iſt zum größten Teil in Judenhänden. Sie 
beherrſchen die Börſe, den Handel, das geſamte Freditweſen, Juſtiz, 
Medizin, Wiſſenſchaft und Kunſt. In faſt allen größeren ſtädtiſchen 
Gemeinſchaften haben fie ſich die Herrſchaft angeeinet. Und das 
ganze Budget einer ſolchen Stadt wird dann zu einem einzigen 
großen Korruptionsmittel in den Händen der Juden. Die ganze 
Verwaltung geſtaltet ſich dann zu einem unentwirrbaren Ratten- 
könig, wie das meine Lebensgeſchichte zur Genüge beweiſt. Die 
geſamte Judenmacht konzentriert ſich aber in der Preſſe. Dieſe 
ſchafft allenthalben künſtliche Gegenſätze und verwirrt das Volk in 
allen ſeinen Schichten. Ganze Volksklaſſen werden in Gegenſatz zu 
ihrer Nationalität gebracht, entnationaliſiert. Die jüdiſche Preſſe be⸗ 
wirkt alſo einen Zerſetzungsprozeß der in ſeinem Verlauf unbedingt 
das Ende des Vaterlandes herbeiführen muß. Die Juden machen 
gute Geſchäfte, einmal bei der Aufrichtung des deutſchen Reiches, 
einmal bei ſeinem Ende. Beim Leichenſchmaus fällt für ſie das 
meiſte ab. Sie ſind die Liquidatoren der ſittlich und materiell von 
ihnen zu Grunde gerichteten Völker. Selbſt in dem freien Amerika 
ſieht man dies ſchon ein. Bellamy in ſeinem „Nationaliſt“ erklärt, 
daß Amerika in ſeiner gegenwärtigen Raubwirtſchaft dem Untergange 
zutreibe. Es iſt ein Dämon, der die Juden ſeit Alters her zu dieſer 
Thätigkeit treibt, die ſie doch ſchließlich mit verſchlingen muß. Wie 
ſoll dieſer un eheuren Jüdenmacht entgegengearbeitet werden? Stehen 
fie doch im Begriff, ſich auch der Staatsgewalt zu bemächtigen und 
dann das geſamte Staatseinkommen zu einem einzigen Korruptions⸗ 
mittel zu machen, wie es in Frankreich bereits geſchehen ift. Gleich⸗ 
wohl fehlt den Orientalen jede Gabe der Staatenbildung, noch mehr 
aber die der Staatenerhaltung gänzlich. Sie kennen nur Überhebung 
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und Grauſamkeit oder feiges Winſeln. Staatengründend und ſtaaten⸗ 
erhaltend ſind nur die Arier, in der letzten Zeit nur die Germanen. 
In dem Buch „Rembrandt als Erzieher“, deſſen Erſcheinen 
ich als ein Ereignis allererſten a anſehe, jagt der Verfaſſer: 
Der Deutſche iſt berufen, als Ariſto 
Demokrat Amerika. Um Misverſtändniſſe zu vermeiden, bemerke 
ich, daß hier jeder Bauer, und wie ich glaube, mit vollem Recht, 
als Ariſtokrat angejeben wird. Durch die Juden ift das Germanen⸗ 
tum in Gefahr ge ommen, vollſtändig zerſetzt, ſeinem geſchichtlichen 
werden. Erben würden dann ohne Frage die flaviſchen Völker 
ſein, denn die romaniſchen ſind trotz allen Firniſſes der Kultur 
im Niedergange begriffen. Es iſt betrübend, daß Deutſchland ſo 
vollſtändig blind iſt gegen die Gefahr, welche von Oſten droht. 
Nicht an die Gefahr der Waffen denke ich in dieſem Augenblick, 
ſondern an die Gefahr einer edleren Kultur, die uns einmal zurück⸗ 
drängen und überwinden könnte. Man vergeſſe nicht: Unter allem 
Schutt und Schmutz, unter der Korruption des Adels und der hohen 
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Gemeindemitglied hat der Ruſſe über alle Dinge ſeines nächſten 
Geſichtskreiſes mitzureden, hat für Alle einzuſtehen, und Alle ſtehen 
für ihn ein, ſogar die Gerichtsbarkeit liegt mit in ſeinen Händen. 
Rußland beſteht in der That aus unzähligen kleinen Republiken, 
in denen man das Alle biete tem nicht kennt, ſondern wo Jeder 
ſelbſt entſcheidet. Alle dieſe | 


mächtigen Herrſcher, der alle Staatsangelegenheiten ebenſo ſelbſt⸗ 


großartige Idee vielfach durch Willkür des Adels und der Beamten 
verdunkelt, aber ſie iſt nicht tot. Rußland iſt ſeinem Weſen nach 


entgegen, ohne daß ein Kanonenſchuß zu fallen braucht. A erdings 
hoffe ich, daß die Korruption des höheren Beamtenſtandes, die 
Juden und der Branntwein die Wiedergeburt ſolange verzögern 
werden, bis wir ſelbſt unſere Befreiung voll ogen und uns dadurch 
in den Stand geſetzt haben, unſere Weltmi ſion zu erfüllen, denn 
das wolle man nicht vergeſſen: Unſere altdeutſche zemeindeordnung, 
die von dem römiſchen echt allerdings vollſtändig zerſtört iſt, hatte 


rat Europa zu beherrſchen, als. 


Beruf entfremdet und ſeinem ſicheren Untergang eutgegengeführt zu 
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mit der ſlaviſchen manches gemeinſam. Als vor wenigen Tagen 
die Kunde durch die Welt ging, daß Rußland ſich ſeiner Juden 


Tropfen ſozialiſtiſchen Oles geſalbt. Herr Hofprediger Stöcker will 
die ſoziale Neuordnung auf dem Grunde der chriſtlichen Bruderliebe 


war außerdem Volksredner in ſo hohem Grade, daß heute bereits 
ein ganz anderer Geiſt in Deutſchland wehen würde, wenn nicht der 
Fürſt Bismarck, der dem Kapitalismus, d. h. dem Judentum, aus 
politiſchen Gründen ſeinen Schutz zugewendet hatte, zeitweiſe ſein 
Wirken unmöglich gemacht hätte. Das Vaterland darf von ihm 
noch Großes erwarten. In der Judenfrage hat er ſich bisher mehr 
kritiſch gezeigt und iſt mit ſeinen letzten Vorſchlägen erſt in zwei 
Fällen, bezüglich der Schule und des Rechtsanwaltsberufes, ſcharf 
hervorgetreten. Aus dieſem Grunde ſcheint er manchen jüngeren 
Antiſemiten nicht weitgehend genug zu ſein. Parteiorgan der 
chriſtlich⸗ſozialen Partei ijt das „Volk“. 

Die deuiſch-ſoziale Partei hat ihr antiſemitiſches Programm 
bereits ausgearbeitet vorgelegt, da ſie die Rückſichten eines Hof⸗ 
predigers nicht zu nehmen braucht. Auch ihrem Programm iſt ein 
Tropfen ſozialittiſchen Oles beigefügt. Allerdings iſt dieſes, das 
ſogenannte Bochumer Programm, noch nicht vollſtändig durch—⸗ 
gearbeitet, und ich glaube, daß in dieſer Beziehung noch manches 
zu thun übrig bleibt. Die Partei ſteht auf chriſtlich-monarchiſchem. 
Boden. Der Antiſemitismus a bei ihr durchaus in erſter Linie, 
und wenngleich ſie keine Radikalmittel befürwortet, ſo dürfte doch 
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nach Ausführung ihres Programms die Bahn für einen geſunden 
laen Fortſchritt frei ſein. Ihr Vertreter im Reichstag iſt der 
Abgeordnete Liebermann von Sonnenberg, früherer Offizier 
der deutſchen Armee, der ſeine reichen Gaben, ſein bedeutendes 
Wiſſen und ſeine große Energie in den Dienſt des Antiſemitismus 
geſtellt hat. Kein Miserfolg, keine Verfolgung, keine Notlage hat 
ihn auch nur einen Augenblick wankend machen können. Der 
deutſche Adel hat in ihm einen vor üglichen Streiter geſtellt. Haupt⸗ 
ſächlich litterariſch für die Partei it thatig Fritſche in Leipzig, 
König in Witten, Radenhauſen in Hamburg, dann vor allen 
Dingen auch der Altmeiſter des Antiſemitismus, O. Glag au in 
Berlin, deſſen Schriften, ſo beſonders das Buch der Gründer, ferner 
„Deutſches Handwerk und hiſtoriſches Bürgertum“, endlich der 
periodiſch erſcheinende Kulturkämpfer in jeder antiſemitiſchen Biblio⸗ 
thek den erſten Platz einnehmen müſſen. Zentralpunkt der Partei 
in Berlin bildet die ſogenannte Mittwochsgeſellſchaft. Parteiorgan 
ſind die deutſch-ſozialen Blätter. 

Die deutſche Volkspartei hat ihren Sitz in Heſſen. An 
ihrer Spitze ſteht der Dr phil. Otto Böckel in Marburg. Es iſt 
dies ein junger, thatkräftiger Mann mit großen Kenntniſſen und 
großer Rednergabe, der trotz der größten Widerwärtigkeiten einen 
großen Teil des Heſſenlandes dem Judentum dauernd entriſſen hat. 

+ 


Hülfe geleiſtet. Auf die weiteren, teilweiſe höchſt verdienſtvollen 
Vorkämpfer kann an dieſe Stelle nicht eingegangen werden. Es 
hat nicht ausbleiben können, daß von vielen Seiten der Wunſch 
ausgeſprochen wurde, dieſe drei antiſemitiſchen Parteien möchten 
ſich zu einer einzigen vereinigen. Möglich wäre dies wohl, 


Beſonders die Führer haben die heilige Pflicht, ſich über jeden Fall 
friedlich und freundſchaftlich zu verſtändigen, alles Perſönliche in den 


freſſen zu laſſen. Insbeſondere ſcheint mir dies notwendig zu ſein 
bezüglich der Verteilung der zu erobernden Wahlkreiſe. Mag man 
allerſeits bedenken, daß jeder Antiſemit dieſe Beſiegung feiner ſelbſt 
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der gemeinſamen, geheiligten Sache, der Zukunft des Vaterlandes 
und auch der zahlreichen Märtyrerſchaar ſchuldig iſt, die für ihre 
Überzeugung in Tod und Verderben getrieben wurde. | 

Eine internationale Verſtändigung muß außerdem, trotz aller 
Schwierigkeiten, angeſtrebt werden, und Männer wie Drumont, 
Schönerer u. ſ. w. werden dazu wohl ihre Hand bieten. Darüber 
kann freilich kein Zweifel bleiben: Wie die ſoziale Frage überhaupt, 
ſo muß auch die Judenfrage auf deutſchem Boden ausgekämpft 
werden. Dieſer Pflicht kann ſich Deutſchland ſeiner zentralen 
Stellung wegen nicht entziehen, aber mit der Löſung derſelben wird 
es auch Glück und Segen über die ganze Welt verbreiten. Vor⸗ 
läufig mache ich folgende Vorſchläge: 

1. Beſeitigung der Juden aus allen amtlichen Stellungen, 
ſowohl des Staats als der Kommune, beſonders auch aus 
dem Richter- und Rechtsanwaltsſtande. 

2. Aufhebung der Judenemanzipation. 

3. Stellung der Juden unter Fremdenpolizei, die jeder 
Zeit Einſicht in die jüdiſchen Geſchäftsbücher nehmen 
und bei Unreellitäten die ſofortige Ausweiſung bean- 
Ei kann. 

4. Militärfreiheit der Juden, dafür aber eine ausreichende 

Fremdenſteuer und Wehrgeldſteuer. 

Verſtaatlichung der Börſe und der Reichsbank. 

Verbot des Terminhandels an der Börſe. 

Verbot für die Juden, Zeitungen zu ſchreiben oder zu 
beſitzen, die auf außerjüdiſche Kreiſe berechnet ſind. 

8. Verbot, daß Fremde Grundbeſitz erwerben können (welches 
Geſetz auch in ganz Amerika beſteht). 

9. Aufhebung der Gewerbefreiheit. 

10. Verbot der Naturaliſation von getauften Juden. 

11. Wiederherſtellung des religiöſen Eides. 

Vielleicht wird die Geſetzgebung der Zukunft es für die 
größte Humanität halten, wenn die Juden in einem gut gelegenen, 
außereuropäiſchen Lande angeſiedelt und dort in die Lage ver⸗ 
ſetzt würden, ſich ehrlich und rechtſchaffen auf ihrem Acker zu 
nähren, wobei fie mit allem Nöthigen reichlich ausgeſtattet werden 
können. Der Überſchuß ihres Vermögens, das den hundert⸗ 
tauſenden ihrer Opfer, deren Knochen in allen Teilen der Welt 
bleichen, nicht mehr zurückgegeben werden kann, dürfte in der 
Hand des Staates die Löſung der ſozialen Frage und damit 
den Küulturfortſchritt der Menſchheit weſentlich erleichtern. 

Sobald die Judenfrage gelöſt iſt, ſobald insbeſondere die 
Juden aus der Preſſe verſchwunden ſind, iſt die Bahn zu einer 
Verſtändigung über die ſoziale Frage frei. Wir werden uns dann 
nicht mehr gegenſeitig mit Schmutz bewerfen, ſondern jede Meinung 
auf ihren wirklichen Wert hin prüfen. Gegenwärtig iſt dies unmöglich, 
da die ſozialdemokratiſche Partei, durch ihre Hintermänner, die Juden, 


aufgeſtachelt, nicht mehr diskutiert, ſondern ſich ſchon im latenten 
Bürgerkriege mit den übrigen Volksklaſſen befindet. Daß wir uns 
am Anfang einer Weltwende befinden, kann kein Einſichtiger leugnen. 
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Wir müſſen aus dem Zeitalter des ſchrankenloſen Produzierens 
hinaus in das des zielbewußten, aber ohne Aufhebung der individuellen 
Freiheit. Wir müſſen dahin kommen, daß jeder ſchaffende Menſch 
auch den Ertrag femes Fleißes für ſich erhält, und der Staat hat 
ihm dabei behilflich zu ſein. Es wird nicht zu umgehen ſein, daß 
die Hauptproduktionszweige genoſſenſchaftlich organiſiert, und daß 
den Handwerkern von Staatswegen ebenfalls zu Hilfe gekommen 
werde. Was alles dem Staat reſp. der Kommune bei gutem Willen 
möglich iſt, ſehen wir eben in dieſen Tagen in Rom. Dort ſtriken 
die Schlächtergeſellen, die Kommune nimmt das Schlachten und 
ausführen verkauf allein in die Hand und läßt dieſes durch Soldaten 
ausführen. 


— Teil ſehr berechtigte Kritik. Bevor wir zum dritten Stadium 
ommen, muß erſt die Judenmacht gebrochen ſein, denn die Juden ſitzen 
gleich den Raubrittern des Mittelalters auf ihren Burgen und 


ausgearbeiteten Aufſätze in den verſchiedenſten Blättern, ſo im 
Kyffhäuſer, in den Bayreuther Blättern u. ſ. w. veröffentlicht und 
die Brücke bildet, welche uns mit den großen engliſchen und amerita- 
niſchen Sozialreformern verbindet. Seine letzte Veröffentlichung über 
Naturrecht und hiſtorſches Recht dürfte bahnbrechend wirken. Ferner 
nenne ich den verſtorbenen Erzbiſchof Ketteler, Kaplan Hitze, v.Schorlemer⸗ 
-= Mft, von Güne. Als ein Ereignis erſten Ranges bezeichnete ich 
ſchon oben das Erſcheinen des Buches „Rembrandt als Erzieher“. 
Jeder Satz dieſes Buches fällt wie ein Lichtſtrahl in dunkle 
Serbältnifie und könnte als Kapitelüberſchrift zu einem neuen Buche 
ienen. 
| Folgende Sätze aus dem Buch führe ich an, um zu zeigen, 
weſſen ſich der Leſer zu dem ganzen Buche zu verſehen hat: Preußen 
hat zu Anfang dieſes Jahrhunderts den Grundſatz angenommen, 
die erlittenen Niederlagen durch Stärkung der wiſſenſchaftlichen Kraft 
des Volkes wett zu machen. Deutſchland ſoll zu Ende des Jahr⸗ 
hunderts den Grundſatz annehmen, die erfochtenen Siege durch 
Stärkung der künſtleriſchen Kraft des Volkes zu rechtfertigen. 
* * 
Kunſt muß die Naivität zurückgeben, die wir durch die Wiſſen⸗ 
ſchaft verloren haben. | 
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Wir lernen aus dieſem Buche, daß die ſoziale Frage feines- 
wegs, wie die Sozialdemokraten annehmen, reine Magenfrage iſt, 
ſondern daß es ſich bei derſelben noch um viel andere, höhere Inter⸗ 
eſſen handelt. Die ſoziale Frage iſt überhaupt nicht danach ange⸗ 
than, daß ſie von einem Mann und in einem kurzen Zeitraum ge⸗ 
löſt werden könnte, aber in Angriff muß ſie ſofort genommen 
were und zwar mit allem Ernſt, denn Stillſtand ijt Untergang. 
„Deutſchland“, ſagte Treitſchke in einer feiner jüngſten Vorleſungen, 
„gleicht einem Wagen, der auf ſcharfer Kante thalabwärts fährt. Er 
muß dauernd in Bewegung bleiben, denn ſonſt ſtürzt er unfehlbar 
in den Abgrund.“ Da die Vorbedingung zur erfolgreichen Inan⸗ 
griffnahme der ſozialen Reform die Löſung der Judenfrage iſt, ſo 
halte ich dieſe für überreif, und Zweck meines Buches iſt es, recht 
dringend auf die ſofortige Inangriffnahme derſelben hinzuweiſen. 

Du darfſt, deutſcher Mann, ſämtlichen produktiven Völkern der 
Welt Deine Liebe, Deine Achtung und Deine Freundſchaft zuwenden, 
denn jedes produktive Volk klettert, oft ohne es zu wiſſen, auf der 
Leiter der Kultur empor, aber das paraſitiſche kulturzerſtörende 
jüdiſche Volk, das überall moraliſche Fäulniß und Zerſetzung der be⸗ 
ſtehenden Zuſtände herbeizuführen ſucht, weil es nur in Der. Fäulniß 
ernten kann, mußt du mit vollem Bewußtſein bekämpfen und unſchädlich 
zu machen ſuchen. | 

Dem bisher angerichteten Unheil, das fic) beſonders in der 
Zerſtörung unſerer nationalen Inſtitutionen und des nationalen Wohl⸗ 
ſtandes zeigt, müſſen wir dreiſt ins Auge blicken. Thatkräftig müſſen 
wir daran gehen, die alten Schäden zu beſeitigen und dabei zugleich 
einen tüchtigen Schritt auf dem Wege der Kultur vorwärts zu thun. 

Vor allen Dingen müſſen wir aus dem ſentimentalen Kos⸗ 
mopolitismus herauskommen. Nur als feſt abgegrenzte Nationalität 
können wir der ganzen Welt den Segen bringen, den ſie von uns er- 
warten darf. 


Alle Völker der Welt bedeuteten nur ſo lange etwas für die 
Kultur überhaupt, als ſie eine feſtgeſchloſſene Nationalität bildeten. 


Unſere größten Dichter haben deshalb auch die Vaterlandsliebe 
als unſere heiligſte und höchſte Pflicht hingeſtellt, der ſich ein edler 


Menſch auch beim beſten Willen nicht entziehen kann. Wie ſchön ſagt 


Göthes Iphigenie: 
So manches Jahr bewahrt mich hier verborgen 
Ein hoher Wille dem ich mich ergebe; 
Doch immer bin ich wie im erſten fremd, 
Denn ach mich trennt das Meer von den Geliebten, 
Und an dem Ufer ſteh ich lange Tage, 
Das Land der Griechen mit der Seele ſuchend; 
Und gegen meine Seufzer bringt die Welle 
Nur dumpfe Töne brauſend mir herüber. 
Weh dem, der fern von Eltern und Geſchwiſtern 
Ein einſam Leben führt! Ihm zehrt der Gram 
Das nächſte Glück vor ſeinen Lippen weg. 
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Ihm ſchwärmen abwärts immer die Gedanken 
Nach ſeines Vaters Hallen, wo die Sonne 
Zuerſt den Himmel vor ihm aufſchloß, wo 
Sich Mitgeborene ſpielend feſt und feſter 

Mit ſanften Banden an einander knüpfen. 


und wie ergreifend klingen die Worte Allinghauſens in Schillers Tell: 
| Verblendeter, vom eitlen Glanz verführt, 
Verachte dein Geburtsland! Schäme dich 
Der uralt frommen Sitte deiner Väter! 
Mit heißen Thränen wirſt du dich dereinſt 
Heim ſehnen nach den väterlichen Bergen, 
Und dieſes Herdenreihens Melodie, 
Die du in ſtolzem Ueberdruß verſchmähſt, 
Mit Herzens ſehnſucht wird ſie dich ergreifen, 
Wenn ſie dir anklingt auf der fremden Erde. 
O, mächtig iſt der Trieb des Vaterland's: 
Die fremde falſche Welt iſt nicht für dich; 
und dann an einer anderen Stelle: 
Die angebornen Bande knüpfe feſt, | 
Ans. Vaterland, ang theure ſchließ dich an, 
Das halte feſt mit deinem ganzen Herzen. 
Hier ſind die ſtarken Wurzeln deiner Kraft; 
Dort in der fremden Welt ſtehſt du allein, 
Ein ſchwankes Rohr, das jeder Sturm zerknickt. 


Deutſches Volk, niemals hat dir die Welt ein treueres Bild 
deines ureigenſten Selbſt gegeben, niemals auch wird dies in aller 
Zukunft möglich ſein, als Göthe in ſeinem Fauſt. Seine letzten 
Worte waren: | 

„Und fo verbringt, umtungen von Gefahr, | 
Hier Kindheit, Mann und Greis fein tüchtig Jahr. 
Solch ein Gewimmel möcht ich ſehen, 

Auf freiem Grund mit freiem Volke ſtehen. 

Zum Augenblicke dürft ich ſagen: 

Verweile doch, du biſt ſo ſchön. 

Es kann die Spur von meinen Erdentagen 

Nicht in Aeonen untergehn. — | 

Im Vorgefühl von ſolchem hohen Glück 

Genieß ich jetzt den höchſten Augenblick.“ 


Deutſche Brüder! Dieſe Freude am Vaterlande, dieſe Liebe 
zum Vaterlande hat Euch das! Judentum zu rauben geſucht, wo es 


dies eben wagen konnte! Schimpft doch nicht auf die Juden, ner- 


teidigt ſie auch nicht, ſondern ſtudiert ſie. Studiert Heine, Börne u. ſ. w. 
Beſonders derjenige Teil der Nation, der im Schweiß ſeines Angeſichts 
die Werte ſchafft, ohne dieſelben doch mit genießen zu können, der dem 
jüdiſchen Mammonismus neuerdings am gefährlichſten zu werden 
Iter , iſt ſyſtematiſch zu bewußter Vaterlandsfeindlichkeit erzogen 
worden. E | 
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Soweit meine Beobachtungen reihen, ijt das Gift allerdings 
noch nicht bis zum innerſten Kern der Volksſeele vorgedrungen. Bit 
das Judentum beſeitigt, ſo werden die Schlacken von ſelbſt abfallen. 

Doch auch die Liebe zu den vaterländiſchen Inſtitutionen, ins⸗ 
beſondere zur Monarchie, iſt noch wenig erſchüttert. Das Gefühl der 
Pietät unſerm Herrſcherhauſe gegenüber, unter welchem unſere Vor⸗ 
fahren ſeit Jahrhunderten glücklich und zufrieden gelebt haben, iſt 
überall noch viel lebendiger, als die bereits ſiegestrunkene Judenſchaft 
annimmt. Doch nicht das Gefühl allein kettet uns unauflöslich an 
unſer Herrſcherhaus, ſondern das tiefſte folgerichtigſte Denken zeigt 
uns, daß die ſoziale Erbmonarchie uns allein unſerm geſchichtlichen 
Beruf entgegenführen kann. Die Monarchie bildet den einzigen feſten 
Pol in der Erſcheinungen Flucht. Der moderne Parlamentarismus 
giebt uns im beſten Falle eine Momentphotographie der augenblid- 
lichen Stimmung. Wo ein parlamentariſches Regiment herrſcht, da 
wird die Nation von ſolchen Momenteindrücken fortgeriſſen zu Dingen, 
die ſpäter den größten Schaden herbeiführen können. Dies iſt die 
große Lehre der Konfliktszeit von 1861 — 1866. Die Momentſtimmung 
führte das Vaterland unfehlbar dem Untergange entgegen. Die 
Monarchie gebot Halt dieſem Fortgeriſſenwerden durch die Stimmung 
des Moments, ſie bildete einen wirklichen roche de bronce, und 
rettete Preußen wider ſeinen Willen vor ſich ſelbſt. Dieſer 
Gegenſatz tritt häufig in Kriſen hervor, wie damals nach Außen, 
ſo jetzt nach Innen. — Auch bei der jetzt beſtehenden inneren Kriſis 
>= Deutſchland vor fih felbjt durch die ſoziale Monarchie gerettet 
werden. 

Hören wir, was Dr. Schläger in ſeinem Artikel: „Der Kampf 
zwiſchen der naturrechtlichen und hiſtoriſchen Schule“ über dieſen 
Punkt ſagt: 

„Dieſe Leute beſtehen nach wie vor darauf, Regierung und Volk 
als zwei fih ewig bekämpfende Gegenſätze hinzuſtellen und als Haupt- 
ziel die Schwächung der Regierungsmacht, die Vermehrung der Befug⸗ 
niſſe der Volksvertretung auf ihr Banner zu ſchreiben. Bismarck wies 
dieſe in Preußen jedenfalls unberechtigte Auffaſſung einmal im Reichs⸗ 
tage mit ſcharfen Worten zurück, indem er erklärte, daß er, der Reichs⸗ 
kanzler, ebenſo gut zum Volke gehöre, wie die Mitglieder des Reichs⸗ 
tages, und daß er nicht gewillt ſei, ſich in einen künſtlichen Gegenſatz 
dem Volke gegenüber ſtellen zu laſſen. Man hat leider den tiefen 
Sinn dieſer Erklärung nicht verſtanden, nicht verſtehen wollen. 

In den letzten Sätzen haben wir eines der lehrreichſten Beiſpiele 
aus dem ſiegreichen Kampfe des hiſtoriſchen Rechtes, der mit tieferem 
Staatsinhalte unabweisbar geforderten Maßnahmen, (Reorganiſation 
des preußiſchen Heeres) gegen das im Abgeordnetenhauſe unter der 
Deviſe „Dieſem Miniſterium keinen Mann und keinen Groſchen“ durch 
Grabow, Virchow und die Fortſchrittspartei in's Feld geführte dems- 
kratiſche oder Naturrecht hervorgehoben. Formell mag ja eine Ver⸗ 
letzung des Buchſtabens der Verfaſſung vorgelegen haben, inſofern ja 
Bismarck ſelbſt im Herbſt 1866 eine nachträgliche Gutheißung ſeines 
Verfahrens von der Kammer ſich gefallen ließ. Das Weſen des Gegen⸗ 
ſatzes, die Berechtigung der Krone, als Vertreterin des hiſtoriſchen 
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Rechtes, die Durchführung der geſchichtlichen Beſtimmung des preußiſchen 
Staates“ zu erzwingen, bleibe durch jene Indemnitätsforderung Bismarcks 
unbeeinträchtigt“. — Die Notwendigkeit verlangt allerdings, daß die 
ſoziale Erbmonarchie eine freie iſt. Wäre ſie von einer beſtimmten 
Volksklaſſe abhängig, ſo würden die Forderungen dieſer auch allein 


Befriedigung finden. Da in Europa der Kapitalismus, d. h. das. 
Judentum, viele Regierungen beherrſcht, jo findet der Kapitalismus. 


allein weſentliche Förderung ſeiner Intereſſen, während die übrigen 
Volksmaſſen ſich mit ſchönen Worten begnügen müſſen. Die Notwen⸗ 
digkeit eines feſten Pols iſt auch ſtets in allen Republiken anerkannt 
worden. Man hat überall Senate gegründet, die ſich aber nirgends 
als widerſtandsfähig genug gezeigt haben. Wirkliche, ernſthafte Re- 
publiken, in denen das Volk in ſeiner Geſamtheit an der Regierung 
Teil genommen hätte, hat es in der Welt übrigens wenige gegeben. 
Entweder regierten die durch Geburt, oder die durch Reichtum aus⸗ 
gezeichneten wenig zahlreichen Volksklaſſen, und die eigentlich produktive 
Bevölkerung wurde von ihnen mehr bedrückt, als irgend wo anders. 
Der Kampf zwiſchen den Patriziern und Plebejern in Rom war nichts 
weiter, als ein Kampf zwiſchen der Geburts- und Geldariſtokratie. 
Als Athen zur wirklichen Demokratie überging, verfiel es dem baldigen 
Untergange. Die Sozial⸗Monarchie der Hohenzollern iſt in der Welt⸗ 
geſchichte etwas völlig Neues und hat ihre Berechtigung in vier Sahr- 
hunderten dadurch dargethan, daß ſie aus einer halben Wüſtenei, aus 
Sandſchollen ohne Wert, einen blühenden Staat geſchaffen, und dem 
alten abſterbenden Europa einen neuen Mittelpunkt und neue Ideen 
gegeben haben. 

Leider beſitzt die große Mehrzahl der Nation hierfür auch in 
ſeinen patriotiſchen Teilen noch viel zu wenig Verſtändnis. Auch in 
den Schulen wird dies Verſtändnis noch wenig geweckt, wie denn 
3. B. alle Geſchäftsbücher viel von den Kriegen und Heldenthaten 
zu erzählen willen, die doch bei ſämtlichen Monarchen des Hohen⸗ 
zollernhauſes, ſelbſt bei Friedrich dem Großen in zweiter oder dritter 
Linie ſtehen, aber wenig von der ſchaffenden ſozialen Thätigkeit aller 


Fürſten, die doch ihr eigenſtes Weſen ausmacht. Unſer Vaterland 
wird auch in der Zukunft nur als ſoziale Monarchie zum Segen der 


Menſchheit an der Spitze der Völker marſchieren, ſonſt wird es zurück 
verjinfen in Bedeutungsloſigkeit und Elend. | 


Meine Ueberzeugung geht dahin, daß die Hohenzollern in ihrer 


| Bedeutung für die Welt erit am Anfang ihrer Laufbahn Stehen, 


Alles Bisherige bildete erſt die Einleitung. 


An Dir, Du Deutſches Volk, liegt es nun, das Deinige zur Er- 
reichung des großen Zieles beizutragen. Mit dem Parlamentarismus, 
der Dir erhalten bleiben wird und muß, iſt die Beſtimmung Deiner 
Geſchicke mit in Deine Hände gelegt. Trage nun an Deinem Teile 
dazu bei, daß ſich die großen Volksmaſſen in Deutſchland wieder 
wohl und glücklich fühlen können, und daß Alle in demſelben wieder 
eine wirkliche Heimat finden. 

Wirkliche große ſoziale Reformen ſind notwendig, nicht nur dürfen 
den produktiven Volksmaſſen einige Brocken zugeworfen werden. 


— 247 — 


Deutſchland iſt ja ſo reich an edlen, aufopferungsfähigen 
Männern und an großen Talenten. 

Bisher ſind dieſelben allerdings durch das Judentum gegen ein⸗ 
ander gehetzt worden, aber wenn Deutſchland an die raſche Beſeitigung 
dieſer beutegierigen Paraſiten geht, werden ſich die Männer aller Rich⸗ 
tungen wieder zuſammenfinden. 

Als die erſte franzöſiſche Republik in voller Blüte ſtand, wurden 


ihr zu Ehren gar häufig kleine Bouquets gebunden. Mit Vorliebe 


wählte man dazu einen katholiſchen Geiſtlichen und ein junges 
Mädchen, oder eine Nonne und einen ſogenannten Verdächtigen. Man 
band dieſelben mit den Füßen zuſammen und warf ſie ins Waſſer. 
Die krampfhaften Bewegungen der Ertrinkenden mußten die Shau- 
ſtellungen erſetzen, die bisher die Monarchie und die Geiſtlichkeit in 
ihren feierlichen Aufzügen geboten hatten. So ein kleines Bouquet 
möchte ich meinen Leſern auch überreichen, indem ich vier Per⸗ 
fonen mit einander in Beziehung bringe, die ſich wohl von 
allen Perſonen Deutſchlands am fernſten ſtehen. Es ſind dies der 
verſtorbene Paſtor Knack, der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Fritz 
Kunert, der Stadtſchulrat Dr. Bertram, eine katholiſche Kranken- 
pflegerin, Schweſter Bertha. 

Paſtor Knack erklärte bekanntlich, daß die Bibel ſeine einzige 
Richtſchnur in allen Dingen ſei, und er auch an die Forſchungen der 
Wiſſenſchaft nicht glaube, wenn dieſelben der Bibel widerſprächen. 
Es iſt bekannt, daß er deswegen von der geſamten Judenpreſſe, 
die in ihm das Chriſtentum zu treffen ſuchte, mit dem tollſten Hohn 
überſchüttet wurde. Wolkenſchieberhüte und Wolkenſchieberſchnaps 
giebt es noch heute. Dieſen Mann in ſeiner ſtillen Thätigkeit zu be⸗ 
obachten fand ich wiederholt Gelegenheit. Er hat von ſeinem Etn- 
kommen nur einen geringen Bruchteil für ſich verbraucht. Das meiſte 
gehörte den Armen. Als einmal ein Notleidender zu ihm kam und 
er vergeblich die ganze Wohnung nach einer Gabe durchkſucht hatte, 


fiel ihm das Strickzeug ſeiner Frau mit einem halbfertigen Strumpf 


und einem Knäuel Wolle in die Augen. Er gab dieſes hin als das 
einzig Wertvolle, was er finden konnte. 

Der ſozialdemokratiſche Abgeordnete Fritz Kunert war früher 
Lehrer in Berlin, hatte aber nur ein Gehalt von 1560 Mark. Als 
der Rector Bombe ſo ſchrecklich aus dem Leben geſchieden war, zogen 
ſich ſelbſtverſtändlich faſt alle Specialcollegen von der Familie zurück. 

Da Bombe am Tage vor ſeinem Tode noch ſein ganzes Gehalt 


für Schuldenbezahlung weggegeben hatte, ſo kam die Familie in die 


ſchrecklichſte Not. Neben dem Kommerzienrat Pintſch war es einzig 
und allein Fritz Kunert, der hier eingriff. Weder verwandtſchaftliche 
Verhältniſſe, noch beſondere Freundſchaft, ſondern allein die große 
Not, die ſonſt bekanntlich die Menſchen abſtößt, ketteten ihn an die 
Familie. Sein doch wahrhaftig nicht hochbemeſſenes Gehalt nahm 
er zur Hälfte für ſich, die andere Hälfte floß den ſechs unmündigen 


Bombeſchen Kindern zu. 


Von dem Schulrat Profeſſor Dr. Bertram iſt mir Folgendes 
bekannt: Wenn Lehrer in gar zu große Not kamen, und die behörd— 
lichen Unterſtützungen weſentliche Hülfe nicht ſchaffen konnten, ſo be⸗ 
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ſtellte er ſolche Lehrer zu ſich und händigte ihnen perſönlich eine 


Summe von ſechzig bis hundert Mark als zinsloſes und in be⸗ 
liebigen Raten rückzahlbares Darlehn ein. Ich halte es für höchſt 
wahrſcheinlich, daß daſſelbe in gar vielen Fällen nicht hat zurück- 
gezahlt werden können. Um ja jeden Dank von ſich abzuwehren, 
deutete er an, daß er anderweitig dieſes Geld zur Verfügung erhalten 
hätte. Mir iſt aus anderen Quellen ſicher bekannt, und im Klagefalle 
würde ich es auch beweiſen, daß dieſe ſtillen Wohlthaten faſt über die 
Grenze des Könnens hinaus ausgedehnt ſind. 

Die katholiſche Krankenpflegerin Schweſter Bertha lernte ich in 
einer total verarmten Familie Lochſchefsky kennen, in der die Frau 
zu allem Überfluß nach überſtandenem Wochenbett ſchwer erkrankt war. 
Als ich dort eintrat, war ſie damit beſchäftigt, die Windeln zu 
waſchen, während doch ihre zarten Händchen und ihre ganze Er— 
ſcheinung auf frühere Lebensverhältniſſe hindeuteten, die kaum zu. 
ihrer augenblicklichen Beſchäftigung paßten. Dieſe Schweſter hat in 
der Familie die denkbar unangenehmſten Arbeiten verrichtet, und einige 


Tage ſpäter ſah ich ſie mit einem Hundefuhrwerk, in dem ſie jeden⸗ 


falls Bedürfniſſe für die Familie herbeigeſchafft, die ſie ſicher erſt 
irgendwo hat erbitten müſſen, vor dem Hauſe der Familie halten. 
Wie gefällt Dir dieſes Bouquet, lieber Leſer, ein orthodoxer 


Geiſtlicher, ein Sozialdemokrat der radikalſten Richtung, ein fort- 
ſchrittlicher Schulrat und eine katholiſche Nonne, die doch wahrſcheinlich 
dem äußerſten Ultramontanismus huldigt? Es ijt dieje Zuſammen— 


ſtellung aber keineswegs eine bloße Marotte von mir, vielmehr wird 


ſie Dich zu hochernſtem Nachdenken anregen. Dieſe vier Leute, ſo ſehr 
verſchieden, wie Menſchen nur ſein können, ſind ſich in der Hauptſache 
doch gleich. Sie ſtellen fich mit ihrem ganzen Sinn in den Dienſt 
der Nächſtenliebe, und die Not ihrer Mitmenſchen zu lindern iſt ihre 
Lebensaufgabe. Solche Leute von echt deutſcher, chriſtlicher Geſinnung, 
gegen die ſich allerdings einer derſelben höchlichſt verwahren wird, 
haben wir aber in unſerem Vaterlande in großer Zahl. Sollte 
zmiſchen all dieſen Leuten, die doch dem Wohl ihrer Mitmenſchen 


Alles aufopfern, nicht eine wirkliche und ernſthafte Verſtändigung 


möglich fein, und ſollte auf Grund folder Geſinnungen nicht im 
ganzen deutſchen Volke eine wirkliche ſoziale Neuordnung ſich be— 
gründen laſſen? Bis jetzt war dies unmöglich, weil die Judenpreſſe 
jeden gegen den anderen hetzte und Mistrauen fäete. Behält dieſe 
ihren Einfluß, ſo wird es niemals anders werden. Darum, deutſches 
Volk, ermanne Dich, beſeitige in allererſter Linie Deinen Todfeind, 
den Du in falſch verſtandener Humanität bei Dir aufgenommen Haft. 
Dann gehe entſchloſſen daran, allen Deinen Kindern das Glück zu 
bereiten, das auf dieſer unvollkommenen Erde möglich iſt. Unter dem 
Schirm einer mächtigen ſozialen Erbmonarchie wird Euch dies möglich 
iein, ſobald Ihr überhaupt in die Lage kommt, Euch gegenſeitig nach. 
Beſeitigung des jüdiſchen Preßpiratentums offen und ehrlich aus— 
zuſprechen. 

Jede Partei hat ihr Gutes, in jeder finden wir Leute, die dem 
Woht des Ganzen ſich ſelbſt mit allem, was fie haben, zum Opfer 
bringen würden. Auch bei den Sozialdemokraten find ſolche Leute 
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zu finden, auch dort giebt es ideales Streben. Daß das Judentum. 
ſie von dieſem abgelenkt und auf Ziele gewieſen hat, die ewig un⸗ 
erreichbar ſind, iſt bedauerlich, aber nicht unabänderlich. u 

Männer aller Parteien, die Ihr nicht von Selbſtſucht, Herrſch⸗ 
ſucht, Rachſucht eingenommen ſeid oder dieſe unedlen Eigenſchaften. 
in Euch überwinden könnt, einigt Euch alle, zunächſt den ſchlimmen 
jüdiſchen Paraſiten, dieſen Bacillus der Fäulnis, zu beſeitigen, und 
dann meſſet Euch in leidenſchaftloſer Weiſe mit Aufgebot aller 
Geiſteskräfte in dem Streben, ernſte Beſſerung unſerer Zuſtände 
herbeizuführen. Werde ſich jeder deſſen bewußt, daß es auf keiner 
Seite ohne ernſthafte Opfer abgehen kann. 


| Schlußwort. 
| Wenn Du, deutſcher Mann, den bisherigen Darſtellungen Deine 
be volle Aufmerkſamkeit zugewendet und Deine eigenen Beobachtungen 
p damit in Beziehung gebracht haſt, jo wird folgender Satz in Dir zur 
fe unumſtößlichen Ueberzeugung werden: | 
8 „Das fernere gleichberechtigte Nebeneinanderwohnen der germani⸗ 
5 ſchen und jüdiſchen Bevölkerung iſt eine Unmöglichkeit. Beide Nationali⸗ 
E täten find in der Mehrzahl ihrer Angehörigen nicht im Stande, ihre 
5 Charaktereigenthümlichkeiten, die fie während mehrerer Jahrtauſende 
SE treu bewahrt haben, in wenigen Jahrzehnten oder Jahrhunderten 
„ abzulegen. Der Verſuch, durch Aufhebung aller Schranken eine 
a Einigung rejp. Vermiſchung beider Völker herbeizuführen, der bei 


S der Germaniſierung ſlaviſcher Völkerſchaften jo herrliche Früchte ge⸗ 
tragen hat, iſt vollſtändig geſcheitert. Die Semiten haben ihre 


5 Gleichſtellung nur dazu benutzt, das germaniſchen Volk finanziell 
z zu knechten, ſittlich und politiſch zu korrumpieren, um ſich dadurch 
= zur herrſchenden Nation zu machen. Diejenigen Semiten, welche 
E ſich durch Religionswechſel anſcheinend dem deutſchen Volke an=- 
f: ſchloſſen, haben am allerſchädlichſten gewirkt. Da die Germanen 
r Träger der höchſten Kulturgedanken find, jo haben ſie nicht nur 
4 das Recht, ſondern auch Gott und der Menſchheit gegenüber die 


geheiligte Pflicht, dem Wirken der kulturfeindlichen, paraſitiſchen 
jüdiſchen Nation ein Ende zu machen.“ 
Deutſches Volk! Das Schickſal hat offenbar noch Großes mit dir 
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Erfüllung deiner geſchichtlichen Miſſion. 
Deutſche, leſt die Hermannsſchlacht von Kleiſt, leſt ſie mit 
Verſtändnis für die Gegenwart, und laßt Euch dadurch begeiſtern⸗ 


N im Schilde, das zeigt die Entwickelung der letzten Jahre. Der große 
= Moment, deine eigentliche Aufgabe zu erfüllen, ijt gekommen, ver- 
E geſſe ihn nicht. Was ich in erſter Linie erſtrebe, die Beſeitigung 
8 ves Judentums, ift nur die durchaus nötige Vorbedingung für die 
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für Eure Pflicht, der ſich kein wahrhaft deutſcher Mann fernerhin 
en kann. Ich ſchließe mit einem Götheſchen Wort aus Fauſt, 
Teil II: 


Was euch nicht angehört, 
Müſſet ihr meiden, 

Was euch das Innere ſtört, 
Dürft ihr nicht leiden, 
Dringt es gewaltig ein, 
Müſſen wir tüchtig ſein; 
Führet herein. 


Wendet zur Klarheit 
Euch liebende Flammen! 
Die ſich verdammen, 
Heile die Wahrheit; 
Daß ſie vom Böſen 
Froh ſich erlöſen, 

Um in dem Allverein 
Selig zu ſein. 
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Votwotl. 


Die Bankfrage iſt eine Weltkulturfrage und bildet zugleich einen 
weſentlichen Beſtandtheil der heutigen ſozialen Frage. Sie iſt eine 
Intereſſenfrage im weiteſten Sinne des Wortes. Sie iſt nicht nur 
intereſſant, und zwar höchſt intereſſant, für jeden Denkenden, ſon⸗ 
dern ſie reicht in ihren Conſequenzen auch in weit höherm Maße 
als man dies gemeinhin glaubt, bis in den Geldbeutel jedes Ein 
zelnen, ſelbſt der Aermſten hinein. 

Was man ſo Bankfrage nennt, iſt im Grunde weiter nichts 
als die Frage, ob wir auch fernerhin, wie leider bisher, unſern 
deutſchen Notenbankern ein jährliches Nationalgeſchenk von 7—10 
Million Thaler gewähren wollen, ohne daß für uns auch nur die 
mindeſte Veranlaſſung dazu vorliegt. 

Es handelt ſich nämlich bei der ſogenannten Bankfrage ı um 
ein ganz außerordentliches Privilegium und zwar um das Privile⸗ 
gium des Geldmachens in Form von Banknoten. 

Unglaublich faſt, und dennoch wahr iſt es, daß es bis dahin 
möglich war, die Natur dieſes Privilegiums wenigſtens dem Auge 
der großen Menge und ſelbſt unſerer Gebildeten faſt völlig zu ver⸗ 
decken. | 

An und für ſich ift es jedem Unbefangenen klar, daß nur der 
Staat das Recht haben darf, Geld zu machen. Daß auch die Bank⸗ 
note weiter nichts iſt als Papiergeld, würde ſchwerlich jemals einem 
Menſchen zu beſtreiten eingefallen ſein, wenn die Notenbanker nicht 
ihren ganzen weitgreifenden Einfluß namentlich in der Tagespreſſe 
aufgeboten hätten, einen ſolchen Wuſt von Sophiſtik über die an 
ſich einfache Angelegenheit zu verbreiten, daß es in der That nach— 


Vill 


gehends Mühe foftete, wenn man fic) durch das mit Kunſt gehäufte 
Brimborium von Sophiftereien, bis zu dem klaren Kerne der Sache 
durcharbeiten wollte. — Namentlich tverfuht man immer wieder 
die lächerliche Behauptung zu pouſſiren, die Banknote ſei ein 
Wechſel, während doch jeder Kaufmann weiß, daß der Wechſel 
Zinſen koſtet, die Banknote dagegen deren einträgt. 


Wer für 3 Million Thaler Banknoten ausgiebt, und für eine 
Million Baar, für 2 Million dagegen zinstragende Papiere oder 
Wechſel, hinterlegt der bereichert ſich einfach auf allgemeine Koſten 
um den Ertrag der 2 Million Thaler, für welche kein baares Geld 
hinterlegt wird: — darüber hilft keine Sophiſtik hinweg. 

Solche nicht in Baar gedeckte Banknoten haben wir jetzt in 
Deutſchland über 106*) Million Thaler und man berechnet, daß 
die Notenbanker aus dieſem Privilegium eine jährliche National⸗ 
ſchenkung von 7—10 Million Thalern gewinnen. 

Daß eine regelmäßige Privilegienſchenkung von dieſem Betrage, 
ſich in Form einer fühlbaren Vertheuerung aller Bedürfniſſe und 
einer Beeinträchtigung aller Löhne und Gehalte, alſo in Summa 
als eine indirekte Steuer auf die Geſammtbevölkerung abwälzt, dürfte 
jedem Unbefangenen ſehr klar erſcheinen; und daß überdies Pri⸗ 
vilegien ſolcher Art und ſolchen Umfanges die ſchlimmſten Folgen 
und Gefahren involviren, iſt zwar wohl nicht zu beſtreiten, wird 
aber anſcheinend doch nicht hinreichend beachtet. 

Es liegt auf der Hand, daß ein ſo ungeheures Privilegium 
nicht nur von den Privilegirten mit allen Mitteln zu ſchützen und 
zu erhalten geſucht wird, ſondern es liefert auch das Privilegium 
ſelbſt, den Privilegirten reichlich die Mittel, den Kampf, in welchem 
ſie den Intereſſen des Geſammtpublikums gegenüber ſtehen, bereits 
mit Uebermacht zu führen. Dieſer gewaltige Intereſſenkampf iſt 
von um ſo größerer Bedeutung, als die Inhaber des Notenprivile⸗ 
giums zugleich auch noch Inhaber oder Mitintereſſenten anderer Pri⸗ 
vilegien ſind: — es ſind dies Steu erprivilegien und ganz be⸗ 
ſonders auch die Actien⸗Geſellſchafts-Privilegien, unter wel- 


*) Wir haben in Deutſchland 4,7, in England 3,5 und in Frankreich 1,3 
Thaler Papier auf den Kopf der Bevölkerung laut bundeskanzleramtlicher Sta⸗ 
tiſtik. ö i 
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chen letztern wiederum die Eiſenbahn-Actiengeſellſchafts— 
Monopole beſonders hervorragen. — Es iſt ganz weſentlich die 
internationale Bankokratie, welche ſich im Beſitze dieſer ungeheuren 
Privilegien befindet und mittelſt des Actiengeſellſchaftsſyſtems, ſelbſt 
unſere höhern Geſellſchaftsklaſſen in großem Umfange zu Mitinte⸗ 
reſſenten an dieſer koloſſalen Ausbeutungswirthſchaft gemacht hat. 

Wir haben es bereits anderweit ausgeſprochen, daß wir in 
dem hier angedeuteten Zuſammenhange die eigentliche und wirkliche 
Urſache jener Erſcheinungen ſehen, welche die civiliſirte Welt heute 
als die ſogenannte „ſoziale Frage“ beſchäftigen und in Beſorgniß 
erhalten. — Die Sozialiſten behaupten Ausbeutung der Arbeit 
durch das Großkapital, ſie ſuchen aber, und ſo auch Carl Marx 
und Laſſale, die Urſache dieſer Ausbeutung am ganz verkehrten 
Ort und ſchlagen deshalb auch ganz verkehrte, utopiſtiſche Mittel 
zur Abhilfe vor. Die Gegner der ſozäliſtiſchen Theoretiker 
haben es meiſt leicht genug, die Irrwege nachzuweiſen, auf welchen 
ſich der Grübelſinn der Sozialiſten bewegt. Nun wird aber auch 
nach dieſer Seite hin wieder ein Trugſchluß gemacht. Man dedu⸗ 
zirt nämlich, was die Sozialiſten als theoretiſchen Beweis für die 
Ausbeutung der Arbeit durch das Großkapital vorbringen, iſt erweis⸗ 
lich falſch, ergo geht alles mit natürlichen und richtigen Dingen 
zu, und es iſt Unſinn von einer Ausbeutung der Arbeit durch das 
Renten⸗Capital ſprechen zu wollen. 

Nun findet aber dennoch eine ſolche Ausbeutung der Arbeit, 
und zwar nicht nur der ſogenannten Lohn⸗Arbeit, ſondern aller 
Arbeit überhaupt durch das Großkapital wirklich und erweislich 
ſtatt. Die Uebelſtände im Gefolge dieſes Ausbeutungsſyſtemes 
häufen fih thatſächlich ins Ungeheure. Nur hat man bisher die: 
Urſachen nicht richtig geſehen und in Folge deſſen von keiner Seite 
die richtigen Heilmittel vorgeſchlagen, ja die Gegner der Sozialiſten 
ſind zum Theile ſo weit gegangen, das Uebel ſelbſt zu leugnen 
und zu beſtreiten, weil ſie nach den Urſachen deſſelben vergebens 
uchten. 

Das Uebel iſt inzwiſchen ganz unzweifelhaft da, und zwar in 
koloſſalem Umfange, der täglich wächſt. Die Urſache des Uebels 
iſt aber keine andere, als die unſinnigen Privilegien des Großkapi⸗ 
tals, mittelſt deren es ermöglicht wird, eine wirkliche Ausbeutung 
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der Arbeit, und zwar aller Arbeit im größten Umfange, bis hin⸗ 
auf zum preußiſchen Geheimen Rathe, ja bis zum Miniſter ſyſte⸗ 
matiſch ins Werk zu ſetzen. 

Wir ſchätzen den direkten Ertrag der vereinigten unnatürlichen 
Noten⸗, und Steuer: und Actiengeſellſchaftsprivilegien in Deutſchland 
allein auf 50 bis 60 Million Thaler jährlich. Um dieſen Betrag 
wird nicht nur die Arbeit, in Form von Lohn- und Gehalts: rc. 
Schmälerung und in Form von Vertheuerung der Lebensbedürfniſſe 
beeinträchtigt, ſondern es erwächſt aller Arbeit, es erwächſt dem 
Staate, es erwächſt der modernen Culturentwickelung noch weit 
größerer indirekter Schade, ja eine wirkliche drohende Gefahr, letz⸗ 
teres namentlich durch den Aktienſchwindel, deffen unheilvolle Wir- 
kungen in immer erſchreckenderer Weiſe hervortreten, und bereits 
für ſich allein eiue ſoziale Frage von der weitgehendſten Bedeutung 
bilden. 

Man nehme die Privilegien hinweg, ſo iſt zwar nicht Alles, 
aber doch das bei Weitem Nöthigſte und Wichtigſte geſchehen, um 
unſere ſoziale Entwickelung wieder in die naturgemäßen Bahnen 
zu lenken. Man wird dann leicht finden, daß es eine Thorheit iſt 
an dem Erbrechte rütteln zu wollen, welches ein gottgeſetztes natürliches 
„Recht iſt und welches wir durch keine künſtliche Ordnung der Dinge 
zu erſetzen vermögen. Nicht das Erbrecht kumulirt unnatürlichen 
Reichthum, ſondern die thörigten Privilegien des Rentenkapitals. 
Sagt doch ſelbſt ein Wort im Volksmunde: „Reichthum bleibt 
nicht in der dritten Generation.“ Nach Beſeitigung der Privilegien 
wird es dann auch weiterhin keinem Menſchen mehr einfallen, an 
eine gleiche Auftheilung alles Eigenthumes und namentlich des Grund— 
‘eigenthumes zu denken; die Arbeit wird in der Lage fein, ihre natür- 
lichen Anſprüche ſich gleichſam von ſelbſt erfüllen zu ſehen und eine 
ſoziale Frage wird überhaupt weſentlich nicht mehr exiſtiren, oder 
doch mehr und mehr zu exiſtiren aufhören. 

Es dürfte ſich auch hier wieder der Grundſatz bewahrheiten, 
daß man vor Allem die Urſache eines Uebels richtig ſehen muß, 
wenn man die richtigen Mittel zur Heilung finden will. Man wird 
uns vielleicht das Verdienſt zugeſtehen, dies zuerſt im vollen Um⸗ 
fange der ernſten Frage gethan zu haben. Es bliebe zuletzt auch 
noch auf jene Elemente einer unnaturgemäßen Kapitalbewegung 
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und Störung der natürlichen Entwickelung hinzuweiſen, welche das 
heutige Staatsſchuldenweſen und das Verhältniß der produktiven 
zu den unproduktiven Ausgaben in den Staatsbudgets involviren. 
Auch hier it noch ein Stück der jozialen Frage zu löſen, wie wir 
dies in unſern „Zeitfragen“ zu zeigen verſuchten. 

Zunächſt haben wir es mit zweien Fragen jenes eben um⸗ 
ſchriebenen Complexes ſozialer Erſcheinungen zu thun, — mit zweien 
Fragen, welche für jetzt am meiſten zur Löſung drängen, es ſind 
dies die Eiſenbahn- und die Bankfrage. 

Der Eiſenbahnfrage haben wir eine Reihe von Arbeiten 
gewidmet, welche zum Theile im Buchhandel erſchienen ſind, zum 
Theile in dieſem Augenblicke ſich unter der Preſſe befinden. Der 
Bankfrage gilt das hier vorliegende Buch. Die Act iengeſell— 
ſchafts-Frage in ihrem größern Zuſammenhange hoffen wir in 
einer beſondern Arbeit eingehend zu behandeln. 

Eine Erſcheinung der ernſteſten Art iſt der Einfluß, welchen 
die meiſtbegünſtigten Privilegien⸗Inhaber in kaum glaublicher Aus- 
dehnung auf die öffentliche Preſſe, namentlich die Tagesblätter be- 
reits zu üben im Stande ſind. Dieſer Einfluß geht thatſächlich 
ſchon fo weit, daß die große Mehrzahl ſelbſt der bedeutenderen fo- 
genannten „liberalen“ und „unabhängigen“ Zeitungen durchaus mehr 
die Intereſſen der Privilegieninhaber, als die der misera contribu- 
ens plebs wahrzunehmen ſich berufen fühlen. Man würde ſich 
durchaus täuſchen, wenn man glaubte, in unſern großen Tages- 
blättern eine unbefangene Würdigung der Bankfrage, ein ehrliches 
Bemühen um Aufklärung ihrer Leſerkreiſe über den Kern der Frage, 
ein energiſches Ankämpfen gegen das gemeinſchädliche Notenprivi⸗ 
legium und eine kräftige Wahrung der großen Geſammtintereſſen 
zu finden. | 

Im Gegentheil begegnet man da meiſt einer gewiſſen Scheu 
dieſe Privilegienfragen zu berühren. Den ausgedehnteſten Leſer 
kreiſen, welche ihr Wiſſen über Tagesfragen faſt nur aus der Tages 
preſſe ziehen, werden dieſe Fragen förmlich todt geſchwiegen und wo 
ein Eingehen auf dieſelben unerläßlich wird, da geſchieht es mit 
grundſätzlicher Umgehungund künſtlicher Verſteckthaltung des Intereſſen⸗ 


¥) „Zeitfragen-Beiträge zur Löſung ſtaats⸗ und volkswirthſchaftlicher Fragen 
der Gegenwart“ von F. Perrot. Roſtock 1871. 
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Kernpunktes, welcher das einzige Hinderniß einer vernünftigen und 
gerechten Regelung der Frage bildet. Ja unſere ſogenannte libe- 
rale“ Großpreſſe plaidirt ſogar geradezu für die Erhaltung der 
Privilegien, ohne Rückſicht auf das Geſammtſtaatsintereſſe und die 
Forderungen der gleichwägenden Gerechtigkeit. — Leider ſtehen die 
Dinge bereits ſo, daß die Tagespreſſe im bedenklichſten Um⸗ 
fange von den privilegirten Kreiſen direkt und indirekt abhängig 
geworden iſt. — Auch haben die privilegirten Kreiſe, in richtiger 
Erkenntniß der Macht der Preſſe, für eine geſchickte, ſyſtematiſche 
Vertretung ihrer Intereſſen in derſelben umſichtig Sorge getragen. 

In dem Leitartikel ihrer Nr, 64 vom 4. März c. beſpricht 
z. B. die „Köln. Ztg.“ die Bankfrage. Sie würde auch jetzt noch 
geſchwiegen haben, wenn die Veranlaſſung nicht von außen nöthigend 
an fie herangetreten wäre. Die „Köln. Ztg.“ verkennt nicht, daß 
nur das Monopol⸗Cliquenintereſſe und feine Macht, die einfache, 
natürliche und naheliegende Löſung der Bankfrage verhindert: 
„Wir möchten glauben“ — ſagt ſie — „daß die Feſtſtellung 
einer beſchränkten Maximal ſumme der nicht vollgededten 
Noten, nach Art der Vorſorge der Peels-Akte, genügen 
möchte. Jedenfalls würde die letztere Löſung ſchonender 
ſein für beſtehende Intereſſen, mit welchen zu rechnen iſt 
und die auf eine mögliche Berückſichtigung auch einen voll— 
gültigen Anſpruch haben.“ 

Die „Kölniſche Ztg,“ wünſcht alfo das Privilegium der Bereiche: 
rung Einzelner ohne Arbeit auf Koſten Aller zwar beſchränkt, aber 
nicht beſeitigt zu ſehen. Sie wünſcht die Beſchränkung offenbar 
nur, damit nicht durch überſtürzenden Mißbrauch des Privilegiums 
die Henne ſelbſt getödtet werde, welche die goldenen Eier legt. Die 
„beſtehenden Intereſſen,“ welche die „Köln. Ztg.“ ſo ſanft zu 
ſchonen wünſcht, ſind natürlich nicht die der misera contribuens 
plebs. Von dieſen ſpricht hierbei das „liberale“ Blatt gar nicht. 
In Geldſachen hört, wie es ſcheint, nicht nur die Gemüthlichkeit,“ 
ſondern auch der „Liberalismus“ auf. 

Und was den „vollgültigen Anſpruch“ auf „mögliche Scho⸗ 
nung“ jener „beſteh enden Intereſſen“ betrifft, „mit welchen 
zu rechnen iſt,“ ſo giebt die „Köln. Ztg.“ zwar nicht an, worin 
die „Vollgültigke it“ dieſes Auſpruches beſteht, wir erinnern uns 
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jedoch einer Correſpondenz, welche dieſelbe „Kölniſche Ztg.“ in ihrem 
Blatte vom 4. Januar 1870 brachte, welcher vielleicht über die 
„Vollgültig keit“ jener Anſprüche einigen Aufſchluß zu ertheilen 
geeignet iſt. — Wir haben jene Correſpondenz der „Köln. Zeitg.“ 
aufbewahrt. Sie lautet folgendermaßen: 

Aus dem Großherzogthum Heſſen, 31. Dezember. Die 
geſtrige Sitzung der Zweiten Kammer, in welcher über die von der 
Regierung gewährte Erweiterung der Conceſſion der Bank ſür Süd⸗ 
deutſchland berathen wurde, war eine ſehr erregte, und daß man 
Seitens der Regierung ein großes Gewicht auf die Entſchließung 
der Kammer in dieſer Sache legte, zeigte ſchon der Umſtand, daß 
ſowohl der Miniſter⸗Präſident Herr v. Dalwigk wie der Finanzmini⸗ 
ſter v. Schenk und der Geh. Staatsrath v. Bechtold in der Sitzung 
erſchienen, während es ſonſt Regel iſt, daß die Regierung, wenn, 
wie hier, über Anträge von Mitgliedern der Kammer verhandelt 
wird, unvertreten bleibt. Geſtern war offenbar das Mißtrauen, 
welches man in der Sitzung hegte, daß die Erweiterung 
der Conceſſion der Bank für Süddeutſchland mit Gegen— 
leiſtungen, welche nicht dem Lande, ſondern einzelnen 
Perſonen gutgekommen wären, erreicht worden ſei, von 
beſonderer Bedeutung. Man erinnerte ſich der früheren Vorkomm⸗ 
niſſe. Bei Gründung der Bank für Süddeutſchland ſchon hatte 
ſich eine Differenz zwiſchen den Angaben über den erlöſten Preis 
der von der Regierung übernommenen 2000 Actien und des Courſes 
zur Zeit des Verkaufs derſelben von etwa 7⸗— 11,000 Fl ergeben, 
welche Erörterungen veranlaßt hatten, und wenn man auch dieſen 
Punkt nach den ertheilten Erläuterungen nicht weiter verfolgte, ſo 
blieb doch bis jetzt eine andere Differenz, welche ſich bei der dritten 
Actien⸗Emiſſion der affiliirten Bank für Handel und Induſtrie 
im Jahre 1857 zeigte, noch unaufgeklärt. Damals hatte der 
Verwaltungs rath dieſer Bank von den Actionären in der 
General-Verſammlung vom 20. Januar 1857 fünf Millio- 
nen Gulden Actien der Direction al pari zur Verfügung 
geſtellt, „um dieſelben zur Erfüllung von der großherzogl. 
Regierung gegenüber übernommenen Verbindlichkeiten 
zu verwenden“. Unterm 28. Februar 1857 machte dann die 
Direction der Bank bekannt, daß fie hiervon „circa“ 1½ Million 
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verwerthet und mit dem erzielten Agiogewinn die gegen die groß: 
herzogl. Regierung eingegangenen Verbindlichkeiten gedeckt“ habe 
und beſtätigte dies in der Generalverſammlung vom 4. Mai 1857, 
indem dort ganz beſtimmt 6000 Actien, gleich 1½ Millionen Gulden 
(nicht mehr circa), als hierzu verwendet bezeichnet wurden. Man 
berechnete damals nach dem Cours dieſer Actien in der 
Zeit vom 20. Januar bis 28. Februar 1857, daß dieſelben 
einen Gewinn von 357,000 Fl. mußten ertragen haben, 
während das Miniſterium für die Staatskaſſe nur 250,000 
Fl. in Rechnung brachte. Auf dem 17. Landtage, wo hier— 
über Rechnung abzulegen war, ſuchte Herr v. Dalwigk 
der Sache Anfangs dadurch aus dem Wege zu gehen, daß 
er in einem Schreiben vom 20. Februar 1863 dem Referenten 
im Finanzausſchuß dies als eine „reine innere“ Angele- 
genheit der Bank bezeichnete, ſpäter geſtand er aber, nach 
den Mittheilungen der Mitglieder des Finanzausſchuſſes 
in einer Auſchußſitzung zu, daß allerdings außer 250,000 
Fl. weitere 100,000 Fl., aber nicht in die Staatskaſſe, ge— 
zahlt worden wären; er nannte ſogar, wie dieſe Mitglie— 
der verſichern, den Namen des Empfängers, der ſich der 
Beſprechung entzieht, und in der Sitzung vom 10. Novem— 
ber 1863 theilte der Geh. Staatsrath v. Bechtold ein nach 
einigem Wiederſtreben dem amtlichen Protokoll einver: 
leibtes Actenſtück mit, in welchem zugegeben wird, daß 
350,000 Fl. wirklich bezahlt worden ſeien; er verſicherte 
aber wiederholt, nur 250,000 Fl. feien davon in die Staats- 
kaſſe gefloſſen und erklärte wörtlich: „Dagegen bin ich 
nicht in der Lage, über die weiter von der Bank bezahl— 
ten 100,000 Fl. Auskunft zu ertheilen; nur die Verſiche— 
rung kann ich geben, daß eine Stipulation hierüber 
zwiſchen dem Miniſterium und der Bank nicht Statt ge— 
funden hat.“ (S. 39 des 61. Prot.) Die Vertheidigung der 
Regierung beſchränkte ſich damals nur darauf, daß nicht mehr, alſo 
nicht noch weitere 758,000 Fl. gegeben worden feien; fie befriedigte 
aber ſo wenig, daß die Zweite Kammer mit allen Stimmen damals 
das Erſuchen um Einleitung einer Unterſuchung zur Aufklärung 
des erwähnten Widerſpruchs beſchloß. Die erſte Kammer vermied 
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eine Beſchlußfaſſung hierüber und auch der Landtags⸗Abſchied ſchwieg 
darüber. Das Mißtrauen der jetzigen Kammer hat daher einen 
ſehr greifbaren Grund, der mehr oder weniger verblümt in der 
geſtrigen Debatte hervortrat, während Herr v. Dalwigk den Muth 
hatte, zu behaupten, damals, im Jahre 1863, ſei jener Vorfall be⸗ 
reits genügend erläutert worden. Er provocirte damit freilich den 
Widerſpruch des damaligen Referenten im Finanzausſchuß, K. J. 
Hoffmann, und des anderen Ausſchußmitgliedes Bolhard. Mit die⸗ 
ſem Hintergrunde find die Beſchlüſſe der geſtrigen Sitzung leich— 
ter verſtändlich. Bemerkenswerth aber iſt bei denſelben, daß 
die Kammer mit allen Stimmmen ihre Hoffnung auf den 
Norddeutſchen Bund und auf das Zuſtandekommen des 
dort zu erlaſſenden Geſetzes ſetzte, daß hierbei eben jo 
die ultramontane Partei, wie die demo kratiſche die 
Hülfe von dort erwartete, und daß dies geſchieht, ob— 
wohl der Sitz der Bank in Südheſſen ſich befindet, wo 
zur Zeit die Geſetze des Norddeutſchen Bundes noch nicht 
durch die Publikation im Bundesgeſetzblatte Geltung 
erlangen. Es gibt eben Zuſtände, deren Heilung nur zu 
erwarten iſt von dem größeren Staate, in dem kleinen 
entziehen ſie ſich theils der Beachtung, theils ſind die 
Kräfte der ſie Aus beutenden ſtärker, als die der Abhilfe— 
ſuchenden. In ſolchen Situationen überwältigt die rich— 
tige Erkenntniß auch die Widerſtrebenden, und ſo feierte 
denn auch der Norddeutſche Bund geſtern den nicht ge— 
ringen Triumph der allſeitigen Anerkennung in der heſ— 
ſiſchen Zweiten Kammer. 

Soweit die „Kölniſche Ztg.“ vom 4. Januar 1870. 

Das alſo ſind die Intereſſen, welche die „Köln. Ztg.“ heute ver⸗ 
tritt. Daß dieſelben „auf eine mögliche Berückſichtigung auch 
einen vollgültigen Anſpruch haben,“ ſcheint aus der Mit⸗ 
theilung allerdings hervorzugehen. Das deutſche Publikum aber 
wolle urtheilen, wie dieſe vortreffliche „liberale“ Groß⸗Preſſe ſeine 
Intereſſen wahrnimmt. | 

Die „Köln. Ztg.“ hat kürzlich, aus Anlaß des berüchtigten Prozeſſes 
Janvier de la Motte hohe Worte ſittlicher Entrüſtung tönen laſſen. 
Wenn unſer „Liberalismus“ ſich nicht höher aufſchwingt, als bis 
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zu der „zahlungsfähigen Moral“ der „Köln. Ztg.“ jo wird es feine 
Schuld nicht ſein, wenn wir ähnlicher Verſumpfung entgehen, wie 
ſie einen Proceß Janvier de la Motte möglich machte. Denn es 
war zu allermeiſt die Demoraliſation im Gefolge der Geld-Privi- 
legien⸗Wirthſchaft, welche Frankreich ſo heruntergebracht hat. 

Wenn das nicht noch rechtzeitig bei uns erkannt wird, gehen 
wir denſelben Weg: quod deus bene avertat. Kräftige Anfänge 
ſind leider bereits gemacht. 

Wir haben uns bemüht dieſem trüben Strome einen 
Damm entgegen zu wälzen. Das vorliegende Buch giebt Zeug⸗ 
niß davon, ſo weit es ſich um die Bankfrage handelt. Wir 
haben auch, ohne weitere Bemerkung die Polemik mit aufgenom⸗ 

men, welche Herr Dr. Al. Meyer, vielleicht nicht lediglich aus 
eigener Veranlaſſung, in ſeinem „Deut. Handelsbl.“ gegen uns ge⸗ 
richtet hat. Da Herr Dr. Alexander Meyer, Sekretär des Deut. 
Handelstages iſt und zugleich Mitglied der Bank⸗Commiſſion des⸗ 
ſelben, welche aus einigen 20 Bankdirektoren beſteht, ſo iſt der. 
Artikel des Dr. Meyer vielleicht beſonders geeignet, die herrſchende 
Partei⸗Richtung in dieſer Frage zu charakteriſiren. 

Im Anhange haben wir theils die Ausführungen des deutſchen 
Handelstages und ſeiner Bankkommiſſion, ſowie der Notenbank⸗ 
Intereſſenten wiedergegeben, theils auch die bemerkenswerthe Arbeit 
des Reichstags⸗Mitgliedes Herrn G. D. Augspurg über die Bant- 
frage nebſt einer Analyſe der bekannten Broſchüre des Herrn v. Unruh 
über dieſelbe Frage und eines Vorſchlages von G. Hirth zur 
Conſolidirung des deutſchen Papiergeldes. — Wir hoffen ſo ein mög⸗ 
lichſt vollſtändiges Urtheilsmaterial über die Frage zuſammenge⸗ 
tragen zu haben. 

Roſtock, am Geburtstage des Fürſten Bismarck 1872. 

F. Perrot. 


Zwölf Theſen zur Bankfrage. 


| Durch den Artikel 4 der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes ift 
die geſetzliche Regelung des Bankweſens der Competenz des Bundes vor- 
behalten, und der Bund ſchickt ſich an, ſeiner diesfallſigen Aufgabe näher 
zu treten. 

Die Bedeutung des Bankweſens für die wirthſchaftliche Geſammtent⸗ 
wickelung bedarf nicht der Erläuterung. Dagegen muß von vornherein 
conſtatirt werden, daß eine wiſſenſchaftlich fundirte, allgemein anerkannte 
Theorie des Bankweſens bis jetzt nicht exiſtirt, vielmehr die Anſichten in 
dieſer Materie ſo disparat und unvermittelt einander gegenüberſtehen, wie 
irgend möglich. 

Während nun einerſeits die vom Bunde ausgehende, geſetzliche 
Regelung des Vankweſens vorausſichtlich auf lange hinaus vom tief eim- 
ſchneidenſten Einfluſſe auf die wirthſchaftliche Zukunft Deutſchlands ſein wird, 
muß man ſich andererſeits wohl mit Beſorgniß fragen, ob es auch gelingen 
werde, in kurz geſteckter Friſt aus einem faſt unentwirrbar ſcheinenden 
Chaos von Anſichten die allein heilſame wirthſchaftliche Wahrheit heraus⸗ 
zudeſtilliren. 

Um zunächſt die Discuſſion über den Gegenſtand anzuregen, hat der 
Ausſchuß des deutſchen Handelstages im Februar 1870 einige Theſen 
drucken laſſen, welche Herr Dr. A. Meyer aufgeſtellt hat. Zugleich bemerkt 
aber der Ausſchuß des Handelstages ä daß er ſich die gedachten 
Theſen keineswegs aneigne. 

Es ſei nun geſtattet, den Theſen des 9 Dr. Meyer Antitheſen 
gegenüber zu ſtellen, welche die Reſultate eingehenden Studiums über den 
Gegenſtand enthalten. 

1) Es iſt ausſchließlich Sache des Staates, dem Verkehre nicht nur 
das metallene ſondern auch das papierene Circulationsmittel zu ſchaffen 


weil der Staat als ſolcher dies am beſten kann. 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 1 
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2) Die „Banknote“ ift ein Nothbehelf des Verkehrs. Als letzterer 
des papiernen Circulationsmittels bereits dringend bedurfte, verſtand der 
Staat ſeine Aufgabe noch nicht, — ſtatt ſelbſt dem Bedürfniß abzuhelfen, 
übertrug er ſeine Befugniß und ſeinen Credit hierzu an Private: — in 
manchen Fällen zwar übte er ſeine bezügliche Befugniß und Verpflichtung 
aus, leider aber der Art, daß er ſie völlig kopflos mißbrauchte. Denſelben 
Mißbrauch trieben übrigens auch die Privatbanken von der übertragenen 
Befugniß, meiſt wo ſie konnten. 

3) Jede „Banknote“ welche nicht durch Baarhinterlage, d. h. durch 
Münze gedeckt iſt, vermehrt die umlaufenden Circulationsmittel um den 
Betrag, auf welchen ſie lautet. Die Wirkung dieſer Vermehrung der 
Umlaufsmittel ift genau die einer öffentlichen Beſteuerung. Die Defi- 
nirung der „Banknote“ als einer Schuld iſt unrichtig. Die Ausgabe 
jeder nicht durch Baarmünze gedeckten „Note“ conſtituirt eine öffentliche 
Steuer in den Betrage, auf welchen ſie lautet, weil jede Vermehrung der 
Umlaufsmittel ihre Ausgleichung findet in einer entſprechenden Vermin⸗ 
derung der Durchſchnittskaufkraft des Geldes, d. h. mit anderen Worten, 
in einer entſprechenden Steigerung der Durchſchnittspreiſe. — Eine ſolche 
Beſteuerung iſt natürliches Regal des Staates und muß es bleiben. Der 
Staat darf fic) ohne Nachtheil für die Geſammtheit dieſes Regales nicht 
zu Gunſten von Privaten entäußern. 

4) Jede nicht durch Baar gedeckte „Note“ einer Bank vermehrt daher 
den Betriebsfonds der Bank um den Betrag, auf welchen ſie lautet und 
iſt nichts mehr und nichts minder, als von der Bank creirtes, vorher nicht 
dageweſenes „Geld.“ Und wenn Herr Max Wirth in ſeinem „Handbuch 
des Bankweſens“ allerneueſtens ſchlußfolgert: „Es gibt keinen principiellen 
Unterſchied zwiſchen Banknoten und Staatspapiergeld“, ſo dürfte dieſer 
Satz noch ſchärfer dahin zu faſſen fein: „Zwiſchen nicht durch Baar- 
hinterlage gedeckten „Noten“ und „Staatspapiergeld“ exiſtirt 
für den Verkehr kein principieller Unterſchied.“ 

5) Aus Vorſtehendem ergibt ſich genau, welchen Steuerbetrag die 
Noten⸗Emiſſion den Banken einbringt und es iſt dies eine Steuer, welche 
faſt ohne Erhebungskoſten einkommt. Wir beſitzen hierin zugleich die 
Erklärung der bis jetzt nicht hinreichend gewürdigten Thatſache, daß die 
Thätigkeit aller capabeln Financiers ſich mit ſolcher Vorliebe der Grün⸗ 
dung von Notenbanken zuwendet, wo der Staat dieſer Vorliebe nicht 
beſtimmte Grenzen ſetzt. — Es iſt klar, daß das aus der Noten⸗Emmiſſion 
für die Bank reſultirende Steuereinkommen um ſo größer iſt, je höher 
ſich der Betrag der nicht durch Baar gedeckten Noten ſtellt, daher die 
Tendenz aller Notenbanken — möglichſt viel Noten — bei miglidft 
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geringer Baardeckung zu haben. — Das „ſpröde“ Verhalten der pren- 
ßiſchen Berwaltungspraris in Ertheilung von Conceffionen für Bettel- 
banken beruht wohl auf einem unklaren Gefühl dieſes Sachverhaltes und 
kann nur gelobt werden. 

6) Die Ertheilung der Befugniß zur Noten⸗Emiſſion an Private 
conftituirt nach dem bisher Erörterten allerdings eine vom Staate ſancti⸗ 
onirte Einrichtung, welche eine unmotivirte Häufung von Capital in be⸗ 
vorzugten Händen herbeiführt. Die Notenbanken wirken auf eine nicht 
naturgemäße und daher nicht zu rechtfertigende Capitalanhäufung in Privat⸗ 
händen hin, indem das in der Notenemiſſion enthaltene Steueraufkommen 
größtentheils faſt den Charakter einer öffentlichen Schenkung hat: — 
Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen dabei nämlich in gar keinem motivir⸗ 
baren Verhältniß. 

7) Die Notenerhmiffion ift überhaupt nicht als Bankgeſchäft anzu- 
ſehen. — Das papierne Circulationsmittel, welches der Verkehr erfahr⸗ 
ungsmäßig abſolut bedarf, muß demſelben und darf ihm ganz allein 
vom Staate geſchaffen werden. Der Staat creirt zu dem Ende einfach 
„Papiergeld“. Dies Papiergeld conſtituirt ganz ebenſo, wie die „Bank⸗ 
noten“ eine Steuer, nicht eine Schul d. Der Vorgang iſt einfach dieſer. 
Die Staatsbewohner kommen überein, ihre Circulationsmittel um den 
Betrag des Papiergeldes, welches der Verkehr bedarf, zu vermehren; da⸗ 
durch erhöht ſich momentan das Staatseinkommen um den Betrag des 
creirten Papieres; dafür ſinkt aber allmählig die Kaufkraft des Geldes 
entſprechend und wirkt dadurch als allgemeine Steuer. 

8) Die Erfahrung lehrt, wie Max Wirth in ſeinem neuen Handbuch 
des Bankweſens ſchließt, daß „die regelmäßige Einlöſung der Banknoten 
an der Caffe beim Staatspapiergeld durch die Annahme in Zahlungsſtatt 
an den Staatskaſſen reichlich erſetzt wird.“ 

9) Eine „Staatsbank“ iſt daher in keiner Weiſe rde — 
Die Erfahrung zeigt zwar, daß vorſichtig und verſtändig geleitete Staats⸗ 
banken relativ ganz gute Dienſte geleiſtet haben, indem ſie einerſeits wenig⸗ 
ſtens ein einheitliches Circulationsmittel in ihren Noten ſchufen, und 
andererſeits durch ihre gute Leitung an und für ſich relativ vortheilhaft 
wirkten. Darum bleibt aber nicht minder wahr, daß dieſe Staatsbanken 
Staats⸗ und Privatgeſchäfte in ebenſo unzuläſſiger Weiſe vermengen, wie 


die Privat⸗Zettel⸗Banken. — Es iſt nicht Sache des Staates, Bank⸗ 


geſchäfte zu treiben. Staatsbanken find alfo überhaupt 
principiell unzuläſſig. 
10) Die in der Bankfrage zur Zeit herrſchende Verwirrung wird 
zum allergrößten Theile dadurch verurſacht, daß man die Creirung des 
1 * 
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für den Verkehr erforderlichen Circulationsmittels mit den Bankgeſchäften 
vermengt, während beide an ſich ganz heterogene Dinge ſind. Sobald 
man beides trennt, kommt Klarheit in die verworrene Materie. 

11) Nicht nur das Conceſſionsweſen, ſondern auch die Normativbe⸗ 
dingungen werden durch dieſe Löſung überflüſſig, denn es unterliegt keinem 
Zweifel, daß das von der Noten-Emiſſion befreite Bankgeſchäft 
vollkommen freizugeben iff, — Die Frage der Actiengeſellſchaften 
hat ihre Löſung in einem größeren Zuſammenhange zu finden. 

12) Als Quinteſſenz vorſtehender Theſes ergäbe ſich daher Folgen⸗ 
des zur Bankfrage: 

a) Der Staat creirt das für die mechaniſche Bequemlichkeit des 

Verkehrs nothwendige papierne Circulationsmittel durch Ausgabe 
von Staatspapiergeld. 
bh) Alle Banknoten⸗Emiſſion hört auf. 
Ä c) Keine Staatsbank mehr. 
dq Völlige Freigebung des Bankgeſchäftes. 


Die Baulenquéte 
des bleibenden Ausſchuſſes des deutſchen Handelstages, 
reducirt auf die Frage: Was iſt eine Banknote? 


Der bleibende Ausſchuß des deutſchen Handelstages hat mittelſt 
Fragebogens eine Bankenquéte bei den deutſchen Bant- und Handelsplätzen 
veranſtaltet. Der Bericht über das Ergebniß dieſer Enquête liegt ge- 
druckt vor. 

Das Reſultat läßt ſich in einen einzigen Satz zuſammenfaſſen: von 
keiner Seite wird auch nur der leiſeſte Zweifel darüber erhoben, 
daß die Banknote an ſich die richtige Form des papierenen Cir⸗ 
culationsmittels ſei; — nur Roſtock (Dr. Witte) will die Bank⸗ 
note überhaupt beſeitigt und durch einfaches Staatspapiergeld er⸗ 
ſetzt wiſſen. 3 91% 

Bemerkt muß übrigens werden, daß auch der Fragebogen ſelbſt keine 
Frage enthält, welche darauf ſchließen laſſen könnte, daß der Verfaſſer 
deſſelben irgend an die mögliche wirthſchaftliche Berechtigung des Staats⸗ 
papiergeldes in Stelle der Banknote gedacht habe. 

Wer die Banknote als das richtige, wiſſenſchaftlich motivirbare und 
praktiſch am meiſten dienliche papierne Medium anſieht, kommt in die 
Lage, ſich ſelbſt und Anderen folgende Fragen beantworten zu müſſen: 

1. Weshalb kann und ſoll das Bankgeſchäft mates wie jedes Andere, 

völlig freigegeben werden? 

2. Was iſt beſſer und richtiger: eine Staatsbank, nur Privatbanken, 
oder beides zugleich? 

3. Da Niemand auch nur daran denken kann, Zettelbanken völlig 
freizugeben: — wie ift es denn mit den Conceſſionen oder Nor- 
mativbedingungen zu halten? 

4. Conceſſionen werden als großer Uebelſtand angeſehen, und man 
will jetzt ſtatt deren „Normativbedingungen“ einführen, aber für 
die Fixirung der Normativbedingungen gibt es ebenſo wenig 
ein ſicheres Princip, wie für die Conceſſionsbedingungen und die 
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Controle ift in beiden Fällen gleich mißlich und — wo die Ab⸗ 
ſicht einer Täuſchung der Controle vorliegt — gleich unwirkſam. 

Dieſe Fragen mit den ſich daran knüpfenden Nebenfragen führen in 
ein vollſtändig unentwirrbares Labyrinth. Den Beweis für die Richtig⸗ 
keit dieſer Behauptung führt auf's Nachdrücklichſte wieder der Eingangs 
erwähnte Bericht über das Reſultat der Banfenquete. 

Die Enquête gibt uns eine Vielheit von Anſichten und Meinungen, 
welche — es kann mir nicht zur Laſt fallen, daß ich die Thatſache con⸗ 
ſtatire — welche, ſage ich, nicht wohl verworrener und widerſprechender 
ſein kann. 

Das iſt bis jetzt die letzte Conſequenz der Annahme, daß die Bank⸗ 
note das wirthſchaftlich richtige papierne Medium für den Verkehr ſei. 

Wenn ich nun im Widerſpruch mit ſämmtlichen Beantwortern 
des Fragebogens — Roſtock ausgenommen — die Banknote völlig 
abolirt und lediglich durch Staatspapiergeld erſetzt ſehen will, ſo bin ich 
mir der Mißlichkeit eines ſo iſolirten radicalen Widerſpruches vollkommen 
bewußt. Da ich aber meine Anſicht nicht leichthin, ſondern erſt auf Grund 
mühſamſter Studien und angeſtrengteſter Geiſtesarbeit gefaßt habe, da ich 
auch gegenwärtig nach reiflichſter Prüfung der hiſtoriſchen Thatſachen und 
des jetzt wieder vorliegenden Enquéte-Ergebniffes meine Anſicht nicht zu 
ändern vermag, vielmehr nur beſtärkt und beſtätigt finde, ſo fällt mir 
die äußerſt ſchwierige, vielleicht ſehr undankbare Aufgabe zu, faſt allein 
gegen eine allgemein acceptirte, überdies durch mächtige Privatintereſſen 
geſtützte Anſicht zu argumentiren. Wenigen Troſt gewährt es mir hierbei, 
daß ich meine Anſicht zwar von den notabelſten unſerer Nationalökonomen 
gebilligt weiß, daß dieſelben jedoch ein offenes Vorgehen in dieſem Sinne 
zur Zeit für unthunlich halten. 

Aus der Motivirung des zur Enquéte verwendeten Fragebogens 
— wie ſie in der „Denkſchrift des bleibenden Ausſchuſſes des 
deutſchen Handelstages: Ueber das Bankweſen“ enthalten iſt — 
ergibt ſich, daß der Fragebogen, ebenſo wie deſſen Beantworter und wie 
unſere meiſten Banktheoretiker, von der Anſicht ausgeht, daß die Bank⸗ 
note, wie ſich die Denkſchrift freilich vorſichtig genug ausdrückt, eine 
„Urkunde, ein Verpflichtungsſchein des emittirenden Inſtituts 
oder Individuums“ fer 

Die Banktheoretiker und jetzt zuletzt Max Wirth in ſeinem neueſten 
Handbuch des Bankweſens ziehen die Conſequenz noch präciſer; Wirth 
gibt als Quinteſſenz ſeines Handbuches: „Es gibt keinen principiellen 
Unterſchied zwiſchen Banknoten und Staatspapiergeld. Beide 
find Schuldſcheine.“ 
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Dieſe Definitive muß jedoch in folder Allgemeinheit für unzutreffend 
erachtet werden. — M. Wirth definirt zwar dieſe „Schuld“ näher als 
„Zwangsanleihe“. Es müßte aber auch hinzugefügt werden, daß nicht der 
Gläubiger Noteninhaber, ſondern das Geſammtpublikum der eigentliche 
Gläubiger iſt, und daß dieſer arme Gläubiger ſeinen Schuldner auch noch 
Zinſen zahlen muß, für das Geld welches er ihm leiht. 

Die Definition der Banknote als „Schuldſchein“ muß ich 
aber, aller enlgegenſtehenden Anſichten ungeachtet, für durchaus 
falſch halten und erklären: die Banknote iſt ihrem Weſen und 
ihrer Wirkung nach nicht ſowohl ein Schuldſchein der Emit— 
tenten, ſondern eine Beſteuerung der Staatsbewohner durch 
den Emittenten um denjenigen Notenbetrag, welcher ohne 
Baardeckung emittirt wird. 

Meine Gründe ſind folgende: 

Eine „Schuld“ ſetzt nothwendig vor aus die Idee einer Abtragung oder 
Tilgung der Schuld. Bei der Creirung von Banknoten iſt aber von 
einer Schuldentilgung überhaupt und gar nicht die Rede. 

Und woher bekommt der „Schuldner“ das Geld bei der Zettelemiſſion? 

Die angebliche „Schuld“ entſteht doch einfach nur ſo, daß der Noten⸗ 
emittent ſein eigenes Geld und damit den Geſammtbetrag des umlaufenden 
Geldes um den Betrag der ohne Baardeckung emittirten Noten vermehrt. 
Dadurch wird die Kaufkraft des circulirenden Geldvorrathes allmälig 
entſprechend vermindert. Da ſich dieſe Verminderung aber auf ein großes 
Reſervoir vertheilt, ſo wird ſie im Einzelnen kaum fühlbar, wenn die 
Emiſſion gewiſſe Grenzen nicht überſchreitet. | 

Die Bank vermehrt alfo ihr Geld um den Betrag der nicht in Baar 
gedeckten Noten und entnimmt dieſen Betrag auf dieſem nicht mehr unge⸗ 
wöhnlichen Wege aus der Taſche des geſammten Publicums, ohne daß 
auch nur im Entfernteſten die Idee vorläge, dieſe „Schuld“ jemals heimzuzahlen. 

Die ſogen. „Einlösbarkeit“ der Noten hat mit diefem „Schulb- 
verhältniſſe“ gar nichts zu ſchaffen. Das wäre ja überhaupt 
eine curioſe „Schuld“, welche trotz beſtändiger „Einlöſung“ 
immer auf demſelben Niveau bleibt. — Wenn man die Noten⸗ 
emiſſion als Contrahirung einer Schuld auffaſſen wollte, ſo müßte man 
ja doch vor allen Dingen bedenken, daß der Geldbetrag, um welchen die 
Bank durch die ohne Baardeckung emittirten Noten bereichert wird, nicht 
aus der Taſche der Noteninhaber, ſondern aus der Taſche des geſammten 
Publicums bezogen wird, daß alſo das Geſammtpublicum der eigertliche 
„Schuldner“ wäre, während freilich der Verluſt im Fall des Bankerots 
ſich auf die Noteninhaber concentrirt. 
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Da aber im gewöhnlichen Weg von einer Rückzahlung jenes Be- 
trags, welchen die Notenbank durch Emiſſion von Zetteln ohne Baar⸗ 
deckung — (id) verſtehe natürlich nur den Partialbetrag der emittirten 
Noten, welcher nicht durch Baar gedeckt iſt) — aus der Taſche des Publi⸗ 
cums bezieht, in keiner Weiſe die Rede ift und die Rede fein kann, 

ſo wirkt jede ohne Baardeckung emittirte Note nur 
als öffentliche Steuer zu Gunſten der Notenemit- 
tenten, 
quod erat demonstrandum. 

Die Beſteuerung iſt aber ein natürliches Staatsregal, deſſen Ueber⸗ 
tragung an Private nicht nur theoretiſch unzuläſſig, ſondern mit den größten, 
allerbedenklichſten Uebelſtänden in der Praxis verknüpft iſt. 

Der bedenklichſte Uebelſtand der Notenemiſſion durch Private iſt dieſer, 
daß dadurch in der That auf eine nicht naturgemäße, wirthſchaftlich gar 
nicht motivirbare Häufung von Capital in privilegirten Händen Hinge- 
wirkt wird, welche bei uns jetzt ſchon ſeitens der Landwirthſchaft als eine 
ungerechte Capitalentziehung und Creditvertheuerung empfunden und be⸗ 
kämpft wird und ſeiner Zeit zu noch weit bedenklicheren Conſequenzen 
führen müßte. l 

Nicht durch Baar gedeckte Noten 'emittiren, heißt einfach, 
auf Koſten der Geſammtheit für die eigne Taſche Geld machen; 
das darf ausſchließlich unr der Staat. Eine Uebertragung dieſer Be⸗ 
fugniß iſt völlig und thatſächlich gleichbedeutend mit einer einſeitigen, un⸗ 
gerechten und wirthſchaftlich verderblichen Monopolbevorrechtigung des 
mobilen großen Capitals. 

Die Beſeitigung der Banknoten durch Emiſſion von Staatspapier⸗ 
geld iſt freilich nur vortheilhaft in Staaten, in welchen die wirthſchaft⸗ 
liche Bildung ſo weit fortgeſchritten iſt, daß die Papiergeldpreſſe abſolut 
niemals mehr zur Befriedigung momentaner Staatsbedürfniſſe mißbraucht 
werden kann und darf, und müßte dieſe Bedingung erſtes conſtitutionelles 
Grundgeſetz des zu creirenden deutſchen Staatspapiergeldes werden. 

Beiläufig iſt damit zugleich die einzige radicale Löſung aller jener 
principiellen Fragen gegeben, um deren Beantwortung ſich der Inhalt 
der Fragebogen zur neueſten Bankenquéte ebenſo vergeblich bemüht, oder 
auch nicht bemüht, wie es bei allen Beantwortungen dieſer Fragen eben 
der Fall ſein muß; die Fragen ſind unbeantwortbar, weil ſchon die Frage⸗ 
ſtellung von falſchen Principien ausgeht und weil die Beantworter über 
daſſelbe falſche Princip nicht hinauskommen. 

Die ganze ſo überaus wichtige Angelegenheit löſt ſich aber einfach, klar 
und logiſch, ſobald man erkannt hat, daß die Banknote nicht eine 
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„Schuld“, ſondern eine Stener conftituirt. Die einfache Löſung aller 
bisher unlöslichen Fragen iſt alsdann folgende: 
1. Keine Banknoten mehr. 
2. Nur Staatspapiergeld neben dem Metallgelde. 
3. Staatsbanken ſind ebenſo überflüſſig als ſchädlich. 
4. Das Bankgeſchäft — NB. ohne Notenemiſſion — iſt 
völlig freizugeben. 
Der Uebergang aus dem gegenwärtigen Zuſtande zur Verwirklichung 
dieſer Sätze müßte freilich den Gegenſtand beſonderer ſorgfältiger Er⸗ 
wägung bilden. | 


® 


Das Geld, 
ſein Weſen und feine wirthſchaftlichen . 


Ein Beitrag 
zur Löſung der Bank⸗, Münz⸗ und Währungsfrage. 


I. 

Es tritt gegenwärtig an die Geſetzgebung des deutſchen Reiches die 
Aufgabe heran, das Geldweſen Deutſchlands zu regeln. Dieſe Regelung 
wird, auf wahrſcheinlich lange hinaus dem deutſchen Geldweſen ſeine Ge⸗ 
ſtaltung geben und die Bedeutung dieſer Neugeſtaltung wird vielleicht am 
beſten durch die Schwierigkeiten illuſtrirt, welcher die Beurtheilung der 


einſchlagenden Verhältniſſe unterliegt. — In den wichtigſten Fragen des 


Geldweſens hat es die Volkswirthſchaft eben noch nicht zur unbeſtreitbaren, 
wiſſenſchaftlichen Abklärung gebracht und bei den tiefeinſchneidenden Ein⸗ 
fluſſe, welchen das Geldweſen auf alle wirthſchaftlichen Verhältniſſe übt, 
ift eine Neugeſtaltung des deutſchen Geldweſens, welche nicht anf unum- 
ſtößlicher wiſſenſchaftlicher Baſis fußen kann, nothwendig mit oa aller⸗ 
größten wirthſchaftlichen Bedenken verknüpft. 

Die nachfolgenden Unterſuchungen gehen von der Abſicht aus, einen 
Beitrag zur Gewinnung dieſer unerläßlichen wiſſenſchaftlichen Baſis in 
den ſtaats⸗ und volkswirthſchaftlichen Geldfragen zu liefern. 

Es iſt ein Glaubensſatz der modernen Nationalökonomie geworden 
und jeder Handelskammerſecretär hält ſich für berechtigt, das große Wort 
gelaſſen auszuſprechen: „das Geld iſt eine Waare, wie jede andere.“ 

Mit Verlaub, meine Herrn! — laſſen Sie uns das doch noch ein⸗ 
mal näher prüfen. Wir haben es dabei gleich mit dem Kerne der Sache 
zu thun: wiſſen wir erſt ganz ſicher, was das Geld iſt, dann können 


wir alles Andere eben jo ſicher daraus folgern. 


Daß das Geld unter Anderm auch eine Waare iſt, dürfte freilich 
nicht zu bezweifeln ſein. Dabei ſcheint uns indeſſen zweierlei von größter 
Wichtigkeit, nämlich: ö | Ä 

erſtens ift das Geld nicht lediglich eine Waare, ſondern hat auch noch 
andere Eigenſchaften und Functionen und 
zweitens iſt das Geld zwar eine Waare, aber nicht eine Waare wie 
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jede andere, ſondern eine mit ganz beſonderen Qualitäten behaftete 
Waare, welche ſie vielmehr vor jeder andern Waare unterſcheiden und 
auszeichnen. 

Es iſt wieder die alte Geſchichte, daß das bequeme Generaliſiren 
mittelſt geſtempelter Fachſätze in der Regel vom Uebel iſt: jeder volks⸗ 
wirthſchaftliche Fall will eben in ſeiner Eigenheit beurtheilt ſein. 

Der größte Theil der Arbeit wäre für unſern Fall geleiſtet, wenn 
wir eine logiſch⸗kritiſche Geſchichte des Geldes beſäßen. Wir befigen 
ſie aber leider nicht, und ſo dürfen wir uns die Mühe nicht verdrießen 
laſſen, ein wenig ſelbſt zu unterſuchen, was das Geld Anfangs geweſen 
und wie es ſodann im Laufe langer Zeit ſucceſſive zu dem geworden, was 
es jetzt iſt. Es wird ſich dabei zeigen, daß auch das, was wir heute 
„Geld“ nennen, noch kein fertig abgeſchloſſener Begriff iſt, ſondern aller 
Vermuthung nach auch noch fernerer Wandelung unterworfen ſein wird, 
ehe er zu ſeiner vollen volkswirthſchaftlichen Abklärung gelangt. 

Ganz zu Anfang des Verkehrs gab es bekanntlich kein Geld: man 
tauſchte die Gegenſtände in natura gegen einander aus: das war das 
Stadium des „Tauſchverkehrs“. 

Alles, was man tauſcht, hat einen „Werth“ br zwar ift Diefer 
Werth ein doppelter: nämlich einmal in der Schätzung Desjenigen be- 
ſtehend, welcher das Tauſchobject beſitzt, ſodann zweitens in der Schätzung 
Desjenigen, welcher das Tauſchobject nimmt. Der „Tauſchwerth“ 
einer Sache ift daher regelmäßig ein Tompromiß zwiſchen der Werth- 
ſchätzung beider tauſchenden Parteien. 

So wie der Tauſchverkehr an Umfang und Häufigkeit zunimmt, er⸗ 
geben ſich für den Compromiß der Werthſchätzungen bald uſuelle Anhalte 
und uſuelle Uebereinkommen, welche dazu führen, dieſen Compromiß für eine 
immer ſteigende Anzahl von Fällen derart zu formalifiren, daß der „Werth“ 
der häufiger getauſchten Objecte, ausgedrückt in dem Quantum, oder der 
Anzahl der dafür zu tauſchenden Objecte fic) übereinkömmlich feſtſtellt. 

Ein „Werth“ an ſich, als volkswirthſchaftlicher Grundbegriff, exiſtirt 
alſo gar nicht. Keine Sache iſt mit einem abſoluten Werthe behaftet: 
ſie hat vielmehr an ſich immer. nur den relativen Werth, welchen ihr 
ein Jeder in ſeiner Werthſchätzung beilegt. 

Ein Maß für dieſen Werth entſteht erſt, ſobald ein Object gegen 
ein anderes ausgetauſcht wird, indem durch Compromiß der ſubjectiven 
Werthſchätzungen, die beiden zu tauſchenden Objecte als gleichwerthig ge⸗ 
ſetzt werden. — Wiederholt ſich ein ſolcher Compromiß bezüglich derſelben 
Objecte im Tauſchverkehr hinreichend oft, ſo wird das Reſultat des Com⸗ 
promiſſes eben zum Uſus und es entſteht auf diefe Weiſe ein uſueller 
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„Verkehrswerth“ der im Tauſchverkehr häufiger vorkommenden 
Objecte. 

Schreitet nunmehr die Verkehrsentwickelung weiter fort, indem der 
allgemeine Tauſchverkehr anfängt, ſich der Vermittelung von Leuten zu 
bedienen, welche ein beſonderes „Geſchäft“ aus dieſer Vermittelung 
machen, ſo ſtellt ſich auch allmälig das Bedürfniß heraus, die „Verkehrs⸗ 
werthe“ nach einer gemeinſamen, in weiterem Kreiſe bekannten und adop⸗ 
tirten Scala zu meſſen. 

Als ſolchen gemeinſamen Werthmeſſer wählt man denn natürlich 
das verbreitetſte und gangbarſte Tauſchobjekt. Man gewinnt dabei eben 
den Vortheil, anſtatt jeden Verkehrswerth an allen übrigen meſſen zu 
müſſen, nunmehr alle zuſammen an einem einzigen oder doch einigen 
wenigen vergleichend meſſen zu können. 

Dieſem Vorgange des Verkehrslebens, der zwar noch in hiſtoriſcher 
Zeit zu verfolgen iſt, leider aber bis jetzt einer, dem größern Publicum 
zugänglichen genügenden hiſtoriſchen Darſtellung ermangelt, verdanken 
wir die Entſtehung des „Geldes“. — Urſprünglich und zuerſt iſt das 
Geld eben nichts Anderes, als ein beſonders verbreitetes und häufiges 
Tauſchobject, welches uſuell zum gemeinſamen Werthmeſſer für den Tauſch⸗ 
verkehr geworden iſt. 

Man wird es natürlich finden, daß im Beginne der Verkehrsent⸗ 
wickelung nicht allenthalben daſſelbe Tauſchobject zum gemeinſamen Werth⸗ 
meſſer wurde, da eben nicht allenthalben daſſelbe Tauſchobject das häufigſte 
und am meiſten curſirende geweſen ſein kann. So finden wir z. B. bei 
den hauptſächlich Ackerbau treibenden Völkern in der Regel das Vieh, als 
wichtigſtes und häufigſtes Tauſchobject, zuerſt als gemeinſamen Werthmeſſer 
benutzt. Höchſt intereſſant iſt es, wie die lateiniſche Bezeichnung für 
„Geld“, pecunia, ſachlich und ſprachlich aus pecus (Vieh) entſtanden 
iſt. Man weiß z. B., daß urſprünglich im Beginn hiſtoriſcher Zeit in 
Italien ein Rind durchſchnittlich 10 Schafen gleich gerechnet wurde, ſo 
daß letztere gleichſam die Scheidemünze bildeten. Bei verſchiedenen Völkern 
war, ja iſt es noch Sitte, den Werth von Tauſchobjecten in Anzahl von 
Viehhäuptern und Zuchtthieren auszudrücken. 

In anderen Himmelsſtrichen mit anderen natürlichen Exiſtenzbeding⸗ 
ungen ihrer Bewohner, haben ſich andere Tauſchobjecte als zur Werth⸗ 
meſſung geeigneter empfohlen, ſo in Rußland z. B. lange Zeit hindurch 
Pelze, bei manchen Bevölkerungen Afrika's gewiſſe Muſcheln ꝛc. | 

Hat fih der Verkehr einmal gewöhnt, gewiſſe beſonders häufige und 
geeignete Tauſchobjecte als gemeinſamen Werthmeſſer zu benutzen, ſo iſt 
erfahrungsmäßig hiermit zugleich der Uſus erwachſen, dieſe Tauſchobjecte 
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noch auf andere Weiſe zur Erleichterung des Verkehrs zu benutzen. Sehr 
inſtructiv ergibt ſich dies aus der Verwendung, welche die Pelze in 
Rußland zu Verkehrszwecken in hiſtoriſcher Zeit fanden. Man gewöhnte 
ſich nämlich ſchon vor der tartariſchen Einwanderung daran, das den 
Pelzen beigelegte relative Werthmaß gewiſſermaßen in einen abſoluten 
Werth zu verwandeln, und es bildete ſich ein uſuelles Verkehrsüberein⸗ 
kommen dahin aus, daß man für Pelze jedes andere Tauſchobject nahm 
und gab. Wer Pelze hatte, wußte alsdann, daß er dafür im Tauſchver⸗ 
kehr jedes andere Tauſchobject erhalten konnte. Das war ſchon ziemlich 
bequem gegen früher: man war jetzt im Stande, ſtatt überſchüſſiger Na⸗ 
turalwerthe ſelbſt, dieſes „Kapital“ in der bequemeren Form von Pelzen, 
aufzubewahren, und zu transportiren. Die Pelze waren Repräſentanten 
aller andern Tauſchwerthe geworden: dieſe Tauſchwerthe werden nach und 
nach reichlicher im Verkehr, weil mit der fortſchreitenden Entwickelung 
immer mehr Arbeitsproduct überſchießt und zuletzt etablirt ſich für die 
Vermittelung des Austauſches dieſer Producte: der „Markt“. 

Auf dem „Markte“ kann man für Pelze jedes andere Tauſchobject 
erhalten: die Pelze find damit zu „Marktanweiſungen“ geworden: d. 
h. ſie ſind bereits eine Art „Geld“, und man kann nunmehr auf die 
Art und Weiſe, wie die Pelze den Werthaustauſch vermitteln, die Aus⸗ 
drücke: „kaufen“ und „verkaufen anwenden. Die Pelze ſind nunmehr 
„Geld“, alle andern Tauſchobjecte ſind: „Waare“. — Aus dem Tauſch⸗ 
verkehr entwickelt ſich das „Handelsgeſchäft“. 

Die Tartaren nehmen bei ihrer Invaſion ruſſiſche Kriegskaſſen weg, 
deren „Zahlungsmittel“ in Pelzen beſtand. Noch zu Peters des Großen 
Zeit dienten Pelze als „Geld“. 

Die Entwickelung des Verkehrs ſchritt inzwiſchen weiter fort. Der 
Arbeitsüberſchuß wurde immer reicher, der Marktverkehr immer größer und 
detaillirter: da genügten die Pelze bald nicht mehr als „Geld“. Inter⸗ 
eſſant iſt es, wie hier, neben dem ſich einſtellenden Metallgelde, der Verſuch 
herläuft, den Gebrauch der Pelze in der Function als Geld bequemer zu 
formaliſiren: — man hat nämlich in Rußland thatſächlich damit begonnen, 
nur die Schnauzen der Pelze, ſtatt der ganzen Pelze ſelbſt, als geltende 
Marktanweiſungen in Cours zu ſetzen: — das Verhältniß der Schnauzen 
zu den wirklichen Pelzen bietet in der That ſchon eine Analogie des Ver⸗ 
hältniſſes vom Papiergelde zum Mecallgelde. 

Dieſelbe Rolle der Verkehrs⸗Vermittelung und Erleichterung, welche 
in Rußland lange Zeit die Pelze übernahmen, haben in dem größern Theile 
der Culturländer der alten Welt verſchiedene Metalle, namentlich die 
Edelmetalle mit noch größerer und bleibenderer Wirkſamkeit übernommen. 
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In Italien lernte man zuerſt das Kupfer gewinnen und bearbeiten. 
Die vergleichende Werthſchätzung und Tauſchvermittelung vermittelſt des 
Viehes konnte natürlich nur auf der unterſten Stufe nomadiſcher und 
ackerbaulicher Entwickelung genügen. Eine etwas höhere Entwickelungs⸗ 
ſtufe griff nach dem zunächſtliegenden Kupfer und regelmäßig geformte, 
mit einem Gewichtsſtempel verſehene Quantitäten dieſes Metalles wurden 
demnächſt zur vergleichenden Werthſchätzung und als Marktanweiſungen, 
d. h. als Geld benutzt. Beſtimmte Gewichtsmengen Kupfers — das 
pondo aeris — bildeten bis in ſpäte Zeit, die Hauptbaſis des übrigens 
niemals klar durchgebildeten römiſchen „Münzweſens“. 

Die allgemeinſte Verwendung als „Geld“ haben die Edelmetalle, 
Gold und Silber gefunden. Dem Orient hatte die Natur das Gold, den 
Griechen das Silber am leichteſten zugänglich gemacht: und ſo ſehen wir 
im Orient ſo zu ſagen die Goldwährung, in Griechenland die Silber⸗ 
währung entſtehen. — Auch hier ſind es zuerſt regelmäßig geformte, mit 
einer Stempelung verſehene Gewichtsquantitäten, welche den Uebergang 
zu einem eigentlichen „Münzſyſtem“ bilden. Mit der fortſchreitenden Aus⸗ 
bildung des Verkehrs werden dieſe Gewichtsquantitäten mehr und mehr 
uſuell: — die Entwickelung des Detailhandels fordert die Theilung in 
immer kleinere Gewichtseinheiten: — die übereinſtimmende Kennzeichnung 
dieſer kleineren Gewichtsquantitäten und eine gemeinſame Garantie für die 
Egalität des Gehaltes und der Gewichtsbeſſerung ergeben ſich alsbald für 
die Bequemlichkeit des Verkehrs als unabweisbares Bedürfniß: — Städte 
und Staaten übernehmen die Ausführung beider Aufgaben für ihre reſpectiven 
Verkehrskreiſe, als die hierzu naturgemäß geeignetſten Organe: — und 
ſo erſcheinen im Verkehre die „Münzen“, Anfangs mit einſeitiger, ſpäter 
mit doppelſeitiger „Prägung“. — Die Römer ſind erſt ſehr ſpät — 
nämlich erſt ſeit ſie durch den Tarentiniſchen Krieg mit den griechiſchen 
Colonien und ihrem Silbercourant in Beziehung kamen — zur Prägung 
und Benutzung von Silbermünzen übergegangen, und hatten ſeitdem quasi 
eine „Doppel⸗Währung“ in Kupfer und Silber. — Goldmünzen wurden 
bei den Römern in noch viel ſpäterer Zeit zwar auch geprägt: — das 
Gold wurde jedoch im Handelsverkehr in größeren Quantitäten faſt immer 
nur dem Gewichte nach verwendet. 


| II. 

Es bedarf nur einer unbefangenen Würdigung des vorſkizzirten 
hiſtoriſchen Proceſſes, um zu dem Schluſſe zu gelangen, daß das Geld 
nicht nur keine Waare iſt, „wie jede andere“, ſondern daß daſſelbe ſich 
von dem Charakter einer Waare, den es Anfangs ausſchließlich beſaß, 
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mehr und mehr entfernt, ohne freilich bis jetzt dieſen Charakter völlig 
abgeſtreift zu haben. 

Zu dem urſprünglichen Charakter einer Waare geſellt fih zunächſt 
jener eines vergleichenden Werthmeſſers, und ſodann der einer Markt⸗ 
anweiſung. — Je mehr ſich die Eigenſchaft der currenten Marktan⸗ 
weiſung beim Gelde entwickelt, um ſo mehr tritt allmälig die Qualität 
als Gebrauchswaare zurück, ohne jedoch, wie geſagt, gänzlich zu ver⸗ 
ſchwinden. 

Beim Vorgange des „Kaufens“ und „Verkaufens“ iſt das Geld 
ſeines Werthes als Selbſtgebrauchswaare gänzlich entkleidet und weiter 
nichts mehr, als ein Werthbeſitztitel, welcher durch das Bedürfniß des 
Verkehrs und das daraus erwachſene Gewohnheitsübereinkommen die 
Eigenſchaft einer allgemein acceptirten Anweiſung auf den Markt er⸗ 
langt hat. 

So iſt alſo das Geld, insbeſondere das am meiſten verbreitete Edel⸗ 
metallgeld, aus einer Waare zu einem mit dem „Credit“ einer Markt⸗ 
anweiſung behafteten Remplagant aller Waaren geworden. Dieſe Ber- 
tretung aller Verkehrswerthe durch das Geld iſt uns heute ſo geläufig 
geworden, daß wir beſtändig in Gefahr ſind, die Begriffe „Geld“ und 
„Kapital“ als identiſch mit einander zu verwechſeln. 

Es iſt nun unſchwer zu erkennen, welche Förderung dem Verkehr und 
insbeſondere dem den Werthaustauſch vermittelnden Handel aus dieſer 
ganz allgemein adoptirten Vertretung aller Verkehrswerthe durch das Geld 
erwachſen mußte. Dieſe Vertretung hat den Werthaustauſch erſt im eigent⸗ 
lichen Sinne mobiliſirt und beide — Handel und Geldweſen — ſchreiten 
in ihrer unzertrennlichen Entwickelung, genau Schritt haltend, mit ein⸗ 
ander fort: — die Geſchichte des Ged- und Münzweſens bietet nament- 
lich in Bezug auf die ſtufenweiſe Ausbildung und Verfeinerung der ver⸗ 
gleichenden conventionellen Werthmeſſung die intereſſanteſten Erläuterungen 
und Belege für den untrennbaren Zuſammenhang aller Culturentwickelung 
mit den Fortſchritten des Geldweſens dar. — Man hat dieſem Zuſammen⸗ 
hange bis jetzt nicht die gebührende Aufmerkſamkeit geſpendet: — wie 
wenig ausreichend wird z. B. bis jetzt die Relation des römiſchen Finanz⸗ 
weſens, des römiſchen Groß⸗ und Kleinhandels zum römiſchen Münzweſen 
in culturgeſchichtlicher Beziehung gewürdigt? 

Eine von richtigen culturhiſtoriſchen Geſichtspunkten ausgehende les⸗ 
bare Geſchichte des Geldweſens iſt großes Zeitbedürfniß: — wenn wir 
ſie beſäßen, wäre einem ſehr fühlbaren volkswirthſchaftlichen Erforderniß 
abgeholfen: — wir ſähen alsdann weit ſicherer die Wege für die Weiter⸗ 
entwickelung unſeres Geldweſens vor uns. — Freilich kann auch wieder 
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dieſe Geſchichte nicht mit Erfolg unternommen werden, bis die richtigen 
Geſichtspunkte dafür feſtſtehen: — möge es uns gelingen, einen Beitrag 
zu dieſer Feſtſtellung zu liefern. 


III. 


Es iſt nunmehr nothwendig, etwas näher auf die Relationen einzu- 
gehen, welche ſich aus den gegebenen Verhältniſſen zwiſchen „Geld“ und 
„Waare“ entwickelt haben. 

An die Stelle der primitiveren Geldſorten — wie Viehhäupter, Pelze, 
Muſcheln ꝛc. — iſt, mit fortſchreitender Cultur, allenthalben das Edel⸗ 
metallgeld getreten: — nur Völker auf den niederſten Culturſtufen behelfen 
ſich noch mit unvollkommeneren Zahlungsmitteln. I— Das Edelmetallgeld 
hat eine Univerſalität erlangt, welche einerſeits aus ſeinen Naturaleigen⸗ 
ſchaften als Waare hervorgegangen iſt und anderſeits einem weſentlichen 
Bedürfniß des Geſammtverkehrs entſpricht. 

Es liegt völlig auf der Hand, daß der Handel, je mehr er ſich aus⸗ 
breitet, entwickelt und verzweigt, um ſo mehr auch das Bedürfniß nach 
möglichſter Egaliſirung der vergleichenden Werthmeſſung empfinden, und 
zugleich auch nach einer tauſchvermittelnden Marktanweiſung von möglichſt 
univerſeller Geltung hinſtreben muß. Die Naturaleigenſchaften der Edel⸗ 
metalle machten dieſelben vorzugsweiſe geeignet, beiden Bedürfniſſen des 
Handels und Verkehres zu genügen. Es iſt für unſere weiteren Erörter⸗ 
ungen von Wichtigkeit, auch auf dieſen Punkt näher zurückzukommen. 

Zunächſt ſind die Edelmetalle, als Tauſchwerth, faſt ausnahmslos 
auf dem ganzen Erdenrund geſchätzt, und waren dies ſchon in ſo früher 
Zeit, daß ſie wohl als die erſten Univerſaltauſchwerthe anzuſehen ſind. 

Zweitens iſt die Verbreitung der Edelmetalle in der Natur eine 
relativ beſchränkte, ſo daß verhältnißmäßig kleine Quantitäten davon ver⸗ 
hältnißmäßig großen Tauſchwerth beſitzen: — univerſelle „Nachfrage“ bei 
beſchränktem „Angebot.“ 

Drittens kann man daher in Form von Edelmetallen große Werthe 
in kleinen Volumen verhältnißmäßig bequem conſerviren und trans⸗ 
portiren. 3 
Viertens kann man leicht verſchiedene und beſtimmte Gewichts⸗ und 
Formquantitäten davon bilden, was für die vergleichende Werthmeſſung 
von größter Wichtigkeit erſcheint. 

Fünftens ſind die Edelmetalle nicht dem Verderben ausgeſetzt und 
laſſen ſich auf unbegrenzte Zeit leicht und ſicher aufbewahren. 

Alle dieſe Eigenſchaften zuſammen haben es bewirkt, daß die Edel⸗ 
metalle aus einer Univerſal⸗Waare, zugleich ein Univerſal⸗Werthmeſſer und 
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eine Univerſal⸗Marktanweiſung und damit endlich zu einem Univerfal- 
Vertreter aller im Verkehre conrſirenden Werthe überhaupt geworden ſind. 

Zuerſt alſo war das, was wir heute „Geld“ nennen, lediglich nur 
ein Tauſchobject, eine Waare, zuletzt aber iſt aus dieſer Waare, ein Rem⸗ 
plaçant, ein Vertreter aller Waaren, aller im Verkehr courſirenden 
Werthe geworden und dieſe Vertretung ſetzt ſich zuſammen aus den beiden 
Eigenſchaften der vergleichenden Werthmeſſung und des Credites als Markt⸗ 
anweiſung. 

Wenn man den Gang dieſer hiſtoriſchen Entwickelung überblickt und 
das zeitige Weſen des Geldes vorurtheilslos in's Auge faßt, ſo dürfte 
kaum ein Zweifel übrig ſein, daß unter den Eigenſchaften, welche wir 
heute unter dem Begriffe „Geld“ ſubſumiren, der Charakter einer „Waare“ 
zwar immerhin noch vorhanden, im Laufe der Zeit aber mehr und mehr 
zurückgetreten iſt, ſo daß für uns die Eigenſchaft des Geldes, als einer 
Gebrauchswaare gleichſam nur noch den fernen Hintergrund bildet, von 
welchem ſich die für die Verkehrsvermittelung weſentlichen Eigen— 
ſchaften des Geldes in ſteigendem Maße ablöſen. 


IV. | 

Eine beſondere Erwägung erfordert noch die Eigenſchaft des Geldes 
als Werthmeſſer. 

Das Werthmaß eines Verkehrsobjectes, in Geld ausgedrückt, nennen 
wir ſeinen „Preis.“ Wir haben gezeigt, wie die vergleichende Werth⸗ 
meſſung aller Verkehrsobjecte ſich daraus entwickelte, daß man ſich gewöhnte, 
alle Objecte an einigen wenigen, zuletzt faſt ausſchließlich den Edel⸗ 
metalen, zu meſſen. Durch uſuelle Feſtſetzung eiuer Stufenfolge beſtimmter 
Gewichts⸗ und Formquantitäten der Edelmetalle in den verſchiedenen kleineren 
und größeren Verkehrskreiſen gelangte man zu uſuellen Werthſcalen, welche 
ſich mit fortſchreitendem Verkehr nach und nach feiner und detaillirter 
entwickelten. Die relative Ausbildung dieſer Werthſcalen kann bei den 
verſchiedenen Völkern und zu den verſchiedenen Zeiten einen genauen Maß⸗ 
ſtab für die relative Entwickelung des Verkehrs abgeben: — es bedarf 
nur eines Blickes auf die Ausbildung dieſer Scalen bei den Griechen und 
Römern, um zu erkennen, daß ein feingegliederter Detailhandel bei ſolcher 
Scala nicht exiſtiren konnte. — Die Unvollkommenheit der antiken Finanz⸗ 
ſyſteme ſteht mit der Unvollkommenheit, der Unſicherheit und der Ueber⸗ 
zahl der überdies allzu häufig wechſelnden Werthſcalen in engem Zuſam⸗ 
menhange. 

Den „Preis“ eines Objectes, insbeſondere einer Waare können wir 
nunmehr genauer dahin definiren, daß er angiebt, wie viel Einheiten der 

Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 2 
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Werthſcala, dem Werthe des Objectes, reſpective einer Maß⸗ und Gewichts⸗ 
einheit der Waare gleichgeſetzt werden. 

Dieſer „Preis“ hat ſich lediglich aus dem Verhältniß von „Ange⸗ 
bot“ und „Nachfrage“ zwiſchen den Edelmetallen einerſeits und den im 
Verkehr circulirenden übrigen Tauſchwerthen andrerſeits allmälig heraus- 
gebildet. Der Preis bildet alſo eine einfache Relation zwiſchen der im 
Verkehr circulirenden Menge Geldes und den im Umlauf befindlichen 
Waarenquantitäten, reſpective Handelsobjecten. 

Nehmen wir daher, wie auch in Wirklichkeit der Fall iſt, die Anzahl 
der im Verkehr umlaufenden Werthmaßeinheiten als relativ conſtant 
an, ſo wird der Preis einer Waare ſteigen oder fallen je nachdem 
innerhalb des Abſatzkreiſes dieſer Waare das Angebot, gegenüber der be⸗ 
ſtehenden Nachfrage, herunter⸗ oder hinaufgeh, ſteigt oder fällt — et 
vice versa. 

Die Menge der im Verkehr circulirenden Werthmaßeinheiten richtet 
ſich übrigens, unter normalen Verhältniſſen, nach der Menge 
des vorhandenen Geldes überhaupt, wenn auch nicht genau, ſo doch an⸗ 
nähernd. 

So lange es nur Metallgeld gab, war die Menge des circulirenden 
Geldes an ſehr natürliche Grenzen gebunden, welche häufige und plötzliche 
große Schwankungen in der Geſammtcirculation ausſchloſſen. Die Pro- 
ductionen der Edelmetalle iſt indeſſen im Laufe der Zeiten großen Aender⸗ 
ungen unterlegeu. Namentlich die Entdeckung Amerika's hat eine ſo er⸗ 
hebliche Menge derſelben in den Verkehr gebracht, daß auch die Ausmünz⸗ 
ung von Edelmetallgeld in größerem Maße zunahm, als das Angebot von 
Werthen überhaupt: — die Folge davon war, daß in der Relation zwiſchen 
Geld und Verkehrsobjecten im Ganzen eine große Nieveauänderung vor⸗ 
ging: — das Geld verlor an Kaufkraft, d. h. der Preis der an 
objecte ging durchſchnittlich in die Höhe. 

So ſind alſo die Preiſe einer doppelten Art von Wechſel ausgeſetzt. 
Einmal ändern ſie ſich in großen Zeiträumen allmälig und durchſchnittlich, 
ſo wie ſich das Verhältniß zwiſchen der circulirenden Geldmaſſe und der 
Menge der circulirenden Verkehrswerthen im Ganzen ändert: — ſodann 
gibt es auch noch häufiger eintretende partielle Preisſchwankungen, welche 
von momentanen Conjuncturen abhängen, die Preisverhältniſſe im großen 
Ganzen aber nicht we ſentlich alteriren 

Es ergibt ſich uns alſo die wichtige Thatſache, daß die auf Edel⸗ 
metall reducirte Werthmeſſung im großen Durchſchnitt keinen plötzlichen 
Schwankungen in dem Verhältniß des Werthmaßes zu den gemeſſenen 
Werthen ausgeſetzt ift: — es iſt nicht ſchwer, die Urſache dieſer Erſcheinung 
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in dem Umſtande zu finden, daß jeder Zufluß zu dem Reſervoir des 
Edelmetallgeldes ſich allmälig über das univerſelle Niveau der geſammten 
Verkehrswelt ausgleicht: — es ſind eben ſo enorme Zuſtrömungen, wie 
ſeit Entdeckung Amerika's und der Goldfelder in Californien und Auſtra⸗ 
lien, erforderlich, um dieſen ausgedehnten Niveauſtand überhaupt im Laufe 
von Decennien bemerkbar zu ändern. 

Es iſt offenbar, daß beim Edelmetallgelde, wie beim Weltmeere, die 
Größe des Reſervoirs die vergleichsweiſe Stabilität des Niveau's, d. h. 
für unſern Fall der auf Edelmetallgeld reducirten Werthmeſſung, bewirkt. 


V. 


Aus dem Gange unſerer bisherigen Unterſuchungen dürfte nunmehr 
erhellen, wie das Metallgeld weit mehr eine auf gewohnheitsmäßigem 
Uebereinkommen baſirende Creditinſtitution, als eine Waare genannt 
werden muß. Wer Geld für Waare eintauſcht, dem iſt das Geld ja 
nicht Waare zum eignen Gebrauche, ſondern nur ein allgemein honorirter 
Werthbeſitztitel, welchem der „Credit“ beiwohnt, daß er jederzeit auf dem 
Markte gegen Waare umgeſetzt werden kann. — „Kaufen“ und „Verkaufen“ 
ſind bereits „Creditoperationen“, lediglich ermöglicht durch den Markt⸗ 
anweiſungscredit, welchen das Geld durch Gewohnheitsübereinkommen er⸗ 
langt hat. — Der Vortheil dieſer Creditoperation beruht einfach in der 
für den Verkehr unſchätzbaren Möglichkeit, alle Verkehrsobjecte in der fo 
bequemen Form von Geld acquiriren, conſerviren und translo- 
ciren zu können. 

Allein auch dieſe Bequemlichkeit reicht noch nicht für alle Bedürfniſſe 
der fortſchreitenden Verkehrsentwickelung aus. Production und Umſatz 
gelangen zu einer Stufe, wo ſelbſt die Vermittelung des Metallcredites 
noch große und immer größere Unbequemlichkeiten fühlbar werden läßt. 
Selbſtredend ſucht der Verkehr nach Mitteln, um dieſen Unbequemlichkeiten 
abzuhelfen. 

Die Schwierigkeiten der Zahlungsleiſtung mittelſt baaren Geldes 
auf größere Entfernung führen zunächſt auf den Gedanken, welcher dem 
„Wechſel“ zu Grunde liegt: — ſtatt daß erft A an B und dann B an 
C zahlt, „zieht“ B auf A einen „Wechſel“, welchen C in Stelle der 
Baarzahlung nimmt, indem er dem „Wechſel“ den Credit ſchenkt, daß A 
ihn zum Fälligkeitstermine „honoriren“ werde. — C wechſelt den De- 
bitor und A den Creditor: — daher der „Wechſel“. — der Vortheil 
dieſer Operation beruht zunächſt darin, daß zwei Zahlungen auf eine 
reducirt werden, und dieſer Vortheil erhöht ſich in der Regel dadurch be⸗ 
deutend, daß A und C an demſelben Orte wohnen, B aber an einem 
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weiter entfernten Orte wohnt, ſo daß zugleich eine Zahlung auf größere 
Entfernung in eine ſolche auf kleinere Entfernung verwandelt wird. 
Bald kommt indeſſen noch ein ferneres Moment hinzu, welches dieſe 
einfachere Natur des Wechſels etwas complicirt. Vom Ausſtellungs⸗ bis 
zum Verfalltage des Wechſels verſtreicht natürlich eine größere oder ge⸗ 
ringere Friſt. Während dieſer Zeit repräſentirt der Wechſel eine durch 


„Accept“ von A anerkannte Forderung des C an A, verknüpft mit dem 


Verſprechen des 4, zu beſtimmter Friſt Zahlung zu leiſten. Es hat ſich 
nun ein kaufmänniſches Uebereinkommen gebildet, dahin, daß jeder Kauf- 
mann ein ſolches Zahlungsverſprechen, Wechſel genannt, in der Zeit vom 
Ausſtellungs⸗ bis zum Verfalltermine in Stelle wirklichen Geldes in Zahlung 
nimmt und gibt, zugleich aber als „Indoſſant“ die Mitbürgſchaft dafür 
übernimmt, daß der Wechſel zum Verfalltermine in gewöhnliches Geld 
umgeſetzt werde. Der Wechſel wird durch dieſes kaufmänniſche Ueberein⸗ 
kommen zu einer beſondern Art von „Geld“, die man ganz richtig als 
„kaufmänniſches Geld“ bezeichnet hat. — Der Wechſel iſt Geld, von 
beſchränkter Umlaufsdauer und beſchränktem Umlaufsgebiet, welches ſich 
erſt am Schluß ſeiner Laufbahn in gewöhnliches, d. h. nach Belieben 
theilbares und im gewöhnlichen Verkehr verwendbares Geld verwandelt. 
Will jemand dieſe Verwandlung vor dem Verfalltermine vornehmen, ſo 
muß er „Discont“ zahlen. Der Wechſel iſt alſo ſchon eine Art von 
Papiergeld, deſſen Credit an die erörterten ſpeciellen . ge⸗ 
knüpft iſt. 

Dem Wechſel haftete aber noch eine große Unbequemlichkeit an: — 
die Summe, auf welche er lautet, kann nur ganz und ungetheilt als Geld 
begeben werden. Der Verkehr hat zugleich das Bedürfniß einer Markt⸗ 
anweiſung erreicht, welche geſtattet, große Werthe noch bequemer und leichter, 
als in Form von Metallgeld zu translociren und zu conſerviren. Eine 
papierne Marktanweiſung, von noch bequemerer Form als der Wechſel, 
müßte dieſem Bedürfniß entgegenkommen: — es entſteht die „Banknote“. 

Der urſprüng liche Begriff der „Banknote“ hat fih ganz folgerichtig 
aus dem Wechſel entwickelt: — ſie iſt ihrer Entſtehung zu Folge eigent⸗ 
lich ein Wechſel „zahlbar zu Sicht“. Wenn man die anfängliche Idee 
der Banknote correct entwickelt, ſo iſt ſie eine Anweiſung à vista auf in 
den Kellern der Bank deponirtes Metallgeld: — fie conftituirt eine Ver⸗ 
pflichtung der Bank, dem Präſentanten der Note jederzeit, auf Verlangen 
den Nominalbetrag in Metallgeld auszuwechſeln. — Dieſe Solawechſel 
fungiren im Verkehre als bequemeres Surrogat des in der Bank folge⸗ 
richtig in gleichem Betrage hinterlegt zu denkenden Metallgeldes, genießen 
völlig den Credit deſſelben innerhalb des Creditgebietes der Bank 
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und find in Folge deffen auch im gewöhnlichen Verkehr dieſes Creditge⸗ 
bietes in gewöhnliche Münze theilbar, ohne „Discont.“ 

Dieſe „Noten“ repräſentiren alſo eine Art von Geld, welche deſſen 
Haupteigenſchaften, die eines allgemein bekannten Werthmaßſtabes und 
einer allgemein honorirten Marktanweiſung bereits in faſt eben ſo hohem 
Grade in ſich vereinigt, wie das Metallgeld ſelbſt. — Der Credit dieſes 
Notengeldes knüpft ſich aber vorerſt an die Idee, daß die Bank den 
Nominalbetrag deſſelben in Metall deponirt halte. — Der Marktan⸗ 
weiſungscredit des Metallgeldes iſt alſo vergleichsweiſe abſolut, jener 
der Banknote nur bedingt. — Uebrigens ändern ſich dieſe anfänglichen 
Creditsbedingungen und damit auch die Natur der papiernen Circulations⸗ 
mittel im weiteren Verlauf der Verkehrsentwickelung noch erheblich. 


VI. 


Wenn wir foeben die Idee aufgezeigt haben, auf welcher der Cir- 
culationscredit der „Banknoten“ urſprünglich ſich aufbaute, ſo müſſen wir 
hier ſofort auch nachweiſen, wie die geſchäftliche Entſtehung der Bank⸗ 
note, mit jener Idee keineswegs durchaus conform ging. 

Indem die Privatunternehmung ein Geſchäft daraus machte, dem 
öffentlichen Verkehr jenes papierne Circulationsmittel zu liefern, deſſen er 
bedurfte, mußte ſie natürlich auch einen „geſchäftlichen“ Vortheil für ſich 
dabei wahrnehmen. Es iſt von entſcheidender Wichtigkeit, über dieſen 
„geſchäftlichen Vortheil“ bei der Ausgabe von Banknoten genau 
klar zu ſehen. 

Wenn jemand nur gerade ſo viel Nominalbetrag in Noten emittiren 
wollte, als er in Metallgeld als „Deckung“ zurücklegt: ſo iſt klar, daß 
dabei ein geſchäftlicher Vortheil für den Emittenten gar nicht obwalten 
würde: es iſt denn auch niemals jemand ſo dumm geweſen dergleichen 
zu thun. 

Die anfängliche Praxis der Financiers beſtand einfach darin, daß 
fie mehr Nominalbetrag in Noten emittirten, als fie an Deck- 
ung in Metallgeld hinterlegten. Sie ſtützten ſich dabei bald auf 
die geſchäftliche Erfahrung, daß das Bedürfniß des Verkehrs meiſt wenig⸗ 
ſtens / der emittirten Noten in beſtändiger Circulation erhielt, und daß 
ſie für das gewöhnliche Bedürfniß der Umſetzung ihrer Noten in „Baar“ 
mit ½ „Deckung“ in Metallgeld im Verkehr reichlich ausreichten. 

Es iſt hier nunmehr genau klarzulegen, welche thatſächlichen Conſe⸗ 
quenzen mit dieſer Geſchäftsgebahrung verknüpft ſind. 

Wenn Jemand Noten emittirt, und nur einen Theil ihres Nomi⸗ 
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nalbetrages, nehmen wir z. B. ½, an Deckung, und zwar in Metallgeld, 
hinterlegt, ſo iſt zweierlei unzweifelhaft: 
erſtlich vermehrt er ſein Betriebs⸗Capital um das Doppelte des als 
„Deckung“ hinterlegten Metallgeldbetrages und 
zweitens vermehrt er die Menge der ö Circulationsmittel 
gleichfalls um dies Doppelte. 

Dafür alſo, daß der „Banquier“ dem Bertehre das papierne Geld 
liefert, deſſen letzterer unbedingt benöthigt iſt, genießt er als Entgelt den 
ſehr poſitiven Vortheil, ſein Geſchäftscapital um ſo viel zu erhöhen, als 
ſeine Notenemiſſion an Nominalbetrag die hinterlegte „Baardeckung“ über⸗ 
trifft — immer vorausgeſetzt, daß, wie urſprünglich der Fall geweſen, 
die „Deckung“ überhaupt nur in Metallgeld beſteht. — In dieſer Er⸗ 
höhung des Geſchäftscapitals beſteht, unter vorgedachter Vorausſetzung, 
der Geſchäftsvortheil des Banquiers. — Es iſt mit einem einzigen 
„Blick erſichtlich, daß dieſer Vortheil ein ganz außerordentlicher und daß 
er um ſo bedeutender iſt, je geringer die Baardeckung im Verhältniß zur 
Notenausgabe verbleibt Ferner iſt klar, daß bei gleichem Verhältniß von 
Baardeckung und Notenausgabe der Vortheil wächſt mit dem Geſammt⸗ 
betrage der Emiſſion. 

Die Möglichkeit für einen Banquier, ſein Betriebscapital durch Emiſ⸗ 
ſion undedeckter Noten um den Nominalbetrag der letztern zu vermehren, 
beruht natürlich auf der Bereitwilligkeit des Publicums, die Noten im 
Verkehr nach ihrem Nennwerth zu honoriren und als Geld zu verwenden. 
Die Bereitwilligkeit des Publicums, dies zu thun beruht auf mehreren 
Urſachen: — erſtlich auf dem mechaniſchen Bedürfniß des Verkehrs nach 
Papiergeld: — ſodann auf der Vorſtellung der „Einlösbarkeit“ dieſes Papier⸗ 
geldes, falls man Metallgeld bedarf, oder der Note irgendwo der Credit 
verſagt wird: — und drittens wohl auch auf der mehreren oder minderen Un⸗ 
kenntniß des großen Publicums über die genauen Exiſtenzbedingungen ſolcher 
Banknoten. — Nimmt man hierzu noch ein gewiſſes mehr perſönliches 
Vertrauen zu der Bankfirma, ſo hat man die hauptſächlichſten Elemente, 
aus welchen ſich der ſogenannte „Credit“ der Banknoten zuſammenſetzt. 

Auch die neueſte Bankweisheit eines Theils unſerer volkswirthſchaft⸗ 
lichen Schule ſcheint kaum darüber hinausgekommen zu ſein, gegenüber dieſem 
der Banknote vom Publikum gewährten „Credit“, die Banknote ſelbſt, als 
einen „Schuldſchein“ zu definiren. Es will uns indeſſen ſcheinen, als 
ob man damit immer nur ein Wort, und zwar ein ganz unrichtiges an 
die Stelle eines andern geſetzt habe: — wir haben das Weſen der Banknote 
bisher analytiſch zu entwickeln verſucht: wir fahren auf dieſem Wege fort: 
die Syntheſe ergibt ſich zuletzt von ſelbſt. 
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Indem der Banquier „Noten“ emittirt, übernimmt er allerdings — 
nach den am meiſten im Publicum vorwaltenden Begriffen — die Ver⸗ 
pflichtung, dieſe Noten auf Erfordern jederzeit gegen Metallgeld umzu⸗ 
wechſeln: — dieſer Verpflichtung zu Folge muß der Banquier alſo im 
Stande ſein, erforderlichen Falls, den ganzen Betrag der emittirten Noten 
in Metallgeld umzuſetzen ! der Banquier dagegen rechnet darauf, daß dieſer 
„erforderliche Fall“ nicht eintreten werde, und emittirt, wie erläutert, um 
ſeines Geſchäftsvortheils willen, mehr Noten, als er an Baardeckung 
bereit hält. | 

Die durch diefe Mehremiſſion contrahirte „Schuld“ ift nun aber 
doch fo eigenthümlicher Art, dafe diefe Bezeichnung in der That nicht mehr 
genügt und eine andere Bezeichnung ihr Weſen gewiß treffender charakteri⸗ 
ſiren möchte: wir wollen dieſe andere Bezeichnung zu finden ſuchen. 

Dazu müſſen wir uns nun des weſentlichen zweiten Punktes erinnern, 
daß bei der Emiſſion nur theilweiſe durch Baar gedeckter Noten, die 
Menge der im Verkehr umlaufenden Circulationsmittel um den Betrag 
der nicht durch Baarvorrath gedeckten Noten vermehrt wird. Die Menge 
der im Verkehr umlaufenden Circulationsmittel vermehrt ſich alſo durch 
dieſe „Finanzoperation“ — famoſes Wort! — um denſelben Betrag, um 
welchen ſich dadurch das Betriebscapital der Bank vermehrt. 

Dieſe Vermehrung der öffentlichen Umlaufsmittel iſt nun aber für 
den Verkehr keineswegs gleichgültig: nach unſeren früheren Erörterungen 
muß es vielmehr klar ſein, daß die Vermehrung der Zahlungsmittel 
gleichbedeutend iſt, mit einer, freilich nur allmählich eintretenden und oft 
kaum meßbaren Verminderung der Kaufkraft des Geldes. Ehe aber dieſe 
Verminderung der Kaufkraft des Geldes- oder — was daſſelbe ift — 
der Erhöhung der Durchſchnittspreiſe eintritt, übt, bei nicht allzu bedeu⸗ 
tender Papieremiſſion, das neugeſchaffene Circulationsmittel noch eine Zeit 
lang, die dem vorherigen Zuſtand entſprechende Kaufkraft. Dies iſt meiſt 
ſo lange der Fall, daß für Privatbanknoten völlig der Satz beſtehen bleibt: 

durch Emiſſion nur theilweiſe durch Baar gedeckter Noten wird der 
Betriebsfond der Bank um den vollen Betrag der nicht in Baar ge⸗ 
deckten Noten vermehrt. 

Da nun die Kaufkraft des öffentlichen Circulationsmittels allmählich 
entſprechend ſinkt, fo conſtttuirt die Emiſſion nur theilweiſe in Baar ge- 
deckter „Zettel“ nicht nur eine „Schuld“ gegen das Publicum, ſondern ſie 
übt auch ganz weſentlich außerdem die Wirkung einer öffentlichen „Be⸗ 
ſteuerung“ zu Gunſten der emittirenden' Bank. 

Man ermeſſe nunmehr, ob erſtlich der Effect dieſer Beſteuerung 
mit dem Dienſte im Verhältniß ſteht, welchen die Bank durch Zettelemiſ⸗ 
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fion dem Verkehre leiſtet, und zweitens, ob eine ſolche Beſteuerung der 
Allgemeinheit zu Gunſten Einzelner überhaupt und principiell zu⸗ 
läſſig erſcheint. — Auch kann man nicht einmal ſagen, daß das Publicum 
ſich dabei freiwillig ſelbſt beſteuere, denn der Verkehr befindet ſich in 
einer Art Zwangslage, wenn er das Papiergeld nicht von da erhält, wo 
es eigentlich allein herkommen dürfte, nämlich vom Staat. 


VII. 


Es ſchließt ſich hier naturgemäß ein anderer Punkt den Unter: 
ſuchung an. 

Man iſt bei Zettel⸗Banken nämlich auf die Praxis verfallen, die 
„Deckung“ der Zettelemiffion zum Theil in Baar, zum Theil in „Werth: 
papieren“ zu bewirken. Manche Banken haben in dieſer Weiſe den 
vollen Betrag ihrer Notenausgabe gedeckt, andere haben einen Theil ihrer 
Zettel durch Baar und Werthpapiere gedeckt, und einen andern Theil ihrer 
Noten dabei gänzlich ungedeckt. 

Es iſt hier zu unterſuchen, welche Wirkung die Deckung durch Werth- 
papiere übt, ſowohl in Bezug auf die Bank, wie in Bezug auf das 
Publicum. 

Was die Wirkung der Papierdeckung für die Bank betrifft, ſo wird 
dieſelbe weſentlich dadurch beſtimmt, daß die hinterlegten Papiere zins⸗ 
tragende ſind. Das wirthſchaftliche Reſultat iſt einfach folgendes: die 
Bank kauft zinstragendes Papier das in ihren Beſitz übergegangene Pa⸗ 
pier macht ſie ſodann abermals zu Geld, indem ſie für den gleichen Be⸗ 
trag Noten ausgibt, während zugleich die eingekauften Papiere als 
Deckung in Beſitz der Bank bleiben. Die „Operation“ läuft alſo einfach 
darauf hinaus, daß die Bank um den Betrag der Notenausgabe, welcher 
die Papierhinterlage als „Deckung“ dient, bereichert wird: die Bank 
beſitzt das Capital questionis doppelt, nämlich einmal in Form von 
„Papierdeckung“ und ſodann in Form von Noten: auch zieht die 
Bank doppelten Vortheil davon, nämlich einmal in Form der Zinſen 
aus den als Deckung deponirten Papieren und ſodann in Form des 
Geſchäftsgewinnes, welcher mit den als Geld circulirenden Noten 
realiſirt wird. 

Die Wirkung für das Publicum iſt auch hier wieder die einer Ver⸗ 
mehrung der umlaufenden Werthzeichen um den Betrag der durch Papier 
gedeckten Noten, was einer öffentlichen Steuer von gleichem Betrage zu 
Gunſten der Bank entſpricht. 
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VIII. 

Die Wirkung der bisherigen Praxis, Privatbanken zu geſtatten, Noten 
auszugeben, welche nur zum Theil durch „Baar“ gedeckt ſind, geſtaltet 
ſich alſo thatſächlich ſo, daß die Menge der umlaufenden Werthzeichen 
um den Betrag der nicht durch Baar gedeckten Noten vermehrt wird und 
daß überdies eine bedeutende Quantität papierene Werthzeichen im Verkehr 
circulirt, für welche überhaupt gar keine Deckung — weder in Papier 
noch in Baar — vorhanden iſt. Ein Unterſchied zwiſchen gedeckten und 
ungedeckten Noten waltet im Verkehr nicht ob. 

Es iſt nach dem bisher Erörterten ganz klar, daß die Beſteuerung 
des Publicums zu Gunſten der Bank um ſo bedeutender iſt, je geringer 
ſich die Baardeckung zum Emiſſionsbetrage der Noten ſtellt. Sollte dies 
irgend Jemanden aber noch nicht einleuchten, ſo dürfte auf die Vorliebe 
zu verweiſen ſein, welche kluge Financiers bis auf den heutigen Tag der 
Gründung der Zettelbanken gewidmet haben. Beſonders lehrreich in dieſer 
Beziehung iſt die amerikaniſche Finanzgeſchichte. In den Jahren 1810 
bis 1840 wurden in Amerika bei thatſächlich faſt voller Bankfreiheit, und 
nur auf den Betrag ihrer Actien beſchränkter Haftbarkeit der Actionäre 
eine Unzahl von Banken gegründet, deren Gründer eben nur warteten, 
bis ſich die Beſteuerung des Publicums durch die zuweilen gar nicht, oder 
meiſt nur ganz gering gedeckten Noten in Form einer Coursſteigerung 
der Actien geltend machte, um dann ihre Actien vortheilhaft loszuſchlagen 
und ſo den zunächſt einkaſſirbaren Betrag dieſer Beſteuerung in die Taſche 
zu fteden: wenn dies geſchehen war, trat dann erſt der Erfolg der eigent⸗ 
lich von der Bank zu betreibenden „Geſchäfte“ zu Tage, und erwies 
ſich durchſchnittlich der Art, daß von 1810 bis 1840 nicht weniger als 
3000 Banken fallirten. Das wirkliche Geſchäft dieſer Banken hat alſo 
eigentlich nur in einem von den Gründern am Publicum meiſt willentlich 
und wiſſentlich begangenen Diebſtahl beſtanden, indem fie daſſelbe aus- 
ſchließlich zu ihrem Privatnutzen beſteuerten, ohne ſich überhaupt auch 
nur zu bemühen, die vorgeſpiegelten Gegenleiſtungen dafür redlich. zu 
präſtiren. | 
Daß z. B. die Preußiſche Verwaltung fih bis auf den heutigen Tag 
ſehr „ſpröde“ verhielt — wie man ſich ausdrückt — in Bezug auf Con⸗ 
ceſſionsertheilung für Zettelbanken, beruht unzweifelhaft auf einem unklaren, 
gleichſam inſtinctiven Gefühle des wahren Sachverhaltes. In Folge dieſes 
lobenswerthen Verhaltens der Preußiſchen Verwaltung waren jene Finan⸗ 
ciers, welche gerne einen großen Vortheil einheimſen wollten, durch Emiſ⸗ 
ſion möglichſt großer Notenbeträge bei möglichſt geringer Baardeckung, — 
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waren jene Financiers, fage ich genöthtgi, fih an deu Grenzen Preußens, 
vielfältig in den ſogenannten „Raubſtaaten“ — nomen et omen! — zu 
etabliren, da dieſe „Raubſtaaten“ mit Ertheilung der Conceſſion minder 
difficil waren, wie Preußen. Als z. B. ein kluger Cölner Financier eine 
Notenbank mit äußerſt geringer Baardeckung, und ſomit beſonders großem 
Profit gründen wollte, ging er nach Darmſtadt und ließ ſich die Conceſ⸗ 
ſion zu jenem Zettelbankinſtitute ertheilen, welches von allen deutſchen 
Banken die geringſte Baardeckung hat und ſomit die größte Beſteuerung 
des Publicums zu Gunſten der Bank ausübt: aber umſonſt wurde eine 
ſo koſtbare Conceſſion auch nicht ertheilt und die Sitzung der Darmſtädter 
zweiten Kammer vom 20. December 1869 läßt nur ahnen, wo die fünf 
Millionen Gulden Actien hingekommen ſind, welche die Generalverſammlung 
der Bankactionäre vom 20. Januar 1857 dem Verwaltungsrath der 
Bank zur Verfügung ſtellte, „um dieſelben zur Erfüllung von der 
großherzogl. Regierung gegenüber übernommenen Verbindlich— 
keiten zu verwenden“. — Auch die Eile, mit welcher noch jüngſt in 
Reuß eine Zettelbank gegründet werden wollte, unmittelbar vor Eintritt 
des vorläufigen Bankgeſetzes für den Norddeutſchen Bund, wirft ein eigenes 
Licht auf dieſen Zuſammenhang, welches hoffentlich mit dazu beitragen wird, 
den Einblick in dieſe Dinge auf die richtige Spur zu bringen. 
| Es wird nunmehr wohl feinem Zweifel mehr unterliegen, weshalb 
die Zettelbanken immer und überall mit ſo beſonderem Nachdruck gerade 
für die Berechtigung der Notenemiſſion eintreten und weshalb die Finan⸗ 
ciers aller Länder ſeit dem Beſtehen von Zettelbanken letzteren ſtets eine 
ſo prononcirte Vorliebe zuwandten. Es handelt ſich hierbei um nichts 
mehr und nichts minder, als um die Berechtigung des großen Capitals, 
den Verkehr mit papiernem Circulationsmittel zu verſehen und dafür vom 
Publicum eine Steuer zu ee welcher jo gut wie gar feine Auslagen 
gegenüberftehen. 

| Die Emiffion von nur theilweiſe durch Metallgeld gedeckten „Bank⸗ 
noten“, iſt alſo — sans phrase — einer öffentlichen Schenkung an die 
Emittenten im Betrage der nicht durch Baar gedeckten Noten gleich⸗ 
zuſetzen *). 

Nur die thatſächlich grenzenloſe Verwirrung aller bisher über Geld⸗ 
und Bankweſen herrſchenden Anſichten, und das unleugbar große Intereſſe 
der Notenbanken an dieſer Verwirrung machen es erklärlich, daß eine 


*) Papierdeckung durch Wechſel, ändert hierin wenig, denn die Wechſel werden 
von der Bank mit Noten bezahlt, und der Diskont gibt den Profit dieſes geſchenk⸗ 
ten Kapitals. 
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Thatſache von fo eminenter Tragweite bisher nicht zu durchſchlagender 
Geltung gelangen konnte. 

Die moderne Volkswirthſchaft hat alle hin und wieder auftauchenden 
Behauptungen von einer abſorbirenden Uebermacht des „Capitals“ pure 
beſtreiten wollen. Dieſe Behauptungen ſind in ihrer Allgemeinheit aller⸗ 
dings auch unbegründet. In der Befugniß zur Emiſſion nur theilweiſe 
durch Baar gedeckter Noten iſt aber in der That eine Inſtitution ge⸗ 
ſchaffen, welche das große Capital einfach durch Schenkung aus dem 
öffentlichen Seckel auf das liberalſte, bequemſte und ansgiebigſte vermehrt 
und allerdings auf eine völlig unmotivirte Cumulirung von Capital in 
einzelnen bevorzugten Händen hinarbeitet. — Hier liegt auch eine der 
Urſachen, welche die Klagen der Landwirthſchaft W daß das Ca⸗ 
pital ſich ihr unverhältnißmäßig entziehe. 


| IX. | 

Es muß, nach dem bisher Entwidelten, klar fein, daß für die wich⸗ 
tige Rolle, welche das „Geld“ im Verkehre ſpielt, nicht mehr ſeine Eigen⸗ 
ſchaft als Waare, ſondern jener Credit die Hauptſache iſt, welcher ſich 
im Laufe der Zeiten uſuell immer unlöslicher an das Geld geknüpft hat, 
jener Credit, vermöge deſſen das Geld von Jedermann als Repräſen⸗ 
tant des Capitals und als Anweiſung auf den Markt anerkannt 
und honorirt wird. 

Auch die Funktion des Geldes als vergleichender Werthmeſſer 
läßt ſich zwar von ſeiner Eigenſchaft als Waare noch nicht völlig trennen, 
dennoch aber läßt ſich die Preiseinheit bereits als ein gewiſſermaßen 
abſtractes Werthmaß, — man denke z. B. an das engliſche „Pfund Ster⸗ 
ling“ — auffaſſen, ſo daß die Kaufkraft der ideellen Werthmaßeinheit 
lediglich abhängig wäre von dem Verhältniß der im Verkehr circulir⸗ 
enden Werthzeichen zu der Menge der in Tauſch umlaufenden Werthobjecte. 

Die Functionen des Geldes ſind alſo primo loco von ſeinem Markt⸗ 
anweiſungscredit abhängig. Dieſer Credit des Geldes iſt nun zwar aus 
der Eigenſchaft des Geldes, als einer bloßen Waare, erwachſen, hat ſich 
aber auch ſchon zu einer in hohem Maße ſelbſtſtändigen Größe entwickelt, 
welche nur noch beziehungsweiſe von jenem, dem Metallgelde anhaftenden 
Charakter einer Waare abhängt. 

Wenn wir alſo im Stande ſind — und dieſe Vorausſetzung iſt be⸗ 
reits im ausgedehntem Maßſtabe Thatſache geworden — eine Marktan⸗ 
weiſung zu ſchaffen, welcher wir lediglich durch Convention den ihr be⸗ 
nöthigten Credit beilegen, jo kann diefe Marktanweiſung, eben in Folge 
des ihr conventionell beigelegten Credites, die Function des Geldes auf 
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das Vortrefflichſte erfüllen. Wir beſitzen bereits ſolches Conventionsgeld: 
es iſt einfach — Papiergeld. 

Solches „Papiergeld“, welches einen eigenen Werth gar nicht be⸗ 
fist, ſondern lediglich in Folge des ihm beigelegten Credites functionirt, 
iſt ungleich vollkommener als das Metallgeld, und die dem letztern an⸗ 
haftende Eigenſchaft einer Waare iſt auf dem gegenwärtigen Standpunkte 
des Verkehrs eigentlich nur noch ſtörend für die Aufgaben, welche es zu 
erfüllen hat. 

Da aber aus Gründen der phyſiſchen Handhabung des Geldes im 
Verkehr die Edelmetalle, als Material, woraus man einen Theil der 
Werthzeichen fabricirt, wohl niemals zu erſetzen ſein werden, ſo wird man 
ſich mit dieſer Unvollkommenheit eben abfinden und ihre Wirkung auf das 
erreichbare Minimum zu reduciren ſuchen müſſen. 


X. 

Das reine Conventionsgeld ohne eigenen Waarenwerth, iſt alſo 
das Ideal für den Verkehr: ſo weit aber menſchliches Urtheil reicht, wird 
dies Ideal nicht pure verwirklicht werden können — übrigens gemein⸗ 
ſames Schickſal aller Ideale!. — weil die phyſiſche Natur des Verkehrs 
ſchwerlich ein Circulationsmittel von den phyſiſchen Eigenſchaften der Edel⸗ 
metalle je ganz wird entrathen können. 

Die „Banknoten“, von welchen wir bisher ſprachen, ſind nur ein 
Mittelglied in der Entwickelung vom Waarengelde zum Conventions⸗ 
gelde. Die Banknoten find urſprünglich nur als Remplagants für im 
Bankkeller deponirtes Waarengeld d. h. Edelmetallgeld, gedacht: in der 
Praxis aber ſind ſie ganz überwiegend Conventionsgeld geworden. 

Man ſollte ſagen, ſo wie es unbeſtritten Aufgabe des Staates ſei, 
den Verkehr mit dem metallenen Circulationsmittel zu verſehen, eben ſo 
unbeſtritten müſſe es auch ſeine Aufgabe ſein, dem Verkehr das nunmehr 
unentbehrlich gewordene Conventions geld zu liefern. In der Praxis 
hat ſich dies etwas anders geſtaltet. 

So wie das Metallgeld erſt ganz allmählich von einem Privataus⸗ 
kunftsmittel der Kaufleute zu einem vom Staate geſtempelten und garan⸗ 
tirten Circulationsmittel geworden iſt, ſo iſt auch das Papiergeld zuerſt 
als Privatauskunftsmittel der Kaufleute, anfangs in Form des Wechſels, 
dann in Form der Banknote aufgetaucht. Das Bedürfniß des papiernen 
Conventionsgeldes war vorhanden, ehe der Staat und die Geſellſchaft eine 
klare Idee davon haben konnten, wie dies Bedürfniß am beſten zu be⸗ 
friedigen ſei. Die Banknote war eben ein nothwendiger 
Durchgangspunkt der Entwickelung zum Papiergelde hin. 
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Die Unzuträglichkeiten, welche fih in der Praxis an die Banknote knüpften, 
haben auch das weſentlichſte dazu beigetragen, den Verkehr für die ange⸗ 
meſſene Aufnahme des Papiergeldes zu prädisponiren. 

Das Bankgeſchäft hat es an und für ſich mit ganz anderen 
Dingen zu thun, als mit der Aufgabe, dem Verkehr das benöthigte Cir⸗ 
culationsmittel zu ſchaffen. Das Bankgeſchäft hat es nur mit der 
Vertheilung und Verwendung des Circulationsmittels in gewiſſem 
größeren Maßſtabe zu thun, nicht aber natur- und ſachgemäß mit der 
Creirung dieſes Circulationsmittels ſelbſt. Die Geſchichte der Noren- 
banken iſt denn auch in großem Maßſtabe eine Geſchichte der Uebelſtände, 
welche mit einer ſolchen Vermengung von Staatsaufgabe und Privatgeſchäft 
unumgänglich verknüpft ſind und welche nur in einzelnen Fällen zeit⸗ und 
bedingungsweiſe minder zum Ausdruck gelangen. 

Nun iſt freilich zu bemerken, daß auch ſehr frühe ſchon die Anſicht 
zu Tage trat, daß eben der Staat das papierne Circulationsmittel be⸗ 
ſchaffen müſſe: leider knüpfte ſich aber hieran derſelbe Irrthum, welcher 
die Privatbanknoten nur als Remplagants deponirten baaren Geldes in 
der Idee gelten ließ, und man kam meiſt zu dem Schluſſe, der Staat 
könne papiernes Circulationsmittel nur vermittelſt einer „Bank“ ausgeben: 
es entſtanden ſo die großen Staatsbanken, welche aber meiſt nicht einmal 
reine Staatsinſtitute, ſondern Mitteldinge zwiſchen Staats⸗ und Privat⸗ 
einrichtungen ſind. Die für dieſe ſogenannten Staatsbanken erlaſſenen 
geſetzlichen Beſtimmungen ſind meiſt derart, daß ſie dem Privatcapital ge⸗ 
ſtatten, ſich an dem Geſchäftsvortheil und an der aus der Papieremiſſion 
erwachſenden Beſteuerung der Staatsbürger, welche ja ebenfalls zum Ge⸗ 
ſchäftsgewinne geſchlagen wird, zu betheiligen. 

Waltete bezüglich der Privatzettelbanken der Irrthim ob, daß man 
eine Staatsaufgabe — die Papieremiſſion — und ein Staatsregal — 
die öffentliche Beſteuerung — an Private überließ; fo beſtand bei dieſen 
Staatsbanken der große Irrthum darin, daß man die Staatsaufgabe nicht 
ohne Mitbetreibung eines an ſich rein privaten Erwerbszweiges glaubte 
löſen zu können; daß man vermeinte die Creirung papiernen Circulations⸗ 
mittels fet abſolut an den Betrieb eines Barnkgeſchäftes gebunden. So 
wurde denn abermals Staats⸗ und Privataufgabe in bedauerlicher Weiſe 
mit einander vermengt. Daß ſolche Staatsbanken, wie man neuerdings 
finden will, ganz gut verwaltet ſein können, unterliegt keinem Zweifel, das 
hebt aber den innern Widerſpruch ihrer Natur nicht auf. 

Demnächſt at man deun freilich auch die richtige Idee gefaßt, daß 
„Papiergeld“ vom Staate einfach ohne Vermittelung einer Bank aus⸗ 
gegeben werden könne. — Leider geſchah es dann faſt ausnahmslos, daß 
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ſolches Papier nur gemacht wurde, um das ungemeſſene Bedürfniß ſchlechter 
Staatswirthſchaft zu befriedigen. Man hatte die Erfahrung gemacht, daß 
ſolches Staatspapiergeld ganz gut neben dem Metallgelde al pari circu⸗ 
liren könne, und glaubte nur, die Geldmacherei habe gar keine Grenzen 
mehr. — Lange, unglaublich lange hat es gedauert, bis ſich erſt ganz 
neuerdings die Erkenntniß allgemein feſtſtellte, auch die Papiergeldfabrikation 
habe ihre Grenzen. 

Dieſe Grenzen der Geldfabrikation hatte beim Metallgelde die wohl⸗ 
fürſichtige und weiſe Natur ſelbſt gezogen: — beim Papiergelde konnte 
dieſe Grenze nur durch die verſtändige Einſicht der Staatsleiter gezogen 
werden. Leider fängt man erſt heute an, ſich über dieſe Grenzen einige 
Klarheit zu verſchaffen. 

Wenn nämlich der Staat Papiergeld ausgibt, ſo vermehrt er die 
Summe der umlaufenden Werthzeichen. Dadurch wird eine Aenderung 
in der Relation, zwiſchen der Summe der Werthzeicheneinheiten und der 
in Umlauf befindlichen Tauſchwerthe herbeigeführt, derart, daß alſo auf 
die gleiche Summe Tauſchwerth, mehr Geld kommt, wie vorher. Die 
Ausgleichung findet dann in der Weiſe ſtatt, daß das Geld entſprechend 
an Kaufkraft verliert, oder, mit andern Worten, die Preiſe in die Höhe gehen. 

So iſt alſo jede Ausgabe von Staatspapiergeld einfach einer Staats⸗ 
ſteuer gleich zu achten, nur daß die Wirkung dieſer Beſteuerung, bei mä- 
ßiger Papiergeldausgabe, nur ganz allmählich, faſt unmerklich, erfolgt. 

Wenn nämlich die Ausgabe von Papiergeld ſich einfach in den Grenzen 
hält, welche aus dem allgemeinen Bedürfniß des Verkehrs nach Papiergeld 
hervorgehen, — ein Verhältniß, welches ein im großen Ganzen nicht 
ſchwankendes, jetzt ſtatiſtiſch in beſtimmter Relation zur Metallgeldmenge er⸗ 
mittelbares iſt — ſo iſt die Aenderung des Verhältniſſes zwiſchen Geld⸗ 
und Tauſchwerthcirculation unmittelbar gar nicht meßbar, d. h. fie ändert 
die Preiſe nicht merklich: ebenſo wie ein Tropfen den Niveauſtand eines 
großen Baſſins zwar ändert, ohne daß ſich dies jedoch meßbar nach⸗ 
weiſen ließe. j 

Zieht man dabei in Betracht, daß das Geldreſervoir des einzelnen 
Staates kein für ſich abgeſchloſſenes iſt, ſondern daß unter gewöhnlichen 
Verhältniſſen auch von Staat zu Staat ein Ausgleich der Geldcirculation 
in gewiſſem Maße ſtattfindet, ſo iſt einerſeits klar, daß die Beſteuerung 
durch Papiergeldausgabe ſich nicht einmal ausſchließlich auf den Verkehr 
des emittirenden Staates beſchränkt, ſondern auch je nach Umſtänden mehr 
oder minder auf die angrenzenden Staatsgebiete übergreift, namentlich, 
wenn das emittirte Papier in der letzteren mit. circulirt: — anderſeits 
iſt es gerade dieſem Umſtande zu verdanken, daß einzelne Staaten ver⸗ 
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hältnißmäßig hohe Beträge in Papier emittiren konnten, ohne innerhalb 
ihres Staatsgebietes bedenkliche Störungen in den Preisverhältniſſen ein⸗ 
treten zu ſehen; denn je größer das Niveau, auf welche ſich die Geldver⸗ 
mehrung vertheilt, um ſo geringers iſt die damit verbundene Niveau⸗ 
ſtörung. — Da überdies alle Culturſtaaten mehr oder minder papiernes 
Circulationsmittel beſitzen, ſo findet auch in dieſer gegenſeitigen Beſteuerung 
eine gewiſſe Compenſation ſtatt. 

Dieſer Compenſation kommt noch ein fernerer Umſtand zu Hilfe. 
Sobald nämlich ein Staat ſeine Papieremiſſion — heiße dies Papier nun 
„Noten“ oder „Papiergeld“ — ſo ſehr vermehrt, daß die allmähliche Ni⸗ 
veauausgleichung mit der Vermehrung nicht mehr Schritt halten kann, ſo 
tritt die veränderte Relation zwiſchen der Menge der Werthzeichen und 
der circulirenden Werthe als Preisänderung zu Tage, und es verſchließt 
ſich zunächſt das Ausland dem in Uebermaß emittirten Papiere. Die Ni⸗ 
veauänderung macht ſich nunmehr nur innerhalb des emittirenden Staates 
geltend, oder überträgt ſich vielmehr nur in geringerem Maße mehr auf 
die angrenzenden Gebiete. | 

Da nun gleichzeitig das Metallgeld im Auslande feine univerſell 
acceptirte Kaufkraft behält, ſo überträgt ſich die Preisſteigerung zunächſt 
nur auf das in Uebermaß emittirte Papiergeld, während der Verkehr be⸗ 
ſtrebt iſt, die gewohnten Werthmaßverhältniſſe beim Metallgelde feſtzu⸗ 
halten. So tritt denn zuerſt die Valutadifferenz zwiſchen Papier- und 
Metallgeld ein. 

Da ferner das Ausland das distredirte Papier beharrlich abſtöß⸗ 
da die Preisſteigerung in dem überemittirenden Staate ſich, wenn auch in 
geringerem Maße, auf das Metallgeld überträgt, da die in Geld zu leiſten 
den Zahlungsverbindlichkeiten, namentlich die Staatsſchuldenzinſen im Aus⸗ 
lande meiſt in Metall zu präftiven find, fo ergibt fih ein gefteigerter Me- 
tallabfluß nach dem Auslande, während gleichzeitig im Innlande das Metall 
in großer Ausdehnung aus Mißtrauen zurückgehalten wird. — Aus all 
dieſen Urſachen reſultirt bei Ueberemiſſion von Papier meiſt ein mehr 
oder minder ſtarkes Verſchwinden des Metalls aus dem Verkehr des be⸗ 
treffenden Staates. — Die mit dem Wahnſinne ſolcher maßloſen Papier⸗ 
creirung für den Verkehr verknüpften Uebelſtände find zu bekannt, um 
weiter darauf eingehen zu müſſen. 


XI. i 
Wir haben nunmehr die drei Hauptarten der Beſchaffung papiernen 
Circulationsmittels für den Verkehr beleuchtet: — Privatbanknoten, 
Staatsbanknoten und Staatspapiergeld. 
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Nun hat die Erfahrung gezeigt, daß man Privatleuten die Befugniß 


des Geldmachens, d. h. der Ausgabe nicht durch Baar gedeckter Noten, 


nicht unbeſchränkt überlaffen könne, weil die Verlockung einer ungemeſſenen 


„ Beſteuerung des Publicums zu groß tft, um nicht jedem Mißbrauch Thür 


und Thor zu öffnen. — Man verfiel alſo darauf, geſetzliche Schranken 
zu ziehen. Da nun aber die Notenbanken Staatsgeſchäft — Zettelemiſſion 


- und Privatgeſchäft — nämlich die eigentlichen Bankgeſchäfte — zugleich 


betrieben, ſo war man in der Lage, beide auch zugleich reglementiren zu 
müſſen. Man hat dies auf doppelte Weiſe gethan: einmal dadurch, daß 
man dem Staate die Ertheilung der Conceſſion zum Notenbankbetriebe 
vorbehielt, oder auch dadurch, daß man allgemeine „Normativbeſtim⸗ 
mungen“ für den Notenbankbetrieb erließ, deren Innehaltung denn alſo der 
Staat zu überwachen hätte: — es tft aber das Eine fo mißlich wie das Andere. 
Staatsbanken, wenn nicht vom Staate ſelbſt in Nothfällen gemiß⸗ 
braucht, haben ſchon verhältnißmäßig beſſere Dienſte geleiftet, da ihr Be- 
trieb geſetzlicher Regelung unterlag, und dieſe Regelung in den mittel⸗ 
europäiſchen Staaten endlich mit Vorſicht erfolgte. Staatsbanken haben 
vor Privatbanken den unbeſtreitbaren Vortheil voraus, daß ſie dem Ver⸗ 
kehre wenigſtens ein einheitliches, allenthalben bezüglich ſeines Credites 
gleichtaxirtes Umlaufsmittel bieten, ein Umſtand, der um ſo mehr ins 
Gewicht fällt, je größer das betreffende Staatsgebiet iſt. — Die Noten 
ſolcher Staatsbanken fungiren übrigens im Verkehr vollkommen als ein⸗ 
faches Staatspapiergeld und ihre „Einlösbarkeit“ iſt für den innern 
Verkehr lediglich Illuſion. — Dagegen haftet den Staatsbanken der große 
Uebelſtand an, ebenſo wie die Privat⸗Zettel⸗Banken Staats⸗ und Privat⸗ 
geſchäfte zu vermengen, die Nutznießung öffentlicher Beſteuerung in un⸗ 
motivirter Weiſe den an dieſen ſogenannten Staatsbanken betheiligten 
Privatleuten mit zufließen zu laſſen, ferner Staats⸗ und Privatgeſchäft 
gleichmäßig zu reglementiren und durch die hervorragende Mitbetheiligung 
des Staates an den Privatbankgeſchäften eine naturgemäße geſunde Ent⸗ 
wickelung des Bankgeſchäftes überhaupt zu verhindern: der Staat darf nicht, und 
am allerwenigſten in dem Maßſtabe und mit den Privilegien wie dies 
durch die zeitigen Staatsbanken geſchieht — dem Privatgeſchäfte Concurrenz 
machen: — das iſt nicht ſeine Aufgabe und iſi entſchieden vom Uebel. 
Der fogenannte „Zwangscours“ für Papiergeld reſp. Noten er- 
gibt ſich nach dem Bisherigen wohl von ſelbſt als ein Unding und hat 
ſich auch als ſolches in Wirklichkeit bewährt. Wird Papiergeld nur in an⸗ 
gemeſſener Menge creirt, ſo bedarf es des Zwangscourſes nicht, wie die 
Erfahrung lehrt, — findet dagegen Ueberemiſſion ftatt, jo hilft fein Zwangs⸗ 
cours gegen Entwerthung, wie die Erfahrung gleichfalls unzweifelhaft beweiſt. 
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Daß die Noten der fogenannten Staatsbanken thatſächlich im Ver- 
kehr wie Staatspapiergeld functioniren, wurde bereits betont. Max 
Wirth in dem 3. Bande ſeiner Nationalökonomie, welcher zugleich als 
„Handbuch des Bankweſens“ dient: zieht aus ſeinen Unterſuchungen unter 
A. die Schlußfolgerung, „Es gibt keinen principiellen Unterſchied 
zwiſchen Banknoten und Staatspapiergeld. — Den Banknoten 
ohne Zwangscoucs tft das Staatspapiergeld in der Praxis in 
fo fern gleich, als die regelmäßige Einlöſung der erfteren 
an der Caſſe beim Staatspapiergeld durch die Annahme 
in Zahlungsſtatt an den Staatscaſſen (Steuern, Poſtporto 
Telegraphentaxe, Zölle und andere Gebühren) reichlicherſetzt wird.“ 

Wollen wir nun die Reſultate unſerer Unterſuchungen bezüglich der 
Bankfrage zuſammenfaſſen, ſo dürften dieſelben wohl eine eben ſo klare als 
einfache Löſung des Problemes ergeben, welche wir in folgenden Sätzen reſumiren. 

1. Den Bedarf an papiernem Circulationsmittel — Con: 
ventionsgeld — hat der Staat zu ſchaffen, und zwar durch ein— 
fache Ausgabe von Staatspapiergeld. Da dieſe Papiergeldausgabe 
aber einer Staatsbeſteuerung gleichkommt, ſo hat bei Bemeſſung ihrer 
Höhe natürlich in den conſtitutionellen Staaten auch die Volksvertretung 
zu concurriren. Maßgebend für die Höhe der Staatspapieremiſſion, darf 
nur das mechaniſche Bequemlichkeitsbedürfniß des Verkehrs ſein, niemals 
das wechſelnde Bedürfniß des Staates nach Geld. Das Bedürfniß des 
Verkehrs nach Papiergeld ift aber im großen Durchſchnitte, ebenſo conſtant, 
wie das Bedürfniß nach Metallgeld. Die zwiſchen durchgehenden kleinern 
Schwankungen des Bedarfs in beiden Zahlungsmitteln hat ſelbſtredend 
der Verkehr ſelbſt auszugleichen. 

2. Die Emiſſion von ſogenannten Banknoten iſt abſolut 
zu unterdrücken. 

3. Staat sbanken find ebenſo überflüſſig als ſchädlich. Die 
Conceſſion der Preußiſchen Bank iſt daher zu kündigen. i 

4. Das Bankgeſchäft — nota bene ohne Notenemiſſion, 
welche gar kein Bankgeſchäft ift — wird völlig freigegeben. 
Die Frage der Actiengeſellſchaften, welche hier freilich mitſpricht, muß in 
einem größeren Zuſammenhange ihre Löſung finden. 

Die zur Zeit beſtehende Verwirrung der Anſichten in der Bankfrage beruht 
vornehmlich auf der Gewohnheitsanſchauung, welche Bankgeſchäfte und Zettel⸗ 
emiſſion als identiſch vermengt, während fie zwei grundverſchiedene Dinge find.*) 


*) Zwiſchen dieſer Arbeit der nachfolgenden liegt der franzöſiſche Krieg, in welchem 
ich eine Artillerie⸗Munitions Colonne kommandirte. D. V. 


Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 3 


Der deutſche Handelstag und die Bankfrage“). 


Es iſt nun gerade ein Jahr verfloſſen, ſeit ich in der „National: 
Zeitung“ und in der „Hamburg. Börſenhalle“ meine „Antitheſen zu 
den Theſen des Her ru Dr. A. Meyer pto. Bankfrage**) veröffentlichte. 

Seitdem hat die Weltgeſchichte in kurzer Zeitſpanne einen großen 
Schritt vorwärts gethan. Wir ſind eine einige, mächtige und angeſehene 
Nation geworden. Aber die Größe unſer wirthſchaftlichen Aufgaben iſt 
damit auch nur gewachſen, und kaum iſt der Friede geſchloſſen, da treten 
auch die ſchwerwiegendſten wirthſchaftlichen Fragen mit vermehrter Wucht 
an uns heran. 

In meinen oben gedachten 12 Theſen hatte ich Anregung dazu geben 
wollen, daß die öffentliche Diskuſſion fidh überhaupt erft über die wirth— 
ſchaftliche Wahrheit in Bankſachen ins Klare ſetzen möchte, weil ich 
die Ueberzeugung nicht abweiſen kann, daß allein diefe wirthſchaftliche 
Wahrheit das Fundament für eiu geſundes deutſches Bankgeſetz abgeben 
kann in den G. Hirth'ſchen „Annalen des norddeutſchen Bundes“ 
(voriger Jahrgang S. 299) bemühte ich mich gleichzeitig, in einer aus⸗ 
führlicheren Arbeit: „Das Geld ſein Weſen und ſeine Funktio— 
nen“) — die wirthſchaftliche Wahrheit in * wiſſenſchaftlich unan⸗ 
fechtbar klar zu legen. 

Das war im Juni vorigen Jahres. Auch veröffentlichte ich noch 
um dieſe Zeit in Nr. 27 der „Deutſchen Induſtrie-Zeitung“ eine 
Arbeit gleicher Tendenz: — „Die Bankenquete des bleibenden Aus— 
ſchuſſes des deutſchen Handelstages, reducirt auf die Frage: 
Was ift eine Banknote? “) 

Meine Darlegung konzentrirte ſich in folgenden Sätzen: 

Jede nicht durch Baar gedeckte Note konſtituirt eine Steuer, und 
nicht durch baar gedeckte Noten emittiren, heißt einfach, auf Koſten der Ge⸗ 
ſammtheit für die eigene Taſche Geld machen; das darf ausſchießlich nur 
der Staat. Jede Uebertragung dieſer Befugmß an Private ift völlig und 


*) Aus der „National⸗Zeitung“ v. 12 Juli 1871. 
*) Mitgetheilt S. 1 u. f. 

**) Die vorhergehende Arbeit. 

+) S. 5. 
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thatſächlich gleichbedeutend mit einer einfeitigen, ungerechten und wirthſchaft⸗ 
lich verderblichen Monopolbevorrechtigung des mobilen großen Kapitals. 
Ich darf wohl annehmen, daß die Darlegung ſo tiefgreifender wirth⸗ 
ſchaftlicher Sätze an den erwähnten hervorragenden Stellen nicht unbemerkt ge⸗ 
blieben iſt. Dennoch iſt mir nicht bekannt geworden, daßin der geſammten deut⸗ 
ſchen Preſſe auch nur ein einziges Wort der Diskuſſion, ja auch nur der Erwäh⸗ 
nung derſelben laut geworden wäre: — gewiß eine ſehr merkwürdige Thatſache. 
Jetzt nun aus dem Feldzuge zurückkehrend, finde ich in der Nr. 19 
des „Deut ſchen Handels blattes“ vom 11. Mai c. unter „Amtliche 
Mittheilungen des Deutſchen Handelstages“ eine Denkſchrift 
„Die Bankfrage betreffend“, ) welche auch im Separatabdruck erſchie⸗ 
nen tft, und über die Verhandlungen der Bank-Kommiſſion des deutſchen 
Handelstages Bericht erſtattet. Die Arbeit iſt aus der Feder des Gene⸗ 
ral⸗Sekretärs des deutſchen Handelstages, Herrn Dr. Alexander Meyer. 
Die 26 Mitglieder zählende Commiſſion beſtand hauptſächlich aus 
Bankdirektoren, unter welchen ich nur Herrn von Dechend, Präſidenten der 
Preußiſchen Staatsbank beſonders nenne. Die Sitzungen der Kommiſſion 
haben allerdings vom 23. bis 25. Mai vorigen Jahres ſtattgefunden. 
Bemerkenswerth und hervorſtechend an den Verhandlungen der Kom⸗ 
miſſion iſt der Umſtand, daß ſie alle prinzipiellen Erörterungen prinzipiell 
ausſchloß. Die Denkſchrift ſagt darüber: „Vom praktiſchen Stand— 
punkte aus kann es ſich nur darum handeln, ſolche Einrichtungen zu 
treffen, welche für die nächſte Zeit befriedigen. Hierauf müſſen 
praktiſche Männer ihren Blick beſchränken, und es wäre eben ſo 
doktrinär, Grundſätze hinſtellen zu wollen, welche für ewige 
Zeiten gelten ſollen, als es als ein rein theoretiſches Beſtreben 
aufgefaßt werden müßte, Grundſätze zu betonen, die in der Wiſſen— 
ſchaft wohl begründet, doch augenblicklich durch die Umſtände an 
der Einführung in das Leben gehindert werden.“ | 
Sehr ſchön! — Mfo: „es wäre doktrinär (für die Bankfrage) Grund- 
ſätze hinſtellen zu wollen, welche für ewige Zeiten gelten ſollen“?! Sollten 
die Herren etwa überſehen haben, daß die wirthſchaftliche Wahrheit, wie 
alle Wahrheit überhaupt, ewig iſt? Dieſes krampfhafte Abwehren der 
wirthſchaften Wahrheit und das grundſätzliche Todtſchweigen derſelben durch 
die als Bank⸗Kommiſſion verſammelten Bank⸗Direktoren macht einen ganz 
eigenthümlichen Eindruck. Sie erklären es für „doktrinär“, wenn die 
deutſche. Nation in der konfuſen Bankangelegenheit nach einem Kompaß 
ſucht, der fie ſicher an das Ziel geſunder uud gedeihlicher Bankzuſtände 


*) Iſt im Anhang mitgetheilt. | 
3* 
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führen könnte. Nur der „Kompaß“ führt fider auf hohem Meer, und 
in der Bankfrage haben wir ja leider das feſte Land der Wiſſenſchaft 
längſt aus den Augen verloren. Wir treiben haltlos auf einem Ocean 
der widerſprechendſten verworrenſten Anſichten und Meinungen herum. 
Alſo einen Kompaß her! — Und wo anders will man den finden, als 
in der ewigen Wahrheit? oo 

Uebrigens hat dies grundſätzliche Abwehren aller grundſätzlichen Er⸗ 
örterungen nicht gerade allen Mitgliedern der Bank⸗Kommiſſion wohl behagt. 
Dieſelbe Nr. 19 des „Deutſchen Handelsblattes“, welche die Ver⸗ 
handlungen der Kommiſſion publicirt, bringt auch ein Separat⸗Votum 
von Herrn Heinrich Kämmerer in Hamburg, welches ſpäter ſchrift⸗ 
lich abgegeben worden und u. A. folgenden Paſſus enthält: „Es darf wohl 
angenommen werden, daß die meiſten Mitglieder der im Mai in Berlin 
verſammelt geweſenen Kommiſſion ' des deutſchen Handelstages, die Bant- 
geſetzgebung betreffend, ohne ein Gefühl der Befriedigung auseiuander⸗ 
gegangen find. Die gefaßten Beſchlüſſe ſcheinen in ihrer Geſammtheit 
den Wünſchen keiner der vorhandenen Parteien entſprochen zu haben. Dieſer 
unbefriedigende Erfolg dürfte dem Umſtande zuzuſchreiben fein, daß man 
es unterlaſſen hatte, zunächſt eine umfaſſende Diskuſſion über die Theorie 
des Bankweſens eintreten zu laſſen, ehe man zur Berathung der Reform 
der gegenwärtigen Bankzuſtände ſchritt ... In wie weit die durch eine 
ſolche theoretiſche Unterſuchung gewonnenen Reſultate zur unmittelbaren 
praktiſchen Ausführung gelangen können, oder in wie weit in Rückſicht 
auf vorhandene Zuſtände temporäre Zugeſtändniſſe gemacht werden müſſen, 
iſt gewiß ein zu erwägender ſehr wichtiger Punkt, allein derſelbe muß in 
zweite Linie geſtellt und die Diskuſſion darüber bis nach Feſtſtellung der 
Grundprinzipien ausgeſetzt werden. Nur auf der Baſis einer Verſtän⸗ 
digung über die Prinzipien des Bankweſens und über die zu erſtrebenden 
Ziele kann ein geſundes Bankgeſetz zu Stande gebracht werden ....“ 

Herr Heinrich Kämmerer hat hiermit ohne Frage den Nagel auf den 
Kopf getroffen; überdies hält ſich derſelbe „verpflichtet, auf Anſichten hinzu⸗ 
weiſen, welche bei den bisherigen Verhandlungen der Commiſſion theils 
ignorirt, theils todtgeſchwiegen wurden, während ſie notoriſch durch viele 
der erſten national⸗ökonomiſchen Schriftſteller, als auch in zahlreichen prat- 
tiſch betheiligten Kreiſen warm vertreten werden.“ 

„Vom praktiſchen Standpunkte aus kann es ſich nur darum handeln“ 
— ſagt die Denkſchrift der Bankkommiſſion — „ſolche Einrichtungen zu 
treffen, welche für die nächſte Zeit befriedigen“. — „D. h. doch wohl oder 
ſoll doch heißen: „Einrichtungen, welche die Herren Bankdirektoren und 
Bankaktionäre befriedigen.“ — Wenigſtens ſcheint mir ein ſolcher 


37 


Sinn aus den ganzen Verhandlungen und Beſchlüſſen der Bankkommiſſion 
hervorzugehen. 

Die Quinteſſenz aller gefaßten Beſchlüſſe iſt nämlich folgende: das 
Recht der Notenemiſſion ſoll nach wie vor auch Privatbanken zuſtehen. Für 
diefe Notenbanken folen „Normativ-Bedin gungen“ feſtgeſetzt werden. 
Und die weſentlichſte dieſer Normativ - Bedingungen lautet nach den Be- 
ſchlüſſen der Kommiſſion wie folgt: Ein noch näher zu präziſirender Theil 
der ausgegebenen Noten ſoll in baarem Gelde, der Reſt durch Disconten 
mit wenigſtens zwei Unterſchriften, die nicht länger als drei Monate laufen, 
bedeckt ſein.“ Sieht auf den erſten Blick ganz plauſibel aus. Man braucht 
aber nur zu überlegen, daß die Diskonten ohne allen Zweifel gegen zu 
emittirende Noten, wenigſtens zum größten Theil, erworben werden. Wenn 
alſo, wie ſpäter proponirt wird, zum Beiſpiel die von der Bank emittirten 
Noten zu ½ in Baar und zu 2%, in Diskonten gedeckt, letztere aber gegen 
zu emittirende Noten eingetauſcht ſind, ſo iſt doch das Bankvermögen ein⸗ 
fach um den Betrag der durch Diskonten gedeckten Noten vermehrt, 
und die Verzinſung dieſes ſo leicht erworbenen Betrages beſteht eben im 
Diskonte ſelbſt. Siud zum Beiſpiel unter ſolchen Prämiſſen 3 Millionen 
Thaler Noten emittirt, ſo iſt die Bank durch N Emiſſion ganz einfach 
um 2 Millionen Thaler bereichert. 

Daß ein folder Vorgang unmoraliſch ift und zu unmoraliſchen Kon⸗ 
ſequenzen führt, beweiſt die ganze Bankgeſchichte und beweiſt draſtiſch genug 
die Gegenwart. Gott wolle uns vor Pariſer und Wiener“) Börſenzuſtän⸗ 
den bewahren, aber — die Gefahr ſolcher Zuſtände ſteht vor unſern 
Thoren. Von unſerem künftigen Bankgeſetze wird es abhängen, ob die 
Gefahr in unſere Thore einzieht. Die Propoſitionen der n 
würden dieſer Gefahr aber Thür und Thor öffnen. 

| Dieſe Gefahr ift in der That keine geringe. Sie bedeutet Demora- 
liſation unſeres geſammten Geldweſens, unwirthſchaftliche und unnatur⸗ 
gemäße Monopol⸗Bevorrechtigung des großen Kapitals, akute Zuſpitzung 
einer bisher latent geweſenen ſozialen Frage von oben herunter und geſetz⸗ 
lich geregelte Ausbeutung des geſammten Volkes durch einige wenige Mata⸗ 
dore des goldenen Kalbes. 

Uebrigens ſteht dieſe Gefahr ſchon mit halbem Fuße inter muros und 
das ſeit Jahren. Nur die zähe Redlichkeit und Gewiſſenhaftigkeit des alt⸗ 
preußiſchen Beamtenthums, für welches ich ſonſt nicht in jeder Beziehung 
ſchwärme, hat mit gleichſam inſtinktiver „Sprödigkeit“ dem . 


2 . Siehe zum Beifpiel. die leine Brochüre: „Volkswirthſchaftliche Zuſtände 
in. Oeſterreich“, Leipzig 1871. 
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der Notenwirthſchaft in Preußen gewehrt und bisher nur in der Staats⸗ 
bank in Berlin einen immer noch relativ beſcheidenen Herd des „Noten⸗ 
kultus“ zugelaſſen, der aber doch ſchon eine ganz hübſche Schule von Ver⸗ 
ehrern dieſes Kultus an der Berliner Börſe groß gezogen und eben dieſe 
Börſe auf das Beſte für weitere Fortſchritte auf dem ſchlüpfrigen Wege 
des geſetzlich erlaubten Diebſtahls en gros vorbereitet hat. 

Alſo nochmals: — eine Bank, welche 3 Millionen Thaler Bank⸗ 
noten emittirt und davon ½ in Baar, 3/5 in Diskonten oder zinstragen⸗ 
den Papieren deckt, hat ſich einfach auf öffentliche Koſten um 2 Millionen 
Thaler bereichert. Und unſere Herren National - Oefonomen wollen uns 
weis machen, ſolche Bereicherung konſtituire einfach ein Schuldverhältniß 
— eine Note fet einfach ein Schuld - Dokument?! Ich habe ſchon gejagt 
daß von einer „Schuld“ nicht die Rede ſein kann, wo an keine Rück⸗ 
zahlung gedacht wird, — daß das eine wunderbare „Schuld“ wäre, 
welche beſtändig „eingelöſt“ wird und doch immer auf derſelben Höhe 
bleibt; — daß faft noch wunderbarer eine „Schuld“ wäre, welche dem 
Schuldner Zinſen einbringt, ſtatt daß er deren dem Gläubiger zahlt u. ſ. w 
Eine Unterſtellung, welche bei jeder Konſequenz auf einen Nonſens führt 
ann doch unmöglich richtig ſein. | 

Und dennoch huldigt unfere oftenfible National - Oekonomie bis auf 
den heutigen Tag dieſer Anſicht! — Wenn es nicht wahr wäre, ſo müßte 
man es für unmöglich halten. Allerdings die bedeutenderen unſerer Volks⸗ 
wirthſchafter erkennen die Wahrheit, aber ſchon iſt es ſoweit gekommen, 
daß es faſt nicht „opportun“ erſcheint, ſich zum offenen Vertheidiger der⸗ 
ſelben aufzuwerfen, da ſie die faſt allmächtigen Matadore des Großkapitals 
ſelbſtredend gegen ſich hat. 

Nein, meine Herren! — die nicht durch baar gedeckte Note iſt keine 
„Schuld“, ſondern eine „Steuer“, welche der Notenemittent zu Gunſten 
der eigenen Taſche, dem geſammten Publikum auferlegt, und faſt ohne Er⸗ 
hebungskoſten aus deſſen Taſche bezieht. Leiſtung und Gegenleiſtung ſtehen 
dabei in keinem irgend motivirbaren Verhältniſſe. Aller derartigen Be⸗ 
ſteuerung muß unbedingt für die Zukunft wenigſtens bei uns — geſteuert 
werden, wenn wir nicht mit vollen Segeln in eine wirkliche ſociale 
Gefahr hineintreiben wollen. 

Es beſteht kein natürlicher Zwieſpalt zwiſchen Kapital und Arbeit, 
wohl aber hat die Geſetzgebung einen ſolchen geſchaffen, durch monopoliſtiſche 
Bevorrechtigung des großen Kapitals: — denn das Beſteuerungsrecht 
mittelſt Notenemiſſion iſt nichts Anderes, als eine monopoliſtiſche Bevor⸗ 
rechtigung. Iſt aber ungedecktes Papiergeld eine Steuer, nun denn, fo 
darf nur der Staat ſolche Steuer erheben, und zur Erhebung dieſer Steuer 
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bedarf es keiner Bank: — alfo: 1) Keine Banknoten mehr, 2) nur Staats- 
Papiergeld unter Kontrole der Geſetzgebung, 3) keine Staatsbank mehr, 
4) volle Bankfreiheit unter Reſervirung der Frage der „Aktiengeſellſchaften“. 

Der Uebergang aus dem gegenwärtigen Zuſtand in den, welcher 
obigen Forderungen entſpricht, würde natürlich einen beſtimmten Zeitraum 
erfordern, und dürfte ſelbſtredend am allerwenigſten mit der plötzlichen 
Abolirung der wirklich vortrefflich und muſterhaft geleiteten preußiſchen 
Staatsbank beginnen. — Wie wäre es mit der Idee, die bisher nur 
angebliche Notenſchuld in eine wirkliche, allmälig abzutragende 
Schuld der Notenemittenten an den Staat zu verwandeln: — Hierüber 
gelegentlich mehr. 

Roſtock, Ende Juni. 

F. Perrot. 


Die Funktion der Banknote“). 


Herr F. Perrot in Roſtock hat etwa vor Jahresfriſt eine Anzahl 
von Theſen über die Bankfrage veröffentlicht und tritt jetzt mit einer Be⸗ 
ſchwerde darüber in die Oeffentlichkeit, daß in der geſammten deutſchen 
Preſſe auch nicht ein einziges Wort der Diskuſſion, ja auch nur Erwäh⸗ 
nung laut geworden ſei. Er nennt dieſe Thatſache eine ſehr merkwürdige 
und giebt nicht undeutlich zu verſtehen, daß ein Komplott von Bankdirek⸗ 
toren und Bankaktionären beſtehe, darauf gerichtet, die „ewige Wahrheit“, 
welche die Vorſehung durch den Mund des Herrn Perrot enthüllt, todt⸗ 
zuſchweigen. Daß ſeine Theſen nur deshalb keine Erwähnung gefunden 
haben, weil ſie der Erwähnung nicht werth ſind, kommt Herrn Perrot 
nicht in den Sinn, denn er „darf ſagen, daß er ganz allein in der deut⸗ 
ſchen Preſſe die volle wirthſchaftliche und wiſſenſchaftliche Klarſtellung des 
ſchwierigen Problems unternommen habe.“ 

Wenn ein Forſcher von hervorragendem Rufe, etwa ein Macculloch, 
Wolowski oder Macleod fih rühmen würde, allein die wiſſenſchaft⸗ 
liche Klarlegung der Bankfrage übernommen zu haben, ſo würden wir 
eine ſolche Aeußerung, bei aller Hochachtung vor den ſonſtigen Verdienſten 
des Mannes, als einen Ausbruch von Größenwahnſinn bezeichnen. 
Bei Herrn Perrot glauben wir an das Vorhandenſein dieſer Krankheit, 
auf welche das Geſetz vom zureichenden Grunde auch ſeine Anwendung 
findet, nicht, ſondern führen ſeine auffallende Aeußerung auf eine ebenſo 
naive als umfaſſende Unkenntniß der Bankliteratur und des Bankweſens 
zurück. = 

Der Kern der Lehre des Herrn Perrot ift der, daß jede durch Baar- 
vorrath nicht gedeckte Note eine Steuer darſtelle, und daß die Berechtigung, 
durch Baar nicht gedeckte Noten zu emittiren, einer öffentlichen Schenkung 
an die Notenemittenten gleich zu achten ſei. 

Dieſe Lehre iſt ebenſowenig richtig, als neu. Einfach und naheliegend 
iſt ſie allerdings, aber gerade das hätte in Herrn Perrot Zweifel an der 

*) Aus Nr. 29 des „Deut. Handelsbl.“ der Artikel iſt von dem Redakteur 


deſſelben Dr. A. Mayer, Sekretär des deut. Handelstages geſchrieben. 
; Perrot. 
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Richtigkeit wie an der Neuheit erwecken ſollen; er hätte ſich des Dichter⸗ 
worts erinnern mögen: 

Wäre mit ſo wen'gen Griffen zu enträthſeln die Natur, 

Hätte ſie auf Euch gewartet ihr zu kommen auf die Spur? 

Uneinlösliches Staatspapiergeld und einlösliche Banknoten werden 
häufig mit einander verwechſelt. Die Ausgabe von Papiergeld kann man 
als eine Beſteuerung des Publikums bezeichnen; ſie iſt nicht ein wirthſchaft⸗ 
licher Akt, ſondern ein Akt der öffentlichen Gewalt. Die Ausgabe von 
Banknoten hat dagegen einen legitimen wirthſchaftlichen Urſprung, der ſich 
mit wenigen Worten klar legen läßt. 

Im Großverkehr pflegen die Umſätze auf Credit, gegen Wechſel zu 
erfolgen. Jeder Umſatz wird zur Quelle neuer Umſätze. Käufer iſt nicht 
der, der die Waare ſelbſt conſumiren will, ſondern der ſie weiter, an andere 
Händler, veräußern will. Zwiſchen dem Producenten einer Waare und 
ihrem Conſumenten liegen viele Hände in der Mitte und jeder Uebergang 
aus einer Hand in die andere iſt ein Umſatz, für den es eines Umſatz⸗ 
mittels bedarf. Andererſeits hat der Producent, der ſeine Waare verkauft 
hat, Raum gewonnen für neue Production. Zu dieſer bedarf er der Roh⸗ 
ſtoffe, der Hülfsſtoffe, die wiederum nur durch eine Reihe von Umſätzen, 
für die Umſatzmittel nöthig ſind, beſchafft werden können. 

Der erſte Umſatz, von dem wir ſprechen, hat neue Umſätze zu ſeiner 
Folge. Für jeden Umſatz bedarf es eines Umſatzmittels. Der erſte Um⸗ 
ſatz hat ein Umſatzmittel, den Wechſel, geſchaffen, und da die folgenden 
Umſätze eiuen Bedarf an Zahlungsmitteln erzeugen, iſt es völlig in der 
Ordnung, daß der geſchaffene Wechſel als weiteres Umſatzmittel dient. 

Ein Wechſel als Umſatzmittel hat aber gewiſſe Nachtheile. Er erfor⸗ 
dert eine genaue Prüfung der Echtheit, die uicht Jedem möglich iſt; 
er ſetzt Jeden, der denſelben begiebt, der Gefahr des Regreſſes W er 
tft für die Einlöſung an Formen und Friſten gebunden. 

Darum zieht der Remittent des Wechſels es vor, denſelben nicht in 
die tägliche Circulation hineinzuſchleudern. Er hinterlegt ihn bei einer 
Bank, die ihn bis zum Verfalltage aus dem Verkehr zieht und an ſeiner 
Stelle ein anderes Umlaufsmittel in den Verkehr ſetzt. Die Banknote 
iſt der Repräſentant des Wechſels. Es wird durch die Ausgabe der Bank⸗ 
note ein von dem Verkehr auf die legitimſte Weiſe geſchaffenes Umſatz⸗ 
mittel durch ein Anderes erſetzt; für die große Menge der Steuerzahler 
iſt es abſolut gleichgültig, ob der Wechſel in natura circulirt oder ftatt’ 
ſeiner die Banknote. Für die Hände, die den Umſatz vermitteln, iſt die 
Banknote bequemer, die leicht kenntlich iſt, den Begebenden nicht regreß⸗ 
pflichtig macht und jederzeit eingelöſt werden kann. Das Publikum gewinnt 
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fogar dabei, wenn die Noten dem Wechſel ſubſtituirt werden, denn die 
öffentlichen Ausweiſe der Banknoten künden die Gefahr an, wenn Umſatz⸗ 
mittel in Uebermaß geſchaffen werden, während der Betrag der geſchaffenen 
Wechſel ſich der öffentlichen Kenntniß entziehen würde. Bei Banknoten 
waltet eine gewiſſe Garantie dafür ob, daß die Summe der Umſatzmittel 
mit den Umſätzen ſelbſt ſteigt oder fällt: bei dem Staatspapiergeld fällt 
dieſe Garantie fort. 

Wenn Herr Perrot die Ausgabe von Banknoten als eine Belaſtung 
der Steuerzahler bezeichnet, fo muß er den Wedhfeln denſelben Vorwurf 
machen. Sie ſind Umſatzmittel, wie die Banknoten, dienen bei Zahlungen 
ſtatt baaren Geldes wie dieſe. Dieſe Conſequenz hat denn in der That 
ein Schriftſteller gezogen, in deſſen Pfaden ſich Herr Perrot bewegt. Wir 
meinen Herrn Held, den Redacteur der Staatsbürgerzeitung und Schöpfer 
einer Socialtheorie. Und in der Nähe deſſelben, der alle Wechſel, alle 
Creditpapiere mit Ausnahme von Staatsaffingnationen unterdrücken will, 
müſſen wir denn auch dem Herrn Perrot ſeinen Platz unter den volks⸗ 
wirthſchaftlichen Schriftſtellern anweiſen. A. M. 


Die Landwirthſchaft und die Banlfrage“). 


Nun endlich iſt die Bombe geplatzt! 

Vielleicht erinnern ſich einige Leſer, daß ich im vorigen Jahre vor dem 
Kriege, mich an dieſer Stelle darüber äußerte, daß die Landwirthſchaft 
ein beſonders hervorragendes Intereſſe an der Löſung der 
Bankfrage habe. 

In Nr. 80 dieſes Blattes lauf. Jahrg. drückte ich mein Erſtaunen 
darüber aus, daß meine an die ſer Stelle, in der National-Zeitung, 
in der Hamburgiſchen Börſenhalle, in der Deutſchen Induſtrie— 
Zeitung, in den G. Hirth'ſchen Annalen des Norddeutſchen 
Bun des 2c. veröffentlichten, von den currenten Anſichten ſehr abweichenden 
Darlegungen bezüglich der Bankfrage in der geſammten deutſchen Preſſe 
weder Erwähnung noch Erwiderung gefunden hätten. 

Ganz neuerdings wies ich auch in der National⸗Zeitung Nr. 320 
auf dieſe völlige Ignorirung meines Standpunktes und meiner Arbeiten 
hin, unter Hervorhebung des Gegenſatzes, in welchem ich mich zu den in 
Nr. 19 des Deutſchen Handelsblattes veröffentlichten Beſchlüſſen der Bank⸗ 
Commiſſion des deutſchen Handelstages befinde. 

Das hat endlich gewirkt. In Nr. 29 des von dem General⸗Secre⸗ 
tair des deutſchen Handelstages, Herrn Dr. Alexander Meyer heraus⸗ 
gegebenen Deutſchen Handelsblattes (20. Juli) erſchien ein mit den Buch⸗ 
ſtaben A. M. unterzeichneter Artikel: „die Funktion der Banknote.“ 

Ich hoffe, daß dieſer Artikel die von mir im Intereſſe 
der Sache von Anfang an bezielte Diskuſſion der von mir 
vertretenen Anſicht in Fluß bringen wird, und daß namentlich 
die Kreiſe der Grundbeſitzer und Landwirthe die ungemeine 
Bedeutung, welche ſich für fie ganz vor zugsweiſe an eine rich- 
tige Löſung der Bankfrage knüpft, lebhaft und nachhaltig er- 
faſſen werden. 

Daß der Artikel des Herrn A. M. mit Perſönlichkeiten gewürzt iſt, 
kann für die Sache wohl nur inſofern förderlich ſein, als ihr dadurch 


*) Aus der „Deut. Landwirthſchaftl. Ztg.“ 
*) Der Aufſatz iſt Seite 35 u. ff. mitgetheilt. D. V. 
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für manche ein pikantes Intereſſe verliehen wird, welches fie vielleicht ver- 
anlaßt, ſich näher mit der Frage zu befaſſen. — Ich glaube, es würde 
mir ſchlecht anſtehen, Herrn A. M. auf dies Gebiet zu folgen, nur muß 
ich die Leſer dieſes Blattes, welche den intereſſanten Artikel in Nr. 29 
des Deutſchen Handelsblattes nicht ſelbſt leſen ſollten, damit bekannt machen, 
daß nach Herrn A. M. die Preſſe meine Darlegungen nur deshalb nicht 
beachtet hat, weil ſie „der Erwähnung nicht werth ſind.“ — Am beſten iſt 
aber immerhin, wenn man den in Rede ſtehenden Artikel des Herrn 
A. M. aufmerkſam lieſet: — er iſt wirklich leſenswerth und intereſſant. 

Das ganz ſpezielle Intereſſe des Grundbeſitzes und der Landwirth⸗ 
ſchaft an dieſer Angelegenheit iſt glücklicherweiſe nur eine erhöhte Potenz 
desjenigen Intereſſes, welches ſich für die geſammte Staatswirthſchaft und Cul⸗ 
turentwickelung an die gerechte und richtige Löſung der Bankfrage knüpft. Hier⸗ 
über geſtatte ich mir in möglichſter Kürze Folgendes von Neuem zu erörtern: 

In Nr. 320 der National⸗Zeitung ſchrieb ich: 

Meine Darlegung concentrirt ſich in folgenden Sätzen: 

„Jede nicht durch Baar gedeckte Note conſtituirt eine 
„Steuer, nicht eine Schuld, und nicht durch Baar gedeckte 
„Noten emittiren, heißt einfach, auf Koſten der Geſammtheit 
„für die eigene Taſche Geld machen; das darf ausſchließ lich 
„nur der Staat. Jede Uebertragung dieſer Befugniß an Pri— 
„vate ift völlig und thatſächlich gleichbedeutend mit einer ein- 
„ſeitigen, ungerechten und wirthſchaftlich verderblichen Mono— 
„polbevorrechtigung des mobilen großen Capitals.“ 

Dieſe Behauptung ſtützt fih auf folgendes einfache Rechenepempel: 

Eine Bank beſitzt z. B. eine Million Thaler baar. 

Wenn nun dieſe Bank beiſpielshalber für 3 Millionen Thaler Noten 
ausgiebt, ſo verſchenkt ſie dieſelben nicht, ſondern verwendet dieſelben ſchon 
als eingenes Geld zu möglichſt hohem Nutzertrag. Dieſe 3 Millionen 
Thaler Noten thun alſo der Bank die Dienſte eines oo u. 
von 3 Millionen Thaler — das ſcheint ſehr klar. = 

Nun will aber die bisherige Bankgeſetzgebung, daß für einen Theil 
betrag dieſer Noten, fagen. wir z. B. ½ — d. h. alfo in unferem Falle, 
eine Million — in den Kellern der Bank baar hinterlegt werde. Baares 
Geld in den Kellern der Bank trägt keine Zinſen: — in Stelle dieſer 
Million in Baar tritt eine Million der 5 oe welche nutz⸗ 
bar verwendet wird. 

Ferner will die bisherige Bankgeſeggebung im: her Regel, daß für 
einen ferneren Theil, zuweilen auch den ganzen Betrag der noch übrigen 
2 Millionen Noten, geldwerthes Papier von der Bank hinterlegt werde. 
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Da die Noten der Bank als Geld genommen werden, fo kann die Bank 
ganz einfach ihre noch übrigen 2 Millionen Noten gegen zinstragendes 
Papier oder Discont einbringende Wechſel eintauſchen. 

Das Reſultat des Rechenexempels iſt, wie mir ſcheint, doch ganz 
unanfechtbar dieſes: ö 

Die Bank, welche eine Million Thaler baar beſaß und für 
3 Millionen Thaler Noten emittirte, hat nach dieſer „Operation“ die 
Nutznießung von drei Millionen Thalern: — nämlich eine Million, 
welche ſie, in Stelle ihres hinterlegten eigenen Baarvermögens von dieſem Be⸗ 
trage in Form von Noten nutzbringend verwendet, und zwei Millionen, wofür 
ſie zinstragende Papiere, reſp. Discont eintragende Wechſel eintauſcht. l 

Die Bank ift alfo durch die Veraus gabung der Noten ganz 
einfach um zwei Millionen Thaler reicher geworden. 

Meine geſammte Arithmethik und Logik befähigt mich nicht, in dieſem 
Exempel einen Irrthum zu entdecken. 

Wie es möglich iſt, daß die bisherige Bankliteratur und Bankgeſetz⸗ 
gebung einer ſo einfach und klar erſcheinenden Rechenaufgabe keine Rech⸗ 
nung getrageu hat, das mögen Andere ergründen. 

Wer mein Rechenexempel als falſch zu erweiſen vermag, der ſtößt 
meine Behauptungen bezüglich der Bankfrage um: — wer aber die Rich⸗ 
tigkeit diefer ſehr kleinen und, wie mir ſcheint, klaren Additionsaufgabe 
zuſteht, der wird auch mit mir dahin übereinſtimmen müſſen, daß eine 
derartige für das Groß⸗ Capital vom Staate patentirte Bereicherungs⸗ 
maſchine, einer geſetzlich geregelten Ausbeutung der Staatsbewohner durch 
einzelne Private, einer unwirthſchaftlichen und ungerechten Deplacirung und 
Cumulirung von Capital und einer mit ſtarken Schritten herandrohenden 
foctalen Gefahr gleich kommt. 

Daß die Banken das ihnen aus dem Nationalvermögen durch das 
„Notengeſchäft“ bis dahin als Schenkung überwieſene Geld an Andere 
verpumpen, damit dieſe Geſchäfte damit machen, kann doch fürwahr nicht 
als ein Aequivalent für dieſe wunderbare Schenkung angeſehen werden. 
Ich wenigſtnes halte es für ſehr verkehrt, daß die Nation einen Theil 
ihres Vermögens an Banken ſtaatsrechtlich ſchenken ſoll, damit dieſe durch 
Ausleihen oder ſonſtige Verwendung dieſer Schenkung allerlei Geſchäfte 
ermöglichen, die gewiß auch manchen Nutzen haben mögen, deren ſicherſtes 
Reſultat jedoch immerhin die bequeme, wirthſchaftlich nicht zu rechtfertigende 
Bereicherung der Bankeigner mittelſt eben dieſes Geldes zu ſein ſcheint. 

Wie wäre es überhaupt zu rechtfertigen, daß der Staat an Private 
Geld ſchenkungsweiſe überweiſt, damit dieſelben dies Geld nach ihrer Dis⸗ 
kretion zu Geſchäften verwenden, welche doch immerhin den eigenen Vor⸗ 
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theil zunächſt im Auge haben, welche immerhin eine Bereicherung Ein- 
zelner aus dem Geſammtvermögen conſtituiren, eine Bereicherung, die in 
keinem Verhältniß ſteht zu dem möglichen Nutzen, welcher der Geſammt⸗ 
heit aus der geſchäftlichen Verwendung der Schenkung vielleicht erwachſen kann. 

Dies meine Anſicht in der Bankfrage. 

Die beſonderen Beziehungen der Landwirthſchaft zu dieſer Frage liegen 

auf der Hand. 

| Zwiſchen Landwirthſchaft und mobilem Großkapital hat fih in neuerer 
Zeit eine gewiſſe gegenſätzliche Spannung entwickelt. In der Natur der 
Dinge iſt eine ſolche Spannung eben ſo wenig begründet, wie zwiſchen 
Capital und Arbeit. Dieſe Spannung zwiſchen mobilem Capital und 
Grundbeſitz iſt nur durch eine unrichtige Geſetzgebung verſchuldet und zwar 
u. A. dadurch, daß die Geſetzgebung das mobile Capital mit einer 
monopoliſtiſchen Bevorrechtigung ausſtattete, wie ſie in dem bisherigen 
Bankweſen verkörpert iſt. 

Dieſer heutige Stand des Bankweſens, wie er ſich nach dem bisher 
Entwickelten charakteriſirt, wirkt mit der Saugekraft eines Schwammes 
dahin, alles Capital von der Landwirthſchaft und dem Grundbeſitze ab- 
und jenen bequemen monopoliſirten Bereicherungsweiſen zuzuwenden, welche 
durch das Notengeſchäft theils unmittelbar theils mittelbar ſchnell zu Be⸗ 
ſorgniß erregenden Dimenſionen aufgepöppelt ſind. 

Hier liegt eine Haupt wurzel jenes Uebels, welches unfer bekannter 
Volkswirth K. Braun noch jüngſt als „Papierpeſt“ bezeichnet. 

Und wenn das eigenſte Intereſſe der Landwirthſchaft und des Grund⸗ 
beſitzes es erfordert, ſich dieſer „Papierpeſt“ mit allen Kräften entgegenzu⸗ 
ſtemmen, wenn die richtige Löſung der Bankfrage im deutſchen Reichstage 
alle unſere Lebens⸗ und Schaffenskreiſe auf das Intimſte berührt, ſo iſt 
dieſe Löſung für die Landwirthſchaft und den Grundbeſitz geradezu eine 

Lebensfrage. 
Roſtock, den 26. Juli. F. Perrot. 


— —— —UüUE—ͤ— 


Ans Nr. 96 der „Deutſchen Landwirthſchaftlichen Zeitung“ 

Nr. 90 dieſer Zeitung bringt einen Artikel über die Bankfrage, ge⸗ 
zeichnet F. Perrot. 

„Was dem Einen Recht, ſoll dem Anderu billig ſein.“ 

Ein Grundbeſitzer hat ein productives Areal im Werthe von z. B. 
100,000 Thlr. Derſelbe will ſich vom Staate die Conceſſion erbitten, 
auf Grund dieſes ſicheren produktiven Werthes 300,000 Thlr. Papiergeld 
auszugeben. 

Sicher wird dieſe Bitte doch abgeſchlagen. 
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Aber warum? 

Iſt Grund und Boden nicht ſicherer wie Silberbarren? Der Silber⸗ 
barren hat doch nur relativen Werth, iſt als Metall unproductiv. — 
Grund und Boden iſt aber der Urquell aller Produkte (Werthe.) 

„Kein Monopol an Private oder Aktiengeſellſchaften, weder in Bant, 
Eiſenbahn⸗ noch ſonſtigen Allgemein⸗Wohl⸗Sachen.“ 

Dieſe „Steuern“ fühlen wir ſchon lange und wiſſen ihren Druck zu 
ſchätzen, allein Bankfeſtungen ſind ſchwer zu ſtürmen, aber nicht — 
uneinnehmbar. — ö 

Sft der geehrte Herr Verfaſſer des oben angezogenen Artikels fo recht 
verſtanden von Einem Grundbeſitzer. 


Zur Baukfrage “). 

„Was dem Einem Recht, ſoll dem Andern billig fern“. 
ſagt in Nr. 96 der „D. Ldw. Ztg.“ „ein Grundbeſitzer“, welcher ſich 
auf meinen Artikel in Nr. 90 bezieht. 

Wenn man demjenigen, welcher 1 Million hat, geſtattet, 3 Mil⸗ 
lionen in Papiergeld (genanut Banknoten) ““) auszugeben, fo muß man 
gerechter Weiſe auch — nicht nur dem Grundbeſitzer, welcher 100,000 Thlr. 
hat, geſtatten, deren 300,000 in Papier auszugeben — ſondern man muß 
einem Jeden, welcher 1 Thaler, ja einen Silbergroſchen hat, geſtatten, 
deren 3 in Papier zu — „emittiren“, und es feine Sache fein laſſen, ob 
Jemand dies Papiergeld nimmt. 

Unſere Volkswirthſchaft führt immer die „Con cur renz“ im Munde 
und will heute keine Staatsbahnen, weil die „Concurrenz“ in alleu Dingen, 
alſo auch im Eiſenbahnweſen, beſſer ſorge als der Staat. Ohne „Con⸗ 
curreuz“ kein Heil und wo Concurrenz, da findet ſich alles andere von 
ſelbſt. Warum denn nun — meine Herren Volkswirthe — ſcheuen Sie 
davor zurück, das „Bankgeſchäft“, ſo wie Sie es verſtehen, d. h. mit dem 
Recht der Banknotenausgabe, ebenfalls lediglich der „freien wirthſchaftlichen 
Bewegung, — der Concurrenz“ zu überlaſſen? 

Warum fol die „Banknotenemiſſion“ nicht ebenfalls der „Con⸗ 
currenz“ überlaſſen bleiben? — Warum fol nicht ein Jeder nach 
Herzensluſt allen Uebrigen in der Banknotenfabrikation „Concurrenz“ machen 
dürfen? — Zweifeln Sie etwa daran, daß die „Concurrenz“ dies „Ge⸗ 


*) Antwort auf den vorhergehenden Artikel aus der „Deut. Landw. Ztg.“ 
**) „Es giebt keinen principiellen Unterſchied zwiſchen Banknoten und Staats⸗ 
papiergeld“. (Handbuch des Bankweſens von Max Wirth, Cöln 1870, Seite 580.) 
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ſchäft“? famos regeln wird? Dieſe vortreffliche Soncurrenz, die ja für 
Alles, Alles Sorge trägt? 

Warum, um Himmels willen, wenn Sie mir bei meinen Eiſen⸗ 

bahn⸗Reformbemühungen, mit ihrer „Concurrenz“ zwiſchen die Beine 
kommen, um das Privatbahnſyſtem damit zu vertheidigen — warum 
wollen Sie denn dieſe ſelbe treffliche Concurrenz nicht auch zur Allein⸗ 
herrſcherin und Entſcheiderin in der Banknotenfrage proclamiren? 
l Wollen Sie es nicht vielleicht verſuchen, welch' ein luſtiges Con- 
currenzgeſchäft dabei entſtehen wird? — Sie werden ſehen, wir werden 
Geld haben wie Heu; — Jedermann wird ſeinen „Credit“ nach den Ge⸗ 
ſetzen der „freien wirthſchaftlichen Bewegung“ ausnutzen, — jedes Porte⸗ 
monnaie wird ſich in ein Bankgeſchäft verwandeln, — der „Credit“? 
wird einen ganz außerordentlichen Aufſchwung nehmen, — eine ganz wun⸗ 
derbare Geſchäftsära wird hereinbrechen und — über Alledem wird als 
präſidirende und regelnde Gottheit die „Concur renz“ ſchweben! 
— Fürchtet nicht die Unvernunft und Unbildung der Menſchen, die „Con⸗ 
currenz“ wird Alles beſorgen. 

Ja im Eiſenbahnweſen will die Volkswirthſchaft „Concurrenz“. Aber 
nur das Groffapital kann Eiſenbahnen bauen, wenn der Staat hier nicht 
thut, was ſeines Amtes iſt, und damit nicht nur ſeine Verpflichtungen, 
ſondern auch einen Theil ſeiner Rechte und Machtvollkommenheiten an Pri⸗ 
vate überträgt — ſomit ein wirkliches Monopol des mobilen Großcapitals 
ſchaffend, welches ſehr bald die Klugheit haben wird, die Concurrenz mit 
der Coalition zu vertauſchen. 

In der Banknotenfrage genügt es jedoch ſchon nicht mehr, ſich auf 
die „Concurrenz“ zu berufen, denn da könnte wirklich Jeder Concurrenz 
machen. Hier muß jede „Concurrenz“, welche ſich unterhalb einer An⸗ 
zahl Million Thaler bewegt, geſetzlich ausgeſchloſſen werden, damit auch 
hier dem mobilen Großcapital das Monopol geſichert fei. 

Einige Dii minorum gentium unſerer Volkswirthſchaft, haben dieſe 
Wahrheiten bereits als „ſocialiſtiſch“ denuncirt, während ihre Nichtbeach⸗ 
tung uns einen wirklichen Socialismus auf den Hals ſchafft, einen wirk⸗ 
lichen Zwieſpalt zwiſchen Capital und Arbeit, zwiſchen Grundbeſitz und 
mobilem Capital künſtlich hervorruft. | 

Ja, der Herr „Grundbeſitzer“ in Nr. 96 diefer Zeitung hat mid) 
recht verftanden: „Kein Monopol an Private oder Aktiengeſell— 
ſchaften, weder in Bank-, Eiſenbahn-, noch ſonſtigen Allge- 
mein⸗Wohl⸗Sachen.“ 

Roſtock, im Auguſt. F. Perrot. 
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Beicheidene Anfrage, 


(Aus No. 100 der Deutſchen Landwirthſchaftl. Ztg.) 


Alſo alle Eiſenbahnen ſollen Staatsbahnen werden? 

Kein Privatmann, keine Aktiengeſellſchaft ſoll mehr das „Monopol“, 
aus Papier „Geld zu machen“, erhalten, weder in Bank-, Eiſenbahn⸗ 
noch ſonſtigen Allgemeinwohlſachen! — Gehören dazu auch Mühlen, 
Brauereien, Zucker⸗ und andere Fabriken? 

Wenn nun auf den ihm bereits gehörenden oder von ihm verwal⸗ 
teten Bahnen der Staat aber z. B. nicht Wagen genug hält, um Perſo⸗ 
nen oder Güter angemeffen und ohne Zeitverlust zu befördern, wie letzte⸗ 
res die böſe Fama ſagt, oder wenn ſo eine ſtaatliche Eiſenbahnverwaltung 
trotz geſetzlicher Verpflichtung dazu jede Entſchädigung für Beſchädigung 
der auf ihr ſpedirten Frachtgüter durchaus verweigert und ſich durch ab⸗ 
gezwungene Reverſe vom Halſe zu ſchaffen weiß, — was iſt dagegen zu 
machen; wie iſt dem abzuhelfen? Freilich haben wir dergleichen oder Aehn⸗ 
liches auch auf Privatbahnen. Einer lernt's vom Andern. Und's wird 
nicht beſſer, wenn kein ſtrenger Zuchtmeiſter die Ruthe handhabt. Wir 
haben aber weder den Einen, noch die Andern. Weiß der Staatseiſen⸗ 
bahner nun dagegen vielleicht ein beſſeres Mittel als die Concurrenz? 

Und in der Banknoten⸗ und Actienfrage fol auch die Concurrenz 
möglichſt erſchwert werden, und zwar blos, damit das Großcapital, welches 
über Millionen verfügen kann, mit 300 pCt. Wucher treiben darf, damit 
das kleine Capital, der Mittelſtand immer mehr unterdrückt und ausge⸗ 
merzt, und der intelligente Arbeiter zur Maſchine, zum Sklaven herab⸗ 
gewürdigt werde? Oder ſoll man das ſo verſtehen, daß der Staat alle 
Monopole ſelbſt ausüben ſoll, wie der Paſcha von Egypten? — Alſo das 
wäre das Eldorado? 

Iſt nicht das beſte Mittel gegen Monopole möglichſte a 
gung, Freilaſſung derſelben, daher freie Concur renz? 


Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 4 


Die Eiſenbahn⸗ und Bankfrage und die „Concurrenz.“ 
Antwort auf eine „Beſcheidene Anfrage“ 
(cfr, s. p. Nr. 100 d. Deutſch. Landw. Ztg.) 

Der Herr Fragſteller (—0—) befolgt eine Taktit, mit welcher ich 
auch von anderer Seite ſchon zu kämpfen hatte, nämlich die Taktik, aus 
richtigen Sätzen unzuläſſige Folgerungen zu ziehen. 

Es iſt, wie ich ſchon öfter betont habe, Mode geworden zu glauben 
und zu fagen, daß die „Toncurrenz, d. h. die freie wirthſchaftliche 
Bewegung“, allein im Stande fei, alle wirthſchaftlichen Angelegenheiten 
auf's Beſte zu regeln. — Wenn ich mich nun auch einmal auf's „Conſe⸗ 
quenzenmachen“ legen folte, würde ich z. B. Herrn — 0 — fragen: „Wollen 
Sie nicht etwa die Regierung und Verwaltung überhaupt auch 
in Concurrenz-Betrieb geben? — Stand ſich z. B. Deutſchland 
etwa beſſer bei 36, oder wie früher 360, oder wie noch früher bei ca. 
2000 ſelbſtſtändigen Regierungen, als bei einer einzigen? Dieſe Regierungen 
machten ſich und machen ſich zum Theil auch noch „Concurrenz unter 
einander. — Warum will man nun mit Gewalt dieſe Concurrenz ab⸗ 
ſchaffen und ſich einer einzigen Regierung in Deutſchland preisgeben? Wo, 
mein lieber Herr —0—, werden Sie dermaleinſt Recht finden, wenn diefe 
einzige Regierung Ihnen nicht Recht geben möchte?“ 

Im Ernſte geſprochen, gegen die Concurrenz habe ich an und 
für ſich nicht das Mindeſte, im Gegentheil, ich bin überzeugt, 
daß ſie in all den Dingen wohlthätig wirkt, welche beſſer von 
der Privat-Induſtrie, als vom Staate beſorgt werden. Ich bin 
aber ganz pofitiv auch der Ueberzeugung, daß es Dinge giebt, 
welche der Staat beſſer, richtiger und zu größerm Vortheil der 
Staatsbürger beſorgt, als die Privat-Induſtrie und daß in 
dieſen Dingen die Concurrenz alfo nicht fo wirkt, wie die 
moderne Volkswirthſchaftslehre dies glaubt und glauben 
machen will. 

Sie ſelbſt, verehrter Herr —o—, find z. B. ſteif und feſt überzeugt, 
daß es Unſinn wäre, die Vaterlandsvertheidigung, d. h. das Mi- 
litärweſen, der Concurrenz zu überlaſſen, und doch hat es eine Zeit 
gegeben, wo buchſtäblich verſchiedene „Unternehmer“ ſich in dieſem „Ge⸗ 
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ſchäfte“ „Concurrenz machten“. — Sehr wahrſcheinlich, mein Herr 
—o—, find fie auch der Ueberzeugung, daß Poft und Telegraphie 
am beſten ſich in den Händen des Staates befinden, und ich vermuthe 
ſtark, daß Sie Proteſt dagegen erheben würden, wenn man z. B. die Poſt, 
wie das auch einmal geweſen iſt, wieder in die Hände der „Concurrenz“ 
geben wollte. Noch jüngft hat man es z. B. in England vortheilhaft be⸗ 
funden, umgekehrt die Telegraphie, welche bis dahin als „Geſchäft“ be⸗ 
trieben wurde, nunmehr der Concurrenz zu entrücken und in Händen des 
Staates zu concentriren, und man befindet ſich wohl dabei. 

Sie ſelbſt alſo, verehrter Herr —o—, find der Ueberzeugung, ganz 
ſo wie ich, daß es Dinge giebt, welche der Staat unbedingt beſſer macht, 
als die „Concurrenz“, und daß es zum Nachtheil Aller gereichen würde, 
wenn man dieſe Dinge der Concurrenz überlaſſen wollte. 

Jetzt, mein lieber Herr —0—, bin ich fo weit, daß ich den 
Spieß umdrehen kann, indem ich die Frage, welche Sie an mich 
ſtellten, nun an Sie richte: — „da es alſo unzweifelhaft gewiſſe 
Allgemeinwohlſachen giebt, welche Sie der Concurrenz nicht 
überlaſſen wollen, rechnen Sie dazu auch e Brauereien, 
Zucker⸗ und andere Fabriken?““ 

Sie ſehen, mein Herr —o—, wer Anderen eine Grube gräbt, fällt 
ſelber hinein. 

Bezüglich der Eiſenbahnen haben in der That die Anſichten bis 
jetzt geſchwankt, ob fie zu den Dingen gehören, welche der Staat beffer 
beſorgt, oder zu jenen, welche man beſſer der Concurrenz überläßt. 

Wenn ich nun heute für die erſtere Anſicht in die Schranken trete 
fo geſchieht dies deshalb, weil ich aus einem ſehr ſorgfältigen, gewiſſen⸗ 
haften und umfaſſenden Studium der Thatſachen die Ueberzeugung ge⸗ 
ſchöpft habe, daß die „Concurrenz“ im Eiſenbahnweſen keineswegs 
jene vortheilhaften Folgen hat, welche unſere Volkswirthe uns 
davon verſprechen. Und wenn Sie mir erwidern wollten, daß die 
Anſicht eines Einzelnen hier nicht in Betracht kommen könne, ſo geſtatte 
ich mir, Sie darauf aufmerkſam zu machen, daß dieſe Anſicht, welche ich 
jetzt in Deutſchland zur Geltung zu bringen bemüht bin, in England, 
Belgien und Amerika, den älteſten Eiſenbahnländern, bereits allgemeine 
und öffentliche Geltung erlangt hat. Fragen Sie gefälligſt einmal nach, 
was die engliſchen Kaufleute von der Eiſenbahn⸗Concurrenz halten, und 
wie man in Belgien über die Concurrenz der Eiſenbahnen denkt. Sie 
können darüber einige Aufklärung in dem zweiten Hefte der Deutſchen 
Monatsſchrift für Handel, Schifffahrt und Verkehrs weſen finden, 


welches ſoeben ausgegeben wird. 
4 
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Die Erfahrung hat gezeigt, daß im Eiſenbahnweſen, wie in der Te⸗ 
legraphie, der Natur der Dinge nach, die Coalition ſehr bald an die 
Stelle der Concurrenz tritt, dann haben Sie Privatbahnen ohne 
Concurrenz: — was dann? ; 

Ich erläutere Ihnen dies fofort an einem Beiſpiel. Es eriftirten 3 
verſchiedene Kabelgeſellſchaften zwiſchen Europa und Amerika. Denken Sie 
nun, mein Herr —o—, daß diefe 3 Geſellſchaften fic) unter einander 
Concurrenz machten und ſich gegenſeitig die Preiſe drückten? Den 
Kuckuk thaten ſie. Da müßten ſie reine Narren geweſen ſein. Nein, ſie 
koalirten ſich zu einer einzigen Geſellſchaft, erhöhten die Preiſe der Tele⸗ 
gramme und — nun, liebes Publikum, zahle und überlege, wohin „Con⸗ 
currenz“ nicht alles führen kann. 

Mit den Eiſenbahnen iſt es ähnlich. Wenn Sie, verehrter Herr 
—o—, ſich in der Eiſenbahngeſchichte etwas umſehen wollten, jo würden 
Sie finden, daß in Frankreich z. B. die Eiſenbahngeſellſchaften ſchon ſo 
geſcheut geweſen ſind, ſich ſoweit zu koaliren, daß „Concurrenz“ völlig aus⸗ 
geſchloſſen iſt, und wenn hier der Staat das Publikum nicht gewiſſermaßen 
gegen dieſe Conſequenz der „freien wirthſchaftlichen Bewegung“ ſchützte, ſo 
wäre das franzöſiſche Publikum jetzt der rückſichtsloſeſten Ausbeutung durch 
die Eiſenbahngeſellſchaften preisgegeben. 

Was nun, mein lieber Herr —o—, werden Sie fagen, wenn die 
deutſchen Eiſenbahngeſellſchaften auch erſt ſo klug geworden ſind, wie ſie 
bereits begonnen haben, und ſich in ihrem eignen Intereſſe derart koaliren, 
daß ſie ſich nicht mehr unter einander Concurrenz machen, ſondern das 
Publikum nur gemeinſam ausbeuten? — Daß dies ſehr bald kommen 
wird, liegt in der Natur des Eiſenbahnweſens, wie uns die Erfahrung, 
außer in Frankreich, auch ſchon in England und Amerika beweiſet. 

Und wenn wir nicht bald ganz energiſch auf Staatsbahnweſen 
losſteuern, werden wir es in ſehr kurzer Zeit mit mächtig koalirten großen 
Bahncomplexen zu thun haben, die uns den nothwendigen Uebergang un⸗ 
gleich ſchwerer machen möchten, als er es gegenwärtig noch iſt. 

Sie ſehen alfo, mein Herr —0—, daß es immer gut ift, feinem 
Urtheil einige Sachkenntniß zu unterbreiten, und ich hoffe, daß wir nun 
puncto Eiſenbahnen im Reinen ſind. 

Ich komme nunmehr zum Bankgeſchäft. 

Sie ſcheinen mich fo weit richtig verſtanden zu haben, daß ich, das 
Banknoten⸗Ausgeben, d. h. Geldmachen, nicht für ein Bankgeſchäft, 
ſondern für Staatsſache halte. 

Geldmachen iſt kein Geſchäft, ſondern Staatsregal. 

Das wirkliche Bankgeſchäft dagegen rechne ich zu denjenigen, in 
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welche der Staat ſich nicht zu miſchen hat, und welche er allerdings am 
beſten der freien wirthſchaftlichen Bewegung, d. i. der Concurrenz über⸗ 
läßt. Sie drücken ſich alſo unrichtig aus, wenn Sie ſagen: „Und in 
der Banknoten- oder Actienfrage ſoll auch die Concurrenz 
möglichſt erſchwert werden.“ — 

Wenn Sie, verehrter Herr —o—, das Banknotenmachen mit 
zum Bankgeſchäfte rechnen und der Concurrenz doch auch gewiß nicht 
weniger einräumen wollen, als ich, ſo müſſen Sie doch nothwendig die 
Frage, welche ich in Nr. 98*) an unſere Volkswirthe ſtellte, bejahen, nämlich 
dahin, daß das Bankgeſchäft und das Banknotenmachen beide un— 
bedingt frei zu geben und durch kein anderes Geſetz zu regeln 
find, als durch die Concurrenz ſelbſt. 

Wenn Sie es mit Ihrem Gewiſſen und Ihrer Einſicht vereinbaren 
können, dieſen Rath zu ertheilen, nun, ſo ſuchen Sie ihn zur Geltung zu 
bringen. Entweder Allen gleiches Recht oder nur dem Staate das 
Recht. Ich für meine Perſon kann nur von Neuem plaidiren: 

Keine Banknoten mehr. 

Das Papiergeld macht der Staat allein. 

Keine Staatsbank mehr. 

Das Bankgeſchäft iſt der Concurrenz völlig frei zu 
geben. 

5. Die Uebergangsmaßregeln ſind unter billiger und nothwendiger 
Berückſichtigung beſtehender Verhältniſſe zu bemeſſen und auf einen 
dem entſprechend langen Zeitraum zu distribuiren. 

Auf die Angelegenheit der Actien⸗Geſellſchaften komme ich eim- 

mal beſonders zurück in der Deutſchen Monatsſchrift. 

Roſtock, den 22. Auguſt 1871. 


e uo be 


F. Perrot. 


*) Mitgetheilt S. 47 „Zur Bankfrage.“ P. 

**) Uebrigens jagt Max Wirth in feinem „Handb. des Bankweſens“ S. 582: 
„Bei vollkommener Freiheit der Noten-Emiffion wird ein Monopol der Reichen 
geſchaffen, welchen dann unverzinsliches Kapital von den Armen vorgeſchoſſen wird; 
denn Unbemittelte können keine Zettel ausgeben.“ — Der Unterſchied zwiſchen dem 
gegenwärtigen Zuſtand und dem, allgemeiner Notenfreiheit beſteht alſo nur darin, 
daß gegenwärtig ein geſetzliches Monopol der Reichen exiſtirt, während bei 
Notenfreiheit das geſetzliche Monopol fih in ein ſcheinbar nur faktiſches ver- 
wandeln würde. 


Banffrage und Socialismus. 
(„Deut. Landwirthſch. Ztg. v. 30. Sept. 1870.7) 
L 

Gott fet Dant — dürfen wir fagen — e3 fängt auh in der Bant- 
frage an, Tag zu werden! 

Was uns zu dieſem Ausrufe veranlaßt, ſind zwei bedeutende Meinungs⸗ 
äußerungen über die Frage, welche endlich dem Ernſte der Situation einige 
Rechnung tragen. 

Zwei hervorragendere Mitglieder des Reichstages haben ibre An- 
ſichten über die Bankfrage veröffentlicht, und zwar Herr G. D. Augs- 
purg im Deutſchen Handelsblatt N. 33—37 und Herr H. V. von Un⸗ 
ruh in einer kleinen Broſchüre: „Die Bankfrage vor der Commiſſion 
des Deutſchen Handelstages.“ 

Beide Arbeiten treten dem Kerne der Sache in einer Weiſe näher, 
welche hoffen läßt, daß deutſcher Einſicht und Redlichkeit eine Löſung der⸗ 
ſelben gelingen werde, wie ſie bis dahin leider in keinem andern Staate 
erzielt worden iſt. 

Wir können nicht ſagen, daß uns die Haltung der Tagespreſſe im 
Ganzen in dieſer Angelegenheit erbaut hat. Es läßt ſich nicht ſagen, daß 
ſie ihre Aufgabe, das Publikum nach Kräften und ohne Voreingenommen⸗ 
heit aufzuklären, in genügender Weiſe erfüllt hat — und die Zeit brennt 
hier doch auf den Nägeln. 

Wie dem auch ſei, wir haben hier endlich zwei Mitglieder, und 
zwar zwei bedeutendere Mitglieder des deutſchen Reichstages vor uns, 
welche unumwunden zugeben: 

daß nicht in Baar gedeckte Banknoten ausgeben eben ſo viel iſt 
als für die eigne Taſche Geld machen, das Publikum beſteuern, 
reſpective ausbeuten — und daß der Ueberfluthung mit Papier nun 
endlich gewehrt werden mitffe. 

Ich glaube, man ſagt durchaus nicht zu viel, wenn man annimmt, 
daß das an der Banknotenausgabe klebende Geldintereſſe vielfältig wiſſent⸗ 
lich und willentlich dahin geſtrebt hat und noch ſtrebt, die Frage zu ver⸗ 
wirren und umfaſſender, wirkſamer Aufklärung entgegen zu arbeiten, und 
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daß hier vielleicht die größte Schwierigkeit einer natürlichen und gefunden 
Löſung zu ſuchen iſt. 

Wir wenden uns zunächſt zu Herrn Augspurg. In Nr. 36 des 
Deutſchen Handelsblatt ſchlußfolgert derſelbe aus ähnlichen Ausführungen, 
wie wir fie im Jahrgang 1870 der Hirth'ſchen Annalen“) gaben: 

„daß der Staat durch Ausgabe von Papiergeld, die Zettelbanken durch 

„Ausgabe ihrer Zahlungsverſprechen ſich vermittelſt der jährlichen, 

„davon gezogenen Zinſen einen nicht zu rechtfertigenden, erheblichen 

„Gewinn verſchaffen, indem ſie den Tauſchwerth des umlaufenden 

„Metallgeldes, d. h. alſo der geſetzlichen Landeswährung im Verhältniſſe 

„des Betrages ihres Papiergeldes zum Geſammtbelaufe des circulirenden 

„flüſſigen) Capitales vermindern und dadurch den großen Theil der Be- 

„völkerung, welcher von feſten Einnahmen lebt, zubedeutendem Schaden 

„bringen, in zweiter Reihe aber die geſammte Staatsbevölkerung ſchä⸗ 

„digen, indem ſie die Stätigkeit des geſetzlichen Werthmaßes untergraben.“ 

„Vortheile erwachſen dagegen nach keiner Richtung hin für die 

„Geſammtbevölkerung des Staates durch die Ausgabe der Banknoten. 

„Beim Staatspapiergelde kommen den Steuerzahlern die erſparten 

„Zinſen auf den circulirenden Betrag zu Gute; aber dennoch iſt nach 

„der andern Seite hin ihr Schade viel beträchtlicher.“ 

Hier ſcheint uns (mit Verlaub) denn doch Richtiges und Unrichtiges 
in der Schlußfolgerung mit einander vermengt. 

N Wenn Zwei daſſelbe thun, fo ift es doch nicht immer daſſelbe. Wenn 
der Staat Papiergeld macht, ſo iſt es nicht daſſelbe, als wenn Privatleute 
zu Gunſten der eignen Taſche Papiergeld machen. 

Bis heute iſt man der Anſicht — und wir pflichten derſelben bei — 
daß der Verkehr zu ſeiner mechaniſchen Bequemlichkeit eine gewiſſe 
Quantität papierner Marktanweiſungen ſchwer entbehren Run ſelbſt gegen- 
über der Goldwährung. 

Wir halten es mit keinerlei bemerkenswerthen Uebelftanbe verknüpft, 
wenn der Staat dieſem mechaniſchen Bedürfniſſe des Verkehrs durch 
Ausgabe einer für ſtets längere Zeit hinaus feſt beſtimmten Summe von 
Staatspapiergeld entſpricht. 

Mit ſolcher mäßigen Ausgabe von Staatspapiergeld iſt kein nach⸗ 
weisbarer Uebelſtand verknüpft. M. Wirth ſagt hierüber in ſeinem „Handb. 
d. Bankw.“ (S. 581): „So lange ... Staatspapiergeld nicht 
bis über einen Bruchtheil unter der zur Bewerkſtelligung der 
Umſätze erforderlichen Summe vermehrt wird, kann weder von 
Steigerung der Waarenpreiſe, noch von Verminderung 
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des Papierwerthes, folglich weder von Geld- noch Silberagio 
die Rede ſein.“ 

Banknoten haben dagegen unter allen Umſtänden den Nachtheil, 
daß ſie Privatleute in nicht zu rechtfertigender Weiſe bereichern, und zwar 
um den Zinsgenuß der Summe, welche nicht in Baar gedeckt iſt. 

Herr Augspurg äußert ſich hierüber in folgender Weiſe: „Jede 
„Zettelbank macht zugleich Banquiergeſchäfte der verſchiedenſten Art, und 
„wenn es ihr durch die Art und Weiſe, wie ſie ihre Zahlungsverſprechen 
„Moten) verwerthen darf, geſtattet iſt, ihr Geſchäftscapital nahezu zu ver⸗ 
„doppeln, d. h. zum Geſchäftsbetriebe ein faſt noch einmal ſo großes 
„Vermögen zu verwenden, als ſie ſelbſt als Eigenthum beſitzt, ſo folgt 
„daraus, daß, wenn ſie dieſe Freiheit nach Möglichkeit zu ihrem eignen 
„Vortheile ausnutzt, dadurch ganz eigenthümliche, von der Regel 
„abweichende wirthſchaftliche Zuſtände seve aiien werden 
müſſen.“ 

— — „Dies iſt von vorne herein kein geſundes wirth— 
ſchaftliches Verhältniß und es kann auch ſchwerlich geſunde 
Folgen hervorbringen.“ — Und weiterhin ſagt Herr Augspurg von 
den Banknoten, (Deut. Handelsbl., S. 357) „daß der einzige wirk— 
liche Zweck ihrer Benutzung die Ausbeutung des Publikums ift - 
und wenn dieſer ihr genommen wird, die Benutzung gar keinen 
Zweck mehr hat.“ 

Runder kann man allerdings kaum mit der Sprache herausgehen, es 
ſei denn in dem Satze, daß auch bei uns in Deutſchland „früher oder 
ſpäter die Wurzeln des Verderbens, der wirthſchaftlichen Unge— 
ſundheit, welche von Beginn an in der Schaffung der Bank— 
noten liegen, ihr Wachsthum ausbreiten, ihre Verzweigungen 
ausdehnen und immer enger verwickeln, bis ſie Alles umſchlingen 
und endlich in den Abgrund reißen.“ 


II. 

Nachdem, wie wir mitgetheilt, Herr Augspurg ſich auf das Unum⸗ 
wundenſte über die Verderblichkeit und Unzuläſſigkeit aller nicht in Baar 
gedeckten Noten ausgeſprochen, thut er zum Schluſſe ſeiner Deductionen 
die Frage: 

„Warum behält man denn überall die Benutzung der Bank⸗ 

noten bei? Warum verbittet man nicht rundweg die Aus— 

gabe aller und jeder Banknoten?“ — 
und die Antwort giebt Herr Augsburg ſogleich ſelbſt mit folgenden 
Worten: 
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„Man wird ſchwerlich auf diefe Frage eine andere Antwort 
finden, als 

„daß man einmal an das Uebel gewöhnt ſei und daß es 
hart erſcheinen würde, einer Anzahl Bankactionäre, welche 
ebenfalls einmal an die Ausbeutung der Geſammtbevöl— 
kerung durch Aus gabe von Banknoten gewöhnt ſei, dieſes 

Privilegium plötzlich zu nehmen.“ 

Und in der That, es iſt kaum zu verſtehen, daß „Zettelbanken 
noch heutigen Tages fortfahren dürfen, anftatt ſelbſt für em- 
pfangenes Capital Zinſen zu bezahlen, dieſelben ſich ihrer— 
ſeits von der Bevölkerung auf die ihr zugeſtellten Schulddo— 
cumente oder Zahlungsverſprechen vergüten zu laffen. Zu be- 
wundern iſt jedenfalls die — Gutmüthigkeit dieſer Bevölkerung.“ 

Wir ſtimmen in allen Punkten mit Herrn Augspurg völlig überein 
— einen ausgenommen, nämlich ſeine abſolute Verwerfung des Staats⸗ 
papiergeldes. 

Wir wollen und können kein abſolutes Urtheil darüber fällen, ob 
der Verkehr des papiernen Circulationsmittels gänzlich entrathen könne, 
wie Einige behaupten; wir ſind jedoch der Anſicht, daß der kleine Verkehr, 
noch mehr als der größere, zu ſeiner mechaniſchen Bequemlichkeit 
des Papiergeldes allerdings bedarf, und wir ſehen, geſtützt auf die 
Erfahrung, nicht den mindeſten Uebelſtaud darin, daß der Staat, 
durch Ausgabe einfachen Staatspapiergeldes dieſem mechaniſchen 
Bequemlichkeitsbedürfniß des Verkehrs abhelfe, ein Bedürfniß, 
welches durch die Goldwährung vielleicht in etwas vermindert, 
ſicher nicht beſeitigt wird. 

Die abſolute Verdammung allen Staatspapiergeldes durch Herrn 
Augspurg ſcheint uns jedoch noch einen andern Sinn zu haben. 

Die Schlußconſequenz, zu welcher Herr Augspurg kommt, lautet 
zwar radical genug, wie folgt: 

„Daher kann die endgültige Entſcheidung immer nur dahin gehen, 

daß die Benutzung allen und jeden Papiergeldes verwerflich ſei und 

abgeſchafft werden müſſe, nicht allein des Staats⸗, e auch des 

Privatpapiergeldes, der Banknoten;“ 
wir geſtehen jedoch ganz aufrichtig, daß wir mit dieſem Radicalismus 
nicht ganz einverſtanden ſind, und zwar aus folgenden Gründen. 

Herr Augsburg beweiſt die Unzuläſſigkeit und Schädlichkeit von Bank⸗ 
noten ausführlich, ſetzt dagegen Staatspapiergeld als etwas ſelbſtverſtändlich 
unter allen Umſtänden Verwerfliches voraus. — Wir haben dem gegen⸗ 
über ſchon darauf hingewieſen, daß von mäßig ausgegebenen Staatspapier⸗ 
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gelde noch Niemand einen Nachtheil verfpürt oder nachgewieſen hat und 
daß ein ſolcher Nachtheil nicht exiſtirt, ſo lange das mechaniſche Bequem⸗ 
lichkeitsbedürfniß des Verkehrs den einzigen Maßſtab für die Ausgabe 
dieſes Staatspapiergeldes bildet. 

Dann aber deutet Herr Augspurg wiederholt auf eine Beſteuerung 
der ungedeckten Noten hin. 

Schaffte man nun erſt das bei uns nur mäßig vorhandene Staats⸗ 
papiergeld ab — deſſen Verwerflichkeit unter allen Umſtänden annehmend 
— ſo würde man ſehr bald die Erfahrung machen, daß der Verkehr 
zu feiner Bequemlichkeit denn doch des papiernen Circulationsmittels 
bedarf, und es bliebe dann natürlich, wenn man einmal das Staats⸗ 
papiergeld fo abſolut verwirft, nichts übrig, als dennoch Bank— 
noten beizubehalten und zwar, wie Herr Augspurg ans 
deutet, mit einer Steuer auf ihren ungedeckt zu emittirenden 
Betrag. 

Dieſe Notenbeſteuerung iſt für die Uebergangszeit während ihrer 
allmäligen und bis zu ihrer gänzlichen Abſchaffung ein allerdings zu em⸗ 
pfehlendes Auskunftsmittel, würde aber, als bleibende Einrichtung, ja doch 
weiter nichts bedeuten, als das Fortbeſtehen des Notenunweſens in mehr 
oder minder gemilderter Form. 

Die Beibehaltung einer mäßigen Menge von Staatspapiergeld, reſp. 
allmälige Umwandlung eines Theiles der Noten in ſolches und einfache, 
wenn auch allmälige Abſchaffung aller übrigen Banknoten, würde uns auf 
dem Erfahrungswege dahin führen können, zu finden, wieviel Papier wir 
aus dem Verkehr überhaupt zurückziehen können, ohne daß ſeine Bequem⸗ 
lichkeit darunter leidet. 

Wenn wir dagegen das bei uns verhältnißmößig unſchuldige Staats⸗ 
papiergeld zuerſt abſchafften, wie Herr Augspurg will, ſo würden uns zu⸗ 
letzt beſteuerte Banknoten als einziges Auskunftsmittel übrig bleiben, 
wenn wir das erſt abgeſchaffte Staatspapiergeld nicht gleich wieder ein⸗ 
führen wollten. 

Wenn wir Privatleuten geſtatten, Geldzeichen auszugeben, ſich ſelbſt 
dadurch zu bereichern und die allgemeine Kaufkraft des Geldes dadurch zu 
drücken — ſo iſt dies unter allen Umſtänden ein Socialismus der aller⸗ 
ſchlimmſten Art. 

Wenn der Staat dagegen Papiergeld ausgiebt zur Bequemlichkeit 
des Verkehrs, ſo bereichert er ſich dadurch allerdings auch und entnimmt 
den Betrag dieſer Bereicherung gleichfalls aus der Taſche aller Staats⸗ 
bürger; damit thut er aber nichts anderes, als was er mit jeder Steuer 
thut und dieſe Art von Beſteuerung iſt mit keinerlei nachweisbarem Uebel⸗ 
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ſtande verknüpft, fo lange das mechaniſche Beqnemlichkeitsbedürfniß des 
Verkehrs ihr einziges Maß und Motiv bleibt. Während Banknoten unter 
allen Umſtänden verwerflich ſind, bietet Staatspapiergeld unter allen 
Umſtänden das einzige Mittel, ohne ſociale Ungerechtigkeit dem Verkehre 
jenes papierne Circulationsmittel zu liefern, deſſen er, wenigſtens jetzt 
noch, und vielleicht immer, wirklich bedarf. 


III. 


Wir wenden uns nunmehr zu der verdienftlichen Sun des 
Herrn v. Unruh: 

„Die Bantfrage vor der Commiſſion des deutſchen 

Handelstages“. | 

Herr v. Unruh behandelt zunächſt die Beſchlüſſe und Verhandlungen 
dieſer Commiſſion des deutſchen Handelstages, wie ſie in No. 19. des 
deutſchen Handelsblattes niedergelegt ſind. Er führt den Nachweis, daß 
für dieſe Beſchlüſſe und Verhandlungen bei der Mehrzahl der Commiſ⸗ 
ſionsmitglieder — beſtehend aus einigen 20 Bankdirektoren — doch wohl 
das Zettelbank⸗Partei⸗Intereſſe das leitende Motiv geweſen ſein dürfte. 
Die Darſtellung iſt in klarer, lebendiger und anſprechender dialektiſcher 
Form gehalten und ironirſirt die Verhandlungen der Bankcommiſſion 
wiederholt in treffender Weiſe. | 

Herr v. Unruh behandelt dann aber auch die Bankfrage vom alge- 
meinen Geſichtspunkte aus und beginnt dabei mit dem gewiß ſehr richtigen 
Satze: „Will man zu einem ſicheren Urtheil über die Bank— 
notenfrage gelangen, ſo muß man ſich vor Allem die Natur des 
Geldes und ſeiner Surrogate, ſo wie deren Wirkungen im 
Weltverkehr möglichſt klar machen.“ Von dieſer ſelben Anſchauung 
ausgehend, veröffentlichten wir im Mai 1870 in den Hirth'ſchen „Annalen 
des deutſchen Reiches“ eine Unterſuchung über: „Das Geld, ſein 
Weſen und ſeine wirthſchaftlichen Functionen“ als einen „Beitrag 
zur Löſung der Bank⸗, Münz⸗ und Währungsfrage.““) 

Herr v. Unruh kommt auch zu ganz annalogen Reſultaten, wie wir 
ſie in obiger Arbeit entwickelt. Seine Unterſuchungsreſultate dürften ſich 
hauptſächlich in dem folgenden, auch in der Broſchüre geſperrt gedruckten 
Paſſus reſumiren: 

„Nicht baar gedeckte Noten emittiren heißt: den unfrei⸗ 
willigen Credit des Publikums, Jedermannes, in Anſpruch 
nehmen oder, wie es auch ausgedrückt wird, das Publikum 
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beſteuern theils zu Gunſten der Bant felbft, theils zu Gunſten 
derer, welche den Bankcredit möglichſt weit ausbeuten wollen.“ 

Das iſt deutlich genug. — So deutlich es aber auch immerhin iſt, 
ſo hat es uns doch beinahe in Erſtaunen verſetzt, daß in den Beurthei⸗ 
lungen der Broſchüre, welche wir in bedeutenderen Blättern geleſen 
haben, gerade dieſer Hauptpunkt nirgendwo auch nur berührt wird. Es 
dürfte wohl keinem Zweifel unterliegen, daß den Beurtheilern auch in der 
That nicht darum zu thun geweſen iſt, dem deutſchen Publikum grade über 
dieſen Punkt Aufklärung zu verſchaffen und gerade dieſen Punkt, welcher 
den Angelpunkt der Frage bildet, in der ihm gebührenden Bedeutung er⸗ 
ſcheinen zu laſſen. 

Auf die Gefahr hin, uns einer neuen Eruption des Bortei-Egois- 
mus auszuſetzen, wie fie in No. 29 des „Deutſchen Handelsblattes“ ) in 
einem Artikel: „Die Funktion der Banknote“ gegen uns geſchleudert wird, 
wollen wir dieſen Hauptpunkt der Bankfrage von Neuem in das richtige 
Licht zu rücken verſuchen. 

Eine „Beſteuerung des Publikums zu Gunſten der Banken“, 
wie ſie nun von zwei namhaften Reichstagsmitgliedern in der Ausgabe 
nicht in Baar gedeckter Noten gefunden wird, und welche das eine dieſer 
Reichstagsmitglieder als eine „Ausbeutung des Publikums“ durch 
die Notenbanken und ihre Conſorten wiederholt ausdrücklich bezeichnet, eine 
ſolche „Beſteuerung“ und „Ausbeutung des Publikums“ durch die 
Notenbanken iſt jedoch weiter nichts als buchſtäblich eine in 
Form von Notenzinſen jährlich an unſere meiſtbegüterten Mit— 
bürger gezahlte Staats ſubvention. 

Die nicht in Baar gedeckte Note iſt nichts mehr und nichts 
weniger als eine regelmäßige Staatsunterſtützung, welche das 
deu tihe Volk feinen (wahrſcheinlich ſehr bedürftigen) Noten- 
bankhaltern und Conſorten zahlt, eine Staatsunterſtützung, 
welche ſich die Herren Intereſſenten unbekümmert um das 
öffentliche Wohl, mit allen Mitteln zu erhalten und auch für 
die Zukunft zu ſichern bemüht ſind. So lange wir aber an unſere 
Banquiers und Genoſſen Staatsſubvention zahlen, dürfen wir 
uns doch wohl füglich nicht wundern, wenn unſere arbeitenden 
Klaſſen auf ein Dito Anſpruch machen! l 

Haben wir hier nicht einen Socialismus der gefährlichſten Art und 
zugleich einen Anfang zum blühendſten Communismus? 

Die Notenbanken und ihre Aktionäre vertheilen jährlich unter ſich 
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(daher „Dividende“) eine runde Summe von Millionen Thalern, welche 
auf einem leider nicht mehr ungewöhulichen Wege aus den Taſchen Jeder⸗ 
mannes entnommen werden und der Groß⸗Liberalismus unſerer Tagespreſſe 
weiß durchaus nichts davon! 

Mit welchem Gewiſſen verantworten wir es, daß wir um einige 
Tauſend Thaler für unſere Lehrer kargen, während wir unſern bankhaltenden 
Mitbürgern geſtatten, ſich um die Zinſen von in Deutſchland mehr als 
100 Million nicht in Baar gedeckter Banknoten jährlich auf Koſten der 
Geſammtheit zu bereichern? 

Mit welchem Gewiſſen knickern und filzen wir bei den nützlichſten 
und nöthigſten Staatsausgaben, während wir das Geld unſern meiſtbe⸗ 
güterten Mitbürgern jährlich millionenweiſe in die Taſche ſchütten? 

Sollte es nicht endlich an der Zeit ſein, daß unſere Tagespreſſe, der 
von ihren meiſtbegüterten Mitbürgern „ausgebeuteten Bevölkerung“ 
(G. D. Augspurg, Reichstagsmitglied,) den Staar ſticht? 

Diejenigen Vertheidiger der Banknoten⸗Partei, welche hierauf zu 
antworten beabſichtigten, bitten wir, ihre Antwort zu adreſſiren an die 
Reichstagsmitglieder G. D. Augspurg oder H. V. von Unruh, indem wir 
zugleich mit Worten des Erſtern der beiden Herren ſchließen: 

„Die Menge der Bevölkerung befindet ſich in einem merkwürdigen 
Zuſtande wirthſchaftlicher Unmündigkeit. Sie wirthſchaftet mit den Papier⸗ 
zetteln, wodurch ihr Darlehen dokumentirt wird, als wären ſie Geld, freut 
ſich über die mit einem ſolchen Umlaufsmittel verbundene Bequemlichkeit 
wie ein Kind, welches mit dem Raſirmeſſer ſpielt, über ſeine Glätte, ſchreibt 
gelehrte Werke über die Vorzüge der Creditwirth ſchaft, über die Geldwirth⸗ 
ſchaft, wobei man bloß durch ſeinen Credit, ohne zu arbeiten, reich werde, 
und preiſt ihr Glück in den Zeitungen, wenn ſie mit einer neuen Zettel⸗ 
bank geſegnet worden iſt. Sie weiß nichts davon, daß ſie fort— 
während den einzelnen Bevorzugten ungeheure Summen dar— 
leiht (wunderbares Darlehen), ohne einen Thaler Zinſen dafür 
zu erhalten, daß man ſie alſo ausbeutet.“ 

Ja, ja, Herr Augspurg hat auch zum Schluſſe recht, wenn er ſagt: 
„Zu bewundern ift jedenfalls die — Gutmüthigfeit. dieſer 
Bevölkerung.“ | 


Die Banlfrage. 
Eine Unterſuchung für Jedermann. 


Die Bankfrage hat ein ganz ſpecielles und großes Intereſſe für 
Jedermann und es iſt von Wichtigkeit, daß dieſes Intereſſe begriffen 
werde. Möge es uns gelingen, die nachfolgenden Zeilen ſo zu ſchreiben, 
daß das Intereſſe des geſammten Volkes an der richtigen Löſung der 
Bankfrage dem Volke ſelbſt zum Bewußtſein und zwar zu richtigem Be⸗ 
wußtſein komme. | 

waft alle Anſichten find heute darüber einig, daß eine ſogenannte 
Bankfrage nur in ſofern und ſoweit exiſtire, als man die Ausgabe 
von Banknoten mit zu den Bankgeſchäften rechne. — Trennt man 
die Banknotenausgabe vom Bankgeſchäft, ſo exiſtirt eine Bankfrage nicht 
mehr und es hat Niemand dagegen etwas einzuwenden, das Bankgeſchäft, 
ohne ſolche Notenausgabe, ſich ſelbſt zu überlaſſen, wie jedes andere Geſchäft. 

Sobald man aber die Banknotenausgabe in das Bankgeſchäft hinein⸗ 
zieht, entſteht eine Anzahl von „Bankfragen,“ deren Löſung bisher noch 
Niemand gelungen iſt und wohl auch nie Jemandem gelingen wird. — 
Dies müßte ſchon an und für ſich zu der Vermuthung führen, daß Bank⸗ 
notenausgabe gar kein Bankgeſchäft ift, und daß man die Löſung der 
„Bankfrage“ einfach darin zu ſuchen habe, daß man aufhört die Bank⸗ 
notenausgabe als ein Bankgeſchäft anzuſehen und zu behandeln. 

Herr Prince-Smith ſpricht ſich hierüber in dem „Programm 
für die Vereinigung deutſcher Freihändler“ in folgender 
Weiſe aus: | De es a 

Die Freihändler „find einig darüber, daß das Geſchäft der Credit- 
vermittelung, die eigentliche Bankthätigkeit, ein freies Gewerbe fein müffe; 
wobei die Erhaltung einer Centralbank, ohne Beſchränkung konkurrirender 
Anſtalten, nicht ausgeſchloſſen iſt. — Getheilt ſind die Anſichten jedoch in 
Betreff des Papiergeldes, deſſen Ausgabe, wenn auch gewöhnlich durch 
Banken bewirkt, ganz anderen, als den für das eigentliche Bankgeſchäft 
geltenden Rückſichten unterliegt. Einige wollen die Fabrikation papierner 
Zahlmittel zu- und abnehmen laſſen mit den Schwankungen der Nad- 
frage nach Diskontirungen. Andere behaupten, daß der Bedarf an Umſatz⸗ 


63 


mitteln beſtimmt werde durch ganz andere Verhältniſſe, als der Begehr 
nach Darlehen: und daß die Ausgabe von Papiergeld, anſtatt in Wechſel⸗ 
wirkung mit Spekulationsfiebern und Creditkriſen zu ſtehen, feſt kontin⸗ 
gentirt ſein müſſe, wenn man ſtets ſicher ſein ſolle vor Papiergeldwirren, 
wie fie fih in abſchreckendſter Geſtalt bei Nachbarländern zeigen. — Während 
auch Einige meinen, daß gerechterweiſe Jedem freiſtehen ſolle, ſeinen Credit 
durch Notenemiſſion auszunutzen, halten es Andere für gerechter, wenn der 
Gewinn aus einem Surrogate für das Umſatzmittel, welches der Geſammt⸗ 
heit gehört, auch ſämmtlichen Steuerzahlern zu Gute kommt durch Papier⸗ 
geldausgabe für Staatsrechnung, anſtatt daß einzelne Capitaliſten ſich jenen 
Gewinn aneignen. — Hierüber bleibt alſo die Frage offen.“ Es geht ſchon 
aus dieſer Frageſtellung hervor, daß auch Herr Prince⸗Smith die Bank⸗ 
noten⸗Ausgabe für ein Bankgeſchäft nicht hält. 

Die erſte Frage alſo, über welche man ſich bei der Erörterung des 
Bankweſens zu verſtändigen hat, iſt die, über 

die Banknote. 

Der ſicherſte Weg zur Unterſuchung einer materiellen Frage iſt am 
Ende immer der mathematiſche: — wir verſuchen ſeine Anwendung auf 
die Bankfrage, und zwar unter Zugrundelegung möglichſt einfacher N 
verhältniſſe. 

Eine Bank beſitze z. B. eine Million Thaler baar. 

Sie gebe aus drei Million Thaler Banknoten. 

Sie hinterlege ihr Baarvermögen (1 Mill.) als unverzinsliche Sicherheit. 

Sie tauſche für zwei Million ihrer Noten zinstragende Papiere 
reſp. Wechſel ein, welche ſie gleichfalls als Sicherheit hinterlegt, und ver⸗ 
wende die dritte Million Noten zu nutzbringenden Geſchäften anderweit. 

Welches iſt uun die arithmetiſch nachweisbare Wirkung 
dieſer „Finanzoperation?“ | 

Die Antwort kann nicht ſchwer fallen; fie ift einfach folgende: 

1. Das unverzinsliche hinterlegte Baar⸗Vermögen der Bank im Be- 

trage von einer Million bringt keinen Ertrag. 

2. Die ferner hinterlegten zwei Million Werthpapiere reſp. Wechſel 

bringen der Bank Zinſen, reſp. Diskont. 

3. Die in Geſchäften verwendete dritte Million, bringt ihren geſchäft⸗ 

lichen Nutzen. | 

Als Wirkung diefer „Finanzoperation“ ergiebt fih alfo die That- 
ſache, daß die Bank in Folge derſelben den Zinsgenuß von drei Million 
Thalern hat, während ſie, ohne die n nur den Genuß von 
einer Million Thaler gehabt hätte. 

Die Bank iſt alſo um den Zinsgenuß von zwei Million Thalern 
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bereichert, dadurch daß fie diefe Summe in Banknoten, ohne Hinterlegung 
eines gleichen Betrages in Baar verausgabte. 

Dieſe Thatſache bietet die einfache Erklärung dafür, daß die Banken 
mit Notenausgabe fo ſehr geſuchte Objekte des Gründungsſchwin dels find 
daß das Großkapital ſich ihrer Gründung mit ſo großer Vorliebe zu⸗ 
wendet, und daß das Vorrecht der Notenausgabe ſo zähe und eifrig von 
den Notenbankhaltern feſtgehalten und vertheidigt wird. l 

Zugleich können wir in dieſem Sachverhalte nur eine monopoliſtiſche 
Bevorrechtigung des großen Kapitals erblicken, welche mit den bedenklichſten 
focialen Gefahren verknüpft iſt und bereits die bedenklichſten ſocialen 
Wirkungen geübt hat. 

Man hat dieſen Sachverhalt dadurch rechtfertigen wollen, daß man 
die Banknoten, als „Wechſel“ bezeichnete und aus dieſer Bezeichnung den 
Beweis herleiten wollte, daß die Bereicherung der Notenbank um die 
Zinſen der beiden nicht in Baar gedeckten Million Thaler unferes Beiſpiels 
einfach ein „geſchäftlicher“ Gewinn fer. 

Demgegenüber erklären wir zunächſt, daß wir weder von ſolchen 
„Wechſeln,“ noch von ſolchem „Geſchäft“ etwas wiſſen wollen und daß 
wir dieſen ſogenannten „Wechſeln“ und dieſem ſogenannten „Geſchäfte“ 
noch näher auf den Zahn fühlen werden. 


II. 
Wenn es eine nicht zu beſtreitende Thatſache iſt, daß die Ausgabe 
nicht in Baar gedeckter Noten die ausgebende Bank in den Zinsgenuß 
einer gleich großen Geldſumme verſetzt, ſo bleibt auch noch die Frage zu 
erörtern, welche Wirkung die Banknotenausgabe auf den Verkehr im All⸗ 
gemeinen übt. 
| Max Wirth in feinem ſchätzenswerthen „Handbuch des Bani- 
weſens,“ welches wohl das neueſte und umfaſſendſte thatſächlichſte Material 
zuſammenſtellt, ſieht die Banknotenausgabe z. B. ſo an (S. 98): 
„durch die Banknotenausgabe hat die Zettel Bank ein fit- 
„tives Capital, welches ihr reellen Zinsgenuß gewährt;“ 
„und S 581 „Da Banken, welche Noten ausgeben ein Ca- 
„pital im Betrage des Ueberſchuſſes des Zettelumlaufs 
„über die vorräthige Baarſchaft unfreiwillig und unver— 
„zinslich vom Publikum vorgeſtreckt erhalten, fo hat der 
„Staat, als Stellvertreter und ſtillſchweigender Bevoll— 
„mächtigter des Publikums das Recht, von den Zettelbanken 
„ein Aequivalent zu verlangen.“ 
Man ſieht, Max Wirth hat mindeſtens ſeine Zweifel in die wirth⸗ 
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ſchaftliche Berechtigung der Banken, ſich den Vortheil anzueignen, welcher 
mit der Ausgabe nicht in Baar gedeckter Noten verknüpft iſt, und er ſieht 
dieſen Vortheil ſo an, als ob er einem Capital entſpringe, welches ſich 
die Banken als eine un verzinsliche Zwangsanleihe aus den Taſchen 
des Geſammt⸗ Publikums beilegen. 

Um hier klar zu ſehen, müſſen wir, wie geſagt die Wirkung feſtſtellen, 
welche durch die Notenausgabe auf den Verkehr geübt wird. 

Wenn wir auf unſer anfängliches Zahlenbeiſpiel zurückgreifen, ſo hat 
die Bank, welche drei Million Thaler Noten ausgab und davon eine 
Million in Baar und zwei Million in Werrhpapieren, reſp. za 
hinterlegte, 

die Summe der als Geld fungirenden Medien um zwei 
Million vermehrt. 
Es waren nämlich vor der Notenausgabe vorhanden 
a. eine Million Baarvermögen der Bank. 
b. jene zwei Million Werthpapiere reſp. Wechſel, er die Bant - 
gegen ihre Noten eintauſcht. | 

Nach der Notenemiſſion kommen hinzu drei Million in Noten, 
welche im Verkehr als Geld fungiren, dagegen wird gleichzeitig das Baar⸗ 
geld⸗Vermögen der Bank von einer Million dem Verkehr entrückt, ſo 
daß das im Verkehr als Geld circulirende Medium ſich um zwei Million 
Thaler vermehrt findet. Ob die oben unter b) gedachten Werchpapiere, 
reſp. Wechſel in der Caſſe der Bank oder in irgend einer andern e 
tragen, iſt für den Verkehr gleichgültig. 

„Die Notenausgabe iſt alſo,“ — wie O. Michaelis in ſeiner 
ausgezeichneten Arbeit „Noten und Depoſiten“ ſagt — wahre Schöpfung 
von Kaſſe, ſie bildet eine Vermehrung des in den Kaſſen des 
Kreiſes von Wirthſchaften, innerhalb deſſen die Noten umlaufen, 
befindlichen Kaſſenvorraths, und es wird nicht an Stelle der 
auf der einen Seite hinzutretenden Kaſſe auf der andern Seite 
Kaffe eingezogen.“ (“Vierteljahrſchrift für Volkswirthſchaft 1865, 
III. Bd. S. 89.) 

Nicht in Baar gedeckte Noten ausgeben heißt alſo einfach, für die 
eigene Taſche Geld machen. Mag man nun derartige Noten „Wechſel“ 
nennen, und ihre Ausgabe als ein „Geſchäft“ bezeichnen; — wie ſchon 
erwähnt, dieſe angeblichen „Wechſel“ ſind in den Augen jedes Unbefangenen 
lediglich „Reitwechſel“ und zwar privilegirte „Reitwechſel“ und ſolches 
„Geſchäft“ involvirt eine ſociale Ungerechtigkeit und Gefahr. 

Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 5 
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Man hat nun ferner auch behaupten wollen, die mittelſt Banknoten 
bewirkte Vermehrung der Circulationsmittel wirke wohlthätig auf den 
Verkehr, ſie vermehre den Umſatz und erhöhe die Production, ſie „befruchte“ 
den Verkehr mittelſt des „Credits.“ 

Daß dies nicht wahr iſt, daß dieſe landläufige Redensart lediglich 
zu Gunſten von Notenemiſſionsbanken erfunden worden, iſt nun endlich 
doch zur ziemlich allgemeinen Erkenntniß durchgedrungen. Wenn die un⸗ 
gedeckt emittirte Note den Verkehr „befruchtet,“ dann iſt man auch genöthigt 
jene Conſequenz hinzunehmen, welche uns Faucher in ſeiner Arbeit 
„Währung und Preiſe“ (Vierteljahrſchr. für Volkswirthſch. 1868 Bd. 
III. u. IV.) vorführt, nämlich jene Conſequenz, daß dann der falſche 
Thaler, jo lange er nicht als folder erkannt ift, ganz daſſelbe thue und 
daß man alſo eigentlich den beſtrafen müſſe, welcher den falſchen Thaler 
als ſolchen entdeckt und anzeigt, nicht aber denjenigen, welcher ihn macht 
und ausgiebt. „Heißt es dann nicht eigentlich ſich ſelbſt und andere das 
Leben ſchwer machen, wenn man ſo angenehmen Gäſten überhaupt nur auf 
die Finger ſieht?“ — fragt Herr Faucher in tiefernſtem Sinne. 

Die Wirkung ungedeckter Noten auf den Verkehr iſt einfach dieſe. 
Die Circulationsmittel werden um den Betrag der ungedeckt emittirten 
Noten vermehrt, dadurch wird die Kaufkraft des Geldes entſprechend, aber 
zunächſt nicht gleichmäßig, vermindert, d. h. in andern Worten, es wird 
eine entſprechende Steigerung der Preiſe hervorgerufen, welche ſich erſt all⸗ 
mählich gleichmäßiger vertheilt. Die Vermehrung der Umlaufsmittel wirkt 
alſo, wenn man ſich des Ausdrucks bedienen will wie eine Steuer auf 
den Beſitz der Staatsbewohner. 

Eine ſolche Steuer aufzuerlegen kann nur Staatsſache ſein. Die 
Uebertragung ſolcher Befugniß an einzelne Private, mittelſt Ertheilung der 
Monopol⸗Bevorrechtigung nicht in Baar gedeckte Noten ausgeben zu dürfen, 
iſt gemeinſchädlich, gemeingefährlich und ungerecht. 

Wie es mit den Ziffern dieſer Beſteuerung 1869 bei uns im Ver⸗ 
gleiche zu Frankreich und England ſtand und wie ſich dieſer Status gegen 
1859 verändert hat, zeigt u. A. die „Köln. Ztg.“ in einer vortrefflichen 
Arbeit, welche ſie unmittelbar vor dem Kriege gebracht hat: („Die Ord⸗ 
nung des norddeutſchen Bankweſens,“ wieder abgedruckt im „Arbeitg.“ 
Nr. 684 und 685, 1870.) Dieſe Arbeit enthält folgende Ueberſicht und 
Erläuterung bezüglich der umlaufenden, nicht in Baar gedeckten Noten⸗ 
mengen: 6 
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| Ende 1852 in Thalern 


umlaufende | Kaſſa⸗ Unngedeckte 
Noten. beſtand. Notenmenge 
Preußiſche Bank 21000000 


3 1847922 
Preußiſche Zettelbanken 3000000 2896321 103679 
1852: 3; 1869:12 . 
Andere norbbentiche Banken 

1852:5; 1869:14 .. 


Sämmtliche nordd. Banken 


9120600 


1 


5603851 | 3516749 


1852:9; 1869:27 .. 33120600 31348094 1772506 
Franzöſiſche Bank 169227733 160417744 8809989 
Engliſche Bank 150529700 | 137317684 | 13212016 
Engliſche Notenbanken. 59000000 — — 
Schottiſche Notenbanken 23154250 — — 
Iriſche Bankeeeeeen 31161629 — | — 

Sämmtliche Zettelbanken = | 

Großbritanniens.. 263845579 — | — 

Ende 1869 in Thalern 
Umlaufende Kaſſa⸗ | ungedeckte 
Noten. beſtand. 5 


Preußiſche Bank. 152250180 
Preußiſche Zettelbanken 
1852:3; 18 69:12 
Andere norddeutſche Banken 
1852: 5; 1869: 14. 36105000 
Sämmtliche nordd. Banken 216053180 
1852: 9; 1869:27 . 
Franzöſiſche Bank u 372948746 


75401000 | 76849180 


13430000 22675000 


103437000 112616180 


27698000 | 14606000 13092000 
| 

332566846 | 40381900 
| 


Engliſche Bank 152659667 127977470 24682197 
Engliſche Notenbanken. 44060000 | 110760000 66700000 
Schottiſche Notenbanken. 29119886 17241693 11878193 
Iriſche Notenbanken 40647773. 15369346 25278427 
Sämmtliche Zettelbanken | 
Großbritanniens | 266487326 271348509 4861183 


„Wir ſehen 11 daß in dem kurzen Baliani bon 1852—1869 
die Höhe der unbedeckten Noten in Norddeutſchland um ſtark 110 Millionen 
Thaler gewachſen, während ſie bei der engliſchen Bank nur um 11 (in 
ganz England hat ſie abgenommen), in Frankreich um 31 Millionen ge⸗ 
ſtiegen ift, wobei noch zu berückſichtigen, daß letztere Länder kein Staats⸗ 

5 * 
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papiergeld kennen, wovon jedoch in Norddeutſchland eine Summe (40 
Millionen) exiſtirt, die der ganzen unbedeckten Notenmenge Frankreichs 
gleich kommt. Wir befinden uns alſo auf einem gefährlichen, 
bſchüſſigen Wege, auf dem inne zu halten ſelbſt den Freunden 
der unbedeckten Noten gerathen erſcheinen möchte. Die Abſchüſ— 
ſigkeit dieſes Weges wird um ſo deutlicher, wenn wir die letzten fünf Jahre 
überblicken, innerhalb welcher die Jahre 1866, 1867 und 1868 durch 
den Krieg und deſſen Folgen, durch eine ſchlechte Ernte für den Aufſchwung 
des Handels und der Induſtrie wie des allgemeinen Wohlſtandes ſo un⸗ 
günſtig wie möglich waren. Ende 1864 war der Geſammtbetrag der um: - 
laufenden Noten 166 Millionen Thaler mit 53 pCt. Metalldeckung, Ende 
1869 216 Mill. mit kaum 48 pCt. Deckung. Die Hauptſchuldigen bei 
dieſer Vermehrung find: die preußiſche Bank mit 113 Mill. und 55 pCt. 
gegen 152 Mill. und 49 pt. Deckung; die im Jahre 1866 eröffnete 
Sächſiſche Bank zu Dresden mit 6 Mill. und 50 pCt. Ende 1866 
gegen 14 Mill. und 43 pCt. Ende 1869; die Meininger mit 22/5; Mill. 
und 44 pCt. gegen 5 Mill. und 33 PCt.; die Braunſchweiger mit 2,281,000 
gegen 3,779,000, die Hannover'ſche mit 1,492,000 gegen 2,571,000 Thaler. 
Die Frankfurter Bank hat auch ihre Noten⸗Emiſſion ſtark vermehrt, 
von 25 Mill. Gulden auf 29 Mill.; gleichzeitig iſt aber der Prozent⸗ 
jag der Metalldeckung von 55 pCt. auf 63 pCt. geſtiegen, fo daß fih die 
Summe der ungedeckten Noten gleich geblieben. Bei einigen wenigen 
Banken fand, hauptſächlich durch die Concurrenz benachbarter, eine Ver⸗ 
minderung des Notenumlaufes Statt; die ſtärkſte bei der Leipziger, von 
7 Mill. auf 3,484,000 Thaler. Gleichzeitig wurde dabei eine der Haupt⸗ 
aufgaben der Banken, unbeſchäftigte Kapitalien heranzuziehen, ganz und 
gar vernachläſſigt: die ſchon ſo geringe Summe der Depoſiten ſämmtlicher 
norddeutſcher Zettelbanken verminderte ſich von 37 Mill. Thlr. Ende 1864 
auf 31 Mill. Ende 1869. Die engliſchen Zettelbanken, mit Ausnahme 
der Bank von England, haben über 500 Mill. Thlr., die ſchottiſchen über 
400 Mill., ſämmtliche Banken Englands, Schottlands und Irlands über 
2000 Mill. Depoſiten. Ebenſo wenig gelang es, durch dieſe anſcheinende 
Vermehrung des Geldes den Zinsfuß herabzudrücken; derſelbe Eto ae 


pig elgg) si glg 
IREL „ mI Pi 8 
3 S 2 3 3 
22 8 Eeli n 
1867 |23/, 25% 4 2 124 3¼ 4 7 
1868 | 21/16 | 21/2 1162 ½ | 23, 7 
1869 | 31/g 2 ½ vr 123, 3 131, 8 6% 


69 


Vergleicht man nun die norddeutſchen Bankplätze, fo war der Dis⸗ 
konto am höchſten, wo es das meiſte Papiergeld giebt, im Königreiche 
Sachſen, denn er betrug in Leipzig vom 1. Jan. bis 14. Sept. 4 PCt., 
vom 14. Sept. bis 5. Okt. 5 pCt., vom 5. Okt. bis 31. Dez. 5 ½ pCt. 
oder durchſchnittlich 40 pCt.; auch heute ift er dort ½ pt. höher wie 
in Berlin.“ 


‚IV. 


Nach alledem ſcheint es uns keinem Zweifel mehr unterworfen, daß 
die Monopolbevorrechtigung Einzelner, nicht in Baar gedeckte Noten aus⸗ 
zugeben, als eine höchſt bedenkliche Verirrung der Geſetzgebungen erkannt 
werden muß, welche bereits die gefährlichſten ſozialiſtiſchen Conſequenzen 
über uns hereinzieht. 

Noch gefährlicher aber wäre es, aus dem beſtehenden Privilegium 
eine allgemeine Freiheit zu machen indem man Jedermann geſtattete nach 
Belieben dergleichen Noten auszugeben, d. h. Papiergeld zu machen. Wie 
die Einheit des Metallgeldes, ſo iſt auch die Einheit des Papiergeldes von 
größter Wichtigkeit für den Verkehr. Es wäre Thorheit, im Metall gelde 
nach Münz⸗Einigung zu ſtreben und im Papiergelde möglichſter Viel⸗ 
fältigkeit zu huldigen. 

Alle, mit wenigen Ausnahmen, ſind heute der Anſicht, daß der Ver⸗ 
kehr, und zwar aus nur mechaniſchen Gründen, eines papiernen Medi⸗ 
ums, d. i. des Papiergeldes, bedarf. Dieſer Bedarf iſt aber, und kann 
nur ſein ein im großen Durchſchnitt eben ſo gleichmäßiger, wie der an 
Metallgeld. Er hat nicht das Mindeſte zu ſchaffen mit momentanen 
Kriſen und Spekulationen. O. Michaelis zeigt dies auf das Schlagendſte 
in ſeiner mehrgedachten Arbeit „Noten und Depoſiten“, wo er u. A. auch 
die Prätenſion der Preuß. Bank, dem Preußiſchen Wollhandel mit plötz⸗ 
lichem Papiere unter die Arme zu greifen, mit verdientem Spotte abweiſt. 

Es kann für keine Bank und keines Menſchen Aufgabe erachtet werden, 
durch Entwickelung von Reitwechſeln (scilicet Banknoten) in Handelskrieſen 
einzugreifen oder irgend einem hervortretenden Bedürfniß an Zahlungs⸗ 
mitteln abzuhelfen oder gar „den Verkehr zu befruchten“, wie die wunder⸗ 
bare Phraſe lautet. O. Michaelis darf es ſich zum Verdienſte anrechnen, 
dies in ſeiner Arbeit „Noten und Depoſiten“ mit unwiderleglicher 
Schärfe feſtgeſtellt zu haben. | 

Dieſer eine Hinblick genügt um uns darüber zu belehren was es 

heißt, wenn manche Nationalökonomen uns rathen wollen, die Fabrikation 
von Banknoten, wie ein gewöhnliches Geſchäft, Jedermann freizugeben, ab⸗ 
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geſehen davon, daß thatſächlich dieſe Freigabe doch auch wieder vorzugs⸗ 
weiſe nur dem Großkapital zu Gute kommen würde. 

Man hat auch noch vorgeſchlagen, die Notenfabrikation zwar frei⸗ 
zugeben, aber — gewiſſen für nöthig erachteten „polizeilichen“ Be: 
ſchränkungen zu unterwerfen, und dieſe „polizeil ichen“ Beſchränkungen 
durch ſogenannte „Normativbedingungen“ geſetzlich feſtzuſtellen. Das 
hieße aber einer gemeinſchädlichen Maßregel nur eine öffentliche Täuſchung 
hinzufügen, denn eine „polizeiliche Beſchränkung“ des Bankgeſchäftes 
ſetzt immerhin auch eine polizeiliche Controle deſſelben voraus, und 
eine ſolche iſt und bleibt unter allen Umſtänden lediglich eine Illuſion. 


V. 
Um über die Natur der Banknoten völlig klar zu fein, erübrigt 
noch zu unterſuchen, was geſchieht, wenn eine Notenbank liquidirt, reſp. 
das Notenprivilegium aufhört. Es iſt hierbei die Bemerkung einzuſchalten, 
daß uach bisheriger Praxis der Geſetzgebung das Notenprivilegium theils 
auf beſtimmte Zeit, theils auf Kündigung, theils auf unbegrenzte Zeit ver⸗ 
liehen zu werden pflegte. 

Der größern Klarheit wegen unterſtellen wir für die Liquidation 
diefelben Ziffern, wie Eingangs dieſer Unterſuchung und ſetzen voraus, 
daß die Liquidation ſich regelmäßig nach der Notentheorie abwickele. 

Die Bank habe alſo, bei einer Million Baardeckung und zwei 
Million Papierhinterlage, drei Million Noten in Umlauf. Und zwar 
zwei Million Noten hingegeben um die Papierhinterlage dafür zu er⸗ 
werben; die dritte Million ſei zum Theil zinstragend ausgeliehen, zum 
Theil ſeien nutzbringende Realitäten dafür erworben. Man kann ja mit 
Geld überhaupt nur zweierlei machen, nämlich es ausleihen oder etwas 
dafür kaufen. — 

Bei eintretender Liquidation kann nun die Bank erſtlich die Werth⸗ 
papier- reſp. Wechſelhinterlage im Betrage von 2 Million in Metallgeld 
umſetzen und einen Betrag, gleich dem der dafür hingegebenen Wechſel, 
einlöſen. Für die dritte Million Noten ſtellt ſich die Sache folgenderweiſe. 
In ſo fern für einen Theil derſelben Realitäten erworben ſind, können 
dieſelben gleichfalls in Metallgeld umgeſetzt und Noten in entſprechendem 
Betrage dafür eingelöſt werden. Die als Geld ausgeliehenen Noten ſind 
entweder noch in der Hand des erſten Empfängers, dann hat derſelbe 
entweder keinen Anſpruch auf Erſatz derſelben in Metall, oder er kann 
dies Metall doch höchſtens auch nur als Darlehen beanſpruchen. Sind 
die dargeliehenen Noten jedoch ſchon in die zweite Hand übergegangen, 
und haben ſie dem erſten Empfänger den Dienſt von Geld geleiſtet, ſo iſt 
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letzterer unzweifelhaft verpflichtet, der Bank den entſprechenden Betrag in 
Gelde, oder in ihren eignen Noten zurück zu erſtatten. 

Es iſt nach Alle dem klar, daß die Bank bei dieſer Abwickelung ihr 
eignes urſprüngliches Baarvermögen von einer Million übrig behält, und 
daß ihr außerdem der Zinsgenuß jener zwei Millionen verbleibt, um welche 
ſie ihr Kapital mittelſt der Notenausgabe vermehrte. — Beiläufig iſt er⸗ 
fahrungsmäßig nicht gering anzuſchlagen jener Gewinn, welcher der Bank 
aus den in Verluſt gerathenen Noten bei der Abwickelung erwächſt. 

Das Privilegium, nicht in baar gedeckte Noten auszugeben, iſt alſo, 
wie bereits geſagt, gleichbedeutend mit dem Eintritt in den Zinsgenuß 
einer gleichen Summe auf die Dauer des Privilegiums, das h. in den 
meiſten Fällen thatſächlich, auf unbegrenzte Zeit, ſofern die Bank nicht 
aus anderweiten Gründen zu liquidiren gezwungen iſt. 

Solche nicht in Baar gedeckte Banknoten ſind daher weiter nichts, 
wie privilegirte Reitwechſel, d. h. ſchlimmer, als die ſchlimmſten 
Reitwechſel. . 


VL 

Wenn nun nach den bisherigen Unterſuchungen die Ausgabe nicht in 
Baar gedeckter Noten durch Private, ſelbſt dann, wenn fie völlig freige— 
geben würde, eine höchſtgefährliche Legaliſirung willkürlich zu ſchaffender, 
an Geldes Statt dienender Reitwechſel bedeutet: wenn ſolche Verausgabung 
ungedeckter Noten einer Beſteuerung der Geſammtheit zu Gunſten der 
Notenemittenten gleichkommt: wenn eine derartige Beſteuerung der Geſammt⸗ 
heit zu Gunſten Einzelner in keiner Weiſe fernerhin als ſtatthaft erſcheint: 
— wenn aber andrerſeits aus mechaniſchen Bequemlichkeitsgründen der 
Verkehr eines papiernen Cirkulationsmittels bedarf: — ſo entſteht die 
Frage, wie und auf welche Weiſe dem Verkehr dies papierne Cirkulations⸗ 
mittel zu ſchaffen ſein wird. 

Daß ganz in Baar gedeckte Noten von Privaten nicht ausgegeben 
werden, liegt auf der Hand, da eher Nachtheil als Vortheil flir die Emit⸗ 
tenten damit verknüpft ſein würde: 

Am einfachſten, naheliegendſten und naturgemäßeſten erſcheint es da⸗ 
gegen, wenn der Staat, wie er für das metallene Geld ſorgt, ſo auch für 
das papierne Geld Sorge träge. N 

Die Banknoten ſind ja weiter nichts, als auf Widerruf fabricirtes 
und kurſirendes Geld. „Derjenige“ — ſagt die „Kölniſche Zeitg.“ in 
ihrer bereits mehrerwähnten bemerkenswerthen Arbeit — „der feine Forderung 
in Banknoten ausbezahlt erhält, betrachtet dieſelbe damit als ausgeglichen; 
wer eine Waare gegen Baar, d. h. gegen den ſofortigen Empfang des 
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Gegenwerthes in Geld verkauft, erachtet damit die Bedingung der Baar: 
zahlung erfüllt.“ — Solange der Wiederruf nicht erfolgt, dienen und 
fungiren die Banknoten als Geld, und der Umſtand, daß ſie nicht 
„geſetzliches“ Zahlungsmittel find, entkleidet fie dieſer Eigenſchaft durch⸗ 
aus nicht. 

Max Wirth in ſeinem „Handb. des Bankw.“ zieht als eine ſeiner 
Hauptſchlußfolgerungen (S. 580) folgende: Es giebt keinen princi— 
piellen Unterſchied zwiſchen Banknoten und Staats papier- 
geld . . . . Den Banknoten ohne Zwangskours ift das Staats- 
Papiergeld in der Praxis in ſo fern gleich, als die regelmäßige 
Einlöſung der erſteren an der Caſſe, beim Staatspapiergeld 
durch die Annahme in Zahlungsſtatt an den Staatskaſſen reichlich 
erſetzt wird.“ 

Es liegt alſo nicht der mindeſte Grund vor, den naheliegenden und 
naturgemäßen Weg nicht zu beſchreiten, welcher darin beſteht, daß der 
Staat dem Verkehre, wie das Metallgeld, ſo auch das Papiergeld, deſſen 
der Verkehr aus mechaniſchen Bequemlichkeitsgründen bedarf, allein und 
ausſchließlich liefert. 

Zu einem ähnlichen Schluſſe kommt die mehrerwähnte Arbeit der 
„Köln. Ztg.“ „Wir müſſen“ — ſagt ſie — „die unbedeckten Noten, 
weil ſie das Metallgeld zum Lande herausdrängen, weil ſie in Augenblicken 
der Kriſen die letztere ver ſchärfen, weil gegenüber ſolchen Nachtheilen das 
durch ſie bewirkte Erſparniß nicht dem ganzen Lande, ſondern nur den 
emittirenden Banken zu Gute kommt, und weil endlich das Land verlangen 
kann, daß das, was als Geld cirkulirt, auch von Jedem und von allen 
Caſſen anſtandslos genommen werde, verwerfen und können nur 
eine ſehr mäßige Sum me Papiergeldes gerechtfertigt finden, - 
das trotz ſeiner Uneinlöslichkeit, um deswillen unbedenklich 
iſt, weil Staat und Bürger ſich fortwährend gegenſeitig 
Zahlung zu leiſten haben.“ 

Wir glauben nach alledem als principielle Wahrheit in der ſogenannten 
Bankfrage zunächſt den Satz feſtgeſtellt zu haben: 

„Keine Banknoten mehr, ſondern nur Staatspapiergeld.“ 

Da die Bank frage überhaupt nur Bank⸗Noten⸗Fragen find, fo wäre 
hiermit die principielle Löſung der ſogenannten Bankfrage überhaupt gege⸗ 
ben. Zur Ausgabe von Staatspapiergeld bedurfte es auch ganz und gar 
keiner Staatsbank und der völligen Freigebung des von der Noten⸗ 
ausgabe befreiten Bankgeſchäftes ſtände kein Hinderniß im Wege. 

Es wäre hier vielleicht noch jener Befürchtungen zu gedenken, welche 
an den möglichen Mißbrauch der Papiergeldausgabe geknüpft zu werden 
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pflegen. Max Wirth fagt darüber in dem „Handb. d. Bankw.“ (S 53): 
Wegen der aus dem Mißbrauche des Papiergeldes enſtan— 
denen Verluſte, den Gebrauch des Papiergeldes überhaupt 
verwerfen zu wollen, iſt gradeſo verkehrt, als ob man dem 
Gebrauche ſcharfer Inſt rum ente entſagen wollte, weil man 
ſich damit ſchneiden, oder des Weines, weil man ſich damit 
betrinken kann.“ — Zum Ueberfluß beweiſen die Aſſigenten und Green⸗ 
backs, daß der Mangel einer Staatsbank keinerlei Garantie gegen Miß⸗ 
brauch des Papiergeldes bietet. Tiefe Garantie kann nur in der fortge⸗ 
ſchrittenen öffentlichen Bildung gefunden werden. 

Welche Löſung man auch der Bankfrage zu geben ſuche, mißbräuch— 
liches Staatspapiergeld iſt immer und unter allen Umſtänden möglich: — 
nicht in Baar gedeckte Banknoten ſind dagegen an und für ſich und unter 
allen Umſtänden ein Mißbrauch. 

Da aber jede Einrichtung dem mög li chen Mißbrauche unterworfen 
iſt, ſo kann möglicher Mißbrauch kein Argument gegen Staatspapier⸗ 
geld ſein. 

Unſere principiellen Schlußfolgerungen faſſen ſich alſo in folgenden 
Sätzen zuſammen: 

1. Keine Banknoten mehr. 

2. Keine Staatsbank mehr. 

3. Das Papiergeld macht der Staat allein. 

4. Völlige Bankfreiheit. 


VII. 


Aus den vorſtehend entwickelten principiellen Forderungen entſteht 
hiernächſt die Frage, wie aus dem gegenwärtigen Zuſtande in den als 
richtig und wirthſchaftlich erkannten der Uebergang zu bewirken ſei. 

Es bedarf kaum der Bemerkung, daß jeder derartige Uebergang mit 
möglichſter Schonung beſtehender Verhältniſſe zu geſchehen hat. Zunächſt 
würde es von vorne herein unthunlich und unzweckmäßig ſein, die Menge 
der umlaufenden Cirkulationsmittel plötzlich bedeutend zu vermindern; und 
eben ſo unrichtig würde man auch aus andern Gründen verfahren, wenn man 
die preußiſche Staatsbank plötzlich und auf einmal beſeitigen wollte. 

Es giebt hier kein anderes Mittel, als daß man, nach einem Aus⸗ 
drucke, welchen Faucher in „Währung und Preiſe“ gebraucht, auf 
demſelben Wege aus der Sackgaſſe wieder herausgeht, auf dem man hinein 
gekommen iſt. 

Man iſt aber in die Sackkgaſſe hineingerathen, indem man die Bank⸗ 
noten ſucceſſive vermehrte, was bezüglich der ungedeckten Banknoten gleich⸗ 
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bedeutend war mit der Ueberlaſſung öffentlichen Capitals an die Banken 
zu eigner Benutzung. Es iſt daher nicht mehr als Recht und billig, wenn 
die Geſammtheit, d. h. der Staat, das ihm gehörige Kapital ſucceſive 
zurücknimmt, indem er die Noten allmählig, d. h. in jährlichen Raten, 
einzieht und an deren Stelle eignes Papiergeld, ſei es zum gleichen Betrage, 
ſei es jährlich in geringerem Betrage, ausgiebt. Für die ganz in Baar 
gedeckten Noten wäre kein Papiergeld auszugeben, da an deren Stelle die 
Baarhinterlage in den freien Verkehr treten würde. 

Die hauptſächlichſte Vermehrung des Notenumlaufes in Deutſchland 
fällt in die Zeit feit 1859, alfo in einen etwa 12 jährigen Zeitraum. 
Die Notenſumme, um deren allmählige Rückerſtattung an den Staat es 
ſich handelt, beträgt bereits über 200 Millionen Thaler, wovon über 100 
Millionen nicht in Baar gedeckt ſind. Die durch die Noteneinziehung 
eintretende Verminderung des Bankkapitals würde alſo circa 100 Million 
Thaler betragen, während an Stelle der andern Notenhälfte die Baar⸗ 
deckung der Banken mit eintreten würde. Es iſt alſo nur die nichtgedeckte 
Notenhälfte, deren Einziehung längere Termine erfordert. 

Sähe man für die Einziehung der ca. 100 Million Thaler unge⸗ 
deckter Noten einen Zeitraum von etwa 10 Jahren vor, ſo würden in 
jedem Jahre etwa 11 Million Thaler Noten einzuziehen und durch Staats⸗ 
papiergeld zu erſetzen ſein, was völlig unbedenklich erſcheint. Zugleich tönnte 
eine angemeſſen erſcheinende Verminderung des Papiergeldumlauſes dadurch 
allmählig bewirkt werden, daß man Staatspapiergeld jährlich, nicht für 
den gleichen ſondern für einen geringeren Nominalbetrag, wie die 
eingezogenen Noten ausgäbe. 

Für die in Baar gedeckten Noten würde kein Staatspapiergeld aus⸗ 
zugeben ſein. Im Verhältniß der Einziehung dieſer in Baar gedeckten 
Noten wurde die Baardeckung ſelbſt frei. 

So würde ſich dieſe Umgeſtaltung in einem Zeitraume von 10 
Jahren, zwar gewiß nicht, ohne Schwierigkeiten, aber ſicher zum dauernden 
Heil unſerer geſammten Culturentwickelung vollziehen laſſen. 

Was die Zinſen der nicht in Baar gedeckten Noten betrifft, welche 
die Banken während der Dauer des Notenprivilegiums genoſſen, ſo wird 
es ſich nicht empfehlen, ein rückwirkendes Geſetz zu ſtatuiren; während der 
Uebergangszeit jedoch dürſte eine Beſteuerung der ungedeckten Notenbeträge 
indicirt erſcheinen. 

Auf dem hier vorgeſchlagenen Wege — und er dürfte wohl der 
einzige mögliche ſein, da eben nur ein Weg aus einer Sackgaſſe wieder 
herausführt — würde zugleich die Maſſe des umlaufeuden Papiergeldes 
auf weniger als die Hälfte reducirt, da einestheils für die in Baar 
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gedeckten Notenbeträge Papier nicht wieder ausgegeben würde, andrerſeits 
der Erſatz der Banknoten durch Staatspapiergeld nicht in gleicher Nominal⸗ 
höhe ſich empfiehlt, ſo daß auch auf dieſem Wege eine jährliche allmählige 
Verminderung des Papierumlaufes einträte. 

Die Schwierigkeiten und Bedenken einer ſolchen Abwickelung werden 
nicht verkannt, doch find fic keineswegs fo groß, als fie auf den erften 
Blick erſcheinen. Und es ſteht ihnen auf der andern Seite gegenüber 
die Gewißheit, daß ein Fortfahren auf dem bisherigen Wege unfehlbar 
zu ſocialiſtiſchen Kataſtrophen hinführen würde, welche ungleich ernſter ins 
Gewicht fallen dürften, als die Schwierigkeiten, welche fih zur Zeit der 
jetzt immer noch möglichen Umkehr entgegen ſtellen. 

Eine derart ernſtliche Umkehr, wie wir ſie vorſchlagen, dürfte auch 
ungleich jenen Auskunfsmitteln vorzuziehen ſein, welche darauf hinauslaufen, 
das Uebel nur etwas einzuſchränken, dafür zu ſorgen, daß es dann nicht 
weiter um ſich greife, es im übrigen aber ruhig fort exiſtiren zu laſſen. 
Es ſind dies jene Vorſchläge, wie ſie jetzt von bedeutſamer Seite auftauchen, 
und größtentheils auf ähnliche Maßregeln hinauslaufen, wie ſie in England 
durch die Peels⸗Akte ergriffen wurden. 

Das heißt, in der Sackgaſſe zwar umkehren, aber nur eine kurze 
Strecke nach dem Ausgange zurücklegen und dann wieder ſtehen bleiben. 
Es geſchähe dies natürlich im Intereſſe des Geſammtpublicums, ſondern 
nur im Intereſſe der an der Noten⸗Ausgabe intereſſirten Groß⸗Kapital⸗ 
partei. l 

Auf welcherlei Zuſtände, und zwar wirthſchaftliche und ſociale Zuftände 
die beſtehenden Geld⸗ und Bankgeſetzgebungen hinführen, das zeigen u. A. die 
neueſten Vorgänge in der Stadt⸗Verwaltung New⸗Yorks, das zeigen die 
Börſenzuſtände in Paris, Wien und auch Berlin. Hier exiſtirt in der 
That eine ſociale Frage, und zwar iſt dieſelbe brennender geworden, als 
unſere Tages⸗Preſſe durchgehendes anzunehmen ſcheint. 

Die ſogenannte Banffrage bildet, ohne Umſchweif, einen weſentlichen 
Beſtandtheil der ſocialen Frage, in ſofern es ſich bei derſelben einfach 
darum handelt, ob das durch Unvernunft der Geſetzgebung dem Groß 
Kapital übertragene Privilegium des Geldmachens für die eigne Taſche, 
mit ſeinen deſtruktiven, demoraliſirenden, höchſt gemeingefährlichen Wir⸗ 
kungen weiter fortbeſtehen, ob es vielleicht in etwas gemilderterer und 
beſchränkterer Weiſe, als bisher, fortbeſtehen, — oder ob es gänzlich auf⸗ 
gehoben — und beſeitigt werden ſoll. 

Es iſt gar keine Frage, daß eine Geſetzgebung, welche dem Groß⸗ 
kapital ein Monopol des Geldmachens für die eigne Taſche ertheilt, einfach 
dadurch ſchon einen künſtlichen Zwieſpalt zwiſchen Kapital und Arbeit 


16 


heraufbeſchwört, welcher fih bereits auf breiteſter Baſis geltend macht und 

durch keinerlei geſtempelte Kunſtphraſe mehr fortzuleugnen iſt. Die immer⸗ 
mehr, und zwar auf „unnaturgemäße Weiſe“ umſichgreifende Kapital⸗ 
macht iſt alſo nicht eine inhaltloſe ſocialiſtiſche Phraſe, ſondern eine That⸗ 
ſache, welcher wir alle Aufmerkſamkeit zuzuwenden haben. 

Wenn wir nicht, wie der Vogel Strauß, den Kopf in den Sand ſtecken 
wollen, um die Gefahr nicht zu ſehen, — wenn wir ehrlich und aufrichtig 
den Dingen, wie ſie ſind, ins Geſicht ſehen und ſie beim rechten Namen 
nennen wollen — dann müſſen wir bekennen, daß eine ſociale Frage und Gefahr 
wirklich beſteht und zwar beſteht vermöge der Irrthümer unſerer Geſetz⸗ 
gebung und der Staatverwaltungsmodalitäten, welche ſie ſchafft, vermöge 
jener Schuldenwirthſchaft von oben herunter, welche die meiſten europäiſchen 
Staaten bereits an den Rand des Bankrottes gebracht hat und welche 
ihre degravirende Wirkung auf das geſammte öffentliche Leben bis 
in jedes Geſchäft und jede Familie fortübt — und dann vermöge jener 
monopoliſtiſchen Bereicherungsmethoden, welche ſie in der Bank und Aktien⸗ 
geſetzgebung zu Gunſten des Großkapitals geſchaffen hat und welche mehr 
und mehr dahin wirken, die Anbetung des goldenen Kalbes an die Stelle 
jeder anderen Religion in dieſer Welt zu ſetzen. 

Der Fortſchritt auf dieſem Wege würde unausbleiblich zu ſocialiſtiſchen 
Kataſtrophen führen. Noch iſt es möglich, umzukehren und in geſundere 
Bahnen einzulenken. Mögen dieſe Zeilen dazu beitragen, daß dies geſchehe. 
Auf alle Fälle aber hielten wir es für eine Pflicht, ſie als Mene Tekel 
für die deutſche Nation hierher zu ſchreiben. 

Vielleicht gelingt deutſcher Ehrlichkeit und Einſicht, zunächſt jene 
Reform der Bankgeſetzgebung durchzuſetzen, welche bisher allenthalben an 
dem Einfluſſe der Intereſſenten des Notenprivilegiums und an der Un⸗ 
kenntniß der öffentlichen Meinung bezüglich des Kernes der Sache ge⸗ 
ſcheitert ift. : 


Antrag zur Bankfrage 
geſtellt auf dem „Volkswirthſchaftlichen Congreß“ zu Lübeck am 29. Aug. 1871. 


In Erwägung, daß der Volkswirthſchaftliche Congreß 

1) das Geſetz der „freien wirthſchaftlichen Bewegung“ als ein ober⸗ 

ſtes wirthſchaftliches Geſetz proklamirt hat, 

2) die Betreibung von Privatgeſchäften durch den Staat immer für 

verderblich angeſehen und erklärt hat, 
kann der Volkswirthſchaftliche Congreß 
a) die Reglementirung von Privatgeſchäften durch den Staat — 
(Normativ⸗ oder Conceſſionsbedingungen für das Bankgeſchäft), 
b) die Betreibung von Bankgeſchäften durch den Staat — 
(ſogenannte Staatsbanken) 
unter keinen Umſtänden empfehlen, ja nicht einmal diskutiren. 

Vielmehr kann der Volkswirthſchaftliche Congreß ſich nur erklären 

für unbedingte Bankfreiheit. 

In Erwägung jedoch, daß eine ſogenannte „Bankfrage“ dadurch ent⸗ 
ſtanden iſt, daß die Creirung von als „Geld“ fungirenden Circulations⸗ 
mitteln als ein „Geſchäft“ und zwar insbeſondere als ein Bankgeſchäft 
behandelt worden, 

In Erwägung, daß eine Bankfrage nur dann exiſtirt, wenn man die 
Creirung von ſogenannten Banknoten als ein „Geſchäft“ betrachtet, 

in Erwägung aber, daß kein Grund vorliegen kann die Notenfabri⸗ 
kation, falls ſie ein „Geſchäft“ iſt, durch „Normativbedingungen“ oder Con⸗ 
ceſſionsbedingungen ſtaatlich zu beſchränken und zu reglementiren, 

in Erwägung, daß, falls die Notenfabrikation ein Geſchäft iſt, wie 
jedes Andere, die Logik verlangt, auf dieſes Geſchäft auch, wie auf jedes 
andere, das Geſetz der „freien wirthſchaftlichen Bewegung“ anzuwenden, 
und von der „Conkurrenz“ allein die Abhilfe aller ſich etwa ergebenden 
Bedenken zu erwarten, 

in Erwägung alles deſſen, dürfte ſich die ſogenannte Bantfrage auf 
die Frage reduciren, 
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ift die Danfnoten-Ausgabe ein „Geſchäft“ und als ſolches folge- 
richtig vollkommen freizugeben, 

oder tft fie kein „Geſchäft“, und mit dem Bankgeſchäft daher ferner 
in keinerlei Beziehung zu bringen. 

Der vorliegende Reſolutions⸗Vorſchlag unterſtellt letztere Eventualität 
als die richtige und knüpft daran die folgenden Ausführungsmaßregeln: 

1. Keine fernere Notenausgabe findet ſtatt. 

2. Der bis jetzt emittirte Notenbetrag iſt von den Banken in jährlichen 
Theilraten, deren Höhe die Geſetzgebung feſtſtellt, allmälich wieder einzuziehen. 

3. In der Höhe der von den Banken einzuziehenden jährlichen Noten⸗ 
beträge, giebt der Staat Papiergeld jährlich in gleichem, oder nach Gut 
befinden der Geſetzgebung auch geringerem Betrage aus. 

4. Für den durch Baar gedeckten Notenbetrag der Banken wird 
überhaupt kein Papiergeld ausgegeben. 

5. Die bisher für die nicht in Baar gedeckten Noten genoſſenen 
und — eventuell nach Gutbefinden der Geſetzgebung — auch die während 
der Uebergangszeit aus den ungedeckten Noten noch zu genießenden Zinſen, 
verbleiben den Banken als öffentliche Schenkung. 

6. Der Betrieb aller Banken iſt völlig freizugeben, ſobald ſie keine 
= mehr haben. 

Die Preußiſche Bank ift in Diele Abwicklung ſelbſtredend mit 
einge f ae en 
F. Perrot. 


Eine Unterſuchung zur Bankfrage.“) 


(No. 38. d. „Fortſchritt“ x. 1871.) — 17. Sept. 1871. 
Ein Brief an Herrn F. Perrot in Roſtock. 

Begreiflich führt die neue Ordnung der Dinge in Preußen und 
Deutſchland zu dem Verſuche, die alte Anordnung im Bantwefen zu beſeitigen, 
und der Banknote eine allgemeine Uniform, ein größeres Gewicht und eine 
allſeitige Brauchbarkeit zu gewinnen. Oeſterreich, deſſen Geldmarkt an 
manchen Gebrechen leidet, horcht mit Aufmerkſamkeit der Debatte zu und 
iſt geſpannt auf die Reſultate der Unterſuchungen. Iſt es doch nicht blos 
die Theorie in Wort und Schrift, ſondern die Praxis im Handel und 
Wandel, die zu einem Abſchluß gelangen ſoll. 

Auch Ihre Unterſuchung über die Bankfrage, in dieſen Blättern 
niedergelegt, fand daher aufmerkſame Leſer, obwohl ſie ſich gleich in den 
erſten Sätzen als eine etwas localiſirte, für Preußen oder für Nord— 
deutſchland allein paſſend anzeigt. Allein im weiteren Verlaufe wird die 
Frage auch im Intereſſe von Mitteleuropa ventilirt und nebenbei, wie es 
leider in Norddeutſchland übler Brauch iſt, Oeſterreich abgethan, als hätte 
dieſer Wirthſchaftscomplexr von 12,000 Quadratmeilen mit einigen 30 
Millionen Bewohnern in der Bank- und Banknotenfrage keine Geſchichte, 
keine Erfahrung, kein Exempel, kein Seles, feine Berechtigung, feine 
Gegenwart und keine Zukunft. 

Aus dieſem Anlaſſe ergreife ich die Feder zu dieſer Epiſtel, nicht 
etwa um Ihre Anſichten über das Bankweſen und deſſen Reform, nicht 
etwa um Ihre theoretiſchen Aufſtellungen zuſtimmend oder ablehnend zu 
beleuchten, ſondern blos um einige Aufklärung über Oeſterreichs Bankweſen 
im gegenwärtigen Momente zur Orientirung zu übermitteln. Vielleicht 
entnehmen Sie, geehrter Herr, daraus, daß die Bankfrage Oeſterreichs 
nicht in Einen Topf mit r in Preußen und Deutſchland geworfen 
werden kann. 


*) Von einem Freunde unſeres Blattes, deſſen geſellſchaftliche Stellung und 
wiſſenſchaftlicher Ruf ihn allerdings dazu berechtigen, ein entſcheidendes Wort zu 
ſprechen, geht uns dieſer Aufſatz zu, den wir hiermit der Aufmerkſamkeit unſerer 
Leſer empfehlen. Die Red. d. „Fortſchr.“ 
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Ich glaube nicht, daß Max Wirth, auf deffen Handbuch des Bank⸗ 
weſens Sie ſich berufen, viele Geſinnungsgenoſſen mit dem Ausſpruche 
gewonnen hat, daß die Notenausgabe einer Zettelbank ein „fictives Capital“ 
geſchaffen habe, denn dieſe Noten ſind nur die Repräſentanten des effectiv 
eingelegten Capitals der Entlehner der Noten. Noch viel weniger Geſinnungs⸗ 
genoſſen dürfte jedoch Ihre Aeußerung werben, daß die Ausgabe von nicht 
mit Metall bedeckten Noten eine Beſteuerung der Staatsbürger ſei, oder 
„eine unverzinsliche Zwangsanleihe“ der Bank beim Publicum. 

„Die nicht durch Baar gedeckte Note ift zu gleicher Zeit eine Schuld, 
eine Steuer, eine Schenkung und ein Raub,“ — ſo lautet das Reſumé 
Ihrer Betrachtung, welches, wenn ſie richtig wäre, die Banknote vor die 
Schranken des Strafgerichts ſchleppen müßte. Nach unſerer unmaßgeblichen 
Auffaſſung iſt die Banknote, welche den Gegenwerth in Creditbriefen oder 
Wertheffecten liegen hat, weder eine Schuld noch eine Steuer, weder eine 
Schenkung noch ein Raub. Eine in ſolcher Weiſe ausgegebene Note iſt 
nichts als das allgemein giltige Umlaufsmittel im Eintauſch gegen ein 
beſchränktes Werthobject. Der Zins für die Entnahme ſolcher Noten iſt 
ein Lohn für die Mühewaltung und das Riſico der Bank, nicht aber eine 
Steuer oder ein Raub. 

Im weiteren Verlauf Ihres Briefes wird die Notenausgabe als die 
Ausübung eines Staatsregales und zwar des Geldregales bezeichnet. Die 
Ueberlaſſung dieſes Regales an Private ſei aber eine Monopolbevor⸗ 
rechtigung des großen Capitals, führe zu unnatürlicher Cumulirung des 
mobilen Capitals, fege das Capital in Zwieſpalt mit der Arbeit, führe 
zu depravirenden Börſezuſtänden, zur Papierpeſt, demoraliſire das öffentliche 
Leben und arbeite jetzt ſchon allen Umſturzbewegungen in die Hände. 

„Die Beweiſe hiefür liefern die amerikaniſchen, die franzöſiſchen und 
die Wiener Geld-, Börſen- und Eittenzuftäude!“ 

Dieſer Anklagepunkt allein iſt die Urſache dieſer Epiſtel, und Sie 
werden es einem Wiener und Oeſterreicher ſchon verzeihen, geehrter Herr, 
wenn er hierauf replicirt, daß Ihnen die Wiener Geld-, Börjen- und 
Sittenzuſtände kaum näher bekannt ſein dürften. 

Die Wiener Zuſtände ſind nicht ſchlechter und nicht beſſer als die 
Zuſtände Badens, Frankfurts, Amſterdams, Hamburgs, London und anderer 
Emporien, die Sie in Ihrer Denunciation mit Stillſchweigen übergehen. 
Nehmen Sie doch gefälligſt das Bankerottverzeichniß der Geſchäftswelt in 
Ihrer Nähe zur Hand und ſtellen Sie einen Vergleich zu Oeſterreich nach 
Qualität und Quantität an, und Sie werden etwas gerechter urtheilen. 

Wie wenig Oeſterreich und feine Zuſtände in Deutſchland gekannt 
werden, zeigt eben wieder Ihr Brief, der als Mittel für Preußen und 
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Deutſchland, um aus dem Notenmiſere herauszukommen, die Ausgabe von 
Staatspapiergeld heftet, ſeien die Cautelen gegen einen Mißbrauch noch 
ſo ſcharf gepanzert. 

Vollkommen einverſtanden jedoch iſt man in den ernſten öſterreichiſchen 
Kreiſen, daß das Bankgeſchäft abfolut hinzugeben ſei; über die Befugniß 


der Notenausgabe differiren noch die Meinungen, nur darin übereinſtimmend, 


das Monopol der Nationalbank nicht fortbeſtehen zu laſſen. 

Was iſt aber mit der, Preußen und nunmehr Deutſchland mit einem 
furchtbaren Privilegium belaſtende k. pr. Bank? Hat man den Nothſchrei 
überhört, welcher bei der Bankcommiſſion des deutſchen Handelstages gegen 
die k. pr. Bank erhoben wurde? iſt der Proteſt gegen die Errichtung einer 
Reichsbank ſchon verſchollen? wird das Votum für die Nothwendigkeit 
des Beſtehens von Privatzettelbanken (wie es z. B. von der Bankdirection 
Braunſchweigs abgegeben wurde) einfach ignorirt? will man die außer⸗ 
preußiſchen Privatbanken ebenſo knebeln und knechten wie die altpreußiſchen? 

Das wolle man berückſichtigen, ehe man die ſehr verwickelten, ganz 
abnormen Verhältniſſe Oeſterreichs, deſſen Wirthſchaft ſeit mehr als 20 
Jahren nicht zur Ruhe kommen kann, zum Stichblatt nimmt. Oeſterreich 
hat eine Reihe unglücklich geführter Kriege und unſelig führender Staats⸗ 
männer in's Schuldbuch eingetragen, Preußen hat Siege und ſiegende 
Staatsführer verzeichnet; Oeſterreich beſitzt nur Geldnoten mit Zwangscours, 


Preußen ſtreifte kaum jemals an ein Disagio ſeiner Noten; — ſolche Ver⸗ 


gleiche gebieten keinen Vergleich ganz ungleichartiger Verhältniſſe aufzuſtellen. 
Die Bankfrage, ſowie die Frage der Notenausgabe hat in Oeſterreich 


gewaltig differirende Prämiſſen, Bedingungen und Nothwendigkeiten gegen 


die gleiche Frage in Preußen und Deutſchland, worauf ich bei dieſer 
Gelegenheit nur hindeute. 


*) Der Verfaſſer blieb ungenannt. ` 
| | Perrot. 


Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 6 


. 


Zwei Mitglieder des deutſchen Reichstages über die Baukfrage. 
Von F. Perrot. 


(No. 38. des „JFortſchritt“, v. 24. Sept. 1871.) 
(Antwort auf den an mich gerichteten Brief in Nr. 38 d. Ztg.) 

Gewiß iſt es ſelb ſtverſtändlich, daß man zunächſt in Oeſterreich auf 
die bevorſtehende Regelung des Bankweſens im deutſchen Reiche mit Span⸗ 
nung hinblickt. Ich ſtimme Ihnen, verehrter Herr Gegenredner, darin 
völlig bei, daß die Lage Oeſterreichs bezüglich der Bankfrage eine beſondere 
Beurtheilung erheiſcht, da ſie mit der allgemeinen finanziellen Lage 
Oeſterreichs in engem Zuſammenhange ſteht. 

Es liegt mir durchaus fern, ſpeciell auf die öſterreichiſchen Verhältniſſe 
abzielende Vorſchläge in der Bankfrage zu machen. Wie traurig aber 
auch das Licht ſei, in welchem ich die öſterreichiſchen wirthſchaftlichen und 
Finanzverhältniſſe ſehe, ſo habe ich doch immer dafür gehalten, daß in 
jeder Lage des öffentlichen Lebens die klare Erkenntniß der wirthſchaftlichen 
Wahrheit erſte Bedingung des Verfahrens in öffentlichen Angelegenheiten 
ſein müſſe. | 

Es wird an diefer Stelle wohl von Intereſſe fein, wenn ich den 
Anſichten, welche Sie in Ihrem Briefe an mich über den eigentlichen Kern 
der Bankfrage äußere, einige Ausführungen gegenüberhalte, welche allerneueſtens 
zwei hervorragende Mitglieder des deutſchen Reichstages in 
dieſer Frage durch die Preſſe manifeſtirt haben. — Auf Ihren Vorwurf 
der Unkenntniß öſterreichiſcher Verhältniſſe komme ich dann zum Schluſſe 
zurück. — Auch bitte ich mir, ehe ich zu den gedachten Arbeiten unſerer 
beiden Reichstagsmitglieder komme, noch einige Vorbemerkungen zu geſtatten. 

„Nach unſerer unmaßgeblichen Auffaſſung“ — ſagen Sie — „tft die 
Banknote, welche den Gegenwerth in Creditbriefeu oder Wertheffecten liegen 
hat, weder eine Schuld noch eine Steuer, weder eine Schenkung noch ein 
Raub. Eine in ſolcher Weiſe ausgegebene Note iſt nichts als das allgemein 
giltige Umlaufsmittel im Eintauſch gegen ein beſchränktes Werthobject.“ 

Dieſer letztere Satz muß ganz und völlig zugeſtanden werden, aber, 
daß die Bank durch dieſen Tauſch ihrer Noten gegen zinstragende Werth⸗ 
papiere in den Zinsgenuß eines Capitals kommt, welches ſie ohne die 
Notenausgabe nicht gehabt hätte, geben Sie mir gewiß zu. 
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„Der Zins für die Entnahme folder Noten” — fagen Ste dann 
weiter — „ift ein Lohn für die Mühewaltung und das Riſico der Bank, 
nicht aber eine Steuer oder ein Raub.“ 

Hier muß ich mir nun doch die gehorſamſte Gegenvorſtellung erlauben, 
daß ich bei der Entnahme „ſolcher Noten“, d. h. deren „Gegenwerth die 
Bank in Creditbriefen oder Wertheffecten liegen hat“ kaum eine Spur 
einer „Mühewaltung“ oder eines „Riſico“ ſeitens der Bank zu ſehen im 
Stande bin. Die „Mühewaltung“ mit den Noten, wie mit Geld Geſchäfte 
zu machen, und das „Riſico“ welches hiermit verknüpft iſt, liegt doch wohl 
auf Seiten des Publicums, welches die Noten in Händen und zwar in Tauſch 
gegen die gedachten Wertheffecten erhalten hat. 

Bei den Noten, von welchen hier die Rede iſt, d. h. bei den Noten, 
deren „Gegenwerth die Bank in Creditbriefen oder Wertheffecten liegen 
hat“ — beſteht die „Mühewaltung“ der Bank doch wohl hauptſächlich nur 
im Couponabſchneiden und ihr „Riſico“ hauptſächlich in der Auswahl 
der Papiere, ſowie der Feuerſicherheit des Geldſchrankes. 

„Mühewaltung und Riſico“ der Bank dürfte alſo doch wohl nicht 
iu einem motivirbaren Verhältniß zu dem Zinsgenuß ſtehen, welchen ſie 
fih lediglich durch die Ausgabe nicht in Baar gedeckter Noten verſchafft 
und die Wirkung der durch dieſe Noten bewirkten Vermehrung der 
Umlaufsmittel fällt in der Hauptſache auf das Publicum. 

Ich darf denn hier wohl berichtigend anſchließen, daß nicht der 
Schreiber dieſer Zeilen, ſondern gleichfalls M. Wirth (Handb. d. Bankw. 
S. 581) die Behauptung anſtellt, daß „Banken, welche Noten ausgeben, 
ein Capital im Betrage des Ueberſchuſſes des Zettelumlaufes über die 
vorräthige Baarſchaft unfreiwillig und unverzinslich vom Publikum vor⸗ 
geſtreckt erhalten.“ ö 

Hier uun möchte ich mir geſtatten, einige Anführungen aus allerneueſten 
Arbeiten zweier namhaften deutſchen Reichstagsmitglieder anzuſchließen. 
Beide Arbeiten werden, ich bin deſſen gewiß, auch dort das höchſte Intereſſe 
erregen. 

Es ſind Herr G. D. Augspurg und Herr von Unruh, welche ſich 
ſoeben über die Bankfrage vernehmen ließen, jener im „Deutſchen Handels- 
blatt“ (Nr. 33— 37) und dieſer in einer beſonderen Broſchüre: 

„Die Bankfrage vor der Commiſſion des deutſchen Handels- 
tages.“ 

In Herrn Augspurg begegnen Sie zunächſt — und Herr Augspurg 
genießt großen Anſehens ſin der Frage — einem abſoſuten Gegner alles 
papierenen Geldes, ſowohl des „Staats-, wie des Privatpapiergeldes.“ 
Seine ultima ratio lautet: 

6 * 
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„daß die Benützung allen und jeden Papiergeldes verwerflich fet 
und abgeſchafft werden müſſe, nicht allein des Staats, ſondern auch des 
Privatpapiergeldes, der Banknoten.“ 

Den Gewinn, welchen ſich Banken durch Ausgabe nicht in Baar 
gedeckter Noten verſchaffen, illuſtrirt Herr Augspurg u. A. durch folgende 
Anführung: 

Es gibt Banken, welche geſetzlich berechtigt ſind, irgend eine Summe 
(ohne alle Einſchränkung) an Banknoten auszugeben, ohne daß dabei 
gefragt wird, welches das wirklich vorhandene eigene Capital ſei, welches 
für alle Fälle ihre Einlöſung zu ſichern habe; es gibt andere, deren 
einzuzahlendes Capital 200,000 Thaler betragen fol, und welche geſetzlich 
berechtigt ſind, für 1 Million Thaler Noten auszugeben, d. h. mit andern 
Worten, aus dem wirklichen Capitale zu 4% 8000 Thaler an legitimen 
Zinſen zu ziehen und ferner außerdem noch aus darauf begründeten 
Zahlungsverſprechen bei Einhaltung der bankmäßigen Deckung einen 
wirthſchaftlich illegitimen Zins von 26,000 Thaler, alſo aus 200,000 
Thalern 34,000 Thaler oder 17% jährlich! 

So ſieht ein in Bankfragen als Autorität betrachtetes Mitglied des 
deutſchen Reichstages ein in Ihren Augen, mein verehrter Herr Gegenredner, 
anſcheinend ſehr legitimes „Geſchäft! an. Es iſt insbeſondere auch der 
Anſicht, daß 

„die Zettelbanken durch Ausgaben ihrer gaflumgsverfpveden ſich 
vermittelſt der jährlichen davon gezogenen Zinſen einen nicht zu recht— 
fertigenden erheblichen Gewinn verſchaffen, indem ſie den Tauſchwerth 
des umlaufenden Metallgeldes, d. h. alſo der geſetzlichen Landeswährung 
im Verhältniſſe des Betrages ihres Papiergeldes zum Geſammtbelaufe 
des circulirenden (flüſſigen) Capitales vermindern und dadurch den großen 
Theil der Bevölkerung, welcher von feſten Einnahmen lebt, zu bedeutendem 
Schaden bringen, in zweiter Reihe aber die geſammte Staatsbevölkerung 
ſchädigen, indem ſie die Thätigkeit des geſetzlichen Werthmaßes untergraben.“ 

„Vortheile erwachſen dagegen nach keiner Richtung hin für 
die Geſammtbevölkerung des Staates durch die Ausgabe der 
Banknoten.“ 

Das iſt gewiß ſehr bündig und unzweideutig geſprochen und es 
rechfertigt ſich eo ipso ſolcher Anſicht gegenüber die Frage, welche Herr 
Augspurg ſtellt: 

„Warum behält man denn überall die Benützung der Banknoten bei? 
warum verbietet man nicht rundweg die Ausgabe aller und jeder Bank⸗ 
noten.“ 

Die Antwort gibt Herr Augsburg ſehr draſtiſch ſelbſt wie folgt: 
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Man wird ſchwerlich auf diefe Frage eine andere Antwort finden, als 

„daß man einmal an das Uebel gewöhnt ſei, und daß es hart erſcheinen 
würde, einer Anzahl Bankactionäre, welche ebenfalls einmal an die 
Ausbeutung der Geſammtbevölkerung durch die Ausgabe von 
Banknoten gewöhnt ſei, dieſes Privilegium plötzlich zu nehmen.“ 

Ja, ja, das wäre hart für die armen Herren Actionäre. Und die 
Bevölkerung, welche man alfo „ausbeutet“ — ? 

„Die Menge der Bevölkerung“, ſagt Herr Augspurg, Mitglied des 
deutſchen Reichstages, „befindet ſich in einem merkwürdigen Zuſtande wirth⸗ 
ſchaftlicher Unmündigkeit. Sie wirthſchaftet mit den Papierzetteln, wodurch 
ihr Darlehen documentirt wird, als wären ſie Geld, freut ſich über die 
mit einem ſolchen Umlaufsmittel verbundene Bequemlichkeit wie ein Kind, 
welches mit dem Raſirmeſſer ſpielt, über ſeine Glätte, ſchreibt gelehrte 
Werke über die Vorzüge der Creditwirthſchaft, über die Geld— 
wirthſchaft, wobei man blos durch ſeinen Credit, ohne zu 
arbeiten, reich werde, und preiſt ihr Glück in den Zeitungen, 
wenn ſie mit einer neuen Zettelbank geſegnet worden iſt. Sie 
weiß nichts davon, daß ſie fortwährend den einzelnen Bevor— 
zugten ungeheure Summen darleiht, ohne einen Thaler Zinſen 
dafür zu erhalten, daß man fie alfo ausbeutet.“ 

. — „gu bewundern ift jedenfalls die — Gutmüthigkeit 
dieſer Bevölkerung.“ 

So Herr G. D. Augspurg in feiner trefflichen Arbeit: „Die 
Bankfrage“ im „Deutſchen Handelsblatt“ (No. 33 — 37). 

Nicht minder intereſſant iſt die in dieſen Tagen ausgegebene Broſchüre 
des Herrn v. Unruh, bekanntlich gleichfalls hervorragenden Mitglied des 
deutſchen Reichstages. Mit bekannter glänzender Darſtellungsgabe und in 
ſcharf logiſcher Weiſe behandelt Herr v. Unruh in ſeiner Broſchüre 

„Die Bankfrage 
„vor der Commiſſion des deutſchen Handelstages.“ 

Sie dürften fih — verehrter Herr Gegenredner — in dieſer Broſchüre 
überzeugen, daß man keineswegs „den Nothſchrei überhört, welcher bei der 
Bankcommiſſion des deutſchen Handelstages gegen die k. priv. Bank erhoben 
wurde.“ — 

Nein, dieſen Nothſchrei der bedauernswerthen 22 Bankdirectoren wird 
man nicht überhören. Haben wir uns doch ſelbſt wiederholt nachdrücklich 
gegen jede privilegirte Bank und Apreni gegen Staatsbanken 
überhaupt erklärt. 

Herr von Unruh beleuchtet dieſen „Nothſchrei“ der beiläufig aus 
22 Bankdirectoren und 4 Nichtbankdirecloren beſtehenden Bankcommiſſion 


86 


des deutſchen Handelstages mit der einſchneidenden Schärfe feiner bekannten 
Dialectik, die feine Ironie dieſer Kritik iſt von geradezu vernichtender 
Wirkung. Ich kann Sie nur, verehrter Herr Gegenredner, bitten, die 
Beleuchtung welche Herr von Unruh dem mehrgedachten „Nothſchrei“ 
der 22 Bankdirectoren in ſeiner Broſchüre angedeihen läßt, nachzuleſen. 

Deutſches Volk, vernimm ihn, den „Nothſchrei““ deiner Bant- 
directoren! 

Ueber die Banknoten denkt übrigens Herr von Unruh ganz ähnlich 
wie der Schreiber dieſer Zeilen: | 
sg tidt baar gedeckte Noten emittiren,“ ſagt Herr von Unruh 
Seite 22 ſeiner Broſchüre, „heißt: den unfreiwilligen Credit des 
Publicums, Jedermanns in Anſpruch nehmen, der, wie es auch 
ausgedrückt wird, das Publicum beſteuern theils zu Gunſten 
der Bank ſelbſt, theils zu Gunſten Derer, welche den Bank— 
credit möglichſt weit ausbeuten wollen.“ 8 

Sie ſehen, verehrter Herr Gegenredner, daß meine Anſichten denn 
doch von beachtenswerther Seite getheilt werden und nun wohl auch nicht 
mehr ſo ganz leicht bei Seite geſchoben werden möchten. Sie meinen, 
daß „das Reſumé meiner Betrachtung, wenn ſie richtig wäre, die Banknote 
vor die Schranken des Strafgerichtes ſchleppen müßte.“ — Hm! — Nahe 
dahin ſtreifende Anſichten find allerdings auch ſchon von ſehr beachtens⸗ 
werther Seite geäußert worden. So fragt z. B. Herr von Unruh Seite 31 
ſeiner Broſchüre: 

„Kommt es denn nicht der Falſchmünzerei nahe, wenn papierene 
Geldzeichen von Banken circuliren, welche vielleicht zur Einlöſung gegen 
Baar gar nicht mehr im Stande ſind?“ 

Unſer bekannter Volkswirth Herr J. Faucher bringt die Banknoten 
auch einmal mit der Falſchmünzerei und dem Strafcodex in nahe Beziehung 
und zwar in ſeiner geiſtvollen Arbeit: „Währung und Preiſe“ in der 
„Vierteljahrsſchrift für Volkswirthſchaft“ (Jahrg. 1868). Er meint dort 
nämlich, wenn die Ausgabe nicht in Baar gedeckter Scheine alle die 
angenehmen Wirkungen habe, welche die Notenbanken und ihre Freunde 
davon erzählen, dann müſſe man nicht die Falſchmünzer, ſondern diejenigen 
beſtrafen, welche falſches Geld entdecken und anzeigen. Denn ſo lange 
das falſche Geld als ſolches nicht entdeckt ſei, fungire es eben ſo wie ohne 
Baardeckung emittirte Geldſcheine. 


*) Auch der Schreiber dieſes hat dem „Nothſchrei“ in der „Nationalzeitung“ 
Nr. 320 (Beiblatt) eine Beleuchtung gewidmet. 
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Die ganze Deduction des Herrn Augspurg läßt ja einen anderen 
Schluß auch kaum zu, als den, daß die Banknote im Grunde genommen 
ſtrafwürdig fei, denn er charakteriſirt fie als eine „Ausbeutung“ (ipsissimum 
verbum) der Bevölkerung. Inſofern ſolche „Ausbeutung“ wiſſentlich geübt 
und gegen beſſeres Wiſſen aus Geldintereſſe vertheidigt wird, möchte ich 
ſie ſogar höchſt ſtraffällig finden.“) 

Herr von Unruh kommt übrigens zu ähulichen Schlußfolgerungen 
wie der Schreiber dieſer Zeilen. Seite 35 ſeiner Broſchüre ſagt er: 

„Wir ſtreben nach Einſchränkung und allmäliger Beſeiti— 
gung aller nicht mit Metall gedeckten Noten, möglichſter Ein— 
ſchränkung alles Papiergeldes im Allgemeinen und Freigebung 
der Depoſiten- und Girobanken. Wir wollen, daß man dies 
Ziel weder aus den Augen verliere, noch in zu weite Ferne 
rücke, fih aber auch nicht überſtürze.“ 

Wir ſchließen uns dem völlig an, und die poſitiven Vorſchläge, 
welche wir in dieſer Richtung gemacht haben, faſſen eben dies Ziel in's 
Auge. Nur hat uns geſchienen und ſcheint uns noch, daß die „Beſeitigung 
aller nicht in Metall gedeckten Noten“ mit der Beſeitigung 
aller Banknoten überhaupt gleichbedeutend iſt, da natürlich keine Bank 
es unternehmen wird, ganz in Baar gedeckte Noten herzuſtellen, ſintemalen 
das nur Koſten, aber keinen Nutzen bringt. 

Iſt es dann aber wahr, daß der Verkehr zu ſeiner mechaniſchen 
Bequemlichkeit einer gewiſſen Summe papierenen Circulationsmittels 
bedarf, ſo wird wohl nichts übrig bleiben, als für dieſen Betrag Staats⸗ 
papiergeld zu halten. 

Was Oeſterreich unter dem Mißbrauche des Staatspapiergeldes 
gelitten hat, wiſſen wir recht gut. Da aber jede Sache dem Mißbrauche 
ausgeſetzt iſt, ſo beweiſet der Mißbrauch einer Einrichtung an und für 
ſich Nichts gegen dieſelbe. — Wenn die Sache nicht ſo tief ernſt wäre, 
möchten wir beinahe an jenes Dictum erinnern: „Selbſt Haſenbraten, im 
Uebermaß genoſſen — —“ 

Was übrigens das „Votum für die Nothwendigkeit des 
Beſtehens von Privatzettelbanken“ — und zwar von dieſen Privat⸗ 
zettelbanken ſelbſt erſtattet — betrifft, ſo muß daſſelbe nach den Aus⸗ 
führungen der Herren Augspurg und von Unruh, welchen ich mich anzuſchließen 
mir geſtatte, einer ſeparaten Würdigung doch wohl kaum noch bedürfen. 


*) „Ein Diebſtahl in's Große wird heute in Europa getrieben, woneben das 
Raubritterthum und die theokratiſche Ausbeutung von ehedem edle Metiers waren 
— und er führt zu Ehren ſtatt in's Zuchthaus.“ — Dr. Schäffle weiland öſterr. 
Handelsminiſter. 
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Es ift der große Vortheil principieller Klarlegung einer Sache, daß 
man nachher nicht mehr nöthig hat, jede einzelne Einrede beſonders zu 
widerlegen. 

Wenn Sie übrigens — verehrter Herr — nach den mit Abſicht 
reichlich mitgetheilten Citaten aus den angezeigten beiden Arbeiten nunmehr 
leſen wollen, was einige namhafte Blätter bis dahin über dieſelben geſagt 
haben, und erwägen, was fie über diefelben nicht geſagt haben, jo werden 
Sie zugeſtehen müſſen, daß die Kunſt des Verſchweigens jedenfalls auf 
Seiten der Vertheidiger der Zettelbanken mit Geſchick und Tactik geübt 
wird. Ich habe einen ſehr ausführlichen Bericht über die von Unruh'ſche 
Arbeit in einem bedeutenden Tagblatte geleſen, welcher den eigentlichen 
Kern der Sache und das, was Herr von Unruh für den Kern derſelben 
hält und als ſolchen hinſtellt, nur mit einer ganz vagen, für jeden, der 
die Broſchüre nicht ſelbſt geleſen hat, bedeutungsloſen Redensart ſtreift 
und ſtatt deſſen eine directe Apologie der Zettelbanken gibt. 

Gewiß ſind wir mit Herrn von Unruh und unſeren bedeutenden 
Volkswirthen für volle Freigebung des Bankgeſchäftes, aber — Bank⸗ 
notenfabrikation halten wir für kein Bankgeſchäft. 

Freiheit des Bankgeſchäftes und Freiheit der Notenfabri— 
kation halten wir alſo für zwei grundverſchiedene Dinge. — 
Das Hauptübel der Banknote, die ungebührliche Bereicherung Einzelner, 
würde derſelben auch bei völliger Freigebung dieſer „Induſtrie“ unver⸗ 
mindert anhaften, denn nicht Jeder kann und wird Noten ausgeben. Wir 
ſchließen uns auch hier M. Wirth an, wenn er ſagt (Handb. d. Bankw. 
S. 582): | 

„Bei vollkommener Freiheit der Notenemmiſſion wird ein 
Monopol der Reichen geſchaffen, welchen dann ein unverzins⸗ 
liches Capital von den Armen vorgeſchoſſen wird; denn Unbe- 
mittelte können keine Zettel ausgeben.“ 

Dieſe Epiſtel ift inzwiſchen doch länger geworden, als ich mir anfangs 
vorgeſetzt hatte, ich will mir daher die Antwort auf Ihren Einwurf der 
Unkenntniß öſterreichiſcher Verhältniſſe für eine weitere Epiſtel aufheben. 

Roſtock, den 20. September 1871. 


| Banknoten = Feinde. | 
(No. 43 d. Fortſchritt vom 22. Okt. 1871.) 
Zweite Epiſtel an Herrn Perrot in Roſtock. 

Ich habe die annoncirte Replik wegen Kenntniß der öſterreichiſchen 
Markt: und Geldverhältniſſe abgewartet, aber fie ift bis heute mir nicht 
zu Theil geworden, und ſo will ich, geehrter Herr, einſtweilen auf einige 
Ihrer in Nr. 38 vorgebrachten Theorien und Anſichten zurückkommen. 

Sie berufen ſich hierbei auf dte Ausführungen zweier hervorragenden 
Mitglieder des deutſchen Reichstages in Berlin, eine Berufung, die ſehr 
wenig Anklang in einem Lande findet, das durch die finanziellen Vota der 
hervorragendſten Mitglieder des Parlaments arg geſchädigt wurde und wird. 
| Wenn der Herr Augspurg alles Papiergeld verwirft und den 

Gewinn aus der Ausgabe ſolcher Noten für einen wirthſchaftlich illegitimen 
Zins erklärt, ſo befindet er ſich auf dem dogmatiſchen Standpunkt der 
Gegner Galilei s: E pure si muove. Nach einer ſolchen Grundanſchauung 
kommt man naturgemäß zu dem trivialen Schluß, daß man die Banknoten 
nur deshalb beibehält, „weil es hart erſcheinen würde, einer Anzal Actionäre 
dieſes Privilegium zu nehmen.“ 

Der Schreiber dieſer Zeilen gehört nicht zu jenen Bankactionären und 
hat überhaupt kein privates Intereſſe an den Zettelinſtituten; aber aus der 
Erfahrung im Verkehrs- und Geſchäftsleben einiger Welttheile und mehrerer 
Reiche, Länder, Städte und Bezirke hat er entnommen, daß das Papiergeld, 
die Banknoten, eine der erſprießlichſten Erfindungen der civiliſirten Menſch⸗ 
heit iſt, und alle Nachtheile und Schäden, die daran geknüpft ſind, tauſendfach 
durch ihre Vortheile erſetzt werden. Die Banknote hat den Großhandel 
von der Laſt des Waarentauſches theilweiſe befreit, denn Gold und Silber 
ſind Waare und eine ſchwere Laſt. Die Banknote iſt das Dampfroß im 
Vergleich zum Saumthier oder Ruderboot verfloſſener Jahrhunderte. 

Herr Augspurg ſteckt, wie es ſcheint, noch in den Märchen, womit 
die Kinder der Geldwirthſchaft ergötzt und geſchreckt werden, indem er die 
Ausbeutung der Geſammtbevölkerung — durch Noten vormalt. 

Nicht minder intereſſant in der That iſt die jüngft ausgegebene 
Broſchüre des Herrn von Unruh über die Bankfrage, aber auch nicht 
minder — die Einſeitigkeit der Beurtheilung. 


~ 
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Herr von Unruh reiht fih im Bankweſen zur Schule der Poliziſten 
und Cenſurirer; er kann ſich eine Bank ohne Staatscontrole nicht denken, 
und eben fa wenig eine Controle ohne Baarbedeckung. Ein Schauder 
ergreift ihn, daß Noten blos durch ein Drittel baar gedeckt ſind, und in 
Conſequenz wird die nicht baar gedeckte Note „Falſchmünzerei“ genannt, 
und wie ich es vorausgeſagt: die Banknote vor das Criminalgericht geſtellt! 

Da aber die wirthſchaftliche Ungeheuerlichkeit, die Banknoten aus dem 
Verkehr Europa's, Amerika's, Indiens und Auſtraliens mittelſt Strafgeſetz 
zu vertreiben, kaum Ausſicht auf practiſche Ausführbarkeit hatte, trotz 
Anempfehlung der Herrn Augspurg, Unruh, Faucher, Wirth u. a. m., ſo 
beantragen ſie, geehrter Herr — Staatspapiergeld auszuzugeben. 

Mit dieſem Schlußantrag iſt all' das gerichtet, was gegen die Banknote 
vorgebracht wurde. Herr von Unruh kommt (S. 31) zu demſelben Reſultate: 
„es fet Sache des Staates, für die nöthigen vollwichtigen Circulationsmittel 
zu ſorgen, und Surrogate für Metall nur in möglichſt geringem Umfange 
und unter voller Sicherſtellung des Publicums (alfo Cenſur und Polizei!) 
zuzulaſſen oder ſelbſt zu produciren.” 

Zu ſolchem Abſurdum gelangt die Anſchauung, welche in der nicht 
voll mit baar bedeckten Note einen „Papierzettel ohne Unterpfand (S. 22, 
Unruh), einen unfreiwilligen Credit des Publikums, eine Ausbeutung der 
Bevölkerung (Augspurg), eine Falſchmünzerei (Faucher), einen Diebſtahl 
ins Große“ (Schaeffle) erblickt, — Staatspagiergeld wollen diefe Herren. 
— Proſit! 

Möge es Preußen, daß jetzt erſt ein Großſtaat wurde, erſpart bleiben, 
Staatspapiergeld in Tagen der Kriſis in Umlauf zu haben; mögen ſich 
die obengenannten Nationalöconomen und ihre Anſchauungsgenoſſen ver⸗ 
gegenwärtigen, welche Tragödie der preußiſche Geldmarkt geboten hätte, 
wenn die Rothhoſen an den Rhein gelangt wären, und Staatspapiergeld 
in Cireulation geweſen wäre. 

Oeſterreich weiß ein Leid von Staatspapiergeld und von der Fälſchung 
der Banknote zu ſingen. 

Hierzulande plaidirt man gegen das Staatspapiergeld und für die 
Banknote; man plaidirt für Bankfreiheit und bald auch für die Freiheit 
der Ausgabe von Banknoten unter Normativbeſtimmungen, welche 
hoffentlich die Baarbedeckung als einen längſt überwundenen Standpunkt 
bei Seite laſſen. 

Das iſt freilich ihre Anſchauung und Ihre Tendenz nicht, geehrter 
Herr, aber fie hat Genoſſen, — auch in Ihrer Mitte. Ich citire Herrn 
Leopold Lasker, der in feiner jüngften Broſchüre (Berlin, 1871, bei 
Springer: Bankfreiheit oder nicht?) die Zweckwidrigkeit aller bisherigen 
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Bevormundungen der Banken nachweiä und bitter klagt: „nur mit der 
vollſtändigſten Freiheit der Banken hat man es noch nicht verſucht,“ während 
die gegen die Bankfreiheit geltend gemachten theoretiſchen Anſichten unhaltbar 
ſind und die aus der Praxis hergenommenen Erfahrungen für dieſelbe 
ſprechen“ (S. 43). „Man muß die Vorſtellung aufgeben, als werde die 
Zettelfreiheit im Intereſſe der Banken verlangt“ (S. 59). „Die Freigabe 
der Notenemmiſſion fol hauptſächlich dem nicht Bankgeſchäfte treibenden Pub⸗ 
litum zu gute kommen“ (S. 60). 

Alſo in Deutſchland, in Preußen, innerhalb Ihres Reichsrathes, 
geehrter Herr, findet das alte Vorurtheil über Banken und Banknoten 
bereits ſeine begründete Widerlegung, und man iſt wenig gelaunt, die 
wohlthätige Banknote vor die Schranken des Strafgerichtes zu laden. 
Die Banknoten⸗Feinde müſſen ſich ſchon um andere Waffen zur Nieder⸗ 
haltung moderner Verkehrsverhältniſſe umſehen. 

Wien, Mitte October 1871. 

| A. N. 


Bantuoten= Freunde. 


(No. 44 d. „Fortſchritt“ vom 29. Okt. 1871.) 
Antwort auf den Seite 348 dieſer Zeitung enthaltenen Aufſatz: „Banknoten⸗Feinde“.) 


Theils krankheitshalber, theils anderweiter dringenderer Arbeiten wegen 
war es mir nicht möglich geweſen, wie ich gewollt, auf Ihre dortigen 
Geldverhältniſſe mit Bezug auf die Banknoten⸗Ausgabe etwas näher em- 
zugehen. — Ich mache Ihnen übrigens keinen Hehl daraus, daß ich Ihre 
öſterreichiſchen Geldverhältniſſe in einem verzweifelt trüben Lichte fehe. 

Das Meiſte zu dieſem trüben Lichte tragen in meinen Augen Ihre 
dortigen Staatsſchuldenverhältniſſe bei, deren Zuſammenhang mit dem 
Papierunweſen leider ein ſehr enger iſt, und deren Einfluß auf die Ge⸗ 
ſammtſtaatsverhältniſſe, ſowie auf alle Einzelwirthſchaften wohl kein anderer, 
als ein verderblicher ſein kann. 

Wenn man in dem ſoeben in ſechſter Auflage erſchienenen „Hand: 
buche der vergleichenden Staſtitik“ von G. Fr. Kolb die Ziffern 
der öſterreichiſchen Staatsſchuldenwirthſchaft überblickt; wenn man das Jahr 
auf Jahr in haarſträubenden Dimenſionen ſich häufende Deficit verfolgt; 
wenn man lieft, da ß dieſe Staatsſchuldenlawine bereits auf über 3 Mülli- 


Harden Gulden angewachſen ift und zu feiner Verzinſung ꝛc. circa ein 


Drittel des geſammten Staatseinkommens verſchlingt; wenn man 
den Zuſammenhang dieſer fluchwürdigen Staatsſchuldenwirthſchaft mit dem 
Papierſchwindel näher in's Auge faßt, wenn man mit Kolb der Anſicht 
iſt, daß die Staatsſchulden zugleich „Schulden jedes einzelnen Einwohners 
eines Landes, Schulden jeder Familie ſind, Schulden, welche jedes Grund⸗ 
ſtück, jedes Geſchäft (mit Ausnahme gewiſſer Banquiers⸗ und Actienge⸗ 
ſchäfte), jedes Vermögen belaſten,“ und wenn man endlich den zerrüttenden, 
zerſetzenden, wie ein ſchleichendes Gift, wirkenden Einfluß erkennt, welchen 
dieje Staatsmißwirthſchaft nach allen Seiten hin übt: fo dürfte es wohl 
keinem Zweifel unterliegen, daß einerſeits die Staatsſchuldenverhältniſſe das 
geſammte übrige Wirthſchaftsleben in Oeſterreich dominiren und daß an⸗ 
dererſeits bei ſolcher Sachlage alle Vorſchläge zur Beſeitigung des Papier⸗ 
ſchwindels unnütz ſind, wenn man in Oeſterreich nicht einen Finanzminiſter 
von dem Schlage des großen Freiherrn v. Stein findet, und wenn dem- 
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ſelben nicht die Befugniß zur Seite fteht, mit faft dictatoriſcher Machtvoll⸗ 
kommenheit die Wirthſchaft sverhältniſſe der geſammten öſterreichiſchen Rron- 
länder centraliſtiſch zu regeneriren. 

Das heißt mit anderen Worten: ich ſehe die öſterreichiſche Finanzlage 
als eine nahezu hoffnungsloſe an und glaube, daß zu den dortigen früheren 
öſterreichiſchen Staatsbankerotten deren noch fernere hinzutreten werden, ſo 
lage, bis — nun, ich überlaſſe es Ihnen, den Satz zu vollenden. 

So viel einmal beiläufig über die dortigen „Geldverhältniſſe.“ 

Wenn ich aber nicht irre, iſt es Ihnen doch wohl hauptſächlich um 
die Vertheidigung der Banknote überhaupt zu thun, und ich komme alſo 
wieder anf dieſen Kern unſerer Meinungsverſchiedenheit zurück. ie 

Sie cittren zu Ihren Gunſten Herrn „Leopold Lasker“. Herr Leopold 
Lasker iſt zunächſt nicht der bekannte Reichstagsabgeordnete 
dieſes Familiennames. Der Abgeordnete heißt Eduard Lasker. 
Das Bremer „Handelsblatt“ hat z. B. kürzlich an der Spitze ſeines Blattes 
irrthümlich den Reichstagsabgeordneten als den Verfaſſer der Broſchüre 
„Bankfreiheit oder nicht“ angegeben und dieſen Irrthum, ſo viel ich weiß, 
noch nicht redreſſirt. — Meines Wiſſens, iſt es das erſte Mal, daß Herr 
„Leo pold Lasker“ ſich als Schriftſteller vernehmen läßt. Es dürfte von 
Intereſſe ſein, wenn Sie ſich z. B. das Verdienſt erwerben wollten, der 
Oeffentlichkeit mit einer nähern Mittheilung über den gedachten neuen 
Autor unter die Arme zu greifen. 

Ein von Ihnen citirter Hauptausſpruck des Hrn. „Leopold Lasker“ 
gibt mir Gelegenheit, ſogleich auf einen der Hauptangelpunkte unſerer 
Frage wieder einzugehen. Herr „Leopold L.“ ſagte: „Man muß die Anficht 
aufgeben, als werde die Zettelfreiheit im Intereſſe der Banken verlangt.“ 

Ob ſie im Interreſſe der Banken „verlangt“ werde, wollen wir 
dahingeſtellt ſein laſſen und nur immer auf den einen Punct zurückkommen, 
welche Vortheile die Ausgabe von nicht in Baar gedeckten 
Noten für die Banken wirklich hat. 

Ich komme dabei über mein mehrangeführtes einfaches 
Rechenexempel nicht hinweg, daß eine Bank, welche beiſpielsweiſe 

Drei Millionen Noten ausgiebt und davon nur eine 
Million iu Baar deckt, um den Zinsgenuß von nahezu zwei Milli⸗ 
onen bereichert wird. 

Ich wäre Ihnen verbunden, wenn Sie gerade dieſen Punkt doch 
einmal klar erörtern wollten. Es kommt mir vor, als ob die Vertheidiger 
der Banknote auf dieſen Punct niemals gebührend eingehen. — Es dürfte 
ſich dabei 5 , ob „die Zettelfreiheit im Intereſſe der Banken 
verlangt wird.“ 
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Sie nennen „das Papiergeld, die Banknoten, eine der er: 
ſprießlichſten Erfindungen der civiliſirten Menſchheit,“ ſagen 
dann: „Die Banknote hat den Großhandel von der Laſt des 
Waarentauſches theilweiſe befreit, denn Gold und Silber 
ſind Waare und eine ſchwere Laſt.“ 

Ich vermiſſe in dem zweiten dieſer Schätze das „Papiergeld“, welches 
Sie im erſten Satze mit der Banknote zugleich nennen. Das Papiergeld, 
und zwar auch das Staatspapiergeld, iſt dach wohl eben ſo, wie die Bank⸗ 
note, mit der Eigenſchaft behaftet, „den Großhaudel von der Laſt des 
Waarentauſches theilweiſe zu befreien.“ Was Sie von der Banknote 
fo brillant rühmen, müßte natürlich auch vom Papiergeld überhaupt gelten. 

Mir ſcheint, Sie überſehen auch hier, daß bei der Papierwirthſchaft 
nicht nur Papier an die Stelle von Metall geſetzt wird, ſondern daß auch 
die Menge der als Geld fungirenden Circulationsmittel überhaupt vermehrt 
wird, und zwar um den Betrag des ungedeckt emittirten Papiergeldes, 
reſp. der nicht in Baar gedeckten Noten, deren Zinſen in die Bankcaſſe 
fließen. 

Ich bin darin völlig mit Ihnen einverſtanden, daß das einzige Ver⸗ 
dienſt allen Papiergeldes überhaupt darin beſteht, daß es für manche 
Verkehrstransactionen das unbequemere, ſchwerere Geld durch ein viel 
leichter transportables Medium erſetzt, das thut aber Staatspapiergeld 
völlig eben ſo wie Banknoten. Daß aber damit gerade dem „Großhandel“ 
wie Sie meinen, am meiſten gedient ſei, und daß in dieſer Subſtituirung 
eines bequemeren Mediums für ein unbequemeres ſchöpferiſcher Moment 
liege — das iſt meines Wiſſens bis jetzt nirgend dargelegt worden. Es 
wäre dies vielmehr eine neue Entdeckung. 

Daß die „Befreiung des Großhandels von der Laſt des Waarenaus⸗ 
tauſches“, wie Sie ſich ausdrücken, in dieſem Sinne vor allen Dingen 
dem Wechſel verdankt wird, nämlich dem wirklichen, reellen Wechſel, 
dürfte doch wohl auch Ihnen nicht zweifelhaft ſein. 

Auch haben alle Diejenigen, welche in der Banknote eine ſchöpferiſche 
Kraft erblicken wollen, bisher dieſe Schöpferkraft nur darin geſehen, daß 
eine Bank, je mehr Noten ſie ohne Baardeckung fabricirt, um ſo mehr 
„Credit“ geben kann. Der „Segen“ einer mittelſt ſolcher Einrichtung 
unnatürlich übertriebenen Creditwirthſchaft dürfte indeſſen . auch in 
Oeſterreich immer klarer werden. 

Es iſt gewiß eine höchſt wunderbare Idee, daß gewiſſe Leute das 
Privilegium haben ſollen, papierenes Geld zu machen, um Anderen damit 
„Credit“ zu geben und ſich Zinſen dafür zahlen zu laſſen. Da wäre es 
allerdings viel einfacher, wenn Jeder für den Betrag des „Credites“, 
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den er nöthig hat, fidh fein papierenes Geld gleich felber macht — das 
wäre abfolute „Bank notenfreiheit.“ 

Weshalb Sie da aber noch „Normativbeſtimmungen“ haben wollen, 
ſehe ich wirklich nicht. Wozu bei dem enormen Vortheil, den Sie der 
Banknotenfreiheit vindiciren, noch „Normativbeſtimmungen“? — Warum 
da nicht gleich die Regelung dieſes Geſchäftes lediglich der „Concurrenz“ 
überlaſſen? — jener „Concurrenz“, von welcher man ſagt, daß ſie alle 
Geſchäfte auf's Beſte regele? 

Weshalb, um alles in der Welt, auch noch Normativbeſtimmungen, 
die ja immer nur den freien Bewegungen der „Concurrenz“ hindernd 
entgegentreten können? — Normativbeſtimmungen, von welchen kein Menſch 
zu ſagen weiß, was darin ſtehen ſoll und was nicht? 

Weshalb wollen Sie, der Sie alle „Polizei“ und „Cenſur“ in Bank⸗ 
ſachen ſo beſonders verabſcheuen (wie ich übrigens auch thue), für die 
Banknotenfabrikation dennoch „Polizei“ und „Ceuſur“ mittelſt der „Nor⸗ 
mativbeſtimmungen“ beibehalten? 

Es macht einen eigenthümlichen Eindruck auf mich, wenn ich daran 
denke, daß der einzige Vertheidiger der „Normativbeſtimmungen“, gelegentlich 
der Bankdiscuſſion auf dem „volkswirthſchaftlichen Congreſſe“, diefe Nor: 
mativbedingungen wiederholt ausdrücklich als „ledigliche polizeiliche Be— 
ſchränkung“ des Bankgewerbes, „zum Schutze des Publicums“ ver- 
angte und charakteriſirte. 

„Polizeiliche“ Beſchränkung des Bankgewerbes durch irgend 
welche „Nor mativbeſtimmungen“ fegt aber ganz natürlich und ſelbſt⸗ 
redend auch „polizeiliche Ueberwachung und Controle des Bank— 
gewerbes voraus. — Soweit ich das Bankgeſchäft kenne, halte ich aber 
jede Art von Controle desſelben durch Staatsorgane für eben ſo 
ſchädlich als illuſoriſch. 

Zum Beſchluſſe will ich Ihnen noch Herrn Auguſt Eggers in Bremen 
citiren, welcher Ihnen wahrſcheinlich durch ſeine Arbeiten über die Münz⸗ 
reform bekannt ift. Herr Eggers ift, eben fo wie Herr Augspurg, Groß⸗ 
kaufmann. Er äußert ſich in dem eben erſchienenen zweiten Hefte feiner 
„Volkswirthſchaftlichen Abhandlungen“ über die „nichtmetallgedeckte Banknote“ 
folgendermaßen: 

„Adam Smith ſtellt ſeinem Wealth of nations, Buch II, Kapitel II; 
folgendes Beiſpiel auf: die umlaufende und für den Verkehr genügende 
Metallgeldmenge eines Landes beträgt eine Million Pfund Sterling. Einige 
Zeit nachher geben einige Banken und Banquiers eine Million Pfund 
Banknoten aus, zu deren Deckung ſie 200,000 Pfund Sterling Metallgeld 
behalten. Die Circulation des Landes bleibt unverändert und die umlaufende 
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Million Pfund Banknoten haben diefelbe Kaufkraft wie die vorher umlau⸗ 
fende Million Pfund Metallgeld. Es werden 800,000 Pfund Metallgeld 
frei und können ins Ausland gehen als zinsfreies, dem Lande nutzen⸗ 
bringendes Capital“. 

„Ein ſolches Verfahren iſt Freibeuterei.“ Die 800,000 
Pfund wirken überſättigend auf dem fremden Markt und entwerthen das 
Metallgeld.“ ; b 

„Es iſt auch nicht das Land im Allgemeinen, welches ſich 
durch dieſe zuerſt an Anderen geübte und dann auf es ſelbſt 
zu rückfallende Freibeuterei bereichert, ſondern es ſind zunächſt 
die Bankherren, welche ohne Arbeit einen Gewinn erzielen.“ 

„Die Banknote iſt kein internationales Zahlungsmittel. Um Hande ls⸗ 
bilanzen auszugleichen bedarf man des Metallgeldes.“ 

„Die nichtmetallgedeckte Banknote tft eine illegitime Aus- 
nützung des Credites, welche die Grund lage, die das Metall: 
geld allen anderen Creditformen gewährt, fäl ſcht.“ 

„Die volkswirthſchaftliche Kraft, die Geſellſchaften, der 
Staat müſſen unter Privilegien kränkeln, welche einer gewiſſen 
Claſſe ohne Arbeit einen Gewinn von (in Deutſchland jährlich) 
8— 10 Millionen Thaler verſchafft. Ein folder Mißbrauch 
kann nur lähmend und corrumpirend wirken. Privilegien geben 
ſelbſt die Mittel an die Hand, ſich in ihrem Beſitz zu erhalten. 
Es ſind ſchon Anzeichen vorhanden, daß der Krebs um ſich 
greift.“ 

Und ich glaube, auch davon weiß man „ein Lied zu ſingen“ in 
Oeſterreich, nicht blos von dem Mißbrauche des Staatspapiergeldes, wie 
Sie ſchreiben. 

Nicht nur Abſchaffung der Banknoten, ſondern auch möglichſte Ber- 
minderung alles Papiergeldes überhaupt muß das conſtante Streben aller 
geſunden Staatswirthſchaft ſein. Oeſterreich kann aber Noten und Papier⸗ 
geld auf ehrliche Weiſe nicht anders loswerden, als wenn es Ueberſchüſſe 
im Staatshaushalte erzielt, während ſeit Jahrzehnten dort ſich mur Deficit 
auf Deficit gehäuft hat. 

Roſtock, den 24. October 1871. 

N F. Per rot. 


Oeſterreichs Staatsbankerott. 
3. Epiſtel an Herrn Perrot in Roſtock. 


Ich müßte den Geiſt Goethe's beſitzen, der den Mephiſto auf alle 
Fragen des Schülers antworten läßt, wollte ich alle Puncte, die Sie in 
Ihrer Replique berühren, klar und überzeugend auseinanderſetzen. Man 
kann doch nur Einzelnes in einer derartigen Polemik eines u 
präciſiren. 

Geſtatten Sie, geehrter Herr, daß ich dieſe dritte Epiſtel blos mit 
den Anſichten über Oeſterreichs Finanzlage ausfülle, auf welche ich ſo be⸗ 
gierig war. Sie find darüber ſehr klar, ſehr aufrichtig, ſehr rückhaltlos, 
ſehr entſchieden. Das erleichtert den Proceß und das Urtheil der Jury. 

Sie ſchreiben ohne Hehl, daß „Sie die öſterreichiſchen Geldverhältniſſe 
in einem verzweifelt trüben Lichte ſehen;“ „Sie erklären die Staatsſchulden⸗ 
verhältniſſe für verderblich in ihrem Einfluſſe“ und gelangen zu dem 
Reſultate, „daß die öſterreichiſche Finanzlage eine nahezu hoffnungsloſe ift,” 
mit dem Glauben, „daß zu den früheren Staatsbankerotten deren noch 
fernere hinzutreten werden, jo lange, bis — —“ 

Dieſe Pauſen ſind Ihr Eigenthum, nicht meines, he überhaupt 
diefe Citate über den vergangenen, gegenwärtigen und zukünftigen Staats⸗ 
bankerott Oeſterreichs Ihnen zu eigen gehören. Wahrſcheinlich find diefe 
ernſten und gewichtigen Ausſprüche das Ergebniß ſorgfältiger Studien 
jedoch haben Sie, geehrter Herr, davon nichts verlauten laſſen. Man 
weiß es hier zu Lande recht wohl, wie man in Preußen hinter einer Stange 
Weißbier oder hinter einem Schoppen Grüneberger über Oeſterreich rund⸗ 
weg aburtheilt, und ehe der letzte Tropfen jener edlen Getränke geſchlürft 
iſt, ſteht es feſt, daß Oeſterreich in Politik und Finanzen bankerott. Allein 
derlei Wirthshausgeſpräche find gewiß keine wiſſenſchaftlichen Darlegungen 
und keine beachtenswerthen Nachweiſe und werden ſicherlich, geehrter Herr, 
von Ihnen wie von jedem ſeriöſen Staatsmann und Nationalöconomen als 
hohle Redensarten betrachtet. Deshalb berufen Sie ſich auch auf Kolb's 
Statiſtik, in welcher Oeſterreichs Staatsſchuldenwirthſchaft nachgewieſen. 

Das iſt aber auch das Einzige, was Sie als Beleg für Ihre Decla⸗ 
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Einzige — ohne irgend eine Zuthat Ihrerſeits, ohne weiteres Nachforſchen, 
ohne jede Berückſichtigung der Verhältniſſe, ohne Erwägung hiſtoriſcher 
Begebenheiten oder öconomiſcher Ereigniſſe, — nichts, abſolut nichts nach 
Ihren eigenen Studien und Erfahrungen, ſondern blos das Dictum der 
Statiſtik als meſſianiſche Prophezeiung des kommenden Bankerotts! 

Da wäre die Replique nicht ſchwer. Man könnte auf den Reichthum 
Oeſterreichs hinweiſen, dem es leicht thunlich iſt, nicht blos die Zinſen der 
Staatsſchuld abzuzahlen, ſondern in leidlich kurzer Friſt das Capital der 
3 Milliarden zu amortiſiren; es bedarf blos einer Regulirung der Grund⸗ 
ſteuer, einer Bewirthſchaftung des Waldbeſitzes, einer Ausführung der 
Communicationen ꝛc. — und die haarſträubenden Dimenſionen des Deficits 
hätten dem reichſten Ueberſchuß Platz gemacht. Freilich iſt hiebei der Frie⸗ 
densſtand Europas in feſte Ausſicht genommen, und es dürfte nicht ein 
Napoleon den Süden Oeſterreichs und ein Bismarck den Norden dieſes 
Bruderſtaates mit Krieg überziehen. Ein kleiner Blick über das Büchlein 
der Statiſtik hinaus in das Wirthſchaftsleben Oeſterreichs ſeit zwei Jahr⸗ 
zehnten würde Ihnen und Ihren Urtheilsgenoſſen darthun, welchen koloſſalen 
Aufſchwung Oeſterreich auf allen materiellen Gebieten gewonnen hat, den 
ſich Niemand nach ſo unglückſeligen Kriegen und Schlachten träumen ließ, 
am allerwenigſten die norddeutſchen Parteimänner. Schlagen Sie ein wenig 
die Ergebniſſe der Zucker⸗ und der Bierſteuer nach, ſehen Sie ſich das 
Erträgniß des Tabakgefälles an, laſſen Sie ſich das Anſchwellen ſteuer⸗ 
fähiger Objecte in Realitäten und Fabriken nachweiſen, — — und die 
Helden hinter der Stange Weißbier oder dem Schoppen Grüneberger werden 
vielleicht ſich bewogen finden, den Staatsbankerott Oeſterreichs auf eine 
etwas ſpätere Zeit zu verſchieben. Immer vorausgeſetzt, daß das kaiſerlich 
gewordene Preußen nicht neuerdings ſeine Hinterlader nach Böhmen tragen 
läßt; denn für einen Krieg war Oeſterreich weder bei Solferino noch bei 
Königgrätz vorbereitet, und iſt — für den nächſten auch nicht vorbereitet. 

Jedoch passons! So wenig man einen Mohren weiß wäſcht, fo 
wenig iſt das herrſchende Vorurtheil über Oeſterreich, wovon beſonders 
Norddeutſchland inficirt iſt, zu beſeitigen. 

Es bleibt alſo beim Bankerott! Alles was dagegen vorgebracht wird, 
ift Schönfärberei, Optimismus, leichtfertiges Verkleiſtern der wahren Bu- 
ſtände, Selbſttäuſchung oder abſichtlicher Betrug, patriotiſcher Schwindel, 
Unkenntniß des eigenen Landes, — kurzum der annoncirte Bankerott iſt 
die alleinige, ſachgemäße, wohlbegründete Wahrheit. 

Mehr als dieſe Zuſtimmung können Sie und Ihre Geſinnungsgenoſſen 
nicht verlangen. 

Was würde daraus folgen? Doch nur die Pflicht des Publiciſten, 
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des Bürgers und Staatsmannes, Jedermann zu warnen, damit der 
kommende Staatsbankerott Oeſtereichs nicht ſchädige und benachtheilige. 
Rufen Sie es doch durch ganz Deutſchland aus, daß Oeſterreich nächſtens 
wieder Bankerott machen wird; laſſen Sie die Nachtwächter tuten: bewahret 
Euch vor Feuer und Licht und öſterreichiſchen Papieren; trompeten Sie 
es in alle Nachbarreiche, daß man Oeſterreich keinen Credit über Nacht 
gewähren darf, und von allen Tribunen, in allen wirthſchaftlichen Revieren, 
auf allen Börſen, in allen Journalen ſoll es verkündet werden: Oeſterreich 
iſt bankerott. 

Daß die öſterreichiſche Publiciſtik fih dieſen Emanationen nicht anſchließt, 
entnehmen Sie, geehrter Herr, aus der Wochenſchrift, die in der Kaiſerſtadt 
Wien erſcheint und Ihren Brief mit der Aeußerung der hoffnungsloſen 
öſterreichiſchen Finanzlage und des fernen Staatsbankerotts sans géne 
abdruckt. | 

Was glauben Sie, geehrter Herr, ift die Folge derartiger Verkün⸗ 
digung des öſterreichiſchen Bankerotts? Halten Sie doch Nachfrage im 
Norden, Weſten und Süden Deutſchlands, ob dieſe Declamationen über die 
Finanzlage Oeſterreichs irgend einen Capitaliſten bewogen haben, ſeine 
öſterreichiſchen Werthpapiere zu veräußern? Forſchen Sie doch nach, wie 
viele Millionen nicht etwa im letzten Jahrzehnt, ſondern ſeit dem Bruder⸗ 
kriege, ſeit den Siegen in Frankreich, aus Berlin, Breslau, Cöln, Frank⸗ 
furt und anderen Orten nach Wien geſchickt werden, um ſich dagegen 
Papiere ſenden zu laſſen? Vielleicht hat es ein Intereſſe für Sie, wenn 
ich Ihnen etwas mittheile, was Sie ſicher nicht in Kolb's Statiſtik finden, 
wofür aber Gewährsmänner einſtehen, nämlich daß ſeit Jahresfriſt ein 
paar hundert Millionen und ſeit den letzten Monaten etwa 60 Millionen 
Gulden Nominale in öſterreichiſchen Werthpapieren nach Deutſchland zu 
Capitalsanlagen abgeſetzt werden. Alle dieſe Beſitzer und Erwerber öſter⸗ 
reichiſcher Papiere ſind blind, und ſehen das Damoclesſchwert des ſo 
vielſeitig, auch von Ihnen mit ſolcher Zuverläſſigkeit annoncirten Staats⸗ 


bankerottes nicht. Staatsrente, Prioritätsobligationen, Loſe, Actien, Hypo⸗ 


thekenbriefe, — all' dieſe dem Bankerott verfallenen Papiere werden vom 
thörichten und verblendeten deutſchen Capital begehrt, und bilden einen 
öſterreichiſchen Exportartikel. Wehe, wehe, dreimal wehe!! | 
Erinnern Sie ſich nicht, geehrter Herr, hierbei des Spruches: „Grau 
ift alle Theorie! !?“ Es ſcheint denn doch die practiſche Welt nicht dem 
Urtheile einiger Parteimänner und Federführer beizuſtimmen; man iſt ja 
in Deutſchland auch nicht der Feind des eigenen Geldes, und Niemand 
will bei einem ausbrechenden Bankerott zum Handkuß kommen. Das Capital 
iſt zudem allüberall ſehr ſenſitiv, mißtrauiſch, argusäugig, vorſichtig, und 
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die „früheren öſterreichiſchen Staatsbankerotte“ wie Sie fih auszudrücken 
belieben, ſind eine Warnungstafel mit Rieſenlettern! Und doch geht dieſes 
Capital — — in die Laube, wie Neſtroy declamirt. Ich beſorge, Ihr 
Zuruf, ſo wohlgemeint er ſein mag, wird dieſes Capital auch keines Beſſern 
belehren trotz Kolb's Statiſtik u. dergl. m. 

Wenn alſo bei dem nächſten Staatsbankerott Oeſterreichs, den Sie 
bei der hoffnungsloſen Finanzlage ſchon anrücken ſehen, preußiſches und 
deutſches Capital mitverloren geht, ſo ſind Sie, geehrter Herr, nicht 
Schuld daran; Sie haben ehrlich und redlich gewarnt, und haben muthig 
Ihre Meinung veröffentlicht. 

Der Himmel beſſere die Sünder, auf daß ſie nicht bei dem an⸗ 
brechenden Staatsbankerott Oeſterreichs ihr Geld und ihre Haut zu 
Markte tragen. 

Wien, im November 1871. A. N. 


Abſchaffung alles Papiergeldes. 
4. Epiſtel an Herrn Perrot in Roſtock. 


Eigentlich iſt jede weitere Discuſſion von Ueberfluß. Sie, werther 
Herr, haben Oeſterreich wegen ſeiner Geldwirthſchaft für bankerott erklärt; 
ich habe Ihrem Raiſonnement über Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft 
der öſterreichiſchen Staats⸗ und Volkswirthſchaft nicht widerſprochen, und 
wir warnten gemeinſam alle Welt, den öſterr. Papieren Credit zu gewäh⸗ 
ren! Das iſt wohl ein Endreſultat aller Polemik, ein Schlußpunkt jeder 
Debatte. Nach ſolcher Prämiſſe iſt es zwar Luxus, ein Wort über Geld⸗ 
papier oder Papiergeld, über Banknoten oder Staatsnoten, über Notenbe⸗ 
deckung oder Notenverwechslung u. dgl. m. zu verlieren. Für Oeſterreich 
wenigſtens würde jeder weiteren Erörterung über die Geldwirthſchaft 
die practiſche Bedeutung fehlen; Oeſterreich iſt ja bankerott, und da iſt es 
ganz gleichgiltig für diefe Millionen Wirthſchaftsmenſchen, ob man Banknoten 
emittiren darf und ſoll, oder ob nur Edelmetall umlaufen ſoll? 

Der Standpunkt alſo, den Sie, werther Herr Gegner, dahin ſcharf 
zuſpitzten: „Abſchaffung alles Papiergeldes,“ hat für Oeſterreich, das ich 
zu vertreten mir erlaube, nur einen theoretiſchen oder vielmehr bei dem 
annoncirten Bankerott gar keinen Werth. Ich kämpfe de lana caprina. 
Und dann iſt es ein wenig genannt, gleichſam die Lehrkatheder beſteigen 
zu müſſen, um geſtellte Fragen zu beantworten, wobei man doch in einem 
Zeitungsartikel nur aphoriſtiſch zu Werke gehen kann. 

Allein es haben dieſe Epiſteln eine größere Ausdehnung genommen, 
als von vornherein beabſichtigt war, und ſie haben das Intereſſe eines 
weiteren Kreiſes erweckt. So möge denn, trotz des Bankerottes, die Polemik 
eine Fortſetzung erhalten. 

Vor Allem erſuche ich, geehrter Herr, die Denunciation bei Seite zu 
laſſen, als wenn die Vertreter der Banken und Banknoten blos im ego⸗ 
iſtiſchen Intereſſe das Wort führen. Hr. von Unruh iſt auch ein ſolcher 
Denunciant den reſpectabelſten Firmen Deutſchlands gegenüber. Bei dem 
Schreiber dieſer Epiſtel iſt eine derartige Denunciation ohne jeden 
Grund und Halt, wie die befreundete Redaction es bezeugen mag. 

Eine Ihrer erſten Fragen betrifft den Punct, daß ſich die Banken 
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durch Mehrausgabe von Noten, als ihr Baarſchatz beträgt, um den ent- 
ſprechenden Zinsgenuß bereichern. — Dieſen Punct wollen Sie einmal 
klar erörtert haben. 

Der Verſuch ſei gewagt. Sind etwa die oberen Stockwerke eines 
Hauſes in die Luft gebaut, weil nur der erſte Stock auf der Erde ſteht? 
Hat ein Kaufmann, deſſen Vermögen aus 1000 Thalern beſteht, nicht die 
Berechtigung für 10,000 Thaler Credit zu nehmen? 

Der vollſtändige Irrthum ſteckt darin, daß ſo Viele den Wahn haben, 
eine Bank könne eine beliebige Summe von Noten ausgeben. Keine 
regelmäßig geführte Bank kann nach Willkür oder Belieben eine Note aus⸗ 
geben; man verlangt ihre Noten, wenn man ſie N und wenn man 
fie verwenden fann. 

Ein zweiter Irrthum ſteckt darin, daß die Bank kein Riſico bei der 
Ausgabe ihrer Noten habe. Wenn dies auch nur einen Funken Wahrheit 
hätte, ſo dürfte man ja niemals und nirgends von einer Gefährdung der 
Banknote ſprechen. 

Der Zinsgenuß, den eine Bank für die Ausgabe der von ihr begehr⸗ 
ten Noten einſtreicht, iſt eine Entlohnung für ihre Arbeit und für ihre 
Garantie. Nur die vollſtändigſte Unkunde über die Wirkſamkeit und Leitung 
einer Zettelbank läßt ſich zu dem Ausſpruch verleiten, daß die Notenaus⸗ 
gabe eine Beſteuerung oder Beraübung ſei, und all dieſe Tiraden erregen 
nur Lächeln in der Kaufmannswelt. 

Anbei iſt die gewaltige Differenz zwiſchen einer Banknote und einer 
Staatsnote genau zu beachten. Die Staatsnote wird in der Regel für 
eine Leiſtung herausgegeben, und bleibt auf unbeſtimmte Dauer in Circu⸗ 
lation; die Banknote wird nur gegen Hinterlage eines Gegenwerthes hinaus⸗ 
gegeben, und kehrt in unbeſtimmter Friſt zum Ausgabsorte zurück. 

Die von der öſterr. Nationalbank ausgegebenen Banknoten — mit 
Ausnahme der an den Staat für das Privilegium vorgeſtreckten 80 Milli⸗ 
onen — können binnen längſtens 3 Monaten eingezogen werden; die 
bfterr. Staatsnoten erwarten erſt eine zukünftige Maßnahme, um aus der 
Circulation herausgelangen zu können. 

Sie und Ihre Geſinnungsgenoſſen wollen jedoch gar keine Noten, 
gar kein Papiergeld oder die möglichſte Beſchränkung dieſes Erſatzes der 
Metallmünze. 

Hat vielleicht die Erfahrung des Weltverkehres zu dieſer Anſicht ge- 
bracht? In die Chronik ift feit Jahrtauſenden eingezeichnet, daß die Metall- 
münze keine Kriſis hintangehalten habe. Die Staaten haben zur Münzfälſchung 
ihre Zuflucht genommen, die Handelswelt mußte die Concursgerichte um 
Schutz anſuchen; Alles bevor eine Banknote oder ein Papiergeld exiſtirte, 
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oder als die Zettelfabrikation in der Kindheit war. Man kann wohl 
ſagen, daß das Syſtem der bloßen Metallgeldcirculation allüberall Fiasco 
machte, obwohl ihm die Entdeckung von neuen Silberminen und Gold- 
wäſchereien zu Hilfe kam, denn ſonſt wäre es ſchon am Mangel an Material 
für den vergrößerten Verkehr zu Grunde gegangen. Das Fiasco dieſes 
Syſtems ift kein vereinzeltes in Einem Wirthſchaftsgebiete, ſondern kommt 
zu verſchiedenen Zeiten, an verſchiedenen Orten und unter verſchiedenen 
Verhältniſſen zum Vorſchein. Wenn die größten Gefahren über einen 
Staat hereinbrechen, oder eine Kataſtrophe dem Welthandel das Capital 
und den Credit entzieht, dann iſt das Fiasco des Metallgeldes ein offen⸗ 
kundiges, und man haſcht mit zitternden Händen uach dem rettenden Papiergeld! 
Blicken wir nicht weit zurück. Italien führte ſeine Revolution durch — 
mit Papiergeld; Frankreich erhielt ſich zahlungsfähig für die 5 Milliarden 
— durch Papiergeld; — die Vereinigten Staaten von Nordamerika be⸗ 
ſtreiten die enormen Koſten des Bürgerkrieges mit Papiergeld; — Rußland 
heilt ſeine Wunden des Krimkrieges, des Polenaufſtandes und der Bauern⸗ 
emancipation — durch Papiergeld; die Türkei verſucht allerlei Reformen 
— durch Papiergeld. Oeſterreich konnte die unglücklichen Kriege und 
experimentirenden Regierungen nur durch Papiergeld überwinden; — und 
England, das reiche England, hebt allemal die Beſtimmungen der Peels⸗ 
acte auf, wenn ſie in den Tagen einer Kriſis die Ausgabe von Noten 
behindern. 

Die Schwärmer für die Metallgeldcirculation pflegen die Geſchichte 
des Geldverkehres ein wenig zu fälſchen; jedenfalls iſt ihnen der Bedarf 
des heutigen Verkehres eine terra incognita. 

Da ich alle Polizei und Cenſur, alſo auch auf dem Gebiete des 
Geſchäftes der Zettelbanken perhorrescire, ſo fragen Sie: wozu denn 
Normativbeſtimmungen? 

Was ſagen Sie nun, geehrter Herr, zu folgender Normativbeſtimmung, 
die ich, als Geſetzgeber, jeder Bank, welche Noten ausgibt, auferlegen 
würde, und zwar: 

Die Bank iſt verpflichtet, jede präſentirte Note jederzeit gegen Metall⸗ 
münze auszuwechſeln. Bei Nichterfüllung dieſer Verpflichtung wird die 
Bank ſofort geſperrt, das Concursverfahren eingeleitet ꝛc. 2c. 


Man könnte zu dieſer Normativbeſtimmung noch hinzufügen, daß die g 


Directoren, Verwaltungsräthe, Gouverneure u. ſ. w. perſönlich haftbar ſind, 
oder ſonſt ſtrenge Maßnahmen nach dem Beiſpiel jenes famoſen Abgeord⸗ 
neten vom Berliner Landtage: Preßfreiheit mit dem Galgen daneben, alſo 
unbeſchränkte Notenausgabe mit dem Galgen daneben für die Bank und für 

die Banktheilhaber, wenn ſie nicht die präſentirten Noten gegen Metall einwechſeln. 
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Eine ſolche Normativbeſtimmung macht wohl jede Polizei und Cenſur 
überflüſſig, und jedenfalls iſt ſie eine rationellere Maßregel als die voll⸗ 
ſtändigſte oder Drittel⸗Metalldeckung, finanzielle Zöpfe, die weit hinten 
herabhangen und in der That an chineſiſche Geldwirthſchaft erinnern. 

Man überlaſſe es doch der Kunde und dem Ermeſſen jedes Einzelnen, 
ob er derartige Noten begehrt, annimmt, behält oder auswechſelt, gerade ſo 
wie man es Jedem überläßt, ob er einen Wechſel escomptirt, eine Zahlung 
nimmt, weiter girirt u. ſ. w. Niemand wird ſich damit lächerlich machen, 
z. B. mit öſterreichiſchen Bant- oder Staatsnoten in Deutſchland oder 
ſonſtwo Einkäufe machen zu wollen, — und preußiſche Caſſenanweiſungen, 
obwohl ſie jeder Kundige für baare Münze nimmt, ſind kein allgemeines 
Tauſchmittel für Waaren in Oeſterreich. Man überlaſſe dies getroſt der 
Verkehrswelt, die zwiſchen Note und Note gerade ſo wie zwiſchen Note 
und Münze zu entſcheiden weiß. Man ſorge nur für die größte Oeffent⸗ 
lichkeit im Geſchäftsausweis der Banken und für die unnachſichtigſte Beo⸗ 
bachtung der oberwöhnten oder einer ähnlichen Normativbeſtimmung. 
| Jede andere Beſchränkung der Notenausgabe ift eine Beſchränkung 
des geſellſchaftlichen Verkehrs und eine willkürliche Begrenzung des Credits, 
den das Publikum einer Bank gewähren will; deshalb ſind auch alle 
Privilegien der Zettelbanken — nicht blos eine Beſteuerung des Geld⸗ und 
Creditverkehres, ſondern eine Benachtheiligung der Wirthſchaftsgemeinde des 
betreffenden Staates unter dem Prätexte einer Sicherung des Werthes der 
Note. Dieſer Prätext führt zur Controle und zur Polizei, eben ſo ſchädlich 
als illuſoriſch, wie Sie mit Recht bemerken. 

Die metallgedeckte Note, wenn deren Ausgabe ohnehin durch einen 
Gegenwerth gedeckt iſt, erſcheint als eine Creditvergeudung, als eine er⸗ 
zwungene Brache des fruchtreichſten Feldes, als todtes Capital. Ich verweiſe 
Sie auf den Kellerſchatz der Nationalbank, wo 140 Millionen in Silber 
und Gold vergraben liegen, ſeit 20 Jahren! Ich verweiſe Sie auf den 
Kriegsſchatz Preußens, der ſeit 50 Jahren Intereſſen verzehrte! 

Aber was nützt das Alles. Herr Eggers in Bremen beruft ſich auf 
Adam Smith und erklärt die nichtmetallgedeckte Note für eine illegitime 
Ausnützung des Credites; — und mit dieſem Infallibilitätsdogma glaubt 
man alle Erſparniſſe des modernen Geldverkehrs in den Pfuhl der Hölle 
und des Schwindels verweiſen zu können. Alſo: Abſchaffung der Bank⸗ 
noten und möglichſte Verminderung alles Papiergeldes, predigen 
Sie, geehrter Herr. 

„Ich gratulire beſtens zu ſolcher Geldwirthſchaft. Nur die Bitte wage 
ich, Oeſterreich davon auszunehmen, und es ſeinem Bankerott, ſeinem Ruine 
und — feinen Noten zu überlaſſen! In den jüngſten Tagen erſcholl der 


105 


Ruf nach Vermehrung der Noten, und die Leitung der Nationalbank 
mußte, trotz allen Sträubens, Millionen und Millionen Noten herausgeben. 
Sie werden geſtehen, geehrter Herr, daß dies im kraſſen Widerſpruch mit 
Ihren Anſichten und Tendenzen iſt, und kein Anzeichen einer Neigung für 
die Abſchaffung des Papiergeldes verräth. Demnach dürfte hier zu Lande, 
wo man mit Noten Häuſer, Fabriken, Eiſenbahnen u. dgl. baut, das Be⸗ 
ſtreben nach Abſchaffung alles Papiergeldes keine Proſelyten gewinnen. 

All derlei Theorien werden hier vom Bedarf für das Leben, für die 
Exiſtenz, für Erwerb und Verdienſt — ad acta gelegt. 

Wien, November 1871. A. N. 


Oeſterreichs Staatswirthſchaft. 
Dritte Epiſtel an Herrn A. N. in Wien (ef. Nr. 45. d. Fortſchr.) 
Von F. Perrot. | 


Nicht ohne ein gewiſſes Behagen habe id) im Eingang Ihrer dritten 
Epiſtel die treffliche Wendung geleſen, mit welcher Sie „den Geiſt Göthe's, 
welcher den Mephiſto auf alle Fragen des Schülers antworten läßt,“ in 
die Discuſſion über die Bankfrage einführen. Ich habe immer geſagt, 
daß die Partei der Banknotenfreunde ſehr gewandte Vertheidiger hat, und 
ihr Intereſſe mit viel Geſchick, ſo wie anſcheinend auch nicht ohne gutge⸗ 
plante Tactik in der Preſſe wahrnimmt. 

Die Erörterungen, welche wir contradictoriſch über die Bankfrage 
gepflogen haben, dürften dem Leſerkreiſe dieſer Blätter vorläufig wohl auch 
ſchon genügendes Material zu ſelbſtſtändiger Urtheilsbildung über die wichtige 
Angelegenheit unterbreitet haben, und ſo folge ich Ihnen gerne auf das 
Gebiet der öſterreichiſchen Staatswirthſchaft, über welche ſich nicht minder 
nützliche Unterhaltungen pflegen und dringend nothwendige Aufklärungen 
vermitteln laſſen, wie in der Bankfrage. — Ich lebe dabei der angenehmen 
Vorausſicht, das auch hier der „Geiſt Göthe's“ uns nicht' verſagen werde, 
am Schluſſe unſerer Discuſſion zu erſcheinen. 

Durch Ihre Erörterungen über die ſtaatswirthſchaftliche Situation 
Oeſterreichs klingt ein leiſer Zweifel, ob ich ſolchen Angelegenheiten wohl 
ernſteres Studium gewidmet hätte. Ich darf Sie hierüber beruhigen und 
Ihnen im Gegentheil verſichern, daß das Capitel der Staatswirthſchaft 
und der Staatsſchulden⸗Mißwirthſchaft mir immer eines der wichtigſten 
geſchienen hat, mit welchem ich mich doch eingehender beſchäftigt habe. 
Belege hiefür dürften Sie unter Anderm finden in meinen ſoeben erſchie⸗ 
nenen „Zeitfragen, Beiträge zur Löſung ſtaats- und volkswirth— 
ſchaftlicher Fragen der Gegenwart.“ 

So viel mir irgend bekannt iſt, befinden Sie ſich ſehr im Irrthum, 
wenn Sie glauben, daß „in Preußen hinter einer Stange Weißbier 
oder einem Schoppen Grüneberger“ über die wirthſchaftlichen An⸗ 
gelegenheiten Oeſterreichs verhandelt, vom öſterreichiſchen „Staatsbankerott“ 
geſprochen werde. Was unſere ehrſamen Staatsbürger auf der Bierbank 
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kannegießern, handelt bis jetzt zwar reichlich von den Fragen der höchſten 
Politik und Diplomatie. Dagegen haben die guten Leutchen bis jetzt 
durchſchnittlich noch nicht einmal Intereſſe und Verſtändniß für die eigenen 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten, geſchweige denn für fremde. Sie laſſen 
ſich mit der allergrößten Gemüthlichkeit durch allerlei Finanzkünſte die Haut 
über die Ohren ziehen, und wenn es gar zu arg wird, werden ſie 
Socialiſten und ziehen theoretiſch und practiſch gegen das „Capital“ zu Felde. 

Sie thun uns viel zu viel Ehre an, wenn Sie glauben, „hinter der 
Stange Weißbier oder über einem Schoppen Grüneberger“ würde bei uns 
vom öſterreichiſchem Staatsbankerott geſprochen. Dafür ſorgt ſchon die 
vortreffliche Tagespreſſe, daß dem Staatsbürger alle möglichen Dinge näher 
liegen, und daß er über alle möglichen Dinge beſſer unterrichtet iſt, als 
über ſeine eigenen und ſeiner Nachbarn wirthſchaft liche Angelegenheiten. 

Die tiefſten politiſchen und diplomatiſchen Geheimniſſe werden dem 
Staatsbürger auf der Bierbank eher klar, als die Wahrheit, daß eine 
ewig ſchuldenmachende Staatswirthſchaft eine der Hauptwurzeln jener Zu⸗ 
ſtände iſt, welche in der Ausbeutung Aller durch einige Wenige gipfeln, 
und welche uns zuletzt nur noch auf der einen Seite die abſolute An⸗ 
betung des goldenen Kalbes und auf der anderen Seite das Petroleum 
übrig laffen. 

Unſere vortreffliche Tagespreſſe mit ihrem ungeheuern Einfluſſe ſorgt 
dafür, daß der Verſtand des Staatsbürgers wie mit einer chineſiſchen 
Mauer umgeben werde, damit er nichts ſehe als hohe Politik, noch höhere 
Diplomatie, und außerdem Kriegs- und Mordgeſchichten, Eiſenbahnun⸗ 
glücksfälle, Stadtklatſch und Theaterrecenſionen. — Für genügende Staats⸗ 
ſchulden ſorgen ebenſowohl die abſoluten Regierungen wie die liberalen 
Volksvertretungen, und zum Schluſſe wird uns ſogar geſagt, daß ein Staat 
um ſo brillanter ſituirt ſei, und daß es ſeinen Bewohnern um ſo beſſer 
‚und glücklicher ergehe, je mehr Schulden der Staat habe! — Und es 
wird wohl mit den Staaten wie mit den Familien und Individuen ſein; 
je mehr Schulden — deſto beffer? — — 

Sie ſind nicht zufrieden, mein verehrter Herr Opponent, daß ich Ihnen 
die drei Milliarden Staatsſchulden ſo ganz trocken und ohne irgend welche 
Erläuterungen vorgeſetzt habe. Sie erklären auf das Beſtimmteſte, daß 
es Oeſterreich ein Leichtes ſei, dieſe enorme Schuld in leidlich kurzer 
Friſt“ abzutragen. 

Nun denn, mein verehrter Herr A. N., wenn das ſo leicht iſt, wie 
Sie ſagen, dann haben alle Diejenigen, welche es konnten und nicht gethan 
haben, den Fluch auf ihr Haupt geladen, daß ſie unendliches Unheil von 
Oeſterreich nicht abgewendet haben, obgleich ſie es konnten. 
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Wie die öſterreichiſchen Schulden entftanden find, wiffen wir recht 
wohl. Unter Anderem enthält die jechfte Auflage der G. Kolbſchen Sta- 
tiſtik ein beſonderes Capitel darüber, II. Abtheilung, S. 21: „Zur 
Schuldgeſchichte“. Sie wünſchen vermuthlich anzudeuten, das eine verhäng⸗ 
nißvolle Politik und unglücklich geführte Kriege die Hauptſchuld an der 
fortgeſetzten Schuldenmacherei tragen, und Sie haben darin gewiß Recht. 
Aber es darf dabei nicht vergeſſen werden, daß die im Kriege gemachten 
Schulden im Frieden nicht vermindert, ſondern durch eine verhängnißvolle 
Staatswirthſchaft immer nur vermehrt wurden. Ohne Ihrem Patriotismus 
zu nahe treten zu wollen, citire ich Ihnen das Beiſpiel Friedrichs II. von 
Preußen, welcher im ſiebenjährigen Kriege eine bedeutendere Staatsſchuld 
als Oeſterreich contrahirte, bei ſeinem Tode dieſelbe aber nicht nur abge⸗ 
tragen, ſondern auch einen erheblichen Staatsſchatz angeſammelt hatte. 
Wie man dagegen Friedensſchulden macht, zeigt Friedrichs II. Nachfolger 
und die conſtitutionell⸗liberale Aera in Preußen, wenn auch glücklicherweiſe 
nicht in demſelbem Grade wie bei Ihnen in Oeſterreich. — Gervinus 
berichtet in der „Geſchichte des neunzehnten Jahrhunderts,“ daß die Feſt⸗ 
lichkeiten des Wiener Congreſſes den Kaiſerſtaat gegen 30 Millionen ge⸗ 
koſtet haben, obwohl der tief verſchuldete Staat nicht einmal für die 
verſtümmelten Invaliden genügend ſorgen konnte. 


Uebrigens haben ſich auch die preußiſchen Staatsſchulden ſeit 1848 
conſtant und nicht unerheblich vermehrt. Unſer Staatshaushalt unter⸗ 
ſcheidet ſich in dieſer Beziehung von dem öſterreichiſchen nur der Intenſität, 
nicht dem Weſen nach. Hüben wie drüben ſind die unproductiven, Schulden 
erzeugenden Ausgaben conſtant überwiegend, nur bei uns noch nicht in 
dem Grade wie in Oeſterreich, da wir noch nicht, wie Oeſterreich genöthigt 
ſind, circa ein Drittel unſeres Staatseinkommens auf Zahlung von Schul⸗ 
denz nfen zu verwenden. 


Ich wollte, unſere Politiker „hinter einer Stange Weißbier oder einem 
Schoppen Grüneberger“ wären erſt ſo weit, daß ſie die Verderblichkeit 
dieſer Staatsſchuldenwirthſchaft in ihrer ganzen Tragweite zu würdigen 
wüßten. Ich wollte, wir wären erſt ſo weit, daß unſere Kannegießer auf 
der Bierbank eine Ahnung davon, hätten, daß ſie ſelbſt die Zinſen der 
Staatsſchulden bezahleu müſſen, und idaſſ dieſer Staatsſchulden halber 
auch die Provincial-, die Communal- und Privatwirthſchaft in der 
ungeſundeſten und verderblichſten Weiſe immer mehr zur Schuldenwirth⸗ 
ſchaft wird. Ich wollte, unſere biederen Staatsbürger bekämen erſt 
eine Idee davon, daß auf dieſer nichtsnutzigen Staatsſchulde nwirth⸗ 
ſchaft eigentlich und hauptſächlich jene „Papierpeſt“ ruht, welche 
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immer mehr auf die überwuchernde Bereicherung Weniger auf Soften 
Aller hinführt. ! 

Sollten Sie es etwa für vortheilhaft erachten, wenn ein Land wie 
. Oefterreid) (nach Kolb) für 1870 circa 148 Millionen Gulden für Shul- 
denzinſen, und circa 100 Millionen Gulden für Militärausgaben, das iſt 
im Ganzen nahe die Hälfte ſeines Einkommens für Schuldenzinſen und 
Militärausgaben zahlen muß? 

Warum, wenn Oeſterreich in ſo glänzender Poſition iſt, wie Sie 
angeben, baut man denn die Eiſenbahnen nicht aus diſponiblen Staats⸗ 
mitteln, ſtatt ſie auf Actienſchwindel mit Obligationsſchulden zu bauen, 
und dabei ſchon während der „Gründung“ den Banquiers das Geld 
millionenweiſe in den Hals zu ſchütten? — Wer ſagt den Kannegießern 
auf der Bierbank wohl, daß Eiſenbahnen, welche nur auf Schulden und 
Dividenden (nebſt Tantiemen) gebaut find, circa die Hälfte ihres Betriebs- 
aufkommens, welches ſonſt auf Tarifermäßigungen entfallen und Allen zu 
Gute kommen müßte, ſtatt deſſen fort und fort auf Schuldenzinſen und 
Dividenden verwenden müſſen? 

Warum auch gibt Oeſterreich 100 Millionen für Militärkoſten aus, 
wenn es, wie Sie ſagen, weder bei Solferino, noch bei Königgrätz auf einen 
Krieg gerüſtet war, noch auch jetzt auf einen ſolchen gerüſtet iſt? Wohin 
kann es führen, wenn die Völker Europas ſich auch inmitten des Friedens 
durch immer ſteigende Kriegsausgaben beharrlich dem Ruine entgegenführen? 
Dieſe Frage gilt allen Culturſtaaten der Welt gemeinſam. 

Wir wären glücklich, wenn Oeſterreich ſich ſo leicht, wie Sie angeben, 
ausſeiner traurigen Finanzlage erheben könnte, aber wir müſſen leider 
ſehrdaran zweifeln. 

Die „Ausführung der Communicationen“ wäre ſchon recht gut 
und mit der Zeit auch reichlich nutzbringend, wenn ſie nicht, wie wir ſchon 
ſagten, lediglich auf Schulden und Dividenden gebaut würden, wobei das 
Geld immer millionenweiſe verſchleudert und von Großcapitaliſten mittelſt 
der bekannten privilegirten Begaunerungsmethoden dem gemeinen Nutzen 
entfremdet und in die privilegirten Geldtaſchen geleitet wird. 

„Bewirthſchaftung des Walbdbeſitzes“ ift auch leichter geſagt 
wie gethan. Es hat in den letzten Jahren verlautet, daß der öſterreichiſche 
Waldbeſitz ſogar ſehr ſtark „bewirthſchaftet“ werde. Die genauen Ziffern 
ſind mir aber allerdings nicht zur Hand. Ueberdies hat wohl den reichern 
Theil dieſes Waldbeſitzes Ungarn zu „bewirthſchaften“. Bei einem Deficit 
aber, welches pro 1871 officiell auf 3½ Millionen, nach ſicherer Pri⸗ 
vatrechnung dagegen auf circa 40 Millionen ſich beläuft, wird dieſe „Be⸗ 
wirthſchaftung“ ſo außerordentlich weit nicht tragen. 
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„Regulirung der Grundſteuer,“ die mag wohl etwas einbringen. 
Es dürfte dabei aber nicht zu überſehen ſein, daß bei der bisherigen relativ 
geringen Entwicklung der Communicationen in Oeſterreich hauptſächlich der 
Landbeſitz fih benachtheiligt findet und in großem Maßſtabe f on fei 
lange tief verſchuldet ift. Auch die verderblichen Folgen des Bu noten- 
und Actienſchwindels fallen erſten Ortes mit auf die Landwirthſchaft. 
Was hat Spanien und Italien und früher in Frankreich z. B. der 
Verkauf der fo hoch taxirten Kirchengüter und der Güter todter Hand 
geholfen? — Heute reducirt Spanien die Zahlung ſeiner Schuldenzinſen, 
wie Oeſterreich dies auch ſchon gethan, mittelſt angeblicher „Beſteuerung,“ 
und zu demſelben Schritte wird Italien im größerem Umfange auch greifen. 
Und dabei find Spanien und Italien wohl nicht minder reich als Oeſterreich. 
Was Sie in Ihrem letzten Briefe ſagen, wird in Oeſterreich ſchon 
länger geſagt, von denjenigen, welche Staatsſchulden, Bank⸗ und Actien⸗ 
ſchwindel für gemeinnützig erachten oder ausgeben, dabei wächſt aber die 
Schuld conſtant und die Zinszahlung wurde wiederholt reducirt, und es iſt 
ſehr wahrſcheinlich, daß das, was früher paſſirt iſt, auch wiederpaſſiren wird. 
Wir würden uns freuen, wenn unſere Epiſtel irgend etwas dazu 
beitragen könnte, daß es beſſer würde, und daß auch bei uns in Preußen und 
Deutſchland Ueberſchüſſe an die Stelle der Schulden, und Wirthſchaft auf 
Ueberſchuß an die Stelle der Wirthſchaft auf Borg träte. Und wenn Sie Oeſter⸗ 
reich glücklich zu ſchätzen ſcheinen, weil ſeine Papiere einen zur Zeit noch vom 
deutſchen Capital begehrten „Exportartikel“ bilden,“) ſo ſchätze ich meinerſeits 
denjenigen Staat glücklich, unter deſſen Exportartikeln „Papiere“ nicht mit⸗ 
zählen, und wünſche vom Herzen, daß es unſerm Nachbar- und Bruderlande 
Oeſterreich gelingen möge, ein ſolches Land (ohne Papierexport) zu werden. 
Roſtock, im November 1871. 


*) Anm. — Die „Tribüne“ warnt jetzt vor öſterreichiſchen Papieren. Es wird 
in Oeſterreich jetzt ſo viel zur Emiſſion für Deutſchland vorbereitet, daß ein Cours⸗ 
druck auf die älteren öſterreichiſchen Effekten unvermeidlich werden muß. Alles 
ſpekulirt dort auf Deutſchland und auf die günſtigen ale unſeres 
Staats. Von Holland, deſſen Märkte früher den größten Abſatz für öſterreichiſche 
Papiere hatten, wird Oeſterreich nach und nach aufgegeben. In Holland ſelbſt wird 
die Staatsſchuld amortiſirt und das dadurch flüſſig werdende Kapital nicht mehr 
wie ſonſt in öſterreichiſchen, ſondern in franzöſiſchen Papieren mit Vorliebe ange⸗ 
legt. Die franzöſiſchen Werthe ſtehen alle niedrig, und der Glaube an Frankreichs 
finanzielle Wiedererſtarkung iſt in den Nachbarländern faſt unerſchütterlich. Man 
rechnet daher dort auf eine künftige bedeutende Coursſteigerung der franzöſiſchen 
Papiere, und wenn man ſich darin auch vielleicht verrechnen ſollte, vorläufig iſt 
doch die Wirkung vorhanden, daß man diefe Papiere den öſterreichiſchen vorzieht. 
So bleibt Deutſchland für die öſterreichiſchen Emiſſionen der Hauptmarkt und der 
deutſche Kapitaliſt hat, wenn er den öſterreichiſchen Sachen nicht aus dem Wege 
geht, alle Erſchütterungen, die dem Donaureiche in politiſchen oder finanziellen 

riſen drohen, für ſein Theil zu fürchten. — 
(Ich entnehme Vorſtehendes der „deut. Land. Ztg.“. — Perrot.) 


Glück und Rettung der Staaten durch Papier. 
Vierte Epiſtel an Herrn A. N. in Wien. 
Von F. Perrot. 


Meinen dritten Brief hatte ich geſchrieben, ehe ich Ihren 4. geleſen 
hatte. Wir müſſen alſo zuſehen, wie wir uns mit dem einmal citirten 
„Geiſt Göthes“ vorläufig zurechtfinden. 

Mein Couſin, der in München verſtorbene Hofrath Thierſch, that den 
bekannten Ausſpruch: „Dies Jahrhundert iſt ein papierenes Jahr— 
hundert.“ — Wie wahr hat er geſprochen? — Unſere Eiſenbahnen bauen 
wir — mit Papier; unſere Staatswirthſchaft führen wir — mit Papier! 
den „Reichthum der Nationen“ beſorgen wir (nach Adam Smith) — mit 
Papier; Handel, Wandel und Induſtrie heben wir — mit Papier; wir 
führen Kriege und machen Revolutionen — mit Papier (und etwas Petroleum); 
wir „verſuchen allerlei Reformen“ — durch Papier; wir heilen die Wun⸗ 
den der ſchlimmſten Staatsſchuldenwirthſchaft, der ſchwerſten Kriege, der 
erſchütterndſten Staatsumwälzungen, der fatalſten Handelskriſen — mit 
Papier, — Alles, alles dieſes — mit Papier; O glückliches Jahrhundert 
— mit Papier! 

Und all' all' dieſes Papier, welches uns, wie mit Dampfkraft bereichert 
und glücklich macht — all' dieſes Papier iſt noch dazu nur aus Lumpen 
fabricirt! 

O, großer Göthe, du haſt ſo viel Papier verſchrieben, und hatteſt 
keine Ahnung davon, daß du dich und die Welt und das kleine Weimar 
hätteſt viel glücklicher machen können, wenn du aus dieſem Papier hätteſt 
Noten drucken laffen — nämlich Bank-Noten, großer Göthe. Wenn du 
heute wieder auf dieſer Welt erſchienſt, ſo würdeſt du ſicher, entweder 
Banquier oder Papierfabrikant werden. Wir werden heute reich durch 
Papier großer Göthe, und auch glücklich, durch Papier, o Göthe. Nur 
arme und dumme Teufel geben ſich heute noch die undankbare Mühe, auf 
dies Papier etwas zu ſchreiben. Wer da weiß, „wie's gemacht wird,“ 
läßt aus dieſem Papier Noten drucken, nämlich Bank⸗Noten, großer Göthe, 
und macht ſich und andere damit glücklich. Und was das Beſte iſt, o 
Göthe, es wird jetzt jedem Menſchen das Recht gegeben werden, ſich und 
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andere glücklich zu machen — mit Papier. Ich werde mich dann auch 
auf dies Beglückungsgeſchäft verlegen; ich werde mir eine Million Thaler 
auf Actien verſchaffen und werde dann möglichſt viel Papier ausgeben. 
Nämlich das mußt du wiſſen, o großer Göthe, es iſt mit dieſem Papier 
doch nichts, wenn man nicht auch recht viel Baar hat, es müßte denn ſein, 
daß man einen ganz famoſen Actienſchwindel auf die Beine bringen kann; 
und ſelbſt der Schwindel läßt ſich jetzt um ſo beſſer und ſchwunghafter 
betreiben, je mehr man ſchon hat. Ich werde aber zuſehen, o großer 
Göthe, daß ich einen recht großen Actienſchwindel erſinne; da bekomme ich 
für meine feine Erfindung eine Anzahl „Gründungsactien“ und wenn die 
recht hoch ſtehen, verkaufe ich ſie. Nachher geht dann der Schwindel Pleite, 
o Göthe, und ich habe das Geld in der Taſche und wenn es alle iſt, fange 
ich wieder einen neuen Schwindel an. Siehſt du, großer Göthe, das ift . 
viel beſſer, als mit vieler Mühe, wie du gethan haſt, allerlei ſchöne Sachen 
auf das Papier zu ſchreiben. — Die Banquiers ſind im Stande und 
lachen einen noch dafür aus, daß man ſich ſolche Mühe giebt. Ich bin 
auch ſelbſt niemals eigentlich ein Freund vom vielen Schreiben geweſen — 
eher das Gegentheil — aber ich war nur bis jetzt der Meinung, man 
könnte doch allerlei Gutes damit ausrichten, wie du ohne Zweifel auch 
geglaubt haſt, o Göthe. Aber jetzt ſehe ich ein, daß man das Papier anders 
viel beſſer verwenden kann, ſobald die neue Notenfreiheit meines Freundes 
A. N. in Wien perfect iſt, gründe ich eine Notenbank, o Göthe, und ver⸗ 
diene Geld, ohne zu arbeiten, blos durch Schwindel und lebe ganz von 
den Schulden anderer Leute und werde reich wie per Dampf, und laſſe 
das Papier für mich arbeiten: — ich werde den Kuckuk thun und mich 
länger mit Arbeit placken! 

Verzeihen Sie mir, verehrter Freund und Gegner, dieſe etwas längere 
Apoſtrophe an den Geiſt eines großen Todten, — Sie kämpfen, wie Sie 
ſagen, de lana caprina, für die Banknoten. Jede reine und aufrichtigſte 
Begeiſterung iſt mir immer eine wohlthuende Erſcheinung. Ich ſelbſt bin 
nichts weniger als ein „Gelehrter“ in den Dingen, über welche wir uns 
unterhalten und es iſt vielleicht nur eine Geſchmacksabſonderlichkeit von 
mir, mit meinem beſchränkten Unterthanenverſtande einmal ergründen zu 
wollen, an was für Ziffern und Thatſachen unſere Staats⸗ und Volks⸗ 
wirthſchaft hängt. Ein altes Wort ſagt: „Geld regiert die Welt“ und die 
Regierungs- und Wirthſchaftsfragen reduciren fih denn auch in gewiſſem 
Sinne alle auf Geldfragen. So plagte mich einmal die Neugierde zu 
wiſſen, was der Staat mit unſerem Gelde macht, und nicht minder intereſſant 
war es mir zu wiſſen, was die Zettelbanken mit unſerem Gelde machen. 
Ich nahm mir die Mühe, mir Kenntniß der betreffenden Thatſachen und 
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Zahlen zu verſchaffen, jah zu, was Andere über diefe Thatſachen und Ziffern 
gedacht und geſagt hatten, und ſuchte mich dann ſelbſt ſo weit durch dieſe 
mir wichtig ſcheinenden Angelegenheiten durchzudenken, bis ich glaubte auf 
des „Pudels Kern“ gekommen zu ſein — mit Göthe zu reden. Das iſt 
meine ganze Gelehrſamkeit. 

Nun bitte ich, mir noch einige Erwiderungen auf Ihren vierten Brief 
zu geſtatten. 

Das derjenige, welcher von 3 Millionen emittirten Noten nur ½ 
in Baar gedeckt hat, die Zinſen von drei Millionen, ſtatt von einer 
Million genießt, haben Sie, wie ich ſehe, nicht beſtritten. 

Daß eine Bank nicht beliebig viel Noten ausgeben kann, weiß ich 
ganz gut, das ändert aber nichts an vorſtehender Thatſache, dabei wird ja 
das Verhältniß der Dritteldeckung als ein ganz regelmäßiges erachtet. 

Was das Riſico der Bank bei Ausgabe ihrer Noten betrifft, jo 
haben wir dieſen Pung ſchon erörtert; es kann aber nicht ſchaden, ihn 
nochmals zu beleuchten. . 

Man braucht fih dabei nur flar zu machen, wie die Noten unter das 
Publicum kommen. 

Die Bank giebt doch die Noten an Geldesſtatt an das Publicum. 

Mit dem Gelde kann man aber überhaupt nur Zweierlei machen 
vom geſchäftlichen Geſichtspunct aus: — man kann es entweder verleihen, 
oder man kann etwas dafür kaufen. 

Wenn wir nun bei unſeren drei Million Noten mit ½ Baar⸗ 
deckung bleiben, ſo kann alſo die Bank ihre Noten nur an Geldesſtatt 
verleihen, oder etwas dafür kaufen. — Und zwar wird ſie, wenn 2 
Millionen Noten überdies durch „Papierhinterlage“ gedeckt ſein ſollen, eben 
für 2 Millionen ihrer Noten zinstragende Papiere kaufen. — Welches 
Riſico hat da die Bank bezüglich dieſer Noten, wofern die ſogenannte 
„Papierdeckung“ nicht eitel Spiegelfechterei iſt? Sind die Papiere gut und 
iſt der Geldſchrank der Bank ſicher, ſo ſehe ich mich ganz vergebens nach 
einem Riſico der Bank für dieſe 2 Millionen Thaler um. — Das Riſico 
iſt hier doch nur auf Seiten des Publicums, welches die bezüglichen Noten 
in Händen hat und Geſchäfte damit macht. — Das „Geſchäft,“ das „Riſico“ 
und die Arbeit der Bank beſteht für dieſe 2 Millionen Noten doch nur 
un Couponabſchneiden. 

Was die dritte Million Noten betrifft, ſo 1 1 dieſelbe ja 
immer als Deckung hinterlegtes eigenes Vermögen der Bank und das 
Riſico, welches die Bank für dieſe dritte Million läuft, iſt bei flugem 
Verhalten der Bankleitung in gewöhnlichen Zeiten kein u als höchſtens 


das jedes anderen Geſchäftsmannes. , ha. 
Perrot, ber Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 8 
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Es bleibt alfo nach wie vor richtig und unanfechtbar, daß die Aus- 
gabe nicht in Baar gedeckten Noten einfach gleichbedeutend iſt mit der 
Fabrikation von einem gleichen Betrage Geldes für die eigene Taſche, und 
daß dieſem Bene keinerlei entſprechende Leiftung, kein entſprechendes Riſico 
entgegenſteht. 

Dagegen kann ſehr wohl aus dem übrigen Geſchäftsgebaren der Bank 
ein doppeltes Riſico entſtehen. Wenn die Bank faule Geſchäfte macht mit 
dem ihr geborgten und mit dem eigenen Gelde, ſo kann ſie Verbindlichkeiten 
eingehen, welche über ihre Kräfte hinaus ſind, und ſie läuft dann die eine 
Seite des Riſicos, nämlich das Riſico jedes Geſchäftsmannes, der mehr auf 
Borg als auf Caffe wirthſchaftet oder wirthſchaften muß — das Riſico, 
Pleite zu machen. Dieſes Riſico der Bank hat dann ſeine zweite Seite 
für die Noteninhaber. — Dieſe laufen ein doppeltes Riſico. Sie machen 
erſtens Geſchäfte mit den Noten, als mit Geld — erſtes Riſico! — 
Zweitens können die Noten völlig werthloſes Papier werden, wenn es mit 
der Bankdeckung nicht in mehr als wunderbarer Ordnung iſt — zweites 
Riſico. Ä 

Die Bank hat alfo — wie ſchon gejagt — fein anderes Riſico, als 
das jedes Geſchäftsmannes für den Betrag ihres eigenen baaren Vermögens. 
Die Zinſen der nicht in Baar gedeckten Noten ſind ihr pure 
geſchenkt. 

Dieſe Deduction erſcheint mir ſo ſicher auf die einfachſten Geſetze der 
Mathematik, Logik und Wirthſchaftslehre baſirt, daß ich ſie in der That 
für unanfechtbar halte. 

Was nun die „Normativbeſtimmungen“ betrifft, fo bin ich gegen alle 
und jede Normativbeſtimmungen für Bankgeſchäfte. Was geht den Staat 
das Bankgeſchäft an? Das Bankgeſchäft iſt ein Geſchäft wie jedes andere: 
der Staat hat ſich da nicht hineinzumiſchen. Und wozu gar der „öffent⸗ 
liche Geſchäftsausweis“ der Banken? Da müßte man mit ganz dem⸗ 
ſelben Rechte allen und jeden Geſchäftsmann zwingen, einen „öffentlichen 
Geſchäftsausweis“ zu publiciren, denn man kann ja bei jeden Geſchäftsmanne 
ganz eben ſo wie bei einer Bank zu Schaden kommen. Hat der Staat 
etwa das Recht oder die Pflicht, das Publicum vor Schaden zu garantiren 
bei den Geſchäften, die es macht, oder weshalb ſoll der Staat eine Pflicht 
haben, dies bei Bankgeſchäften mehr zu thun, wie bei irgend anderen 
Geſchäften? | 

Nein, für Bankfreiheit bin ich immer geweſen, und zwar 
für ganze und volle Bankfreiheit. — Iſt die Notenausgabe ein 
einfaches Bankgeſchäft, nun denn, wozu einen Galgen neben dies Geſchäft 
ftellen? — Jede Normativbedingung könnte nur die Wirkung haben, den 
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Staat für die Geſchäfte der Bank und insbeſondere für die Noten mit- 
verantwortlich zu machen. Denn wozu nützt Ihnen ein „öffentlicher Ge⸗ 
ſchäftsausweis“, wenn er nicht von Staats⸗, reſp. Polizeiwegen controllirt 
wird, und daß ſolcherlei Controlle von Bankgeſchäften immer und unter 
allen Umſtänden ein Unding iſt, das iſt Ihnen, mein verehrter Herr, ver⸗ 
muthlich völlig bekannt. 

Zum Schluſſe finde ich zwiſchen Ihnen und mir eine höchſt merkwürdige 
Uebereinſtimmung der Anſichten. Sie ſind gegen Baardeckung überhaupt, 
ich eigentlich auch. Ich möchte nicht, daß dem Verkehre das Metall ent⸗ 
zogen wird. Ich möchte daher Staatspapiergeld ohne Metallhinterlage. 

Der Unterſchied zwiſchen Ihnen und mir beſteht hier aber wieder 
darin, daß Sie Banknoten ohne Metalldeckung wollen, ich dagegen, wie 
gedacht, Staatspapiergeld ohne Deckung. Bei meinem Vorſchlage 
kommt der aus der Creirung von Papiergeld fließende Vortheil, nämlich 
die Uebertragung von Werthen aus dem Beſitz der Geſammtheit an den 
Staat, wie jede andere Steuer, auch der Geſammtheit in anderer Form 
wieder zu gute. Bei Ih rem Vorſchlage dagegen fließt der Ertrag dieſer 
Steuer, wie ich wiederholt nachgewieſen und wie an ſich eigentlich 1693 flar 
ift, in die Taſchen der „gemeinnützigen Banquiers.” 

Ich geſtatte mir daher die Methode der unge deckten Banknoten 
für verderblich, dagegen die des ungedeckten Staatspapiergeldes für richtig 
zu halten. | 

Bis jetzt bin ich allerdings der Anſicht, daß die mechaniſche Be⸗ 
quemlichkeit des Verkehres eine gewiſſe Menge Papiergeldes verlange, 
während Herr Augspurg erſt alles Papiergeld überhaupt beſeitigt wiſſen 
wollte, jedoch, wie ich aus brieflicher Verſtändigung mit ihm jetzt entnehme, 
dieſen Punct ebenſo wie ich offen zu laſſen geneigt iſt, bis die Erfahrung 
hierüber hinlänglich feſtgelegt iſt. 

Und ſo „predige“ ich ſtets von Neuem: 

„Abſchaffung der Banknoten am möglichſte Verminderung 
alles Papiergeldes.“ 

Roſtock, 14. November 1871. 
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Schlußz⸗Epiſtel an Herrn Perrot in Roſtock. 


Die Controverſe, welche ſich zwiſchen uns entſpann, muß zu einem 
Abſchluß gelangen, ſoll ſie nicht zu einer ewigen theologiſchen Disputation 
fih ausſpinnen, ohne jedwede Ausſicht, daß Einer den Andern überzeugen 
werde. Auch in der Volkswirthſchaft gibt es Glaubensſätze, Ueberlieferungen, 
Vorurtheile, Ammenmärchen, Geſpenſterfurcht, Hexenproceſſe u. dgl. m., 
von denen man ſich ſehr ſchwer losmachen kann, und es vergehen oft 
Jahrzehende und Jahrhunderte, ja Jahrtauſende, ehe man der einfachen 
Regel des Güterverkehrs ihr Recht widerfahren läßt. Der ſogenannte 
Wucher ſpielt in der Bibel und in der Geſchichte aller Zeiten eine Rolle, 
und große Kreiſe von Staatsmännern und Gelehrten können ſich noch 
heutzutage nicht von dem Banne des Geld- oder Getreidewuchers loslöſen. 
Daß Geld Waare iſt, wird noch immer nicht vollſtändig begriffen. Daß 
der Credit in allen civiliſirten Staaten einen größeren wirthſchaftlichen 
Motor und Werth darſtellt als alles Gold und Silber und Edelgeſtein 
der Welt, wird noch immer als eine Phantaſie verurtheilt. Daß ein 
Creditpapier, ein Zettelſtreifen, eine Unterſchrift den Ertrag von Bergwerken 
als Tauſchmittel erſetzt, iſt noch immer der Grund zu tiefen Beſorgniſſen 
und ſchweren Anklagen 

Jahre auf Jahre werden noch verrinnen, und Bibliotheken werden 
ſich anfüllen, ehe die Theorie dem practiſchen Gebaren und Erforderniß 
nachhinkt, und unſere beiderſeitigen Briefe beſchleunigen die Erkenntniß 
gewiß um keine Secunde. Reſumiren wir daher nur kurz, was ſich aus 
dieſer Polemik ergibt. 

Sie bleiben dabei, geehrter Girt; daß Oeſterreich bankerott war und 
iſt, und bankerottiren wird. Das immerwährende Staatsdeficit und Kolb's 
ſtatiſtiſches Evangelium verweiſen Ihr Urtheil auf dieſen Weg. 

Sonderbar! Daſſelbe öſterreichiſche Blatt, welches dieſe Enunciation 
ohne jede Bemerkung veröffentlichte, nämlich der „Fortſchritt“ No. 47 vom 
19. November 1871, druckt pag. 378 folgende Worte: „Die wirtſchaftliche 
Lage des Reiches (Oeſterreichs) iſt weit günſtiger, als man das bei 
den Wirrſalen unſerer innern Politik glauben folte” — Ferner: „In 
Folge deſſen dürfte ſich das Deficit auf ein Minimum reduciren.“ — 
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Dann wird auf das Weichen des Valutenagios hingedeutet, „erklärlich, 
weil die Menge des circulirenden Papiergeldes für den legitimen Bedarf 
kaum hinreicht,“ ipsissima verba der Redaction. „Der Wohlſtand der 
Landbevölkerung ift gehoben.“ Die Montanwerke können nicht fo viel 
fördern, als der Conſum verlangt.“ „Die Fabriken ſind in voller Thätig⸗ 
keit, und in den meiſten Kleingewerben geht der Betrieb ſchwunghaft.“ 
„Unbeſchäftigte Arbeiter dürften kaum zu finden ſein.“ „Steigerung 
der Ein⸗ und Ausfuhr.“ „Die Eiſenbahnen ſind nicht im Stande die 
Waaren ſchnell zu befördern.“ 

All dies entſteht nebenan bei Ihren Briefen, geehrter Herr, in denen 
Sie den Bankerott Oeſterreichs aus voller Ueberzeugung, geſchöpft aus 
Kolb's Statiſtik, und mit unbeugſamer Gewißheit prognofticiren. - Nun 
bleibt nichts hinzuzufügen. Das iſt graue Theorie neben grüner Praxis. 

Wir haben aber auch ehrlich und gewiſſenhaft Preußen und Deutſch⸗ 
land ermahnt, auf daß man Oeſterreich keinen Credit gewähren ſoll; allein 
es ſcheint nichts gefruchtet zu haben. Nach wie vor ſtrömt das blanke 
klingende Capital herein über die ſchwarzgelben Pfähle, und kauft ſich 
nichtsnutzige Papiere. Ich beſchwöre Sie und Ihre Geſinnungsgenoſſen, 
alles Erdenkliche aufzubieten, um das leichtſinnige Capital vor den drohenden 
Verluſten bei dieſen Transactionen zu behüten; vielleicht laſſen Sie eine 
Gratisauflage von Kolb's Statiſtik in einer Million Exemplaren veran⸗ 
ſtalten, und vertheilen es zur Belehrung und Warnung an die verblendeten 
Käufer öſterreichiſcher Papiere. Benützen Sie die Tribünen und auch die 
Kanzeln, — — und geben Sie nach Jahr und Tag freundlich Auskunft, 
ob nicht der zinſeneinſtreichende Capitaliſt ſich über das ganze Gefaſel 
luſtig macht. 

Sie legen das bei Ihnen zu Lande ſehr ſeltene Geſtändniß ab, daß 
die Leutchen nicht einmal Verſtändniß für die eigenen wirthſchaftlichen 
Angelegenheiten haben; und Sie dürfen es nicht übelnehmen, wenn ich, aus 
langjähriger Erfahrung und mancherlei Studium, zu der Anſicht gelangte, 
daß Oeſterreichs wirthſchaftliche Angelegenheiten bei Ihnen zu Lande, „im 
Reich,“ eine ziemliche terra incognita find; daß Ihre Preſſe über Oeſter⸗ 
reichs Finanzen zume iſt nur nach politiſcher Farbe, nicht nach der Ead- 
lage urtheilt, — und daß ich kaum Einen Schriftgelehrten, ſage nicht 
Einen — traurig aber wahr, — zu citiren im Stande bin, der dieſem 
großen Wirthſchaftscomplexe in ſeiner Entwicklung und in ſeinem Beſtande 
eine ſachgemäße Würdigung zu Theil werden ließ. 

Nur hierdurch iſt es erklärlich, daß nach dem Einfalle des großen 
Fritz in Schleſien, nach den Napoleoniſchen Kriegen, nach dem Metternich'⸗ 
ſchen Abſchließungsſyſtem, nach dem italieniſchen Kriege und nach dem 
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bundes⸗ und bruderfreundlichen Begegnen 1866 dieſes Oeſterreich alle 
Nationalökonomen durch neuen Aufſchwung überraſchte, und daß man heute 
trotz des allüberall ausgetuteten Bankerotts wieder dieſem Oeſterreich Credit 
ſchenkt. Man alliirt ſieh fogar mit dieſem bankerottirenden Oeſterreich, 
und Berlin gibt das Signal im Vereine mit öſterr. Finanziers allerhand 
Wirtſchaftliches — zu gründen! 

Jedoch verlaſſen wir dieſes Thema. Uebergehen wir zum — Papier. 
Ich mache Ihnen, geehrter Herr, folgendes Zugeſtändniß. Oeſterreichs 
Geld iſt nur — Papier. Wir bauen unſere Häuſer — aus Papier, wir 
errichten Eiſenbahnen — aus Papier; wir conftrutren Fabriken — aus 
Papier; wir ſtellen Dampfmaſchienen auf — aus Papier; wir erzeugen 
Tuch, Glas, Linnen, Leder, Holz, Eiſen u. ſ. w. — aus Papier. Seit 
mehr als 20 Jahren iſt unſer einziges Werkzeug für alle Production, 
für allen Güterverkehr, für den ganzen Handel — Papier. 

Sollen wir etwa die Hauſer nicht beziehen? oder die Eiſenbahnwaggons 
und Dampfboote nicht betreten? oder das Tuch-, Leinen- und Lederzeug 
nicht anlegen? oder den Zucker und Sprit, das Brod und Fleiſch nicht 
genießen — weil ſie mittelſt Papier hergeſtellt wurden? Sollte dieſe 
alle Theorien und Vorherſagungen über den Haufen werfende Thatſache, 
ſichtbar, greifbar, ſchätzbar, genußbar, nicht vielmehr dazu auffordern über 
das Papier als Geld, als Tauſchmittel neue Erhebungen zu pflegen und 
neue Studien zu machen? ſollte es nicht aufſchimmern, daß die Zeiten des 
Umlaufs blos von Baargeld längſt verſchwunden ſind, und daß neben 
Dampf und Electricität nicht mehr die Circulation von Metallmünze 
genügen kann? ſollten die Jünger der Wiſſenſchaft noch keine Ahnung 
davon haben, daß das Antlitz des Landesfürſten auf einem runden Metall⸗ 
ſtück nicht mehr Credit und Werth beſitzt, als die Unterſchrift einer Bank 
auf einem ſchmalen Streifen Papier? 

Lieſt man die Schriften und Artikel, welche gegenwärtig über Banken 
und Noten in Deutſchland zu Tage gefördert werden, ſo gelangt man 
freilich größtentheils zu der Anſicht, daß hohle Schlagworte noch immer 
gebraucht werden und Anklang finden, und nebenbei die Denunciation, als 
wäre alle Gegnerſchaft blos Eigenintereſſe, con amore gehandhabt wird. 
Die Banknoten ſind Schwindelinſtitute, die Banknoten ſind Räubereien. 

Tagtäglich aber werden neue Banken gegründet, und aller Orten 
werden Noten begehrt, und alle reſtringirenden Inſtitute werden vom geſchäft⸗ 
lichen Publikum überlaufen. b 

Schon haben Sie ſelbſt, geehrter Herr, wie mir ſcheint, die volle 
Baarbedeckung der Noten als ein Abſurdum über Bord geworfen; die Drittel⸗ 
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deckung wird als ausgeſtopfter Währwolf betrachtet; — und Sie find — — 
beim ungedeckten Staatspapiergeld angelangt! Proſit. 

Erlauben Sie mir ein kleines Citat. Sie wiſſen, daß die Magyaren 
eine Enquête über die Bankfrage veranlaßten, bei welcher ſehr viel ungereim⸗ 
tes Zeug zu Ohren kam. Einer der politiſchen Wortführer in Peſt 
veröffentlichte ſoeben ein Elaborat, das in Schönberger's Peſter Börſenbe⸗ 
richt deutſch publicirt wurde. Darin heißt es: „Wir ſind nach den Er⸗ 
fahrungen und der Bankgeſchichte Oeſterreichs die entſchie denſten Feinde 
einer Verquickung des Bankweſens mit irgend einer Operation der Staats⸗ 
finanzen.“ 

Laſſen Sie Umfrage halten in Oeſterreich, und wenn ein Tauſendſtel 
der ſtimmberechtigten Bevölkerung für Einführung von Staatspapiergeld 
votirt, — dann dictiren Sie mir welche Pön Ihnen beliebt. 

Sie ſind mit ſich ſelbſt im Widerſpruch, geehrter Herr, ſo wie die 
meiſten Ihrer Anſchauungsgenoſſen über die Banknoten, indem Sie volle 
und ganze Bankfreiheit wollen — und daneben Staatspapiergeld, und noch 
dazu ungedecktes Staatspapiergeld! Sie fühlen es ſehr wohl, daß die Herr⸗ 
ſchaft des Metallgeldes nicht zu erhalten iſt, aber nun wollen Sie den 
Staat Papier ausmünzen laſſen. Sie erklären ſelbſt das Bankgeſchäft als 
ein Geſchäft wie jedes andere, in das ſich der Staat nicht hineinzumiſchen 
hat, aber Sie machen den Staat zum allgemeinen Bankier ex offo mit 
ungedecktem Papiergeld! R 

Nach meiner unmaßgeblichen Auffaſſung würde die Exiſtenz ſolchen 
ungedeckten Staatspapiergeldes bei der erſten Handelskriſts zum allgemeinen 
Bankerott führen. — Hoffentlich bleiben Preußen und Deutſchland von 
dieſem Experiment verſchont, und es iſt überflüſſig ein Wort darüber zu 
verlieren. | 

„Abſchaffung der Banknoten“ — ift Ihre Parole, zu welcher ich mich 
nicht bekenne, und zwar im Intereſſe des geſammten wirthſchaftlichen Lebens 
und Wirkens unſerer Tage. Im Gegentheil. Die Banknoten beginnen 
erſt ihre Arbeit und Thätigkeit, nachdem bisher die Staatspolizei, in vor⸗ 
urtheilsvoller Vorſorge, Art und Weiſe ihrer Ausgabe und Verwendung 
bevormundete, verkümmerte und zur Brache durch die Metalldeckung ver- 
urtheilte. Die Anweiſung und der Cheque ſind nur ein Surrogat der 
Banknoten, ſo wie das Giro⸗Conto ein Erſatz derſelben. 

Das iſt eine gewaltige Differenz zwiſchen Ihrer und meiner Anſchau⸗ 
ung von der Banknote und dem Staatspapiergeld, — von Metallbedeckung, 
bankmäßiger Bedeckung und Nichtbedeckung, — von Riſico und Geſchäft, 
von Normativbeſtimmung für eine Bank und Polizei, von Zinsgewinn und 
Volksbeſteuerung u. dgl. m. 
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Das find principielle Differenzen, die fic) nicht in einigen Epiſteln 
zum Abſchluß bringen laſſen: Nur ſo viel oder ſo wenig mögen Sie, 
geehrter Herr, einräumen, daß bei dieſer Discuſſion über Banknoten — 
die practiſche Geſchäftswelt Europas, Amerikas, Aſiens und Auſtraliens 
nicht auf Ihrer Seite ſteht; — nur in den weniger oder wenigſt culti⸗ 
virten Staaten, in rechtsunſichern Gebieten circulirt das Metallgeld. Wo 
Staatspapiergeld, und obenein unbedecktes, ausgegeben wird — — iſt leicht 
zu finden. — Sie werden kaum mit Ihrem Ausſpruch: „Abſchaffung der 
Banknoten und möglichſte Verminderung alles Papiergeldes“ — Proſelyten 
machen. In Oeſterreich gewiß nicht. Aber freilich — wir gehen dem 
Bankerott entgegen. Mercur ſtehe uns bei. 


Wien, December 1871. A. N. 


Banlfrage, Socialismus und Liberalismus. 
Von F. Perrot. 


Die Socialiſten behaupten einen Zwieſpalt zwiſchen Capital und 
Arbeit und ſtützen ſich dabei auf Thatſachen, aus welchen ſie ein Ueber⸗ 
wuchern, ein Allmächtigwerden des Großcapitals folgern. Das Großcapital, 
glauben die Soctaliften, habe die Tendenz, alle minder capitalmächtigen 
Staatsbürger, und zwar am meiſten die ärmſten derſelben, die Arbeiter⸗ 
klaſſen, auszubeuten. Das Großcapital bereichere ſich ohne Arbeit und 
verkümmere dem Arbeiter den Preis ſeiner Mühe. 


Die moderne Volkswirthſchaft leugnet rundweg ſolchen Zwieſpalt 
zwiſchen Capital und Arbeit und beſtreitet die Deutung der Thatſachen, 
welche in den Augen der Coctaliften einen ſolchen Zwieſpalt beweiſen. 


Wo liegt nun die Wahrheit? 


Alle Beweisgründe unſerer Volkswirthſchafter ſind doch nicht im Stande 
geweſen, die ſogenannte ſociale Frage weg zu demonſtriren und wenn 
dieſelbe nicht in einem „Zwieſpalt zwiſchen Capital und Arbeit“ zu ſuchen 
iſt, wo ſoll man die Wurzel des trotz alledem und alledem beſtehenden 
Uebels ſonſt ſuchen? Und daß es nothwendig iſt, mit jedem Tage noth⸗ 
wendiger wird, der Grundurſache des Uebels auf die Spur zu kommen, 
wenn die geſammte moderne Cultur nicht wirkliche Gefahr laufen ſoll, 
das wird nun doch nachgerade auch den Gleichgültigeren immer klarer. 


Sagen wir es zunächſt rund heraus: — ja, es beſteht ein 
Zwieſpalt zwiſchen Capital und Arbeit und dieſer Zwieſpalt 
iſt bereits zu einer mächtig gähnenden Kluft geworden. 


Alles Leugnen dieſer Thatſache durch die moderne Volkswirthſchafterei 
iſt nur doctrinäres Phraſengedreſche, welches geſtempelte „volkswirthſchaft⸗ 
liche“ Schlagworte an die Stelle ſelbſtſtändig eindringender Unterſuchung 
ſetzt. Aber — der gar nicht zu beſtreitende Zwieſpalt zwiſchen 
Capital und Arbeit unſerer Zeit iſt kein natürlicher, er iſt ein 
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künſtlich geſchaffener, und zwar durch unglaublich unwirthſchaft— 
liche moderne Staatseinrichtungen geſchaffener. 
Wir beſitzen eine Reihe von Staatseinrichtungen, welche 
ſyſtemaliſch darauf hin arbeiten, das mobile Großcapital in 
unnatürlicher Weiſe zu bevorzugen, in unwirthſchaftlicher 
Weiſe zu cumuliren, in ſtaats gefährlicher Weiſe zu privilegiren 
und ihm eine Stellung und Tendenz im Staate zu verleihen, 
welche den Socialismus, als eine Art von Nothwehr, ganz 
ſelbſtredend hervorruft. 


Ganz weſentliche Mitſchuld an dieſen Staatseinrichtungen hat die 
zur Mode gewordene gedankenloſe Nachbeterei der Lehren des Ad. Smith, 
mit deren großen Wahrheiten die moderne Volkswirthſchaft bis jetzt die 
großen Irrthümer derſelben ohne Critik mit in den Kauf genommen hat. 

Und der moderne Liberalismus, welcher Anſpruch darauf erhebt, in 
wirthſchaftlichen Dingen hochunterrichtet zu ſein und die Fadel. der „Auf: 
klärung“ der Maſſe unſeres Volkes voranzutragen, — dieſer erhabene 

Lieberalismus geräth in eine ganz eigenthümliche Beleuchtung, wenn man 
ſein Verhalten den neueren wirthſchaftlichen Erſcheinungen und Problemen 
gegenüber ſchärfer ins Auge faßt. 

Wenn wir die Staatseinrichtungen nennen ſollen, von welchen 
wir glauben, daß ſie einen, an ſich nicht vorhandenen, künſtlichen Zwie— 
ſpalt zwiſchen Capital und Arbeit ſchaffen, ſo ſind es folgende. 

Zuerſt die Staatsſchulden. — In abſolut regierten Staaten waren 
und ſind dieſe Staatsſchulden immer ein großes, mit Recht ernſtlich getadeltes 
Uebel. In den conſtitutionellen Staaten find fie eine reguläre Staats- 
einrichtung geworden! Ich mache hieraus dem Liberalismus einen 
beſonderen Vorwurf, weil er ſich fo viel mit ſeinem Budget⸗-Recht 
weiß. 

Es folgt ſodann das verrottete Steuerweſen, welches das 
Großkapital durchaus begünſtigt und die verſchiedenen Staatsbewohner⸗ 
klaſſen ſehr ungleich belaſtet bis zu ſchreiender Ungerechtigkeit und zu 
ſtaatsverderblichen Folgen. — Wären die Staatsſchulden und ihre Urſachen 
nicht, ſo hätte man dies Steuerweſen längſt geändert. | 

Es find demnächſt die ſowohl in ihrer Einrichtung — wie ſchon der 
alte Hanſemann ſagte — wie auch in ihren dauernden Conſequenzen 
unmoraliſchen und demoraliſirenden Actiengeſellſchaften. — Daß dieſer 
Kelch nicht von uns abgewendet worden, hat das liberaliſirende Phraſenthum 
der modernen Volkswirthſchaft auf dem Gewiſſen. Die mit dem frühern 
Conceſſionsweſen unzweifelhaft verknüpften Mißlichkeiten, waren in Wirk⸗ 
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lichkeit tauſendmal der gegenwärtig durch „Normativbedingungen“ legaliſirten 
und autoriſirten Begaunerungsfreiheit vorzuziehen, deren ungeheuer nach⸗ 
theilige Einwirkung, wenn man die Erfahrung anderer Länder befragen 
will, keineswegs eine vorübergehende, ſondern in der Weſenheit der Actien⸗ 
geſellſchaften ſelbſt begründete, dauernde und immer nur zunehmende iſt. 
Die Actiengeſellſchaften ſind legaliſirte Einrichtungen zur ö Aller 
durch einige Wenige. 


Und dann — last not least — haben wir eine Staats⸗Einrichtung 
der in Rede ſtehenden Art in den beſtehenden Noten-Banken. 


Wir haben den Notenbanken wiederholte Beſprechung gewidmet. Wir 
hatten gezeigt, wie neuerdings zwei hervorragende national = liberale 
Reichstagsmitglieder, die Herren v. Unruh und Augspurg, ſich in 
bemerkenswerthen Arbeiten zu jener Auffaſſung der Bankfrage bekannten, 
welche wir ſeit länger in der Preſſe vertreten und in das öffentliche 
Bewußtſein überzuführen bemüht find. 


Wir finden heute Veranlaſſung, die nicht oft und nachdrücklich genug 
zu behandelnde Zettelbank⸗Angelegenheit von Neuem auf's Tapet zu bringen. 
Herr Aug. Eggers, Kaufmann in Bremen, weiteren Kreiſen durch ſeine 
Bemühungen um die Münzfrage bekannt, kommt im zweiten Hefte ſeiner 
„Volkswirthſchaftlichen Abhandlungen“ in einer beſonderen Arbeit 
auch auf „die nicht — metallgedeckte ur und bemerkt über 
dieſelbe u. A. Folgendes: 


„Adam Smith ſtellt in ſeinem Wealth of Nations Buch II. 
Cap. VI. folgendes Beiſpiel auf: Die umlaufende und für den 
Verkehr genügende Metallgeldmenge eines Landes beträgt 
eine Million Pfund Sterling. Einige Zeit nachher geben 
verſchiedene Banken und Banquiers eine Million Pfund Noten 
aus, zu deren Deckung ſie 200,000 Pfund Sterling Metallgeld 
behalten. Die Circulation des Landes bleibt unverändert und 
die umlaufende Million Pfund Banknoten haben dieſelbe Kauf— 
kraft, wie die vorher umlaufende Million Pfund Metallgeld. 
Es werden 800,000 Pf. Sterl. Metallgeld frei und können ins 
Ausland gehen als zinsfreies, dem Lande nutzbringendes Capital.“ 
So beſorgt der große Adam Smith den Reichthum der Nationen! 


Und das hat bisher als „Volkswirthſchaft“ gegolten! 


Hat dies Recept des großen Adam Smith nicht verzweifelte Aehn⸗ 
lichkeit mit jenem andern berühmten, wonach man Gold auf chemiſchem 
Wege darſtellt, indem man Tauſendgüldenkraut mit Sauerſtoff behandelt‘ 
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der Sauerſtoff verbindet fih mit dem Kraut zu Sauerkraut und — „die 
tauſend Gülden werden frei“ (und können ins Ausland gehen als 
zinsfreies, dem Lande nutzbringendes Capital?) 


Herr Aug. Eggers, der Bremer Kaufmann, iſt entrüſtet über die 
„Nationalöconomie“ des Adam Smith und bricht über ſeinen citirten 
Vorſchlag in den Ausruf aus: . 

„Ein ſolches Verfahren ift Freibeuterei!“ 

Sollte dem großen Adam Smith denn nicht der Gedanke gekommen 
fein, daß der nächſte Nachbar des fo bequem „bereicherten“ Landes die 
Schlauheit haben möchte, es genau ebenſo zu machen, nud ſich auf die 
ganz gleiche Manier zu „bereichern?“ Das Reſultat iſt alsdann einfach, 
daß beide Länder außer dem urſprünglichen Metallgeld noch je eine Million 
Papiergeld bekommen; und ob ſie ſich gegenſeitig für die „freigewordenen“ 
800,000 Pfund Sterling abgekauft haben, wird äußerſt fraglich ſein, iſt 
ſogar poſitiv zu verneinen. 

Die in jedem der beiden Länder vorhandene Geldſumme hat ſich alſo 
verdoppelt und erhält dadurch eine auf lange hinaus verringerte Kaufkraft 
„Es iſt auch nicht das Land — fährt Herr Eggers fort —, welches 
ich durch diefe zuerſt an andern geübte und dann auf es ſelbſt 
zurückfallende Freib euterei bereichert, ſondern es find zunächſt 
die Bankherren, welche ohne Arbeit einen Gewinn erzielen“ 


Das Recept, die Nationen zu bereichern, indem man bunte Papier⸗ 
chen druckt und einzelnen Glücklichen das Privilegium ertheilt, dieſe Papier⸗ 
chen als eigenes „Geld“ zu verwenden — dieſes famoſe Recept ſtammt, 
wie man ſieht, wirklich von dem berühmten Adam Smith und ift bis auf 
den heutigen Tag das Alpha und Omega der „lieberalen“ Nationalöconomie. 


Für die Notenbankhalter und Conſorten iſt dies Recept allerdings fo 
bequem und wirkſam, wie kaum ein „Dukatenmännchen“, oder ein 
„Eſelein⸗ſtreck-dich“ fein kann. Daß aber durch die privilegirten 
bunten Papierchen, Banknoten genannt, der „Reichthum der Nationen“ 
gefördert werde — wie iſt es nur möglich, daß ſo etwas kurrenter Glaube 
werden konnte?! 

Und bei ſo vortrefflichen Staatseinrichtungen, wie z. B. dieſe Noten⸗ 
banken ſind, geht man nun und ſucht eifrig, mühſelig und grundgelehrt 
nach den Urſachen der ſocialiſtiſchen Gefahren, welche die moderne Ge⸗ 
ſellſchaft bedrohen! 

Höchſt bemerkenswerth und geradezu erſtaunlich iſt, piefem Sachverhalte 
e das Verhalten der Tagespreſſe. 
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Iſt doch dieſelbe gefättigt mit der Weisheit aller nationalöconomiſchen 
Lehren und vindicirt fih den Beruf, in allem, was die Wohlfahrt des 
deutſchen Reiches betrifft, unſer Volk zu belehren, ö zur Wahrung 
ſeiner Intereſſen anzuleiten. 


Und ſo ſollte man doch zum mindeften geben eine ſo weittragende, 
in alle materielle Exiſtenz ſo tief einſchneidende Frage, werde von der 
Tagespreſſe ſeit lange mit nachhaltigem, unermüdlichem Eifer erörtert. 

Jene hochunterichtete liberale Groß-Preſſe, welche fih einen fo er: 
habenen ethiſchen Standpunkt anweiſt, müßte eine ſolche Frage nun doch 
auch ſeit lange zum Gegenſtande der umfaſſendſten Aufklärungsbemühungen 
gemacht haben, und müßte Anſichten, wie ſie jetzt von zweien ihrer hervor⸗ 
ragendſten Parteimitglieder, den Herrn v. Augspurg und v. Unruh darge⸗ 
legt werden, entweder mit aller Energie bekämpfen, oder zugeſtehen, daß ſie 
in unerklärlichſter Weiſe bisher der Ausübung ihrer publiciſtiſchen Pflicht 
in dieſer Angelegenheit ermangelt hat. 


Die geſammte „liberale“ Partei hat hier eine außerordentliche Unter⸗ 
laſſungsſünde wieder gut zu machen, wenn ſie nicht will, daß der Socialis⸗ 
mus ihr ſelbſt und uns allen unerbittlich über den Kopf wachſe. 

Man ſieht ſich eigentlich ganz vergebens nach Gründen um, welche 
das bisherige Verhalten dieſes erhabenen Liberalismus und ſeiner Groß⸗Preſſe 
in der Bank- und Actien⸗Geſellſchaftsfrage zu erklären geeignet ſcheinen. 

Oder ſolle etwa der Biſchof von Ketteler in ſeiner berühmten Mainzer 
Rede doch Recht haben, wenn er ſagt, daß: „der heutige Liberalismus 
mit den Geldmächten eng liirt tft, welche ihn gut bezahlen.“ 

Sehr recht ſcheint leider und allerdings der Biſchof von Ketteler zu 
haben, wenn er ſagt: „Die abſolute Herrſchaft des Geldgewinnes wenig⸗ 
ſtens, hat der Liberalismus nie bekämpft.“ — Und wenn dieſer „Liberalis⸗ 
mus“ ſich nicht aufrafft zu einem ganz andern Verhalten und zu der Einſicht, 
daß die wirthſchaftlichen Fragen nie ohne ihren natürlichen Zuſammenhang 
mit den ethiſchen zu behandeln ſind, ſo wird auch dieſer Satz des 
Biſchof von Ketteler wahr bleiben: „Der echte Sohn des Liberalis— 
mus und deſſen Erbe iſt der Socialismus.“ 

Gewiß, wenn der „Liberalismus“ ſich zur Vertheidigung oder auch 
nur Duldung ſtaatsgefährlicher Privilegien des Großkapitals degradirt 
welche, wie Herr Augspurg ſagt, lediglich die „Ausbeutung des Publi⸗ 
kums“ bezwecken, dann iſt der Socialismus nur eine Conſequenz dieſes 
„Liberalismus“ und wird bald auch fein Erbe fein. 

Wir ſchließen mit der folgenden Warnung des Herrn Eggers, worin 
er ſich über das Banknoten⸗Privilegium unumwunden alſo ausſpricht: 
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„Die volkswirthſchaftliche Kraft, die Geſellſchaft, der Staat 
müſſen unter Privilegien kränkeln, welche einer gewiſſen 
Klaſſe ohne Arbeit einen Gewinn von (in Deutſchland jährlich) 
8 — 10 Millionen Thalern verſchafft. Ein folder Mißbrauch 
kann nur lähmend und korrumpirend wirken. Privilegien 
geben ſelbſt die Mittel an die Hand, ſich in ihrem Beſitz zu 
erhalten. Es ſind ſchon Anzeichen vorhanden, daß der Krebs 
um ſich greift. 

Roſtock, den 25. Oktober 1871. 


Anhang. 


Heber das Bankweſen. 


Denkſchrift des bleibenden Ausſchuſſes des Deutſchen 
Handelstages. 


März 1869. 


Durch den Artikel 4. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes iſt 
die geſetzliche Regelung des Bankweſens der Competenz der Bundesgewalten 
überwieſen worden. 
| Um die Frage beantworten zu können, in welcher Weiſe diefe 
Beſtimmung der Bundesverfaſſung auszuführen ſei, iſt es erforderlich, 
zunächſt darüber ſich klar zu werden, in welcher Weiſe der Staat überhaupt 
in das Bankweſen einzugreifen hat. Das Bankgeſchäft hat dem Capital 
gegenüber etwa dieſelben Functionen, wie das Waarengeſchäft den einzelnen 
Waaren gegenüber. Das Capital wird angeſammelt, darauf durch Ort und 
Zeit vertheilt. Im Großen und Ganzen iſt das Bankgeſchäft ſo frei wie 
irgend ein Theil des Waarengeſchäfts. Es ſteht Jedermann frei, Wechfel 
zu discontiren, Waaren zu lombardiren, Depoſiten anzunehmen, Aufträge 
in Geldangelegenheiten dommiſſionsweiſe zu übernehmen. Es find nur 
folgende drei beſtimmte Punkte, in Betreff deren ein Eingreifen des Staates 
in die freie Thätigkeit des Verkehrs ſtattfindet. 
1. Beim Bankgeſchäft mehr wie bei irgend einem andern Geſchäft 
wird das Bedürfniß empfunden, größere Capitalien zum Behufe des 
Geſchäftsbetriebes anzuſammeln. Die beliebteſte Form, in welcher größere 
Capitalien zu einem beſtimmten Zwecke zuſammengeworfen werden, iſt die 
Form der Actien⸗ Unternehmung. Mit Ausnahme weniger Territorien ift 
in Deutſchland die Gründung einer Actien⸗Geſellſchaft an eine ſtaatliche 
Conceſſion geknüpft. Die Erfahrung zeigt, daß wenigſtens in einigen 
Staaten und namentlich dem größten unter ihnen, in Preußen, Conceſſionen 
für Bank⸗Actien⸗ Unternehmungen mit größeren Schwierigkeiten ertheilt 
wurden, und ſoweit es ſich um Zettelbanken handelt, noch heute ertheilt 
werden, als für andere Zwecke. Eine geſetzliche Regelung des Bankweſens 
wird alſo die Frage zu beantworten haben: 
Unter welchen Bedingungen find Actten=Unternehmungen zum 
Behufe des Betriebes des Bank⸗Geſchäftes zu ä 
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Dieſe Frage ift von vornherein hier auszuſcheiden. Den geſetzgebenden 
Gewalten des Bundes liegt bereits ein Geſetzentwurf vor, der die Actien⸗ 
Unternehmungen von der Nothwendigkeit einer Conceſſion befreit. Im 
Zuſammenhang mit dieſer Geſetzgebung wird auch das Bankweſen von dem 
jetzt auf ihm liegenden Zwange befreit werden, und es wird nach dem 
Inkrafttreten des Geſetzes die volle Bankfreiheit mit Ausnahme der unten 
zu erörternden Zettelfreiheit hergeſtellt ſein. 

2. Der Staat kann mit dem Privat⸗Capital zum Behufe des 
Bankbetriebes in Concurrenz treten. Wo der Staat dies thut, begeht er 
keinen Eingriff in die Bankfreiheit, vielmehr macht er ſelber in ſeiner 
Eigenſchaft als Vermögens⸗Subject, als Fiscus nur ſelbſt Gebrauch von 
derjenigen Freiheit, die er jedem einzelnen Staatsbürger einräumt. Die 
Freiheit des wirthſchaftlichen Verkehrs wird nur mittelbar dadurch beein⸗ 
trächtigt, daß die Concurrenz des Staats durch factiſche natürliche Verhält- 
niſſe den Einzelunternehmungen gegenüber immer eine ſehr mächtige ſein 
wird. Faſt der Staat allein iſt thatſächlich im Stande, ein weit verzweigtes 
Bank⸗Unternehmen mit zahlreichen Filialen in das Leben zu rufen. Es 
kommt hierbei auch zur Sprache, daß der Staat im Stande iſt, der von 
ihm betriebenen oder begünſtigten Bank Privilegien einzuräumen, welche 
den Privat⸗ Unternehmungen nicht zuſtehen, fo namentlich dasjenige der 
Stempelfreiheit für die von ihm ausgegebenen Werthpapiere und dasjenige 
der Portofreiheit. 

Die zweite Frage, die für die legislatoriſche Behandlung des Bank⸗ 
weſens in Betracht kommt, iſt daher die folgende: 

Soll es dem Staate geſtattet fein, auf dem Gebiete der Bant- 
thätigkeit mit der Privat-Induſtrie in Concurrenz zu treten, — 
ſoll insbeſondere die von ihm errichtete Bank Filialen errichten 
dürfen, und ſoll jie mit beſonderen Privilegien ausgeſtattet fein? 

3. Eine ganz beſondere Behandlung erfordert nun das Inſtitut der 
Banknoten. Die Banknoten haben einen doppelten Charakter: zunächſt 
können ſie aufgefaßt werden als Urkunden, Verpflichtungsſcheine des 
emittirenden Inſtituts oder Individuums. Wenn ſie aber keine andere 
Eigenſchaft als diejenige einer Urkunde hätten, würde die Emiſſion derſelben 
eben ſo wenig an geſetzliche Beſchränkungen geknüpft werden können, wie 
die Emiſſion von Wechſeln oder Schuldſcheinen. Die Banknoten haben 
aber eine zweite Eigenthümlichkeit, ſie vertreten die Stelle baaren Geldes, 
und zwar in der Weiſe, daß im Volksbewußtſein der Unterſchied zwiſchen 
Banknoten und Staatspapiergeld beinahe völlig verwiſcht iſt. Unter dem 
Einfluſſe dieſer Doppelſtellung der Banknoten hat ſich faſt in allen Staaten 
die Praxis ausgebildet, daß es ohne beſondere ſtaatliche Genehmigung oder 
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wenigſtens ohne Innehaltung gewiſſer geſetzlicher Schranken nicht erlaubt 
iſt, Banknoten zu emittiren. Wo eine Staatsbank beſteht, ve diefe aud) 
das Recht der Noten-Emiffion überall bekommen. 

Die legislatoriſche Frage, welche als die dritte aufzuftellen ift, lautet 
daher dahin: 

Soll außer der Staatsbank, wo eine ſolche beſteht, noch die Mög⸗ 
lichkeit gegeben fein, daß Privat⸗Banknoten emittirt werden? 
und im Falle der Bejahung: 

Unter welchen Bedingungen und Beſchränkungen ſoll dies geſtattet 
ſein? Soll es dafür ſtets einer beſonderen ſtaatlichen Genehmigung 
für den einzelnen Fall bedürfen? Oder ſoll die Berechtigung jedem 
geſtattet ſein, welcher ſich den Vorſchriften unterwirft, welche der 
Staat hierfür ein- für allemal aufgeſtellt hat? l 

Der Staat hat ſelbſtredend das Recht, nicht allein die Emiffion von 
Banknoten zu verringern, er kann dieſelbe vielmehr auch, wo er ſie ertheilt, 
an gewiſſe Bedingungen knüpfen, und zwar an die Bedingung, daß der 
Emittirende auf gewiſſe allgemeine Befugniſſe und Berechtigungen ver⸗ 
zichte, die im Uebrigen jedem Staatsbürger zuſtehen. In dieſem Sinne 
iſt namentlich den Zettelbanken die Annahme von verzinslichen Depoſiten 
vielfach beſchränkt worden; es ließen ſich aber auch andere Beſchränkungen 
denken, etwa dahin gehend, daß Zettelbanken auf das Recht verzichten 
müßten, lange Wechſel durch Rückdisconto zu begeben, oder Capital⸗Anlagen 
in Effecten zu machen. 

Wir haben uns in Nachgehendem alſo mit zwei Fragen zu beſchäftige n 
mit der Frage der Centraliſation des Bankweſens und mit der Frage der, 
Bankfreiheit. Die Beantwortung beider Fragen geht keineswegs Hand in 
Hand. Es iſt ſehr wohl denkbar, daß in einem Lande mit einer aus⸗ 
gedehnten Centralbank dennoch eine ſehr weit gehende Zettelfreiheit beſteht, 
und andererſeits iſt es eben ſowohl denkbar, daß in einem Lande ohne 
Centralbank, alfo mit decentraliſirtem Bankweſen, die Bankfreiheit, d. h. 
die Freiheit, Zettel zu emittiren, eine ſehr verkümmerte iſt; daß entweder 
die Ausgabe von Banknoten gänzlich unterſagt, oder doch an Conceſſionen 
und ſehr erſchwerende Bedingungen gernüpſt iſt. 

Die Frage, ob es ſich empfiehlt, in einem Lande mit auögebefntem 
wirthſchaftlichem Verkehr eine ſtaatlich anerkannte Centralbank einzuſetzen, 
hat eine außerordentlich reichhaltige und erſchöpfende Literatur in das 
Leben gerufen. Es iſt unmöglich, alle Gründe für und wider in gedrängter 
Form hier vorzuführen; der unbefangenen Betrachtung wird ſich das als 
Reſultat ergeben, daß weder in der Centraliſation, noch in der Decentra⸗ 
liſation das alleinige und ausſchließliche Heil gefunden werden kann. Der 
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unbefangene Beurtheiler wird zugeben, daß auch dasjenige Syſtem, welches 
er vom Standpunkt der Theorie verwerfen zu müſſen glaubt, bei umſichtiger 
Handhabung ſich bewähren kann, und daß die Frage, ob Centraliſation, 
ob Dencentraliſation, nicht in einer ein für allemal gültigen Weiſe ent- 
ſchieden werden kann, daß vielmehr auf die beſonderen Umſtände, auf Ort 
und Zeit, erhebliche Rückſicht genommen werden muß. 

In dem Deutſchen Wirthſchaftsgebiete hat ſich die Sache fo geftaltet, . 
daß in dem weitaus größten und wichtigſten Theile, nämlich in Preußen, 
eine Centralbank beſteht, und daß die Thätigkeit derſelben innerhalb des 
geſammten geſchäftstreibenden Publikums große Anerkennung gefunden hat. 
Nicht allein die Induſtrie und der große Waarenhandel erblickt in der Peußiſchen 
Hauptbank eine ſichere Stütze, vielmehr iſt ſelbſt unter den Privat⸗Banquiers 
das Urtheil ein weit verbreitetes, daß die Preußiſche Hauptbank ihnen bei 
Weitem mehr Nutzen ſchaffe, als ſie ihnen durch die etwaige Concurrenz 
Abbruch thue, und ein großer Theil der Banquiers würde in dem Erlöſchen 
der Thätigkeit der Preußiſchen Hauptbank einen entſchiedenen Nachtheil 
erblicken. Die Vortheile, welche man der Preußiſchen Hauptbank nachrühmt, 
ſind im Weſentlichen folgende: Sie ſchafft denjenigen Theil der Umlaufs⸗ 
mittel, deſſen der Verkehr in papierner Form bedarf, in einer bei dem 
Publikum beſonders beliebten Weiſe; ihre Noten erfreuen ſich eines größeren 
Umlaufsgebietes und beſſeren Vertrauens, als die übrigen in Deutſchland 
umlaufenden Zahlungsmittel. Die weite Verzweigung ihrer Filialen geſtattet 
mit leichter Mühe und geringen Koſten, Geld, Auszahlungen und Erhebungen 
an ſehr entlegenen Punkten zu vermitteln. Die Preußiſche Hauptbant 
gewinnt einen Ueberblick über die Lage des Geldmarktes an allen einzelnen 
Punkten des Staates, iſt daher vorzugsweiſe befähigt, die angemeſſene 
Höhe des jeweiligen Discontſatzes feſtzuſtellen; in Zeiten eines local ſehr 
verſtärkten Geldbedarfs vermag ſie die übrigen dort anſäſſigen Geldmächte 
weſentlich zu unterſtützen. In Zeiten eines allgemeinen ſich geltend machenden 
Geldbedürfniſſes aber vermag ſie durch Erhöhung des Disconts einer 
Kriſe vorzubeugen, oder dieſelbe doch weſentlich abzuſchwächen. Eine rein 
theoretiſche Betrachtung wird zu dem Reſultate kommen, daß im Laufe 
der Zeit und bei hinreichend gekräftigter Privatbank⸗Thätigkeit alle dieſe 
Vortheile auch ohne eine Centralbank werden erreicht werden können. 
Es entſteht indeſſen die Frage, ob der gegenwärtige Augenblick der geeignete 
ſei, einen ſolchen Uebergang herbeizuführen. Dieſe Frage muß entſchieden 
verneint werden. Die Privatbank⸗Thätigkeit iſt in dem größeren Theile 
Deutſchlands eine überaus ſchwach entwickelte; auch nicht annähernd in dem 
Umfange, wie beiſpielsweiſe in England, beſtehen reine Depoſitenbanken. 
Gegen die Errichtung von Privat⸗Banken mit Noten⸗Emiſſion hat die 
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Preußische Geſetzgebung und Verwaltungs⸗Praxis fih ſtets ſehr ſpröde 
verhalten. Dieſem Umſtande iſt es zuzuſchreiben, daß in Preußen die 
Entwickelung des Bankweſens zurückgeblieben ift. Deſto üppiger hat fid - 
freilich in einigen kleinen Staaten das Bankweſen entwickelt; Conceſſionen 
für Zettelbanken ſind dort ſehr bereitwillig ertheilt worden, allein dieſe 
Entwickelung iſt nicht als eine geſunde zu bezeichnen. Sie ruht nicht auf 
der nöthigen Grundlage eines rege entwickelten Verkehrs, vielmehr ſind die 
meiſten jener Zettelbanken mit der offenkundigen Abſicht errichtet worden, 
den größeren Theil ihres Geſchäftsgewinnes zu ziehen aus derjenigen Noten⸗ 
Emiſſion, die ſie in ein fremdes wirthſchaftliches Gebiet hineinwerfen. 
Unter dem Streben, ihre Noten-Emiſſion möglichſt auszudehnen, haben 
viele jener Banken ihren Depoſitenverkehr in einer Schaden bringenden 
Weiſe vernachläſſigt. Die Folgen der politiſchen Zerriſſenheit Deulſchlands 
haben ſich, wie in vielen Zweigen des wirthſchaftlichen Verkehrs, ſo auch in 
dem Bankgeſchäfte wiedergeſpiegelt; es gilt jetzt, die Folgen jener Zerriſſenheit 
zu beſeitigen, Deutſchland in ein einheitliches Wirthſchaftsgebiet auch in Betreff 
des Bankweſens umzugeſtalten. Es ſcheint nicht opportun, gerade in einem 
ſolchen Augenblicke eine tief greifende Aenderung in dem Princip herbeizu⸗ 
führen, auf welchem das Bankgeſchäft bisher betrieben worden iſt; es wird 
vielmehr die Aufgabe ſein, neue Erfahrungen über das Bankweſen zu 
ſammeln, nachdem die politiſchen Hinderniſſe beſeitigt ſind, welche bisher 
einer gefunden Entwickelung dieſes Geſchäftsbetriebes entgegen geſtanden Baben. 
Zwei entgegengeſetzte Fehler, die Einſchränkung des Privatbankweſens von 
Staatswegen in Preußen und die Begünſtigung des Zettelbankweſens von 
Staatswegen in vielen kleineren Staaten haben zu Schäden in unſeren 
wirthſchaftlichen Zuſtänden geführt. Die Aufgabe iſt nunmehr, nach Be⸗ 
ſeitigung dieſer Fehler unter der Herrſchaft einer gleichmäßigen und zweck⸗ 
mäßig liberaleren Bankpolitik zu prüfen, welche Folgen das Staatsbank⸗ 
weſen, wie es bisher in Preußen beſtanden hat, auf einem vergrößerten 
Gebiete, auf demjenigen des Norddeutſchen Bundes ausüben würde. Aus 
dieſen Motiven empfiehlt ſich die folgende Theſe: 
1. Bei den gegenwärtigen wirthſchaftlichen Verhält⸗ 
niſſen Deutſchlands iſt eine mit ſtaatlicher Anerkennung 
ausgeſtattete Centralbank jetzt nicht zu entbehren, da in 
Folge der Fehler der bisherigen Bank-Politik das 
Depoſiten-Bank-Weſen weder in Preußen, noch in den 
kleineren Deutſchen Staaten kräftig entwickelt iſt. 
| Wie bereits hervorgehoben, fol fortan nicht der Preußiſche Staat 
allein, es ſoll vielmehr der Norddeutſche Bund ein einheitliches Wirth- 
ſchaftsgebiet für die Bankthätigkeit bilden. Daraus folgt mit zwingender 
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Nothwendigkeit, daß das Privilegium der preußiſchen Hauptbank nad) deffen 
Ablauf nicht mehr erneuert werden darf, ſondern daß dieſes Inſtitut erſetzt 
werden muß durch eine auf weſentlich denſelben Grundlagen beruhende 
Hauptbank des Norddeutſchen Bundes. Dieſelbe wird die Aufgabe haben, 
Filialen zu errichten in allen wirthſchaftlich hervorragenden Plätzen des 
Norddeutſchen Bundes, während die Errichtung von Filialen außerhalb 
deſſelben ihr aus denſelben Gründen verſagt ſein muß, aus welchen das 
Preußiſche Abgeordnetenhaus im Jahre 1865 die Errichtung von Filialen 
außerhalb Preußens ablehnte. Dieſe Hauptbank wird Bundes- Banknoten 
emittiren, welche im privaten Verkehr ebenſowenig einen Zwangscours 
haben dürfen, wie die Noten der Preußiſchen Hauptbank ihn gehabt haben. 
Dagegen wird der Bund die Verpflichtung übernehmen, an allen Bundes⸗ 
kaſſen die Noten ſeiner Bank an Zahlungsſtatt anzunehmen. Die Staats- 
kaſſen der Einzel⸗Staaten werden keine Veranlaſſung haben, die Annahme 
ſolcher Noten an Zahlungsſtatt abzulehnen. Ihre Verpflichtung zur Annahme 
geſetzlich feſtzuſtellen, liegt mindeſtens ſo lange Veranlaſſung vor, als ein 
großer Theil der Bundesmittel ſeinen Weg aus den Kaſſen des Publikums 
zunächſt in die Kaffen der Einzel⸗Staaten findet und nur auf dem Wege 
der Matricularbeiträge für den Bund liquidiren. Die Gründe gegen einen 
Zwangscours, dem Privatpublikum gegenüber, ſind ſo vielfach erörtert, 
daß eine Recapitulation derſelben an dieſer Stelle erſpart bleiben kann. 
Es eikipfiehlt fih hiernach die folgende Theſe: 

2. Da eine Verlängerung des Privilegiums der Preußi— 
ſchen Hauptbank nach deſſen Erlöſchen in Folge des 
Art. 4. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes un— 
ſtatthaft, ſo iſt vom 1. Januar 1872 ab eine Hauptbank 
des Norddeutſchen Bundes in das Leben zu rufen, im 
Weſentlichen mit denſelben Aufgaben und derſelben Or— 
ganiſation, wie bisher die Preußiſche Hauptbank ſie hatte. 
Dieſelbe ſoll insbeſondere befugt ſein, im ganzen 
Gebiete des Norddeutſchen Bundes Filialen zu errichten, 
und ihre Noten ſollen bei allen Caſſen des Norddeut— 

ſchen Bundes an Zahlungsſtatt angenommen werden. 
Die Preußiſche Hauptbank hat in der Stempelfreiheit für ihre An⸗ 
weiſungen, ſowie in der Portofreiheit — Privilegien, die noch nicht gänzlich 
beſeitigt ſind, — für ihre Briefe und Geldſendungen die Möglichkeit 
beſeſſen, Geld ohne jeden Aufwand an Speſen von Ort zu Ort zu transpor⸗ 
tiren. Dieſes Privilegium hat die Thätigkeit der privaten Banquiers 
offenbar ſehr benachtheiligt, und es ift wünſchenswerth, für die Zukunft von 
demſelben Abſtand zu nehmen. Jede Ortsveränderung einer beſtimmten 
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Geldſumme erfolgt lediglich im Intereſſe ihres Empfängers, und es ent- 
ſpricht daher den Grundſätzen der Gerechtigkeit, ihn die Koſten dieſer Mani⸗ 
pulation allein tragen zu laſſen. Es empfiehlt ſich daher die folgende Theſe: 

3. Dagegen iſt es nicht wünſchenswerth, der Hauptbank 

des Norddeutſchen Bundes die Privilegien der Stempel— 
freiheit und Portofreiheit, wie die Preußiſche Haupt— 
bank ſie beſeſſen hat resp. beſitzt, einzuräumen. Die 
durch ſolche Privilegien herbeigeführte Möglichkeit, Geld 
ſpeſenfrei zu transportiren, erſchwert der privaten 
Bankthätigkeit die Möglichkeit der Concurrenz. 

Für die Preußiſche Hauptbank war, wie für die überwiegend große 
Anzahl der Deutſchen Zettelbanken, der Grundſatz maaßgebend, daß ſie für 
den dritten Theil der von ihr emittirten Noten Deckung in baarem Gelde 
beſitzen mußten. Es ſchien bei den Regierungen zum Dogma geworden 
zu ſein, daß eine ſolche Art der Bedeckung einerſeits unentbehrlich, anderer⸗ 
ſeits aber auch hinreichend ſei. Dieſem Vorurtheil gegenüber iſt zu 
conſtatiren, daß auch nicht ein einziges Mal ein ernſthafter Verſuch gemacht 
worden iſt, theoretiſch nachzuweiſen, daß eine ſolche Art der Bedeckung 
ſich empfehle. Ebenſowenig hat die Praxis Anhaltspunkte geliefert, welche 
zur Empfehlung dieſer Bedeckungsnorm ausreichen können. Vielmehr läßt 
ſich der ſtrenge Nachweis führen, daß im Falle eines ſtarken Andranges 
auf den Baarbeſtand der Bank dieſes Princip unfehlbar Schiffbruch leiden 
müßte. Man ſetze den Fall, daß der Baarbeſtand der Preußiſchen Bank 
10 Millionen Thaler, ihre Notenemiſſion aber 120 Millionen Thaler 
betrage, und daß ihr nunmehr auch nur eine Zehnthaler⸗Note zur Gin- 
löſung präſentirt würde, ſo iſt die Bank in die Alternative verſetzt, entweder 
gegen die ſtatutariſche Beſtimmung der Drittels-Deckung zu verſtoßen, 
indem ſie die Note einlöſt, oder in den Zuſtand der Inſolvenz einzutreten, 
indem ſie die Einlöſung auf ſo lange hinausſchiebt, bis ſie gegen Noten 
34 Thaler in Silber angekauft haben wird. Es bietet aber auch die 
Drittels⸗Deckung nicht den geringſten Schutz gegen übermäßige Emiſſionen, 
da es in der Macht einer Bank ſteht, für Noten jeden beliebigen Betrag an 
Silber anzuſchaffen, falls ſie ſich nur zu jedem geforderten Preiſe verſteht; 
eine Sicherheit gegen eine übermäßige Notenemiſſion iſt vielmehr nur 
darin zu finden, daß der Betrag der ungedeckten Noten contingentirt wird. 
Gedeckte Noten ſind in jedem Betrage ungefährlich, ſie ſind nichts, als 
eine leicht transportable Anweiſung auf einen in den Gewölben der Bank 
aufbewahrten Baarſchatz. Neben dieſen gedeckten Noten iſt aber auch ein 
beſtimmter, nach den Umſtänden zu ermeſſender Betrag ungedeckter Noten 
völlig ungefährlich. Der Verkehr bedarf in jedem wirthſchaftlich entwickelten 
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Lande jeder Zeit eines gewiſſen Beſtandes an papiernen Zahlungsmitteln. 
Die Erfahrung hat gelehrt, daß zu jeder Zeit eine Notenemiſſion von 
etwa 60 Millionen Thalern in Preußen vor 1866 vollkommen beſchäftig 
werden konnte. Dieſe Summe von 60 Millionen Thalern wird ſich nach 
Erweiterung des Gebietes, in welchem die Hauptbank zu wirken hat, um 
eine entſprechende Summe, alſo auf etwa 80 Millionen Thaler ſteigern, 
und eine ungedeckte Notenemiſſion von dieſem Betrage iſt daher durchaus 
ungefährlich; ſelbſt durch den ſtärkſten Andrang auf den Baarſchatz wird 
das geſetzlich normirte Verhältniß niemals erſchüttert werden können, denn 
genau um daſſelbe Maaß, um welches ſich der Baarſchatz vermindert, ver⸗ 
mindert ſich gleichzeitig die Notenemiſſion, und die ſtatutariſche Beſtimmung 
. tft praktiſch immer durchführbar, ſobald der Betrag der ungedeckten Noten 
nicht zu hoch gegriffen iſt, ſelbſt mit der völligen Erſchöpfung des Baar⸗ 
ſchatzes der Bank würden nicht mehr Noten im Umlauf ſein, als der 
Verkehr nicht entbehren kann. Durch eine derartige Contingentirung wird 
aber der Gefahr vorgebeugt, daß in Zeiten der Kriſe die Papieremiſſion 
in das Ungemeſſene vermehrt wird. In Zeiten der Verkehrsſtockung 
bringt die Vermehrung papierner Zahlungsmittel eine ſcheinbare Linderung 
hervor, die indeſſen thatſächlich das verborgen ſchleichende Uebel nur 
erſchwert. Durch die Vermehrung der Papieremiſſion wird die Abwickelung 
ſolcher Geſchäfte hinausgeſchoben, die zur Erledigung gelangen müſſen, wenn 
die Kriſe getheilt werden ſoll. In der übermäßigen Ausgabe ungedeckter 
Noten, und zwar ſolcher, die von einer ſtaatlich anerkannten Bank ausgehen, 
liegt eine Selbſttäuſchung des geſchäftstreibenden Publikums über den 
Umfang der ihm zu Gebote ſtehenden Mittel, und es wird damit die 
Gefahr einer Entwerthung der Noten, welcher der Zwangscours auf dem 
Fuße zu folgen pflegt, herbeigeführt. Das Reſultat dieſer Betrachtungen 
faſſen wir zuſammen in die folgende Theſe: 

4. Das Princip der Dritteldeckung für die Notenaus gabe 
hat weder jemals eine genügende theoretiſche Begründung 
gefunden, noch iſt es durch die Erfahrung bewährt. Viel⸗ 
mehr würde daſſelbe nachweislich im Augenblicke eines 
ſtarken Andrangs auf den Baarbeſtand der Bank ſcheitern. 

Eine Sicherheit gegen übermäßige Noten-Emiſſion 
der Central-Bank kann nur darin gefunden werden, 
daß die Summe der ungedeckten Noten-Emiſſion contin⸗ 
gentirt wird. 

Wie bereits hervorgehoben, kann weder in dem Princip der Central⸗ 

bank, noch in demjenigen der Decentraliſation das ein für allemal theoretiſch 
Richtige erkannt werden. Es iſt die Möglichkeit nicht ausgeſchloſſen, daß 
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nach einer nicht allzu großen Anzahl von Jahren die allgemeine Meinung 
des geſchäftstreibenden Publikums ſich mit einer eben ſolchen Energie 
gegen das fernere Beſtehen einer Staatsbank ausſpricht, wie es unleugbar 
im gegenwärtigen Augenblick die Erhaltung einer folden befürwortet. 
Der Staat thut daher nicht klug, ſich auf eine lange Reihe von Jahren 
die Hände zu binden, vielmehr iſt das Privilegium nur auf eine kurze 
Friſt zu ertheilen. Sollte nach Ablauf dieſer Friſt die öffentliche Meinung 
ſich nicht geändert haben, ſo ſteht nichts im Wege, das Privilegium für 
eine neue Friſt zu verlängern, und es durch die kurze Bemeſſung dieſes 
Privilegiums ein Schaden nicht verurſacht; ſollte hingegen unter dem 
Einfluß der neu geſammelten Erfahrungen und tiefer gehender theoretiſcher 
Erörterungen die öffentliche Meinung alsdann gegen die Verlängerung 
dieſes Privilegiums ſein, ſo iſt dem Staate freie Hand gegeben, daſſelbe 
aufzuheben. Auf dieſe Erwägungen gründet ſich folgende Theſe: 

5. Bei der großen Wandlung, die in den Anſichten über 
die Bankfreiheit vor ſich geht und vorausſichtlich in der 
nächſten Zeit noch vor ſich gehen wird, ift es wünſchens— 
werth, das Privilegium der Centralbank nur auf eine 
kurz bemeſſene Zeit (etwa 12 Jahre) zu verleihen. 

Eines der ſchwerſten Uebel, an denen die Entwickelung des Bankweſens 
in Deutſchland gekrankt hat, iſt die große, man darf ſagen, übermäßige 
Emiſſion von Staatspapiergeld. Daß derartige papierne Zahlungsmittel 
nicht empfehlenswerth ſind, unterliegt nach dem heutigen Standpunkt der 
öffentlichen Meinung einem Zweifel nicht mehr. In dem Ausdrucke 
„Papiergeld“ liegt ein innerer Widerſpruch. Geld iſt nur aus Edel⸗ 
Metall herzuſtellen, aus Papier laſſen ſich nur Urkunden herſtellen. Ein 
jeder Zeit einlösbares und mit Zwangscours nicht verſehenes Papiergeld 
iſt im Weſentlichen nichts anderes, als eine Banknote, deren Emittent 
der Staat iſt. Die Staatskaſſe aber iſt zum Betriebe von Bankgeſchäften 
nicht berufen; wo vielmehr der Staat es für angemeſſen hält, das Bank⸗ 
geſchäft zu betreiben, hat er dafür ein eigenes Inſtitut in Geſtalt einer 
Hauptbank niederzuſetzen. Wo indeſſen Staatspapiergeld gar mit dem 
Zwangscours verſehen oder ſeine Einlöſung verweigert wird, befindet man 
ſich auf der abſchüſſigen Bahn zu einer entwertheten Valuta. Die ſtarke 
Emiſſion von Staatspapiergeld in dem heutigen Deutſchland iſt theilweiſe 
eine Folge unſerer ſtaatlichen Zerriſſenheit, in welcher die kleinen Staaten 
zu dem Princip der Fiscalität ſich hingedrängt ſehen, theilweiſe aber auch 
eine Folge unſerer Silberwährung, welche die Leiſtung größerer Zahlungen 
in Edelmetall zu einem läſtigen, mit Riſico verbundenen und zeitraubenden 
Geſchäfte macht. Beide Uebelſtände gehen ihrer Beendigung entgegen. 
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Es kann keinem Zweifel mehr unterliegen, daß in nicht gar zu ferner 
Zeit Deutſchland die Gold- oder wenigſtens die Doppelwährung haben 
wird, und das alsdann ſolche Zahlungen, die heutzutage durch Staats⸗ 
Papiergeld geſchehen, leicht in Gold werden vollzogen werden können, daß 
aber die Fiscalität der Einzelſtaaten nicht mehr die Macht haben werde, 
die Circulation der Zahlmittel in Deutſchland zu verwirren, dafür bürgt 
die Norddeutſche Bundesverfaſſung. Es empfiehlt ſich, mit der all⸗ 
mählichen Einziehung des Staats⸗Papiergeldes in ſolchem Maaße vorzu⸗ 
gehen, daß dieſelbe in demſelben Augenblicke vollendet iſt, wo auch das 
Privilegium der neu zu begründenden Bundesbank erliſcht. Hierauf grün⸗ 
det ſich folgende Theſe: 

6. Die Zeit, innerhalb deren dies Privilegium gilt, if 
dazu zu benutzen, im Anſchluß an die Einführung der 
Goldwährung, ſämmtliches von den Staaten des Nord— 
deutſchen Bundes emittirte Papiergeld einzuziehen. 

Die Emiſſion von ſogenanntem Staats-Papiergeld 
iſt geeignet, den Unterſchied zwiſchen Geld und Werth— 
papieren zu verwirren und einer geſunden Entwickelung 
des Bankweſens unüberwindliche Schwierigkeiten in den 
Weg zu legen. 

Daß ein Rechtsſtaat erworbene Rechte heilig halten wird, bedarf 
einer näheren Begründung nicht. Die Conceſſionen und Privilegien zu 
Zettelbanken, welche einmal ertheilt ſind, müſſen darum aufrecht erhalten 
werden, ſo exorbitant auch einzelne derſelben, namentlich in Beziehung auf 
die Friſt, auf welche ſie lauten (bis zu 90 Jahren) erſcheinen. Wohl 
aber iſt es eine Aufgabe des Staates, darüber zu wachen, daß jede Bank 
den von ihr übernommenen Verpflichtungen mit eben ſo peinlicher Gewiſſen⸗ 
haftigkeit nachkommt, wie ihre Berechtigungen geachtet und gehalten werden. 
Eine Zettelbank hat vor Allem die Verpflichtung, jede ihr präſentirte Note 
ſofort gegen baares Geld einzulöſen. Sie darf weder durch die Höhe der ihr 
präſentirten Summe, noch durch die mechaniſche Schwierigkeit, dieſelbe bei 
einem größeren Andrange ſofort auszuzahlen, ſich zurückhalten laſſen, ihren 
Verpflichtungen pünktlich nachzukommen. Die Nichteinlöſung einer präſentirten 
Note iſt thatſächlich der Zuſtand der Inſolvenz, und dieſem muß die ſo⸗ 
fortige Eröffnung des Concurſes, die ſofortige Stellung der Bank unter 
gerichtliche Verwaltung folgen. Hierüber ſind gemeinſame und ſtrenge Beſtimm⸗ 
ungen in das Leben zu rufen. Darauf gründet ſich die folgende Theſe: 

7. Ertheilte Bank-Privilegien und Conceſſionen find ge: 
wiſſenhaft zu achten, jedoch ein ſtrenges Verfahren gegen 
ſolche Banken, welche ihre Verpflichtungen, namentlich 
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auch in Beziehung auf die Einlöfung präſentirter Noten 
nicht erfüllen, vorzuſchreiben. 

Es kann keinem Zweifel unterliegen, daß einzelne der in den kleineren 
Deutſchen Staaten conceſſionirten Zettelbanken ihren Geſchäftsberrieb in 
einer Weiſe ausgedehnt haben, welche einer ſoliden Geſchäftsführung nicht 
entſpricht. Die Schwierigkeit, die Geſchäftsführung einer ſolchen Bank 
durch das Publikum zu controliren, hat darin gelegen, daß es an der 
Möglichkeit fehlte, die von ihr emittirten, im Verkehr überſchüſſigen Noten 
ihr prompt zu präſentiren. Darauf gründet ſich die Erſcheinung, daß ein 
großer Theil dieſer Noten in Gegenden, die von dem Sitze der Bank 
weit entfernt liegen, mit Damno circuliren. Die Norddeutſche Hauptbank 
wird es zu ihrer Aufgabe machen müſſen, an jedem der Orte, wo eine 
Privat⸗Zettelbank beſteht, eine Filiale zu errichten, um mittelſt derſelben 
die Präſentation der Noten zu ermöglichen. Daß eine Privatbank es ſich 
verbittet, daß ihre Noten bei der Hauptbank angenommen werden und ſo 
die Präſentation ihrer Noten erſchwert oder vermeidet, iſt ein unregel⸗ 
mäßiger Zuſtand, dem durchaus entgegengetreten werden muß. In Deutſch⸗ 
land emittirte Noten dürfen in Deutſchland entweder nur zum vollen 
Werthe oder gar nicht umlaufen. Die Bank des Norddeutſchen Bundes 
muß daher an dem Princip feſthalten, alle in Deutſchland emittirten Pri⸗ 
vatzettel als Zahlung anzunehmen, ſo lange dieſelben an der emittirenden 
Stelle zum vollen Betrage eingelößt werden, während auf die Nichtein⸗ 
löſung des Betrages die Rechtsfolgen des Concurſes und damit die Schließung 
des Betriebes dieſer Bank erfolgt. Dieſem Gedanken iſt Ausdruck gegeben 
in folgender Theſe: 

8. Aufgabe der Hauptbank wird es ſein, durch Sinken 

eines regelmäßigen Noten-Aus tauſches die Geſchäfts— 
führung der übrigen Zettelbanken auf die Probe zuſtellen. 

Wir ſtehen nunmehr vor der Frage, ob neben der Hauptbank und 
neben den bisher conceſſionirten Zettelbanken auch neu zu gründende Banken 
die Erlaubniß erhalten ſollen, Zettel zu emittiren. Dieſe Frage ſcheint 
weſentlich aus zwei Gründen bejaht werden zu müſſen. Zunächſt iſt eine 
in Deutſchland faſt allgemein herrſchende Vorſtellung, daß ein ausgedehn⸗ 
ter Bankbetrieb nur dann lohnend ſein kann, wenn der Bank die Befug⸗ 
niß der Zettelausgabe zuſteht. Mag dieſe Vorſtellung richtig oder irrig 
ſein, ſie muß aus dem Grunde bis auf einen gewiſſen Grad geachtet 
werden, weil ihre Verletzung die Entwickelung des Bankweſens hintanhal⸗ 
ten würde. Zweitens aber will und ſoll der Bund ſich die Berechtigung 
vorbehalten, zu einem ſpäteren Zeitpunkte von dem Princip centraliſirter, 
zu demjenigen decentraliſirter Bankthätigkeit überzugehen. Der Uebergang 
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von dem einen zu dem andern Syſtem würde völlig unvermittelt erfolgen, 
wenn nicht inzwiſchen das Publicum Gelegenheit hätte, ſich an die Circu⸗ 
lation von Privatzetteln zu gewöhnen. Sobald die Sicherheit vorherrſcht, 
daß die Nichteinlöſung präſentirter Noten zur ſofortigen Schließung der 
Bank führen wird, iſt die Circulation von Privatnoten mit weſentlichen 
Gefahren nicht verbunden. Der vielfach betonten Schwierigkeit, daß das 
Umlaufen einer großen Anzahl verſchiedener Zettel Verwirrung in den 
Verkehr zu bringen geeignet fei, ließe fih dadurch vorbeugen, das ſämmt⸗ 
liche Privatnoten in ein und derſelben Druckerei, auf demſelben Papier, 
mit gleichem Druck und in gleichem Format hergeſtellt werden, ſo daß 
der emittirenden Bank nur übrig bleibt, Ort, Firma und Unterſchrift hin⸗ 
zuzufügen. Die Befugniß zur Zettelausgabe darf freilich keine ſchranken⸗ 
loſe ſein. Bisher gilt in faſt allen Deutſchen Staaten das Princip, daß 
dieſe Befugniß nur durch eine Conceſſion erworben werden kann. Es iſt 
die Frage aufzuwerfen, ob dieſer Grundſatz beibehalten werden ſoll, oder 
ob an Stelle der Conceſſionen durch ein Geſetz gewiſſe Normativ⸗Beding⸗ 
ungen dergeſtalt feſtgeſetzt werden ſollen, daß unter Innehaltung derſelben 
die Emiſſion von Zetteln allgemein erlaubt ſei. Wir glauben für den 
letzteren Weg uuns ausſprechen zu müſſen. Dieſelben Grundſätze, nach 
denen die Verwaltungspraxis bei Ertheilung von Conceſſionen ſich richtet, 
können in die Form geſetzlicher Beſtimmungen umgegoſſen werden. Es 
würde bei der Aufhebung der Conceſſionspflicht allerdings die Möglichkeit 
fortfallen, die Umſicht und Solidität der Gründer einer Prüfung zu unter⸗ 
werfen und die thatſächliche Frage zu prüfen, ob für die Errichtung einer 
Bank ein Bedürfniß vorliegt. Auf dieſe beiden Mängel iſt indeſſen ein 
großes Gewicht nicht zu legen. Die Solidität der Unternehmer kann nur 
in dem Augenblick der Conceſſions⸗Ertheilung geprüft werden, während 
die Solidität des andauernden Geſchäftsbetriebes ſich einer fortlaufenden 
Controle entzieht. Die Frage, ob ein thatſächliches Bedürfniß für die 
Errichtung einer neuen Bank vorliegt, wird ſich der Regel nach mit 
völliger Sicherheit dadurch beantworten, ob das für die Gründung der 
Bank erforderliche Stamm⸗Capital gezeichnet wird und daher im Verkehr 
für den bezeichneten Zweck disponibel iſt. Eine Normativ⸗Bedingung, 
welche vorſchriebe, daß eine Zettelbank nicht eher in Betrieb geſetzt werden 
darf, als bis das gezeichnete Stamm⸗Capital vollſtändig eingezahlt 
iſt, würde daher völlig dem Zwecke genügen. Gegen die Conceſſionspflicht 
in Beziehung auf den Bankbetrieb, ſprechen ganz dieſelben Umſtände, welche 
gegen die Conceſſionspflicht auf anderen Zweigen der wirthſchaftlichen 
Thätigkeit vielfach und jüngſt noch bei der Gelegenheit erörtert ſind, als 
es fih um die Frage handelte, ob es zur Errichtung von Actien-Gefell: 
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haften einer Conceſſion bedürfen fol. Eine nähere Erörterung des wünſchens⸗ 
werthen Inhalts dieſer Normativ⸗Bedingungen würde erſt dann zweckmäßig 
ſein, wenn über die bisher entwickelten Grundſätze eine Einigung ſtattge⸗ 
funden hat. Ein Princip ſcheint vor Allem noch in den Vordergrund 
geſtellt werden zu müſſen, nämlich, daß die Coupure der Privatnoten eine 
nicht zu kleine ſei. Die Zahlung durch papierne Mittel ſoll erſt dann 
eintreten, wenn diejenige durch Edelmetell zu große Schwierigkeiten darbietet. 
Mit Rückſicht darauf, daß nach Einführung der Goldwährung baares Geld 
in Appoints von etwa 10 Thlrn. ausgeprägt werden wird, empfiehlt es 
ſich, den kleinſten Appoint der Banknoten auf 25 Thlr. feſtzuſetzen. In 
Betreff der Geſammtſumme der auszugebenden Privatzettel iſt von manchen 
Seiten eine Contingentirung des ungedeckten Notenumlaufs, auch der Pri⸗ 
vatbanken, in Anregung gebracht worden. Eiue ſolche Maßregel würde 
aber zur Folge haben, daß wenn dieſe Geſammtſumme erreicht iſt, neue 
Privatzettelbanken überhaupt nicht mehr errichtet werden können. Es würde 
hierdurch ein tiefer Bruch in das Princip der Bankfreiheit erfolgen. Ein 
befriedigender Ausweg ließe ſich vielleicht in der Art finden, daß der Ge⸗ 
ſammtbetrag des Noten⸗Umlaufs einer jeden Bank, des gedeckten wie des 
ungedeckten, auf einen aliquoten Theil ihres Stammcapitals, etwa 1/3, 
contingentirt wird; dabei werde vorausgeſetzt, daß nur ſolche Banken zur 
Emittirung von Zetteln überhaupt zugelaſſen werden, die mit einem be⸗ 
ſtimmten voll gezeichneten Stamm⸗Capital vor das Publitum hintreten, 
etwa ein Jahr lang ohne Notenausgabe arbeiten und während dieſer Zeit 
durch regelmäßige Veröffentlichung ihres Status nach einem vorge⸗ 
ſchriebenen Formular nachweiſen, daß ſie ihr Gründungscapital ausſchließ⸗ 
lich in wirklich bankmäßigen Geſchäften, d. h. im Wechſel⸗ und Lombardverkehr, 
arbeiten laſſen und an demſelben eine Einbuße nicht erlitten haben. Auf 
Grund aller dieſer Erwägungen empfiehlt ſich als letzte Theſe die 
folgende: | 
9. Die Einrichtung neuer Zettel: Banten tft nicht an Con- 
ceffionen, ſondern lediglich an die Innehaltung 
von Normativ-Bedin gungen zu knüpfen. 

Dieſe Normativ- Bedingungen haben u. A. das Mi- 
nimum der Coupure feſtzuſetzen und zu beſt immen, daß 
die Noten-Emiſſion einen aliquoten Theil des Stamm— 
Capitals nicht überſchreitet. 


— — ͤ — 
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Motive zu dem Entwurf des Geſetzes über die Ausgabe 
von Banknoten 


vom 27. März 1870. 


Nach Artikel 4. No. 4. der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes 
unterliegen der Bundesgeſetzgebung die allgemeinen Beſtimmungen über 
das Bankweſen. 

Der Erlaß dieſer allgemeinen Veſtimmungen kann für das laufende 
Jahr nicht in Ausſicht genommen werden. Es würde bei Feſtſtellung der⸗ 
ſelben in erſter Linie die Regelung der Befugniß zur Notenausgabe in 
Betracht kommen. Für die in dieſer Beziehung zu treffenden Beſtim⸗ 
mungen iſt das Bedürfniß des Verkehrs nach Zahlungsmitteln in Bankno⸗ 
tenform von entſcheidender Bedeutung. Nun erzeugt bekanntlich die aus⸗ 
ſchließlich geltende Silberwährung wegen des im Verhältniß zum Werthe 
großen Gewichts dieſes Münzmetalls ein umfangreiches Bedürfniß nach 
Zahlungsmitteln in Papiergeld⸗ oder Banknotenform, welches nicht in 
dem Maaße vorhanden ſein würde, wenn ein geſetzlicher Umlanf von 
Goldmünzen beſtände. Es ergiebt fih hieraus, daß die bezeichnete Be- 
dürfnißfrage ſich daraus anders ſtellen wird, je nachdem bei der in Ausſicht 
genommenen Regelung des Münzweſens die alleinige Silberwährung 
beibehalten, oder zur Einführung von Goldmünzen als geſetzlichen Zahl⸗ 
ungsmitteln übergegangen werden wird. Ebenſo, wie die bezeichnete Be- 
dürfnißfrage ſteht auch die überaus wichtige geſetzliche Feſtſtellung des 
geringſten zuläſſigen Banknotenapoints mit dem geltenden Münzſyſtem in 
untrennbarem Zuſammenhange. 

Hiernach würde eine bundesgeſetzliche Feſtſtellung der allgemeinen 
Beſtimmungen über das Bankweſen vor der Regelung des Münzweſens 
ſich nur dann rechtfertigen laſſen, wenn eine n der letzteren 
in ſehr entfernter Ausſicht ſtände. 

Dieſes iſt nicht der Fall. Vielmehr hat der Burdesrath geglaubt, 
die Vorbereitungen zu einer Ordnung des Münzweſens nicht länger hinaus⸗ 
ſchieben zu dürfen und deshalb zunächſt beſchloſſen, zum Zwecke der Erör⸗ 
terung der Verhältniſſe, welche bei der Ordnung des Münzweſens in 
Frage kommen, eine Enquête anftelen zu laffen. Die Ausführung dieſes 
Beſchluſſes ſteht noch im Laufe dieſes Jahres in Ausſicht. Ein beſtimmter 
Termin für die geſetzliche Ordnung des Münzweſens läßt ſich hiernach 
allerdings noch nicht feſtſtellen, allein die Ordnung des Münzweſens iſt 
doch mit ſolcher Beſtimmtheit für eine nicht mehr ferne Zukunft in Ausſicht 
zu nehmen, daß es ungerechtfertigt ſein würde, ſchon jetzt die allgemeinen 
Beſtimmungen über das Bankweſen zu erlaſſen und hierdurch zugleich für 
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die nach Ordnung der Münzfrage dennoch unvermeidliche Reviſion dtefer 
Beſtimmungen neue Schwierigkeiten zu ſchaffen. 

Der Gang der Angelegenheit iſt hiernach ſo weit vorgezeichnet, daß 
der Ordnung der Münzfrage, alſo auch der Bankfrage, früheſtens im 
Laufe des Jahres 1871 entgegengeſehen werden kann. 

Die ſachlichen Schwierigkeiten, welche auch nach Erledigung der 
Münzfrage der bundesgeſetzlichen Regelung des Bankweſens entgegenſtehen, 
ſind unverkennbar. Sie liegen theils in der Materie ſelbſt, theils in der 
Geſtaltung, welche das Bankweſen im Gebiete des Norddeutſchen Bundes 
während der letzten beiden Jahrzehnte allmälig erhalten hat. Denn die 
bundesgeſetzliche Regelung der Befugniß zur Notenausgabe wird dadurch 
ungemein erſchwert, daß jene Befugniß den beſtehenden Banken auf zum 
Theil ſehr lange Perioden unwiderruflich verliehen iſt. Die Schwierigkeit 
einer gleichmäßigen Ordnung auf der Grundlage einheitlicher Principien 
wächſt mit den Umfange, welchen die für längere Zeit erworbenen Con⸗ 
ceſſionen zur Zeit der Feſtſtellung der allgemeinen Beſtimmungen über das 
Bankweſen genommen haben. Es find Anzeichen dafür vorhanden, daß der 
Speculationsgeiſt ſich mehr, als dies ſeit dem Jahre 1857 der Fall ge⸗ 
weſen, der Gründung notenausgebender Banken zuzuwenden anfange, und 
es tft damit die Gefahr nahe "gelegt, daß die ſchon bedeutenden Schwierig⸗ 
keiten bis zu dem Zeitpunkte, wo eine bundesgeſetzliche Regelung des 
Bankweſens möglich wird, ſich noch erheblich ſteigern werden. 

Angeſichts des Umſtandes, daß bis zu dieſer Regelung noch geraume 
Zeit vergehen wird, tritt daher an die Bundesgeſetzgebung die dringende 
Aufgabe heran, Vorſorge zu treffen, daß der zu befürchtenden Vermehrung 
der Schwierigkeiten durch Schaffung neuer und Erweiterung beſtehender 
Notenprivilegien vorgebeugt werde. Die Aufgabe iſt mit anderen Worten 
die, durch geſetzliche Vorkehrung die im Bundesgebiete beſtehenden Befug⸗ 
niſſe zur Ausgabe von Banknoten bis zum Erlaß der allgemeinen bundes⸗ 
geſetzlichen Beſtimmungen über das Bankweſen auf ihren gegenwärtigen 
Beſtand zu beſchränken. 

Dieſen Hauptzweck ſucht der vorliegende Geſetz⸗Entwurf dadurch zu 
erreichen, daß er bis zu dem Erlaß jener allgemeinen Beſtimmungen den 
Erwerb der Befugniß zur Ausgabe von Banknoten durch neu zu be⸗ 
gründete und die Erweiterung dieſer Befugniß für beſtehende Banken neben 
der Genehmigung der Landesregierung von einem Bundesgeſetze abhängig 
macht. Zugleich will er der künftigen Bankgeſetzgebung des Bundes die 
Wege dadurch ebenen, daß die Verlängerung beſtehender Notenprivilegien 
bei ihrem ſtatutenmäßigen Ablauf oder beim Eintritt ihrer Kündbarkeit 
nur unter dem Vorbehalt der Kündbarkeit mit einjähriger Friſt erfolgt. 
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Der durchaus interimiſtiſche Charakter des Geſetzes findet feinen 
prägnanten Ausdruck in der Beſtimmung des §. 6., nach welcher das 
Geſetz nur bis zum 1. Juli 1872 Gültigkeit haben ſoll. 

Ueber die gegenwärtig beſtehenden Befugniſſe zur Ausgabe von Bank⸗ 
noten hat Folgendes feſtgeſtellt werden können. 

Die Preußiſche Bank iſt befugt, Noten nach Bedürfniß ihres Ver⸗ 
kehrs auszugeben; es muß jedoch nach den Beſtimmungen der Bankordnung 
vom 5. October 1846 (Preuß. Geſetz-Sammlung S. 435) und des 
Geſetzes vom 7. Mai 1856 (Geſetz-Samml. S. 342) außer den zu den 
übrigen Geſchäften nöthigen Baarfonds und Effecten der im Umlauf 
befindliche Betrag zu mindeſtens einem Drittheil durch baares Geld oder 
Silberbarren, im Uebrigen durch discontirte Wechſel, an deren Stelle bis 
zur Höhe von ½ Millionen Staatspapiere und Lombardforderungen treten 
können, gedeckt ſein. 

Thatſäch lich hat die Verwaltung der Bank bisher darauf gehalten, 
daß der in ihren Händen befindliche Baarſchatz einen namhaft größeren 
Theil ihres Notenumlaufs ausmache. 

Von den Noten dürfen 10 Millionen Thaler in Apoints zu 10 
Thlrn. ausgegeben werden. Im Uebrigen iſt das Minimum der Apoints 
20 Thlrn. feſtgeſetzt. 

Das Notenprivilegium der. Preußiſchen Bank bietet der Geſetzgebung 
des Bundes deshalb keine Schwierigkeiten, weil es zum 1. Januar 1871 
kündbar iſt, alſo dafür geſorgt werden kann, daß mit der Ordnung des 
Bankweſens durch Bundesgeſetz eine Revifion der Bankordnung eintrete. 

Die neun Privatzettelbanken in den alten Provinzen Preußens ſind 
zur Emiſſion von je Einer Million Thaler Noten befugt. Die Conceſſion 
derſelben iſt regelmäßig nur auf 10 Jahre ertheilt und außerdem in ihrer 
Dauer an den unveränderten Fortbeſtand der Bankordnung vom 7. Octo- 
ber 1846 gebunden, ſo daß ihre Statuten zugleich mit der Bankordnung 
einer Reviſion unterworfen werden können. 

In den neu erworbenen Provinzen Preußens beſtehen die drei Pri⸗ 
vatzettelbanken zu Frankfurt, Hannover und Homburg, welche zu einer 
Noten⸗Ausgabe von beziehungsweiſe 30 Millionen Gulden, 4 Millionen 
Thalern und 1 Millionen Gulden, alſo zuſammen von 21,714,285 
Thalern befugt ſind. Das Notenprivilegium läuft bei der Frankfurter 
Bank bis 1879, bei der Hannoverſchen und der Homburgiſchen bis 1906. 

Im Königreich Sachſen beſtehen fünf notenausgebende Banken: 
die Leipziger Bank, die Sächſiſche Bank in Dresden, die Bautzener Bank, 
die Chemnitzer Stadtbank und der Leipziger Caſſen⸗Verein. 

Die Befugniß der Leipziger Bank zur Ausgabe von Noten iſt 
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auf einen beſtimmten Betrag nicht beſchränkt, jedoch ift durch Statuten- 
nachtrag vom 5. December 1863 beſtimmt, daß die im Umlauf befindlichen 
Banknoten und Bank⸗Caſſenſcheine und die ohne vorherige Kündigung jeder⸗ 
zeit oder nach einer kürzeren als dreimonatlichen Kündigungsfriſt rückzahl⸗ 
baren Depoſiten bis zum Geſammtbetrage von 6 Millionen Thalern zur 
Hälfte, der über 6 Millionen Thaler hinausgehende Betrag aber zu zwei 
Drittheilen durch gemünztes oder ungemünztes Silber, im Uebrigen durch 
Wechſel und discontirte Anweiſungen gedeckt ſein müſſen. Die Noten lauten 
auf Thalerwährung und ſind in Apoints von 10 Thalern und darüber 
ausgeſtellt. Das Privilegium der Bank läuft bis zum Jahre 1879, jedoch 
iſt bei der Conceſſions⸗Ertheilung vorbehalten, die der Bank ertheilten 
Privilegien und Rechtsexempionen nach Gelegenheit von Zeit und Umſtänden 
zu mehren, zu mindern oder ganz wieder aufzuheben. 

Ebenſo iſt die Notenausgabe⸗Befugniß der Sächſiſchen Bank zu 
Dresden in dem Geſammtbetrage der auszugebenden Noten nicht beſchränkt, 
indeß muß der Gegenwerth der im Umlauf befindlichen Banknoten, ſowie 
der jederzeit ohne vorherige Kündigung oder vor Ablauf dreier Monate 
rückzahlbaren Depoſiten ſtets zu einem Drittheil in baarem Courantgelde 
oder Silberbarren vorhanden ſein; ein Sechstheil kann durch Lombard⸗ 
forderungen, der Reſt muß durch Geld oder bankmäßige Wechſel, die 
höchſtens noch drei Monate zu laufen haben, gedeckt ſein. Die Noten⸗ 
Apoints lauten auf 10—500 Thaler. Das Privilegium der Bank läuft 
bis 1910, jedoch iſt der Bank bei der Verlängerung ihres Privilegs zur 
Pflicht gemacht, ſich vom 18. Juli 1890 ab, als dem Termin, mit welchem 
ihr älteres Privilegium aufhört, jeder von jetzt ab etwa erfolgenden bun⸗ 
desgeſetzlichen Regulirung der Bankfrage ohne Cntſchädigung zu unterwerfen. 

Die Landſtändiſche Bank zu Bautzen hat die Befugniß, Eine Million 
Thaler Noten auszugeben. 

Die Chemnitzer Stadtbank ift befugt, Creditſcheine in Apoints 
zu 1 Thaler, bis zum Geſammtbetrage von höchſtens 300,000 Thalern 
auszugeben. Ihr Privilegium läuft bis März 1874. 

Der Leipziger Caſſenverein iſt bis 1892 berechtigt, Noten im 
Geſammtbetrage von 1,000,000 Thalern auszugeben, jedoch nur in Apoints 
von 100 Thalern und mehr. 

In Mecklenburg⸗Schwerin beſitzt die Bank zu Roſtock die Be⸗ 
fugniß zur Ausgabe von 1¼ Millionen Thaler Banknoten. Ueber die 
Dauer des Privilegiums liegen Nachrichten nicht vor. 

Im Großherzogthum Sachſen beſitzt die Weimariſche Bank die Befug⸗ 
niß zur Ausgabe von Banknoten in einem, ihrem eingezahlten Actien⸗Capitale 


(5 Millionen Thaler) gleichen Geſammtbetrage; ihr Privilegium läuft bis 1953 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 10 
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In Oldenburg iſt der Oldenburgiſchen Landesbank die Ausgabe von 
2 Millionen Thalern Staats⸗ Papiergeld in Apoints zu 10 und 5 Thalern 
mit der entſprechenden Einlöſungspflicht übertragen. Da die Bank das 
Papiergeld zur Vermehrung ihrer Betriebsfonds benutzt, ſo hat daſſelbe 
den Charakter von Banknoten, für welche der Staat die Garantie trägt. 
Der Gründungsvertrag läuft bis 1878. 

In Braunſchweig beſitzt die Braunſchweigiſche Bank die Befugniß 
zur Ausgabe von Banknoten in Apoints von 10 Thalern und darüber, 
im Geſammtbetrage von 4,500,000 Thalern. Zur Baareinlöſung muß 
ſtets für 3Y Million Thaler umlaufender Noten der vierte Theil, darüber 
hinaus der dritte Theil des umlaufenden Mehrbetrages in der Bank vor⸗ 
räthig ſein. Außer dieſen zunächſt zur Einlöſung beſtimmten Baarfonds 
muß immer der ganze Betrag der in Umlauf geſetzten Noten in leicht 
realiſirbaren Valuten d. h. ſolchen, welche ſpäteſtens binnen drei Monaten 
eingezogen werden können, oder in Gelde in der Bank vorräthig ſein. 
Das Privilegium läuft bis 1952. 

In Sachſen-Meiningen hat die Mitteldeutſche Creditbank zu 
Meiningen die Befugniß, bis zum vollen Betrage des eingezahlten Actien⸗ 
capitals Banknoten in Apoints von mindeſtens zehn Thalern auszugeben, 
die zu einem Drittheil mit baarem Gelde oder Gold- oder Silberbarren 
gedeckt ſein müſſen. Die zuläſſige Höhe des Notenumlaufs beträgt jetzt 
5 Millionen Thaler. Das Privilegium läuft bis 1956. 

In Sachſen-Coburg-Gotha beſitzt die Privatbank zu Gotha die 
Befugniß zur Ausgabe von Banknoten in unbeſchränktem Umfange; jedoch 
darf der Geſammtbetrag der umlaufenden Noten nicht den Betrag der 
diskontirten und angekauften Wechſel überſteigen und muß bis zur Höhe 
des eingezahlten Capitals (1,400,000 Thaler) zu einem Drittheil, darüber 
hinaus zur Hälfte durch baares Geld oder Gold- oder Silberbarren gedeckt fein. 
Die Noten lauten auf Thalerwährung, doch darf die Bank auch Noten 
ausgeben, welche auf andere Deutſche Landeswährungen lauten. Der Mini- 
malbetrag der Apoints iſt 10 Thaler und es darf höchſtens die Hälfte 
des Betrages der umlaufenden Noten auf dieſen Betrag lauten. Das 
Privilegium der Bank läuft bis 1946. 

In Anhalt beſitzt die Anhalt-Deſſauiſche Landesbank die Befugniß 
zur Ausgabe von 1 Mill. Thaler Banknoten; davon ½ Million in Noten 
zu 1, 2 und 5 Thalern, ½ Million in Noten zu 10 Thalern. Die 
Dauer des Privilegiums iſt nicht beſtimmt. 

In Schwarzburg-Sondershauſen beſitzt die Thüringiſche 
Bank die Befugniß zur Ausgabe von Banknoten in einem ihrem einge- 
zahlten Actiencapitale gleichen Betrage, wovon ¼ durch baares Geld, der 
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Reſt durch Wechſel und leicht realiſirbare Effecten gedeckt fein muß. 
Minimum der Notenapoints: 20 Thaler. Das Capital beträgt gegenwärtig 
2 Mill. Thaler und kann nur mit Genehmigung der Staatsregierung 
vermehrt werden. Die Zeitdauer des Privilegiums iſt nicht beſchränkt. 

In Reuß j. L. beſitzt die Geraer Bank eine ihrem Umfange nach 
unbeſchränkte Notenausgabe-Befugniß; jedoch muß die bis zur Höhe des 
eingezahlten Actiencapitals ausgegebenen Banknoten ein Drittheil, für alle 
darüber hinans auszugebenden Banknoten die Hälfte des Betrages derſelben 
durch baare Fonds repräſentirt ſein. Die Noten dürfen auf 1, 5, 10, 
50 und 100 Thaler lauten. Das Privilegium der Bank dauert bis 1953. 

In Schaumburg-Lippe beſitzt die Niederſächſiſche Bank zu 
Bückeburg eine ihrem Umfange nach unbeſchränkte Befugniß zur Ausgabe 
von Banknoten, mit der Maaßgabe, daß für ein Drittheil der umlaufenden 
Noten baare Deckung vorhanden, der Reſt durch gute nicht über drei 
Monate laufende Wechſel oder gute, einen Börſencours habende Effecten 
gedeckt ſein muß. Die Noten dürfen auf Thaler, Mark Banco, Louisd'or, 
Süddeutſche, Oeſtecreichiſche und Holländiſche Währung lauten. Das 
Privilegium der Bank dauert bis 1956. 

In Lübeck beſtehen zwei notenausgebende Banken: 

die Lübecker Privatbank mit der Befugniß, bis zum doppelten 
Betrage ihres eingezahlten Capitals Noten in Thalerwährung in Apoints 
von nicht unter 10 Thalern auszugeben. Ein Viertheil der umlaufenden 
Noten muß baare Deckung haben. Das eingezahlte Capital beträgt 1 Mill. 
Mark Courant, die zuläſſige Noten-Emiſſion alfo 800,000 Thaler; das 
Privilegium läuft bis 1890; 

die Lübecker Commerzbank mit der Befugniß zur Ausgabe von 
800,000 Thalern auf Thalerwährung lautenden Banknoten in Apoints 
von nicht unter 10 Thalern, vonwelchen ein Drittheil baare Deckung 
haben muß. Das Privilegium läuft bis 1906. 

In Bremen endlich beſitzt die Bremer Bank die Befugniß zur 
Ausgabe von Banknoten bis auf Höhe des eingezahlten Actiencapitals und 
des Reſervefonds, mit baarer ¼ Deckung. Das Actien⸗Capital beträgt 
5 Mill. Thaler Gold und kann nur mit Genehmigung des Senats erhöht 
werden. Der Reſervefonds ſtellt ſich nach dem Abſchluß vom 31. December 
1869 auf 132,411 Thaler Gold, die Höhe der zuläſſigen Noten⸗Emiſſion 
alſo auf 5,132,410 Thaler Gold. Die Noten lauten auf Goldwährung; 
ein Emiſſion von auf Silber lautenden Noten iſt mit Genehmigung des 
Senats zuläſſig. Das Minimum der Apoints iſt 5 Thaler; nur 10 
Procent des zuläſſigen Notenumlaufs dürfen in Minimal⸗Apoints umlaufen. 
Die Dauer des Privilegiums iſt unbeſchränkt. 

10* 
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Von den hier aufgeführten nichtpreußiſchen Banken find fünf in 
dem Umfange ihrer Notenausgabe nicht beſchränkt, die übrigen dreizehn 
haben eine Befugniß zur e im Betrage von zuſammen 
30,295,000 Thalern. 

Im Ganzen Bundesgebiete iſt die Notenemiſſions⸗ Befugniß von 
ſechs Banken unbeſchränkt, von 25 ferneren Banken auf zuſammen 
61,000,000 Thlr. abgegrenzt. 

Die ſämmtlichen 31 Banken des Bundesgebietes (abgeſehen von 
einzelnen kleinen Inſtituten, deren Notenumlauf ſich auch annäherungsweiſe 
nicht feſtſtellen ließ) hatten nach den Monatsberichten vom 21. Januar 
d. J. im Ganzen u 

212,508,400 Thaler 
Noten im Umlauf davon, 


die Preußische Bank 142,222,000 Thlr. 
die übrigen B anke . 70,286,400 „ 
zuſwammen 212,508,400 Thlr. 


Dagegen betrugen die Vorräthe an baarem Gelde und Edelmetallen: 
bei der Preußiſchen Bank . 78,333,000 Thlr. 
oder 557% des Notenumlaufs, 
bei den übrigen Banken . 32,807,800 „ 
oder 46,37% des Notenumlaufs, 
bei ſämmtlichen Bankbeettteeeeen . 111,140,800 „ 
oder 52,99%, des Notenumlaufs. 
Die im Umlaufe befindlichen, durch Metall nicht gedeckten Noten 
ſtellten ſich: . 
bei der Preußiſchen Baut aunf . . 63,889,000 Thlr. 


bei den übrigen Banken auf 37,478,600 „ 
im Ganzen aufu ff 101,367,600 Thlr. 


Auf den Kopf der Bevölkerung kamen alſo an umlaufenden Banknoten 
überhaupt etwas mehr als 7 Thlr. und an ungedeckten Banknoten 3,38 Thlr. 


Um den Geſammtbetrag des Umlaufs künſtlich geſchaffener Zahlungs⸗ 
mittel feſtzuſtellen, iſt dem Betrage der ungedeckt umlaufenden Noten 
der Betrag des umlaufenden Staatspapiergeldes hinzuzurechnen. 
Letzterer belief ſich nach der jüngſt vorgenommenen Feſtſtellung (S. 117, 
auf 42,652,742 Thlr. oder, nach Abzug des vorſtehend den Banknoten 
zugerechneten Oldenburgiſchen Papiergeldes, auf 40,652,742 Thlr. Außer⸗ 
dem circulirten 500,000 Thlr. Privatpapiergeld der Leipzig⸗Dresdener 
Eiſenbahngeſellſchaft. Die Beiträge ergeben zuſammen 142%, Mill. Thlr., 
pro Kopf der Bevölkerung 4,75 Thlr. 
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Zur Würdigung dieſes Ergebniſſes werden die folgenden Angaben 
beitragen. 


Bei der Bank von Frankreich ſtellte ſich nach dem Wochenbericht 
vom 17. Februar d. J. 


der Notenumlauf auf . ff . . . 1,418,520,400 Fred. 
der Baarvorrath au. . 1,225,965,873 „ 
der ungedeckte Notenumlauf alfo auf 192,554,527 Frcs. 


oder, der Frank zu 8,1 Sgr. berechnet auf. 51,989,722 Thlr. 

Da in Frankreich kein Papiergeld umläuft, ſo beträgt daſelbſt der 
geſammte Umlauf künſtlich geſchaffener Zahlungsmittel 1337 Thlr. auf den 
Kopf der Bevölkerung. 

Für Großbritannien berechnete ſich Anfangs December v. J. der 
durch Baarbeſtände nicht gedeckte Notenumlauf der engliſchen Bank und 
der Banken in England und Wales“) Schottland und Irland auf 

15,412,300 Pfd. Sterl. 


oder . 102,748,667 Thlr., alfo für den Kopf der Bez 
völkerung auf 3,53 Thlr. 

Gegenüber den Zuſtänden des Geldumlaufs ſolcher Länder, die ſich 
ungeſtörter Valutenverhältniſſe erfreuen, hat alſo der Umlauf papierner, 
durch baar nicht gedeckter Zahlungsmittel im Norddeutſchen Bunde einen 
fo bedeutenden Umfang erreicht, daß die einſtweilige Siſtirung in der 
Ertheilung neuer oder erweiterter Notenprivilegien vom Stand des Bedarfs 
aus irgend welchen Bedenken nicht unterliegen kann. Zugleich macht der 
verhältnißmäßig große Umfang des Papierumlaufs, welcher unter den 
beſtehenden Bankverhältniſſen erreicht iſt, die dringende Nothwendigkeit 
erſichtlich, der Vermehrung der Sckwierigkeiten, welche die Bundesgeſetz⸗ 
gebung bei einer rationellen Ordnung des Bankweſens in den beſtehenden 
Bankprivilegien findet, vorzubeugen. 


Die 88. 1. und 2. des Entwurfs finden hierin ihre n 


§. 1. 


Vom Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes kann die Befugniß 
zur Ausgabe von Banknoten nur durch ein, auf Antrag der betheiligten 
Landesregierung erlaſſenes Bundesgeſetz erworben werden. 


) Für die Private und Joint⸗Stock⸗Banken in England und Wales liegen 
Angaben über ihre Baarbeſtände nicht vor, es iſt daher ihr geſammter Notenumlauf 
mit 5,120,458 Pfd. Sterl. als ungedeckter berechnet. 
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Bapiergeid>Guifionen der Staaten des Nordpeutſchen Bundes. 
om Bundeskanzler⸗Amt aufgeſtellt im Auguft 1869.) 


abzurechnen, weil dieſes Papiergeld der Oldenburgiſchen 


Landesbank zur Verſtärkung ihrer Betriebsfonds über⸗ 


wieſen und daher den Banknoten gleichzuſtellen ift, es bleibt 


| Es ſind 
No. Buudesſtaaten. emittirt 
Thlr. 
1. Preußen, an Caffen- Anweiſungen a 5 Thlr. 
| 10,400,000 Thlr., desgleichen a 1 Thlr., 7,850,000 
| Thlr. a % 18,250,000 Thlr. 
außerdem an Darlehns⸗ Caſſenſcheinen, wel⸗ 
che vom Beginn des Jahres 1871 ab zurückgezogen 
werden N jum baa auch jetzt bereits eingelößt 
| find ... 2,228,000 Thlr. 20,478,000 
2. Sachſen te 12,000,000 
3. Heffen.. . . 4,300,000 Fl. oder 2,457,142 
4. Mecklenburg⸗ Schwerin T — 
5. Sachſen⸗ Weimar, an Caſſen⸗Anweiſungen à 5 Thlr. 
| 240,000 en 
6. Mecklenburg- Strelitz, an Rentel-Caſſenſchemnen 500,000 
7. Oldenburg, in Apoints à 10 Thlr. 1,400,000 Thlr. 
in desgl. a 5 Thlr.. 600,000 Thlr. 
8. Braunſchweig, an Caſſenſcheinen der unter der Gewähr 2,000,000 
des Staats ſtehenden Herz. Leihh.⸗Anſtalt in en 600,000 
Sachſen-Meiningen . 600,000 
10 Sachſen⸗ Altenburg, an Caſſenſcheinen à 10 Thlr. 
339,300 Thlr. u. desgl. à 1 Thlr. 146 1 e 485,00 
11. Sachſen-Coburg-Gotha . ; 600,000 
12. Anhalt, an Caſſenſcheinen a 1 Thlr. 950,000 
2 Schwarzburg⸗ ⸗Rudolſtadt A 200,000 
ine ee nun 150,000 
Waldeck. 210,000 
16 Reuß c 130,000 
17. Reuß j. L. E ew ot oe a 320,000 
18. Schaum burg⸗ tippe PEPE 372,000 
19. Lippe. : — 
20. Lübeck. — 
21. Bremen — 
22. Hamburg. 8 3 — 
Summa. | 42,652,742 
Davon tft die Papiergeld⸗Emiſſion im Großherzogth. 
oe mit 2,000,000 


alfo an Staats⸗Papiergeld⸗Emiſſionen der Betrag von 40, 652,742 
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$. 2. 

Iſt vor dem Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes die Befugniß 
zur Ausgabe von Banknoten mit der Beſchränkung erworben worden, 
daß der Geſammtbetrag der auszugebenden Noten eine in ſich beſtimmte 
oder durch das Verhältniß zu einer anderen Summe begrenzte 
Summe nicht überſteigen darf, ſo kann die Aufhebung dieſer Beſchrän⸗ 
kung oder die Erhöhung des am Tage der Verkündigung dieſes 
Geſetzes zuläſſigen Geſammtbetrages der auszugebenden Noten nur 
durch ein auf Antrag der berberhigtcn nl erlaſſenes 
Bundesgeſetz erfolgen. 

§. 3. 

Iſt die Dauer der vor dem Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
erworbenen Befugniß zur Ausgabe von Banknoten auf eine beſtimmte 
Zeit beſchränkt, ſokann ſie über den Ablauf dieſer Zeit hinaus nur durch 
ein, auf Antrag der betheiligten Landesregierung erlaſſenes Bundes⸗ 
geſetz verlängert werden, es ſei denn daß der Inhaber der Befugniß zur 
Notenausgabe ſich rechtsverbindlich verpflichtet, ſich die Entziehung dieſer 
Befugniß mit dem Ablauf jedes Kalenderjahres nach vorgängiger 
einjähriger Kündigung gefallen zu laſſen. l 
Der F. 3., welcher eine Verlängerung der Notenprivilegien über 

ihren Endtermin hinaus nur unter der Bedingung der Kündbarkeit derſelben 
mit einjähriger Friſt zuläßt, wird practiſche Bedeutung nur für einige der 
Preußiſchen Privatbanken in den alten Provinzen gewinnen, da die End⸗ 
term ine der übrigen auf Zeit ertheilten Bankprivilegien meiſt ſo weit hin⸗ 
ausgerückt find, daß fie zur Zeit des Erlaſſes der allgemeinen Beſtimmungen 
über das Bankweſen nicht abgelaufen fein werden. 

8. 4. 

Kann die Dauer einer vor dem Tage der Wirkſamkeit dieſes 
Geſetzes erworbenen Befugniß zur Ausgabe von Banknoten durch 
eine vom Staat oder einer öffentlichen Behörde ausgehende, an einen 
beſtimmten Termin gebundene Kündigung auf eine beſtimmte Zeit 
beſchränkt werden, ſo tritt dieſe Kündigung zu dem früheſten zuläſſigen 
Termine, kraft gegenwärtigen Geſetzes, ein, es ſei denn, daß der 

„Inhaber der Befugniß zur Notenausgabe ſich rechtsverbindlich ver- 
pflichtet, ſich die Kündigung mit einjähriger oar für den Ablauf 
jedes Kalenderjahres gefallen zu laſſen. 

Der 8. 4. trifft recht eigentlich die Preußiſche Bank, die einzige, 
deren Privilegium der Kündigung unterliegt. 

Nach §. 16. der Bankordnung vom 5. October 1846 und §. 2. des 
Geſetzes vom 7. Mai 1856 ſteht nämlich dem Staate gegenüber der 
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Preußischen Bank bis zum 31. December d. J. das Recht zu, zum 
31. December 1871 die Zurückzahlung des Capitals der Bankantheils⸗ 
eigner oder die Abänderung der Bankordnung ohne Zuſtimmung der Ver⸗ 
ſammlung der meiſtbetheiligten Bankantheilseigner anzuordnen. Wird 
von dieſem Rechte bis zu dem gedachten Zeitpunkte kein Gebrauch gemacht, 
ſo kann der Staat dieſe Befugniß erſt wieder nach Ablauf von 10 Jahren 
ausüben. Da mit dem künftigen Erlaß allgemeiner bundesgeſetzlicher 
Beſtimmungen über das Bankweſen eine dieſen Beſtimmungen entſprechende 
Reviſion der Bankordnung Hand in Hand gehen muß, fo trifft der $. 4. 
des Entwurfs Vorſorge, daß noch im Laufe dieſes Jahres eine Aenderung 
der gedachten Beſtimmungen der Bankordnung und des Geſetzes vom 
7. Mai 1856 dahin eintrete, daß die dem Staate nach denſelben nur 
alle zehn Jahre zuſtehende Befugniß, die Zurückzahlung des Capitals der 
Vankantheilseigner oder die Abänderung der Bankordnung ohne Zuſtimmung 
der Verſammlung der meiſtbetheiligten Bankantheilseigner anzuordnen, 
fortan zum Schluſſe jedes Kalenderjahres mit einjähriger Kündigungsfriſt 
ausgeübt werden kann. 
Ä | 8. 5. | 
Den Banknoten wird dasjenige Staatspapiergeld gleichgeachtet, 
deſſen Ausgabe einem Bankinſtitute zur Verſtärkung ſeiner Betriebs⸗ 
mittel übertragen iſt. 
Der 8. 5. rechtfertigt fih durch die Erwägung, daß Staatspapiergeld 
unter den in dieſem Paragraphen angegebenen Bedingungen den durch 
den Staat garantirten Banknoten der Sache nach völlig gleichfteht. 


Bei der dritten Berathung über den Geſetzentwurf im Reichstage 
(27. Sitzung v. 24. März 1870) erhielten die vorſtehenden Paragraphen 
eine einzige Abänderung dadurch, daß als Alinea 2 zum F. 1. folgendes 
Amendement des Abgeordneten v. Sybel angenommen wurde: 

Wenn eine Bank bis zum Tage der Wirkſamkeit dieſes Geſetzes 
von ihrer Befugniß zur Notenausgabe thatſächlich keinen Gebrauch 
gemacht hat, ſo kann ſie dies künftig nur thun, wenn ſie die Er⸗ 
mächtigung durch ein Bundesgeſetz erhält. 

Der Grund, warum dem Geſetze rückwirkende Kraft gegeben wurde, 
lag lediglich in der Abſicht, das Inslebentreten eines von der Fürſtlich 
Reußiſchen Regierung bereits conceſſionirten neuen Bankinſtituts zu Greiz 
zu verhindern. ; : | 
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Promemoria der Directoren der Braunſchweiger Bank betr. 
gemeiuſame Notenausgabe der Privatbanken. 


Die in der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes vorgeſehene Regelung 
des Bankweſens ift zu einer brennenden Frage geworden, welche unab⸗ 
weisbar auf baldige Löſung hindrängt. 

Ueber Das, was geſchehen ſoll, ſcheinen die Anſichten allerdings noch 
weit auseinanderzugehen; aber es läßt ſich doch ſchon jetzt nicht verkennen, 
daß die öffentliche Meinung im Allgemeinen geneigt iſt, zu Gunſten der 
Preußiſchen, beziehentlich einer aus dieſer zu bildenden Centralbank des 
Norddeutſchen Bundes gegen die Noten ausgebenden Privatbanken Partei 
zu nehmen, und in dieſem Sinne auf die Geſetzgebung einzuwirken. 
Beſtehende Conceſſionen wird man formell zwar reſpectiren müſſen; in⸗ 
deſſen liegt die Gefahr nahe, daß die Geſetzgebung des Norddeutſchen Bundes 
zu Gunſten eines Centralinſtituts Beſtimmungen trifft, welche für die 
Privatbanken factiſch von nachtheiligem Einfluſſe ſein werden. 

Um dieſer Gefahr zu begegnen, iſt erforderlich, daß die bei der 
ſchwebenden Frage zunächſt intereſſirten Banken aus ihrer bisherigen Paſſivität 
heraustreten, durch geeignete gemeinſame Schritte das Chaos von Wün⸗ 
ſchen und Vorſchlägen klären und eine den Intereſſen der Banken ſelbſt 
ſowohl als auch des öffentlichen Verkehrs wirklich dienende Löſung herbei⸗ 
führen helfen. 

Unter die Urſachen, welche das Publikum gegen die Vielfältigkeit 
unſers Banknotenweſens einnehmen, iſt Mißtrauen in die Solvenz der 
Banken wohl jetzt nicht mehr zu zählen. Wenn es früher hier und da 
beſtand, ſo iſt ſeine Grundloſigkeit durch eine Reihe von Jahren, reich an 
politiſchen und finanziellen Kriſen, vollſtändig dargethan. Auch nicht ei ne 
der Deutſchen Zettelbanken iſt aus dieſen Proben mit Unehren hervorge⸗ 
gangen! Dagegen beſtehen zwei ſehr wohl begründete Beſchwerden: 

Der Kreis, in welchem die Mehrzahl der (namentlich nichtpreußi⸗ 
ſchen) Privatbanknoten zum Pariwerthe circulirt, ift ein fo enger, daß 
dieſe Noten in Wirklichkeit ihre Beſtimmung, den Geldverkehr zu er⸗ 
leichtern, nur ſehr unvollkommen erfüllen können; — und 
die Noten find nach Emiſſionsſtätte, Größe der Abſchnitte und 

Emiſſionsdatum ſo verſchieden, daß nur der geübte Caſſirer, nicht aber 

der gewöhnliche Geſchäftsmann alle ſo genau zu kennen vermag, um 

ſich mit Sicherheit vor Falſificaten und amortiſirten Noten zu hüten. 

Auf Beſeitigung dieſer beiden Uebelſtände wird in letzter Inſtanz 
Alles gerichtet ſein, was auf dem Felde der Bankgeſetzgebung geſchieht, und 

muß auch Dasjenige gerichtet fein, was die Banken ſelbſt anbieten, wenn 


154 


fie ſich eine nutzbringende, wirkliche Selbſtſtändigkeit ferner 
ſichern wollen. | 

Es handelt fih darum, daß die Privatbanken ihre Noten 

gegenſeitig zum vollen Nominalwerthe in Zahlung annehmen 
und ſie an einem gemeinſamen Centralpunkte einlöſen, und 
ihnen eine einheitliche äußere Form geben. 

Man hat nach dem Vorbilde des in Schottland und der Schweiz 
beſtehenden Clearing⸗Syſtems vielfach vorgeſchlagen, die Banken ſollten ihre 
Noten an einer Centralſtelle — Berlin — einlöſen, bez. austauſchen 
laſſen. Allein dieſes Syſtem kann in dieſer Weiſe für unſere Deutſchen 
Verhältniſſe nicht als geeignet angeſehen werden. Die Schottiſchen Banken 
find auf einen Flächenraum von ca. 1460, die Schweizeriſchen auf einen 
ſolchen von ca. 700 [Meilen mit ziemlich gleichartigen Erwerbszweigen 
der Bevölkerung zuſammengedrängt, und es liegt daher auf der Hand, 
daß ihre Noten im Allgemeinen ziemlich gleichmäßig im Lande cirkuliren 
und an der Centralſtelle zum Umtauſch gelangen. Die Banken des Nord: 
deutſchen Bundes vertheilen ſich dagegen auf einen Flächenraum von ca. 
7500 Meilen mit einer Bevölkerung, welche in den einzelnen Gegenden 
die allerverſchiedenſten Erwerbszweige cultivirt und darum eine, ſelbſt nur 
im Verhältniſſe zur Emiſſionshöhe annähernd gleichmäßige Circulation der 
verſchiedenen Noten im Bundesgebiete nicht zuläßt. Die Einwechſelung an 
einer Centralſtelle wird daher immer eine mit erheblichen, regelmäßig 
wiederkehrenden Koſten verbundene, mehr oder weniger künſtliche ſein und 
darum ihren eigentlichen Zweck gar nicht erfüllen. Die Banken würden 
trotz aller Conventionen die Noten anderer, namentlich weit entfernter 
Banken in vielen Fällen nicht al pari in Zahlung nehmen, weil es lang⸗ 
jähriger Uebung bedürfen wird, ehe man ſich daran gewöhnt, z. B. in 
Königsberg Weimariſche, oder in Poſen Meininger Banknoten als wechſel⸗ 
mäßige Zahlung anzuſehen, ſodaß die Banken ſolche Noten nicht wiede. 
ausgeben, ſondern ſie nur zur Einwechſelung nach Berlin ſenden könnten 
Die Erfahrungen, welche mit der Noteneinlöſung in Leipzig gemacht worden 
ſind, dürften in gleicher Weiſe gegen ein ſolches Syſtem ſprechen. 


Ferner iſt vorgeſchlagen worden, daß die Banken ſich über ein gemein⸗ 
ſames Schema der Noten verſtändigen, ſodaß dieſe in ihrer äußern Er⸗ 
ſcheinung übereinſtimmen und nur in dem Texte des Zahlungsverſprechens 
die unterſcheidende Abweichung enthalten. Auch dies wäre aber nur eine 
halbe Maaßregel, welche ſcheinbar eine Erleichterung für den Verkehr, in 
Wahrheit aber eine Täuſchung des Publicums bewirken würde. Die 
Noten erſchienen danach als unificirt, ohne es in Wirklichkeit zu ſein, 
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die nach wie vor ftattfindende Unterſcheidung wäre durch die äußerlich 
übereinſtimmende Form nur unendlich erſchwert. 

Die Vereinigung der Banken behufs Ausgabe und Ein— 
löſung ihrer Noten muß, wenn ſie ihren Zweck erfüllen ſoll, 
eine vollſtändige ſein, d. h. eine ſolche, welche den öffentlichen 
Verkehr wirklich von der bunten Muſterkarte „diverſer“ Noten 
die mitunter ſchon wenige Meilen von ihrem Urſprungsorte 
nicht mehr vollgültig ſind, befreit und die Noten der Privat— 
banken zu einem überall ebenſo beliebten und geeigneten Zahl— 
mittel macht, wie es die Noten der Preußiſchen Bank ſind. 
Dies iſt aber nur dann möglich, wenn die Privatbanken an 
Stelle ihrer Privatzettel 

unter ſolidariſcher Haftung eine gemeinſame Note 
ausgeben, die an einem gemeinſamen Centralpunkte einlösbar iſt. 

Auf den erſten Blick mögen die Schwierigkeiten, die ſich einem ſolchen 
Arrangement entgegenſtellen, Bedenken erregen; bei näherer Prüfung erweiſen 
ſie ſich aber als verhältnißmäßig leicht überwindbar, ſie ſind jedenfalls 
nicht bedeutend genug, um gegen die offenbaren Vortheile in Betracht zu 
kommen und einen großartigen Fortſchritt verhindern zu dürfen, wenn er 
einmal gewollt iſt. 

Die Bedenken werden namentlich auf zwei Punkten beruhen: 

1) der gegenſeitigen Haftung, und 

2) der Verlegung der Metallvorräthe aus den Kellern der einzelnen 

Banken in ein gemeinſames Reſervoir. 

Was den erſten Punkt anlangt, ſo iſt ſchon weiter oben bemerkt 
worden, daß keine der beſtehenden Deutſchen Zettelbanken ſelbſt in den 
ſchwierigſten Zeiten Grund zu Beſorgniſſen in Betreff der Sicherheit ihrer 
Noten gegeben hat. Die durch emittirte Noten repräſentirten Schulden 
der Banken find unbedingt privilegirte und können auch zwiſchen deu zu 
ſolidariſcher Haftung vereinigten Banken gegenſeitig als ſolche ausdrücklich 
anerkannt werden. Wenn übrigens ein Dritttheil als baare Deckung ſich 
fortwährend in gemeinſamer Verwahrung befindet, dann wird für die 
reſtirenden zwei Dritttheile das Grundcapital und die ſeitens der Centrale 
zu controlirende Specialdeckung unter allen Umſtänden als hinreichende 
Sicherheit angeſehen werden dürfen. Eine Bank, die ihrer Verpflichtung 
auch nur ein einziges Mal nicht mit der allerſtrengſten Pünktlichkeit nach⸗ 
gekommen wäre, möge man von dieſem Augenblicke an ausſchließen, überhaupt 
die Centrale mit ausgedehnteſter Executivvollmacht ausrüſten. 

Auch die Verlegung der Baarvorräthe nach der zu bildenden Central⸗ 
ſtelle hat nichts Bedenkliches, wenn man ſich vergegenwärtigt, daß die 
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Aufbewahrung in eigens dafür herzuſtellenden Räumen, unter jeder 
denkbaren, von den Banken ſelbſt auszuübenden Controle und unter bundes⸗ 
commiſſarichem Mitverſchluſſe zu geſchehen hätte. 


Wozu dient der Baarvorrath der Privat⸗Banken? Zunächſt zur 
Beruhigung der Noten⸗Inhaber; ein unter öffentlicher Controle ſtehender 
Central⸗Silber⸗Schatz wird dies aber in noch weit höherem Maaße thun. 
Sodann zur Ermöglichung ſolcher Zahlungen, zu welchen die betreffenden 
Noten nicht geeignet ſind, nämlich an Staats⸗Caſſen und öffentliche Ver⸗ 
waltungen jenſeits der Landesgrenzen; die Note der vereinigten Banken 
wird für ſolche Zwecke das ſchwerfällige Silbergeld ganz entbehrlich machen. 
Endlich zur Lieferung des kleinen wirklichen Bedarfs an Metallgeld für 
Arbeitslöhne und dergleichen; dieſer Bedarf allein wird auch ferner beſtehen, 
ihm genügt aber im großen Ganzen derjenige Vorrath an Metallgeld, 
welchen das regelmäßige Geſchäft den Bankcaſſen von ſelbſt zuführt. 


Die Zuſammenlegung der jetzt in ihrer Zerſtreuung verſchwindenden 
Silbervorräthe bringt nicht bloß eine weſentliche Vereinfachung des gegen⸗ 
wärtig umſtändlichen und ungleich koſtſpieligeren Circulationsproceſſes, 
ſondern noch andere ſehr erhebliche Vortheile mit ſich. Sie liefert neben 
dem Metallſchatze der Preußiſchen Bank einen werthvollen Barometer des 
Geldmarktes; ſie verhütet, daß die Banken in kritiſchen Zeiten aus löblicher 
Vorſorge weit über das wirkliche Bedürfniß hinaus geprägtes Geld anhäufen 
und dadurch eine geſteigerte Nachfrage hervorrufen, welche den Geldmarkt 
noch ſehr alarmirt; ſie verhütet endlich auch, daß einzelne Banken in ſolchen 
Zeiten durch beſonders ſtarken Andrang zur Realiſation ihrer Noten in 
ihrer gerade dann doppelt ſegensreichen ruhigen Dispoſition und kräftigen 
Wirkſamkeit gelähmt werden. Die in dieſer Beziehung im Jahre 1866 
gemachten Erfahrungen ſind noch in zu friſcher Erinnerung, als daß es 
einer Darlegung bedürfen kann, welche Beruhigung in ſtürmiſchen Zeiten 
die Bankdirectionen ſowohl als auch das Publikum in dem Bewußtſein 
finden müſſen, daß Einer für Alle und Alle für Einen einſtehen. Durch 
ſolches Zuſammenlegen der Metallvorräthe verſchaffen ſich die Banken den 
großen Vortheil der Preußiſchen Bank, welche gerade durch ihre Aus⸗ 
breitung über den ganzen Staaı in die Möglichkeit verſetzt iſt, die 
Geldbewegung auszugleichen, und nicht von den zufälligen Verhältniſſen 
eines Platzes oder einer Provinz abhängig zu ſein, ſondern über der 
augenblicklichen Situation zu ſtehen. 

Wegen der Ausführung dieſer Idee beziehen wir uns auf den 
beigefügten Organiſations⸗Entwurf, den wir Ihrer eingehenden Prüfung 
angelegentlichſt empfehlen. 
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Dieſer Plan bafirt auf dem Princip der Selbſthülfe und Selbſtver⸗ 
waltung; er erledigt von vornherein die Frage, unter welchen Bedingungen 
neue Zettelbanken conceſſionirt werden ſollen, denn es wird kein neues 
Inſtitut dieſer Art entſtehen, welches ſich dem Vereine nicht anſchließen 
will, oder deſſen Cenſur nicht beſteht. Er iſt der Sympathie des Publikums 
gewiß, weil dieſen an Stelle dieſer verſchiedenen Noten ein überall voll⸗ 
gültiges, allgemein genau bekanntes Papiergeld geboten wird, ein Papiergeld, 
welchem vermöge der viel höheren Summe des dafür haftenden Stamm⸗ 
kapitals, eine weit impoſantere Sicherheit innewohnt, als ſelbſt den Noten 
der Preußiſchen Bank. Er iſt endlich auch nach unſerer feſten Ueberzeugung 
ſowohl aus wirthſchaftlichen, wie aus politiſchen Gründen der wärmſten 
Unterſtützung ſeitens des Bundespräſidiums und Reichstages ſicher. 

Wir zweifeln nicht, mit Anregung dieſer, unſere gemeinſamen wichtigſten 
Angelegenheiten berührenden Frage Ihrem lebhaften Intereſſe zu begegnen 
unſere poſitiven und detaillirten Vorſchläge werden, obgleich aus reiflicher 
Erwägung hervorgegangen, vielleicht nicht ſogleich allſeitigen Anklang finden, 
mindeſtens aber das Verdienſt haben, die concrete Behandlung der Frage 
zu erleichtern. Haben Sie die Güte, uns zunächſt Ihre Anſichten über 
das ganze Programm mitzutheilen; wir beabſichtigen, das auf dieſe Weiſe 
ſich ſammelnde Material als Unterlage für baldmöglichſt zu veranſtaltende 
mündliche Verhandlung des Gegenſtandes vorzubereiten. 

Braunſchweig, März 1870. 

Aug. Urbich, Alex. Benndorf, 
Directoren der Braunſchweigiſchen Bank., 


Organiſations-Vorſchlag. 

8.1. Die zur Notenausgabe autoriſirten Privatactienbanken des 
Norddeutſchen Bundes vereinigen ſich zu gemeinſamer Notenausgabe und 
Noteneinlöſung. 

§. 2. Sie errichten zu dieſem Zwecke unter gemeinſamer Verwaltung 
unter dem Schutze und der Controle des Norddeutſchen Bundes ein Cen⸗ 
tralbureau in Berlin. 

§. 3. Das Centralbureau beſteht 

a) aus einem Verwaltungsrathe, welchen die betheiligten Banken 
nach einem vom Actiencapitale abhängigen Stimmenverhältniſſe 
wählen; 

b) aus beſoldeten Beamten, welche vom Verwaltungsrathe vor⸗ 
geſchlagen und in gleicher Weiſe ernannt werden. Außerdem 
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hat jede betheiligte Bank das Recht, auf ihre Koften einen 
beſouderen Controlbeamten für das Bureau zu beſtimmen; 
e) aus den ſeitens des Bundes rathes zuernenenten Bundescommiſſairen. 

§. 4. Das Centralbureau emittirt Noten, deren Geſammtbetrag dem 
Geſammtbetrage der gegenwärtig conceſſionirten Noten der einzelnen Banken 
gleich iſt, wogegen dieſe Banken auf ihre eigene Noten-Ausgabe verzichten. 

§. 5. Jeder Bank wird ein ihrem Privilegium entſprechendes, oder, 
wo unbegrenzte Ausgabe geſtattet iſt, vertragsmäßig feſtzuſtellendes Quantum 
Bundesnoten gegen Einziehung ihrer Privatnoten zur Verfügung geſtellt. 

8. 6. Die neuen Noten ſind nur an der Centralſtelle jederzeit zahl⸗ 
bar. Die Einlöſung an den einzelnen Bankkaſſen erfolgt nur nach Maß⸗ 
gabe des jeweiligen Baarvorraths daſelbſt, reſp. nach vorheriger Anmeldung. 

§. 7. Zur Deckung dieſer Bundesnoten hat jede Bank ein Dritttheil 
der von ihr entnommenen Summe in baarem Gelde an die Centralftelle 
einzuliefern. Für die übrigen zwei Dritttheile muß ſie in ihrem Portefeuille die 
übliche Deckung durch Wechſel oder entſprechende Sicherheiten vorräthig haben. 

§. 8. Ob und wo aus Rückſicht auf örtliche Verhältniſſe ein Theil 
des gemeinſamen Baarſchatzes im allgemeinen Intereſſe außerhalb der 
Centralſtelle aufzubewahren iſt, bleibt der Beſchlußfaſſung nach ſpeciellem 
Antrage vorbehalten. 

8. 9. Das Centralbureau oder der Verwaltungsrath hat die zur 
Notendeckung beſtimmten Portefeuilles der Banken regelmäßig zu revidiren 
und unter Umſtänden auch zu cenſiren und der Generalverſammlung der 
Betheiligten genauen Bericht zu erſtatten. 

8. 10. Das Centralbureau berichtet wöchentlich an die betheiligten 
Banken über den Stand des Baarvorraths und der Notencirculation 
Sobald der unter ſeiner Verwaltung ſtehende Baarvorrath weniger beträgt 
als ein Dritttheil der an die Banken wirklich ausgelieferten Noten, fordert 
er jede Bank zu einem, ihrer Noten⸗Entnahme entſprechenden Nachſchuſſe auf. 

§. 11. Eine Bank, welche folder Aufforderung nicht ſofort nad) 
kommen ſollte, wird ohne Weiteres aus dem Vereine ausgeſchloſſen. Be⸗ 
züglich ihrer gegen den Verein noch ſchwebenden Verpflichtungen hat das 
Centralbureau Recht und Pflicht ſofortiger Execution, zu welchem Zwecke 
die Aſſiſtenz der betr. Organe des Norddeutſchen Bundes im Voraus zu 
ſichern iſt. | 

§. 12. Ueber die unbedingte oder von Statutenänderungen u. dergl. 
bedingte Aufnahme jeder einzelnen Bank in den Verein entſcheidet die 
General-Verſammlung der Betheiligten in der Weiſe, daß, wenn nicht 
wenigſtens 3/4 aller berechtigten Stimmen fih für die Aufnahme ausſprechen 
dieſe abgelehnt iſt. 


Amtliche Mittheilungen des deutſchen Handelstages. 


— 


Die Bankfrage betreffend. 


Nach Artikel 4 der Verfaſſung des Norddeutſchen Bundes gehört das 
Bankweſen zu denjenigen Gegenſtänden, welche in Zukunft der Geſetzgebung 
und Verwaltung des Bundes überlaſſen ſind. Die Ausführung der 
Beſtimmung wird jedenfalls tiefergreifende geſetzliche Anordnungen noth- 
wendig machen. Welcher Anſicht über das Bankweſen man auch huldigen mag, 
fo herrſcht doch darüber das vollkommenſte Einverſtändniß, daß der gegen- 
wärtige Zuſtand nicht aufrecht erhalten werden kann. Es iſt unzuläſſig, 
daß in einem einheitlichen Wirthſchaftsgebiete verſchiedene Geſetzgebung über 
das Bankweſen herrſcht, daß in Beziehung auf Conceſſionirung neuer 
Banken, ſo wie auf Ausgabe von Umlaufsmitteln in der einen Provinz 
andere Vorſchriften herrſchen als in der andern. Auch kann darüber kein 
Zweifel obwalten, daß die thatſächlich beſtehenden Zuſtände unbefriedigend 
ſind. Es muß als Uebelſtand empfunden werden, daß in einem Lande 
ſich Banken bilden, welche mit der Abſicht gegründet ſind, ihre Thätigkeit 
über ein anderes Gebiet hin zu erſtrecken. 

Der bleibende Ausſchuß des deutſchen Handelstages glaubte die Pflicht 
zu haben, den Handlungen der Regierungen nicht müſſig zuzuſehen, ſondern 
ſich zu beſtreben, dieſelben zu unterſtützen. Es konnte ihm weniger darauf 
ankommen, theoretiſche Erörterungen zu veranlaſſen, denn es würde ein 
Bände reiches Werk dazu gehören, die für und wider die Einheit und 
Freiheit der Banken ſprechenden Gründe zu erſchöpfen. Der bleibende 
Ausſchuß mußte vielmehr ſeine hauptſächliche Aufgabe darin erkennen, 
Material zu ſammeln, aus dem die Regierung ſich ein Urtheil darüber 
bilden könnte, wie man im Schooße des deutſchen Handelsſtandes über die 
Bankfrage denkt. Es kam ihm weſentlich darauf an, die einzelnen Handels- 
körperſchaften zu veranlaſſen, ſich über ihre Wünſche auszuſprechen, und 
wo ſich eine klare und beſtimmte Anſicht über die Neugeſtaltung des Bank⸗ 
weſens noch nicht gebildet hat, darauf hinzuwirken, daß die Handelskammern 
oder die ihnen gleichgeſtellten Körperſchaften der Frage näher treten. 
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Zu dieſem Behufe hat im November 1869 der bleibende Ausſchuß 
an ſeine ſämmtlichen Mitglieder Fragebogen verſandt, welche den Zweck 
hatten, einerſeits das ſtatiſtiſche Material über das gegenwärtige Wirken 
und Beſtehen der Banken zu ſammeln, andererſeits Aeußerungen darüber 
hervorzurufen, in welcher Richtung für die Zukunft die Bankgeſetzgebung 
vorzuſchreiten habe. 

Die eingegangenen Antworten haben leider zu dieſem Ziele noch nicht 
geführt. Einerſeits ſind von vielen Handelskammern Antworten überhaupt 
nicht eingetroffen, andererſeits erſchöpfen die eingegangenen Antworten den 
Sinn der Fragen nicht, beruhen auch wohl zum Theil auf einem Miß⸗ 
verſtändniſſe der geſtellten Fragen. Der bleibende Ausſchuß hat von Anfang 
an ſeine Thätigkeit auch darauf gerichtet, eine Commiſſion einzuberufen, 
beſtehend aus einem Theile ſeiner Mitglieder und aus anderen ſachkundigen 
Männern, welcher die Aufgabe zufiel, das eingehende Material weiter zu 
verarbeiten und den Ausdruck einer öffentlichen Meinung über die Bank⸗ 
frage hervorzurufen. Dieſe Commiſſion hat zu Berlin in den Tagen vom 
23.—25. Mai 1870 ſich verſammelt und Berathung gepflogen. Selbſt⸗ 
redend kann in einem dreitägigen Zeitraume das ganze weite Gebiet der 
Bankfrage nicht eingehend erörtert werden. Es iſt unthunlich, eine Anzahl 
von Männern, deren Berufsgeſchäſte ſie in den verſchiedenſten Gegenden 
Deutſchlands feſthalten, auf eine ſo lange Zeit zu verſammeln, als es 
nöthig wäre, um alle in Betracht kommenden Fragen gründlich zu erörtern. 
Es war gleicherweiſe nicht thunlich, die Berathungen nach parlamentariſcher 
Sitte durch eingehende Berichte vorzubereiten, denn der Referent konnte 
es nicht vorrausſehen, welche Fragen es ſein würden, die das Intereſſe 
der Verſammlung vorzugsweiſe in Anſpruch nehmen würden. Und in 
der That iſt es nicht zu vermeiden geweſen, daß ein verhältnißmäßig 
großer Theil der Berathungszeit hingenommen wurde von der Erörterung 
darüber, welche Fragen den übrigen an Wichtigkeit ſo weit voranſtehen. 
daß ihnen vorzugsweiſe Zeit und Aufmerkſamkeit zugewendet werden müſſe, 
Der bleibende Ausſchuß hat deshalb den Beſchluß gefaßt, dasjenige Material, 
welches in der Berathung bruchſtückweiſe zum Vortrage gekommen iſt, in 
ſyſtematiſcher Form zu bringen, es iſt eine Anzahl von Reſolutionen zuzu⸗ 
ſpitzen und dieſe Reſolutionen von Neuem den einzelnen Handelskörper⸗ 
ſchaften mit dem Erſuchen vorzulegen, eine beſtimmte Erklärung darüber 
abzugeben, in wieweit ſie dieſen Reſolutionen beiſtimmen und in welcher 
Richtung eventuell ſie ſich von denſelben entfernen. Zur Zeit, als der 
bleibende Ausſchuß ſeine Thätigkeit in dieſer Frage begann, ſchien es, als 
ob die Erledigung der geſammten Fragen von großer Dringlichkeit fet 
Das Privilegium der preußiſchen Bank nahte ſich ſeinem Ablauf, und es 
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erſchien als ein erfter Schritt zur Begründung neuer Verhiltniffe, daß 
dieſes Privilegium nicht ausdrücklich oder ſtillſchweigend in völlig unver⸗ 
änderter Weiſe ereuert werde. Es ſchien zu jener Zeit, als müſſe eine 
Erledigung der ganzen Frage vor Ablauf des Jahres 1870 herbeigeführt 
werden, weil, im Falle bis dahin eine Kündigung des gedachten Privile- 
giums nicht erfolgte, das letztere ſtillſchweigend als auf weitere zwölf 
Jahre verlängert anzuſehen ſei. Inzwiſchen hat das Geſetz vom 27. März 
1870 eine Aenderung in der Sachlage nach zwei Richtungen herbeigeführt. 
Einerſeits iſt dadurch die Möglichkeit herbeigeführt, das Privilegium der 
preußiſchen Bank zu jeder Zeit mit einjähriger Friſt zu kündigen. Es 
iſt dadurch der Gefahr vorgebeugt, daß von Neuem auf einen längeren 
Zeitraum unveränderliche Zuſtände geſchaffen werden, und es iſt der Boden 
gewonnen für Neuſchaffungen, mögen dieſelben nach welcher Richtung hin 
immer beabſichtigt werden. Andererſeits hat das Geſetz auch den Vorzug 
gehabt, vorübergehend die Errichtung neuer Zettelbanken zu verhüten und 
dadurch einer Verſchlimmerung des bereits angedeuteten Uebelſtandes 
vorzubeugen, daß ſich Banken bilden, deren Thätigkeit nicht in den Terri⸗ 
torium, in welchem ſie gegründet werden, ſtattfinden ſoll, ſondern die be⸗ 
abſichtigen, ihre Wirkſamkeit auf ein lokal ihnen fremdes Territorium hin 
auszudehnen. Wenn ſomit für die Berathung des Handelstages ein der 
Zeit nach freier Spielraum gewonnen worden iſt, ſo treten doch die bereits 
angedeuteten Umſtände dem entgegen, daß eine Erledigung der ganzen Frage 
in ihrem vollen Umfange auf dem Wege mündlicher Commiſſionsbe⸗ 
rathungen verſucht werden kann, vielmehr muß der Handelstag an dem 
Wege feſthalten, durch ein vorbereitendes Material ſeine einzelnen Mit⸗ 
glieder zu beſtimmten und die Frage erſchöpfenden Antworten zu veranlaſſen. 
An der Sitzung der Bankcommiſſion haben folgende Herren Theil 
genommen: | 
I) Bamberger, Dr. jur. in Mainz. 
2) Becker, Vorſitzender der Handelskammer in Leipzig und 
Director der Leipziger Bank. 

3) Benndorf, Director der Braunſchweiger Bank. 

4) Conrad, Banquier in Berlin. 

5) von Dechend, Präſident des Hauptbankdirectoriums in Berlin. 

6) Delbrück, Banquier in Berlin, Vorſitzender des Ausſchuſſes 

des deutſchen Handelstages. | 

7) Friedlander, Banquier in Breslau. 

8) Fromberg, Director des Schleſiſchen Bankvereins in Breslau. 

9) Hinsberg, Director des Barmer Bankvereins in Barmen. 


10) Kämmerer, Kaufmann in Hamburg. | 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 11 


162 


11) Ladenburg, Banquier in Mannheim. 

12) Mendelsſohn, Geh. Commercienrath und Banquier in Berlin. 

13) Meyer, Dr. jur. in Breslau. 

14) Mosle, Kaufmann in Bremen. 

15) Müller, Kaufmann in Stuttgart. 

16) Samter, Banquier in Königsberg. 

17) Schöttler, Director der Bank in Danzig. 

18) Seiffert, Director der Bank in Weimar. 

19) Spiegeler, Bank-Director in Lübeck. 

20) Steiner, Bank-Director in Stuttgart. 

21) Stengel, Kaufmann in Staßfurt. 

22) Stephan, Commercienrath und Banquier in Königsberg. 

23) Warſchauer, Geheimer Commercienrath und Banquier in 
Berlin. 

24) Weſenfeld, Fabrikant in Barmen. 

25) Dr. Witte, Senator in Roſtock. 4 

26) Zuckſchwerdt, Kaufmann in Magdeburg. 

Die erſte Reſolution, zu welcher die Commiſſion gelangt, lautet 
dahin: 

Die preußiſche Bank ſoll erhalten und in eine Bank des 
Norddeutſchen Bundes reſp. des Zollvereins unter 
Feſtſtellung einer Conceſſion auf etwa 12 Jahre 
umgebildet werden., 

Die Commiſſion ſtellte ſich auf den Boden der gegebenen Thatſachen, 
indem fie zunächſt die Geſtaltung des Bankweſens für den Norddeutſchen 
Bund ins Auge faßte. Nur für den Norddeutſchen Bund exiſtirte eine 
zuſtändige geſetzgebende Gewalt und Verwaltungs⸗Behörde. Es iſt die 
Hoffnung nicht ausgeſchloſſen, daß es gelingen werde, ſei es auf dem Wege 
der Verträge von Fall zu Fall, ſei es durch eine Erweiterung der Com⸗ 
petenz des Zollvereins die Entſcheidung, welche für den Norddeutſchen Bund 
getroffen wird, auf das geſammte deutſche Gebiet auszudehnen. Es müßte 
daher Rückſicht darauf genommen werden, daß die Beſchlüſſe in einem Sinne 
ausfallen, welcher auch den ſüddeutſchen Handelsſtand für dieſelben gewinnen 
kann. Als das nächſte Ziel der Agitation konnte nur die einheitliche 
Geſtaltung des Bankweſens für den Norddeutſchen Bund betrachtet werden. 

»Die Commiſſion hat ferner geglaubt, daß es fih nicht darum handele, 
Einrtchtungen ins Leben zu rufen, denen eine ewige Dauer beſchieden iſt. 
Vom practiſchen Standpuncte aus kann es ſich nur darum handeln, ſolche 
Einrichtungen zu treffen, welche für die nächſte Zeit befriedigen. Hierauf 
müſſen praktiſche Männer ihren Blick beſchränken, und es wäre ebenſo 
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doctrinär, Grundſätze hinſtellen zu wollen, welche für ewige Zeiten gelten 
ſollen, als es als ein rein theoretiſches Beſtreben aufgefaßt werden müßte, 
Grundſätze zu betonen, die in der Wiſſenſchaft wohl begründet, doch augen⸗ 
blicklich durch die Umſtände an der Einführung ins Leben gehindert werden. 
Die Rückſichten fallen doppelt ſchwer ins Gewicht, wo es ſich um Ver⸗ 
leihung eines Monopols, eines Privilegiums handelt, und darum haben 
denn auch diejenigen Mitglieder, welche aus theoretiſcher Ueberzeugung die 
Errichtung einer einheitlichen mit dem ausſchließlichen Rechte der Noten⸗ 
emiſſion verſehenen Centralbank für gut halten, keinen Widerſpruch dagegen 
erhoben, daß die Conceſſion der für den Norddeutſchen Bund zu grün⸗ 
denden Bank vor der Hand auf einen beſchränkten Zeitraum verliehen 
werde. 

Der Beſchluß, die preußiſche Bank zu erhalten, mipft an die beſteh⸗ 
enden Zuſtände an. 

Der Schwerpunkt des Bankweſens in Preußen liege, ſo wurde aus⸗ 
geführt, ſeither in den Händen der preußiſchen Hauptbank. Die Privat⸗ 
banken ſpielen ihr gegenüber eine vergleichsweiſe unbedeutende Rolle. Wohl 
könne man ſich die Privatbanken fortdenken, ohne daß das eigentliche 
Bankweſen dadurch weſentlich modificirt würde — nicht aber die preußiſche 
Hauptbank. Exiſtire dieſe nicht mit den Tauſchmitteln, welche durch ihre 
Notenemiſſion geſchaffen, das geſammte wirthſchaftliche Getriebe, Handel 
und Produktion würden augenblicklich ins Stocken gerathen und dauernd 
ein weſentlich anderes Ausſehen bekommen. Ihr Fortbeſtehen erſcheine 
daher von vornherein durch die thatſächlichen Verhältniſſe geboten. 

Aber es ſeien nicht nur die thatſächlichen Verhältniſſe, welche ihren 
Fortbeſtand erfordern. Erfahrung und Wiſſenſchaft ſeien darüber einig, 
daß ausgebildete wirthſchaftliche Verhältniſſe die Exiſtenz einer großen Central⸗ 
bank mit einem ausgedehnten Netz von Filialbanken gebieteriſch erfordern. 
Niemals können vereinzelte Banken eine große Centralbank erſetzen, denn 
nur dieſe vermöge für einen geſicherten Geldumlauf die nöthige Gewähr 
zu bieten. Die Frage, ob eine ſolche Centralbank, wie es jetzt die preußiſche 
Bank iſt, auf andere Weiſe herſtellbar ſei, tritt vor der Thatſache zurück, 
daß ſie beſteht und in den wirthſchaftlichen Verhältniſſen feſten Boden 
gefaßt hat; nicht die Frage, ob ſie weiterbeſtehen, Bu nur, wie fie 
weiterbeſtehen ſoll, könne ventilirt werden. 

Kleine Banken würden in großen i 8 en nie daſſelbe leiſten 
können, wie eine Bank, welche über mächtige Geldmittel gebietet; letztere 
ſei auch nothwendig, um als Regulator zu dienen und bei entſtehenden 
Kriſen die Schwierigkeit zu überwinden, welche aus der Unzulänglichkeit 
der umlaufenden Notenmenge entſtehen. 

11% 
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Von den Mitgliedern ſämmtlicher preußiſcher Handelskammern ift die 
wohlthätige Wirkſamkeit der preußiſchen Bank in lebhafteſter Weiſe aner⸗ 
kannt worden. Es würde in Preußen in keiner Handelskörperſchaft eine 
Majorität dafür zu gewinnen ſein, dieſes Inſtitut als für die Zukunft ent⸗ 
behrlich hinzuſtellen. Auch aus den nichtpreußiſchen Gebieten des Nord⸗ 
deutſchen Bundes hat die preußiſche Bank die lebhafteſte Anerkennung gefunden, 
und es iſt bekannt, daß aus vielen nichtpreußiſchen Plätzen der Wunſch 
laut geworden iſt, daß die preußiſche Bank ihre Wirkſamkeit durch die 
Errichtung von Filialen auch dorthin erſtrecken möge. In den Antworten 
der ſüddeutſchen Handelskammern dagegen findet ſich mehrfach ein Wider⸗ 
ſtand gegen die Ausdehnung der preußiſchen Bank auf ein weiteres Gebiet 
Es geſtattet dieſer Widerſtand aber keineswegs den Schluß, daß man in 
den Ländern Süddeutſchlands mit den gegenwärtig dort beſtehenden Bank⸗ 
zuſtänden zufrieden ſei. Vielmehr liegen, namentlich aus Baden, aber auch 
aus Württemberg unzweideutige Symptome dafür vor, daß man ſich dort 
nach einer Verbeſſerung der beſtehenden Zuſtände ſehnt, und die langjährigen 
Verhandlungen der Badiſchen Kammern über die Bankfrage haben dies 
beſtätigt. Der Widerſpruch, der ſich theilweiſe in Süddeutſchland gegen 
eine Ausdehnung der preußiſchen Bank geltend macht, findet wohl zum 
großen Theile ſeine Erklärung darin, daß man ſich dort von dem Weſen 
dieſer Bank nicht überall eine richtige Vorſtellung macht, insbeſondere iſt 
die Anſicht viel verbreitet, daß die preußiſche Bank mit dem preußiſchen 
Staatsorganismus in einer engeren Verbindung ſtehe, als dies thatſächlich 
der Fall iſt, und daß eine Ausdehnung der Wirkſamkeit dieſes Inſtituts 
dahin führen konnte, den Verkehr zu büreaukratiſiren. Wenn in, dieſer 
Beziehung richtigere Vorſtellungen verbreitet wären, wenn insbeſondere 
darauf hingewieſen wird, daß die preußiſche Bank eine Thätigkeit durch 
ihre Filialen überall nur da aufnimmt, wo dieſelbe aus der Mitte des 
Handelsſtandes durch Wünſche und Vorſtellungen dazu veranlaßt wird, ſo 
iſt vielleicht anzunehmen, daß der Widerſtand, den das Inſtitut in Süd⸗ 
deutſchland findet, ſich auf engere Kreiſe beſchränken wird. 

Die wohlthätigen Einwirkungen, welche die preußiſche Bank auf Handel 
und Verkehr ausgeübt hat, wurden von vielen Seiten auf das lebhafteſte 
betont, von keiner Seite her beſtritten. Es wurde gezeigt, daß in keinem 
anderen Lande der Welt es auch dem mittleren Kaufmann und Fabrikanten 
leichter ſei, ſeine Wechſel ohne Schwierigkeiten zu discontiren. Es wurde 
ferner gezeigt, daß die Ausdehnung eines Netzes von Filialen den Verkehr 
von Ort zu Ort in einer ſeltenen Weiſe begünſtige, und es wurde ſelbſt 
von principiellen Anhängern der Bankfreiheit willig anerkannt, daß keine 
andere Centralbank weder in Oeſterreich, noch in Frankreich oder England 
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den Bedürfniſſen des kleinen Verkehrs fo großen Vorſchub geleiftet habe 
als die preußiſche Bank. Es wurde weſentlich dieſe Seite des Inſtituts 
ins Auge gefaßt, die Wirkſamkeit der Bank dem Publikum gegenüber, und 
die Verſammlung war einſtimmig darin, daß dieſe Seite der Wirkſamkeit 
auch in Zukunft erhalten bleiben müſſe. Dagegen wurde es als eine Frage, 
die erſt in zweiter Reihe von Wichtigkeit ſei und die ſehr wohl als eine 
offene behandelt werden könne, bezeichnet, welches die innere Organiſation 
der Bank fein. folle, ob ihre Verwaltung eine ausſchließlich oder überwie⸗ 
gend kaufmänniſche ſein, oder ob wie bisher der Staat die Verwaltung 
der Bank beſtellen ſoll. Nur beiläufig wurde dem Wunſche Ausdruck ge⸗ 
geben, daß die Betheiligung des Staats aufhöre. Ein Mitglied ſtellte die 
Alternative, die Bank ſolle entweder ganz Staatsinftitut oder ganz Privat⸗ 
inſtitut ſein. Was den gegenwärtigen Zuſtand anbetrifft, ſo wurde der⸗ 
ſelbe in ſeinen Grundzügen als bekannt vorausgeſetzt, dagegen wurden von 
ſachkundiger Seite die folgenden Mittheilungen über Details gemacht, 
welche als bisher wenig bekannt gelten dürften. Die preußiſche Bank wird 
in ihrer Hauptſache von Kaufleuten verwaltet, die meiſten Vorſtandsbe⸗ 
amten ſind aus kaufmänniſchen Berufskreiſen hervorgegangen und haben 
ihre Qualification durch einen längeren Dienſt entweder in einem Bank⸗ 
oder in einem Exportgeſchäft nachgewiefen; ſie müſſen ſich einem Examen 
unterwerfen, welches ſich hauptſächlich auf kaufmänniſche Gegenſtände be⸗ 
ſchränkt. Nachdem fie dann während einer längeren Zeit in den ver- 
ſchiedenen Comptoirs gebildet worden ſind und ihre Befähigung in der 
Praxis nachgewieſen haben, werden ſie als Vorſtandsbeamte angeſtellt, ſo 
daß bei ſämmtlichen Comptoirs nur kaufmänniſch gebildete Vorſteher vor⸗ 
handen find. Das Hauptbank⸗Directorium, die leitende Behörde, ift eben- 
falls größtentheils aus Kaufleuten zuſammengeſetzt, und zwar aus den beſten 
Kräften, die allmählich aus der Provinz herangezogen werden. Dagegen 
ſind der Präſident und zwei Mitglieder des Directoriums regelmäßig 
ſtudirte Männer und werden größtentheils aus den Beamten des Han⸗ 
dels⸗Miniſteriums entnommen, in welchem ſie ſich zuvor als tüchtige Ver⸗ 
waltungsbeamte bewährt haben müſſen. Es ift demnach das wiſſenſchaft⸗ 
liche Element, welches die ganze Staatsverwaltung durchzieht, auch hier 
vorhanden. Dieſe Zuſammenſetzung hat ſich außerordentlich bewährt. Ein 
großer Theil der Privatbanken hat ſeine Vorſtandsmitglieder den Beamten 
der preußiſchen. Hauptbank entnommen. Es iſt allerdings der Verſuch ge- 
macht worden, ob durch eine zahlreichere Heranziehung ſtudirter Männer 
beſſere Reſultate zu erzielen ſind. Indeſſen hat die Ueberzeugung ſich 
Bahn gebrochen, daß dies nicht der Fall iſt; vielmehr ſind einige jener 
Verſuche unglücklich ausgefallen. Es kann demnach als erwieſen angenommen 
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werden, daß das kaufmänniſche Element überwiegen muß, wenn die Bank 
büreaukratiſch verwaltet werden ſoll. Als Director wird in der Regel 
Niemand angeſtellt, der ſich nicht wenigſtens an vier bis fünf anderen 
Anſtalten als tüchtig zur Leitung eines Bankgeſchäfts bewährt hat. Auch 
erfolgt die Anſtellung probeweiſe, und erſt dann, wenn die Befähigung 
völlig bewieſen, definitiv. Das Central⸗Inſtitut, das Hauptbank⸗Directorium, 
hat die Leitung des ganzen Geſchäfts der Art, daß es von allen Ge⸗ 
ſchäften, die in der Provinz vorkommen, genaue Kenntniß erhält, und zwar 
nicht blos von der Geſammtſumme, ſondern von jedem Wechſel, von 
jedem einzelnen Geſchäft, was gemacht wird, bis in die kleinſten Details, 
und es iſt nun die Aufgabe zu prüfen, ob dieſe Geſchäfte den zu ſtellen⸗ 
den materiellen Bedingungen und Vorausſetzungen entſprechen. Wird ein 
Wechſel discontirt, der eine nicht ſolide Natur hat, was in der Regel ſich 
leicht erſehen läßt, ſo wird dies entſchieden gemißbilligt und ſofortige Cor⸗ 
rectur veranlaßt. Daneben beſteht eine Beſtimmung, die ſich im hohen 
Grade bewährt hat. Es wird das Intereſſe der Beamten an die abzu⸗ 
ſchließenden Geſchäfte durch einen Tantisme⸗Fonds geknüpft, eine Einrich⸗ 
tung, die, ſovtel bekannt, an keinem andern Orte exiſtirt. Es iſt den 
Bankdirectoren in der Provinz eine gewiſſe Tantieme bewilligt; dieſelbe 
wird aber nicht ausgezahlt, ſondern angeſammelt bis zu dem dereinſtigen 
Ausſcheiden des Beamten. Dieſe Tantieme haftet für alle Verluſte, die 
durch die Geſchäfte des betreffenden Beamten veranlaßt ſind und zwar ſo 
unbedingt, daß eine Appellation gegen eine Verfügung, welche die Tantieme 
entzieht, nur an den Chef der Bank möglich iſt. Der Letztere kann ſich 
nicht darauf einlaſſen, zu entſcheiden, ob die Veranlaſſung zu einer Ent⸗ 
ziehung der Tantième bis in alle Einzelheiten gegründet ift, denn es 
handelt ſich hier um ein kaufmänniſches Arbitrium. Thatſächlich iſt daher die 
Entſcheidung des Hauptdirectoriums in der Regel als definitiv anzuſehen. 
Die Entſcheidung darüber wird zwar immer mit Rückſicht auf die Qua⸗ 
lification des Beamten gefällt, aber es iſt ſchon vorgekommen, daß einem 
Beamten eine Summe von 20,000 Thalern zur Laſt gelegt und dafür 
feine ganze Tantième, die er fid) in einer langen Reihe von Jahren ge: 
ſammelt hatte, in Anſpruch genommen worden iſt, und zwar nicht etwa 
für ein gröberes Verſehen, denn für dieſes haftet ſeine Caution, ſondern 
weil er nicht mit derjenigen Umſicht vorgegangen iſt, die man von einem 
höheren Beamten erwarten darf. Dieſe Einrichtung ſichert einerſeits die 
Beamten, die verhältnißmäßig nicht ſo hoch beſoldet ſind, gegen die Noth 
ihrer Familien auch nach ihrem Ausſcheiden aus dem Dienſte oder im 
Falle ihres Todes und andererſeits ſichert ſie die Bank gegen unſolide 
Geſchäfte. Das Hauptbankdirectorium nimmt eine Stellung ein, wie 
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fie ſonſt nicht wieder vorkommt. Es ift nämlich den Mitgliedern deffelben 
verboten, Bankantheile zu beſitzen, eben fo wenig haben fie einen Antheil 
am Gewinne und an dem Verluſte, fie find ohne jedes perſönliche Intereſſe. 
Dadurch wird es erzielt, daß die Verwaltung höhere Geſichtspunkte nimmt 
und auch die allgemeinen Intereſſen ins Auge faßt. Es wird behauptet, 
daß diejenigen Bankgeſellſchaften, deren Mitglieder eine Tantidme am Ge⸗ 
winn beziehen oder die große Summe des Bankcapitals beſitzen, niemals 
die allgemeinen Intereſſen ſo umfaſſend im Auge behalten und auch dem 
Publikum nicht dieſelbe Sicherheit gewähren können. Die Erfahrungen, 
die in anderen Ländern gemacht worden ſind, werden dargeſtellt als ſolche, 
welche nicht dazu veranlaſſen können, an die Spitze einer Bank ein 
Collegium zu ſtellen, das durch ſeine eigenen pecuniären Intereſſen geleitet 
werden könnte. Auch darin wird ein Vorzug der preußiſchen Einrichtung 
gefunden, daß die Leitung einem Collegium und nicht einem Einzelnen 
zuſteht. Scheinbar iſt in Frankreich ein ähnliches Verhältniß vorhanden, indem 
an der Spitze der dortigen Bank ein Gouverneur und zwei Sousgouver⸗ 
neure ſtehen; indeſſen find thatſächlich die Stellungen derſelben nicht viel 
mehr als Sinecuren. Es ſind Erörterungen darüber gepflogen, ob 
Commiſſionen von Kaufleuten die noch als ſolche thätig ſind, bei der 
Leitung der preußiſchen Bank mehr als bisher zu betheiligen ſein werden, 
indeſſen hat ſich der Handelsſtand dagegen ausgeſprochen. Alle Handels⸗ 
kammern, die darüber befragt worden ſind, haben es als höchſt nachtheilig 
bezeichnet, daß ein Kaufmann in die Lage geſetzt werde, ſeinen Concurrenten 
in die Taſchen zu ſehen. Die Kaufleute ſind jederzeit ſehr bereitwillig ge⸗ 
weſen, die Stellungen der Bankagenten anzunehmen, obgleich ſolche Stel⸗ 
lungen keineswegs einträglich ſind. Indeſſen hat das Directorium es 
vermieden, Kaufleute zu ſeinen Agenten zu beſtellen. Dem Hauptbank⸗ 
directorium ſteht ein Central⸗Ausſchuß zur Seite, der hauptſächlich aus 
Banquiers und Kaufleuten beſteht, und von dieſem Central⸗Ausſchuß werden 
drei Perſonen ernannt die an allen Sitzungen des Hauptbankdirectoriums 
Theilnehmen und von allen Geſchöften der Bank Kenntniß nehmen. Die⸗ 
ſelben halten indeſſen an dem Grundſatze feſt, ſich nicht in eigentliche Credit⸗ 
gewährungen zu miſchen, ſondern controliren nur, ob die discontirten 
Wechſel gut ſind oder nicht und ob die Bank nicht etwa auf bedenkliche 
Wege geräth. 

Es wurde von einer Seite her die Frage angeregt, ob e8 nicht aus⸗ 
führbar fet, das kaufmänniſche Element der Verwaltung nicht ausſchließlich 
aus der berliniſchen Kaufmannſchaft zu entnehmen, ſondern auch Vertreter 
der großen Handels⸗ und Seeplätze dabei hinzuziehen. Darauf wurde 
erwidret, daß ein ſolches Vorgehen auf ſehr große, practiſche Schwierig⸗ 
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keiten ſtoße. Es handle fih bei der Zuziehung des Central = Aunsfdufes 
weſentlich um Feſtſetzung des Discont und zu dieſem Behufe müſſe die 
Körperſchaft ſtets ſchnell zuſammenberufen werden, wenn die Verhältniſſe 
dazu Anlaß geben. Würden Repräſentanten aus Hamburg, Königsberg 
und anderen fernen Plätzen hinzugezogen werden müſſen, ſo würde bis 
zur Beſchlußfaſſung eine große Aufregung im ganzen Lande entſtehen. 
Dieſelbe ſei zu vermeiden und wenn wenn man daher auch Repräſentanten 
aus anderen Plätzen hinzuziehen wolle, ſo müſſe man dieſelben doch gerade 
von den wichtigſten Geſchäften ausſchließen. Obwohl hierauf erwidert 
wurde, daß es immerhin thunlich ſei, auswärtige Repräſentanten bei ſolchen 
Geſchäften hinzuzuziehen, deren Erledigung minder dringend ſei, ſo wurde 
doch von einer weiteren Verfolgung dieſer Frage abgeſehen. Gegen die 
gefaßte Reſolution wurden von verſchiedenen Seiten her Bedenken erhoben. 

Eine der verneinenden Stimmen will nicht die preußiſche Bank als 
ſolche und unbedingt, ſondern nur ihre Erweiterung zu einer Bundesan⸗ 
ſtalt verwerfen. Sie motivirt dies Votum wie folgt: „Die Fülle von 
Pflichten und Leiſtungen, zu welchen ſie in Preußen großgezogen worden 
ift, läßt fih nicht ſo fort anderweit erſetzen; aber ebenſo gewiß liegt auch 
keine Veranlaſſung vor, das Syſtem, auf welchem fie beruht, mit feinen 
Schwächen und Gefahren auf weitere Kreiſe zu übertragen. Es iſt dies 
im Princip daſſelbe Syſtem, welches ſoeben in Frankreich ſo kläglich 
Schiffbruch gelitten hat. Eine Bank nach dieſem Muſter wird, gleichviel 
ob Staats⸗ oder Privatanſtalt, immer ihre Hauptſtütze in der ſtaatlichen 
Protection finden und ſchon dadurch in eine, die bedenklichſten Conſequenzen 
einſchließende Abhängigkeit vom Staate gerathen. 

Unſer Bankweſen, da es ſicherlich nicht die Aufgabe haben kann, dem 
Staate unmittelbar zu dienen, wenigſtens nicht vermittelft der Notenemiſſion 
darf nicht auf ſolcher Baſis reformirt werden. Der Schwerpunkt iſt viel⸗ 
mehr in die Thätigkeit der Privatbanken zu legen, deren Exiſtenz auf 
rein wirthſchaftlicher Baſis und deren Credit nicht auf dem Credit und 
Wohlwollen des Staates, ſondern in erſter Linie auf ihren eigenen Fonds 
beruht. | 

Eine ſolche Baſis ift weit gefunder und kann ſelbſt in kritiſchen 
Zeiten weit größere Beruhigung gewähren. Die Privatbanken haben 
freilich zum Theil manches Lehrgeld bezahlt, ſich aber rückſichtlich ihrer 
Verpflichtungen in wiederholten Kriſen durchgängig als vollkommen ſolide 
bewährt. Sie haben auch ſonſt im großen Ganzen ihre Schuldigkeit gethan 

Daß die Leiſtungen der Privatbanken nicht ſo impoſant ſind, wie die 
der preußiſchen Bank, daß wohl auch Einzelnen nicht mit Unrecht zu große 
Aengſtlichkeit vorgeworfen wird, iſt eine natürliche Folge der verſchieden⸗ 
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artigen Stellung. Die Privatbanken find zum bei Weitem größten Theile 
hinſichtlich ihrer Leiſtungsfähigkeit durch ihre Statuten limitirt und 
außerdem von Verhältniſſen abhängig, die ihnen wohl Grund geben, unter 
Umſtänden Zurückhaltung zu beobachten. Es iſt ein Unterſchied, ob man in 
unbegrenzter Menge Noten ausgeben kann, welche der Staat in allen 
Caſſen annimmt und dadurch in Circulation erhalten hilft, oder ob dieſe 
Noten hinſichtlich ihrer Summe beſchränkt und außerdem im vornehmſten 
Theile des Bundesgebietes geächtet ſind. Man räume den Privatbanken 
nur eine einigermaßen günſtigere Stellung ein, womit weder eine beſondere 
ſtaatliche Protection, noch weſentliche Erweiterung der Einzelbefugniſſe 
ſondern lediglich die in geſetzlicher Geſtattung ihrer natürlichen Ent- 
wickelung enthaltene Anerkennung ihrer Lebensberechtigung gemeint iſt; 
— ſo werden auch die Privatbanken vollſtändig Befriedigendes leiſten. 
Die preußiſche Bank, beſonders in ihrer gegenwärtigen Geſtalt, zu 
einer Anſtalt des Reiches erweitern, heißt thatſächlich ein Monopol ſchaffen, 
— heißt alle wirkſame, wohlthätige Concurrenz mehr und mehr unter⸗ 
drücken. Darum ſoll die preußiſche Bank nur als ſolche vorläufig 
fortbeftehen. Diejenigen Vortheile, welche man durch ihr Beherrſchen des 
geſammten Bundesgebiets anſtrebt, ſind durch Herſtellung einer, auf die 
einzelnen Banken baſirten wirklichen Centralbank in weit vollkommener 
Weiſe zu erreichen. Eine ſolche Centralbank, in ihrem Verhältniſſe zu den 
einzelnen Banken weſentlich dem Emiſſionsdepartement der Bank von England 
entſprechend gedacht, die verſchiedenen Noten⸗Emiſſionen in ſich vereinigend, 
nur mit den betreffenden Banken verkehrend, befreit den Verkehr ſofort 
von der ihn beläſtigenden Menge vielfacher Noten, — ſtellt ſofort und 
allgemein wirklich gleiche Valuta her, — befördert die jetzt mangelhafte 
und ſchwierige Ausgleichung zwiſchen Geldüberfluß an dem einen und 
Mangel an dem andern Platze vermittelſt der hierzu recht eigentlich berufenen 
Banken ſelbſt, — überträgt die jetzt nur auf Preußen beſchränkte großartige 
Leiſtungsfähigkeit im Bankfache ſofort auf alle Gebietstheile, ohne den 
Bundesſtaaten Verpflichtungen aufzubürden und ohne Privatrechte zu beein- 
trächtigen, — und iſt endlich auch das einzige Mittel, um dem Notencultus 
heilſame Schranken zu ziehen. Während die Banken jetzt einen ſehr erheb⸗ 
lichen Theil ihrer Aufmerkſamkeit darauf verwenden, möglichſt viele Noten 
im Umlaufe zu erhalten, um möglichſt leiſtungsfähig zu ſein, werden ſie 
hieran bei ſolcher Einrichtung nicht nur kein Intereſſe mehr haben, ſondern 
auch durch das natürliche Beſtreben, ſich thunlichſt von der Vormundſchaft 
der Controle zu emancipiren, von ſelbſt dahin geführt werden, mehr und 
mehr mit wirklichem Kapital (Depoſiten) an Stelle der Kapital⸗Surrogate 
(Noten) zu arbeiten. Die zur Reichsanſtalt erweiterte preußiſche Bank 


170 


bewirkt dies nicht, fondern fegt nur andere fogar bedeutend ſchwächer 
fundirte Werthzeichen an die Stelle der gegenwärtig circulirenden.“ 

Es wurde ferner geſagt, eine ſolche Refolution fet unnöthig, es verſtehe 
ſich ganz von ſelbſt, daß die preußiſche Bank fortbeſtehe, ja daß ſie auch 
einen größeren Wirkungskreis erhalten werde. Dies ſchließe iudeſſen nicht 
in ſich, daß derſelben eine irgendwie bevorzugte Stellung gegeben werden 
müſſe. Selbſt wenn man die Grundſätze der Bankfreiheit proclamire, 
werde die preußiſche Bank fortbeſtehen und ihre Wirkſamkeit entfalten. Ihre 
Dienſte würden geſucht werden und es ſei daher völlig unnöthig, ihr eine 
irgendwie bevorzugte Stellung zu geben. Man möge die Grundjäge feft- 
ftellen, unter denen überhaupt Banken und Zettelbanken im Norddeutſchen 
Bunde ſich bilden und beſtehen dürfen, und auf Grundlage dieſer Sätze 
würde die preußiſche Bank fortarbeiten, ohne daß ihr irgendwie eine 
bevorzugte Stellung gegeben wird. Von einer dritten Seite her wurde 
betont, daß diejenige Anſchauung, welche an dem Fortbeſtande der preußiſchen 
Bank ein hauptſächliches Intereſſe nehme, von der Anſicht ausgehe, daß 
das bisherige Syſtem der Notenausgabe ſtets im Vordergrunde ſtehen 
müſſe. Die Bank hätte weſentlich die Aufgabe, müßige Kapitalien an ſich 
zu ziehen und ſie productiven Verwendungen zuzuführen. Dies letztere 
geſchehe theilweiſe durch Ausgabe von Noten. In den wirthſchaftlich vor⸗ 
geſchrittenen Ländern, England, Amerika, der Schweiz ſei indeſſen dieſes 
Syſtem überwunden und die hauptſächlichſte Bedeutung der Bank beſtehe 
darin, daß ſie Depots und Giroconten führe. Hierzu müſſe auch Deutſch⸗ 
land übergehen, da die übermäßige Ausgabe von Papiergeld gefährlich ſei. 
Die preußiſche Bank müſſe fortbeſtehen, aber ohne jedes Privilegium, denn 
eine ihr eingeräumte hohe Stellung und die vorgefaßte Meinung des 
Publikum für ſie werde ſie in den Stand ſetzen, ihren Betrieb fortzuführen, 
auch ohne daß ſie den Gebrauch der Banknoten beſchränkt. Berlin ſei 
nicht der einzige Mittelpunct des großen Verkehrs, und namentlich für 
das Bant- und Wechſelgeſchäft beftänden in größerem Umfange als in andren 
Ländern wichtige Plätze. Es ſei zu perhüten, das eine Centralbank das 
ganze Geſchäft centraliſire. Die Proclamirung der Grundſätze der Bant- 
freiheit würde ausreichen, um der preußiſchen Bank diejenige Stellung zu 
erhalten, welche ihr im Intereſſe des gemeinen Wohles genügt. Es handle 
ſich ja bei der gegenwärtigen Berathung um die Schaffung neuer Zuſtände 
für Deutſchland und man dürfe hier nicht den Verſuch machen, dem Handel 
diejenigen Wege vorzuſchreiben, welche er gehen ſoll. 

Auf dieſe Ausführungen wurde Folgendes erwidert. Es ſei völlig 
unthunlich, das Verhältniß der preußiſchen Bank in einem neu zu erlaſſenden 
Bankgeſetze mit Stillſchweigen zu übergehen. Aus der Beſtimmung der 
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Bundesverfaſſung, welche das Bankweſen zur Sache des Bundes mache, 
folge mit ſtaatsrechtlicher Nothwendigkeit, daß in Zukunft kein Einzelſtaat 
das Recht haben werde, in die Fragen des Bankweſens ſich zu miſchen. 
Es gehe nimmermehr an, daß der preußiſche Staat eine Bank unterhalte, 
nachdem das Bankweſen Sache des Bundes geworden ſei, Schweige man 
alſo über die preußiſche Bank, ſo ſei damit deren Exiſtenz für die Zukunft 
unmöglich gemacht. Wolle man die preußiſche Bank in ihren weſentlichen 
Grundzügen erhalten, erkenne man die Nothwendigkeit eines derartigen 
Inſtituts für den Verkehr an, ſo biete ſich ſtaatsrechtlich hierfür keine andere 
Möglichkeit als die, daß man ausſpreche, es folle dieſe Bank in Zukunft 
eine Anſtalt des Norddeutſchen Bundes ſein. Sie muß allerdings in dem 
geſammten Gebiete des Bundes diejenigen Rechte haben, welche ſie gegen⸗ 
wärtig in Preußen beſitzt. Vor allen Dingen alſo muß ausgeſprochen 
werden, daß ihre Noten in allen öffentlichen Kaſſen an Zahlungsſtatt 
angenommen werden müſſen. Hand in Hand muß hiermit ihr Recht gehen 
in allen Gebieten des Norddeutſchen Bundes Filialen zu errichten. Es 
wurde hierbei auch die Frage angeregt, ob ſie zu dieſer Ausdehnung eine 
Vergrößerung ihres Capitals nöthig habe, und es herrſchte Einverſtändniß 
darüber, daß ſie mit ihrem gegenwärtigen Capital nicht im Stande ſei 
eine Thätigkeit in dem ganzen Gebiete des Bundes zu entwickeln. Es 
wurde dabei auch betont, daß bei einer Vergrößerung ihres Capitals ihr 
Verhältniß zum Staate neu zu regeln ſei und namentlich die Frage einer 
Erörterung unterworfen werden müſſe, ob der Staat feinen bisherigen 
Gewinnantheil beibehalten dürfe. Indeſſen wurden Beſchlüſſe über dieſe Frage 
nicht gefaßt, weil eine endgültige Feſtſetzung hierüber nur im Einverſtänd⸗ 
niſſe mit dem preußiſchen Finanzminiſterium, welches in dieſer Beziehung 
erworbene Rechte habe, getroffen werden könne. Indem man ſich endlich 
dahin einigte, den Ausdruck „Centralbank,“ welcher zu dieſem Mißverſtänd 
niſſe Veranlaſſung geben könne, als ſolle der Thätigkeit von Privatinſtituten 
eine Schranke auferlegt werden, fallen zu laſſen, wurde die Reſolution mit 
20 gegen 3 Stimmen angenommen. Es ſtimmten für dieſelbe: 

Bamberger, Conrad, v. Dechend, Delbrück, Friedländer, Fromberg, 

Hinsberg, Ladenburg, Meyer, Moſle, Müller, Mendelsſohn, Samter, 

Schottler, Seiffert, Spiegeler, Steiner, Stengel, un Warſchauer, 

Weſenfeld, Witte, Zuckſchwerdt, 
und dagegen: Becker, Benndorf, Kämmerer. 

Die zweite Reſolution wurde dahin gefaßt: 
Eine unbedingte Freiheit zu Errichtung von Zettelbanken 
ſoll nicht beſtehen. 
Dieſe Reſolution wurde einſtimmig gefaßt. Der theoretiſche Stand⸗ 
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punkt, nach welchem die Ausgabe von Banknoten eine Sache des gemeinen 
Rechtes ſein ſoll und in demſelben Maße wie etwa die Ausſtellung von 
Wechſeln, Checks u. dgl. einem Jeden freiſteht, fand in der Verſammlung 
aus practiſchen Gründen keinen einzigen Anhänger. Die Gründe für dieſe 
Reſolution ſind nicht ſpeciell erörtert worden, indem ſtillſchweigend ſelbſt 
von den vorgeſchrittenſten Anhängern der Bankfreiheit das Zugeſtändniß 
gegeben werde, daß eine ſo tief greifende Maßregel zur Zeit practiſch noch 
nicht ausführbar ſei. Der auf der Hand liegende Grund für einen ſolchen 
Beſchluß kann wohl darin gefunden werden, daß eine ſchrankenloſe Freiheit 
zur Emiſſion von Banknoten für Jedermann nicht füglich anders eingeführt 
werden kann, als Hand in Hand mit einer geſetzlichen Neuregelung der 
ganzen Frage, inwieweit Inhaberpapiere von Jedermann ausgegeben werden 
können. Die Erledigung dieſer Frage wird jedenfalls noch geraume Zeit 
in Anſpruch nehmen, mehr Zeit, als bis zur definitiven Regelung des 
Bankweſens verlaufen darf. 

Drittens: 

Das Recht der Banknoten-Emiſſion iſt nicht unbedingt 
auf eine einzige Bundesbank zu beſchränken. 

Dieſer Satz rief die bei weitem lebhafteſte Discuſſion hervor. Die 
Minderheit glaubte aus theoretiſchen und practiſchen Gründen das Princip 
der Noteneinheit feſthalten zu müſſen und brachte einen hierauf gerichteten 
Antrag ein. Es ſollte dieſer Antrag lediglich das Princip feſtſtellen, daß 
die Noteneinheit das Ziel ſei, nach welchem man zu ſtreben habe, und daß 
neue Notenbanken wenigſtens in der Zukunft nicht mehr conceffionirt würden; 
dagegen ſah dieſe Maßregel vollſtändig ab von der Erörterung der Rechts⸗ 
frage, wie es nach geſetzlicher Sanctionirung dieſes Princips mit den 
bereits beſtehenden Notenbanken gehalten werden ſolle. Sie war der Anſicht, 
daß die Löſung dieſer Rechtsfrage einem ſpäteren Stadium der Discufjion 
vorzubehalten ſei. 

Die Gründe für das Princip der Noteneinheit wurden zunächſt her- 
genommen aus theoretiſchen Erwägungen über das Princip der Banknoten 
überhaupt. Es führte ein Redner aus, die Regulirung der Notencirculation 
ſei ein Theil der Bedingungen des allgemeinen Wohls und könne aus 
dieſem Grunde nicht der Concurrenz überlaſſen ſein. Die Circulation der 
Noten gleiche der Circulation des Papiergeldes und fordere den höchſten 
Ausſpruch auf Vertrauen und Sicherheit; deswegen könne dies koſtbare 
Inſtrument, welches mit tauſend Fäden des allgemeinen Wohles zuſammen⸗ 
hänge, Niemanden anvertraut werden, als einem vom Staate beaufſich⸗ 
tigten Inſtitute. Hier finde ſich zuſammen vie größte Macht, die das befte 
Fundament für die Sache gebe, und die größte Garantie der Intelligenz. 


173 


Es fet zwar ſonſt nicht Grundſatz, die Staatsweisheit als das Höchſte in 
der Privatinduſtrie zu betrachten, aber da, wo die Geſammtheit zu vertreten 
ſei, biete ein großer Staat mit ſeiner ausgedehnten Maſchinerie die meiſte 
Garantie dafür, daß die Geldfrage mit ihren Wirkungen richtig berechnet 
werde. Der Vortheil der Banknoten beſtehe darin, ein gewiſſes Capital 
zu ſchaffen, an deſſen Zinſen man participire. Dieſem Vortheile ſtehen 
aber gegenüber die Nachtheile und Verluſte, welche in den Zeiten der Kriſe 
entſtehen und welche jene Vortheile ſehr leicht überwiegen können. Hier 
ſei eine ſtaatliche Controle geboten. Die Note ſei ein Repräſentant leicht 
realiſirbarer Wechſel und da die Zahl der guten Wechſel beſchränkt fer, 
ſei dem entſprechend auch die Anzahl der Banknoten zu beſchränken. Eine 
angemeſſene Beſchränkung laſſe ſich aber nur dadurch herbeiführen, daß 
in den Händen eines einzigen Inſtituts die Macht, Noten zu emittiren, 
concentrirt ſei. Die ad 2 gefaßte Reſolution habe bereits dargethan, daß 
Niemand auf dem Standpuncte ſtehe, die Befugniß, Noten zu emittiren, 
unbedingt frei zu geben, die Majorität werde ſich alſo für ein Syſtem der 
Beſchränkung entſcheiden, ſei es auf dem Wege der Conceſſion, ſei es auf 
dem Wege der Normativbedingungen. Alle Beſchränkungen aber, welche 
man aufſtellen könne, ſchrecken nur den Guten zurück und erregen in dieſem 
Bedenken, ſich den Beſchränkungen zu unterwerfen; der Schlechte aber, 
welcher durch die Ausgabe von Noten nur ſeinen individuellen Vortheil 
verfolgen wolle, laſſe ſich durch vom Staate auferlegte Schranken in ſeinem 
Thun nicht beengen. Es wurde ferner geltend gemacht, daß die Münz⸗ 
einheit in Deutſchland gegenwärtig ein Ziel des nationalen Strebens ſei 
und daß man mit ſich ſelbſt in Widerſpruch treten würde, wenn man die 
Möglichkeit ſchaffen wolle, eine große Menge neuer Werthzeichen herzuſtellen. 
Noch unter einem anderem Geſichtspunkte ſei die Concentration des Rechts, 
Noten zu emittiren, auf ein Inſtitut anzuempfehlen. Es ſei die Aufgabe 
der Centralbank, die Erſchütterungen des Geldmarktes früh und deutlich 
zu empfinden, um als Warner und Helfer zu dienen. Dieſer Aufgabe 
bleibe ſie nicht gewachſen, wenn ſie in dem Rechte, Noten zu emittiren, 
concurrire, mit einer großen Anzahl von Privatbanken, die ſich nach Be⸗ 
lieben bilden können. 

Dieſe Erwägungen wurden ferner unterſtützt durch die Betrachtung 
über das Verhalten der Privatbanken bisher. Die große Bank habe die 
Aufgabe, dem Lande eine Reſerve für ſchlimme Zeiten zu ſchaffen. Bisher 
habe ſich nun die preußiſche Bank in der Nothwendigkeit befunden, für 
die kleinen Banken mitzuſorgen, die Notencirculation derſelben habe ſich 
bisher weniger auf ihre Baarreſerve geſtützt, als auf die Baarreſerve der 
preußiſchen Bank. Die letztere habe ihre Reſerve ſo bemeſſen, daß ſie in 
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kritiſchen Zeiten auch für die Privatbanken habe eintreten können, fie fei im 
Jahre 1866 in die Nothwendigkeit verſetzt worden, ihr Metall vorzugs⸗ 
weiſe für die Privatbanken abzugeben und habe an einzelnen Tagen bis zu 
einer Million täglich für die übrigen Inſtitute ausgezahlt. Dieſelben 
haben Noten präſentirt und Geld dafür empfangen, um dann ihre Zahlungen 
zu leiſten. Jede Bank brauche nur ihre Wechſel, ſobald ſie fällig ſeien, 
nicht zu prolongiren und verſchaffe ſich ſo die Mittel, um die Noten der 
preußiſchen Bank zu erhalten. Dieſer Zuſtand ſei bisher erträglich ge⸗ 
weſen, die preußiſche Bank ſei in der Lage geweſen, die Privatbanken, welche 
bisher beſtanden haben, zu überragen. Sie werde dazu aber nicht mehr 
in der Lage ſein, wenn es in Zukunft dem freien Belieben überlaſſen ſei, 
neue Zettelbanken zu gründen. Die preußiſche Bank habe einem wirklichen 
Bedürfniſſe des Handels und Verkehrs entſprochen; dagegen laſſe ſich die 
Gründung ſehr vieler Zettelbanken lediglich auf Operationen der Agiotage 
zurückführen. Es wurden ferner Züge aus der Wirkſamkeit einzelner 
Privatbanken angeführt, welche das Bedenkliche derartiger Inſtitute darlegen 
ſollten. Als eine dieſer Banken vor Jahren einen großen Verluſt gehabt 
und mit einer Unterbilanz von 6 — 700,000 Thalern arbeitete, fei ihr 
Status doch auf demſelben Niveau geblieben, der Status einer anderen 
Bank ſei vor einer Reihe von Jahren grundfalſch geweſen; einer dritten 
und vierten Bank ſei nachzuweiſen, daß ſie in ihrem Status einen Werth 
aufführte, der etwa zur Hälfte nicht exiſtirte. Zu einem ſolchen Verfahren 
könne eine Centralbank, gleich der preußiſchen, ſich niemals entſchließen, 
weil ſie unter Controle der öffentlichen Meinung in viel ausgedehnterem 
Maße ſtehe als die Privatbanken. Durch die Ausgabe vieler verſchiedener 
Werthzettel werde dem Publikum in ausgedehntem Maße Verluſt und 
Unbequemlichkeit bereitet, es ſtehe nicht in der Hand des einzelnen Ge⸗ 
ſchäftsmannes, Banknoten, die ihm an Zahlungsſtatt angeboten würden 
zurück zu weiſen. Ein Mitglied der Minorität führte aus, daß er ein 
ſehr großes Kundſchaftsgeſchäft habe, in welchem er viele Millionen umſetze. 
Trotz dieſer günſtigen Stellung fei er indep nicht in der Lage, gegen die 
ihm angebotenen Zahlungsmittel Kritik zu üben, er iſt in die Nothwendig⸗ 
keit verſetzt, ſowohl die ihm offerirten Coupons als die fremden Bank⸗ 
noten in Zahlung anzunehmen, ſonſt werde man ihm die Kundſchaft ebenſo 
wie ſeinen kleineren Concurrenten kündigen. Das Publikum ſei daher 
nicht in der Lage, ſich wenig fundirter Banknoten zu erwehren, und der 
Staat habe die Pflicht, daſſelbe gegen die Emiſſion ſolcher Papiere zu 
ſchützen. Es ſei ein Vorurtheil, daß man mittelſt der Banknotenpreſſe 
billiges Geld ſchaffen könne. Hamburg habe keine Notenbank und ſeit 
einer Reihe von Jahren ſei dort das Geld am billigſten geweſen; Holland 
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beſitze nur gedeckte Noten*), und Holland habe gleichfalls feit einer Reihe 
von Jahren ſehr billiges Geld gehabt. Seit langer Zeit ſei das Geld in 
Amerika am theuerſten, und gerade in Amerika ſei die Banknotenwirthſchaft 
am meiſten ausgedehnt. Die Beſchränkung des Rechtes, Noten zu emittiren 
auf eine einzige Bank ſchließe die Concurrenz im Gebiete des Bankweſens 
nicht aus, denn neben der Hauptbank könne ſich eine große Anzahl von 
Depoſitenbanken bilden und die wohlthätigſte Wirkung auf Handel und 
Verkehr ausüben. Erſt in der Entziehung des Rechtes, Noten zu emittiren, 
würden die Privatbanken den rechten Sporn finden, den Geld- und Depo- 
ſitenverkehr ſo zu pflegen, wie es im allgemeinen Intereſſe wünſchenswerth ſei. 

Endlich wurde zur Begründung der Minoritäts⸗Anſicht die Geſchichte 
des Bankweſens herbeigezogen. Dieſelbe lehre, daß man faſt überall von 
dem Syſteme einer Mehrheit von Notenbanken zu dem Syſteme der Bank⸗ 
einheit übergegangen ſei. In England habe früher vollſtändige Bankfreiheit 
geherrſcht, dies habe zu ſo entſetzlichen Leiden und enormen Verirrungen 
unter den Banken geführt, daß Peel ſich veranlaßt geſehen, das Princip 
aufzuſtellen, daß neue Notenbanken nicht mehr entſtehen dürfen, und daß 
die bereits beſtehenden auf ein gewiſſes Quantum der Circulationsmittel 
beſchränkt wurden. Nach dieſem Princip ſei in England feither verfahren 
worden und Niemand denke an die Gründung neuer Zettelbanken. In 
Frankreich beſtanden bis zum Jahre 1848 eine ziemliche Zahl von Pro⸗ 
vinzial⸗Notenbanken. Auch dort zeigte es ſich, daß dieſelben bei ernſthaften 
Kriſen unhaltbar waren und ihre Zahlungen einſtellen mußten. In Bel⸗ 
gien haben bis zum Jahre 1848 zwei Notenbanken beſtanden. Auch ſie 
waren in Folge ihrer bedenklichen Geſchäfte nicht in der Lage, ihre Wirkſamkeit 
fortzuführen und ihre Noten einzulöſen. Es wurde deshalb von Staats⸗ 
wegen eine einzige Zettelbank gegründet. In Holland habe ſtets nur eine 
Notenbank beſtanden. Welche ſchlimmen Wirkungen das Princip der 
Notenfreiheit in Amerika gehabt, ſei ſo bekannt, daß kein Wort darüber 
zu verlieren ſei. | 

Dieſen Gründen ftellte die Majorität dagegen Folgendes entgegen. 
| So unentbehrlich das Beſtehen einer großen Centralbank das Beſtehen 
einer großen Centralbank ſei, ſo ſie nicht minder neben einer Centralbank das 
Bedenken mehrerer ſelbſtſtändiger Banken ein wirthſchaftliches Erforderniß. 
Ebenſo falſch wie es wäre, ein Land ohne große Centralbank zu belaſſen, ebenſo 
fehlerhaft wäre es, die Bankthätigkeit, auch ſoweit ſolche ſich auf Schaffen 
von Tauſchmitteln, aljo auf Emiſſion von Banknoten bezieht, auschließlich 


*) Die Thatſache wurde, ohne ſofortigen Widerſpruch zu finden, fo angeführt. 
Ihre Unrichtigkeit ergiebt ſich aus den Ueberſichten der Niederländiſchen Bank. 
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einem Inſtitute zu überlaſſen. Das Beftehen einer Centralbank berge 
wirthſchaftliche Gefahren in ſich, die unmöglich verkannt und unterſchätzt 
werden dürfen. Es dürfe der Wirthſchaft nicht zugemuthet werden, auf 
eine Bank angewieſen zu fein, fie fordere mit Recht, durch die Möglich- 
keit, mehrere Banken zu etabliren, die volle Garantie eines ungeſtörten 
Geldumlaufs zu haben. Die Monopole ſeien überall beſeitigt, der Mono⸗ 
polzwang könne nicht auf einem Gebiete aufrecht erhalten werden, der ganz 
beſonders Freiheit der Bewegung fordert, auf dem Gebiete des Geldweſens. 
Man möge alle Garantieen, die für Noten ausgebende Banken unerläßlich 
ſcheinen, fordern — aber nicht, daß die geſammte Wirthſchaft von einer 
Bank abhängig ſei. * 

Die Erfahrung habe auch in Deutſchland gelehrt, daß die kleineren 
Banken außerhalb Preußens zu großer wirthſchaftlicher Bedeutung geſtiegen 
ſeien. Sie müſſen ſich auf einen kleineren Wirkungskreis beſchränken, 
ſeien aber innerhalb desſelben leiſtungsfähiger als die Centralbank, die 
mehr auf große Verhältniſſe und Finanzoperationen im größten Styl 
hingewieſen ſei. . 

Man dürfe die Banknoten nicht als eine Form des Papiergeldes be- 
zeichnen. Dieſelben feien vielmehr eine Form des Credits, eine Geſchäfts⸗ 
form, und müſſe daher frei ſein wie jede andere Geſchäftsform. Man 
habe nicht die Nothwendigkeit der Freiheit, ſondern die Nothwendigkeit der 
Beſchränkung zu erweiſen. Acceptire man den Satz, daß die Banknote ein 
Repräſentant des guten Wechſels ſei, ſo folge daraus, daß an Stelle aller 
guten Wechſel Noten ausgegeben werden dürfen. Der idealſte Bnftand für 
den Beſtand der Circulationsmittel ſei vielleicht der, daß an Stelle eines 
jeden bankmäßigen, bei der Bank hinterlegten Wechſels auf den entſprechenden 
Betrag Noten ausgegeben würden, daß aber keine Note ohne eine ſolche 
Hinterlage circuliren dürfe. Dieſes Ziel in ſeiner Vollkommenheit ſei durch 
keine ſtaatliche Einrichtung zu erreichen; man werde aber dieſem Ziele näher 
kommen, wenn man das Recht zur Notenemiſſion freigebe, als wenn man 
daſſelbe monopoliſire. Ueber kurz oder lang ſei eine Freiheit der Ausgabe 
von Inhaberpapieren aller Art mit Sicherheit zu erwarten und man könne 
nicht den Grundſatz aufſtellen, daß eine einzige Art von Inhaberpapieren, 
die Banknoten, von dieſer Freiheit ausgeſchloſſen bleiben ſoll. Die Con⸗ 
currenz ſei in allen Zweigen des Geſchäftslebens von nicht zu unterſchätzendem 
Werth, man dürfe ſie nicht beſchränken, wo es ſich um Emiſſion von Noten 
handle. Es ſei nicht zu beſtreiten, daß viele der beſtehenden Privatzettel⸗ 
banken ein Verfahren inne gehalten haben, welches nicht vertheidigt werden 
könne. Dies ſei indeß zum großen Theil auf Rechnung der fehlerhaften 
preußiſchen Bankgeſetzgebung zu ſtellen. Die in Preußen beſtehenden Be⸗ 
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ſchränkungen hätten dazu geführt, daß Notenbanken fih an Plätzen bildeten, 
wo dieſelben keinen günſtigen Boden hatten, während dieſelben vielleicht 
mit größerem Erfolge und in beſſerer Weiſe innerhalb des preußiſchen 
Staates gewirkt haben würden. Nicht alle Privatbanken treffe der Vorwurf, 
daß ſie lediglich durch das Streben nach Agiotage in das Leben gerufen 
ſeien. Von der Frankfurter Bank ſei allerſeits anerkannt, daß ihre Ge- 
ſchäftsführung eine durchaus muſtergültige ſei und daß dieſelbe in ihren 
Kreiſen das Bedürfniß des Publikums ebenſo befriedige, wie die preußiſche 
Bank in den ihrigen. In ſämmtlichen ſüddeutſchen Staaten habe in mäch⸗ 
tiger und unwiderſtehlicher Weiſe der Zug nach Gründung von Notenbanken 
ſich geltend gemacht. Die Periode, in der man Banken lediglich der 
Agiotage halber gründete, ſei jetzt überwunden, und es ſei nicht anzunehmen 
daß eine ſolche wiederkehren würde. 

Wenn ein Redner die von Seiten einzelner Privatbanken (namentlich 
vor Einführung des deutſchen Handelsgeſetzbuchs) unrichtig aufgeſtellten 
Bilanzen kritiſirt, ſo ſei zu bemerken, daß ſolche Formfehler im Grunde 
nicht hierher gehören. Denn in keinem Falle ſeien, worauf es hier an- 
kommt, die zur Notendeckung beſtimmten Werthe zu hoch angegeben und 
dadurch im Publikum, welches die Noten in Zahlung nahm, Täuſchungen 
hervorgerufen worden. Die Actionäre haben die, wahrſcheinlich noch nicht 
genau feſtſtellbar geweſenen Verluſte, welche für ſie allein Intereſſe 
hatten, in jedem Falle ſehr wohl gekannt. Ueberhaupt aber geben Verluſte 
welche einzelne Banken zu Zeiten erlitten haben, nicht das Recht, von 
ſoliden Banken und von ſchlecht fundirten Noten zu ſprechen. Keine einzige 
deutſche Zettelbank ſei jemals „unſolide“ geweſen, — es ſei denn, daß 
‘man Geſchäftsverluſte, die keinem Gewerbtreibenden, auch der preußiſchen 
Bank nicht, erſpart bleiben, als ein Merkmal der Unſolidität bezeichnen 
wolle. Die Noten keiner Privatbank ſeien ſchwächer, ſondern im Gegentheil 
alle bedeutend beſſer fundirt, als diejenigen der preußiſchen Bank. Und 
gerade die kleinſten und wildeſten Banten feien in dieſer Beziehung ge- 
wöhnlich am ſtärkſten, weil die Art ihres Geſchäftsbetriebes ſie bei Aus⸗ 
wahl ihrer Anlagen nicht an moraliſche Verpflichtungen gegen eine feſte 
Kundſchaft bindet. Alles, was in dieſer Beziehung den ſogenannten „Raub⸗ 
ſtaatenbanken“ jetzt vorgeworfen werde, beruhe auf traditionellen Vor⸗ 
urtheilen. ö N 

Ferner habe das Publikum wie die Banguiers feit 15 Jahren viel 
gelernt. In der Zeit des ſogenannten Bankſchwindels im Jahre 1865 
habe man vom Depoſitenverkehr ſo gut wie nichts verſtanden. Seit jener 
Zeit habe das Publikum gelernt, feine Gelder bei den Banken zu depo- 


niren, und die Banken hätten es ſich angelegen ſein laſſen, der Entwickelung 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 12 
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des Depoſitenverkehrs eine beſondere Pflege zu widmen. Es ſei bei dem 
Syſtem der Bantfreiheit nicht zu befürchten, daß man auf das Notengeſchäft 
ein ungebührliches Gewicht legen werde. Es ſei in Betracht zu ziehen, 
daß man der Einführung der Goldwährung entgegenſehen dürfe. Hand in 
Hand mit dieſer werde die Vorſchrift gehen, daß kein papierenes Zahlungs⸗ 
mittel in einem geringeren Betrage als etwa 20—25 Thaler ausgegeben 
werden dürfe. Solche größere Appoints hätten aber für die Sicherheit 
des Verkehrs bei Weitem nicht die Gefahr, wie die jetzt noch vielfach 
circulirenden Scheine über 1 bis 5 Thaler. Man mülſſe auch die beſteh⸗ 
enden Rechtsverhältniſſe in Betracht ziehen. Es ſei wegen der einmal 
conceſſionirten Privatzettelbanken nicht möglich, ganz freie Bahn zu ſchaffen 
und die Notenausgabe in Deutſchland auf eine Bank zu beſchränken. Von 
den beſtehenden Privatzettelbanken hätten gerade einige der weniger ſoliden 
Conceſſionen auf eine ſehr lange Zeit, während die Conceffionen der 
preußiſchen Privatbanken, die zum großen Theile als ſolide zu bezeichnen 
ſeien, ſofort kündbar ſeien. Die Proclamirung des Grundſatzes der Noten⸗ 
einheit werde daher den unerwünſchten Erfolg haben, daß von den beſteh⸗ 
enden Privatzettelbanken gerade ein Theil der beſſeren gezwungen ſei, ſich 
aufzulöſen, während ein Theil der weniger ſoliden ungehindert fortbeſtehen 
könne. Es ſei nicht die Aufgabe der preußiſchen Bank, den kleineren Banken 
eine Unterſtützung angedeihen zu laſſen. Würden der preußiſchen Bank 
ihre eigenen Noten präſentirt, ſo ſei dies lediglich die unvermeidliche Folge 
davon, daß ſie dieſe Noten ausgegeben; von der Verpflichtung, ihre Noten 
einzulöſen, könne ſie ſo wenig wie irgend ein anderes Bankinſtitut dis⸗ 
penſirt werden. Hierüber hinaus habe aber die preußiſche Bank den 
kleineren Zettelbanken gegenüber durchans keine Verpflichtung. Sie möge 
dieſelben nicht daran gewöhnen, ſich ſelbſt als kleine Kinder zu betrachten, 
die in Zeiten der Noth und Kriſe bei dem Staate, bei der Centralbank 
Schutz und Hülfe ſuchen. 

Das Verhältniß ſei auch in der That ein ganz anderes. Die 
Privatzettelbanken wiſſen alle, daß ihnen das große Inſtitut nichts weniger 
als eine liebevolle Mutter und Helferin in der Noth ſei. Die preußiſche 
Bank discontirte z. B. keinen über 14 Tage langen Wechſel, welcher das 
Indoſſament einer Privatzettelbank trägt; und wenn ſie bei ihren Dispo⸗ 
fitionen die Summe der circulirenden Privatbanknoten mit in Anſchlag 
bringe, ſo geſchehe das nur in demſelben Sinne, in welchem ſie auch andere 
allgemeine Verhältniſſe, z. B. den Stand der Wechſelcourſe, die Handels⸗ 
bilanz, Ernteergebniſſe und dergleichen berückſichtigen muß. Die Privatbanken 
finden es am bequemſten und wohlfeilſten, ihren, in jedem einzelnen 
Falle verſchwindend geringen Metallbedarf aus dem großen Reſervoir zu 
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entnehmen, in welchem fih bei dem natürlichen Kreislaufe die größte Menge 
des baaren Geldes anſammelt. Vermöge der allgemeinen Verwendbarkeit 
ihrer Noten ſaugt die preußiſche Bank das im Verkehr überflüſſige, alſo 
auch das von den Privatbanken in Umlauf geſetzte Metallgeld auf; was 
iſt natürlicher, als daß die Privatbanken es ſich von ihr wiederholen! 
Daß die preußiſche Bank dieſes Metall gegen ihre Noten liefert, kann 
man gewiß nicht auch nur mit einem Scheine von Berechtigung als eine 
den Privatbanken gewährte Unterſtützung bezeichnen. Dieſes Verhältniß 
dürfte übrigens ſowohl durch Zuſammenlegung der Noten⸗Emiſſion, wodurch 
eine, ebenſo wie jetzt nur die preußiſche, allenthalben verwendbare Note 
geſchaffen wird, als auch durch Einführung der Goldwährung, wodurch 
eine lebhaftere Metallgeldcirculation beſonders in dem Falle herbeigeführt 
wird, wenn die ausländiſchen Goldmünzen bei uns ohne e 
tirculiren können, eine weſentliche Aenderung erfahren. 

Den hiſtoriſchen Beiſpielen, welche angeführt wurden, wurde entge⸗ 
gengeſetzt, daß die Kriſen, welche England und Amerika betroffen, auch 
eine andere Deutung gefunden hätten, als die, daß dort das Syſtem der 
Notenfreiheit die große Gefahr geſchaffen. So ſei in Beziehung auf 
England nachgewieſen, daß nicht die Privatbanken es waren, welche die 
erſten großen Erſchütterungen hervorgerufen, daß vielmehr gerade die Haupt⸗ 
banken am meiſten und häufigſten von dieſen Erſchütterungen betroffen ſeien. 
Von Amerika dürfe man ſagen, daß die vielen Kriſen, welche über das 
Land gekommen, ihre Urſachen am wenigſten in der Notencirculation gehabt, 
daß dort bei weitem andere Urſachen ſtärker auf die Erregung ſchwindel⸗ 
hafter Geſchäfte hingewirkt hätten. Von einer Seite wurde der Kleinheit 
des Stammkapitals der amerikaniſchen Banken hauptſächlich die Schuld 
beigemeſſen, daß viele derſelben auf unſoliden Bahnen wandelten. In 
Betreff Frankreichs wurde darauf hingewieſen, daß 1848 die Centralbank, 
gleich den Provinzialbanken, außer Stande geweſen, ihre Noten einzulöſen. 
Wenn man auf die Erfahrungen in dem Bankweſen anderer Länder ſich 
beruſe, ſo dürfe man auch Schottland und die Schweiz nicht außer Acht 
laſſen. In der Schweiz beſtehe ziemlich freie Concurrenz es habe ſich dort 
eine Reihe von Notenbanken gebildet und die Bankfreiheit hat zu dem 
Reſultate geführt, daß die Notencirculation von Jahr zu Jahr abgenommen 
hat und entbehrlicher geworden iſt. Es ſei daher anzunehmen, daß, wenn 
auch in Deutſchland die Bildung einer größeren Anzahl von Notenbanken 
geftattet würde, das Publikum ſich in Annahme papierner Zahlungsmittel 
wähleriſcher zeigen würde als bisher, und daß es dem Belieben des Einzelnen 
frei ſtehen würde, ſolche Zettel abzulehnen, die ihm nicht conveniren. Es 


ſolle damit keineswegs gefagt werden, daß die Verhältniſſe Schottlands 
12* 
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und der Schweiz ohne Weiteres auf Deutſchland übertragen werden können. 
Die Notenfreiheit werde daſelbſt allerdings erleichtert, durch den kleineren 
Kreis, auf welchen die Circulation ſich beſchränke, und in dem eine Kennt⸗ 
niß der einzelnen Perſönlichkeiten in höherem Maße obwalte als bei uns. 
Jedenfalls beweiſen aber dieſe Beiſpiele, daß das Syſtem der Noteneinheit 
nicht das einzige iſt, welches zu gedeihlichen Creditverhältniſſen führen kann. 
Es ſei ferner aufmerkſam zu machen auf die Zahlungseinſtellungen, die in 
vielen Staaten, in Oeſterreich, Frankreich, England bei der monopoliſirten 
Bank vorgekommen ſeien. Gegen dieſes letztere Argument wurde von der 
Minderheit erwidert, daß die Zahlungseinſtellungen an den dortigen Banken 
nur Symptome der bedrängten Lage des Staates geweſen ſeien, und daß 
beiſpielsweiſe in Oeſterreich, wenn es ſeine Banken nicht gehabt hätte, 
andere Mittel gefunden worden wären, um den Staat zu ſchädigen. Es 
machte ferner ein Mitglied der Minorität darauf aufmerkſam, daß die Bank 
des Norddeutſchen Bundes, über deren Aufrechthaltung die Verſammlung 
ja einig ſei, in Zukunft größeres Kapital gebrauchen werde, als bisher. 
Es fei nicht anzunehmen, daß Jemand fih finden werde, der das erfor- 
derliche Capital hergebe, wenn die Bank der Concurrenz fremder Inſtitute, 
die ſich nach Belieben neu bilden könnten, ausgeſetzt bliebe. Die Minorität 
erachtete es ferner als bedenklich, daß an demſelben Platze zwei oder mehr 
Banken wirken. Es ſei möglich, daß ein Creditbedürftiger bei jeder dieſer 
Banken ſich Credit verſchaffe und der eine Creditgewährer von dem anderen 
nichts wiſſe. Beiſpiele dieſer Art ſeien vor Kurzem in größerem Umfange 
in einer preußiſchen Stadt vorgekommen. Von der Majorität wurde dem 
entgegengehalten, daß dieſes Argument zu viel beweiſe. Sei daſſelbe über⸗ 
haupt ſtichhaltig, ſo ſpreche es auch gegen die Concurrenz der Depoſitenbanken, 
denn auch bei dieſen könne es vorkommen, daß in einer Stadt zwei Banken 
einer und derſelben Perſon Credit gewähren, ohne von der anderen zu 
wiſſen. | 

Die von der Minorität gewünſchte Noteneinheit habe, fofern man 
damit nicht den Begriff eines Monopols verbinden will, Manches für ſich. 
Im Sinne der Herſtellung eines Monopols für die preußiſche Bank könne 
ſie aber auch nur im Princip als anzuſtrebendes Ziel nicht hergeſtellt werden, 
weil es von vornherein ein Fehler ſei, ein unerreichbares Ziel hinzuſtellen. 
Man könne das Entſtehen neuer Zettelbanken möglicherweiſe verhindern, 
aber mit den bereits beſtehenden müſſe man auf alle Fälle rechnen. Will 
man dieſe auf den „Ausſterbe⸗Etat“ ſetzen, dann treffe man eine Maß⸗ 
regel, die erſt nach zwei bis drei Generationen wirkſam wird; wolle man 
ihre Rechte ablöſen, dann habe man Opfer zu bringen, welche außer 
allem Verhältniſſe zum denkbaren Nutzen ſtehen; wolle man ſie durch Be⸗ 
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läſtigung ih rer Geſchäftsübung zum Verzichte nöthigen, dann verletze 
man in unwürdiger Weiſe beſtehende Privatrechte, was gewiß Niemandes 
Abſicht iſt. Erreichbar und dem öffentlichen Verkehre erwünſcht, ſei ledig⸗ 
lich die äußerliche Einheit: Unificirung der Notenausgabe, wodurch 
die Banken ohne Opfer für irgend Jemanden ausreichend für das ent- 
ſchädigt werden, was ſie aufgeben ſollen, und zugleich unter die allerbeſte, 
nämlich die gegenſeitige Controle geſtellt werden. In dieſem Sinne 
ſei das Princip der Noteneinheit acceptabel, aber auch zugleich die Freiheit 
zur Gründung neuer Zettelbanken völlig unbedenklich — und Beides 
vereinbar. 
Es wurde ſchließlich die obengedachte Reſolution angenommen. Es 

ſtimmten dafür: R 

Becker, Benndorf, Fromberg, Hinsberg, Kämmerer, Ladenburg, 

Meyer, Mosle, Müller, Samter, Schottler, Seiffert, Spiegeler 

Stephan, Steiner, Zuckſchwerdt, 
dagegen ſtimmten für die Noteneinheit: 

Bamberger, Conrad, v. Dechend, Delbrück, Friedländer, Mendels— 

john, Stengel, Warſchauer, Weſenfeld Witte. “) 


*) Ueber die Haltung der Banken im Jahre 1870 ſind nachträglich von zwei 
Mitgliedern Bemerkungen eingereicht, deren Tendenz weit von einander abweicht. 
Von einer Seite wird be merkt: „Die Bank von Frankreich, welche Jahre lang durch 
ihren coloſſalen Baarvo rrath imponirte, hat ſieben Tage nach der erſten Niederlage 
der franzöſiſchen Waffen ihre Baarzahlungen eingeſtellt. Sie war bei kaum 100 
Procent Deckung für ihre Geſammtverpflichtungen (Ende Juli 2285 Millionen Kaſſe, 
Wechſel und Lombard gegen 2287 Millionen Noten und. Depofiten) zu ſchwach in 
dem Augenblicke, wo der Staat noch gar nicht einmal wirklich in der Lage war, 
ſondern nur erſt in den Fall zu kommen Ausſicht hatte, eigene Anforderungen an 
die Stelle der gewohnten Protection treten zu laſſen. Die preußiſche Bank war 
nicht ſtärker. Auch fie beſaß im gleichen Zeitpunkt gegen 233 Millionen Vere 
pflichtungen nur 238 Millionen, alſo 102 Procent bereite Deckungsmittel. Auch 
ſie hat nicht verſtanden, ſich Dienſtleiſtungen zu entziehen, die ihrer wirthſchaftlichen 
Aufgabe fremd waren; daß hier der Erfolg ein anderer war, iſt ein glücklicher 
Umſtand, der offenbar von ganz anderen Factoren, als von der Bankverwaltung 
abhängig war. Die Ausweiſe der norddeutſchen Privatzettelbanken dagegen ergeben 
für Ende Juli 1870 gegen 118 Millionen Verpflichtungen 171 Millionen, alſo 145 
Procent Deckungsmittel. Sie haben während der eigentlichen Kriegspanik eine 
Abnahme ihrer geſammten Notencirculation um etwa 4 Millionen erfahren, gleich⸗ 
zeitig ihre Kaſſenvorräthe um circa 8 Millionen verſtärkt und dennoch ihre Leiſtungen 
in Wechſel, Lombard und Darlehen um etwa 4½ Millionen vermehrt, alſo nicht 
vermindert, wie vielfach behauptet wird. Sie haben mit geringeren Mitteln die 
legitimen Anſprüche ihrer Kundſchaft ebenſo befriedigt, wie es in Preußen geſchehen 
iſt. Nirgends iſt im Bereiche einer Privatbank ein ſolventes Haus in Verlegenheit 
gerathen, nirgends find die Darlehnskaſſen erheblich in Anſpruch genommen worden 
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Viertens: 

Für die Errichtung von Notenbanken ſoll es nicht einer 
ſpeciellen Conceſſion bedürfen. 

Wird aber das Princip der Conceſſion angenommen, ſo 
iſt die Conceſſionirung auf dem Wege der Geſetzgebung 
derjenigen auf dem Wege der Adminiſtration vorzuziehen. 

Wenn man von dex Ausſicht ausgeht, daß neben der Centralbank 
noch andere Banken beſtehen ſollen, welche das Recht der Notenemiſſion 
haben, ſo iſt ihnen die Berechtigung hierzu entweder auf dem Wege der 
Normativbedingungen oder auf demjenigen der Specialconceſſion zu ver: 
leihen. Entſcheide man ſich für das Syſtem der Conceſſionen, ſo iſt in 
jedem einzelnen Falle durch die oberſte Inſtanz des Staates ſowohl die 
Bedürfnißfrage als die Vertrauenswürdigkeit der Unternehmer zu prüfen. 
Dieſe Prüfung kann wiederum entweder der oberſten Verwaltungsinſtanz, 
welche im Norddeutſchen Bunde der Bundesrath ſein würde, oder den 
geſetzgebenden Factoren, im Norddeutſchen Bunde alſo dem Reichstage in 
Verbindung mit dem Bundesrathe überwieſen werden. Entſcheidet man 
fih dagegen für das Syſtem der Normativbedingungen oder der Regulative, 
ſo werden auf dem Wege der Geſetzgebung ein für allemal die Bedingungen 
feſtgeſtellt, unter denen Inſtitute ſich bilden können, die die Emiſſion von 
Zetteln zu ihrer Aufgabe machen. Es iſt alsdann dem Belieben jedes 
Einzelnen überlaſſen, von dieſer Einrichtung Gebrauch zu machen oder 
nicht, und dem Staate falle höchſtens die Aufgabe zu, Controle darüber 
zu üben, ob bei der Errichtung ſolcher Banken und bei ihrer Geſchäfts⸗ 
führung die in den Normativbedingungen niedergelegten Grundſätze feſtge⸗ 
und — höchſt characteriſtiſch — haben dieſelben ihre Thätigkeit zuerſt eingeſtellt in 
Bremen, Lübeck, Chemnitz, Leipzig, alſo gerade in den hervorragendſten, außerhalb 
der Sphäre der Preußiſchen Bank belegenen Plätzen des Bundesgebiets.“ Von 
anderer Seite dagegen iſt folgende Betrachtung aufgeſtellt: „Im Juli waren lin 
Preußen) die Noten der verſchiedenen kleinen deutſchen Banken theils ganz unan⸗ 
bringlich, theils nur mit einem Disagio von 3 bis 5 Procent zu verwenden, 
wogegen die Noten der preußiſchen Bank an ihrem Werthe nichts einbüßten. Das 
Mißtrauen gegen die Noten der kleinen Banken ſchwand erſt nach den Erfolgen der 
Armeen. Selbſt in dem geſchlagenen, finanziell beiſpiellos zerrütteten, aus tauſend 
Wunden blutenden Frankreich hat ſich das Syſtem der Noteneinheit relativ bewährt, 
da man nur von einem vorübergehenden, kaum nennenswerthen Disagio der Noten 
der franzöſiſchen Bank hörte, wogegen die von den Kriegswirren gar nicht berührte 
Schweiz mit ihrer Notenfreiheit troſtloſen Zuſtänden verfiel, und ein Gleiches 
wäre wohl auch jetzt in noch höherem Grade in Frankreich der Fall geweſen, wenn 
hier, wie vor 1848, eine Anzahl von Zettelbanken neben der Bank von Frankreich 
exiſtirt hätte, von denen bekanntlich der größte Theil im Jahre 1848 ſeine Noten⸗ 
einlöſungen ſiſtiren mußte. 
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halten werden. Die beiden Syſteme der Conceſſionirung und der Nor: 
mativbedingungen ließen ſich nicht mit einander vereinigen, wie dies 
beiſpielsweiſe bei der Berathung des Handelsgeſetzbuches mit Rückſicht auf 
die Actiengeſellſchaften erörtert wurde; man muß vielmehr zwiſchen beiden 
das Eine wählen. f 

Für das Syſtem der Normativbedingungen wurde geltend gemacht, 
nur die wirthſchaftliche Geſtaltung könne entſcheiden, wann, wo, in welchem 
Umfange ſich Notenbanken zu bilden haben. Wenn irgendwo ſei hier 
ſtaatliche Bevormundung und Entſcheidung über die Bedürfnißfrage, auch 
wenn ſie den geſetzgebenden Gewalten unterbreitet werde unzuläſſig. Auf⸗ 
gabe der Geſetzgebung könne nur ſein, ein für alle Mal die Normen 
feſtzuſetzen, unter welchen ſich Notenbanken bilden dürfen, nicht aber ſich 
mit den einzelnen Fällen ihrer Einrichtung zu beſchäftigen. 

Für das Syſtem der Couceſſionirungen wurde dagegen geltend gemacht, 
daß zu hoffen ſei, auf dieſem Wege die Anzahl von Zettelbanken auf einem 
möglichſt geringen Maaße zu erhalten. Dieſe Hoffnung ſteigere ſich, wenn 
man die Befugniß zur Conceſſionsertheilung nicht in die Hände der 
Verwaltungsbehörde ſondern in diejenigen der Geſetzgebung lege. In 
Belgien und in Holland habe beiſpielsweiſe die geſetzgebende Gewalt gleich⸗ 
falls die Befugniß, Privatnotenbanken ins Leben zu rufen, indeſſen ſei es 
dort der Legislative niemals eingefallen, von dieſer Befugniß Gebrauch zu 
machen. Aus dieſem Grunde ſprachen ſich für das Syſtem der Con⸗ 
ceſſionirung diejenigen aus, welche zuvor principaliter für das Syſtem der 
Noteneinheit ſich erklärt hatten. Aber auch diejenigen, welche die Bildung 
von Privatzettelbanken nicht vollſtändig ausſchließen, meinten dennoch, 
daß es einer Entſcheidung der höchſten ſtaatlichen Inſtanz bedürfe, um ein 
ſolches Inſtitut ins Leben zu rufen. Derjenige welcher eine Notenbank 
begründen wolle, nehme den Credit der Nation in Anſpruch, und es fei 
daher völlig gerechtfertigt, daß die oberſte Vertretung der Nation mit ihrer 
Stimme darüber gehört werde, ob ſie dieſen Credit bewilligen wolle. 
Gegen die Beſtimmung, wonach es zur Schöpfung einer Bank jedesmal 
eines Bundesgeſetzes bedürfen ſolle, wurde indeſſen geltend gemacht, daß 
die geſetzgebende Gewalt nicht in der Lage ſei, die Bedürfnißfrage in einem 
einzelnen Falle zu prüfen, daß ihr weſentlich die Innehaltung politiſcher 
Geſichtspunkte obläge, und daß man in bedenklicher Weiſe die Politik in 
das Gebiet der materiellen Intereſſen hineintragen würde, wenn man die 
Errichtung einer Notenbank von einem Geſetze abhängig machen wolle. 
Es wurde hiergegen zwar erwidert, daß es in England häufig vorkomme, 
Fragen über die Errichtung ſpeculativen Zwecken dienender Inſtitute der 
Entſcheidung des Parlaments zu unterbreiten, es ſprach ſich indeſſen die 
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Majorität der Verſammlung zunächſt gegen das Princip der Conceffionen 
und nur für den Fall, daß dieſes Princip dennoch beliebt werden ſollte, 
dafür aus, daß die Conceſſion nicht auf dem Wege der Adminiſtration, 
ſondern auf demjenigen der Geſetzgebung verliehen werden ſolle. Das 
Stimmenverhältniß ſtellte ſich hierbei folgendermaßen: a 

Für die Conceſſionspflicht ſtimmten v. Dechend, Mendelsſohn, 
Meyer, Schottler, Weſenfeld. 

Dagegen: Bamberger, Becker, Benndorf, Conrad, Delbrück, Fried⸗ 
länder, Fromberg, Hinsberg, Kämmerer, Ladenburg, Mosle, Müller, 
Samter, Seiffert, Spiegeler, Spiegeler, Steiner, Stephan, Stengel, 
Warſchauer, Witte, Zuckſchwerdt. 

Eventuell ſtimmten dafür, daß die Conceſſionirung auch durch 
die Adminiſtrativbehörden erfolge: 

Bamberger, Conrad, v. Dechend, Friedländer, Menos obn, Mener, 
Steiner, Stengel, Warſchauer. 

Dafür, daß die Conceſſionirung eventuell auf dem Wege der 
Geſetzgebung erfolge, ſtimmten: 

Becker, Benndorf, Delbrück, Fromberg, Hinsberg, Kämmerer, 
Ladenburg, Mosle, Samter, Schottler, Seiffert, Spiegeler, Weſen⸗ 
feld, Zuckſchwerdt. 

Der Abſtimmung über dieſe Frage enthielten ſich: 

Müller, Stephan, Witte. 
Fuünftens: 

Die Errichtung von Emiſſionsbanken foll unter Inne⸗ 
haltung der nachfolgenden Normativpbeding ungen frei 
ſtehen. 

Dieſer Satz wurde mit 13 gegen 13 Stimmen angenommen. Nach⸗ 
dem ſowohl das Syſtem der Noteneinheit als das Syſtem der Con⸗ 
ceſſionirung von Fall zu Fall verworfen war, ergab es fih im Grunde 
als Nothwendigkeit, zu dem Syſteme der Normativbedingungen überzu- 
gehen. Indeſſen vereinigten ſich verſchiedenartige Elemente zu einem ver⸗ 
neinenden Votum, ſo daß in Betreff dieſes Punktes, wie erwähnt, nur 
Stimmengleichheit erreicht wurde, und zwar ſtellte fih das Stimmenver- 
hältniß hierbei folgendermaßen: | 

Für das Syſtem der Normativbedingungen ſtimmten: Becker, 
Benndorf, Fromberg, Hinsberg, Kämmerer, Ladenburg, Mosle, 
Müller, Samter, Seifert, Spiegeler, Steiner, Stephan. 

Gegen dies Syſtem ſtimmten: | 
Bamberger, Conrad, v. Dechend, Delbrück, Friedländer, Meyer, 
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Mendelsſohn, Schottler, Stengel, Warſchauer, Weſenfeld, Witte, 
Zuckſchwerdt. 

In Betreff der einzelnen Normativbedingungen wurde noch Folgendes be- 
rathen. Im Allgemeinen iſt vorauszuſchicken, daß ſich ein Widerſtreit 
geltend machte zwiſchen denjenigen, welche die Normativbedingungen an 
möglichſt erſchwerende Bedingungen knüpfen wollten, und denjenigen, welche 
einer milderen Auffaſſung huldigten. Seitens der Vertreter des Princips 
der Bankeinheit wurde die Erklärung abgegeben, daß, indem ſie mit ihrer 
Grundanſchauung in der Minderheit geblieben, ſie es für ihre Pflicht erachte, 
möchlichſt darauf hinzuwirken, daß die dennoch neu zu bildenden Zettel⸗ 
banken möglichſt unſchädlich blieben, und daß ſie vor der Conſequenz nicht 
zurückſchreckten, die Normativbedingungen ſo einzurichten, daß die Bildung 
neuer Emiſſionsbanken thatſächlich zur Unmöglichkeit werde. Von der 
andern Seite wurde hierauf erwidert, daß man es mit der Freiheit zur 
Begründung von Notenbanken ernſt nehme, und daß man die Normativbe⸗ 
dingungen ſo einrichten wolle, das thatſächlich ein Syſtem der Bankfrei⸗ 
heit beſtehe. Dieſer Widerſtreit der Beſtrebungen iſt ohne Zweifel auf 
die nachfolgenden Beſchlüſſe von großem Einfluß geweſen, da jede die 
Normativbedingung erſchwerende Beſtimmung dadurch angenommen werden 
konnte, daß Eine Stimme aus der Zahl der Anhänger der Normativbe⸗ 
dingungen fih mit denen der Gegner derſelben verband. Es wurde mm- 
mehr hinſichtlich der Normativbedingungen Folgendes und zwar ohne 
namentliche Abſtimmung beſchloſſen: 

a. Bei Privatzettelbanken ſollen die Teilnehmer ſoli— 
dariſch haften und die Anzahl der r wenigſtens 
ſechs betragen. 

Von einer Seite her war der Antrag geſtellt worden, daß Privat⸗ 
zettelbanken die Form von Actiengefellfdaften haben. Es wurde vor 
Allem geltend gemacht, daß für die Errichtung von Banken die Form 
der Actiengeſellſchaft in Deutſchland die größte Beliebtheit beſitze, und daß 
namentlich ſämmtliche beſtehende Zettelbanken, ſofern ſie nicht hier und da 
von Corporationen, wie Communen, Landſtänden u. ſ. w. errichtet ſeien, 
als Actiengeſellſchaften conſtituirt ſeien. Außerdem gebe die Form der 
Actiengeſellſchaft die einzige Möglichkeit, ein beſtimmt begrenztes Capital 
für einen beſtimmten Zweck zu widmen. Dieſe Anſchauung wurde indeß 
von der Majorität nicht beliebt. Es ſprachen ſich zunächſt einzelne 
Stimmen dafür aus, daß man Commanditgeſellſchaften auf Actien von 
dem Rechte der Notenemiſſion nicht unbedingt ausſchließe. Dieſe Form 
ſei eine ſichere und zuverläſſige. Von anderer Seite ſah man indeſſen 
eine große Gefahr darin, überhaupt Actiengeſellſchaften oder auf Actien 
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gegründeten Commanditgeſellſchaften das Recht der Notenemiſſion anzu: 
vertrauen. Weder in England noch in Schottland habe in dieſem Sinne 
eine Freiheit beſtanden, und namentlich in dem letzterwähnten Lande be⸗ 
trachte man die Solidarhaft als unentbehrliches Complement der Bank⸗ 
freiheit. Man dürfe nicht alle Schranken, die in andern Ländern gezogen 
ſeien, fallen laſſen; die Anſchauung, daß die Solidarhaft in England und 
Schottland zu einer bloßen Form herabgeeunken ſei, und daß, wenn über 
eine illimitirte Geſellſchaft eine Kriſe komme, ſich lediglich Hausknechte und 
vorgeſchobene Perſonen als Inhaber entpuppen, ſei eine durchaus irrige. 
Von einem Mitgliede der Verſammlung wurde erwähnt, daß er ſelber be⸗ 
theiligt geweſen fet bei dem Concurſe einer illimitirten Geſellſchaft und 
daß er in Folge der Solidarhaft ſein Geld mit Zinſen von den erſten Be⸗ 
gründern der Geſellſchaft erſtattet erhalten habe. Mit Rückſicht darauf, daß 
daß in Schottland eine Bank, welche Noten emittirt, wenigſtens ſechs perſönliche 
Theilnehmer haben muß, wurde eine gleiche Beſtimmunghier beantragt. Dieſer 
Antrag fand zwar lebhaften Widerſpruch, der fih auf folgende Argumente ſtützte: 

Die Form der offenen Handelsgeſellſchaft mit wenigſtens 6 Theil⸗ 
habern ſei eine in Deutſchland völlig neue, nirgends vorkommende — und 
ziemlich identiſch mit dem Verbote der Gründung von Zettelbanken. Das 
Geſchäft der limitirten Notenausgabe unter Verzicht auf alle und jede 
irgendwie ſpeculative Operation ſei ein vergleichsweiſe ſo wenig lucratives 
daß ſich Niemand mit ſeinem ganzen Vermögen und ſeinem ganzen kauf⸗ 
männiſchen Credite darin engagiren werde. Unter dieſer Bedingung würde 
keine einzige Notenbank entſtehen, und wer ſie überhaupt zulaſſen will, 
müſſe ſie auch auf dem Wege der in Deutſchland üblichen Capital⸗Aſſocia⸗ 
tion in Form der Actien⸗ oder allenfalls Commanditgeſellſchaft zulaſſen. 
In England habe man die limitirte Haftbarkeit noch nicht gekannt, als 
die Banken mit Solidarhaft der Theilhaber gegründet wurden. Das 
Beiſpiel ſei darum für uns nicht maßgebend. Und den guten Erfahrungey, 
die man namentlich in Schottland mit dem dortigen Syſteme gemacht 
hat, ſei entgegenzuhalten, daß ſich auch die bei uns übliche Form recht 
wohl bewährt hat. Wir erſetzen die, keineswegs den Gipfel der Voll⸗ 
kommenheit erreichenden Vorzüge der Solidarhaft durch eine Anzahl anderer 
Vorkehrungen: Begrenzung der erlaubten Geſchäfte, Geſchäftsreglements, 
Controle etc. Man könne darüber ſtreiten, was von Beiden das Vor⸗ 
ziglichere iſt, — aber Beides vereinigt, entſpricht einem Verbote. 

Die Solidarhaft widerſpreche dem Princip der Actiengeſellſchaften, 
deren Weſen darin beſteht, daß Einzelne ſich mit einem Theile ihres Ver⸗ 
mögens zu gemeinſamen Zwecken verbinden, im Unterfchiede zu den Han- 
delsgeſellſchaften, bei welchen die Theilnehmer mit ihrem ganzen Vermögen 
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für einen beſtimmten Zweck eintreten. Wolle man den Actiengefellichaften 
das Recht der Notenemiſſion vorenthalten, um ſolches den Handelsgeſell⸗ 
ſchaften zu überweiſen, ſo komme man folgerichtig dahin, jedem Einzelnen 
das Recht der Notenemiſſion einzuräumen. Es liege nicht der geringſte 
Grund vor, einer beſtimmten Anzahl Perſonen, alſo wie vorgeſchlagen, 6 
Perſonen, in Gemeinſchaft ein Recht einzuräumen, und ſolches jedem Ein⸗ 
zelnen von ihnen zu verſagen, zumal eine ſolche Beſtimmung rein illuſoriſch 
wäre, denn auch nur eine Perſon, die, Noten ausgeben will, werde immer 
5 Strohmänner finden. Das Recht der Notenemiſſion ſtatt an Actiengeſell⸗ 
ſchaften an Handelsgeſellſchaften einzuräumen, gehe principiell weiter als 
es vorausſichtlich im Sinne der Antragſteller liege und in der That zu⸗ 
läſſig ſei. — Wenn die perſönliche Verantwortlichkeit, welche mit 
der Solidarhaft verbunden ift, bei den Actiengeſellſchaften vermiſſt werde, 
und dieſer Mangel davon abhält, Actiengeſellſchaften das Recht der Noten⸗ 
emiſſion zu ertheilen, ſo müſſe darauf hingewieſen werden, daß ſtch hier⸗ 
gegen geſetzliche Vorkehrungen treffen laſſen, und dieſes bereits durch die 
neueſte Geſetzgebung bei Freigebung der Bildung von Actiengeſellſchaften 
im weitreichenden Maße geſchehen iſt. — Die Solidarhaft möge ſich in 
einzelnen Fällen als günſtig für die Gläubiger erwieſen haben, als nach⸗ 
haltige oder nur redenswerthe Schranke gegen Mißbrauch der Noten⸗ 
ausgabe werde ſie nicht angeſehen werden können. Dieſe Schranke ſoweit 
ſie überhaupt herſtellbar, wird lediglich in der unbedingten Einlöſungs⸗ 
pflicht der Noten gefunden werden müſſen. | 

Nichtsdeſtoweniger wurde die oben mitgetheilte Normativbedingung . 
mit 13 gegen 12 Stimmen angenommen. 

Ein Mitglied verſuchte hierauf zu conftatiren, daß im Sinne dieſes 
Beſchluſſes eine Commanditgeſellſchaft auf Actien berechtigt ſein würde, 
Noten auszugeben, falls ſie ſechs perſönlich haftende Geſellſchafter habe. 
Doch wurde von Anderen dieſer Coſequenz widerſprochen. 

b. Eine Notenbank ſoll ein Gründungscapital von 
wenigſtens einer Million Thaler haben und der Betrag 
der emittirten Noten ſoll das volleingezahlte Actien— 
Capital nicht überſteigen. N 

Es machten ſich in Beziehung auf die Höhe des Gründungscapitals 
zwei verſchiedene Anſchauungen geltend. Von einer Seite behauptete man 
die Befugniß zur Errichtung von Notenbanken müſſe an einen gewiſſen 
Minimalbetrag geknüpft werden, während man andererſeits einen Mini⸗ 
malbetrag für vollkommen entbehrlich und dagegen die Feſtſetzung eines 
Marimalbetrages für erforderlich hielt. Von den Vertretern der erſteren 
Anſicht wurde geltend gemacht, daß eine gewiſſe Garantie darin liege, wenn 
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ein großes Capital zur Begründung der Bank verwendet werde. Durch 
das Erforderniß eines großen Capitals würden leichtſinnige und ſchwindel⸗ 
hafte Unternehmungen ausgeſchloſſen, da es im eigenen Intereſſe der 
Zeichner liege, auf eine ſolide Geſchäftsführung zu dringen. Es wurde 
von dieſer Seite her als wünſchenswerth bezeichnet, dieſen Minimalbetrag 
auf die Summe von drei Millionen feſtzuſetzen. Von der andern Seite 
wurde dagegen geltend gemacht, man ſchaffe auf dieſem Wege eine Ver⸗ 
mehrung der Privatbanknoten, die gar nicht zu bewältigen ſei und mache 
es dem Centralinſtitut abſolut unmöglich, die Privatbanken zu überragen. 
Die Feſtſezung eines Maximalbetrages vermindere die Gefahr der Agiotage, 
die bei Begründung neuer Banken immer vorhanden ſei. Kleine Banken 
dürfen ſich auf dem Platze, an dem ſie gegründet ſind, höchſtens auf die 
Provinz beſchränken, und in ſo beſchränktem Kreiſe vermöchten ſie 
ſegensreich zu wirken. Gegenwärtig beſtehe aber das Unheil der Zu⸗ 
ſtände gerade darin, daß keine Bank ſich auf ihren Kreis beſchränke, 
ſondern ihr Streben darein ſetze, ihre Noten nach entfernten Gegenden 
hinzuſchicken. Hiergegen wurde von den Vertretern der andern Anſicht 
wiederum erwidert, daß in induſtriellen Gegenden, beiſpielsweiſe in der 
Rheinprovinz und Weſtphalen grade ſo gut wie in Frankfurt, Bremen, 
Sachſen und Baden ſelbſtändige Inſtitute in der gedeihlichſten Weiſe wirken 
könnten, wenn die Geſetzgebung ihnen nur den erforderlichen Spielraum 
gebe. Der Antrag, die Höhe des Capitals der Zettelbanken auf eine Million 
oder eine halbe Million zu beſchränken, mache die Möglichkeit, derartige 
Inſtitute zu begründen, gradezu illuſoriſch. Es ſei erforderlich, daß man 
bei Feſtſetzung von Normativbeftimmungen ſein Augenmerk nicht darauf 
richte, von vornherein all und jeden Mißbrauch abzuſchneiden, denn dies 
Reſultat werde die Geſetzgebung weder bei großen noch bei kleinen Banken 
jemals erreichen können. Bei der Abſtimmung wurde die Feſtſetzung eines 
Maximums von einer Million Thaler oder darunter für das Gründungs⸗ 
capital mit 16 gegen 10 Stimmen abgelehnt. Ebenſo wurde abgelehnt 
die Feſtſetzung eines Minimums von drei Millionen Thalern, wobei 5 
Stimmen für die Anſicht der Minorität ſich fanden, und endlich das oben 
mitgetheilte Reſultat erzielt; daß die Notenemiſſion auf die Höhe des 
Gründungscapitals beſchränkt werden ſoll, wurde damit motivirt, daß letzteres 
der Regel nach den Maßſtab für die Ausdehnung des natürlichen Wirkungs⸗ 
kreiſes der Bank abgebe. 

c. Der kleinſte Abſchnitt forl nicht unter zehn Thaler, 
nach Einführung der Gol dwährung nicht unter fünfund— 
zwanzig Thaler betragen. 

Dieſe Reſolution wurde gefaſſt in Uebereinſtimmung mit den ſchrift⸗ 
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lichen Gutachten einer ſehr großen Anzahl von Handelskammern und wurde 
als Grund dafür geltend gemacht, daß Zahlungeu in kleineren Beträgen 
ſehr wohl durch baares Geld vermittelt werden können. Abgelehnt wurde 
ein Zuſatzantrag, nach welchem der Betrag der in den kleinſten Appoints 
auszugebenden Noten nicht größer als ein Zehntel des Stammcapitals 
ſein ſoll. " : 
d. Die Banknoten follen kein Vorrecht im Concurfe 
haben. | | 

Diefer Antrag wurde ohne weitere Discuſſion als ſelbſtverſtändlich 
einſtimmig angenommen. 

e. Ein noch näher zu präciſirender Theil der ausge— 
gebenen Noten ſoll in baarem Gelde, der Reſt durch 
Disconten mit wenigſtens zwei Unterſchriften die nicht 
länger als drei Monate laufen, bedeckt ſein. 

Die Frage der Drittelsdeckung wird weiter unten noch ihre Erör— 
terung finden. Es wurde hier das Princip feſtgeſtellt, daß, ſoweit die 
Deckung von Noten nicht durch Baar erfolgt, dies ausſchließlich in bank⸗ 
mäßigen Wechſeln beſtehen darf. Es wurde dabei zurückgegriffen auf die 
bereits entwickelte Anſicht, daß die Note der Repräſentant guter bankmäßiger 
Wechſel ſein ſoll. Die Kriterien der Bankmäßigket, ſoweit dieſelben in 
Regulativen überhaupt ſich feſtſtellen laſſen, wurden im Vorhandenſein 
zweier Unterſchriften und in Beſchränkung der Umlaufszeit auf höchſtens 
3 Monate gefunden. Von einer Seite her wurde geltend gemacht, daß 
in Bremen allgemein ein ſechsmonatliches Ziel üblich ſei, und daß die Feſt⸗ 
ſetzung einer dreimonatlichen Friſt für bankmäßige Wechſel den Verkehr 
weſentlich hemmen würde. Dieſer Einwand wurde indeſſen damit wider⸗ 
legt, daß es den in Bremen beſtehenden Bankinſtituten in keiner Weiſe 
verwehrt ſei, Wechſel zu discontiren, die länger als drei Monate laufen, 
daß indeſſen, ſofern dieſe Wechſel zur Notendeckung dienen ſollen, dieſe 
Friſt innegehalten werden müſſe. Hinſichtlich des Erforderniſſes zweier 
Unterſchriften wurde hervorgehoben, daß thatſächlich allerdings ſogar die 
preußiſche Bank hin und wieder Wechſel mit nur einer Unterſchrift dis⸗ 
contirt, daß dies indeſſen den beſtehenden Vorſchriften nicht entſpreche und 
jede ſolche Operation auf Gefahr der Tantiemefonds desjenigen Beamten 
erfolge, der dieſelbe vornehme. 

Was Lombarden anbetrifft, ſo führte ein Redner aus, es ſei nicht 
verſtändlich, mit welchem Rechte Lombardgeſchäften nicht die gleiche Fähig⸗ 
keit, zur Notendeckung zu dienen, beigemeſſen werden ſoll, als Wechſeln. 
Auf gleich kurze Verfallzeit und auf gute, leicht realiſirbare Werthe be⸗ 
ſchränkt, bieten ſie mindeſtens die gleiche Sicherheit, wie der gute Wechſel; 
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ja fie haben fogar den Vorzug; daß fie ohne Rückſicht auf die augenblick⸗ 
liche Zahlungsfähigkeit des Schuldners jederzeit realiſirt werden können; und 
das ihnen zu Grunde liegende geſchäftliche Verhältniß fet ein wirthſchaftlich 
ebenſo berechtigtes, wie dasjenige, aus welchem der Wechſel entſpringt. 
Die Möglichkeit, daß durch Lombardirungen die Agiotage ſtatt des legitimen 
Handels unterſtützt werde, treffe mit gleichem Rechte auch den Wechſel. 
Und der äußerſt nahe liegende Weg, Lombardgeſchäfte in Wechſelform zu 
kleiden, zeige, auf wie ſchwacher Baſis der adoptirte Grundſatz ſteht. — 
Es genüge vollkommen, das Vorhandenſein: 

„guter, leicht realiſirbarer Sicherheiten mit angemeſſen kurzen 

„Verfallzeiten“ 
vorzuſchreiben. Als Unterbeſtimmung möge die Länge der Verfallzeit 
präciſirt und ferner vorgeſchrieben ſein, daß Wechſel zwei Unterſchriften 
haben und welche Pfandobjecte im Allgemeinen zur Notendeckung verwend⸗ 
bar ſein ſollen. 

So lauten die entſprechenden Vorſchriften in faſt jedem Bankſtatute, 
und es bleibe nachzuweiſen, daß dieſelben zu liberal ſeien. Indeſſen wurden 
Lombarden als hinreichende Deckung nicht anerkannt, unbeſchadet des 
ſelbſtverſtändlichen Rechtes der Bank, Lombardgeſchäfte zu machen. 

f. Zettelbanken dürfen Immobilien nur zu eigenem 
Geſchäftsbedarf erwerben, keine Hypothekenfonds, Effecten 
und Waaren für eigene Rechnung erwerben, weder Grund— 
ſtücke und Hypotheken, noch ihre Actien oder die anderer 
Privatzettelbanken beleihen, keine Blankocredite er- 
theilen, keine Wechſel mit weniger als zwei Unterſchriften 
discontiren, keine inländiſchen Wechſel rediscontiren, die 
noch länger als einen Monat zu laufen haben. 

Die Verſammlung wurde hierbeiſſpvon dem Wunſche geleitet, von dem 
Geſchäftsbetriebe der Zettelbanken alle ſolche Operationen auszuſchließen, 
die ein größeres Riſico in ſich bergen oder die Solidität des Geſchäfts⸗ 
betriebes zu beeinträchtigen im Stande ſind. 

Ein Mitglied ſprach ſich gegen dieſe Beſtimmungen als zu weitgehend, 
mit folgender Motivirung aus: 

„Wenn eine Bank, die nicht mehr als für den Betrag ihres effectiven 
Capitals Noten ausgiebt, für die volle Circulationsſumme beſtimmte Werthe 
vorräthig zu halten hat, ſo iſt damit zunächſt die Sicherheit und Einlös⸗ 
barkeit der Noten gewährleiſtet; ihr geſammtes Stamm⸗Capital ſteht als 
Reſerve dahinter und kommt erſt in zweiter Reihe in Betracht; es braucht 
daher nicht jederzeit enbeſo mobil zu ſein, wie der zur Noten⸗Einlöſung 
unmittelbar beſtimmte active Fond. Man könnte unbedenklich, wenn nicht 
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das ganze, doch einen erheblichen Theil jenes Capitals zu freier Ver⸗ 
fügnug überlaſſen, wenn nur alle Spekulationsgeſchäfte unbedingt ausge⸗ 
ſchloſſen bleiben. Die Nothwendigkeit, Privatbanken in ihrem, auf Betrug 
durch ſchlecht fundirte Noten gerichteten Beſtreben möglichſt zu hindern, 
iſt bis jetzt noch nicht nachgewieſen worden! Weshalb ſoll die Beleihung 
von Zettelbankactien (alſo doch Actien!) unterſagt, und dagegen die von 
Creditbankactien geſtattet ſein? Weshalb ſoll die Erwerbung einer Hypothek, 
z. B. zu größerer Sicherſtellung discontirter Wechſel, wie das öfter vor⸗ 
kommt, und dagegen die Discontirung derſelben Wechſel ohne ſolche Sicher⸗ 
ftellung geſtattet ſein? Weshalb will man Banken unterſagen, unzweifel⸗ 
haft ſicheren Häuſern Blanco⸗Credite zu gewähren und dadurch ſolche 
Häuſer nöthigen, in vorkommenden Fällen, Wechſel zu „reiten“, deren 
Werth vielleicht auch nur in derſelben Unterſchrift liegt? Es ift nicht zu 
verkennen, daß ein übermäßiges Beleihen eigener Actien und derjenigen 
anderer Banken, indem dadurch das Börſenſpiel möglicherweiſe be- 
günſtigt wird, — daß ein übermäßiges Engagement in Hypothekar⸗Sicher⸗ 
heiten, indem dadurch möglicherweiſe ein erheblicher Theil der Fonds 
feftgelegt wird, — daß endlich auch ein übermäßiges Gewähren von 
Blanco⸗Crediten, indem dadurch eine übermäßige Credit⸗Benutzung provocirt 
wird, — daß all' dergleichen Uebermaß die ſolide und mobile Poſition 
der Bank beeinträchtigen kann. Aber ganz laſſen ſich ſolche Operationen 
nicht vermeiden; und wenn man ſie verbietet, dann veranlaßt man nichts 
weiter als formelle Umgehungen, wie ſie überall vorkommen, wo ſolche 
Vorſchriften beftehen. — Es genügt vollkommen, eine angemeſſene Grenze 
zu fixiren, etwa in der Weiſe, daß 

außer der Notendeckung noch wenigſtens die Hälfte des Capitals 

in Caſſa, Wechſeln oder Lombard vorhanden ſein muß, und jedes 

Speculations⸗Geſchäft für eigene Rechnung unterſagt iſt. 

Die Sicherheit bleibt dann noch immer eine viel größere, als die 
für die Noten der preußiſchen Bank vorhandene!“ 

Trotz dieſer Eiuwendungen wurden die obigen Beſchränkungen, mit 
großer Majorität angenommen, da eine Bank, welche ſich obigen Be⸗ 
ſchränkungen nicht unterwerfen wolle, eben auf die Zettel⸗Emiſſion ver⸗ 
zichten müſſe. 

Zu einer lebhafteren Discuſſion führte nur die letzterwähhnte Be- 
ſtimmung in Betreff des Rediscontirens. Es war ein Antrag eingebracht 
worden, nach welchem eine Zettelbank keinen inländiſchen Wechſel rediscon⸗ 
tiren darf, der länger als zehn Tage zu laufen hat. Indeſſen wurde 
dieſer Antrag als zu weit gehend abgelehnt. Das allgemeine Princip 
wurde dahin feſtgeſtellt, daß eine Zettelbank mit ihrem Giro keinen Handel 
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treiben dürfe, und daß jede Rediscontirung eine verwerfliche fet, die in der 
Abſicht erfolge, das Giro auf dieſem Wege zu verwerthen. Es wurde 
dabei betont, daß manche Privatzettelbanken die Praxis haben, die mit ihrem. 
Giro verſeheneu Wechſel auf die Börſe zu werfen und ſich durch den Ver⸗ 
dakauf ſelbſt gegen höheren Discont einen Geſchäftsvortheil zu verſchaffen 
Als völlig unverfänglich wurde es dagegen bezeichnet, wenn eine Zettel⸗ 
bank hin und wieder in einem einzelnen Falle durch die Lage ihres Ge- 
ſchäftes genöthigt iſt, durch die Fortgebung eines langen Wechſels ſich baare 
Kaſſe zu verſchaffen. Unzweifelhaft iſt es unmöglich, durch geſetzliche Be⸗ 
ſtimmungen darüber zu wachen, daß das Rediscontiren nicht geſchäfts⸗ 
mäßig, ſondern nur auf beſondere gegebene Veranlaſſung hin erfolge, 
Gegen eine geſetzliche Beſchränkung ſprechen ſich mehrere Stimmen aus. 
Um einem unſoliden Handel mit dem Giro vorzubeugen, werde es genügen 
vorzuſchreiben, daß Rediscontirungen nur an die Ordre der Centralbank 
erfolgen dürften, oder daß ſie nicht unter dem officiellen Discontſatz ſtatt⸗ 
finden dürften. Es ſei bedenklich, einer Bank zu verbieten, ihren Wechſel⸗ 
beſtand zu realiſiren: ſie könne dadurch möchlicherweiſe außer Stand geſetzt 
werden, ihre Noten einzulöſen. Auch ſei der Begriff inländiſcher Wechſel 
ein nicht hinreichend beſtimmter. Es würde bei Annahme einer ſolchen 
Beſtimmung nach dem Wortlaut derſelben ſogar verboten ſein, den Accep⸗ 
tanten den Wechſel vor Verfall unter Abzug des Disconto auszuliefern. 
Die Mäjorität fand indeſſen in der Beſtimmung, fo wie fie oben mitge- 
theilt worden iſt, ein gutes Mittel, dem Rediscontiren in bedenklichem 
oder verwerflichem Umfange einen Riegel vorſchieben. 

g. Zettelbanken dürfen verzinsliche Depoſiten nur 
auf wenigſtens zweimonatliche Kündigung annehmen. 
Werden kurze Dispoſiten angenommen, ſo ſtehen ſie hin— 
ſichtlich der Bedeckungspflicht den Noten gleich. 

Hiergegen wurde zwar geltend gemacht, daß die Coſequenz dieſer Be⸗ 
ſtimmung dazu führe, auch denjenigen Inſtituten, welche Depoſiten annehmen, 
ohne Noten auszugeben, eine ähnliche Beſchränkung aufzuerlegen. Bei 
vielen Banken ſei die Praxis eingeführt, Depoſiten auf Sicht auszuzahlen, 
und dieſe Einrichtung habe ſich in verſchiedenen Kriſen als ungefährlich 
bewährt. 

Auch dieſer Antrag wurde mit Rückſicht darauf angendmmen, daß 
auf dieſem Wege die Sicherheit des Geſchäftsbetriebes feſtgeſtellt werden 
kann. Ein weiter gehender Antrag ging dahin, daß Depoſiten nicht über 
den Betrag des Stammcapitals hinaus angenommen werden dürfen. Der⸗ 
ſelbe wurde indeſſen abgelehnt, weil man annahm, daß die Pflege des 
Depoſitengeſchäftes in ganz hervorragender Weiſe eine Aufgabe der Bank ſei. 
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h. Die Bank muß zur Vermeidung des Concurſes ihre 
Noten ſofort in Metall einlöſen. 

Dieſer Antrag wurde als ſelbſtverſtändlich und keiner weiteren Begründung 
bedürftig einſtimmig angenommen. Weiter gehende Anträge waren dahin 
geſtellt, daß Zettelbanken an jeder Stelle des Norddeutſchen Bundes, wo 
von andern Banken Noten emittirt werden, innerhalb 24 Stunden nach 
Vorzeigung eingelöſt werden müßten, oder eventuell, daß jede Bank eine 
Einlöſungsſtelle in Berlin habe. Indeſſen wurden dieſe Anträge abgelehnt, 
ebenſo wie ein Vermittelungsantrag, daß wenigſtens eine Einlöſungspflicht an 
dem einen der drei Orte: Frankfurt, Leipzig oder Berlin beſtehe. Es 
wurde von einer Seite her als unzureichend bezeichnet, daß die Banknoten 
nur da eingelöſt werden, wo fie ausgegeben werden. - Wenn der Baar- 
vorrath einer einzelnen Bank nicht ausreiche, um an allen Einlöſungs⸗ 
ſtellen bereite Mittel zu haben, jo müſſe fie fih an die Centralbank wenden 
und Geld kommen laſſen. Ausführbar ſei der Vorſchlag. Von anderer 
Seite her wurde dagegen die Ausführbarfeit beſtritten, weil die Noten ein 
Circulationsmittel ſeien, das nur einem beſtimmten Kreiſe dienen ſolle. 
Es genüge, wenn dieſelben da eingelöſt werden, wo ſie ausgegeben werden, 
da ohnehin jede Bank ein Intereſſe daran habe, ſoviel Einlöſungsſtellen 
einzurichten, wie für ihren Geſchäftsbetrieb erforderlich ſeien. 

i. Eine Beſtimmung dahin gehend, 
die Bank iſt verpflichtet, auch ſolche Falſificate ihrer 
Noten einzulöſen, die bei Anwendung gewöhnlicher Auf— 
merkſamkeit als ſoche nicht erkannt werden können, 
wurde durch Uebergang zur Tagesordnung beſeitigt. Die Ver⸗ 
ſammlung lehnte es nicht ab, eine ſolche Beſtimmung als zweckmäßig zu 
bezeichnen, glaubte indeſſen, daß dieſelbe nicht in die Normativbeſtimmungen 
hineingehöre. Es wurde insbeſondere geltend gemacht, daß das Kriterium, 
wonach die Erſatzflpicht bemeſſen ſei, zu unbeſtimmt ſei. Zu einer techniſchen 
Prüfung, wie ſie hier erforderlich ſei, würden verſchiedene Perſonen ſich ganz 
verſchieden verhalten. | 
k. Die Veröffentlichung des Status ſoll alle Monate 
erfolgen. 

Daß eine regelmäßige Veröffentlichung des Status unerläßlich ſei, 
wurde von allen Seiten als ſelbſtverſtändlich betrachtet und in ſehr vielen 
Gutachten der Handelskammern ausdrücklich betont. Von mehreren Seiten 
wurde der Wunſch geäußert, daß eine allwöchentliche Veröffentlichung des 
Status ſtattfinde, wie dieſelbe bei den preußiſchen, engliſchen und franzöſiſchen 
Banken hergebracht ſei. Es wurde indeſſen hierauf erwidert, daß dieſe 
großen Banken zu einer häufigeren Veröffentlichung ihres Status veranlaßt 
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feien, weil fie das Barometer bilden, aus welchem das kaufmänniſche 
Publikum erfahre, in welchem Verhältniß der Notenumlauf zum baaren 
Gelde ſteht. Bei kleinen Banken ſei dies völlig unmöglich. Dieſelben 
haben zuweilen eine Menge von baarem Gelde liegen, während zu einer 
andern Zeit eine große Menge Noten zurückkämen. Aus ſolchen That⸗ 
ſachen könne das Publikum einen Schluß nicht ziehen, und die einmonatliche 

Veröffentlichung reiche völlig aus. | 

l. Die Filialen dürfen keine abel en Geſchäfte betreiben 
als die Centralſtellen. 

Ein weiter gehender Antrag, wonach Privatbanken keine Filialen 
haben dürfen, wurde abgelehnt weil man den Banken wenigſtens die Mög⸗ 
lichkeit zugeſtehen «wollte, durch Errichtung von Filialen da Hilfe zu leiſten, 
wo von ihrer Hilfe Gebrauch gemacht werden kann. Abgelehnt wurden 
die Anträge, noch folgende Normativbeſtimmungen hinzuzufügen: 

m. Jede Notenbank hat an die Norddeutſche Bundes: 
kaſſe den dritten Theil des Reingewinnes, welcher 5 pCt. 
des Actiencapitals überſteigt, abzuführen. 

Man nahm an, daß eine ſolche Beſtimmung au in die Normativ- 
beſtimmungen gehört. 

n. Keine Privatzettelbank darf ſich am Sitze der Central⸗ 
bank etabliren. 

Dieſe Beſtimmung war beantragt worden nach Analogie der eng⸗ 
liſchen Verhältniſſe. Es wurde indeſſen entgegengehalten, daß die deutſchen 
Verhältniſſe weſentlich anderer Art feien, und daß Notenbanken am Site 
der Centralſtelle unter weit beſſerer Controle gehalten werden könnten als 
ſolche in entlegenen kleinen Städten. 

Ein nachträglich eingebrachter Antrag des Inhalts, noch folgende 
Normativbedingung hinzuzufügen: 

o. Iſt der dritte Theil des Grundcapitales nach der 
Bilanz als verloren anzuſehen, ſo iſt die Bank verpflichtet, 
zu liquidiren, 
kam nicht mehr zur Discuſſion. 

Nach Schluß der Verathungen über die Normativbedingungen wurde 
noch die Frage angeregt, ob diefe Normativbedingungen lediglich für die 
Privatzettelbanken oder auch für die Centralbank Gültigkeit haben ſollten. 
Ein Beſchluß in dieſer Hinſicht wurde nicht gefaßt, weil inzwiſchen mehrere 
Mitglieder der Commiſſion, die durch andere Geſchäfte verhindert und von 
der bevorſtehenden Berathung nicht in Kenntniß geſetzt waren, ſich entfernt 
hatten. Es wurde indeſſen von einem Mitgliede folgende Erklärung zu 
Protokoll gegeben: Es ſei nicht ſeine Abſicht geweſen, der preußiſchen Bank 
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irgendwelche andere Privilegien zu gewähren, als die, für welche fie etwas 
leiſten mäiffe. Dafür, daß ihre Noten an den Staatskaſſen angenommen 
würden, habe ſie dem Staate etwas zu leiſten, und dies Privilegium ſei 
ihr daher zu belaſſen. Jedes andere Privilegium würde er für ungerecht⸗ 
fertigt erklären. 

Uebrigens ift hier noch die Bemerkung einzuſchalten, daß im Laufe 
der Discuſſion auch die Privilegien der Portofreiheit und Stempelfreiheit, 
welche die preußiſche Bank bisher genießt, mehrfach zur Sprache gekommen 
find, und daß eine Abſtimmung darüber zwar nicht ſtattgefunden hat, von 
vielen Seiten jedoch die Anſicht geäußert wurde, es ſei als ſelbſtverſtändlich 
zu betrachten, daß ſolche Privilegien nicht erneuert werden können. Es 
wurde zwar von einer Seite geltend gemacht, die Portofreiheit, welche die 
preußiſche Bank genieße, komme dem Publikum zu Gute, da vermittelſt 
derſelben Geldſendungen von einem Orte an den andern, wo die ver⸗ 
ſandten Gelder verbraucht werden, unentgeltli cherfolgen können. Es wurde 
indeſſen von anderen Seiten, und zwar von ſolchen, welche an der preußi⸗ 
ſchen Bank ein ſpecielles Intereſſe nehmen, ein beſonderes Gewicht auf die 
Aufrechthaltung dieſer Privilegien nicht gelegt. 

Sechſtens; 
Es bedarf einer Norm für die Feſtſtellung in Bezug 
auf das Verhältniß des Baarvorrathes zu der Noten- 
circulation. 

Für dieſen Satz ſtimmten folgende Herren: 
Bamberger, Becker, Benndorf, Conrad, v. Dechend, Friedländer, 
Fromberg, Hinsberg, Kämmerer, Ladenburg, Mendelsſohn, Meyer, 
Moste, Stephan, Samter, Seiffert, Spiegeler, Stengel, Warſchauer, 
Weſenfeld, Witte, Zuckſchwerdt. 

Dagegen ſtimmten: N 
Delbrück, Müller, Schottler, Steiner. 

An dieſen Satz knüpfen ſich nachfolgende Erwägungen: Man kann 
von der Anſicht ausgehen, daß den Banken und insbeſondere der Central⸗ 
bank beſondere Vorſchriften über die Höhe der Deckungsmittel, welche ſie 
m Vorrath haben ſollen, nicht zu machen ſeien, wie dies beiſpielsweiſe in 
Frankreich der Fall tft; oder man kann von der Anſicht ausgehen, daß 
ein gewißes Verhältniß der Deckungsmittel vorzuſchreiben fet, und hierbei 
entweder anknüpfen an das gegenwärtig in Preußen beſtehende Verhältniß, 
wonach die Drittelsdeckung vorzuſchreiben iſt, oder übergehen zu einer 
ſolchen Einrichtung, wie ſie in England beſteht, wonach die Summe der 
ungedeckt auszugebenden Noten auf einem gewiſſen, uach arithmetiſchem Ver⸗ 
hält niſſe feſtzuſetzenden Betrage contingentirt iſt oder endlich, man kann 
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an der Anſicht fefthalten, daß der ganze Notenbetrag durch Metall gedeckt 
ſein ſoll. Durch die Annahme des vorſtehenden Satzes wurden die beiden 
Extreme ausgeſchloſſen. Ein Mitglied hatte zwar die Anſicht verfochten, 
es ſei theoretiſch zu rechtfertigen, daß man die Ausgabe ungedeckter Noten 
überhaupt nicht geſtatte, er hatte ſich indeſſen ſelber dahin beſchieden, 
dieſer theorethiſchen Anſchauung practiſche Folgen nicht geben zu wollen, 
indem er anerkannte, daß durch eine ſolche Vorſchrift das Banknotenge⸗ 
ſchäft ſtatt Nutzen nur Schaden bringen und daher von Niemandem be⸗ 
trieben werden würde. Ebenſo fanden ſich diejenigen Mitglieder in der 
Minorität, welche überhaupt ein beſtimmtes Verhältniß der Deckungsmittel 
nicht vorſchreiben wollten, ſondern alles dem freien Ermeſſen der Bank⸗ 
verwaltung überlaſſen zu können meinten. Nach Annahme dieſes Satzes 
ſtellte ſich die Frage daher nur dahin, ob man feſthalten wolle an dem 
Syſteme der Drittelsdeckung, oder übergehen zu dem Syſteme der Cou⸗ 
tingentirung. 
Siebentens: 
Es wurde hierauf mit 22 gegen 4 Stimmen beſchloſſen, 
daß ein Syſtem der Cotningentirung nicht einzuführen fei. 
Ein Redner ſuchte in ausführlichem Vortrage nachzuweiſen, daß für 
das Gedeihen des Landes eine Beſtimmung nicht zu entbehren ſei, wonach 
die Höhe der ungedeckten Noten auf einen gewiſſen noch näher zu er⸗ 
mittelnden Betrag contingentirt werden müßte. Er erklärte feſtzuhalten 
an der Anſicht, daß in Beziehung auf Zahlungsmittel der allgemeine 
Grundſatz keine Gültigkeit habe, daß der Verkehr dasjenige, deſſen er nicht 
bedürfe, ausſtoße. Die Banknoten, welchen die Sicherheit gegeben ſei, an 
jeder Staatskaſſe an Zahlungsſtatt angenommen zu werden, ſtehen anders 
da, als ein anderes papiernes Zahlungsmittel, etwa als ein Wechſel. In⸗ 
dem der Staat vorſchreibe, daß die Note der Centralbank an den Staats⸗ 
kaſſen in Zahlung gegeben werden dürfe, ſchaffe er künſtlich eine Gelegen- 
heit, eine ſolche Note unterzubringen, und vereitle daher, daß die Note, 
wenn ſie vom Verkehr nicht mehr gebraucht werde, ausgeſtoßen werde. 
Wenn das Syſtem der abſoluten Baukfreiheit durchgeführt fet, würden 
derartige Vorſichtsmaßregeln ſich als überflüſſig erweiſen, es würde als⸗ 
dann die höchſtmögliche Vorſicht des Pubkikums im Gebrauch und Annahme 
von Banknoten ſtattfinden; bis dahin aber, und namentlich unter den 
gegenwärtigen Verhältniſſen ſei die Banknote ein bevorzugtes Zahlungs⸗ 
mittel, welches man nicht nach Belieben ſich vermehren laſſen dürfe. Eine 
Banknote, der vom Staate ein hoher Glauben beigelegt fei, fei gewiſſer⸗ 
maßen eine Anweiſung auf den Markt, ſei ein Erlaubnißſchein dafür, neue 
Produkte zu ſchaffen, bevor noch die Conſumtion eine Lücke in dem Bor- 
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rathe geſchaffen habe. Er halte es daher für ein unwiderlegtes volts- 
wirthſchaftliches Geſetz, daß eine übergroße Emiſſion von Banknoten zu⸗ 
nächſt das Metallgeld aus dem Lande treibe und demnächſt eine künſtliche, 
unberechtigte Steigerung der Preiſe hervorrufe, die zu Kriſen führen müſſe; 
er halte es daher für eine gebieteriſche Anforderung des öffentlichen Wohles, 
daß der Staat in dieſer Beziehung vorbeuge. 

Dieſe Anſchauung fand von den verſchiedenſten Seiten her lebhaften 
Widerſpruch. Es wurde ausgeführt, das Syſtem der Peels Acte ſei in Eng⸗ 
land ſelber ſtreng kritiſirt, und es erhöben ſich nur noch wenige Stimmen 
für die Aufrechterhaltung deſſelben. Es ſei im Jahre 1865 im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe von dem Abgeordneten Michaelis ein Antrag auf 
Contingentirung der Banknoten eingebracht worden. Derſelbe würde 
wenn er angenommen worden wäre, die unſäglichſten Mißſtände zur Folge 
gehabt haben. Herr Michaelis habe zu jener Zeit die Contingentsziffer 
auf 60 Millionen gegriffen. Wäre dieſer Antrag damals durchgegangen, 
fo würden ſeit jener Zeit zu fünf verſchiedenen Malen Kriſen entſtanden 
ſein. Es entſtehe eine unglaubliche Stockung des Verkehrs, ſobald man 
ſehe, daß die preußiſche Bank ſich einem Zuſtande nähere, in welchem ſie 
keine Geſchäfte mehr machen würde. Im Jahre 1857 habe die preußiſche 
Bank ſich der Grenze der Drittelsdeckung genähert und habe den Ent⸗ 
ſchluß gefaßt, ſich dem Geſetze ſtreng zu unterwerfen. Sie habe in Folge 
deſſen die Kriſe auf das Aeußerſte verſchärft. Wenn ſie damals das 
Recht beſeſſen, ſich über die beengenden Vorſchriften der Drittelsdeckung 
hinwegzuſetzen, ſo würde von einer Kriſe keine Rede geweſen ſein. Von 
anderer Seite wurde hinzugefügt, daß jede Contingentsziffer den Stempel 
der Willkür trage. Wie könne man beweiſen, daß 60 oder 100 Millionen 
die richtig gegriffene Summe ſeien, welche ungedeckt beſtehen dürfe. 

Die Möglichkeit, den Verkehr in unbegrenzter Menge durch Noten 
ohne volle Metalldeckung zu unterſtützen, müſſe allerdings gegeben ſein, 
weil ſich eine abſolute Grenze für den Bedarf nicht beſtimmen laſſe. Auf der 
anderen Seite müſſe aber auch dem in immer bedenklicher Weiſe zu⸗ 
nehmenden Notencultus eine Schranke gezogen werden. Wenn fernerhin 
ſo, wie bisher, jedem wirklichen oder vermeintlichen Geldbedarfe durch be⸗ 
dingungsloſe Vermehrung der Banknoten⸗Emiſſion begegnet werde, dann 
treiben wir immer ſchneller der Papiervaluta zu, deren ſich außer uns 
und England jetzt jeder große Staat erfreut. Die Peel'ſche Bankacte 
habe neben ihren Mängeln auch anguerfeunende Vorzüge und das Syſtem 
laſſe ſich ganz wohl auch auf uns anwenden, wenn wir nur als Regel 
hinzufügen, was in Englaud blos ausnahmsweiſe geſchehe, nämlich die 
Beſtimmung, daß eine Ueberſchreitung der Contingentsziffer unter der Be⸗ 
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bingung einer Disconto -Erhöhung geftattet fein fole. Bei einer folden 
Beſtimmung werden Production und Spekulation in dem Augenblicke ge: 
warnt, wo die Circulation ſich jener Grenze nähert und die ausgiebige, 
nachhaltige Hülfe bleibe gleichwohl nicht ausgeſchloſſen. 

Eine ſolche Beſtimmung würde die preußiſche Bank z. B. ſchon im 
Juni v. J. zur Disconto⸗Erhöhung genöthigt, die Börſen rechtzeitig ge: 
warnt und erleichtert haben, während nun binnen 4 Tagen von 4 auf 
8 pCt. geſprungen werden mußte, was die Kriegspanik im Augenblicke 
außerordentlich verſchärft habe. 

Für die Feſtſetzung einer Contingentszifer ſtimmten: Kämmerer, 
Meyer, Schottler. 

Achtens. Nachdem, wie erwähnt, das Syſtem der Contingentirung 
abgelehnt worden war, beſchloß die Verſammlung mit 22 gegen 4 
Stimmen, 

daß zur Deckung der Noten wenigſtens der dritte Theil 
der circulirenden Summe in baarem Gelde. vorhanden 
ſein ſolle. 

Es wurde von allen Seiten anerkannt, daß die Drittelsdeckung als Prin⸗ 
cip ihre großen Mängel habe; ein Beweis dafür, daß die Bank in Betreff 
ihrer Notenausgabe in keine Verlegenheit kommen könne, wenn ſie den 
dritten Theil der emittirten Summe in baarem Gelde vorräthig habe, ſei 
in keiner Weiſe zu führen. Es wurden alle principiellen Einwendungen, 
welche gegen die Drittelsdeckung geltend gemacht zu werden pflegen, als 
begründet anerkannt; namentlich wurde nicht geleugnet, daß die Bank durch 
Präſentation eines größeren Betrages von Noten in die Alternative geſetzt 
werden könne, entweder durch Einlöſung derſelben den Baarbeſtand auf 
weniger als ein Drittel der circulirenden Notenmenge herabzuſetzen, oder 
durch Nichteinlöſung ihre Verpflichtung zu ſuſpendiren. Dennoch wurde 
als wichtiges Argument für die Beibehaltung der Drittelsdeckung geltend 
gemacht, daß das Publikum einmal daran gewöhnt ſei. Es ſei ſelbſtver⸗ 
ſtändlich, daß eine Bank, welche verpflichtet ſei, wenigſtens den dritten 
Theil ihrer Noten in baarem Gelde zu halten, es niemals an dieſe 
Grenzen kommen laſſen werde, ſie werde vielmehr einen weſentlich größeren 
Betrag immer halten. Das Publikum werde es nicht verſtehen, wenn 
man jetzt von dieſem Grundſatze ohne Weiteres abgehe und ſich der 
franzöſiſchen Maxime nähere. Was den oben angedeuteten Vorfall anbe⸗ 
treffe, der bei der preußiſchen Bank Uebelſtände herbeigeführt hat, die 
lediglich auf Rechnung der Vorſchrift zu ſetzen ſind, daß ein Drittel der 
Notenausgabe in baarem Gelde vorräthig zu halten ſei, ſo müſſe bemerkt 
werden daß die Kriſe von 1857 eingetreten ſei kurze Zeit nachdem das 
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Capital der preußiſchen Bank weſentlich vermehrt worden, und daß aus 


dieſem Grunde zu jener Zeit nicht vollſtändig normale Verhältniſſe obge⸗ 


waltet hätten. Der angeführte Beſchluß wurde mit folgenden 22 Stimmen 
gegen folgende 4 Stimmen gefaſſt: 
Dafür: Bamberger, Becker, Benndorf, Conrad, von Dechend, 
Friedländer, Fromberg, Kämmerer, Ladenburg, Mendelsſohn, Meyer, 
Mosle, Samter, Schottler, Seiffert, Spiegeler, Stengel, Stephan 
Warſchauer, Weſenfeld, Witte, Zuckſchwerdt. 
Dagegen: Delbrück, Hinsberg, Müller, Steiner. 

Neuntens. Von einem Mitgliede der Verſammlung war im Laufe 
der Debatte mehrfach hervorgehoben worden, daß nach ſeiner Ueberzeugung 
es der Vorſchrift einer Drittelsdeckung nicht bedürfe, daß vielmehr das 
Recht, Noten zu emittiren, lediglich in Beziehung zu ſetzen ſei zu dem 
Stammkapitale der Bank. Wenn man an dem von ihm vertheidigten 
Grundſatze feſthalte, daß es zur Gründung einer Zettelbank eines Mini⸗ 
malbetrages von 3 Millionen bedürfe, ſo könne man den Banken die 
Freiheit geben, Noten auszugeben und Depoſiten anzunehmen bis auf das 
Dreifache ihres Stammkapitals, ohne beſorgen zu müſſen, daß dadurch 
eine leichtſinnige oder übermäßige Notencirculation befördert würde, ſofern 
geſetzlich feſtgeſtellt werde, daß alle im Nordbunde emittirten Noten an allen 
anderen deutſchen Notenbankkaſſen einwechſelbar ſeien. Speciell ward darauf 
hingewieſen, daß die preußiſchen Privatbanken auf dieſem Wege zu einer 
gedeihlichen Entwickelung kommen würden, die ihnen ſeiner Zeit durch die 
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Normativbeſtimmungen verkümmert worden fei. Als ſelbſtverſtändlich 


wurde hingeſtellt, daß die Banken, um ihrer Einlöſungspflicht genügen zu 
können, einen entſprechenden Baarbeſtand halten würden, auch ohne geſetzlich 
dazu verpflichtet zu ſein. Auch ward darauf hingewieſen, daß der Vor⸗ 
ſchlag nicht ausſchließlich die Ausgabe von Noten erleichtere, ſondern in 
mehreren Fällen dieſelbe beſchränke, daß in kritiſchen Zeiten die Poſition 
der Notenbanken eine günſtigere ſei, ſo daß Reſtrictionen, wie ſie 1857 
ſeitens der preußiſchen Bank angewandt werden mußten, lediglich um der 
Beſtimmung der Drittelsdeckung zu genügen nicht mehr zu befürchten ſeien. 

Da dieſer Grundſatz wiederholt mit Lebhaftigkeit vertheidigt worden 
war, ſo wurde derſelbe ſchließlich noch zur Discuſſion geſtellt. Es wurde 
von anderen mit Entſchiedenheit hervorgehoben, die Wiſienſchaft habe in 
unwiderleglicher Weiſe nachgewieſen, daß zwiſchen der Höhe der Notenemiſſion 
und der Höhe des Stammcapitals ein innerer Zuſammenhang nicht beſtehe. 
Das Stammkapital habe lediglich die Bedeutung eines Garantiekapitals, 
und die Aufbringung derartiger Garantiefapitalien gebe an fic) keine 
Berechtigung, die Circulation der papiernen Umlaufsmittel zu erhöhen. 
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Für diefe Auffaſſung entſchieden fih bei der Abſtimmung folgende 16 
Stimmen: 

Bamberger, Becker, v. Dechend, Delbrück, Friedländer, From⸗ 
berg, Kämmerer, Ladenburg, Mendelsſohn, Samter, Schottler, 
Spiegeler, Steiner, Müller, Stephan; 

dagegen die beiden folgenden: Hinsberg und Zuckſchwerdt, 

während die übrigen ſich der Abſtimmung enthielten. 


Votum von Herrn Heiurich Kämmerer in Hamburg. 


Es darf wohl angenommen werden, daß die meiſten Mitglieder der 
im Mai in Berlin verſammelt geweſenen Commiſſion des deutſchen Handels⸗ 
tages, die Bankgeſetzgebung betreffend, ohne ein Gefühl der Befriedigung 
auseinander gegangen find. Die gefaßten Beſchlüſſe feinen in ihrer Ge: 
ſammtheit den Wünſchen keiner der vorhandenen Parteien entſprochen zu 
haben. Dieſer unbefriedigende Erfolg dürfte dem Umſtande zuzuſchreiben 
fein, daß man es unterlaſſen hatte, zunächſt eine umfaſſende Discuſſion 
über die Theorie des Bankweſens eintreten zu laſſen, ehe man zur Be⸗ 
rathung der Reform der gegenwärtigen Bankzuſtände ſchritt. Es lag der 
Verſammlung nicht die Aufgabe vor, die jetzige Geſtaltung der preußiſchen 
Bankeinrichtungen auf das ganze übrige Deutſchland zu übertragen, ſondern 
ſie hatte zunächſt zu prüfen, welche Art der Bankgeſetzgebung nach dem 
jetzigen Standpunkte der Wiſſenſchaft und der Erfahrung als zeitgemäß 
und normal anerkannt werden müße. In wie weit die durch eine ſolche 
theoretiſche Unterſuchung gewonnenen Reſultate zur unmittelbaren practiſchen 
Ausführung gelangen können, oder in wie weit in Rückſicht auf vorhandene 
Zuſtände temporäre Zugeſtändniſſe gemacht werden müſſen, ift gewiß ein 
zu erwägender, ſehr wichtiger Punkt, allein derſelbe muß in zweite Linie 
geſtellt und die Discuſſion darüber bis nach Feſtſtellung der Grundprin⸗ 
cipien ausgeſetzt werden. Nur auf der Baſis einer Verſtändigung über 
die Principien des Bankweſens und über die zu erſtrebenden Ziele kann 
ein geſundes Bankgeſetz zu Stande gebracht werden, und die Verhandlungen 
ſollten daher zunächſt auf dieſen Gegenſtand gerichtet werden. 

Der Einſender iſt nicht in der Lage, neue Momente aufzuführen, 
hält ſich aber verpflichtet, auf Anſichten hinzuweiſen, welche bei den bis⸗ 
herigen Verhandlungen unſerer Commiſſion theils ignorirt, theils todtge⸗ 
‚ſchwiegen wurden, während fie notoriſch durch viele der erſten nationalökono⸗ 
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miſchen Schriftſteller, als auch in zahlreichen praktiſch betheiligten Kreiſen 
warm vertreten werden. 

Zunächſt iſt es unſer Wunſch, die viel verbreitete Idee zu beſeitigen, 
daß irgend eine Staatsbank oder privilegirte Creditbank, alſo auch die 
preußiſche Bank, als eine Art von allmächtiger Vorſehung über dem Geld⸗ 
markt ſchwebend und denſelben beherrſchend angeſehen werden kann. 

Der enorme Aufſchwung des inneren, ſowie des internationalen 
Geſchäftsaustauſches erlaubt keine Dictatur mehr. Staatsbanken und 
privilegirte Banken ſind nicht im Stande, die Einwirkungen vorherzuſehen 
und zu paralyſiren, welche der neben ihnen laufende und mit ihnen con⸗ 
currirende Verkehr hervorruft. Der Geldmarkt iſt nicht mehr durch ein 
Central⸗Inſtitut, fet es noch fo mächtig, zu beherrſchen; durch willkürliche 
Eingriffe, als z. B. Feſthaltung eines niedrigen Disconto's und Vermehrung 
der Notenausgabe, können allerdings vorübergehende Einwirkungen erzielt 
werden, allein dieſelben ſind gefährlich, weil die Motive zu ſolchen Maß⸗ 
regeln keine ſichere Baſis haben, und weil der natürliche Verlauf des 
Geldmarktes dadurch gehemmt wird. Es iſt im Gegentheil die Aufgabe 
ſolcher privilegirten Notenbanken, bei dem Herannahen von ſchwierigen 
Zeiten und Kriſen vorzugsweiſe auf ihre eigene Sicherheit Bedacht zu nehmen 
und ſich dadurch das Vertrauen des Publikums zu erhalten, welches durch 
Anwachſung des Baarfonds, nicht aber durch Vermehrung der Notenaus⸗ 
gabe erreicht wird. 

Auch die preußiſche Bank hat während der ſeit 1857 wiederholt 
eingetretenen Börſenkrieſen Maßregeln ergriffen, um die Einlöſung von 
Noten möglichſt zu verhindern und alſo den Baarfonds in ungewöhnlicher 
Weiſe zu ſchützen. Der Beweis dafür liegt darin, daß der Cours der 
preußiſchen Banknoten in Hamburg wiederholt 1 bis 1½ pCt. unter den 
Cours für Silberthaler fiel; deſſenungeachtet wurden ſehr ſtarke Poſten 
preußiſcher Banknoten aus Mitteldeutſchland nach Hamburg geſandt, um 
dagegen mit erheblichem Verluſt Silberthaler zu beziehen. Jene Maßregeln 
der Preußiſchen Bank können bei dem gegenwärtig herrſchenden Syſtem 
derſelben für angemeſſen und richtig gehalten werden, ſie entſprechen aber 
nicht der nächſten und hauptſächlichſten Aufgabe einer Zettelbank, nämlich: 
die jederzeit unbedingte Einlöſung der Noten. Es frägt ſich, ob Maßregeln 
obiger Art wirkſam und möglich bleiben werden, nachdem die Preußiſche 
Bank ganz Deutſchland alſo auch Frankfurt a. M. und Hamburg umſchlungen 
und damit die beſtehenden übrigen ſelbſtſtändigen meee Eeldmärkte brad) 
gelegt haben wird. 

Dieſe haben bisher in Zeiten, wo der Stand der Wechſelcourſe einen 
Abzug von Edelmetall nach dem Auslande veranlaßte, der Preußiſchen 
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Bank als ſchützende Ableiter gedient. Ob das jetzige Noten⸗Syſtem der 
Preußiſchen Bank haltbar ſein würde, wenn in Zukunft alle internationalen 
Anſprüche auf Edelmetall direct an ſie herantreten werden, dürfte bezweifelt 
werden können. Die erſte Bedingung einer guten Valuta beſteht aber in 
dem unumſtößlichen Vertrauen, daß ſie für den internationalen Verkehr 
geeignet ſei. So lange unter Umſtänden die Anſchaffung von Münzen 
oder Edelmetall gegen Banknoten ſchwierig gemacht werden kann, iſt auf 
eine Blüthe des internationalen Wechſelgeſchäfts nicht zu rechnen, und das 
Beſtreben, die Vermittelung Londons im transatlantiſchen Wechſelgeſchäfte 
immer mehr entbehrlich zu machen, wird erfolglos bleiben. 

Eben die Gefahr, daß in allen bedenklichen Zeiten, und in ſolchen, 
wo die Wechſelcourſe einen Abzug von Edelmetall nach dem Auslande ver⸗ 
anlaſſen, ungewöhnlich ſtarke Baarauszahlungen auf eingereichte Noten nöthig 
werden, nimmt den Notenbanken die Befähigung, auf ihre ſonſtigen 
Operationen verſtärkte Mittel zu verwenden, und eine Berufung auf eine 
Stellung als Helfer in der Noth kann daher nicht als berechtigt angeſehen 
werden. Banken ohne Zettelausgabe und die nicht für Deckung der letzteren 
zu ſorgen haben, ſind in ſchweren Zeiten in viel günſtigerer Lage und 
können, da ſie dem Publikum näher ſtehen als privilegirte Centralbanken, 
mehr im Einzelnen wirken als letztere, was zur Beſeitigung örtlicher 
Paniks fih hänfig als ungemein wohlthätig bewieſen hat. Handels- und 
Geldkriſen ſind überhaupt nicht zu vermeiden, ſo lange die Tendenz fort⸗ 
dauert, Geſchäfte in einer Ausdehnung zu betreiben, welche zu den Kräften 
der Unternehmer in keinem angemeſſenen Verhältniße ſteht. Die Erfahrung 
hat gezeigt, daß felbft die größten und mächtigſten Staats⸗ oder privilegirten 
Banken nicht vermocht haben, wiederholten Kriſen vorzubeugen, und daß 
vielmehr das Beſtehen ſolcher Inſtitute indirect eher nachtheilig wirkt, 
indem jie das Aufkommen freier Banken an den Hauptplätzen des Handels 
und ſonſtiger Verkehrszweige erſchwert. Eine Mehrheit der Banken mit 
freierer Bewegung befördert die erſte wichtige Aufgabe des Bankweſens 
überhaupt, nämlich die Anſammlung von momentan müßig liegenden Kapi⸗ 
talien und die lucrative Verwendung derſelben. Das Siſtem der Giro⸗ 
und Depoſito⸗Banken ift unſtreitig das zeitgemäße; daſſelbe Hat fih in 
England, den Vereinigten Staaten von Nord⸗Amerika und Hamburg glänzend 
bewährt und hat die Bedeutung der Noten emittirenden Banken vollſtändig 
überflügelt. Ihre allgemeine Verbreitung auch über Deutſchland wird den 
günſtigſten Einfluß auf den Geldmarkt ausüben; wenn alle Geſellſchaften, 
Geſchäftsleute und Privatperſonen, welche über bedeutende Baarumſätze 
disponiren, und daher mehr oder weniger große Baarſchaft in ihren eigenen 
Kaſſen vorräthig halten, ſolche anſtatt deſſen bei einer Bank deponiren, ſo 
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wird ein coloſalles Capital in die Hände der deutſchen Banken gelegt, und 
es wird erreicht werden, daß eine Haupturſache der vorkommenden Geld⸗ 
klemmen beſeitigt wird, nämlich die Zurückhaltung der Circulationsmittel, 
welche durch die Vorſorge der Einzelnen für erſt ſpäter eintretende Ver⸗ 
pflichtungen bisher herbeigeführt wurde. 

Das Gemeinſame zwiſchen Zettelbanken und Depofitobanfen beſteht in 
der Aufgabe, Capital zu ſammeln und es nutzbar zu machen; der Unter⸗ 
ſchied zwiſchen beiden liegt aber darin, daß die Zettelbanken den unnatür⸗ 
lichen Weg wählen, ihr Capital durch Ausgabe von Noten, welche zur 
Erſetzung der umlaufenden baaren Circulationsmittel dienen, ſtärken zu 
wollen, während die Depoſitobanken durch Anſammlung temporair unbenutzter 
Capitalien und einfacheren und raſcheren Betrieb des Geldumſatzes eine 
weſentliche Erſparung des Bedarfs an Circulationsmitteln erzielen. Der 
Vorzug des Syſtems der Depoſitobanken beſteht darin, daß ſie den Zweck 
von Banken überhanpt, nämlich Capital anzuſammeln und den Geldumſatz 
zu erleichtern, in rationellerer Weiſe und im umfangreicheren Grade zu 
erreichen vermögen als die Zettelbanken, und ferner darin, daß bei dem 
erſteren Syſtem das Papiergeld gänzlich vermieden werden kann oder 2 
wenigſtens nur in einer Form geliefert zu werden braucht, welche jedes 
Bedenken gegen daſſelbe aufheben würde, nämlich in der Form vollſtändig 
baar fundirter Noten, ſofern ein Bedarf für ſolche überhaupt fortbeſtehen 
ſollte. Um dieſes Thema weiter zu begründen, würde der hier geſtattete 
Raum nicht ausreichen, aber ſchon die vorgeführten nicht neuen, ſondern 
längſt in weiten Kreiſen anerkannten Motive dürften einer ferneren und 
eingehenderen Prüfung zu unterwerfen ſein, als bei den bisherigen Ver⸗ 
handlungen unſerer Commiſſion ihnen zu Theil geworden iſt. 

Dieſe Forderung dürfte um ſo gerechtfertigter erſcheinen als die Ein⸗ 
ſetzung der Preußiſchen Bank in ihrer jetzigen Geſtalt, nur mit vermehrtem 
Capital, als Centralbank für ganz Deutſchland und mit Bundesprivilegien 
verſehen beantragt worden iſt. Die Lobſprüche, welche in unſerer Commiſſion 
der Preußiſchen Bank gezollt ſind, unterſtützt der Einſender aus ganzer 
Ueberzeugung, ſo weit ſie ſich auf die Zuverläſſigkeit, Reellität und Umſicht 
der Oberleitung und der Geſchäftsführung beziehen, aber er hält weder 
ihr Syſtem für ein zeitgemäßes, noch überhaupt die Creirung einer privi⸗ 
legirten Centralbank dem volkswirthſchaftlichen Intereſſe Deutſchlands ent⸗ 
ſprechend. Der Nachweis braucht nicht geliefert zu werden, daß die 
Preußiſche Bank nicht dem Syſtem der Depofito- und Giro⸗Banken huldigt, 
ſondern ihre Hauptaufgabe in der Emiſſion von Banknoten und in dem 
Disconto- und Lombardgeſchäft ſieht. Es ift daran zu erinnern, daß der Com- 
miſſion von der competenteſten Seite erklärt worden, daß die Preußiſche Bank 
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in der Regel nur von der Staatsregierung größere Depofiten entgegennehme 
und nur unerhebliche von Privaten, indem die Bank keinen Werth darauf lege, 
die Zunahme der letzteren zu befördern. Damit iſt conſtatirt, daß die Preußiſche 
Bank mit ihrem jetzigen Syſtem nicht auf dem Standpunkle ſteht, welcher von 
einer ſtarken Partei als der zeitgemäße angeſehen wird, und iſt demnach wohl 
der Wunſch gerechtfertigt, daß die fundamentale Seite der Bankfrage einer 
ferneren Erörterung unterzogen werde. Indeſſen noch andere Motive liegen 
für denſelben Wunſch vor. 

Es beſtehen gegenwärtig in dem nicht preußiſchen Theile des deutſchen 
Bundes, und zwar namentlich an den Haupthandelsplätzen gute Bankein⸗ 
richtungen und ſelbſtſtändige Wechſelplätze, welche ſich einer langbewährten 
Proſperität erfreuen. Dieſe zeigen kein Bedürfniß für eine weſentliche 
Veränderung in ihren Einrichtungen und namentlich kein Verlangen nach 
einer deutſchen privilegirten Centralbank. Die nothwendige Folge der 
Errichtung eiuer ſolchen würde die Concentrirung des ganzen deutſchen 
Bant- und Wechſelgeſchäfts an dem Domicile der Bundesbank fein. Wenn 
in Folge der hergeſtellten politiſchen Einheit und der zu erwartenden ein⸗ 
heitlichen Währung auf ungezwungenem Wege durch den natürlichen Lauf 
der Verhältniſſe das ganze Bank- und Wechſelgeſchäft fih in Berlin con- 
centriren und die nicht preußiſchen bedeutenden Plätze, ſowie Frankfurt a. M. 
ihre ſeitherige Stellung verlieren ſollten, ſo würde dieſes eine Fügung ſein, 
welche die wandelbaren Zeitverhältniſſe verhängt haben, und die dadurch 
Beſchädigten hätten ſich darein zu finden. Soll aber in den nicht preußiſchen 
Bundesplätzen vermittelſt Staatshülfe oder Privilegien, die einem bevorzugten 
Central⸗Inſtitute gewährt würden, eine ſolche totale Umgeſtaltung des 
Bankweſens durch die Geſetzgebung durchgeführt werden, ſo haben die da⸗ 
runter leidenden Plätze ein begründetes Recht, Widerſpruch dagegen zu 
erheben. Nachdem die politiſche Einheit Deutſchlands durch glorreiche 
Ereigniſſe feſt begründet worden, kann der etwaige Einwand nicht gemacht 
werden, daß im Intereſſe politiſcher Einheitsbeſtrebungen die möglichſte 
Unificirung und Centraliſation auf jedem andern Gebiete erforderlich ſei, 
ohne Rückſicht auf die volkswirthſchaftliche Seite ſolcher Umwandlungen. 
Ein Streben für Bankfreiheit kann weder als politiſch gefährlich, noch als 
particulariſtiſch verdächtigt werden. Wir wünſchen gleiches Maß und Ge⸗ 
wicht, gleiche Münze, gleiche Bankgeſetzgebung, aber keine Privilegien, keinen 
Staatseingriff in die freie Entwickelung volkswirthſchaftlicher Zuſtände, 
Ein ſolcher wäre aber die Octroyirung einer Staatsbank oder eine privi⸗ 
legirte Centralbank für ganz Deutſchland. Die Thatſache, daß unſer 
Vaterland der Mannigfaltigkeit der Stätten, wo Wiſſenſchaft, Kunſt, Induſtrie 
und Handel eine beſondere Blüthe erreicht haben, einen großen Theil feiner 
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Kultur und feines Wohlſtandes verdankt, ift unläugbar. Zwar iſt die 
frühere politiſche Zerriſſenheit in mancher Beziehung die Erklärung für 
die Deutſchland eigenthümliche Decentraliſation auf den Gebieten der ge⸗ 
werblichen und der geiſtigen Thätigkeit, aber man ſollte das blühende Kind 
nicht mit dem unreinen Bade ausſchütten. Es würde Thorheit ſein, ein 
großes Kleinod gewaltſam der Nation zu entreißen, weil es in trüben Zeiten 
groß gewachſen iſt. | 

Es ift nicht zu läugnen, daß in manchen Kreiſen Deutſchlands eine 
durchgängige Anerkennung der hier ausgeſprochenen Anſichten über Bank⸗ 
weſen in Folge einer lange beſtehenden Gewohnheit an den Gebrauch von 
Banknoten und Papiergeld noch nicht erfolgt iſt. Man hat ſich ſo an den 
Gebrauch dieſes Zahlungsmittels gewöhnt, daß man ſeine Exiſtenz und 
unveränderte Fortdauer für ein unabweisbares Bedürfniß hält. Außerdem 
aber iſt die Anſicht viel verbreitet, daß durch die Ausgabe von Papiergeld 
und Banknoten ein großer volkswirthſchaftlicher Gewinn für den betreffenden 
Staat erreicht wird, indem er ſich auf dieſem Wege ein zinſenfreies Capital 
faft koſtenfrei anſchafft. Die Verfechter dieſer Anſicht find allerdings ſehr 
zahlreich, indeſſen von den competenteſten Nationalökonomen ſo gründlich wider⸗ 
legt, daß die Frage über dieſen Gegenſtand als entſchieden betrachtet werden kann. 

Niemand behauptet noch, daß durch Staatspapiergeld oder Bankno⸗ 
tenausgabe ein Capital geſchaffen wird, und bedarf daher a Punct 
feiner Erörterung. 

Geld in Münzen iſt ebenſowenig ein Capital, in irgend einem andern 
Sinne, als wie jeder andere Gegenſtand, der ein Tauſchwerth beſitzt, es iſt 
nicht mehr oder weniger Capital als jede Waare und jeder veräußerliche 
oder nutzbringende Beſitz. Nicht allein das baare Geld bringt bei Ver⸗ 
wendung Zinſen, ſondern auch jedes andere Capital, Miethe, Pacht, Arbeits⸗ 
lohn, Schriftſtellerhonorar bilden die Zinſen für Capital, welches in 
Wohnhäuſern, Ländereien, Arbeitskraft, geiſtiger Fähigkeit beſteht. Das 
gemünzte Geld wird zur Vermittlung des Umſatzes benützt und dient zu⸗ 
gleich als allgemeiner Werthmeſſer. Die Höhe des Bedarfs an Umlaufsgeld 
hängt von der volkswirthſchaftlichen Stufe des betreffenden Landes ab, das 
Bedürfniß ſteigt mit dem Wachſen des allgemeinen Wohlſtandes und dem 
Fortſchritt der Production. Da das baare Geld, und die zu deſſen Her⸗ 
ſtellung erforderlichen Metalle nichts Anderes ſind, als austauſchbare 
Waaren, ſo iſt bei ſteigendem Bedarf der Bezug des betreffenden Geldes 
oder Metalles von Nachbarländern oder die Herſtellung deſſelben durch den 
Bergbau eine ſich von ſelbſt vollziehende Folge und geſchieht in derſelben 
Weiſe, als die Anſchaffung aller andern zum Landesgebrauch erforderlichen 
Waaren. Der Handel verbürgt die Befriedigung eines wirklichen Be⸗ 
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dürfniſſes, da das letztere fih eben dadurch kundgiebt, daß die Preiſe den 
Stand erreichen, welcher erforderlich iſt, um den Import gewinnbringend 
zu machen. Eine Zunahme des Bedarfs an Geld ſpricht ſich in der Er⸗ 
höhung des Zinsfußes und dem ſteigenden Werthe gegen andere Werthe, 
z. B. Waaren, Fonds und Wechſel auf fremde Plätze aus, wodurch alſo 
letztere im Preiſe fallen und dadurch paſſende Tauſchmittel werden, um 
eine lohnende Ausfuhr nach andern Staaten gegen Zahlung in Edelmetall 
zu ermöglichen. Der Geldvorrath regulirt ſich alſo von ſelbſt, ſofern der 
natürlichen Entwickelung freier Lauf gelaſſen und nicht durch Eingriffe 
höherer Hand reglementirt wird. Ein ſolcher Störungsfall liegt in dem 
Beſtehen von Staatspapiergeld und von privilegirten Banknoten, die für 
den internationalen Verkehr unbrauchbar ſind, und deren Umlaufsbetrag 
nicht immer ein durch die Verhältniſſe gegebener iſt, ſondern häufig auf 
Entſchließungen des Staats oder der Bankvorſtände beruht, die nicht all⸗ 
wiſſend und nicht in der Lage ſind, die wirklichen Bedürfniſſe des eignen 
Landes und die Beziehungen zu dem Auslande überſehen. Das Geld iſt 
demnach ein ſehr wichtiger und zarter Factor im großen wie im kleinen 
Verkehr, ja, man kann jagen, abgeſehen! von der ethiſchen Seite des menſch⸗ 
lichen Lebens, der wichtigſte. Es iſt nun auf allen Gebieten des volks⸗ 
wirthſchaftlichen Lebens und der Staatseinrichtungen das Beſtreben vor⸗ 
herrſchend, die höchſte Solidität und Zweckmäßigkeit zu erreichen, und 
‚zwar ohne Scheu für die dadurch bedingten höheren Koſten. Vom Stand⸗ 
punkte der Volkswirthſchaft aus ſpricht wahrlich nichts dagegen, daß auch 
ein großes Capital zu dem Zwecke der Herſtellung des beſten bekannten 
Circulationsmittels verwendet werde, während enorm größere Capitalien 
für andere Verkehrsmittel, als zum Beiſpiel Eiſenbahnen, Hafenbauten 
und Dampfſchiffe verwandt werden. Zwar find dem courſirenden Gelde 
keine Coupons angeklebt, aber durch die Dienſte, die es dem momentanen 
Inhaber leiſtet, „arbeitet Daffelbe productiv wie andere Werkzeuge des 
Verkehrs. Dies zugegeben, handelt es ſich nur noch um eine Finanzfrage, 
nämlich folgende: 

Sft es ohne Gefahr möglich, einen weſentlichen Theil der courſiren⸗ 
den Münzen aus Edelmetall durch Staats- und privilegirte Bank⸗ 
noten zu erſetzen, iſt ſie dann ſo groß, daß ſie den Gewinn, welcher 
aus der Erſparung von al hervorgeht, in unenblidem 
Maake übertrifft? 

Bei der Entſcheidung defer Frage dürften wir nicht bei der wohl⸗ 
geordneten Finanzlage unſeres Vaterlandes ſtehen bleiben, denn die Zukunft 
iſt uns verborgen und alle Liebe zum Vaterlande kann nicht das demüthige 
Gefühl aufheben, daß die künftigen Geſchicke deſſelben in der Hand der 
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Vorſehung liegen. Die Mehrzahl der großen Völker in Europa und 
Amerika leidet ſchwer unter dem Drucke des entwertheten Papiergeldes, 
beſtehe es aus Banknoten oder Staatspapiergeld. Sollte nicht ſchon durch 
die verderblichen Erfahrungen ſo zahlreicher Staaten ein Verdammungs⸗ 
urtheil über das Syſtem papierner Zahlungsmittel ausgeſprochen vor uns 
liegen? Wenn auch die hier dargelegten Anſichten über die volkswirthſchaftliche 
Bedeutung der Papiercirculation im Allgemeinen Anerkennung finden mögen, 
ſo wird doch vielfach der Einwand erhoben werden, daß Banknoten für 
den Verkehr unentbehrlich ſeien. Es würde allerdings unſtatthaft ſein, 
ſofort ein Geſetz zu erlaſſen, welches die Ausgabe und den Umlauf von 
Banknoten gänzlich unterſagte, dagegen iſt es unzweifelhaft thunlich, die 
Banknoten, oder wenigſtens die nicht voll fundirten, durch eine einheitliche 
Bankgeſetzgebung mit trauſitoriſchen Beſtimmungen und die dadurch all⸗ 
mählich eintretende Modification der Zahlungsweiſe entbehrlich zu machen. 
Nachdem im großen Verkehr durch allgemeine Errichtung von Girobanken 
ein Zahlungsſiſtem herbeigeführt fein wird, wie in London, New⸗York und 
Hamburg vollſtändig durchgeführt, und in Berlin durch den Caſſenverein 
begonnen, werden Banknoten für den Platzverkehr im Großen nicht mehr 
erforderlich ſein. Für den Geldumſatz mit dem Inlande, würden die 
entſtehenden Privatbanken in der Weiſe eintreten, daß Zahlungen an andern 
deutſchen Plätzen durch Banktransferte oder à vista⸗Anweiſungen (Bank⸗ 
Poſt⸗Bills) gemacht werden können. Wenn dieſer Weg durch ein Agio 
von + oder 4 pCt. belaſtet werden muß, fo fällt dagegen das Porto fort, 
welches die Banknoten⸗Poſtſendung verurſachte. Die beſtehende Annehmlich⸗ 
keit für Reiſende, größere Summen in Banknoten bei ſich zu führen, kann 
durch die in England ſo verbreiteten Circularcreditbriefe, welche von den 
Banken gegen volle Einzahlung verabreicht werden und zugleich das Aus⸗ 
land umfaſſen, vollſtändig erſetzt werden. Der kleine Verkehr bedarf der 
Banknoten nicht; im nicht preußiſchen Norddeutſchland iſt die Gewöhnung 
an dieſelben noch wenig bemerkbar, wohl aber häufig eine entſchiedene Ab⸗ 
neigung. Man zieht vor, Silber- und Goldſtücke bei ſich zu führen, als 
häufig beſchmutzte und zerriſſene Papierlappen, und man begegnet einem 
zurückhaltenden, halb verſchämten Gefühl, wenn man für geleiſtete Dienſte 
oder gekaufte Gegenſtände den Preis in Papier zahlt. So wenig berechtigt 
ſolche Eigenthümlichkeiten des Volks auch erſcheinen mögen, ſo ſprechen ſie 
doch gegen die Nothwendigkeit des Papiergeldes in kleinen Abſchnitten. 
In England giebt es keine Noten der engliſchen Bank unter 5 Pfd. Sterling, 
in Frankreich nicht unter 50 Francs, bis vor Kurzem nicht unter 100 
Francs. Außer in Deutſchland courſirt kleines Papiergeld faſt nur in 
banquerotten Staaten. Nach der zu erwartenden Einführung der GoD- 
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währung wird jede Veranlaſſung für die Beibehaltung kleiner Banknoten 
wegfallen. 

Sollte dennoch die gänzliche Entbehrung der Banknoten für unaus⸗ 
führbar gehalten werden, ſo wäre durch die neue Bankgeſetzgebung die 
Ausgabe vollſtändig baarfundirter Banknoten zu geſtatten. Es müßte aber 
kein Privilegium ertheilt, ſondern allen Banken, welche unter dem Geſetze 
der deutſchen Handelsgeſetzgebung ſtehen, die Befugniß zuerkannt werden, 
ſolche Noten unter der ſtrengſten Controle auszugeben. Hauptſächlich wären 
die davon Gebrauch machenden Banken geſetzlich zu verpflichten, ein ſeparates 
Conto und eine abgeſonderte Kaſſe für das Notengeſchäft zu halten und 
bei dem zuſtehenden Gerichte eine Generalpfandakte über ſämmtliche Beſtände 
dieſer Kaſſe, welche alſo dem vollen Belauf des Notenumlaufs ſtets gleich⸗ 
kommen, zu Gunſten der Inhaber von Noten ihrer Emiſſion niederzulegen. 
Selbſtverſtändlich werden ſich die Banken nur durch Ausſicht auf Deckung 
der Unkoſten und einigen Gewinn zu einer ſolchen Einrichtung veranlaßt 
ſehen können. Dieſe Deckung läßt ſich durch ein kleines Agio herſtellen, 
welches die Nehmer zahlen. Da Noten dieſer Art hauptſächlich zur Zahlungs⸗ 
vermittelung an benachbarten Plätzen benutzt werden würden, ſind ſie eines 
kleinen Agios werth, weil dagegen entweder Porto- oder Banktransportkoſten 
erſpart werden. Durch eine ſolche Einrichtung würde der große Vortheil 
erreicht werden, daß nie mehr Banknoten circuliren, als der vorliegende 
Bedarf verlangt, und daß dadurch kein Eingriff in den natürlichen Verlauf 
des Geldmarkts veranlaßt wird. Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß bei Uebereinſtimmung in Form und Text die vollfundirten Noten einer 
Bank von jeder andern Bank, welche auf demſelben geſetzlichen Boden 
ſteht, als gute Zahlung angenommen werden, und wäre es ſelbſt vielleicht 
möglich, eine ſolche Pflicht geſetzlich aufzulegen. Vorſchläge dieſer Art 
präjudiciren das fortdauernde Beſtehen der preußiſchen Bank keineswegs, 
ſondern dieſelbe würde vorausſichtlich nach Verluſt ihrer Privilegien und 
des bisherigen Rechts der freien Notenausgabe durch thatkräftige Ergreifung 
des Depoſito und Giroſyſtems, verbunden mit anderen Geſchäften einen 
großen Aufſchwung erfahren; auch würde höhere Dividende in Folge des 
wegfallenden Staatsantheils erzielt werden. Allerdings bedarf die Bank 
alsdann einer weſentlichen Vergrößerung des Kapitals. Die Anſchaffung 
deſſelben wird eine leichte ſein, da Anlagen in Bankactien ſolider Art ſehr 
beliebt ſind. Die große Ueberzeichnung, welche im letzten Frühjahr bei der 
Subſcription auf eine in Berlin und zwei in Hamburg errichtete neue 
Banken erfolgte, bietet einen Beleg dafür. Es kann keinem Zweifel unter⸗ 
liegen, daß eine Assgabe neuer Actien ſelbſt im Betrage von 100 Millionen 
Thalern bereitwilligſte Nehmer finden würde. Die Vortheile, welche die 
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fefte Begründung des Inſtituts und die ausgedehnte Verzweigung der be- 
ſtehenden Filialen bieten, ſowie die alsdann ermöglichte Theilnahme an dem 
großen Negoce⸗Geſchäft, verbürgen der preußiſchen Bank die günſtigſten 
Reſultate auch in der Zukunft. 

Zur Erleichterung des Uebergangsſtadiums könnte durch die Geſetz⸗ 
gebung ein Termin, etwa ein fünfjähriger, feſtgeſtellt werden, bis zu deſſen 
Ablauf ſämmtliche, jetzt zur Noten⸗Ausgabe berechtigte deutſche Banken 
ihre laufenden Noten in jährlichen Raten eingelöſt haben müſſen. Sollte 
während dieſer Periode die lange beſtandene Gewohnheit an Papiergeld 
nicht überwunden ſein, ſo bleibt das vorgeſchlagene Project der vollfundirten 
Noten zur Benutzung offen. 

Gegen den etwaigen Einwand, daß der Staat aus politiſchen Gründen 
eine Fortdauer öffentlich anerkannten Papiergeldes wünſchen müſſe, weil 
bei einem in der Hand der Vorſehung liegenden Eintritt einer Kataſtrophe 
und gänzlichen Erſchöpfung der Geldmittel, in Ausgabe von Noten mit 
Zwangscours das zwar verderbliche aber einzige Hülfsmittel liege, gegen 
ſolchen Einwand iſt zu erwidern, daß bei wirklichem Eintritt eines ſolchen 
Falles das Dazwiſchentreten einer Bank nicht erforderlich iſt, ſondern der 
betreffende Staat die Aſſignatenpreſſe ſelbſt in Thätigkeit ſetzen kann. 

Für. den Fall, daß weder die Entbehrlichkeit der Banknoten, noch das 
Syſtem der vollfundirten Anerkennung finden ſollte, muß, ſofern man Bant- 
noten haben will, zu der allgemeinen Bankfreiheit übergegangen werden, 
als dem einzigen richtigen Syſtem, welches noch übrig bleibt. 

Die Gegner der Bankfreiheit befürchten eine Ueberſchwemmung mit 
Noten und eine Verwirrung durch die Verſchiedenartigkeit derſelben. Die 
Beiſpiele der Schweiz und Schottland zeigen indeſſen, daß das dort 
herrſchende Syſtem der Notenbankfreiheit unter ſcharfer Geſetzgebung keine 
Folgen der befürchteten Art gehabt hat, und es dürfte nichts vorliegen, 
warum die Wirkung ähnlicher Einrichtungen in Deutſchland eine entge⸗ 
gengeſetzte ſein ſollte. Dieſes Syſtem hat den Vorzug, daß die Höhe des 
umlaufenden Notenbetrages ſich genau nach dem wirklichen Bedürfniß 
regulirt und nicht nach den Anſichten eines Centralinſtituts normirt wird; 
auch die Beläſtigung durch Verſchiedenheit der Noten hat ſich in den ge⸗ 
nannten Ländern nicht gezeigt, denn die ſtraffe Geſetzgebung, und nament⸗ 
lich die vorgeſchriebene regelmäßige Publikation des Bankſtatus bewirkt 
einen Grad des Vertrauens und der Unificirung, welcher den Umlauf der 
verſchiedenen Noten in allen Landestheilen ſicherſtellt. Nach der allgemeinen 
Durchführung der Bankfreiheit würde der wirkliche Werth der Notencircu⸗ 
lation ſich klarer herausſtellen und keineswegs eine Vermehrung des Umlaufs, 


ſondern vielmehr eine Einſchränkung deſſelben zu erwarten ſein. Dieſe 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 14 
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Anſicht ſtützt ſich auf den Wegfall des Privilegiums für einzelne Inſtitute, 
welche durch daſſelbe verleitet werden, ihren Zweck und ihren Gewinn 
hauptſächlich in der Unterbringung ihrer Noten zu ſehen. Dieſes Verfahren 
wird nach Eintritt der Baukfreiheit durch die entſtehende Concurrenz ge⸗ 
hemmt, und es werden nicht mehr Noten zur Ausgabe gelangen können, 
als der Geldmarkt verträgt. Eine vortreffliche Darlegung dieſes Gegen⸗ 
ſtandes beſitzen wir in dem 1867 in Paris und in Leipzig in deutſcher 
Sprache erſchienenen Werke des genialen Schriftſtellers J. E. Horn „die 
Bankfreiheit.“ 

Eine Verweiſung auf dieſes epochemachende und bisher ohne gelungene 
Widerlegung gebliebene Werk eines der erſten Nationalökonomen unſerer 
Zeit dürfte der weiteren Erörterung des Gegenſtandes an dieſer Stelle 
vorzuziehen ſein. 

Bei dem Schluſſe dieſer Darlegung dürfte es angemeſſen ſein, das 
gewonnene Reſultat in folgenden kurzen Sätzen zuſammenzuſtellen: 

Keine Staatsbank, keine privilegirte Banken. 

Allmähliche Einziehung der courſirenden Banknoten und des Staats⸗ 

papiergeldes. 

Allgemeine Bankfreiheit für alle unter dem Su über Keine 

ſchaften ſtehenden Genoſſenſchaften. 

Geſtattung der Emittirung von Banknoten mit voller TRE 

unter geſetzlich feſtzuſtellender Controle. 


Votum des Herrn Hinsberg in Barmen. 


In Gemäßheit des Beſchluſſes der Bankcommiſſion nehme ich Ver: 
anlaſſung, einige der unſerer Berathung unterbreiteten Fragen, insbeſondere 
die Frage der Banknoten⸗Deckung, in Nachſtehendem zu behandeln. 

Es war am letzten Tage des Zuſammenſeins der Commiſſion die 
Zeit zu knapp bemeſſen, um dieſen Gegenſtand eingehend beſprechen zu 
können, dieſem Umſtande zumeiſt dürfte das Reſultat der Abſtimmung zu⸗ 
zuſchreiben ſein. 

Meine im Januar 1870 auf Anfrage des Handelstages ausgeſprochene 
Anſicht war die folgende: 

„Das Princip der Baar⸗Deckung im Verhältniſſe eines Drittels 
der emittirten Noten erſcheint nicht ſichernd genug für den Noten⸗ 
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Inhaber. Statt deffen ift zu normiren, daß, fofern der Betrag 
an Noten und Depoſiten auf ſofortige Kündigung das Zwei⸗ oder 
Dreifache des eingezahlten verantwortlichen Capitals überſteigt, 
dieſer Mehrbetrag ſtets baar vorhanden ſein muß.“ 

Es will mir ſcheinen, als wenn einzelne Mitglieder der Commiſſion 
(in Uebereinſtimmung mit den Referenten, der in der Zuſammenſtellung 
der verſchiedenen Gutachten meinen Vorſchlag als den „laxesten“ qualificirte) 
der Anſicht geweſen, daß dieſes Princip eine übermäßige und leichtſinnige 
Notenausgabe bedingen würde dadurch, daß die Banken den dreifachen 
Betrag der Noten emittirten, ohne eine entſprechende Baarreſerve zu halten, 
und bei Kriſen dann in Verlegenheit kommen müßten. | 

Eine ſolche Beurtheilung des Satzes ergiebt fih indeſſen bei näherer 
Betrachtung als nicht ſtichhaltig; allerdings würde das Emiſſionsrecht 
einzelner Banken erweitert, dagegen das anderer beſchränkt werden; die 
Banken würden indeß nicht nur die Beträge baar vorräthig halten, um 
welche die Notenausgabe das Dreifache des Actiencapitals überſtiege, ſondern 
eine weitere Baarreſerve halten, ganz wie die Bank von England dies ſeit 
1844 thut, und wie ja auch jetzt die mit Dritteldeckung arbeitenden Banken 
ſtets mehr wie dieſes Drittel baar vorräthig halten. Dieſe Extra-Baar⸗ 
reſerve würde die Actionskraft der Bank in kritiſchen Zeiten darſtellen, 
welche zur Unterſtützung von Handel und Induſtrie verwandt werden könnte, 
während der geſetzlich geforderte Baarbeſtand (gleichkommend dem Betrag 
der Noten und Depoſiten, welcher das Dreifache des Actiencapitals über⸗ 
ftetgt) in der Regel genügen würde, die Einlöſung der zurückſtrömenden 
Noten zu bewirken. 

Während dem Intereſſe des Handels dadurch gedient, wäre, daß die 
Banken in Kriſen eine energiſche Hülfe leiſten könnten, würde das Publikum 
überdies die beruhigende Gewißheit haben — ohne das Studium von 30 
Bankſtatuten, — daß bei allen Noten emittirenden Inſtituten das Garantie⸗ 
capital in einem beſtimmten Verhältniß zu dem Maximum der emittirten, 
nicht in Metall gedeckten Noten ſtehe. 

Es iſt von keiner Seite beſtritten worden, daß die in Kraft ſtehenden 
Beſtimmungen, welche einzelnen Inſtituten ein unbegrenztes Notenemiſſions⸗ 
recht zuſichern, ihre Schattenſeiten haben. 

Wenn beiſpielsweiſe die Bückeburger Bank bei einem Baarvorrathe 
von 10 Millionen Thalern 30 Millionen Noten emittirte, ſo daß 20 
Millionen ohne metalliſche Deckung wären, während die Bank 30 Millionen 
Giroobligo laufen hätte (einem Garantiecapital von 2 Millionen, wovon 
Vg Million baar eingezahlt, gegenüber,) fo würde ſelbſt der Vertreter der 
Anſicht, „daß die Wiſſenſchaft in unwiderleglicher Weiſe nachgewieſen habe, 

| 14 * 


212 


daß zwiſchen der Höhe des Stammcapitals und der Notenemiſſion ein 
innerer Zuſammenhang nicht beſtehe,“ zugeben müſſen, daß dieſes Verhältniß 
zu bedenklichen Conſequenzen führen könnte; es handelt ſich bei der Note 
nicht allein um die Frage, ob dieſelbe ſofort baar, ſondern ob ſie über⸗ 
haupt voll eingelöſt wird; in letzterer Beziehung iſt das Verhältniß des 
Stammcapitals zur Notenmenge von weſentlicher Bedeutung. 

Es will mich überhaupt bedünken, als wenn die Wiſſenſchaft über 
die vorliegende Frage noch nicht ſo definitiv und einſtimmig abgeurtheilt 
habe; zugegeben, daß mehrfach deutſche Volkswirthe ſich für die Drittel: 
deckung ausgeſprochen haben, ſo ſind die Vertreter dieſes Princips im 
Auslande ſehr ſelten; in England insbeſondere, wo practiſche Erfahrungen 
ſeit lange geſammelt worden ſind, iſt die Dritteldeckung ebenſowenig beliebt 
worden, wie in Frankreich. 


Die Peels⸗Acte ſtellt die Anſicht Englands über den Gegenſtand dar, 
ſowie ſie vor 25 Jahren beſtand; allerdings hat dieſelbe den gehegten 
Erwartungen nicht entſprochen; die beſchränkenden Beſtimmungen über 
Notenausgabe haben die Kriſen in mehreren Fällen eher verſchärft, und 
die wiederholt nothwendig gewordenen Suſpenſionen der Acte beweifen, 
daß man bei Redaction des Geſetzes einen allzugroßen Werth darauf legte, 
die Notenmenge zu begrenzen, ohne zu bedenken, daß die Zunahme des 
engliſchen Handels ſchon in 10 Jahren eine Vermehrung von Circulations⸗ 
mitteln erheiſchen werde und daß der Mangel dieſer Mittel in Kriſen 
beſonders fühlbar ſich machen müſſe. 


Die Geſchichte der Peels-Acte beweiſt unwiderleglich, daß die Con⸗ 
tingentirung, d. h. die Begrenzung der Notenmenge eines Verkehrsgebietes, 
für eine längere Zeit auf eine beſtimmte Summe zu verwerfen iſt. 

Dieſer offenbare Fehler der Peels⸗Acte iſt indeß durch das von mir 
empfohlene Princip vermieden; es bleibt bei Anwendung deſſelben einzig 
und allein dem Verkehr überlaſſen, die Notenmengen aufzunehmen, deren 
er bedarf, überflüſſige Noten dagegen auszuſtoßen; bei Bedürfniß vermehrter 
Verkehrsmittel werden entweder neue Banken begründet, oder beſtehende 
vergrößert werden; bei rigoröſen Beſtimmungen über ſofortige Einlöſungs⸗ 
pflicht der Banken an möglichſt vielen Stellen des Reiches ift die Angſt 
vor Ueberſchwemmung mit Noten unbegründet. 

Die in den fünfziger Jahren vielfach herrſchende Anſicht, das Geſchäft 
einer Notenbank ſei ein ſehr lucratives, man könne Noten der Weſtdeutſchen 
Banken ohne Einlöſungsſtelle in den Oſtmarken emittiren und bei dem 
langſamen Zurückſtrömen Zinſen verdienen, hat ſich als falſch ergeben. 
Die Geſchichte der deutſchen Banken in den letzten 15 Jahren hat ſattſam 
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bewieſen, daß eine Note nur da circulirt, wo fie in nächſter Nähe ftet3 
eingelöſt werden kann. 

Dagegen ſchließt mein Antrag an die Peel3-Acte fih enge an, indem 
er bei Beſtimmung über die Notenemiſſion die ungedeckten Noten in's Auge 
faßt. Das richtigſte Urtheil über die Ausführbarkeit und den praktiſchen 
Werth des Vorſchlages gewinnen wir, wenn wir uns denſelben angewandt 
denken in verſchiedenen Momenten und Fällen. 

Zunächſt bedarf es keines Beweiſes, daß die engliſchen Kriſen von 
1857 und 1866 nicht fo gefährlich ſich geftaltet haben würden, wenn der 
Bank die Emiſſion ungedeckter Noten im mehrfachen Betrage des Stamm⸗ 
capitals geſtattet geweſen wäre, ſtatt des geſetzlich limitirten Betrages, der 
dem Betrage des Stammcapitals nahe kommt. Die Suſpenſion der Peels⸗ 
Acte iſt nichts Anderes, als die Einräumung dieſes Rechtes für einen 
gewiſſen Moment. 

Die angefaltete Tabelle giebt Aufſchluß über das Verhalten der 
norddeutſchen Zettelbanken in den Monaten Juni und Juli dieſes Jahres 
und über deren Leiſtungsfähigkeit nach den beſtehenden Normen, verglichen 
mit der Leiſtungsfähigkeit bei Annahme meiner Vorſchläge. 

Die geſammten norddeutſchen Banken, ſoweit ſie Monatsausweiſe 
veröffentlichen, mit Ausnahme der preußiſchen Bank, hatten 

Ende Juni gegen Ende Juli 
Noten in Circulation Millionen 743 „ 70,5 
bei einem Depoſitenbeſtande von 32 „ 47,5 
der Caſſenbeſtand betrug . 39,3 „ 47,3 
der Wechſelbeſtandd. . 76,3 „ 78 
der Geſammtbetrag der emittirten 
Noten und Depoſiten betrug alſo 106,3 „ 118, 

Nach meinem Princip würde die Maximal⸗Limite der Geſammt⸗Noten⸗ 
emiſſion, incl. kurzer Depofiten 225,09 Millionen im Juni und 232,79 
Millionen im Juli betragen haben. Der deutſchen Induſtrie hätte alſo, 
ohne dieſer Limite nahe zu kommen, eine bedeutende Hülfe gewährt werden 
können, während bei der beſtehenden Dritteldeckung viele der Banken ihren 
Verkehr beſchränken mußten. 

Im Allgemeinen beweiſt die Tabelle, daß ein großer Theil der deutſchen 
Notenbanken von dem ihnen zuſtehenden, theilweiſe unbeſchränkten Emiſſions⸗ 
rechte einen ſehr beſcheidenen Gebrauch gemacht hat; nur an einzelnen 
bedeutenderen Plätzen hat ſich eine nennenswerthe Circulation herausgebildet. 
Es läßt ſich hieraus der Schluß ziehen, daß auch in Zukunft von der Be⸗ 
fugniß der Erweiterung der Notenemiffion nur von ſolchen Inſtituten 
Gebrauch gemacht werden würde, welche an bedeutenden Handels⸗ und 
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Induſtrieplätzen domiziliren, wie dies beiſpielsweiſe bei der größern Zahl 
der preußiſchen Privatbanken der Fall iſt. 

Ueber die einzelnen Inſtitute iſt zu bemerken: 

Die preußiſchen Privatbanken haben im Monat Juli a. c. durchgehends 
ihre Portefeuille-Beſtände vermindert, alſo ihren Escompte eingeſchränkt, 
während, nach meinem Vorſchlage arbeitend, jede derſelben circa 1 Million 
für den Escompte⸗Verkehr mehr hätte präſtiren können. 

Die Frankfurter Bank, deren geſammte Notenmenge (und nicht im 
Sinne meines Vorſchlages, deren ungedeckter Betrag) auf das Drei⸗ 
fache des Actiencapitals normirt iſt, hat auch in dieſer Kriſis gute Dienſte 
geleiſtet und den Wechſelbeſtand bedeutend erhöht, wenn auch ihre Kräfte 
nicht ſtark genug waren, den enormen Verkehr des Platzes plötzlich allein 
zu bewältigen, als ein bedeutendes Escompte⸗Haus ſeine Operationen 
beſchränkte. 

Die in der Kriſis emittirte Notenmenge überſtieg nicht die Limite, 
die nach meinem Vorſchlag zuläſſig war. Die Errichtung einer Filiale 
der Reichsbank in Frankfurt ſowohl, wie eine Vermehrung des Bankcapitals 
der Frankfurter Bank, reſp. die nach meinem Princip dadurch bedingte 
Emiſſion weiterer Noten, würde dem Platze nützlich ſein, ohne Beeinträchtigung 
der Solidität der Operationen der Bank. 

Die Bremer Bank würde nach meinem Vorſchlage ihre Notenemiffion 
um ca. 9 Millionen haben vermehren können; der Platz würde weniger 
den Mangel von Circulationsmitteln in dem Falle empfunden haben, und 
eine Verminderung der Solidität des Platzes würde Niemand dabei be⸗ 
fürchtet haben. 

Daſſelbe iſt von der Leipziger Bank zu ſagen. Die Sächſiſche Bank, 
deren Notenemiſſion unbegrenzt iſt, würde vor der Kriſis, nach meinem 
Vorſchlage arbeitend, ihre Operationen haben einſchränken müſſen, während 
ſie Ende Juli unter den Limiten ſtand, die mein Vorſchlag bedingt. 

Die Preußiſche Bank, deren Operationen 1856 und 1857 innerhalb 
der Limite meines Vorſchlages blieben, würde dieſelben 1870 allerdings 
überſchritten haben, wie die Tabelle ausweiſt; dieſem Zuſtande wäre indeß 
ohne Schwierigkeit durch eine Capitalvermehrung abzuhelfen geweſen. 

Ich laſſe außer Betracht die Inſtitute, deren Wirkungskreis ein ge⸗ 
miſchter und deren Emiſſion von keiner weſentlichen Bedeutung iſt. 

Faſſen wir nun Vorſtehendes zuſammen, ſo erkennen wir, daß mein 
Vorſchlag keineswegs „lag“ genannt werden kann, da er die Beſchränkung 
der Emiſſion mehrerer Inſtitute bedingt, wogegen er anderen mehr Freiheit 
der Emiſſiun geſtatten würde und bei einer dritten Kategorie mit den 
beſtehenden Verhältniſſen ziemlich übereinſtimmt. 
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Es bietet dagegen mein Vorſchlag einen weſentlichen Vortheil für alle 
Banken, der in kritiſcher Zeit beſonders hervortritt und den ich der Auf— 
merkſamkeit der Commiſſion beſonders empfehle. 

Bei der Dritteldeckung iſt es nicht nur denkbar, ſondern, namentlich 
bei kleineren Banken, ſehr leicht möglich, daß der Baarſchatz auf einen 
Betrag ſinkt, der ½ der emittirten Noten nicht mehr darſtellt. Dieſe 
Möglichkeit legt dem Leiter der Notenbank die Pflicht in kritiſcher Zeit 
auf, vor allem Anderen den Baarbeſtand intact zu erhalten, wennmöglich 
ihn zu verſtärken. Die hierdurch bedingten Reſtrictionsmaßregeln treffen 
Handel und Induſtrie um ſo härter, als ſie gerade in kritiſchen Zeiten 
einer coulanten Unterſtützung bedürfen, wie ſie im Juli 1870 ſeitens der 
Preußiſchen Bank in vollem Maße geleiſtet wurde, 1857 indeß der Drittel⸗ 
deckung wegen nicht geleiſtet werden konnte. Keine Maßregel indeß kann 
ein Inſtitut dagegen ſichern, daß eines in einem gegebenen Augenblicke ſeinen 
Baarſchatz durch Rückfluß der Noten unter das ½ der Circulation gebracht ſieht. 

Bei Beurtheilung kritiſcher Zeiten ſind zwei Fälle zu unterſcheiden: 
entweder bleibt das Vertrauen zu den Noten intact und es handelt ſich 
nur darum, die durch die Umſtände erforderten größeren Circulationsmittel 
zu beſchaffen, oder es ſind alle Verhältniſſe in Frage geſtellt und es drängt 
das Mißtrauen in die beſtehenden Verhältniſſe dazu, die Noten in baares 
Geld umzuſetzen. Beide Möglichkeiten können unter dem Geſetz der Drittel- 
deckung dazu führen, daß kein anderer Ausweg als die Verletzung des 
Geſetzes bleibt; Handel und Induſtrie ſind dann aber durch die vorher 
angewandten Reſtrictionen ohne allen Zweck beſchädigt worden. Bei meinem 
Vorſchlage wird jede Bank, wie die Engliſche, ſtets darauf ſehen, daß ſie 
. eine ihrem Wirkungskreiſe und den in kritiſchen Zeiten an fie herantretenden 
legitimen Anſprüchen angemeſſene Notenreſerve halte; ſinkt dieſelbe unter 
einen gewiſſen Betrag, ſo wird die Regulirung durch Escompte⸗Erhöhung 
bewirkt, die Bank kann indeß ſelbſt in den Fällen, wo ihre Noten aus 
Mißtrauen zurückſtrömten, ruhig mit der Einlöſung vorgehen und gleich⸗ 
zeitig die früheren Discont-Operationen nach Maßgabe der Eingänge aus 
dem Portefeuille fortſetzen; ſie bleibt unter allen Verhältniſſen 
innerhalb ihrer geſetzlichen Com petenz und hat nur das Eine in's Auge 
zu faſſen, daß ſie keine präſentirte Note zurückweiſt; der Baarvorrath kann auf 
ein Minimum ſinken, ohne En die Operationen der Bank reſtringirt zu 
werden brauchen. 

Um ein klares Bild der Berhälmife zu gewinnen, ſetzen wir die Ziffern 
über Noten⸗Menge, Baarmittel ꝛc., die preußiſche Bank betreffend, hierher; 
die in der letzten Zeile angeführte Noten-Reſerve deutet den in jedem Moment 
nach meinem Princip disponiblen Betrag an Noten und Baar an. 
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31. Dec. 31. Juli 31. Oct. 31. Dec. 7. Juli 6. Aug. 
Die Preußiſche Bank hatte 1856 | 1857 1857 1857 | 1870 | 1870 


Banknoten im Umlauf . 71,388 | 69,005 | 70,298 | 85,146; 164, 693 | 202,488 
Kurze Depoſiten geſchätzt auf 6,000 6,000. 6,000 6,000 3,000 10,000 
Baar 54,715 34,124 33,229 56,349 87,146 92,577 
bei einem Stamm⸗Capital de 11 823 16 835 16, 83516 835 21, 90⁰ 21.900 
cip, daß der dreifache Betrag des 


Actiencapitals in ungedeckten | 

Noten ausgegeben werden könne. 11,796 9,624 7,436 15,08 | — — 
Betrag der Noten, welche bei vor⸗ 

ſtehendem Princip nicht hätten 

emittirt werden können | — | — 


Noten⸗Reſerve nach dem Prin- 


— — | 14,847| 54,211 


Während in der Kriſis 1857 die Bank ſehr ſtarke Reſtrictionen 
eintreten laſſen mußte, um den Baarſchatz zu erhalten, würde ſie, nach meinem 
Vorſchlage arbeitend, die Noten⸗Reſerve, ſtatt ſolche auf 113/, Millionen 
im December 1856 reſp. 9½ Millionen im Juli 1857 ſinken zu laſſen, 
auf mindeſtens 20 Millionen gehalten und damit die Kriſis ohne ſtarke 
Reſtrictionen überwunden haben. | 


Die Referve war 1857 durch Vermehrung des Capitals der Bank 
um 3 à 4 Millionen zu beſchaffen; durch daſſelbe Mittel konnten dieſelben 
coulanten Unterſtützungen, welche die Bank im Sommer 1870 der Induſtrie 
zu Theil werden ließ, ermöglicht werden. 


Die Bank hätte bei 40 Millionen Capital und einem Baarbeſtande 
von 89 Millionen gleichfalls Mitte 1870 bis 210 Millionen Noten 
emittiren können, dagegen wäre die Poſition der Bank im Falle des ſtarken 
Rückſtrömens der Noten eine weniger precaire geweſen, ſofern ſie nach 
meinem Principe arbeitete. 


Die Rückſtrömung von 35 Millionen zur Baar⸗Einlöſung konnte 
ſie ruhig anſehen und ohne die Geldbeſchaffung im Auslande zu übereilen; 
derſelbe Fall der Präſentation von 35 Millionen Noten brachte ſie dagegen 
bei der Drittel⸗Deckung an die Grenze des Erlaubten und bedingte 
Reſtrictionen der ſtärkſten Art. 

Daß die Noten 1870 nicht zurückſtrömten, haben wir den Erfolgen 
unſerer Waffen, nicht dem beſtehenden Geſetze über Noten⸗Deckung zu danken. 
Dieſem Geſetze danken wir indeß, meiner Ueberzeugung nach, die Reſtrictionen 
von 1857; ich kann der Anſicht nicht beipflichten, daß die Dispoſitionen 
der Direction der Bank, oder gar die Vermehrung des Bankcapitals die 
Reſtrictionen bedingt hätten. 

Ich glaube vorſtehend bewieſen zu haben, daß daß von mir vertretene 
Princip keine Erleichterung der Noten⸗Emiſſion herbeiführen würde, außer 
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da, wo ſolche dem gemeinen Intereſſe dienlich und in der ſolideſten Weiſe 
ausführbar geweſen wäre; daß das Princip Beſchränkungen für mehrere 
Inſtitute darſtellt, die da, wo es wünſchenswerth, indeß durch die Ver⸗ 
mehrung des Actien⸗Capitals gehoben werden können; daß bei Anwendung 
des Princips die Banken daſſelbe und mehr leiſten könnten für Handel und 
Induſtrie, wie es in der eben beendeten Kriſis der Fall war; daß in 
anderen Momenten das Princip die Poſition der Banken mehr ſichert und 
dem Publikum vor unnöthigen Reſtrictionen mehr Garantieen bietet, wie 
das Princip der Drittel⸗Deckung. 

Ein nothwendiges Bedingniß der Anwendung deſſelben iſt indeß die 
Pflicht der Banken, an möglichſt vielen Stellen ihre Noten einzulöſen. Die 
Erlebniſſe der letzten Monate ſind zu friſch in Aller Gedächtniß, als das 
es nothwendig erſchiene, über dieſen Punct Worte zu verlieren. Der 
deutſche Handelsſtand verlangt und kann verlangen, daß dem Unweſen der 
wilden Noten ein Ende gemacht werde. 

Ich betone dieſen Punkt auf das Allerſtärkſte: Die Einlösbarkeit der 
Noten an vielen Stellen iſt die weſentlichſte Bedingung der Zuläſſigkeit 
einer Mehrheit von Banken; ohne dies Correctiv dürfte die Vermehrung 
von Banken allerdings zu bedenklichen Conſequenzen führen, ſo daß ich 
für meine Perſon für die Einheit der Notenbank ſtimmen würde, wenn die 
Einlösbarkeit an vielen Stellen nicht geſetzlich feſtgeſtellt werden ſollte. 

Es bedarf allerdings einer Erörterung der Frage, ob die geſetzgebenden 
Factoren des deutſchen Reiches berechtigt ſind, die früher von Einzelſtaaten 
ertheilten Conceſſionen zu alteriren! Die Frage dürfte indeß auf dem Ge⸗ 
biete des Bankweſens kaum anders entſchieden werden, wie auf dem Gebiete 
des Eiſenbahnbaues, wo die früher einzelnen Geſellſchaften ertheilten Vorrechte 
im Intereſſe der Geſammtheit einfach annullirt worden. 

Bei den Banken iſt es um ſo unbedenklicher, das im Geſammt⸗ 
Intereſſe als nothwendig Erkannte im Wege der Geſetzgebung durchzuführen, 
als es ſolchen Banken, welche unter den neuen Beſtimmungen nicht weiter 
würden Noten ausgeben wollen, freiſtände, in Zukunft als Creditbanken 
zu operiren. l 

Sollten meine vorftehenden Ausführungen die Anſicht der Mehrheit 
für ſich gewinnen, ſo würde damit der Beſchluß der Commiſſion: daß der 
Betrag der emittirten Noten das volleingezahlte Actiencapital nicht über⸗ 
ſteigen ſolle, von ſelbſt fallen; es würde ſich indeß — ſelbſt wenn mein 
Vorſchlag die Mehrheit nicht gewinnen ſollte — empfehlen, dieſe Limite 
nur für die nicht mit Baar bedeckten Noten zu ſtatuiren. 

Sollte die Beſtimmung beſtehen bleiben, wie ſie jetzt redigirt iſt, ſo 
iſt damit der gedeihlichen Weiterentwickelung des deutſchen Bankweſens jede 
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Baſis entzogen. Erſchwert würde dieſelbe gleichfalls durch den Beſchluß 
der Solidarhaftung von mindeſtens 7 Banitheilnehmern, ſofern derſelbe 
Ausführung findet. 

Die in Deutſchland vollkommen ungebräuchliche Form der Joint Stock⸗ 
banks würde längere Zeit gebrauchen, bevor ſie eingebürgert wäre. Die 
Erfahrungen bei den Noten- Actienbanken laffen eine Nothwendigkeit ver: 
mehrter Haftbarkeit der Banktheilhaber durchaus nicht erkenneu Die 
Beſchlüſſe der Bank⸗Commiſſion, unter Berückſichtigung meiner vorſtehend 
motivirten Amendements, würden ſich in folgendes Geſetz faſſen laſſen: 

Art. 1. „Zur Ausgabe von Noten ift eine jede Actien= und 
Actien⸗Commandit⸗Geſellſchaft berechtigt, deren Geſchäftskreis im 
Weſentlichen auf den Escompte von Wechſeln, die Gewährung von 
Lombard⸗Darlehen, ſowie auf die Annahme von Depoſiten beſchränkt 
ift und auf deren Actien⸗Capital mindeſtens 3 Millionen Thaler 
baar eingezahlt ſind. 

Art. 2. Von dem Wirkungskreiſe der Notenbanken ſind insbe⸗ 
ſondere ausgeſchloſſen der Ankauf von Immobilien zu anderen als 
Bureau⸗Zwecken, die Erwerbung von Waaren, von Actien, Obli⸗ 
gationen, Hypotheken und ſonſtigen Werthpapieren für eigene Rechnung, 
die Erwerbung und Beleihung ihrer eigenen Actien, die Ertheilung 
von Crediten in conto current, der Escompte von Wechſeln mit 

weniger als zwei Unterſchriften, die Rückdiscontirung von Wechſeln 

welche länger als 1 Monat laufen. 

Art. 3. Notenbanken dürfen nur Noten von Thlr. 10 oder 
durch 10 theilbaren Beträgen ausgeben; fie müſſen alle Beträge, 
um welche die Geſammtſumme der Noten und kurzen Depoſiten 
das Dreifache des eingezahlten Actienkapitals überſteigt, jederzeit 
in Baar vorräthig halten; der in Baar nicht gedeckte Betrag der 
emittirten Noten muß in Wechſeln mit wenigſtens zwei Unterſchriften, 
die nicht über 3 Monate laufen, vorhanden fein. 

Unter kurzen Depoſiten ſind diejenigen nichtgerichtlichen Depoſiten zu 
verſtehen, welche innerhalb eines Monats zurückgezogen werden können. 

Art. 4. Jede Notenbank iſt verpflichtet, auf Verlangen die ihr 
präſentirten eigenen Noten ſofort baar einlöſen, ferner auch dafür 
Vorkehrungen zu treffen, daß ihre Noten von den ſämmtlichen 
übrigen Notenbanken innerhalb des deutſchen Reiches auf Verlangen 
binnen 2 mal 24 Stunden nach erfolgter Präſentation eingelöft 
werden. Jede Notenbank iſt verpflichtet, die Noten jeder anderen 

Bank im deutſchen Reiche einzulöſen, ſobald die dazu Adee 
Mittel zu eer Verfügung geftellt find. 
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Art. 5. Im Falle einer der Vorſchriften in Art. 3 und 4 
nicht entſprochen wird, kann der Kanzler des deutſchen Reiches 
Liquidation der betreffenden Bank bei dem Handelsgerichte oder dem 
für Handelsſachen competenten Gerichte desjenigen Bezirks, in 
welchem die betreffende Notenbank ihre Hauptniederlaſſung hat, 
beantragen, und die Gerichte ſind gehalten, den Antrag zu prüfen, 
und falls ſie denſelben begründet erachten, die Liquidation auszu⸗ 
ſprechen und Liquidatoren zu ernennen. 


Von dem Antrage des Reichskanzlers iſt der betreffenden Noten⸗ 
bank vom Handelsgerichte Kenntniß zu geben und zur ſchriftlichen 
Rechtfertigung eine Friſt von 14 Tagen zu gewähren. 

Art. 6. Jede Notenbank zahlt an die Caſſa des deutſchen 
Reiches ein Drittheil des Reinertrages, welcher 5 pCt. des Actien⸗ 
capitals überſteigt. 

Art. 7. Alle entgegenſtehenden geſetzlichen und ſtatutariſchen 
Beſtimmungen ſind durch dieſes Geſetz aufgehoben.“ 

Ich habe die Redaction dieſes Geſetzes verſucht, um dem Publikum, 
welches über die Frage zu urtheilen haben wird, einen Anhalt zu bieten 
über die Art und Weiſe, wie die Einheit der Geſetzgebung angeſtrebt werden 
könnte, ohne die Betheiligten allzuſehr zu verletzen. 

Ich verkenne nicht, daß es nicht die Aufgabe der Bankcommiſſion 
iſt, Geſetze zu machen; dagegen dürfte der Reichstag ein in Geſetzesform geklei⸗ 
detes Gutachten nicht ungern von dem deutſchen Handelstage entgegennehmen. 

In dem Geſetzentwurf iſt von einer Sonderſtellung der preußiſchen 
Bank reſp. der Reichsbank nicht die Rede; einer beſondern Beſtimmung 
bedarf es zur Erhaltung des Inſtitutes, welches ſeither ſo ſegensreich für 
Preußen gewirkt und welches den Beruf hat, ſeine Wirkſamkeit über ganz 
Deutſchland auszudehnen, meiner Anſicht nach nicht. 


Die Actionäre der preußiſchen Bank werden gern bereit ſein, den 
doppelten Betrag ihrer ſeitherigen Betheiligung bei der preußiſchen Bank 
in Actien der Reichsbank zu nehmen, ſofern an deren Spitze die Direction 
der preußiſchen Bank tritt. Die Auseinanderſetzung mit dem preußiſchen 
Staate wird in Auszahlung der Capital- und Reſerve⸗Antheile deffelben. 
beſtehen, und die Einrichtungen, Beſtände ꝛc. im Uebrigen auf die Reichs⸗ 
bank übergeführt werden können. 

Dieſer fällt alsdann die Aufgabe zu, die Münzeinheit in Deutſchland 
practiſch anzubahnen, dadurch, daß fie auch auf dem Gebiete des 24½ 
Guldenfußes Thaler- und Gulden⸗Wechſel discontirt und Thaler-Noten 
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ausgiebt, folde bei Einlöſung und Ausgabe im Verhältniſſe von 7 á 4 
gegen Gulden verrechnend. | 

Es würde fic) nach kurzer Zeit der Wirkſamkeit des betreffenden Ge- 
ſetzes die Bank⸗Organiſiation in Deutſchland darſtellen wie folgt: 

| Die Reichsbank mit 40 4 50 Millionen Capital wäre in allen 
Ländern des Reiches an den bedeutenderen Orten vertreten; neben 
ihr beſtänden in den einzelnen Territorien die Bayriſche-Hypotheken⸗ 
und Wechſel⸗Bank, die Badiſche Bank, die Sächſiſche Bank, die 
Bremer Bank, die Braunſchweigiſche Bank ꝛc. Die preußiſchen 
Privatbanken würden mit größerem Capitale eine Stellung, ähnlich 
der der genannten Inſtitute und der Frankfurter Bank einnehmen 
und dadurch den preußiſchen Provinzen dieſelben Vortheile er⸗ 
wachſen, deren die anderen Länder des Reiches ſich erfreuen werden. 
Auf dieſe Weiſe würde dem größern und dem localen Bedürfniß 
im ganzen Gebiete des deutſchen Reiches in weiteſtem Maße ge⸗ 
dient fein; die Noten aller Banken würden an allen Stellen, wo - 
Noten überhaupt emittirt werden, realiſirbar ſein. 

Durch dieſe Einrichtung, welche thatſächlich ſeit längerer Zeit zwiſchen 
der preußiſchen Hauptbank und preußiſchen Provinzialbanken beſteht, deren 
Ausführbarkeit in weiterem Maße überdies in Amerika und Schottland 
erwieſen iſt, würden ſehr bald die Notenbeträge ſich herausſtellen, welche 
von den in einzelnen kleinen Staaten domicilirenden Banken in ihrem 
naturgemäßen Umlaufgebiet placirt werden können; zweifelsohne würden 
einzelne dieſer Banken finden, daß ſie ſich beſſer ſtehen, wenn ſie auf das 
Notenrecht verzichten und ausſchließlich Credit-Bankgeſchäfte betreiben. 

Ueber die Zulaſſung der Noten in den Kaſſen des Reiches reſp. der 
betreffenden Finanzbehörden zu befinden ſein, etwa mit der Maßgabe, daß 
nur beſtimmte Summen Noten in den Staatskaſſen gehalteu werden dürften. 

Das Publikum wird keine Mühe und Verluſte mit Noten haben, 
welche nicht pari anzubringen ſind; es wird aus der Zuſammenſtellung 
der Veröffentlichungen der Banken erkennen können, wie ſtark die geſammte 
Notenreſerve, alſo die Actionskraft der Banken, iſt und ſeine Operationen 
danach bemeſſen, wie dies in England Regel iſt. 

Das deutſche Reich wird in dem Antheile am Reingewinne der Noten⸗ 
banken eine erhebliche Einnahme finden; nachdem bei der Preußiſchen Bank 
die Ausführbarkeit dieſer Beſtimmung feit Jahren bewieſen ift und die 
Badiſche Bank dieſelbe unlängſt in ihr Statut aufgenommen hat, beſteht 
wohl kein Grund, dieſes Beſteuerungs⸗Object fahren zu laſſen, um an 
anderer Stelle Erſatz zu ſuchen; der Ertrag dieſer Steuer würde pro 1869 
eirca 1 Million Thaler ergeben haben. 
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Die Baulfrage. “) 
von 
G. D. Augspurg, 


Mitglied des Reichstags. 


I. 


Aehnlich der Münzfrage nähert fih auch die Bankfrage dem Zeit: 
punkte, wo ſie entſchieden werden ſoll. Bei beiden handelt es ſich um 
Intereſſen, welche das Wohl oder Wehe jedes Einzelnen berühren. Wenn 
man trotzdem und trotz der Gründlichkeit, welche als ein Zug des Deut⸗ 
ſchen Charakters gilt, hinſichtlich dieſer Fragen bei der großen Mehrheit 
der Bevölkerung eine kaum glaubliche Unwiſſenheit und Gleichgültigkeit 
findet, ſo erklärt ſich dieſe Erſcheinung nur zum Theil dadurch, daß bei 
der früheren politiſchen Zerriſſenheit Deutſchlands für den einzelnen Staat 
die befriedigende Löſung derartiger Probleme äußerſt ſchwierig, wenn nicht 
unmöglich war, daß man es alfo für vergebliche Mühe hielt, ſich über- 
haupt mit ihnen zu beſchäftigen. Zugleich befindet fih allerdings Deutſch⸗ 
land, was Erfahrung im Bankweſen anbetrifft, noch fo zu fagen in der 
Kindheit da es noch nicht in den Fall gekommen iſt, derartige Kriſen 
durchzumachen, wie ſie ſich in den Ländern eines ausgebreiteten Bankweſens 
bis jetzt als von Zeit zu Zeit unausbleiblich eintretende Folge deſſelben 
gezeigt haben. Aber dieſer Umſtand hätte nun ein fernerer Antrieb auch 
für die Menge ſein ſollen, die Geſchichte und das Weſen ſolcher Erfahr⸗ 
ungen, wie ſie andere Völker gemacht haben, zu ſtudiren. 

Derartige wichtige Intereſſen des Gemeinwohls werden ohne Frage 
bei der Einrichtung unſerer Schulen zu ſehr über den gelehrten Studien 
vernachläſſigt. Eine klare Darſtellung der Hauptlehren der Volkswirth⸗ 
ſchaft ſollte mit zu den Unterrichtsgegenſtänden wenigſtens der oberen 


*) Mit Erlaubniß des Herrn Verfaſſers hier wieder abgedruckt aus den G. 
Hirth'ſchen „Annalen ꝛc.“; der Aufſatz iſt zuerſt im „deut. Handelsbl. veröffentlicht. 


Per rot. 


223 


Claſſen der Gymnaſien gehören. Sie liegt keineswegs außerhalb der 
Faſſungskraft der jungen Leute und iſt von großer Wichtigkeit, da nur 
wenige von ihnen ſich ſpäter mit der Volkswirthſchaft als Wiſſenſchaft zu 
beſchäftigen Gelegenheit haben und daher, wenn das praktiſche Leben nicht 
unmittelbar darauf hinweiſt, völlig unwiſſend darin bleiben. 

Ueber beide Fragen iſt Vieles geſchrieben worden, manches Gute und 
Richtige, noch mehr Verkehrtes aber, und leider wurden von Denen, die 
als Verkehrte ſchrieben, Schlagwörter ausgegeben, deren die Menge ſich be⸗ 
mächtigt hat, und an denen ſie mit der Zähigkeit feſthält, mit welcher in 
der Regel von Denen, welche ſich das Selbſtdenken über einen Gegenſtaud 
erſparen möchten, vorgefaßte Meinungen behauptet werden, trotzdem daß 
ſie dieſelben in unrichtigem Sinne aufgefaſſt haben. 

Derartige Schlagwörter ſind die „Univerſelle Münzeinigung“ 
und die „Bankfreiheit.“ 

Ebenſo wie der Wunſch, ſofort eine allgemeine Münzeinigung der 
Völker ins Leben treten zu ſehen, Tauſende daran verhinderte, über die 
beſonderen Bedürfniſſe der doch viel näher liegenden Deutſchen Münz- 
reform nachzudenken, iſt auch das Wort „Bankfreiheit“ für Viele der 
Begriff eines anzuſtrebenden Gutes geworden, gleich der Völkerfreiheit, dem 
Freihandel, der freien Preſſe und anderen Arten der Freiheit, dem ſie 
blind anhangen, ohne zu bedenken, daß es viele Dinge giebt, im Betreff 
derer die individuelle Freiheit beſchränkt werden muß, wenn das 
Intereſſe der Geſammtheit nicht arg geſchädigt werden ſoll. 

Verſteht man unter „Bankfreiheit“ die Berechtigung des Einzelnen 
oder einer Geſellſchaft, Banken, oder Bankiergeſchäfte zu gründen zum 
Zwecke der Betreibung von Geld- und Wechſelgeſchäften, des Discontirens 
von Wechſeln, der Belegung von Geldern auf Hypotheken oder Pfänder, 
der Annahme von Depoſiten u. ſ. w., mit einem Worte der Vermittelung 
des Credits für einen größeren oder geringeren Theil der Bevökerung, ſo 
würde es rechtlich ebenſo wie wirthſchaftlich verkehrt ſein, derartigen Ge⸗ 
ſchäftszweigen wie irgend welchen anderen legitimen Zweigen des wirth⸗ 
ſchaftlichen Lebens die geringſten Schwierigkeiten in den Weg legen zu 
wollen. Vollkommene Verkehrsfreiheit iſt ja überall eine der Hauptbe⸗ 
dingungen des materiellen Wohlergehns ſo des Einzelnen, wie der Geſammt⸗ 
bevölkerung. 

Gänzlich verſchieden hiervon ift aber der Begriff der „Bankfreiheit“ 
wenn man darunter die Berechtigung verſteht, Papiergeld, d. h. Bank⸗ 
noten (Zahlungsverſprechen auf beſtimmte Summen Metallgeldes) 
als geſetzlich anerkannte Tauſch- und Zahlmittel in Umlauf zu 
ſetzen und dabei Gewinn zu machen. 
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Das Recht der Fabrikation des gemünzten Geldes (Münzregal) 
entweder durch eigne Beamten oder durch Münzpächter unter Aufſicht der 
Behörden haben ſich bei allen civiliſirten Völkern ſtets die Staatsregierungen 
vorbehalten. Die Berechtigung dagegen, ein Surrogat des Geldes, das 
Papiergeld anzufertigen, überläßt man heutigen Tages zum großen 
Theile den Zettelbanken. Ehemals wurde großer Mißbrauch mit dem 
Münzregale getrieben, die Regierungen ſuchten durd) officielle Falſchmünzerei 
ihre Unterthanen auszubeuten. Als man aber ſah, daß ſowohl die Unter⸗ 
thanen wie das Ausland bald den Mindergehalt der Münzen ausfanden, 
daß in Folge deſſen überall der Tauchwerth der ſchlechteren Münzen auf 
ihren wirklichen Metallwerth ſank, indem ihnen gegenüber die Preiſe aller 
übrigen wirthſchaftlichen Güter in entſprechendem Maße ſtiegen, und daß 
nicht allein völlige Verkehrsverwirrung im Lande entſtand, ſondern die 
Regierungen ſelbſt am ſchlechteſten dabei fuhren, da ſie doch nur einmal 
beim Ausmünzen der Metalle gewinnen konnten, dagegen unzählige Male 
in Folge deſſen in Verluſt kamen, weil ihnen die Steuern nun fortwährend 
in dem entwertheten Gelde bezahlt wurden, womit fie ihre Bedürfniſſe 
nicht in der früheren Ausdehnung befriedigen konnten, — ſo mußte dieſer 
Mißbrauch von felbft aufhören, und jetzt ſorgt der Staat überall dafür, 
daß das Münzen des Metallgeldes mit ſtrenger Beobachtung des Geſetzes 
gehandhabt werde. 

Man unterſcheidet alſo Metall- und Papiergeld. Nur das erſtere aber 
iſt eigentliches Geld, iſt ein Gegenſtand von wirklichem Werthe, von richtiger 
geſetzlicher Geltung. Die Benennung „Papiergeld“ iſt keine richtige, da 
dem Papierzettel kein wirklicher Tauſchwerth eigen ift. Es follte ftatt 
deſſen heißen „Geldverſprechen“, obſchon dieſe Geldverſprechen, ſo lange ſie 
in gutem Credite ſtehen, im Verkehre vollſtändig an die Stelle des Geldes 
treten und als ſolches benutzt werden ob mit Nutzen für die Bevölkerung, 
werden wir weiterhin ſehen. 

Die Bezeichnung „Papiergeld“ iſt jedoch vom Sprachgebrauche allge⸗ 
mein eingeführt, und es würde vergeblich ſein, auf ihre Abſchaffung zu 
zu dringen. Man muß ſich darauf beſchränken, ſie auf ihren richtigen 
Werth zurückzuführen. 

X Es giebt bekanntlich zwei Arten des Papiergeldes, Staats⸗Papiergeld, 
Schatz oder Caſſenſcheine“), worin der Staat die Zahlung beſtimmter 


*) Die Ausdrücke „Schatzſchein“, „Caſſenſchein“ find völlig unrichtig, ihre Ab⸗ 
leitung könnte etwa mit dem des lucus a non lucendo verglichen werden, da die 
Caſſen des Staates ſich überall als vollkommen leer ausweiſen würden, wenn es 
fih um Einlöſung eines größeren Quantums der ausgegebenen Zahlungs verſprechen 
handelt, vielmehr in ſolchem Falle erſt durch Geſetz ein wirkliches Capital 
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Geldbeträge an den Vorzeiger verſpricht, und Privat⸗Papiergeld, Banknoten 
oder Bankzettel, worin daſſelbe Verſprechen von einer Bank geleiſtet wird. 

Nachdem man sch längſt von der Verwerflichkeit des Verfahrens überzeugt 
bei der Fabrikation des Metallgeldes Gewinn erzielen zu wollen, fährt hat, 
man dennoch überall fort, dieſen Zweck bei der Ausſtellung des Papier⸗ 
geldes, der Zahlungsverſprechen zu verfolgen, indem man ſich für dieſe 
Zahlungsverſprechen dieſelbe Gebrauchsmiethe oder Zinſen vergüten 


dazu beſtimmt werden müßte. Vom lucus weiß aber Jeder, welcher Latein 
verſteht, daß in ihm Dunkelheit herrſcht. Dagegen weiß das Volk nicht, daß für 
die große Maſſe der Caſſenſcheine überall in den Staatscaſſen Leere herrſcht, 
daß bei Kriſen, wie z. B. einem unglücklichen Kriege, unausbleiblicher Verluſt für 
die Inhaber derſelben entſteht. Ganz richtig nannte daher der Finanzminiſter der 
Vereinigten Staaten das Staatspapiergeld in einer Aeußerung an den Congreß 
im Jahre 1869 „ein entehren des und verachtenswerthes Circulations- 
mittel“. Das Volk wird dadurch getäuſcht und ſieht dieſes erſt ein, wenn es be⸗ 
ret3 zu ſpät ift. Die Preußiſchen Caſſenſcheine wurden nach der Kataſtrophe von 
1806 ſehr beträchtlich entwerthet, und Mancher verlor das Seinige dabei. Ihr 
Tauſchwerth ſtand Ende Juni 1809 noch auf 36 pCt. des Nominalwerthes, Anfang 
Januar 1812 auf 83½½ pCt., Ende December 1812 auf 44½ pCt., Ende Juni 
1813 auf 26½ pCt., am 8. Juli 1813 auf 24½ pCt., Ende December 1813 auf 
49½ pCt., im Januar 1815 auf 88 pCt., Januar 1816 wieder auf 99 pCt. Wäre 
der kürzliche Krieg gegen Frankreich unglücklich für uns ausgefallen, ſo möchte 
durch die 50 Mill. Thaler Deutſchen Staatspiergeldes, welche noch umlaufen und 
an deren Einlöſung man auch jetzt, trotz der Kriegsentſchädigungen nicht zu denken 
ſcheint, dem Volke leicht ein Verluſt von 30 bis 40 Millionen erwachſen ſein. 
Obſchon das Staatspapiergeld ſich in mancherlei Beziehung von dem Privat⸗ 
papiergeld unterſcheidet, uur daß das erſtere unter allen Umſtänden als völlig 
ſchädlich und verwerflich erſcheint, ſo gleichen ſich beide doch ſehr in ihren allge⸗ 
meinen Wirkungen auf die wirthſchaftlichen Verhältniſſe der Völker. Beide ver⸗ 
mehren die Tauſchmittel in künſtlicher Weiſe und bewirken dadurch eine partielle 
Entwerthung des Edelmetalles; von beiden wird behauptet, daß ſie der Menſchheit 
zum Vortheile gereichen und beide haben ihr von jeher nur unendlichen Schaden 
gethan. Die nothwendige Folge eines Krieges von zweifelhaftem Erfolge iſt das 
Sinken des Tauſchwerthes der Staatszettel. Steigt derſelbe auch nach beendetem 
Kriege wieder auf ſeinen früheren Standpunkt, — diejenigen, welche ihr Papiergeld 
ausgeben mußten, welche es nicht in Erwartung beſſerer Zeiten aufbewahren konn⸗ 
ten, hatten den ſchweren Verluſt der Entwerthung zu tragen und dieſe ſind ſtets 
die ärmeren Volksclaſſen, Wittwen und Waiſen. Der Gewinn trifft dann reiche 
Speculanten, welche dies entwerthete Papier zu einem Spottpreiſe an ſich bringen 
und. es bewahren, bis ſein Werth wieder hergeſtellt iſt. Die Verantwortlichkeit 
für eine ſolche Plünderung der ärmecrn Volksclaſſe trifft aber unausbleiblich den 
Staat, trifft die Geſetzgeber, durch deren Nachläſſigkeit oder Unwiſſenheit ein ſol⸗ 
ches „entehrendes und verachtenswerthes“ Cireulationsmittel a ufrecht erhalten 
wurde, trotzdem daß die Mittel vorhanden waren, das Papiergeld einzulöſen und für 
immer aus der Welt zu ſchaffen. Herr Augspurg geht hier, wie ich glaube, 
u weit. 
i Perrot, der Kampf gegen dic Ausbeutung des Publikums. 15 
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läßt, als hätte man wirklich das Metallgeld dafür zum Gebrauche 
hergeliehen, dieſes letzere aber an ſich behält und noch einmal dazu ver⸗ 
wendet, eine Gebrauchsmiethe oder Zinſen davon zu ziehen. 

Man gewinnt alſo bei der Ausgabe von Papiergeld oder Banknoten, 
indem man dieſe Zahlungsverſprechen oder Schulddocumente der Landes⸗ 
bevölkerung übergiebt und fih dafür Geld oder anderes Capital zuſtellen 
läßt, das ſo erhaltene Darlehn aber auf unbeſtimmte Zeit d. h. auf viele 
Jahre zinſenfrei behält und zur Bewirthſchaftung verwendet. Man ver⸗ 
ſpricht allerdings in den Schulddocumenten, das Geld jederzeit auf Ver⸗ 
langen zurückzuzahlen, behält es aber fortwährend in ſeinem Beſitze, weil 
die Rückzahlung nicht verlangt wird. 

Dieſes Darlehen der Bevölkerung an die Staats⸗Regierung (Staats⸗ 
papiergeld) oder an die Zettelbanken (Banknoten) findet aber noch wieder 
unter weſentlich verſchiedenen Bedingungen Statt. Eine gewiſſe Anzahl 
von Banlen oder Bankgeſellſchaften läßt ſich von ihren Actionairen zunächſt 
die Summe als eignes Capital einzahlen, wofür ſie demnächſt von der 
Landesbevölkerung das Darlehen beanſpruchen will. Sie wirthſchaftet dann 
mit doppeltem Capitale, dem eigenen und dem als Darlehen erhaltenen, 
macht ihrerſeits, da ſie keine Zinſen für das Darlehen bezahlt, gute Ge⸗ 
ſchäfte und bietet der Landesbevölkerung für ihr Darlehen als weitere 
Sicherheit das eigne Grund⸗ oder Stamm⸗Capital dar. 

Anders verhält es fih beim Staats⸗Papiergeld (welches außerdem 
noch oft mit Zwangscours ausgegeben wird) und einer anderen Kategorie 
von Banken, von deren Gründung neuerlich Norddeutſchland noch Beiſpiele 
geſehen hat. Der Papiergeld ausgebende Staat hat überhaupt kein be⸗ 
ſtimmtes Capital zur Rückzahlung des Darlehens in Bereitſchaft, ebenſo⸗ 
wenig, wie er ein beſonderes Capital als Sicherheit dafür beſtimmt hat 
Er verwendet das empfangene Darlehen und überläßt die Rückzahlung der 
Zukunft. Eine Bank dieſer zweiten Kategorie beſitzt nur ein verhältniß⸗ 
mäßig geringes eignes Kapital, welches als Sicherheit für das empfangene 
Darlehen dienen könnte. Sie läßt ſich das Darlehen von der Bevölkerung 
gegen ihre Schulddocumente auszahlen, ſucht nach beſten Kräften damit zu 
wirthſchaften und wird in normalen Zeiten, da ſie keine Zinſen bezahlt, 
ebenfalls gute Geſchäfte machen. 

Beite Arten von Banken halten um den erfahrungsmäßig in ge: 
wöhnlichen Zeiten geringen Theil ihrer Zahlungsverſprechen zu befriedigen, 
welcher zur Rückzahlung vorgezeigt wird, eine Summe Geldes in der 
Regel nach Vorſchrift den dritten Theil des aufgenommenen Darlehens in 
Caſſe porräthig. Auch der Staat löſt nach neueren Einrichtungen die ge⸗ 
ringen zur Zahlung präfentirten Beträge feiner Schulddocumente bei öffent- 
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lichen Caſſen ein. Beide aber, der Staat ſowohl wie die Banken, geben 
ſobald wie möglich die eingelöſten Schuldſcheine wieder aus, d. h. ſie laſſen 
ſich von Neuem von der Bevölkerung Darlehen darauf machen. Eine 
wirkliche Rückzahlung des angeliehenen Capitals mit der Wirkung einer 
ſolchen findet alſo überhaupt nirgends Statt. Die Einlöſung und Wieder⸗ 
ausgabe der Schuldſcheine geſchieht lediglich pro forma und ſcheint keinen 
wirklichen anderen Zweck zu haben, als dem Blicke der Menge die eigent⸗ 
liche Sachlage zu verdecken. 

Die Menge der Bevölkerung befindet ſich unter dieſen Umſtänden in 
einem merkwürdigen Zuſtande wirthſchaftlicher Unmündigkeit. Sie wirth⸗ 
ſchaftet mit den Papierzetteln, wodurch ihr Darlehen documentirt wird, 
als wären ſie Geld, freut ſich über die mit einem ſolchen Umlaufsmittel 
verbundene Bequemlichkeit wie ein Kind, welches mit dem Raſirmeſſer 
ſpielt, über ſeine Glätte ſchreibt gelehrte Werke über die Vorzüge der 
Creditwirthſchaft, wobei man bloß durch ſeinen Credit, ohne zu arbeiten, 
reich werde, und preiſt ihr Glück in den Zeitungen, wenn ſie mit einer 
neuen Zettelbank geſegnet worden iſt. Sie weiß nichts davon, daß ſie 
fortwährend den einzelnen Bevorzugten ungeheure Summen darleiht, ohne 
einen Thaler Zinſe dafür zu erhalten, das man ſie alſo ausbeutet. Sie 
weiß eben ſo wenig, daß die Zettelbanken ſich in Hunderten von Fällen 
als höchſt verderbliche Maſchienen erwieſen haben; welche Metall, d. h. 
wirkliches Capital verzehren und dafür als Product Papier liefern, daß 
ihre allgemeine Tendenz iſt, die Länder in denen ſie vorzugsweiſe im Ge⸗ 
brauche ſind, von einer wirthſchaftlichen Kriſe zur anderen zu führen. 

Nach Maßgabe des oben dargeſtellten Unterſchiedes kann man die 
vorhandenen Bankſyſteme in zwei Hauptabtheilungen trennen, 

ſolche mit geſichertem Capitale, welche alſo von demſelben 
einen doppelten Zins beziehen, einerſeits von der Verwendung des 
größeren Theiles ihres Capitals ſelbſt, andererſeits von der Ver⸗ 
wendung ihrer Zahlungsverſprechen, und 

ſolche ohne geſichertes Capital, welche zunächſt die Zinſen 
von ihrem Credite, d. h. von ihren ausgeſtellten Zahlungsver⸗ 
ſprechen ziehen, da ihr Capital, ſo weit es exiſtirt, und in Er⸗ 
mangelung deſſelben, der dritte Theil des Betrages ihrer Zahlungs⸗ 
verſprechen, d. h. der dafür ihnen von der Bevölkerung gezahlte 
Geldbetrag erfordert werden wird, die ſogenannte bankmäßige 
Deckung mit einem Drittel Baarvorrath zu leiften*). 


.) Mac Culloch fagt ganz naiv: Those who issue such notes, coin as it were 
theic credit“. Sie {lagen allerdiugs aus ihren Verſprechungeu Münzen und werden 
reich dabei. Die übrige Bevölkerung aber muß für dieſen Reichthum arbeiten und darben. 

15 * 
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Diejenigen Völker, welche am ſchwerſten von Calamitäten der Bant- 
kriſen gelitten haben, welche alſo nach dem gewöhnlichen Ausdrucke, durch 
Erfahrung „klug geworden ſind,“ (obſchon ihre Weisheit in dieſer Hinſicht 
auch jetzt noch Manches zu wünſchen läßt) die Engländer und Amerikaner, 
halten ſich jetzt ohne Ausnahme an die erſtere Kategorie der Bankſyſteme. 
Wir haben dort nämlich dreierlei Syſteme, das alte Schottiſche Syſtem 
bis zur Bankreform Sir Robert Peels 1844—45, das Engliſche (Peel 'ſche), 
wonach die Bank von England verwaltet wird, und das Rordamerikaniſche. 

Bei dem Schottiſchen Syſteme herrſchte vollſtändige Bankfreiheit und 
unbeſchränkte Noten⸗Ausgabe, aber auch unbeſchränkte, ſolidariſche Haftbar⸗ 
keit der Antheilsbeſitzer (Actionaire) mit ihrem ganzen Vermögen für die 
Sicherheit der ausgegebenen Noten und aller übrigen Verbindlichkeiten der 
Bank. Die Actionaire zogen alſo die Zinſen einerſeits von ihrem wirk⸗ 
lichen Capitale, je nachdem dieſes auf eine oder andere Weiſe angelegt 
war, andrerſeits von den in Form von Banknoten in Umlauf geſetzten 
Zahlungsverſprechen. Nur ein gewißer Betrag, den man zur Einlöſung 
der vorgezeigten Noten in Caſſe behielt, brachte keine Zinſen ein. Um 
die Sicherheit ſtand es gut, weil die ſolidariſche Verantwortlichkeit die 
Leiter der Bank mit großer Vorſicht verfahren ließ. 

Bei dem Engliſchen Syſteme beſchränkt ſich die Haftbarkeit der 
Antheilsbeſitzer auf den Belauf ihrer Actien (limited responsability). 
Anfänglich (i J. 1844) wurde feſtgeſetzt, daß die Bank, deren eigentliches 
Grundcapital in einer Forderung von 11 Mill. Ltr. an den Britiſchen 
Staat und weiteren ca. 3 Mill. Staats⸗ Obligationen der conſolidirten 
Schnld beſtand, berechtigt ſein ſollte, für dieſen ſelben Belauf noch Bank⸗ 
zettel auszugeben. Sie bezog alſo von dieſem Belaufe doppelte Zinſen, 
indem ihr einerſeits der Staat Zinſen auf ihre Forderung bezahlte, ihr 
andrerſeits das Publikum für 14 Mill. Ltr. Zahlungsverſprechen abnahm 
und, als wäre es baares Geld, ebenfalls Zins oder Disconto davon be⸗ 
zahlte. In der Forderung an den Staat lag die Sicherheit für richtige 
Einlöſung der Zahlungsverſprechen. Die weiteren von Sir Robert Peel 
eingeführten Beſtimmungen lauteten dahin, daß 

a) das ganze Inſtitut der Bank in zwei völlig getrennte Theile 
zerfallen ſollte, mit getrenntem Capitale, beſonderer Buchführung, 
beſonderen Beamten und getrennter Localität, nämlich einerſeits 
die Abtheilung für die Notenausgabe, e eine zweite für 
alle übrigen Bankgeſchäfte; 

b) daß die Bank geſetzlich befugt ſein ſolle, auch einen größeren 
Betrag an Zahlungsverſprechen oder Banknoten auszugeben als 
jene durch die Forderung an den Staat garantirten 14 Mill Lf., 
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daß fie aber daraus keinen Gewinn machen fole, indem das Ge- 
jes ihr die Verpflichtung auflegt, für jedes Pfund Sterling aus⸗ 
gegebener Noten über jene 14 Mill. Lſt. hinaus denſelben Betrag 
an Edelmetall in Caſſe vorräthig zu halten; 

c) der Zweck Sir Robert Peels ging dahin, den ganzen Noten⸗ 
verkehr des Landes in der Bank von England zu concentriren. 
Da dieſes aber einſtwei len unmöglich war, weil eine ganze Anzahl 
Privatbanken in früheren Jahren vom Staate das Privilegium 
zur Notenausgabe für kürzere oder längere Zeit erhalten hatte und 
nicht gewillt war, darauf zu verzichten, ſo wurde feſtgeſetzt, daß 
nach und nach, je nachdem jene Privilegien zu Ende gingen, die 
ausſchließliche Notenausgabe der Bank von England anheimfallen 
ſollte, und in Hinſicht hierauf wurde beſtimmt, daß die fernere 
Notenausgabe der Bank von England auf zwei Drittel des Ge- 
ſammtbetrages ausgedehnt werden könne, den die damals in Eng⸗ 
land circulirenden Noten der übrigen Banken ausmachten, nach 
Maßgabe, wie dieſelben nach und nach das Ende ihrer Bered- 
tigung erreichen würden. Nach Mac Culloch (Dictionary of 
commerce and commereial navigation. S. III.) waren 1846 
in England und Wales noch 199 Private and Joint Stock Banks 
ermächtigt, Noten zum Geſammtbelaufe von 5,011,097 ft. aus- 
zugeben. Von der mehrmals nach den großen Bank-Kriſen refor⸗ 
mirten Einrichtung dieſer übrigen Banken können wir hier ab— 
ſehen. 

Das Nordamerikaniſche Syſtem in ſeiner jetzigen Geſtalt ſucht den 
Zweck, die Einlöſung der Bankzettel ſicherzuſtellen, in folgender Weiſe zu 
erreichen: Es verlangt keine Concentration, ſondern gewährt Bankfreiheit 
für alle Geſellſchaften, welche Zettelbanken errichten wollen, fordert auch 
nur beſchränkte Haftbarkeit der Actionaire für den Belauf ihrer Antheile 
das Geſetz gewährt die Ermächtigung ihrer Notenausgabe aber erſt, nad- 
dem die Betheiligten in die Hand einer eigens dazu beſtimmten Staatsbe⸗ 
hörde einen ausreichenden Capitalbetrag vorzugsweiſe in guten Staats⸗ 
papieren als Pfand hinterlegt haben. Für Mio dieſes hinterlegten 
Capitales, zum Tagescourſe berechnet, darf die betreffende Bank Noten 
ausgeben, iſt aber zugleich verpflichtet, zur Einlöſung der vorgezeigten 
Noten ſtets ein Dritttheil des ausgegebenen Belaufes in baarem Gelde 
bereit zu halten. Den Nordamerikaniſchen Banten ift alfo geſtattet, einer- 
ſeits von dem als Pfand hinterlegten eigenen Capitale in Staatspapieren 
diejenigen Zinſen zu beziehen, welche die betreffenden Staaten auf ihre 
contrahirten Anleihen bezahlen, und ferner andererſeits von / des 
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emittirten Notenbelaufes die Zinſe, welche der laufende Verkehr geftattet, 
Das letzte Drittel bringt nichts ein, weil es baar in Caffe vorhanden 
ſein muß. 

Ein viertes Syſtem, welches ich gern „daß Deutſche“ nennen möchte, 
obſchon es nur bei einer geringen Minderheit der deutſchen Banken in 
Anwendung knummt, findet fih meines Wiſſens am vollkommenſten in 
der Bremer Bank vertreten. In ihrem Statute vom Jahre 1856 heißt 
es §. 74: 

„Der Betrag der auszugebenden Noten darf zu keiner 
Zeit den Betrag des eingezahlten Actien-Capitals einſchließlich 
des Reſervefonds überſchreiten, und muß ſtets wenigſtens ein einem 
Drittel der umlaufenden Noten gleichkommender Betrag in baarem Gelde 
oder Barren zur Einlöfung derſelben verwendbar in der Bank vorräthig 
gehalten werden.“ | 

Eine andere ſehr wichtige Beſtimmung ift im §. 16 enthalten: 

„Sollte das Vermögen der Geſellſchaft ſich um den vierten Theil des 
Actien⸗ Capitals vermindern, fo ift der Verwaltungsrath verpflichtet, eine 
Entſcheidung der General⸗Verſammlung darüber zu veranlaffen, ob das 
Geſchäft ſortgeſetzt werden fole. Sollte das Vermögen ſich bis auf die 
Hälfte des Actien⸗Capitals vermindern, ſo muß die Auflöſung der Geſell⸗ 
ſchaft erfolgen.“ | 

II. 


Alle die oben erwähnten Bankſyſteme gewähren den Actionären einen 
doppelten Zinsgewinn. Dieſelben erhalten ihre Zinſen einerſeits von dem 
wirklich vorhandenen Capitale, andererſeits von dem ausgeſtellten Zahlungs⸗ 
verſprechen, wovon nur derjenige Theil baaren Capitales, als keine Zinſen 
tragend, abgeht, welcher in der Caſſe bereit gehalten werden muß, um 
vorkommende Noten einzulöſen. Sie beſtreben ſich aber zugleich, den In⸗ 
habern ihrer Zahlungsverſprechen eine möglichſt vollkommene Sicherheit 
für richtige Einlöſung derſelben zu gewähren, dadurch, daß es den Banken 
durch Geſetz verboten wird, irgend ein Zahlungsverſprechen (eine Note) in 
Umlauf zu ſetzen, welche nicht durch wirklich vorhandenes, den Actionären 
ſchon urſprünglich als Eigenthum gehörendes Capital gedeckt 
wird. Bei dem nordamerikaniſchen Syſteme muß dieſes Capital bei der 
Behörde hinterlegt, bei der Bremer Bank muß es der Bankverwaltung 
vollſtändig eingezahlt ſein. Bei der Bank von England exiſtirt es in 
Händen der Bankverwaltung in Form der vorhandenen Staats⸗Obligationen. 
Das Schottiſche Syftem (welches fih allerdings für einen beſchränkten 
Wirkungskreis praktiſch am längſten und vielleicht am beſten bewährt hat) 
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verlangt kein Pfand in Staatspapieren; aber es fordert die Sicherheit in 

ſolidariſcher Verantwortlichkeit und faſt auschließlich im Grundeigenthume 
angeſeſſener vermögender Männer. Ein Actionär kann ſeinen Antheil nur 
mit Gutheißung der Bank an andere vermögende Leute abtreten; ſonſt 
kann er im Falle eines Sturzes der Bank auch ſpäter noch als haftbar 
angeſehen werden. Macht ein Actionär mit feinem Privatvermögen 
Bankerott, ſo iſt im Voraus contractlich mit Billigung des Geſetzes feſt⸗ 
geſetzt, daß er auf alle und jede fernere Ausübung der Rechte eines Actionärs 
der Bank Verzicht leiſten muß, und daß die weitere Verfügung über ſeinen 
Antheil nur mit Einwilligung der Directoren geſchehen kann. 

Gänzlich abweichend von allen Grundſätzen dieſer Syſteme 
ſind die Lehren der neueren Franzöſiſchen und Deutſchen volks— 
wirthſchaftlichen Schule (f. z. B. Rentzſch, Handwörterbuch der Volks⸗ 
wirthſchaftslehre. Leipzig 1866. Artikel: „Banken und Bankweſen; Bant- 
note; Zettelbanken“ von A. Wagner). Sie behauptet: 

1. Es ſolle keines beſonderen Geſetzes, keiner Conceſſion zur Be⸗ 
gründung einer Bank (mit Einſchluß der Noten ausgebenden 
Banken) bedürfen, es ſollen alſo alle und jede Monopole und 
Privilegien dabei in Wegfall kommen (d. h. Jedermann ſolle 
danach ſtreben dürfen, ſich von der Geſammtbevölkerung ein zinſen⸗ 
freies Darlehen zu verſchaffen, indem er dabei die Unkenntniß der 
Menge in derartigen Fragen benutzt); 

2. Das Princip der begrenzten Haftbarkeit der Theilhaber genüge 
für alle Arten von Banken. Im Grunde ſei die unbegrenzte 
Haftbarkeit vorzuziehen, aber es empfehle ſich nicht ſie jetzt noch 
einzuführen; 

3. Vollſtändige Beobachtung des Grundſatzes der Oeffentlichkeit in 
Angelegenheiten der Banken erſetze alles Uebrige. Es ſollen 
monatliche, wöchentliche Vermögens⸗Aufſtellungen nach geſetzlich vor⸗ 
geſchriebenen Formularen ſtattfinden, Verheimlichungen, Entſtellungen 
auf's Strengſte vom Geſetze geahndet werden. Jährliche genaue 
Rechnungsablage und Verantwortlichkeit der Beamken verſtehen ſich 
von ſelbſt; ; 

4. Der Staat folle fih weder um das Capital der Bank noch um 
die Ausdehnung ihrer Notenausgabe, noch endlich um ein be⸗ 
ſtimmtes Verhältniß zwiſchen dieſer und dem Baarbeſtande der 
Caſſe kümmern, kurz es ſolle eine bedingungsloſe und unbeſchränkte 
Notenausgabe ſtattfinden dürfen. 

5. Soll durchaus ein materielles, die Deckung der Banknoten vorſchreiben⸗ 
des Geſetz erlangt werden, ſo empfehle ſich die Vorſchrift der bank⸗ 
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mäßigen Deckung und zwar mit einem Dritttheile Baarvorrathes, 
d. h. alfo, wenn die Bank nur / Daar und / des Geſammt⸗ 
betrages ihrer aus gegebenen Noten oder Zahlungsverſprechen in 
Wechſeln oder ſonſtigen Werthpapieren vorräthig hat, ſo wird nichts 
weiter von ihr verlangt, ſie iſt ermächtigt zu einer unbeſchränkten 
Ausſtellung von Zahlungsverſprechen. Kann die Bank ſich alſo 
den nöthigen Credit verſchaffen, damit das Publicum ihre Noten 
in Zahlung nehme, ſo bedarf ſie zu ſonſtigen Zwecken der Ge⸗ 
ſchäftsführung gar keines eignen Capitals. Sie „münzt ihren 
Credit aus“ und zieht ihren Gewinn aus den in Umlauf geſetzten 
Zahlungsverſprechungen, indem ſie von dem für dieſe Ver⸗ 
ſprechen vom Publicum empfangenen Gelde den dritten Theil als 
„bankmäßige Deckung“ zur Einlöſung vorkommender Noten in 
Caſſe behält, die übrigen zwei Dritttheile aber zur freien Ver⸗ 
fügung hat, um damit Zinſen zu gewinnen. So lange ſie gute 
Geſchäfte macht, geht Alles gut, überſteigen aber ihre Verluſte die 
erzielten Gewinne, fo geht jeder weitere Thaler dem Publicum 
verloren, nicht ihren Actionairen, inſofern dieſe kein eigenes 
Capital eingezahlt hatten, welches das Publicum gegen Verluſt ge⸗ 
ſchützt hätte. Muß einmal die Bank ihre Zahlungen einſtellen, ſo 
ſind die Noten werthlos und es giebt allgemeinen Ruin. 

Die Grundideen, von welchen die obige Anſchauungsweiſe ausgeht 
ſind offenbar die theoretiſch anſcheinend richtigen, 

einerſeits, daß das eigene Intereſſe der Banken ihre Leiter veran⸗ 
laſſen werde, richtige wirthſchaftliche Grundſätze beim Betriebe der 
Geſchäfte zu befolgen, z. B. niemals über ihr Wiedereinlöfnngs: 
vermögen hinaus Noten auszugeben, da ſie ſonſt Gefahr laufen, 
ſelbſt dabei zu Grunde zu gehen; 

andrerſeits, das daß Publicum die Maße der Bevölkerung, bei 
vollſtändiger Oeffentlichkeit der Bankverhältniſſe ſelbſt beſſer als 
der Staat im Stande ſein werde, ſich vor Schwindelgeſchäften zu 
bewahren. 

Im Betreff der Banken, welche ſich auf die Betreibung allgemeiner 
Bankiergeſchäfte beſchränken, kann man dieſen Grundſätzen der Verkehrs⸗ 
freiheit nur beiſtimmen. Was dagegen die Zettelbanken betrifft, ſo wird 
das ganze Verhältniß dadurch verändert, daß die Verbindlichkeit der Bank 
bei der Noten⸗Ausgabe nicht den einzelnen Individuen, ſondern der Maſſe 
der Bevölkerung gegenüber eingegangen wird, und daß durchſchnittlic 
99 Hundertſtel dieſer Bevölkerung bei Bewachung ihrer Intereſſen in 
vorliegendem Falle als unmündig angeſehen werden müſſen und deshalb 
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der Obhut des Staates bedürfen, wenn nicht der erſtere Grundfos, daß 
das eigne Intereſſe der Bankinhaber die Leitung der Geſchäfte zu einer 
wirthſchaftlich gefunden machen werde, bis in feine äußerſten Con- 
ſequenzen als richtig anzuſehen iſt. 
| Die Behauptung aber, das Intereſſe der Bankinhaber und des 
Publikums betreffs Sicherheit der Noten, d. h. betreffs richtiger Erfüllung 
der Zahlungsverſprechen ſeien identiſch, weil deide eine richtige wirthſchaft⸗ 
liche Leitung der Geſchäfte erfordern, genügt nicht; denn 
einmal liegt es auf der Hand, daß nicht alle Leiter ausgedehnter 
Geſchäfte, ihre Kräfte und den Erfolg ihrer Operationen richtig 
berechnen; ſonſt würde es in der Welt nicht ſo viele mißglückte 
Unternehmungen, ſo viele ruinirte Spekulanten geben; 
zum andern ift hier gerade die Verſuchung ſehr groß, über da3 ridh- 
tige Maß hinauszugehen, da ohne Frage die unmittelbare Folge 
einer übermäßigen Notenausgabe die iſt, die Verkehrsmittel der 
Bank, den Gewinn durch bloße Ausſtellung von Zahlungsver⸗ 
ſprechen zu vergrößern, alſo im glücktichen Falle ohne Koſten große 
Erfolge zu erzielen; ö 
zum dritten iſt die Behauptung, jeder Notenemiſſion gehe eine Nach⸗ 
frage nach den Noten, alſo ein entſprechender Bedarf des 
Verkehrs voraus, deshalb könne von einer Zuvielausgabe, 
einer Ueberſchwemmung mit Banknoten keine Rede ſein, (ſ. Rentzſch, 
Handwörterbuch der Volkswirthſchaftslehre S. 92) eine abſolut 
irrige; denn in allen Ländern der Welt giebt es Leute, welche 
geneigt ſind, ſich das fehlende Capital durch gewagte Unternehm⸗ 
ungen zu erwerben, und gewährt der Vorſtand einer Bank 
während einer anſcheinend verheißenden Geſchäftsperiode manchen 
ſolcher Spekulanten, ſei es aus Leichtſinn oder Mangel an Kennt⸗ 
niß, mehr Credit als ſie verdienen, z. B. durch Discontirung 
ihrer Wechſel gegen Noten der Bank, ſo iſt keineswegs ein Bedarf 
des Verkehrs, ſondern lediglich eine ungerechtfertigte Spekulations⸗ 
ſucht einzelner Individuen vorausgegangen; 
zum vierten endlich iſt das Verhältniß inſofern höchſt ungleich, als für 
die Bankinhaber die Möglichkeit exiſtirt, gegen einen verhältniß⸗ 
mäßig geringen Einſatz beträchtlichen Gewinn zu erzielen; für die 
Bevölkerung im Ganzen dagegen im glücklichen Falle lediglich 
kein Verluſt entſteht; während im unglücklichen Falle die Bank⸗ 
inhaber allerdings ihren Einſatz verlieren und die unmittelbaren 
Leiter der Bank möglicherweiſe mit der Criminal⸗Juſtiz in Con⸗ 
flikt kommen, auf der andern Seite aber eine große Anzahl 
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Menſchen ihre Habe verlieren, ohne daß fie je auch nur die 
Möglichkeit gehabt hätten, von den Notenausgaben der Bank 
irgend welchen Nutzen zu ziehen. 

Das unſägliche Elend, welches die uneingeſchränkte Bankfreiheit in 
England und Nordamerika wiederholt über die Bevölkerung gebracht hat, 
beweiſt beſſer als alle Raiſonnements, daß derartige ſchöne Theorieen, 
wenn ſie auch ex cathedra vorgetragen werden, auf Sand gebaut ſind. 

Die Beobachtung des Grundſatzes der Oeffentlichkeit, die Publication 
der Bilancen u. ſ. w., worauf die Theorie ſo großes Gewicht legt, hat 
keineswegs einen großen Werth in Beziehung auf die Sicherheit der 
Geſchäfte. Sie kann wohl vor den allergröbſten Mißbräuchen ſchützen, (7) 
aber es wird dabei nicht jedes Schuld⸗Document, jeder vorhandene Wechſel 
einzeln aufgeführt und nach ſeinem wirklichen Werthe taxirt. Handelt 
es ſich um eine abſichtliche Täuſchung von Seiten der Bank, ſo wäre 
dieſelbe keineswegs ſchwierig anzuführen. | 

Die Begründer der Bank brauchen nad) diefer Theorie ihr wenig 
oder gar kein Capital übergeben zu haben, fie brauchen felbft gar fein reelles 
Vermögen zu beſitzen; haben ſie nur verſtanden, ſich bei einem größten⸗ 
theils in Geſchäftsfragen unerfahrenen Publicum Credit zu verſchaffen, ſo 
daß man ihre Zahlungsverſprechen nimmt und dafür Geld giebt, ſo iſt 
ihr Zweck zu nächſt erreicht. Daß dergleichen möglichſt iſt, trotz der Ein⸗ 
haltung der Bedingung, daß monatliche oder wöchentliche Vermögenauf⸗ 
ſtellungen veröffentlicht werden ſollen, beweiſen Hunderte von Fällen 
Engliſcher und Amerikaniſcher Banken, bei welchen man, als ſie fich inſol⸗ 
vent erklärten, kaum irgend nennenswerthe Activa vorgefunden hat. 


Die Unterbringung der Noten in der Bevölkerung wird dadurch 
erleichtert, daß das Intereſſe der Bank, nach Möglichkeit viele Noten 
auszugeben, fich mit dem Intereſſe aller Derer begegnet, welche geneigt 
ſind, in Spekulationen über ihre eigentlichen Kräfte hinauszugehen. Um 
ihre Noten zu placiren, iſt die Bank weniger ſtreng in der Auswahl ſol⸗ 
cher Leute, welche Vorſchüſſe in Noten begehren, als es ein Capitaliſt 
ſein würde, welcher ſein baares Metallgeld ausleihen ſoll, und Diejenigen, 
welche mit Leichtigkeit aug dieſem Wege Vorſchüſſe erhalten haben, ſorgen 
wieder für Unterbringung der Noten. 

So lange die Zeiten günſtig ſind, ſo lange die Bank gute Geſchäfte 
macht, geht Alles nach Wunſch. Sollte aber durch Krieg, ſchlechte Erndten, 
übertriebene Speculation, Geldkriſen in andern Ländern oder in Folge 
irgend welcher andern Veranlaſſung, Mißtrauen an die Stelle des Ver⸗ 
trauens treten, ſollte ein Andrang des Publicums ſtattfinden, welches 
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Metall für feine Noten verlangt, folte etwa vorher die Bant ſchon Ge- 
ſchäftsverluſte erlitten haben, — dann kann plötzlich Alles zuſammenſtürzen. 

Sollen aber die obigen liberalen Grundſätze in Anwendung kommen, 
fol der Staat von aller directen Feſtſtellung des Capitals, der Noten- 
ausgabe u. ſ. w. ferngehalten werden, ſo muß wenigſtens unbedingt 
das Princip der unbeſchränkten ſolidariſchen Haftbarkeit aller 
Actieninhaber für ihr geſammtes Vermögen feſtgeh alten wer- 
den; die Namen dieſer Actionäre müſſen ſtets öffentlich be- 
kannt und es muß ihnen verboten ſein, ihre Antheile anders 
als mit Einwilligung der Bank in andere Hände übergehen 
zu laſſen; ferner müſſen die Statuten der Bank auf's Be- 
ſtimmteſte feſtſetzen, daß kein Thaler an Zahlungsverſprechen 
(No ten) über das wirkllich eingezahlte Capital der Aktionäre 
hinaus ausge geben werden, und daß, wenn durch unglückliche 
Geſchäfte ein Viertel dieſes Capitals verloren gegangen fein. 
ſollte, ſofort eine Generalverſammlung einberufen werden 
ſoll, um darüber zu beſchließen, ob überhaupt die Geſchäfte 
noch fortzuſetzen oder ob ſie zu liquidiren ſeien. 

Nur ſo wäre die hierbei als unmündig anzuſehende Maſſe der Be⸗ 
völkerung wenigſtens gegen den directen Schaden durch Inſolvenz der 
Banken zu ſchützen. Der ihr mittelbar aus der Exiſtenz der Noten an und 
für ſich erwaſchende Nachtheil bleibt ihr trotzdem, wie wir weiterhin ſehen werden. 

Die volle Haftbarkeit der Antheilsinhaber ſoll überhaupt erſt in 
zweiter Reihe darauf berechnet ſein, ſie wirklich im Falle einer Inſolvenz 
der Bank (welche theoretiſch angeſehen an und für ſich unmöglich ſein 
ſollte, weil die Liquidation des Geſchäfts eintreten müßte, ſobald ein ir⸗ 
gend beträchtlicher Theil des Capitals verloren wäre) — zur Deckung 
der Paſſiva heranzuziehen. Der nächſte und volkswirthſchaftlich viel 
wichtigere Zweck würde darin beſtehen, daß bei unbeſchränkter Haftbarkeit 
die ſämmtlichen Antheilsinhaber ein bedeutend verſtärktes Intereſſe haben, 
den Verwaltungsrath ſo zu organiſiren und die Leitung der Bank in ſolche 
Hände zu legen, daß nicht leicht eine Abweichung von geſunden Principien 
bei der Geſchäftsführung ſtattfinden könne. Die Bedingung, daß bei Ver⸗ 
luſt des vierten Theiles des Capitales eine General⸗Verſammlung der 
Actionaire zur Entſcheidung berufen werden muß, ob die Geſchäfte über- 
haupt noch weiter geführt werden ſollen, würde ihnen ſelbſt Schutz gewähren. 

; III. 

Daß im Allgemeinen geſprochen, das Urtheilsvermögen der Menge 
nicht hinreiche, fie gegen Verluſt durch Inſolvenz der Zettelbanken zu ſchützen, 
bedarf keinen Beweiſes. Ein charakteriſtiſcher Zug dieſer Art von Unmün⸗ 
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digkeit ift die auffallende Unwiſſenheit und Gleichgültigkeit, mit welcher 
derartige Fragen, bei deren Löſung doch auch der Aermſte mehr oder 
weniger betheiligt iſt, im Allgemeinen von der Geſammtbevölkerung außer⸗ 
halb der Geſchäftswelt betrachtet werden, die Leichtigkeit, mit welcher ſie 
alles Elend, allen Ruin ignorirt oder vergißb, welche feit 150 Jahren 
durch Papiergeld und Banknoten über die Menſchheit gekommen ſind. 
Die erſten Banknoten wurden in Nordamerika, im jetzigen Staate 
Maſſachuſetts, um 1690 ausgegeben, 1694 wurde die Bank von England 
gegründet, wo bis dahin einzelne Bankiers, früher Goldſchmiede, das Geſchäft 
in beſchränkter Weiſe geführt hatten. Schon 1713 hatten die Banknoten 
alles Edelmetall aus Maſſachuſetts vertrieben; die übrigen Provinzen der da⸗ 
maligen Britiſchen Colonien in Nordamerika waren dem Beiſpiele gefolgt 
die Bauknoten wurden in immer größerer Menge ausgegeben und in Folge 
davon immer mehr entwerthet, die Preiſe aller Waaren ſtiegen, Schwindel⸗ 
geſchäfte und Baukerotte vermehrten ſich in erſchreckender Weiſe, bis 1763 
durch eine Parlamentsacte die Ausgabe von Banknoten in Nordamerika 
verboten wurde. Zehn Jahre ſpäter war es erforderlich, das Geſetz zu er⸗ 
neuern. Dann folgte der Unabhängigkeitskrieg mit einer coloſſalen Aus⸗ 
gabe von Papiergeld, wodurch in 6 bis 7 Jahren daſſelbe in der Weiſe 
entwerthet wurde, daß 1 Dollar Metallgeldes auf 1000 Dollars Papier 
ſtieg. In England hatte bis Ende des Jahrhunderts beinahe allein die 
Bank von England das Recht Banknoten auszugeben und war dabei an 
manche geſetzlichen Reſtrictionen gebunden, welche großentheils die Wirkung 
hatten, verderbliche Kriſen abzuwenden. In Frankreich wurde die erſte 
Zettelbank 1716 von dem bekannten Schotten Law gegründet, deſſen 
Schwindelprojecte man in ſeiner Heimath verworfen hatte, und ſchon 1721 
ſtellte fie ihre Zahlungen ein mit einer Schuldmaſſe von 2½ Milliarden 
Livres. Das Unternehmen hatte ſo entſetzliches Unglück im Lande ver⸗ 
urſacht, daß man erſt 1776 wieder wagte, eine Zettelbank, die Pariſer 
Discontocaſſe, einzurichten, welche nachdem ſie mehrmals mit ihren Ge⸗ 
ſchäften in Unordnung gerathen war, 1792 von der Republik übernommen 
wurde, indem dieſelbe ihre Zahlungsverſprechen mit den berüchtigten 
Aſignaten bezahlte. Dieſe fielen bekanntlich ſchließlich auf Null und 
machten dadurch abermals dem Papierſchwindel ein Ende, nachdem ſie den 
Ruin von Hunderttauſenden bewirkt hatten. — In Dänemark wurde 
1736 die erſte Bank gegründet. Schon 1745 ſtellte ſie ihre Zahlungen 
ein, d. h. ein Geſetz verbot die Einlöſung des Papiers mit Metallgeld, 
und das Land wurde mit Zetteln überſchwemmt, bis im Jahre 1773 der 
Staat die Banken übernahm und endlich 1813 die ſämmtlichen beſtehenden 
drei Zettelbanken zum Sturze kamen. Die Schwediſche Reichs-Wechſel⸗ 
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bank vertrieb ſchon vor der Mitte des vorigen Jahrhunderts alles Metall⸗ 
geld aus dem Lande. Erſt ſeit 1829 giebt es wieder ſolches in Schweden. 

In England find die Geldkriſen, größtentheils Folgen der Be- 
nutzung von Zettelbanken zur Erzielung von Gewinn, in regelmäßigen 
Zwiſchenräumen erfolgt, 1792 bis 1793, 1814 — 1816, 1825 — 1826, 
1837 — 1838, 1847, 1857, 1866. Bei Mac Culloch heißt. es darüber: 
In 1793, 1814 — 1816 and 1825 — 1826 a very large proportion 
of the provincial banks stopped payments and produced by their 
fall an extent of bankrupteyf and ruin, that has seldom been equalled 
in any other country. — — Such disasters were on the eve of 
again happening in 1837 — 1838 u. ſ. w. 

In Nordamerika wurde 1780 der Bank of North-America 
(ſpäter Bank of the United States genannt) das Privilegium zur Noten⸗ 
Ausgabe ertheilt; 1811 wurde es ihr genommen, 1816 von Neuem er- 
theilt, nachdem mittlerweile eine Menge von Privatbanken errichtet waren. 
Die Bank der Vereinigten Staaten hatte dann in drei Jahren das Land in 
dem Grade mit Noten überſchwemmt und darum weit über ihr Capital 
hinaus Vorſchüſſe und Darlehen gemacht, daß ſie 1819 ſelbſt am Rande 
des Verderbens ſtand und, um ſich nicht inſolvent zu erklären, gezwungen 
war, alle bis dahin mit großer Liberalität gewährten Darlehen plötzlich 
mit unbarmherziger Strenge einzuziehen Sie rettete ſich dadurch, aber 
ihre Schuldner waren bankerott. Allgemeiner Ruin verbreitete ſich über 
das Land, eine Menge der angeſehenſten Handlungshäuſer, an deren Credite 
bis dahin Niemand gezweifelt hatte, brachen zuſammen, ungeheure Maſſen 
von Waaren wurden unter der Hälfte ihres früheren Preiſes verſteigert; 
in allen größeren Städten des Landes wurden viele Tauſende von Arbeitern 
außer Beſchäftigung geſetzt uud verfielen dem Hunger und Elende. Im 
Jahre 1828 beſtanden in den Vereinigten Staaten 544 Banken, welche 
durchſchnittlich 60 pCt. mehr Noten ausgaben, als ihr Capital betrug, 
während die Bank der Vereinigten Staaten im Jahre 1832 ihre Zahlungs⸗ 
verſprechen (Noten) auf 85 PCt. über ihr Capital hinaus ausgedehnt 
hatte. Im Jahre 1837 ſuſpendirte die Bank der Vereinigten Staaten 
ihre Zahlungen und zugleich ſahen ſich alle übrigen Banken des Landes zu 
demſelben Schritte gezwungen, und von da an bis 1841 folgte eine Periode 
allgemeinen Bankerotts, Jammers und Elends. Fernere Geldkriſen haben 
in den Vereinigten Staaten 1847 und 1857 ſtattgefunden. 

Die durch das Papiergeld in Oeſterreich hervorgerufenen Geldkriſen 
von 1810 und 1848 mit ihrem endloſen Unglücke ſollten in Jedermanns 
Gedächtniß ſein. Selbſt in einem ärmeren und der Spekulationswuth 
weniger zugänglichen Lande, in Spanien, haben die Banknoten ihre Rolle 
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gefpielt; 1829 brach dort die Bank von San Carlos zuſammen und 
brachte Tauſende von Menſchen um das Ihrige. 


IV. 


Wenn Deutſchland ſolche Erfahrungen größtentheils erſpart worden 
find, einerfettS weil fein Verkehrsleben bei der politiſchen Zerſplitterung 
nicht genügend ausgebildet war, um Raum für eine großartige Entwicke⸗ 
lung derartiger Schwindelsgeſchäfte darzubieten, andererſeits auch aner⸗ 
kannt werden muß, daß im Allgemeinen die Leitung der beſtehenden 
Deutſchen Banken eine vorſichtige und ſachgemäße geweſen iſt, ſo läßt ſich 
doch keineswegs viel Gutes von den ee Einrichtungen der 

meiſten Deutſchen Zettelbanken ſagen. 
5 Wenn wir einſtweilen noch gänzlich von der Frage abſehen, ob iber- 
haupt das Beſtehen von Zettelbanken, welche den Zweck haben, Noten aus⸗ 
zugeben und dabei Gewinn zu machen, mit der Wohlfahrt der geſammten 
Staatsbevölkerung vereinbar iſt, und nur die Fragen in Betracht ziehen, 
wie die einmal beſtehenden Banken eingerichtet ſein ſollten, um 
der Bevölkerung alle möglichen Garantieen für die richtige Ein⸗ 
löſung der Noten auch bei Kataſtrophen wie unglücklichen Kriegen, 
ſchlechten Erndten, allgemeinen Handelskriſen, zu gewähren; und 
ferner 
ob man — wenn Zettelbanken, welche aus der Notenausgabe 
ein gewinnbringendes Geſchäft machen, überhaupt als exiſtenzbe⸗ 
rechtigt angeſehen werden folen — wie bisher überall Privat- 
banken conceſſioniren oder vielmehr auf Centraliſation des Deutſchen 
Zettelbankweſens hinarbeiten ſollte, wie dies in England durch 
die Einführung der Peel'ſchen Bankpolitik geſchehen iſt, — 
ſo läßt ſich nicht verkennen, daß bei den Deutſchen Einrichtungen in einer 
Hinſicht wie in der anderen große Mängel vorhanden ſind. 

Was die Sicherheit der Einlöſung auch unter den unglücklichſten 
öffentlichen Verhältniſſen betrifft, ſo iſt eine große Anzahl der beſtehenden 
Banken mit ihren Einrichtungen weit, von den Grundſätzen der oben zu⸗ 
erſt aufgeführten vier Syſteme entfernt. Es giebt Banken, welche geſetz⸗ 
lich berechtigt find, irgend eine Summe (ohne alle Einſchränkung) an 
Banknoten auszugeben, ohne daß dabei gefragt wird, welches das wirklich 
vorhandene eigene Capital ſei, welches für alle Fälle ihre Einlöſung zu 
ſichern haben; es giebt andere, deren einzuzahlendes Capital 200,000 Thlr. 
betragen ſoll, und welche geſetzlich berechtigt ſind, für 1 Million Thaler 
Noten auszugeben, d. h. mit andern Worten, aus dem wirklichen Capitale 
zu 4 Procent 8,000 Thaler an legitimen Zinſen zu ziehen und ferner 
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außerdem noch aus darauf begründeten Zahlungsverſprechen bei Einhaltung 
der bankmäßigen Deckung, einen wirthſchaftlich illegitimen Zins 
von 26,000 Thaler, alſo aus 200 tauſend Thalern 34,000 Thlr. oder 
17 pCt. jährlich! Wenn auch bei uns im Allgemeinen bis jetzt die 
Leitung der Banken eine gute geweſen iſt, ſo folgt daraus keineswegs, 
daß ſie für alle Zeit ſo bleiben werde. Die noch in den letzten Jahr⸗ 
zehnten vorgekommenen Geſchäftskriſen beweiſen, daß man auch in Deutſch⸗ 
land unter Umſtänden in verkehrte wirthſchaftliche Bahnen einlenken kann, 
daß wir ebenſo wenig wie andere Völker gefeit ſind gegen übertriebene 
Speculation und Schkwindelgeſchäfte. Wenn uns bis jetzt in Folge der 
politiſchen Umſtände zum Theile der Raum für eine großartige wirth⸗ 
ſchaftliche Entwickelung fehlte, ſo ſind jetzt glücklicherweiſe die Schranken 
gefallen, welche ihren Lauf hemmten. Je mehr aber Deutſchland politiſch 
geeinigt und damit in Stand geſetzt wird, mit anderen großen Völkern 
auch in wirthſchaftlichem Aufſchwunge zu wetteifern, deſto größer wird 
auch die Wahrſcheinlichkeit, daß es dabei dieſelben Gefahren zu laufen. 
haben werde wie die übrigen, und folglich kann es unmöglich gebilligt 
werden, wenn unſere Geſetzgebung die Klippen verachten will, an denen 
andere Völker fo oft ſchon geſcheitert find zum Verderben für Hundert- 
tauſende. 


Daß ferner ohne Centraliſation der Noten-Ausgabe jene Gefahren 
bei einer großartigen Entwickelung des Geſchäftslebens bedeutend größer 
fein müſſen, bedarf kaum eines Beweiſes. Es iſt bekannte Thatſache, daß. 
ein Zuſtand, wobei ein Land ohne beträchtliche Metall-Circulation ift, 
wobei nur Papier umläuft, ſich nur wenig vom wirthſchaftlichen Ruine 
unterſcheidet. Soll alſo überhaupt eine Noten⸗Circulation exiſtiren, ſo 
wird die Geſammt⸗Circulation der Tauſchmittel zum Theile aus baarem 
Gelde, zum Theile aus Noten beſtehen müſſen. Dann liegt es aber auf 
der Hand, daß nur eine Central⸗Stelle, von welcher die geſammte Noten- 
Ausgabe beſorgt wird, im Stande ſein kann, das richtige Verhältniß 
zwiſchen beiden Arten von Tauſchmitteln aufrecht zu erhalten, daß, ſo 
lange das Recht Bankzettel⸗Emiſſion ſich in Händen einer Menge einzelner 
Banken befindet, deren jede Mitbewerberin aller übrigen iſt, da es in 
ihrem Vortheile liegt, ein möglichſt großes Quantum ihrer Bankzettel 
unter die Leute zu bringen, es ſo gut wie unmöglich ſein wird, zu ver⸗ 
hüten, daß eine fortwährende Gefahr beſtehe, zu viel Papier in Umlauf 
zu bringen und dadurch das Metallgeld ins Ausland zu verdrängen. 


Je mehr alfo die Noten- Ausgabe in einem Landel centraliſirt ift, 
deſto geſunder werden die wirthſchaftlichen Zuſtände in dieſer Hinſicht ſein können. 
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V. 


Ich komme jetzt zu der principiellen Frage, ob es überhaupt im 
Intereſſe des Staates liege, daß Banknoten mit dem Zwecke der Erzielung 
eines directen Gewinnes ausgegeben werden, und ob, wenn man überhaupt 
Banknoten circuliren läßt, die Ausgabe der Privat-Induſtrie überlaſſen 
werden oder vom Staate ſelbſt ausgehen ſolle. 


In England, dem Lande, wo die Zettelbanken von jeher die größte 
Rolle geſpielt haben, wo in Folge ihrer Einrichtungen, in fat vegelmä: 
ßigen Zeitperioden von ungefähr 10 Jahren, das ganze Geſchäftsleben 
durch tiefgreifende Geldkriſen erſchüttert worden iſt, und faſt jedesmal 
Hunderttauſende von Menſchen an den Bettelſtab gekommen ſind, hat man 
von jeher, ebenſo wie in den Vereinigten Staaten, ſeinen Rivalen in 
derartigen Erfahrungen, vermieden, eine ſolche Princip-Frage aufzuſtellen 
und zu unterſuchen. Daher kommt es, daß in den Schriften der bekannten 
National⸗Oekonomen, Adam Smith, Ricardo, Mac Culloch, J. Stuart 
Mill., ſo wie anch in den Reden Sir Roberts Peel's trotz vieler ſcharf⸗ 
ſinnigen Ausführungen und practiſchen Bemerkungen die Sache niemals 
vom richtigen Standpunkte aus gründlich beleuchtet worden iſt. Sie 
nehmen alle ohne Unterſchied an, 


weil mit Benutzung der Edelmetalle als Tauſch- und Zahlmittel 
zwei Uebelſtände verbunden ſind, nämlich die fortwährende Abnutzung und 
das Abhandenkommen der Münzen, welche z. B. Mac Culloch auf ¼ pCt. 
jährlich ſchätzt (obſchon er an einer anderen Stelle als Beweis der großen 
Unſicherheit ſolcher Berechnungen, von 1½ pCt. ſpricht. Dictionary 
S. 67 und S. 1054) und die auch beim Golde noch beträchttiche Schwierig⸗ 
keit der Verſendung als Folge des Gewichtes und Volumens; 


weil dieſe Uebelſtände bei Benutzung der Banknoten größtentheils 
vermieden werden, und dieſelben zugleich ſehr wenig koſten, endlich 

weil Diejenigen, welche vermöge ihres Credites bewirken können, 
daß man ihre Zahlungsverſprechen als wirkliches Geld annehme und 
ihnen dafür dieſelben Zinſen bezahle, als wären ſie wirkliches Geld, — 
dadurch ihre eigenen Einkünfte vermehren und zugleich dadurch dazu 
beitragen, den Wohlſtand der Geſammtbevölkerung zu ver— 
mehren (2), : 

fo müſſe das Banknotenweſen im Allgemeinen in feiner jetzigen Ge- 
jtalt weitergeführt werden; es komme nur darauf an, das Problem zu 
löſen, welche Reſtrictionen dabei dieſer Art von Induſtrie geſetzlich auf: 
erlegt werden müſſen, um die bis jetzt periodiſch ſich dabei wiederholenden 
Geldkriſen zu vermeiden, „to realize the „beau ideal“ of a paper 
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currency without the wide-spread mischief and ruin produced 
by the often repeated bankruptcies of the country banks.“ 

Das heißt aber nicht, die Fragen in der richtigen Form ftellen. 

Sie ſollten vielmehr einfach folgendermaßen lauten: 

1) Können einzelne Actien⸗Geſellſchaften ein Recht dazu beanſpruchen, 
in der bisher üblichen Weiſe Banknoten auszugeben, welche als 
Umlaufsmittel für die ganze Bevölkerung dienen? 

2) Kann bei Nichtvorhandenſein eines ſolchen Rechtes der Staat die 
fortgeſetzte Emiſſion in bisheriger Weiſe geſtatten, ohne ſich ſelbſt 
erheblich zu ſchaden? 

3) Giebt es eine andere Form der Notenausgabe, welche als vortheilhafter 
für den Staat zu empfehlen wäre, und welches wäre dieſe Form? 

Wenn die Fragen ſo geſtellt werden, ſo würde ihre Beantwortung 

nach meiner Anſicht in folgender Weiſe ſtattzufinden haben: 

Zu 1. Die bisherige Einrichtung der Zettelbanken und ihrer Noten- 
ausgabe läuft im Grunde darauf hinaus, daß den betreffenden 
Actiengeſellſchaften von der Landesbevölkerung ein bedeutenden 
Capital auf unbeſtimmte Zeit zinſenfrei dargeliehen wird. Ein 
natürliches Recht auf ſolche Darlehen kann es nicht 
geben. Die Mehrzahl der Zettelbanken hat aber von den 

Sthaatsregierungen Conceſſionen und Privilegien erhalten. Ob 
und wann dieſelben zurückgenommen werden können, ift eine fernere 
Frage, deren Beantwortung nicht hierher gehört. 

Zu 2. Um die zweite Frage zu erledigen, bedarf es einer eingehenden 
Erörterung, mit welcher wir uns alſo zunächſt zu beſchäftigen haben. 

Die mit Benutzung der Banknoten verknüpften Vortheile für die 

Geſammtbevölkerung eines Staates liegen: 

a) in der größten Leichtigkeit der Verſendung des Papiers verglichen 
mit Edelmetall, 

b) in Vermeidung des Verluſtes, welchen alljährlich die Benutzung 
des Metallgeldes für den Staat mit ſich bringt. 

Die Nachtheile dagegen finden wir: 

einerſeits in Entwerthung der Tauſch- und Zahlmittel, welche durch 

die neben fortwährender Edelmetall- Production hergehende Vermehrung 
derſelben durch Papiergeld nothwendig bewirkt wird; 

andererſeits in den vermehrten Werthsſchwankungen der Landes⸗ 

währung und Veränderungen des Discontos, ſowie den ſtets wiederkehren⸗ 
den Geldkriſen, welche eine unvermeidliche Folge der bisherigen Benutzungs⸗ 
weiſe des Papiergeldes (der Bänknoten) bei ſehr ausgedehntem Verkehre 
fein müſſen. 

Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 16 
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Was die erſteren beiden Punkte e ſo liegen ſie anſcheinend 
klar vor Jedermanns Augen. 

Es iſt ohne Zweifel viel leichter und weniger koſtſpielig, eine be⸗ 
deutende Summe in Banknoten zu transportiren als in Gold, zu ge 
ſchweigen des Silbers, indeſſen muß man doch bei genauer Betrachtung 
zugeben, daß der darin liegende Vorzug der Banknoten kein ſo ausſchließ⸗ 
licher iſt, daß er als entſcheidend für die Frage gelten könnte, denn: 

erſtens iſt es ſowohl für den täglichen kleinen Verkehr wie für den 

Reiſegebrauch, — ſobald ein Land die Goldwährung beſitzt, — 
faßt eben ſo leicht und dabei weniger gefährlich das erforderliche 
Geld in Goldſtücken bei ſich zu tragen als in Papier, man ver: 
liert leichter eine Banknote, man läßt ſich leichter eine Brieftaſche 
mit Banknoten ſtehlen als die betreffende Summe in Gold, auch 
das Zählen des Goldes fällt hier nicht ins Gewicht, zumal wenn 
man dagegen die größere en gegen Verſehen in Anſchlag 
bringt; 

zweitens, was die kleinen Geldſendungen anbetrifft, ſo bedarf man 

auch da der Banknoten nicht, ſeitdem die Einrichtung des Ver⸗ 
kehrs durch Poſtanweiſungen getroffen iſt. 

Alle Banknoten bis zum Belaufe von 100 Thaler erſcheinen 
alfo völlig entbehrlich da, wo man eine genügende Goldcircula: 
tion hat; 

drittens, für den großen Verkehr iſt ſo gut durch die Benutzung 

der Wechſel, der Anweiſungen und der Abrechnungs⸗Anſtalten 
(Clearing houses) geforgt, daß ihm durch das Fehlen der Bant- 
noten kaum ein Abbruch geſchehen würde, zumal wenn man in 
Betracht zieht, einerſeits daß in der Regel die Banknoten nur 
für den inneren Landesverkehr dienen, und andererſeits daß auch 
hier die Gefahr der Zerſtörung und des Verlorengehens größer 
iſt als beim Golde. 

Hinſichtlich des Verluſtes, welcher mit der Abnutzung der Gold- und 
Silbermünzen verbunden iſt, und welcher bei ausgedehnter Benutzung der 
Banknoten, größtentheils vermieden wird, läßt ſich nicht leugnen, daß er 
wirklich exiſtirt. Mag er aber mit Einſchluß der a Feuersbrünſte 
und Schiffbruch verlorenen Summen jährlich auf 1s oder 1/4 pCt. 
(Umpfenbach: Volkswirthſchaft. Lehre S. 129; Keller, Internat. Münz⸗ 
einigung S. 40; Mac Culloch, Dictionary of Comm. p. 67) oder ſelbſt 
noch etwas höher anzuſchlagen fein, fo iſt dies in keinem Falle von ge: 
nügender Bedeutung, um hier ins Gewicht zu fallen. 

Daſſelbe gilt von Engliſchen Schriftſtellern angeführten Gründen 
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einerſeits daß bei einer Zerſtörung oder einem Verſchwinden von Bant- 
noten immer nur der Beſitzer aber nicht die Geſammtheit der Bevölke⸗ 
rung zu Schaden kommt, andererſeits daß wenn die Actionäre der Banken 
Geld durch Notenausgabe gewinnen, dadurch zugleich das ganze National⸗ 
vermögen ſich vergrößere. Wenn der von ihnen erzielte Gewinn aus 
den Taſchen der übrigen Bevölkerung fließt und zugleich die Benutzung 
der Banknoten für die Geſammtbevölkerung andere bedeutende Nachtheile 
mit fih führt, fo wird man eiue ſolche Vergrößerung des National⸗Ver⸗ 
mögens kaum ernſtlich in Anſchlag bringen wollen, ſo daß er ebenſowenig 
wie der erſtere Grund von irgend welcher Bedeutung iſt. 

Wenn wir hiermit ſammt und ſonders die Vortheile des Bank⸗ 
notenweſens aufgeführt haben, ſo mag man, abgeſehen von der Kehrſeite 
deſſelben wohl fragen, ob es um die Welt weniger gut ſtehen, ob Handel 
und Verkehr weniger blühen würden, wenn es gar keine Banknoten gäbe, 
wenn man ſie gleich dem Staats⸗Papiergelde als etwas Verwerfliches, 
der Geſammtheit Schädliches ähnlich wie die öffentlichen Hazardſpiele auf 
immer vom Geſetze in die Rumpelkammer abgeſchaffter Mißbräuche ver⸗ 
verbannen ließe? Der Theil des Verkehrs, wobei die Noten vielleicht 
wirklich entbehrt werden würden, iſt derjenige kleiner Landſtädte (wo es 
keine Banquiers giebt) mit größeren Orten zur Verſendung von Summen 
zwiſchen 100 und 500 oder 1000 Thlr. Ohne erhebliche Nachtheile aber 
würde dieſem Bedürfniſſe durch Gold abgeholfen werden. Es iſt mehr 
Gewohnheit als wirkliches Bedürfniß, welches Vielen die Banknoten als 
ein nützliches Verkehrsmittel erſcheinen läßt. 

Wären alſo keinerlei ernſtliche Nachtheile mit der Bemupung des 
Privat⸗Papiergeldes oder der Bankzettel verbunden, ſo ließe ſich von ihnen 
ſagen 

einerſeits daß ſie für das Geſammtinereſſe von keinem directen, 
irgend erheblichen Nutzen ſeien, daß der Verkehr ihrer nicht 
bedürfe, ſondern auch ohne ihre Hülfe alleſeine Aufgaben erfüllen 
könne, daß aber 

andererſeits für die Theilhaber der Banken allerdings ein be- 
deutendes Bereicherungsmittel darin liege, daß man ihnen geſtatte, 
neben dem Zinſe, den ſie von ihrem vorhandenen Capitale ziehen, 
auch noch ihre auf dieſes Capital lautenden Zahlungsverſprechen 
zum Gebrauche zu vermiethen und ſo ein und daſſelbe Capital 
nach zwei Seiten hin ſelbſt zu benutzen oder zu vermiethen 
mit Beziehung eines doppelten Zinſes oder eines noch größeren 
doppelten Capitalgewinnes, während ihnen die Hälfte ihres Be⸗ 


triebscapitals zinſenfrei von der Landesbevölkerung vorgeſtreckt wurde; 
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daß alfo, wenn es möglich fet, dadurch den Verkehr in 
einer wirthſchaftlich geſunden Weiſe zu beleben und 
ſchließlich das geſammte National vermögen zu ver— 
größe rn, die Benutzung der Banknoten gleich jeder anderen Jn- 
duſtrie zu billigen ſei. 

Berückſichtigen wir jetzt aber die mit der Notendiisgabe verbundenen 
Nachtheile, ſo wird ſich ergeben, daß dieſe Bed ingun gen nicht 
zu erfüllen find, daß eine vermittelft ihrer bewirkte Belebung des 
Verkehrs nicht auf wirthſchaftlich geſunder Grundlage ruht und daß das 
endliche Reſultat keinesweges ein günſtiges für die Geſammtbevölkerung 
des Staates iſt. 

Nach dem oben Geſagten beſteht der erſte bedeutende Nachtheil in der 

Entwerthung der Tauſch- und Zahlmittel, d. h. ſo⸗ 
wohl des Metall- wie des Papiergeldes, welche durch 
ihre gleichzeitige fortwährende Vermehrung, einerſeits 
durch die Edelmetall-Production, andererſeits durch 
Papier geld-Emiſſion bewirkt wird. 

Das Geld hat bekanntlich einen dreifachen Charakter als Werthmaaß 
Tauſch⸗ und Zahlmittel. Bei allen drei Funktionen aber muß die Stätig⸗ 
tigkeit, die größtmögliche Unveränderlichkeit ſeines Tauſchwerthes ein Haupt⸗ 
erforderniß ſein, ſoweit ſie ſich nach menſchlichen Verhältniſſen überhaupt 
bewirken läßt. Der Umſtand, daß die Edelmetalle ſich mehr als andere 
Werthgegenſtände geeignet zeigten, eine große Werthſtabilität zu bewahren, 
war ſchon im Alterthum einer der Gründe, welche ihnen die Beſtimmung 
verſchafften, vorzugsweiſe als Geld benutzt zu werden. Einerſeits war 
ihr durch die ſchwierige Förderungsarbeit beſtimmter Productionswerth 
ein bedeutender und von einem Jahre zum andern ein ziemlich gleich⸗ 
mäßiger; andererſeits wurde ihr Tauſchwerth dadurch gegen Schwankungen 
geſichert, daß ſie durch die Benutzung nicht, wie z. B. das Getreide, auf⸗ 
gezehrt wurden, daß das einmal Geförderte vorhanden blieb, daß alſo 
ſeine Menge nach und nach zunahm, und das jährlich Hinzukommende 
ein immer kleineres Quantum im Verhältniſſe zu dem bereits Vorhande⸗ 
nen ausmachte, alfo von feiner Seite immer weniger deffen Tauſchwerth 
beeinfluſſen und dadurch eigentliche Schwankungen hervorrufen konnte, 
während allerdings auf der andern Seite die unausgeſetzt fortſchreitende 
Zunahme des Vorraths an Edelmetallen, mit welcher das Bedürfniß der 
Menſchen trotz gleichfalls wachſender Bevölkerung mit zunehmendem 
Handel, zunehmender Kunſtfertigkeit und größerem Luxus nicht Schritt 
halten konnte, — eine Abnahme der Nachfrage bedingte und dieſe, da 
zugleich durch beſſere Förderungsmethoden und durch Erleichterung des 
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Transportes die Productionskoſten ebenfalls ſtetig abnahmen, ein langſam 
fortſchreitendes Sinken des Tauſchwerthes der Edelmetalle verurſachen 
mußte. 

Man hat bekanntlich Metall- und Papiergeld. Weiter oben 
jedoch habe ich bereits erwähnt, daß nur das geprägte Edelmetall mit 
vollem Rechte den Namen „Geld“ trägt, daß derſelbe ſeinen papiernen 
Erſatzmitteln nur uneigentlich zukommen kann, eben weil das Geld als 
Werthmaaß vor Allem ſelbſt von möglichſt wenig veränderlichem Tauſch⸗ 
werthe ſein ſoll, und dieſes dadurch bedingt wird, daß derſelbe nach 
dem Productionswerthe der Förderung ein beträchtliches Maaß menſchlicher 
Arbeit vertritt. Ein willkürlich ohne vorhergehende beträcht— 
liche Arbeit geſchaffener Tau ſchwerth kann von feinem Be- 
ſtande ſein wegen der Leichtigkeit ſeiner ferneren willkür— 
lichen Schaffung. 

Ebenſo wie die Geldwirthſchaft, verglichen mit der früheren Natural⸗ 
wirthſchaft, einen Fortſchritt der wirthſchaftlichen Entwickelung bezeichnet, 
ſoll daſſelbe nach der Lehre neuerer National-Oekonomen mit der Credit- 
wirthſchaft als Vervollkommnung der Geldwirthſchaft der Fall ſein. Gegen 
dieſe Behauptung laſſen ſich jedoch ſehr erhebliche Einwendungen machen, 
und ſie möchte nur in ſoweit richtig ſein, als man unter Creditwirth— 
ſchaft die Verein fachung und Erleichterung der Geldwirthſchaft, 
keineswegs aber, wenn man ihre immer weiter ausgedehnte Erfe bung 
durch Creditpapiere, durch Geldverſprechen verſteht. 

Der Mangel der Naturalwirthſchaft beſteht darin, daß ihr ein al- 
gemein gültiges Werthmaaß, Tauſch- und Zahlmittel fehlt. Ein ſolches 
findet man nur im Metallgelde und auch die Creditwirthſchaft hat nichts, 
womit ſie daſſelbe erſetzen könnte. Alle ihre ſogenannten „Geldſurrogate“ 
ſind weiter nichts als Verſprechen auf Edelmetall, und wenn kein wirklich 
vorhandenes Metall als Deckung hinter ihnen ſteht, ſo ſind ſie nichts als 
eitel Schein und Täuſchung, „moonshine,“ wie man im Engliſchen ſagt. 
Nicht blos das Werthmaaß und geſetzliche Zahlmittel, ſondern auch das 
Tauſchmittel muß, um nicht wirthſchaftlich ungeſunde Zuſtände herbeizu⸗ 
führen, ein wirklicher, nur durch angeſtrengte menſchliche Arbeit herzu⸗ 
ftellender Werthgegenſtand, es muß vorhandenes Edelmetall, kein bloßes 
niemals eingelöſtes Verſprechen eines ſolchen fein. Zuläſſig können 
nur ſolche Creditpapiere erſcheinen, welche die beiden Bedingungen erfüllen, 
daß einerſeits das in ihnen enthaltene Verſprechen keinerlei Täuſchung 
enthalte, daß die darin verſprochene Zahlung zur vollen Summe und 
zur angegebenen Zeit ſtattfinden könne, andererfeits daß durch ihre Be- 
nutzung ein entſprechendes Maaß menſchlicher Arbeit nicht ſcheinbar, ſon⸗ 
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dern wirklich erſpart, alſo für andere Zwecke nutzbar gemacht werde, und 
daß dieſe Erſparung nur vermittelſt ihrer zu beſchaffen ſei. 

Beide Bedingungen werden weder vom Staats = Paptergelde, noch 
von den Banknoten erfüllt. Es wird in beiden ſofortige Zahlung ver⸗ 
ſprochen. Wollte man aber gleichzeitig die ganze Summe des ausgege⸗ 
benen Papieres zur Zahlung vorzeigen, ſo würde ſich ergeben, daß das 
erforderliche baare Geld nicht vorhanden fet, daß fih das Verſprechen 
nicht ſtreng erfüllen laſſe; daß ferner keine wirkliche Erſparung menſchlicher 
Arbeit durch dieſes Papiergeld bewirkt werde, iſt ſchon oben gezeigt. 

Aus dem Geſagten folgt, daß das Papiergeld eine beſondere Art 
der im Verkehre benutzten Creditpapiere ausmacht. Wenn man in neueren 
volkswirthſchaftlichen Lehrbüchern die Behauptung ausgeſprochen findet, die 
geſammten Credit⸗Umlaufsmittel, wie girirte Anweiſungen und Wedel, 
auf Namen o der auf Inhaber lautende Depoſitenſcheine, Cheks, Banknoten, 
einlösbares Staatspapiergeld, fällige Coupons, Briefmarken u. f. w. ſeien 
principiell nicht verſchieden unter einander, ſondern nur formell und 
graduell in Beziehung auf ihre Fähigkeit Geld im Verkehre zu erſetzen 
(Rentzſch, Handwörterb. der Volkswirthſchaftsl. Art. „Credit“ S. 200, 
ſo glaube ich, dieſes geradezu als Irrthum bezeichnen zu dürfen. 

Der principielle Unterſchied liegt darin, daß während Wechſel, An⸗ 
weiſungen, Cheks, Coupons u. ſ. w. ſich auf Capital beziehen, welches 
vorhanden ſein muß und in Geld ausgezahlt werden ſoll, während ſie 
früher oder ſpäter zur Zahlung kommen und damit individuell vom Schau⸗ 
platze abtreten, während ſie alſo nur, ſo zu ſagen, Transportmittel 
ſind, um einen Theil des vorhandenen Capitals mit Leichtigkeit von einer 
Hand in die andere zu ſchaffen, das Maß der beim Verkehre erforderlichen 
Arbeit erheblich zu vermindern, — das Papiergeld und die Banknoten 
im Gegentheile ſich nur zum Scheine auf vorhandenes, zur Eintauſchung 
verfügbares Capital beziehen, (wenn überhaupt vorhanden, iſt es jedenfalls 
zu anderer Verwendung beſtimmt als zu ihrer Einlöſung), keinesweges 
darauf berechnet ſind, in einer gegebenen Zeit je ſammt und ſonders 
bezahlt zu werden, und daher nicht gleich jenen als Transportmittel 
des Capitals, ſondern vielmehr als Productionsmittel bezeichnet 
werden müſſen, beſtimmt, neues, bis dahin nicht vorhandenes aber auch 
nur fingirtes Capital in den Verkehr zu bringen und durch dieſe 
Gaukelei, wobei die zum Verkehre erforderliche menſchliche Arbeit nur 
in ſehr geringem Grade oder gar nicht vermindert wird, wirthſchaftlic 
ungeſunde Zuſtände zu ſchaffen, welche ſich in dem Grade verſchlimmern 
müſſen, wie die Schaffung dieſes bloß eingebildeten Capitals, womit der 
Verkehr dann wirthſchaftet, nach Belieben ausgedehnt wird, bis ein Staats⸗ 
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bankerott oder eine Zettelbanken-Kriſe gleich einem Gewitter hereinbricht, 
um die wirthſchaftliche Luft von den ungeſunden Elementen zu reinigen 
und das Metallgeld wieder in ſeine ihm von dem Papiere beſtrittenen 
Rechte einzuſetzen. 

Wenn wir unter Capital ein gegebenes Vermögen verſtehen, wel⸗ 
ches zu fernerer Production verwendbar iſt und es in | 

1. Capital des unmittelbaren Beſitzes, nämlich: 
benutzbaren Grund und Boden 
. natürliche Erzeugniſſe jeder Art | 
. Werkzeuge und Mafchinen feftes Capital 
„durch Arbeit mit ſolchen Hervor- 
gebrachte Werke 

e. halbflüſſiges Capital, Creditpapiere, welche den Uebergang des 
feſten Capitals in die flüſſige Form vermitteln, wie Wechſel, 
Anweiſungen, Coupons u. ſ. w. 

f. flüſſiges Capital, baares Geld oder gemünztes Metall (aller- 
dings auch Papiergeld, fo lange es exiſtirt); 

2. Capital des mittelbaren Beſitzes d. h. 

Forderungen an zahlungsfähige Schuldner (ebenfalls zum feen 

Capitale gehörend) 

eintheilen und dabei unter flüſſigem Capitale diejenige Form des Beſitz⸗ 
thums verſtehen, in welcher es leicht in alle für den Verkehr erforderlichen 
Theile zu theilen iſt, von Jedermann in Zahlung genommen wird, und 
daher überall hinfließt, wo eine wirthſchaftliche Lücke entſteht, ſo zeigt ſich 
dabei klar der principielle Unterſchied der Creditpapiere. Wirkliche 
Tauſch⸗Erleichterungsmittel ſind diejenigen, welche den Uebergang von der 
feſten Form des Capitals in die flüſſige vermitteln, und welche daher mit 
Recht als halbflüſſige bezeichnet werden können. Sie machen ein noth- 
wendiges Hülfsmittel des Verkehrs aus, während die Creditpapiere, welche 
bereits flüſſiges Capital vertreten wollen, für den Verkehr vollkommen 
entbehrlich ſind. 

Die Banknote ebenſo wie der Ehag- oder Caſſenſchein des Staates 
verſpricht allerdings die Zahlung des darauf bezeichneten Geldbetrages an 
den Vorzeiger. Beide aber werden in ihrer Geſammtheit keineswegs in 
die Welt geſandt, um wie ein Wechſel die Zahlung dieſes verſprochenen Be⸗ 
trages wirklich herbeizuführen, um den Austauſch vorhandenen Capi⸗ 
tals gegen vorhandenes Capital zu erleichtern, ſondern im Gegentheile, 
um ihren Ausſteller einer Zahlung in wirklichem Gelde zu 
überheben, um ihm wirkliches Capital im Austauſche des von 
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ihm fingtrten Capitals zu verſchaffen. Bei Rentzſch (Handwörterb. 
Art. Banknoten S. 92) heißt es: „Der tiefgreifende princepielle Unter⸗ 
ſchied zwiſchen dem Papiergelde und allen Creditumlaufsmitteln, daher 
auch der Banknote, liegt in den beiden Momenten der U neinlös— 
barkeit des Papiergeldes gegen anderes Geld und des Zwangscourſes.“ 
In der Wirkung auf die wirthſchaftlichen Zuſtände ſcheint mir dieſer 
Unterſchied zwiſchen Papiergeld und Banknote, aber mehr ein ſche in barer als 
ein wirklicher zu ſein; denn wenn auch die einzelne Banknote ebenſo 
wie heutigen Tages manches Papiergeld bei Vorzeigung eingelöſt wird, 
— ſie werden einmal im gewöhnlichen Laufe der Dinge der Mehrzahl 
nach nicht zur Einlöſung vorgezeigt und ſind nicht beſtimmt dazu. 
Ihre Beſtimmung iſt, fortwährend ein nicht wirklich vorhandenes, ſondern 
bloß eingebildetes Capital im Verkehre zu unterhalten. Daher wird 
jede eingelöſte Banknote, jeder zur Zahlung präſentirte Caſſenſchein ſobald 
wie möglich wieder in Umlauf geſetzt. Werden eines Tages bei drohen⸗ 
der Kriegsgefahr oder ſonſt einer Kataſtrophe ſämmtliche ausgegebene 
Banknoten und Caſſenſcheine zur Zahlung vorgezeigt, ſo ji die Geldkriſe 
da. Es fehlt am Metalle um ſie einzulöſen. 


Aus dem Geſagten folgt, daß nur das Metallgeld geeignet iſt, als 
Werthmaaß, Tauſch⸗ und Zahlmittel zu dienen, weil es allein einen reellen, 
in der zu ſeiner Förderung nöthigen menſchlichen Arbeit begründeten 
Productionswerth hat und weil die daraus folgende Stätigkeit feines 
Tauſchwerthes ein abſolutes Erforderniß zur Ausübung jener Functionen 
iſt. Es folgt ferner daraus, daß alle Arten von Creditpapieren nur in 
ſofern einen wirthſchaftlich richtigen Zweck verfolgen können, als ſie da⸗ 
rauf berechnet ſind, den Geldverkehr, den Austauſch eines vorhandenen 
Capitalobjectes gegen ein anderes ebenfalls vorhandenes zu vereinfachen 
und zu erleichtern, die dabei zu verwendende Arbeit zu vermindern, daß 
fie aber diefe richtige Bahn verlaſſen, ſobald fie die Beſti mmung erhalten 
neben dem ein wirkliches Capital enthaltenden Metallgelde ein 
dauerndes Papiergeld zu ſchaffen, welches kein vorhandenes Capital 
enthält, alſo an und für ſich werthlos iſt und ſtatt des eigenen Werthes 
ſich fortwährend beſtrebt, ein fingirtes Capital dem Verkehre zur 
Bewirthſchaftung in die Hände zu ſpielen, welche Beſtrebungen ſtets früher 
oder ſpäter in Staatsbankerotten und Geldkriſen endigen. Es folgt end⸗ 
daraus, daß, weil die Werthſtabilität ein fo wichtiges Erforderniß des 
Geldes iſt, jede Einrichtung, welche dieſe Stätigkeit ſeines Werthes auch 
dem Metallgelde auch beeinträchtigt, aus wirthſchaftlichen Gründen ver⸗ 
werflich erſcheinen muß, ſo lange nicht andere noch größere wirthſchaftliche 
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Vortheile; gleich der großen Erſparung an Arbeit bei Benutzung der 
Wechſel, Anweiſungen u. ſ. w., damit verbunden ſind. 

Die Rechnung über das vorhandene gemünzte Geld einerſeits und 
das außerdem theils in Baren vorhandene, theils zu Zwecken der In⸗ 
duſtrie und des Luxus verwandte Edelmetall läßt ſich nicht trennen, ſo 
wenig in Beziehung auf ihren Vorrath, wie auf ihren Tauſchwerth, weil 
beide fortwährend in einanderfließen, weil häufig alles Geſchmeide und 
ſonſtiges goldenes und ſilbernes Geräth eingeſchmolzen und vermünzt, 
ebenſo wie auf der anderen Seite geprägtes Metall wieder zu ſonſtiger 
Verarbeitung benutzt wird. 

Der Tauſchwerth der Edelmetalle muß im Allgemeinen und auf 
die Dauer von den durchſchnittlichen Productionskoſten des größeren 
Theiles beſtimmt werden, welcher bis zur Mitte dies Jahrhunderts aus 
den Bergwerken von mittlerer Ergiebigkeit gewonnen wurde. Dieſes 
Naturgeſetz, daß der Tauſchwerth durch den Productionswerth beſtimmt 
wird, unterliegt jedoch an und für ſich im Betreffe der Edelmetalle einer 
beträchtlichen Modification durch den allgemeinen hazardmäßigen Charakter 
der Bergbau⸗Induſtrie in den eigentlich metallreichen Gegenden des Erd— 
balls, wobei in Hunderten von Fällen Minen, welche zeitweilig Verluſt 
bringen, dennoch für eine Reihe von Jahren in Erwartung beſſerer Er— 
träge fortgeſetzt bearbeitet werden, ſo lange andere reiche Schachte den 
Beſitzern die Mittel dazu gewähren.. Dazu kommt dann im vorliegenden 
Falle noch der Umſtand, daß ſeit der Entdeckung der californiſchen und 
auſtraliſchen Goldlager eine nach Tauſenden zählende Menge von Menſchen 
ſich auf den Bergbau geworfen hat, und dadurch, wenn die Reſultate für 
Viele auch uicht befriedigend ſein mögen, bisher ungeheure Mengen Edel⸗ 
metalls gefördert worden ſind und noch gefördert werden. | 

Die Folge dieſer Umſtände und der noch fortdauernden Ergiebig— 
keit vieler reichen Bergwerke iſt geweſen, daß das frühere Gleichgewicht 
zwiſchen dem nach der Förderungsarbeit bemeſſenen Productionswerthe und 
dem herrſchenden Tauſchwerthe der Edelmetalle vielleicht auf viele Jahr- 
zehnte hinaus geſtört worden iſt und daß 

der gegenwärtige Tauſchwerth der Edelmetalle weniger 
durch ihre Förderungskoſten als vielmehr durch ihren 
Gebrauchswerth d. h. durch das Geſetz von Nachfrage 
und Angebot beſtimmt wird. 

Das Ergebniß dieſer Geſtaltung der Edelmetall-Production zeigt ſich 
in der von Jahr zu Jahr zunehmende Entwerthung der Edelmetalle und 
des aus ihnen geprägten Geldes, ſowie aller nach dieſem Gelde beſtimm⸗ 
ten Werthe von Capitalien, Beſoldungen, Gehalten, Honoraren, Tagelohn 
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der Arbeiter u. f. w., welche auf alle materiellen Lebensverhältniſſe bereits 
auffallendſten Einfluß ausgeübt hat und in noch unberechnenbarer Aus⸗ 
dehnung weiter auszuüben droht. 

Das Geld hat keinen beſonderen Werth als ſolches, wenn man 
davon abſieht, daß ſein geſetzlicher Umlaufswerth in den meiſten Ländern 
ſo feſtgeſetzt wird, daß die Prägekoſten mit darin enthalten ſind, — ſon⸗ 
dern ſein Tauſchwerth hängt von dem der Edelmetalle ab. Wir haben 
oben alles Capital in feſtes, halbflüſſiges und flüſſiges getheilt. Eine 
ſolche Unterſcheidung ift aber keine natürliche, in einer beſonderen De: 
ſchaffenheit der Beſitztheile begründete, ſondern bezieht ſich lediglich auf die 
ihnen gegebene Verwendung. Die Edelmetalle bilden nach ihrer Förderung 
einen Theil des vorhandenen feſten Capitals, prägt man ſie aber zu 
Münzen aus, ſo werden ſie flüſſiges Capital, wie es dort näher bezeich⸗ 
net worden iſt. . 

Die Benutzung des Geldes als Werthmaaßes findet bekanntlich in 
der Weiſe ſtatt, daß der Werth eines jeden Tauſchobiectes nach einer 
größeren oder geringeren Menge dieſes flüſſigen Capitals beſtimmt wird. 
Was aber feinen eigenen Tauſchwerth betrifft, fo läßt ſich derſelbe nicht 
an ihm ſelbſt meſſen, da Meſſen durch Vergleichen ſtattfindet und man 
ein Ding nicht mit ſich ſelbſt vergleichen kann. Die Veränderungen des 
Tauſchwerthes des Metallgeld es laſſen fih daher nur am gemein ſamen 
Steigen oder Fallen des Werthes aller übrigen Tauſchob— 
jecte erkennen. 

In dieſer Bezeichnung kann man ſagen, daß der Tauſchwerth des 
Geldes und hinter ihm in zweiter Reihe derjenige der vorhandenen Edel⸗ 
metalle dem Geſammttauſchwerthe aller übrigen zum Austauſch kommenden 
wirthſchaftlichen Gü ter gegenüberſtehe, ihn im Gleichgewichte halte. Wenn 
man ſich vorſtellt, daß es nur Metallgeld gäbe, und daß plötzlich in allen 
Theilen der bewohnten Erde das Quantum des vorhandenen Geldes und der 
Edelmetalle, alſo der geſammten Tauſchmittel auf die Hälfte reducirt 
würde, daß die andere Hälfte unwiederbringlich verſchwände, ſo ergiebt 
ſich, daß in einem ſolchen Falle das Uebriggebliebene den Dienſt des 
früheren Geſammtvorraths verſehen müßte. Für jeden Kauf oder Ver⸗ 
kauf könnte man dann nur die Hälfte des früher verwandten Geldes 
benutzen, und die nothwendige Folge müßte ſein, daß die Preiſe aller 
wirthſchaftlichen Güter um 50 Procent hinabſänken, daß der Tauſchwerth 
des Geldes um ebenſoviel ſtiege, da man ja für 50 Thaler daſſelbe 
würde kaufen und verkaufen müſſen, wofür früher hundert Thaler bezahlt 
wären. 

Das Naturgeſetz, welches hier unmittelbar iu mathematiſcher Form 
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auftritt, würde dagegen, wo es fih um eine Vermehrung der Taufch- 
mittel handelt, anſcheinend nicht ſo unbedingt wirken könnten, da es ja 
bei dem Vorhandenſein und bei zunehmender Vermehrung der Tauſchmittel. 
auf den Willen der Eigenthümer ankäme, ob ſie den Preis ihres Beſitz⸗ 
thums herabſetzen wollten; und dennoch wirkt daſſelbe Naturgeſetz der 
Nachfrage und des Angebots auch hier ebenſo unbedingt nicht folgerecht: 
eine jede wirkliche Vermehrung der Tauſchmittel wie jeder 
anderen Art von Werthgegenſtänden bewirkt eine entſprechende 
Entwerthung derſelben, wenn nicht gleichzeitig vermehrte 
Nachfrage danach eintritt. 

Das Charakteriſtiſche einer ſolchen Entwerthung befteht darin, daß 
ſie in der perſönlichen Anſchauung des jeweiligen Beſitzers ihren Anfang 
nimmt, und fih dann derjenigen aller übrigen Menſchen mittheilt “). 
Bei jedem Tauſche müſſen zwei oder mehrere Perſonen betheiligt ſein. 
Hat der Beſitzer eines Werthgegenſtandes ſein perſönliches Bedürfniß da⸗ 
von befriedigt, ſo wird er wünſchen, das Ueberflüſſige gegen andere Güter 
zu vertauſchen oder auch Anderen zum Gebrauche zu vermiethen. Iſt 
derſelbe Wethgegenſtand auch bei Anderen reichlich vorhanden, ſo wird 
die Nachfrage gering fein, ſowohl für den Austauſch, wie für den mieth- 
weiſe ſtattfindenden Gebrauch, im entgegengeſetzten Falle wird ſich ſtarke 
Nachfrage zeigen. Je geringer die Nachfrage iſt, deſto geneigter wird der 
Beſitzer ſein, das für ihn Ueberflüſſige wohlfeil wegzugeben. 

Haben ſich alſo die Tauſchmittel, hat ſich das flüſſige Capital in be⸗ 
trächtlicher Menge vermehrt, ſo werden die Beſitzer zunächſt ihre eigenen 
Bedürfniſſe jeder Arbeit reichlich durch Austauſch befriedigen, ſie werden 
mehr als ſonſt kaufen, und dann das Gel, wofür ſie keine Verwendung 
im Austauſche ſinden, miethweiſe Anderen zur Verfügung ſtellen. Iſt 
aber auch bei Anderen ebenfalls das Geld reichlich vorhanden, ſo wird 
wenig Nachfrage dafür ſeino, man wird die Waaren und ſonſt auszu⸗ 
tauſchende Güter höher im Preiſe halten und da viel überflüſſiges Geld 
zum Vermiethen ausgeboten wird, auch nur eine geringere Gebrauchs— 
miethe dafür bezahlen wollen. 


*) Dieſelbe Erſcheinung findet z. B. bei einer Entwerthung des Papiergeldes 
im Beſonderen ſtatt. So lange daſſelbe in der Anſchauung des Beſitzers gleichen 
Werth mit dem eirculirenden Metalle hat, d. h, fo lange er überzeugt iſt, das 
Papiergeld jederzeit in einen gleichen Betrag Metallgeldes verwandeln zu können, 
iſt von keiner Entwerthung die Rede. Erſt durch ſein Beſtreben ſich des Papier⸗ 
geldes zu entledigen, nöthigenfalls ſelbſt mit einem Verluſte, als Folge ſeines 
Mißtrauens gegen deſſen Sicherheit, beginnt die Enlwerthung und pflanzt ſich 
von einem Inhaber zum andern fort. 
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Der Tauſchwerth des Geldes und feine Gebrauchsmiethe verfolgen 
alſo dieſelbe Bahn: hoher Tauſchwerth (niedrige Waarenpreiſe) und hohe 
Gebrauchsmiethe (Zins, Disconto) * bedingen fih gegenfeitig, und umge: 
gekehrt niedriger Tauſchwerth (hohe Waarenpreiſe) und niedrige Gebrauchs⸗ 
miethe. Da aber bei der heutigen Tages ſo weit ausgebildeten Theilung 
der Arbeit der Gebrauch, welchen die Geſammtheit vom Gelde machen 
kann, von weit größerer Bedeutung ift als derjenige des einzelnen Be- 
ſitzers, ſoweit er daſſelbe zum Güteraustauſche verwenden kann, ſo be⸗ 
ſtimmt der allgemeine Gebrauchswerth auch den Tauſchwerth des Geldes. 
Daher ſteigt bei Mangel an flüſſigem Capitale zuerſt die Gebrauchsmiethe 
in Folge davon ſteigt der Tauſchwerth deſſelben (fallen die Waarenpreiſe, 
bei Ueberfluß ſinkt zuerſt die Gebrauchsmiethe und in Folge davon finft 
der Tauſchwerth (ſteigen die Waarenpreiſe). Tauſchwerth und Gebrauchs⸗ 
miethe ſtehen alſo nicht in gleichem Range, obſchon ſie einer vom andern 
abhängen, ſich gegenſeitig bedingen. Die Gebrauchsmiethe wird vom 
Tauſchwerthe des Geldes berechnet, dieſer Werth aber hängt wieder davon 
ab, welche Gebrauchsmiethe ſich vom Gelde ziehen läßt. Wenn im Laufe 
der Zeit das Edelmetall und mit ihm das Geld durch fortwährende 
Anhäufung entwerthet worden iſt, ſo geſchah dieſes in derjenigen Reihen⸗ 
folge, daß zunächſt großer Vorrath entſtand, in Folge deffen geringe Ge- 
brauchsmiethe; in Folge der geringen Gebrauchsmiethe Sinken des Tauſch⸗ 
werthes. Der Tauſchwerth des Geldes verändert ſich alſo im Ver— 
kehre nicht ſo leicht, iſt nicht ſo empfindlich für äußere Einflüſſe wie die 
Gebrauchsmiethe. Steigt oder fällt er, ſo iſt dieſes immer erſt die Folge 
davon, daß die Gebrauchsmiethe ihm darin vorangegangen iſt. 

Die fortwährenden Schwankungen der Gebrauchsmiethe und des 
Tauſchwerthes des Geldes finden zunächſt in engeren Geſchäftskreiſen ſtatt, 
ſind dort am bemerkbarſten, obſchon ſie ſich nach Maßgabe ihrer Stärke 
auch auf weitere Entfernungen und endlich bei anhaltender ſtarker Beweg⸗ 
ung über den ganzen Weltverkehr ausbreiten. Nachdem durch die Menge 
des flüſſigen Capitals, welches überhaupt in der Welt vorhanden iſt, ſein 
durchſchnittlicher Tauſchwerth, feine Kaufkraft beſtimmt ift, folte fih die- 


*) Bekanntlich kommt in der Geſchäftswelt die Gebrauchsmiethe des Geldes 
weniger als eigentlicher Zins als vielmehr in der Form des Abzugsziuſes 
(Disconto) vor, indem fie von bereits angefertigten, auf zeitlaufenden Schulddocu⸗ 
menten (acceptirten Wechſeln) berechnet und dann von dem Nominalwerthe dere 
ſelben in Abzug gebracht wird. Daher ſpricht man im Geſchäftsleben nicht vom 
herrſchenden Zinsfuße, ſondern vom Stande des Discontos. Hoher Disconto und 
niedrige. Waarenpreiſe, — niedriger Disconto und hohe Waarenpreiſe bedingen ſich 
gegenſeitig und vom einen ſchließt man ohne Bedenken ſofort auf die anderen. 
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ſelbe überall in der Welt in gleicher Weiſe geltend machen, eben 
weil dieſes Capital flüffig iſt, wenn daſſelbe keinerlei Hemmniſſe anträfe. 
Das Letztere iſt aber allerdings der Fall. Einerſeits fehlt es in manchen 
Gegenden der Erde an Rechtsſicherheit, und ſolche Gegenden flieht das 
Capital; andrerſeits tritt das flüſſige Capital in der Form geprägter 
Münzen auf, bis jetzt aber giebt es keine Weltmünzen, nicht einmal ein⸗ 
zelne internationale Münzen, und da im Umlaufswerthe der Münzen 
meiſtens auch die Prägekoſten liegen, welche im Auslande nicht anerkannt 
werden, ſo dienen dieſelben in der Regel nur für das eigene Land. Damit 
das baare Geld aus einem Lande in das andere fließe, muß der Mangel 
daran in fremden Lande und in Folge deſſen die höhere Werthung der 
Edelmetalle ſo bedeutend ſein, daß dadurch die Transportkoſten und die⸗ 
jenigen der Umprägung mehr als aufgewogen werden. Als ferneres 
Hemmniß für die freie Bewegung des Capitals kommt endlich noch die 
Benutzung der Banknoten hinzu, welche heutigen. Tages faſt in jedem 
Lande einen Theil der Landeswährung 1 welche man aber im 
Auslande zurückweiſt. 

Es finden alſo auch in engeren Geſchäftskreiſen, in einem und dem⸗ 
ſelben Lande häufige Schwankungen zunächſt in der Gebrauchsmiethe, fv- 
dann in Folge davon aber auch im Tauſchwerthe des Geldes (in den 
Waarenpreiſen) ſtatt. Es giebt Zeiten, wo das flüſſige Capital reichlich 
vorhanden iſt, wo es mit Leichtigkeit gegen feſtes oder halbflüſſiges Capi⸗ 
tal eingetauſcht werden kann, (niedriger Disconto, hohe Waarenpreiſe); 
es giebt andere, wo viele Verwendung für baares Geld ift, Mangel da- 
ran fühlbar wird, andere noch wieder, wo genug flüſſiges Capital vor⸗ 
handen iſt, wo die Beſitzer aber mißtrauiſch, für ſeine Sicherheit beſorgt 
ſind und es verſteckt halten, nicht an den Markt bringen (in beiden 
Fällen herrſchen hoher Disconto, niedrige Waarenpreiſe). 

Aus dem Geſagten folgt, daß der Tauſchwerth der Edelmetalle und 
des aus ihnen geprägten, die Währung und das geſetzliche Zahlmittel 
bildenden Metallgeldes, weil daſſelbe zugleich das allgemeine Werthmaaß 
und Tauſchmittel bildet, in unvermeidlicher Wechſelwirkung mit der Größe 
ihres Vorrathes und ihrer dadurch bedingten Verwendung als feſten und 
als flüffigen Capitales ſtehen muß; denn jede Vermehrung dieſes flüſſigen, 
als Tauſchmittel verwandten Capitales bringt ein Fallen des Metalles 
Werth ein Steigen des Tauſchwerthes aller übrigen Güter hervor und 
vice versa. Wäre es zu bewirken, daß von jetzt an alles neu gewonnene 
Metall nur zu Zwecken der Induſtrie und des Luxus, nicht mehr zur 
Vermehrung der Tauſchmittel benützt würde und man künftig überhaupt 
das Münzen der Edelmetalle einſtellte, ſo würde dieſe Wirkung aufhören. 
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Das ift aber eben unmöglich. Jede Mehrproduction an Metall veranlaßt 
eine größere Vertheilung des Gewonnenen einerſeits an das feſte (Ge⸗ 
brauchs⸗ und Productionscapital), andrerſeits an das flüſſige Capital. 

Die Menge des geſammten feſten Capitals, welches den Gegenſtand 
des Verkehrs bildet, bedingt eine gewiſſe Größe dieſes Verkehrs, des dazu 
erforderlichen flüſſigen Capitales. Der Geſammtbetrag aller Tauſchgeſchäfte 
aljo ſteht mit der Menge des vorhandenen flüffigen Capitals, als Tauſch⸗ 
mittels, im Gleichgewichte. Je mehr Tauſchmittel überhaupt verfügbar 
ſind, ein deſto größerer Theil davon wird auf jeden Tauſch verwandt, ein 
deſto geringerer Tauſchwerth wird als jedem ihrer Theile beigelegt. Nun 
wird aber eine größere Menge von Tauſchmitteln verfügbar einerſeits 
durch ihre materielle Vermehrung vermittelſt der Production von Edel⸗ 
metall, andrerſeits durch Vereinfachung ihrer Benutzung, wodurch es mög⸗ 
lich wird, mit derſelben Menge Edelmetalls entweder in einer gegebenen 
Zeit eine größere Summe von Tauſchgeſchäften zu erledigen oder gar die⸗ 
ſelbe Menge Edelmetalls als Tauſchmittel für mehrere gleichzeitige Tauſch⸗ 
geſchäfte auf einmal zu verwenden, alſo ſeine Tauſchkraft und daraus 
folgende Wirkung zu verdoppeln. 

Hieraus folgt, daß alle Creditpapiere welche dazu dienen, den Ver⸗ 
kehr zu vereinfachen, das Bedürfniß nach materiell vorhandenen Tauſch⸗ 
mitteln zu vermindern, dieſelbe Wirkung auf den Tauſchwerth derſelben 
ausüben müſſen wie eine materielle Vermehrung der Tauſchmittel, nämlich 
daß ſie ihren Tauſchwerth verringern. 

Folglich wird der Tauſchwerth des Geldes vermindert, die Stätigkeit 
dieſes Tauſchwerthes, die Fähigkeit des Geldes, als unveränderliches 
Werthmaaß zu dienen, beeinträchtigt: 

einerſeits durch die fortdauernde Production der Edelmetalle, 
inſoweit ſie deren Verbrauch durch Abnutzung überſteigt, 
anderſeits durch die Benutzung jeder Art von Creditpapieren. 

Es fragt ſich nun, inwiefern dieſe dauernde Entwerthung des Geldes 
ein nothwendiger, nicht zu vermeidender Uebelſtand ſei, 

Was das Edelmetall ſelbſt anbetrifft, ſo läßt ſich von zwei Seiten 
her eine Reaction gegen die weitere Entwerthung erwarten, aber leider 
nicht zu einer nahe bevorſtehenden Zeit, nämlich einerſeits durch Abnahme 
der Production, andererſeits durch Zunahme der Benutzung, alſo des Ve- 
dürfniſſes, der Nachfrage. 

Eine Abnahme der Production wird früher oder ſpäter dann ein- 
treten müſſen, wenn der Werth des Edelmetalls ſo tief geſunken ſein 
wird, daß die Mehrzahl der Bergwerke nicht mehr mit Gewinn bearbeitet 
werden kann. Vorher aber müſſen alle bekannten an der Oberfläche der 


. 
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Erde liegenden Goldlager völlig ausgebeutet ſein, und es entzieht ſich 
jeder Berechnung, wann eine derartige Reaction wird eintreten können, — 
wahrſcheinlich erſt nach einer Rede von Jahrzehnten, vielleicht noch ſpäter. 
Eine bedeutende Zunahme des Verbrauches von Edelmetallen, namentlich 
von Gold würde andrerſeits in Ausſicht ſtehen, wenn es durch Vollen⸗ 
dung der Deutſchen Münzreform zur Verwirklichung internationaler 
Münzverträge zwiſchen den bedeutendſten Handelsvölkern käme, in Folge 
deren es erforderlich würde, eine eigne Art internationaler Goldmünzen 
zu prägen. Es würde ſich in kurzer Zeit ein großartiges Bedürfniß für 
ſolche Münzen zeigen, und damit würde zunächſt wenigſtens der weiteren 
Entwerthung des Goldes abgeholfen ſein. Einſtweilen giebt es aber noch 
Tauſende erfahrener Geſchäftsleute, welche eine ſolche Idee für bloße 
Chimäre halten, und was noch ſchlimmer iſt, auch der Mehrzahl der 
Regierungen ſcheint ſich das eigentliche Verſtändniß für die Folgen eines 
ſolchen großartigen wirthſchaftlichen Fortſchrittes noch zu verſchließen. 

Im Betreffe des Edelmetalles ſelbſt iſt alſo für die nächſte Zukunft 
kaum eine Hoffnung auf Hülfe vorhanden. 

Es bleibt dagegen zu unterſuchen, ob diejenige Entwerthung des 
Edelmetalles, welche von ſehr ausgedehnter Benutzung der Creditpapiere 
ausgeht, ſich durch Beſchränkung der letzteren abſtellen ließe, d. h. ob durch 
eingeſchränktere Benutzung der Creditpapiere ein wirklicher wirthſchaftlicher 
Nachtheil entſtände, eventuell, ob derſelbe ſo beträchtlich wäre, daß er den⸗ 
jenigen der fortſchreitenden Entwerthung der Edelmetalle aufwöge. 

Was die letztere betrifft, ſo bedarf es kaum der Ausführung, daß, 
wenn die früher ſehr langſam fortſchreitende Entwerthung der Edelmetalle 
durch die ſeit 20 Jahren ungeheuer vergrößerte Production in eben ſo 
auffallender Weiſe verſtärkt und beſchleunigt worden iſt, und in Folge 
deſſen die Preiſe aller Lebensbedürfniſſe mit wenigen durch beſondere Ur⸗ 
ſachen bewirkten Ausnahmen in fortwährendem Steigen begriffen ſind, dies 
zu ernſter Sorge Veranlaſſung geben muß. Alle die Millionen von 
Menſchen, welche nicht direct an der Production oder am Handel betheiligt 
ſind (in welchem Falle ſie für ihre Geſchäfte durchſchnittlich und nach Geld 
ausgedrückt einen entſprechend höheren Gewinn erzielen werden,) ſämmtliche 
Tagelöhner, alle beſoldeten Staatsbeamten, alle auf beſtimmten Gehalt oder 
auf hergebrachte Honorare angewieſenen Claſſen der Geſellſchaft, alle Die- 
jenigen, deren Einkünfte in einer beſtimmten Rente beſtehen, werden dadurch 
in eine precäre Lage gebracht und ſind gezwungen, ihre Bedürfniſſe mehr 
und mehr einzuſchränken, fih altgewohnte Lebensgenüſſe zu verjagen, weil 
ihr Einkommen, welches früher zur Beſtreitung ſolcher Ausgaben hinreichte, 
jetzt dafür zu gering iſt und ſie noch größere Sorge betreffs der Zukunft 
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empfinden müſſen. In gleicher Weiſe verliert die Finanzverwaltung des 
Staates jeden feſten Halt, von der Volksvertretung conſtitutioneller Staaten 
müſſen faft jährlich höhere Steuerquoten verlangt werden, wenn auch mit 
derſelben Sparſamkeit gewirthſchaftet worden ift wie vorher. Selbſt die 
vergleichende Statiſtik verliert die ſichere Grundlage ihrer Berechnungen, 
weil es ihr nicht möglich iſt, genau nachzuweiſen, um welchen Procentſatz 
der Tauſchwerth der geſetzlichen Metallwährung allen übrigen wirthſchaft⸗ 
lichen Werthen gegenüber jedes Jahr geſunken iſt. 

Niemand wird leugnen wollen, daß in dieſer Werthverminderung des 
Geldes ein großes, ein ſehr ernſtliches Uebel liegt, welches dadurch nur 
bedenklicher wird, daß es in ſtetem Fortſchreiten begriffen iſt und ſich 
betreffs ſeiner Dauer und endlichen Ausdehnung jeder Berechnung entzieht, 
daß alſo zu ſeiner Bekämpfung jedes wirklich nützliche Mittel aufgeſucht 
werden ſollte. 

Um zu ermitteln, ob durch eingeſchränktere Benutzung der Creditpapiere 
ein Nachtheil oder Vortheil entſtände, iſt es erforderlich, die Art und die 
Reſultate ihrer bisherigen Benutzung näher zu unterſuchen. 

Nach der obigen Eintheilung zerfallen ſie in 

halbflüſſiges Capital, nämlich Wechſel, Anweiſungen, ſchrift⸗ 
liche Zahlungsverſprechen, Depoſitenſcheine u. ſ. w. und . 

flüſſiges Capital oder Papiergeld, welches beanſprucht, diefelben 
Dienſte zu leiſten wie gemünztes Metall. 

Im Betreff der erſteren wird kaum ein Zweifel darüber ſein können, 
daß man ihrer unmöglich entbehren kann. Sie vermitteln jede Art des 
Verkehrs, inſofern dabei ein directer Uebergang des feſten Capitals in 
flüffiges, d. h. eine unmittelbare Baarzahlung, mit Schwierigkeiten ber: 
knüpft ift, fie erſparen ein gar nicht zu berechnendes Maaß menſchlicher 
Arbeit, laſſen in legitimer Weiſe den Credit zur Geltung kommen, er⸗ 
möglichen erſt die moderne Ausdehnung des Verkehrs, indem ſie ein 
beſonderes Stadium des Ueberganges von Capital in feſter Form zunächſt 
in die halbflüſſige ſchaffen, und kommen wiederum nur da zur Anwendung 
wo der Verkehr ihrer wirklich bedarf, wo ein gefundes wirthſchaftliches 
Verhältniß vorhanden iſt. 

Sie ſind alſo ein eben ſo großes Bedürfniß für den Verkehr wie 
das gemünzte Geld und leiſten die nützlichſten Dienſte bei der Production 
neuen Capitals, inſoweit dieſelbe mit Hülfe des Verkehrs Statt findet. 

Wenn es daher auch Thatſache ift, daß ohne ihre Benutzung das 
Metallgeld (bei ganz unabſehbar geringeren Verkehre) einen höheren Tauf- 
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werth bewahrt haben würde, ſo iſt doch der von ihnen für die geſammte 
Menſchheit gezogene Nutzen ſo überwiegend, daß jede Einſchränkung ihrer 
Benutzung eine Calamität ſein würde, wovon gar keine Rede kein kann. 

Betrachten wir nun (da die Verwerflichkeit allen Staatspapiergeldes 
auch ohne Erörterung feftfteht) *) — die Banknoten, ſo ergiebt ſich in 
Hinſicht auf ihre allgemeine Nützlichkeit oder Schädlichkeit, d. h. für die 
. eines Staats, Folgendes: ; 

a) da fie als flüfjiges Capital auftreten, fo wird ihre erſte Wirkung 
auf den Verkehr ganz dieſelbe ſein wie diejenige einer Vermehrung 
des umlaufenden Metallgeldes; 

b) wäre das flüſſige Capital im Stande, für ſich lb neues Capital 
zu produciren, fo ließe ſich annehmen, daß auch dieſe Form des 
flüſſigen Capitals — (möchte ſie nun wirklich vorhandenes Capital 
vertreten oder nur ein Trugbild ſein) — daſſelbe vermögen würde. 
Das iſt aber nicht der Fall. Die Production von Capital findet 
durch menſchliche Arbeit im Vereine mit ſchon vorhandenem feſten 
Capitale Statt; ſie wird nur unterſtützt durch das halbflüſſige und 
das flüſſige Capital. In Bezug auf die Wirkung dieſer Unter- 

ſtützung iſt es aber gleichgültig, ob das flüſſige Capital in größerer 
oder geringerer Menge vorhanden iſt, wenn dieſelbe nur hinreicht, 
um ſich gehörig vertheilen zu laſſen; denn je geringer ſeine Menge 
iſt, deſto größer iſt ſeine Kraft, — mit anderen Worten, 
wenn etwa nur die Hälfte des vorhandenen Metallgeldes exiſtirte, 
ſo würde man doch dieſelben Geſchäfte damit betreiben können wie 
mit ſeiner gegenwärtigen Menge, weil dann ſein Tauſchwerth 
doppelt ſo hoch ſein würde. Man kann mit Banknoten Acker 
kaufen, Fabriken errichten, Arbeiter bezahlen, welche ſich ebenfalls 
wieder für Banknoten Nahrung, Bekleidung und Wohnung ver— 
ſchaffen werden. Folglich haben in ſolchem Falle die Banknoten 
dazu beigetragen, die über die bezahlte Gebrauchsmiethe (landes— 
üblichen Zins) hinaus erzielte Capitalvermehrung zu bewirken. 
Wären dieſe Banknoten aber gar nicht vorhanden, wäre ſo viel 
weniger flüſſigen Capitales im Lande geweſen, — würde in dieſem 
Falle der Ankauf der Acker, die Errichtung der Fabriken, die 
Bezahlung der Arbeiter haben unterbleiben müſſen? hätte alſo die 
dadurch erzielte Schaffung neuen Capitals gar nicht Statt gehabt? 
Keineswegs! Durch die Ausgabe der Banknoten wurde abſolut das 
vorhandene Capital in ſeiner Fähigkeit, neue Werthe zu produciren 


*) Scheint mir zu weit zu gehen. | Perrot. 
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wurde vergrößert allerdings“), aber in demſelben Verhältniſſe fein 
Tauſchwerth, ſeine Kaufkraft geſchwächt. Dieſelben Menſchen mit 
derſelben Arbeitskraft, demſelben Unternehmungsgeiſte und demſelben 
anfangs vorhandenen feſten Capitale ausgerüſtet, würden dieſelben 
Erfolge erzielt haben. Das zu ihrer Verfügung ſtehende baare 
Metallgeld hätte eine geringere Summe ausgemacht, aber man hätte 
Daſſelbe damit beſchicken können, weil ſein Tauſchwerth nicht durch 
die Ausgabe der Banknoten vermindert worden wäre. | 

Hieraus folgt, daß der Staat durch Ausgabe von Papier- 
geld, die Zettelbanken durch Ausgabe ihrer Zahlungsverſprechen 
ſich vermittelſt der jährlichen davon gezogenen Zinſen einen 
nicht zu rechtfertigenden erheblichen Gewinn verſchaffen, indem 
ſie den Tauſchwerth des umlaufenden Metallgeldes d. h. alſo 
der geſetzlichen Landeswährung im Verhältniſſe des Betrages 
ihres Papiergeldes zum Geſammtbelaufe des circulirenden 
(flüſſigen) Capitals vermindern und dadurch den großen Theil 
der Bevölkerung, welcher von feſten Einnahmen lebt, zu be— 
deutendem Schaden bringen, in zweiter Reihe aber die geſammte 
Staatsbevölkerung ſchädigen, indem ſie die Stätigkeit des ge— 
ſetzlichen Werthmaßes untergraben. | 

Vortheile erwachſen dagegen nach keiner Richtung hin für die Geſammt⸗ 
bevölkerung des Staates durch die Ausgabe der Banknoten. Beim Staats⸗ 
papiergelde kommen den Steuerzahlern die erſparten Zinſen auf den 
circulirenden Betrag zu Gute; aber dennoch iſt nach der anderen Seite 
hin, ihr Schade viel beträchtlicher. 

Wäre es alſo möglich, alles Papiergeld, alle Banknoten mit einem 
Schlage aus der Welt zu ſchaffen, ſo würde damit zunächſt der fortſchrei⸗ 
tenden Entwerthung des Geldes ein ſtarker Damm entgegengeſetzt ſein, 
der Tauſchwerth deſſelben würde ſich wieder heben, die Steigerung der 
Preiſe aller Lebensbedürfniſſe würde wieder eine rückgängige Bewegung 
annehmen; aber auch jede nur theilweiſe ausgeführte Einziehung der 
umlaufenden Maße von Papiergeld und Banknoten würde wohlthätig für 
das allgemeine Beſte wirken. 

Die große Edelmetall⸗Production, welche ſeit der Mitte dieſes Johr⸗ 

nicht verſtärkt, die Menge des umlaufenden flüſſigen Capitals 

) Nicht um die vollſtändige Summe, da die Ausgabe von Banknoten ſtets 
die Folge hat, bei Entwerthung der Landeswährung und Steigerung der Waaren⸗ 
preife einen Theil des circulirenden Edelmetalls ins Ausland zu treiben, {o 


daß die nachbleibenden Umlaufsmittel aus den Banknoten und einem Theile des 


früheren baaren Geldes beſtehen, zuſammen aber eine größere Summe ausmachen 
als das frühere alleinige Edelmetall. 
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hunderts die Entwerthung des Geldes, die Steigerung aller Preiſe bewirkt 
und dadurch ſtörend und verwirrend auf alle materiellen Lebensverhältniſſe 
gewirkt hat, kann nach annähernden Berechnungen in runder Summen 
an Werth 


in Gold 4000 Mill. 3 zuſammen 5600 Mill. 
in Silber 1600 Mill. Thaler Preuß. Thaler 

betragen haben. Berückſichtigt man nun, daß nach den neueren ſtatiſtiſchen 

Angaben das umlaufende Papiergeld in Europa und Nordamerika 


an Staatspapiergeld 1625 Mill. Thaler 
an Banknoten 1825 Mill. Thaler 
zuſammen 3450 Millionen 
beträgt, ſo läßt ſich unſchwer berechnen, in welchem Grade eine Abſchaffung 
allen Papiergeldes die für die Werthſtabilität des Geldes ſo ſchädlichen 
Wirkungen der großen Edelmetall-Production wieder aufheben würde. 


Der zweite bedeutende Nachtheil der Benutzung der Banknoten beſteht 
dem oben Geſagten zufolge 


in den vermehrten Schwankungen des ee 
der Landeswährung und des Discontos, ſowie den ftet3 
wiederkehrenden Geldkriſen, welche eine unvermeidliche 
Folge davon ſein müſſen, ſobald dieſe Benutzung eine 
allgemeine und mehr und mehr ausgedehnt wird. 
Damit ſoll ſelbſtverſtändlicher Weiſe keineswegs geſagt ſein, daß alle 
Handelskriſen auf Rechnung der Zettelbanken zu ſchreiben ſeien. Wie der 
Geſchäftsmann durch übertriebene Speculationen, durch zu weit ausgedehntes 
Vertrauen in die Ehrlichkeit Anderer, durch Kriege und ſonſtige Kataftrophen. 
ruinirt werden kann, weiſt die Geſchichte des Handels ebenſo allgemeine 
Geſchäftskriſen auf, welche zu verſchiedenen Zeiten ganze Städte, ganze 
Länder betroffen und ſich hie und da über mehrere Länder zu gleicher Zeit 
verbreitet haben. Veranlaſſung dazu haben einmal Ueberſpeculation in 
Waarengeſchäften, ein anderes Mal in Staatspapieren, in Eiſenbahnactien, 
in Bankiergeſchäften und Wechſelreiterei gegeben. Aber keine Art der 
geſchäftlichen Kataſtrophen iſt jo allgemein verderblich geweſen, hat ſich fo- 
regelmäßig in verhältnißmäßig kurzen Zwiſchenräumen, namentlich in Eng⸗ 
land und den Vereinigten Staaten wiederholt, wie die Geldkriſen der 
Zettelbanken, wie ſie vereinzelt weiter oben aufgeführt wurden, und gerade 
dieſe Regelmäßigkeit, mit welcher ſie faſt ohne Ausnahme von zehn zu 
zehn Jahren wiederkehren, ſollte dem unbefangenen Beobachter Beweis ſein, 


daß der Grund dazu kein zufälliger, daß er ein nothwendiger, innerer ſein 
17* 
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muß, welcher durch die weitere Entwickelung ungeſunder wirthſchaftlicher 
Zuſtände, trotz aller Vorſichtsmaaßregeln früher oder ſpäter zu a 
verderblichen Reſultaten führt. 

Eine Zettelbank wird bekanntlich nicht lediglich zu demſelben Aue 
errichtet, Banknoten auszugeben und wieder einzulöſen. Selbſt die Bank 
von England macht davon keine Ausnahme, obſchon ihr durch das Geſetz 
vorgeſchrieben ift, für die Notenausgabe eine völlig getrennte Geſchcktsab⸗ 
theilung aufrecht zu erhalten. Jede Zettelbank macht zu gleicher Zeit 
Bankiergeſchäfte der verſchiedenſten Art, und wenn es ihr durch die Art 
und Weiſe, wie ſie ihre Zahlungsverſprechen verwerthen darf, geſtattet iſt, 
ihr Geſchäftscapital nahezu zu verdoppeln, d. h. zum Geſchäftsbetrieb ein 
faſt noch einmal ſo großes Vermögen zu verwenden als ſie ſelbſt als 
Eigenthum beſitzt, ſo folgt daraus, daß wenn ſie dieſe Freiheit nach Mög⸗ 
lichkeit zu ihrem eigenen Vortheile ausnutzt, dadurch ganz eigenthümliche, 
von der Regel abweichende me) chaftliche Zuſtände geſchaffen werden 
müſſen. 

Die nächſtliegende Art, wie die Bank ihre Zahlungsverſprechen ausnutzt, 
beſteht datin, daß ſie Wechſel discontirt (d. h. alſo von ſicheren Leuten 
acceptirte auf Zahlungstermine von 3, 4, 6 und mehr Monaten ausge⸗ 
ſtellte Zahlungsverſprechen übernimmt, indem ſie dem früheren Inhaber 
deren Betrag nach Kürzung der Abzugszinſen ſofort auszahlt), Vorſchüſſe 
gegen Zinsvergütung auf Waaren, Staatspapiere und ſonſtige Werthobjecte 
macht oder direct für als zahlungsfähig bekannte Perſonen Credit eröffnet 
und überall dabei ihre Noten, d. h. ihre eigenen Zahlungsverſprechen, als 
wären ſie baares Geld, in Zahlung giebt. Es findet alſo eigentlich nur 
ein gegenſeitiger Austauſch von Zahlungsverſprechen Statt. Der Darlehns⸗ 
nehmer, welcher flüſſigen Capitals bedarf, ſtellt einen auf Zeit laufenden 
Wechſel an die Verfügung der Bank oder er verſpricht ſelbſt in einem 
ſeinerſeits acceptirten Wechſel das empfangene Darlehn dann und dann 
zurückzuzahlen. Die Bank ſollte nach den Regeln des gewöhnlichen Ge— 
ſchäftslaufes als Darlehn baares Metallgeld auszahlen. Statt deffen aber 
giebt ſie dem Geldbedürftigen ihre eigenen Zahlungsverſprechen, welche zwar 
ihrem Wortlaute nach auf Verlangen ſofort eingelöſt werden ſollen, von 
denen ſie aber weiß, daß ſie in gewöhnlichen Zeiten nur ausnahmsweiſe 
zur Einlöſung vorgezeigt werden, daß fie ſelbſt alfo, wenn ihr zur Ber- 
fallzeit des empfangenen Wechſels deſſen Geldbetrag ausgezahlt wird, ihre 
dafür gegebenen Bankzettel oder Zahlungsverſprechen noch keineswegs ein- ` 
zulöſen braucht, ſondern ruhig fortfahren kann, mit dem vom Acceptanten 
des Wechſels gezahlten Geldbetrage anderweite Geſchäfte zu betreiben. 

Der Empfänger der Banknoten kann dieſelben allerdings gleich baarem 
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Gelde verwerthen, da fie ihm Jedermann als ſolches abnimmt, eventuell 
ihm wieder Zinſen dafür bezahlt, das Publicum dagegen im Allgemeinen, 
die Geſammtbevölkerung macht im Grunde genommen, durch Zulaſſung 
der Bankzettel oder Zulaſſungsverſprechen zur Circulation (gleich als wären 
ſie baares Geld), der Bank einen Vorſchuß an Capital auf unbe— 
ſtimmte Zeit, denn fie (die Bank hat bei Verfall des ihr übergebenen 
Wechſels deſſen Geldbetrag ausgezahlt erhalten und kann weiter damit 
wirthſchaften; es ſind ihr ferner die Zinſen bis zum Verfall des Wechſels 
vergütet worden, ſie befindet ſich alſo ganz in demſelben Falle, als hätte 
man ihr ſtatt des Wechſels ſofort baares Geld ausgezahlt; während auf 
-der anderen Seite jeder Theil des Publikums, in deffen Hände ihre 
Zahlungsverſprechen kommen, dieſelben als baares Geld annimmt, eventuell 
Zinſen darauf bezahlt. Angenommen, die ſo in Umlauf geſetzten Banknoten 
laufen 5 Jahre, ohne zur Zahlung vorgezeigt zu werden, ſo hat die Bank 
noch keinen Thaler wirklichen Capitals verausgabt, fie hat nur Zahlungs- 
verſprechen ausgeſtellt. Mittlerweile hat ſie mit dem Betrage des ihr 
anfänglich zugeſtellten Wechſels 5 Jahre lang wirthſchaften und wenigſtens 
zum üblichen Landeszinſe 20 pCt. damit gewinnen können. Sämmtliche 
von der Bank ausgeſtellten Zahlungsverſprechen ſind aber darauf berechnet, 
womöglich niemals eingelöſt zu werden, als ſchwebende Schuld der Bank 
unter der Bevölkerung des Landes umzulaufen, während ſie mit dem ihr 
vom Publicum geliehenen Gelde nach Möglichkeit glänzende Geſchäfte macht. 
Sie weiß aus Erfahrung, welchen Geldbetrag ſie zur Bezahlung der vor— 
kommenden Noten bereit zu halten hat, mancher Bank iſt auch vorgeſchrieben, 
daß ſie den dritten Theil des Betrages der ausgegebenen Noten baar in 
Caſſe haben ſoll. Aber damit ſind auch ihre Pflichten erfüllt; das Uebrige 
des ihr von der Bevölkerung geliehenen Capitals bleibt zu ihrer freien 
Verfügung. 

Da man in der Regel mit einem beträchtlichen Capitale baaren 
Geldes größeren Gewinn erzielen kann als die gewöhnliche Gebrauchsmiethe 
oder den Zins von etwa 4 PCt. p. a., ſo ſollte alſo nach gewöhnlichen 
Begriffen von Recht und Billigkeit die Bank ebenſo wie es bei den Staats⸗ 
obligationen geſchieht, Coupons an ihre Bankzettel hängen und dem 
jeweiligen Inhaber die landesüblichen Zinſen darauf bezahlen. Sie würde 
ſich dann in demſelben Falle befinden, wie ein Mann, welchem zum ge— 
wöhnlichen Zinſe ein Capital von einer oder mehreren Millionen zum 
Geſchäftsbetriebe dargeliehen wäre. Als fähiger Geſchäftsmann würde er 
die Zinſen darauf bezahlen und doch dabei reich werden können, da ihm 
der Geſchäftsbetrieb weit mehr einbringen würde als die A 
Zinſen. 
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Davon ift aber bis jetzt noch niemals die Rede geweſen, und die 
Banken würden wahrſcheinlich Beter ſchreien, wenn man dergleichen An- 
ſprüche an ſie machen wollte. Jedermann iſt einmal daran gewöhnt, die 
Bankzettel als baares Geld anzuſehen und ſeinerſeits Zinſen darauf zu 
bezahlen. 


Dies alſo iſt von vornherein kein geſundes wirthſchaftliches Verhältniß, 
und es kann auch ſchwerlich geſunde Folgen hervorbringen. Profeſſor 
Tellkampf (Die Principien des Geld- und Bankweſens. Berlin 1867 
S. 21) ſagt, die Zuvielausgabe der Noten habe unter anderen verderblichen 
Folgen diejenigen der künſtlichen Steigerung der Waarenpreiſe, der Be- 
wirkung von Unſicherheit der Contracte, Herbeiführung von Geldkriſen, 
Veranlaſſung von Schwindelgeſchäften, im Allgemeinen der Demoraliſirung 
einer großen Zahl von Menſchen, und er hat Recht mit der Modification, 
daß eine Zuvielausgabe von Noten nicht zu vermeiden iſt, ſo lange man 
ſie überhaupt benutzt, da der einzige wirkliche Zweck ihrer Benutzung die 
Ausbeutung des Publikums iſt, und wenn dieſer ihr genommen wird, ihre 
Benutzung gar keinen Zweck mehr hat. Hr. J. Ph. Schneider (Staats⸗ 
und Bankzettel. Gießen 1871. S. 20—21) jagt: „Kaum giebt es noch 
ein Land, das nicht ſeine Papierzettel hätte. Das Beiſpiel, mit bloßen 
Verſprechungen anſtatt mit Arbeit zu wirthſchaften, wirkte ſo verführeriſch, 
daß der Verſtand überall aus dem Sattel gehoben wurde. . .. Diejenigen 
welche Darlehen in Banknoten anſtatt in Metallgeld erhalten, bezahlen ja 
auch Zinſen, nur die Ausſteller der Banknoten erſparen oder gewinnen 
Zinſen. Die erſteren werden von den letzteren als Schwämme gebraucht, 
welche Subſtanz einſaugen von den übrigen.“ Auch dabei iſt kein Wort 
der Uebertreibung. - 


Da die Zettelbank defto beſſere Geſchäfte machen wird, je mehr ihrer 
Noten ſie unter die Leute bringt, und da ihr Eifer dabei noch durch die 
Mitbewerbung ihrer Schweſtern angeſtachelt wird, ſo iſt die natürliche 
Folge, daß ſie auch bei der beſten Abſicht ihres Vorſtandes, mit Vorſicht 
zu verfahren, nicht ſo ſtreng in der Auswahl ihrer Abnehmer ſein wird, 
wie ein Capitaliſt, von welchem ein Darlehen in baarem Gelde verlangt 
wird. Es iſt ein angenehmeres Gefühl, die Noten zu placiren, als das⸗ 
jenige, das Geld auszuzahlen. Dadurch wird eine große Anzahl von 
Geſchäftsleuten wieder veranlaßt, die in Noten von den Zettelbanken er: 
haltenen Darlehen in unvorſichtiger Weiſe zu benutzen, indem ſie ſich auf 
Unternehmungen über ihre eigenen Kräfte hinaus einlaſſen. Das Intereſſe 
ſowohl der Bank, wie ihrer Abnehmer kommt ſich alſo auf halbem Wege 
entgegen, um den Markt nach Kräften mit Papier zu überſchwemmen, die 
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Landeswährung zu verſchlechtern, dadurch, daß ihre Menge, ihr Quantum 
vergrößert wird, denn dieſes ſchwächt ihren Tauſchwerth, ihre Kaufkraft. 

Bei normalen Zuſtänden und reiner Metallcirculation fehlt es nirgends 
in der Welt am flüſſigen Capitale, am Gelde, eben weil es flüſſig iſt, 
und ohne Schwierigkeit von allen Seiten herbeiſtrömen kann, und ebenſp, 
weil es nirgends auf eine beſtimmte Menge des Geldes, ſondern auf 
ſeinen Tauſchwerth, ſeine Kaufkraft ankommt. Je weniger Geld umläuft, 
deſto größer iſt ſeine Kaufkraft, einer deſto geringeren Menge bedarf man 
zu jedem einzelnen Umſatze. Iſt aber das baare Geld momentan ſelten 
in einer Gegend, an einem Geſchäftsplatze, ſo ſteigt zunächſt die Gebrauchs⸗ 
miethe, der Disconto, und dann ſtrömt von allen Seiten Geld oder 
Metall herbei, um die Lücken auszufüllen. 

Weiter oben iſt die Rede davon geweſen, einerſeits, daß bekanntlich 
für jede Art des menſchlichen Verkehres Werthstätigkeit des Tauſchmittels, 
des Geldes in der Form der Landeswährung, ein höchſt wichtiges Erfor⸗ 
derniß iſt; andrerſeits daß dieſe Werthstätigkeit des Geldes bei der heutigen 
Benutzung der Zettelbanken durch zwei verſchiedene Strömungen im flüſſigen 
Capitale, die ſtarke Production der Edelmetalle und die zunehmende Noten⸗ 
ausgabe der Banken fortwährend zum allgemeinen Schaden geſtört werde. 
Wir können hinzufügen, daß zu einem gedeihlichen Verlaufe des Verkehrs 
auch Stätigkeit der Gebrauchsmiethe des Geldes, des Discontos 
erforderlich oder wenigſtens höchſt wünſchenswerth iſt, welche Stätigkeit 
ebenfalls namentlich durch die willkürliche Vergrößerung oder Verminderung 
des umlaufenden flüſſigen Capitals e der Notenausgabe geſtört 
werden muß. 

Beſteht die Landeswährung aus reinem Metallgelde, ſo hängt ſie in 
dieſer Beziehung wenigſtens nur von einem Faktor, dem Metallmarkt ab; 
beſteht ſie aber in einer Miſchung von Papier und Metall, ſo iſt ſie un⸗ 
ausgeſetzt zwei Strömungen von verſchiedenen Seiten ausgeſetzt und be⸗ 
findet ſich dabei naturgemäß in einem fortdauernden Zuſtande des 
Schwankens. 

Es iſt verſchiedentlich oben die Rede davon geweſen, daß die Mittel 
der Bevölkerung zur Capitals-Reduction durch Notenausgabe keineswegs 
vermehrt werden, da bevor es Noten gab, immer und überall das genügende 
flüſſige Capital exiſtirte, weil es bei demſelben nicht auf Menge, ſondern 
auf Tauſchwerth, auf Kaufkraft ankommt; und wenn ſeine Menge durch 
die Ausgabe einer ungeheueren Menge Papiers vergrößert worden, ſeine 
Kaufkraft im entſprechenden Verhältniß geſchwächt worden iſt. Wäre ein 
mit Zettelbanken geſegnetes Land gänzlich iſolirt, hätte keinen Verkehr mit 
andern Ländern, ſo würde das früher vorhanden geweſene baare Geld nach 
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erfolgter Ausgabe der Noten mit diefem zufammen die Circulation bilden, 
und der Tauſchwerth, die Kaufkraft der aus dieſer Miſchung gebildeten 
Landeswährung würde unmittelbar im Verhältniſſe des emittirten Noten⸗ 
betrages zur früheren Metall⸗-Circulation geſchwächt, die Währung alfo 
um eben ſo viel verſchlechtert worden ſein. Da eine ſolche Iſolirung 
aber nirgends ſtattfindet, ſo iſt der wirkliche Erfolg der Notenausgabe 
überall der,, daß der verſchlechterten Währung gegenüber die Preiſe der 
Waaren, der Staatspapiere, Wechſel in fremden Währungen u. ſ. w 
ſteigen, daß dieſes zur Vermehrung der Einfuhr antreibt, weil im Auslande 
die Waarenpreiſe nicht geſtiegen ſind, daß aber, da das Ausland keine 
Banknoten, ſondern nur Metallgeld in Zahlung annimmt, man einen 
Theil des umlaufenden Metallgeldes zur Bewirkung der Einkäufe ins 
Ausland ſendet, welcher Theil alfo geradezu von den Noten verdrängt 
worden iſt, ſo daß ſchließlich das umlaufende flüſſige Capital, aus Metall: 
geld und Papier gemiſcht, der Menge nach größer bleibt, als die frühere 
Metall⸗Circulation, trotzdem, daß ein Theil des Metalles abgefloſſen ift, 
daß ſie aber nicht allein an Kaufkraft geſchwächt, ſondern auch größeren 
Schwankungen des Discontos und ſchließlich auch des Tauſchwerthes der 
Währung unterworfen bleibt. 

Eine oft wiederholte Erfahrung hat aber bewieſen, daß fih das Uebel 
darauf nicht beſchränkt, ſondern daß in Folge des Umſtandes, daß das 
Intereſſe ſowohl der Zettelbanken wie ihrer Notenabnehmer unausgeſetzt 
auf Vermehrung der Notenausgabe und Verdrängung des Metallgeldes 
durch Papier hinſtrebt, eine oft dem einzelnen Auge ſich entziehende, aber 
darum nicht weniger folgerecht zur Geltung kommende Verkettung von 
Urſachen und Wirkungen früher oder ſpäter zur allgemeinen Geldkriſe 
hinführt. Mag er auch zögern, einmal erſcheint ſtets der Tag der Mb- 
rechnung, an dem das vorhandene Metallgeld nicht mehr zur Beſtreitung 
des Bedürfniſſes für Zahlungen an das Ausland hinreicht, an dem die 
Bevölkerung an die Thüren der Zettelbanken klopft, um ihr lange ſiſtirtes 
Darlehen in Metall zurückzufordern, und dann mit Schrecken gewahr wird, 
daß fic) auch dort das Metall größtentheils in Papier verwandelt habe, 
daß wohl Banknoten und Wechſel aller Art, aber nur wenig Münzen 
vorhanden ſeien. Dann iſt die Kriſe da und mit ihr das Verderben. 

Der allgemeine Verlauf des Geldverkehrs unter Leitung der Zettel- 
banken, wie er ſich nach Umſtänden in einer längeren oder kürzeren Reihe 
von Jahren zu entwickeln pflegt, ift mit größeren oder geringeren MW- 
weichungen etwa der folgende: 

Wir wollen annehmen, daß ein Land ſich bisher in befriedigenden 
Verkehrsverhältniſſen befunden habe, daß aber eine Anzahl von Zettelbanken 
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darin gegründet worden iſt, und daß dieſe nach und nach ihren Einfluß 
zur Geltung bringen, indem ſich ihre Notenemiſſion von Jahr zu Jahr 
vergrößert. | 

Es ift eine allgemein in der Geſchäftswelt verbreitete Anſicht, daß 
ein Steigen der Waarenpreiſe bei ungefähr gleichen Vorräthen eine Periode 
der Proſperität anzeige, weil man annimmt, daß die vermehrte Nachfrage 
von Seiten der Conſumenten komme und Beweis des ſteigenden Wohl- 
ſtandes ſei, und da ſich im Handel bei ſteigenden Preiſen leichter Geld 
gewinnen läßt, als wenn die Preiſe fallen, alſo auch die Kaufleute ſich 
wohl dabei befinden, ſo liegt der Schluß nahe, daß ein allgemeines Steigen 
der Preiſe mit befriedigenden Vermögenszuſtänden der Landesbevölkerung 
identiſch ſei. 

Man darf aber nicht überſehen, daß die Waarenpreiſe nicht allein den 
Tauſchwerth der Waaren, ſondern auch in ihrer Geſammtheit die Ber- 
änderungen in demjenigen des Geldes, welches die Landeswährung bildet, 
anzeigen, daß alſo einem Steigen ſämmtlicher Waarenpreiſe allerdings 
eine Zunahme des Verbrauches, der Nachfrage nach den Waaren, aber mit 
noch größerer Wahrſcheinlichkeit eine entſprechende Entwerthung des Geldes 
zu Grunde liegen kann. Ueberſieht man dieſes, ſo können daraus ſehr 
gefährliche Irrthümer entſpringen. l 

Findet nun ein ſolches Steigen der Waarenpreiſe, d. h. eine ſolche 
Entwerthung der Landeswährung in Folge davon Statt, dağ die Bettel- 
banken viel Papier ausgegeben haben, ſo iſt aller Wahrſcheinlichkeit nach 
bereits ein anſehnlicher Theil des früher umlaufenden Metallgeldes ins 
Ausland gefloſſen. Es wird aber trotzdem in der Miſchwährung von 
Geld und Papier noch reichlich flüſſiges Capital im Umlaufe ſein, deſſen 
Menge zuſammen mit dem durch die Geldentwerthung veranlaßten Ste gen 
der Waarenpreiſe die Unternehmungsluſt weckt und zu Speculationen 
Veranlaſſung giebt, welche einerſeits neue Anſprüche an die Notenausgabe 
der Banken, andererſeits ein weiteres Auftreiben der Preiſe und neue 
Ankäufe im Auslande veranlaßt, ſo daß dadurch abermals mehr Metallgeld 
ins Ausland vertrieben wird. Während aber die Geſchäftswelt ſich eifrig 
bei der regen Bewegung des Marktes betheiligt, Manche dabei beträchtliche 
Gewinne machen, in Folge deſſen die Ausgaben für ihren Haushalt und 
ihre ſonſtigen Bedürfniſſe vermehren und auch ihrerſeits zur Steigerung 
der Waarenpreiſe beitragen, ſteht es ganz anders um die übrige Bevölkerung, 
namentlich auf dem Lande, welche keineswegs durch vermehrten Verbrauch 
Veranlaſſung zur Vertheuerung der Lebensbedürfniſſe gegeben hatte, welche 
vielmehr, da die ganze Bewegung aus der Zettelausgabe und daraus 
folgenden Entwerthung des Geldes entſtand, mit Noth und Sorge zu 
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kämpfen hat, weil ihre Einnahmen zum größten Theile in feſten Geldbeträgen 
beſtehen, und dieſe ihre bisherige Kaufkraft verloren haben. 

Die durch Speknlation und gegenſeitiges Ueberbieten künſtlich herbei⸗ 
geführte Steigerung der Waarenpreiſe giebt Veranlaſſung zu fortgeſetzter 
ſtarker Einfuhr von Waaren aus dem Auslande, wo kiine beſondere Er: 
höhung Statt gefunden hat, wenn auch die Vermehrung der Nachfrage 
nicht ganz ohne Wirkung geblieben iſt. Dagegen wird die Ausfuhr, 
namentlich der eigenen Induſtrie⸗Erzeugniſſe ins Ausland nach und nach 
abnehmen, weil die Fabrikanten bei der Entwerthung des Geldes ſelbſt 
die Rohſtoffe und ſonſtige Bedürfniſſe theuer bezahlen, alſo auch höhere 
Verkaufspreiſe fordern müſſen und dieſe die bisherigen Käufer des Aus⸗ 
landes nicht bewilligen wollen, weil bei ihnen keine höheren Preiſe zu 
erlangen ſind. In demſelben Verhältniſſe, wie ein ſolcher Zuſtand länger 
dauert, wird ſeine Wirkung immerfort zunehmen, es geht mehr und mehr 
Metallgeld ins Ausland, in Folge deffen, und auch wieder als Veranlaſſung 
dazu, wird das Quantum des umlaufenden Papiers vermehrt, die Währung 
dadurch noch mehr verſchlechtert, die Preiſe gehoben und die Ausfuhr mehr 
und mehr reducirt. Wenn ein Land aber nicht mehr den Werth ſeiner 
Einfuhren durch entſprechende Ausfuhr decken kann, bleibt ihm nichts anderes 
übrig, als ſein umlaufendes Metallgeld dazu zu verwenden. Derartige 
Zuſtände treten keineswegs ſofort klar hervor, ſo daß ſie die öffentliche 
Aufmerkſamkeit erregen. Das Publikum, einmal an die Papierzettel gewöhnt 
bemerkt gar nicht oder nur oberflächlich das Verſchwinden des Metallgeldes, 
da ihm die Scheidemünzen bleiben. Es fühlt das Steigen der Preise, 
leidet darunter, weiß ſich die Urfache aber nicht zu erklären und muß das 
Uebel ertragen. Das Ausfuhrgeſchäft eines Landes findet in der Regel 
unter zwei Formen Statt, durch Ankäufe benachbarter Ausländer im Lande 
ſelbſt und durch Ausſendung von Waaren, namentlich Induſtrie⸗Erzeugniſſen, 
welche inländiſche Fabrikanten und Kaufleute für ihre Rechnung im Aus⸗ 
lande verkaufen laſſen. Die letztere Form findet namentlich entfernten 
Ländern gegenüber Statt, welche zu entlegen ſind, um directe Ankäufe von 
ihrer Seite im Productionslande zu machen zu ſuchen. Eine gewöhnliche 
Folge der abnehmenden Einkäufe von Seiten der Ausländer (der vortheil⸗ 
hafteren und raſcheren Abſatzart) pflegt darin zu beſtehen, daß die Fabrikanten 
geneigter oder vielmehr dazu gezwungen werden, für den Ueberfluß ihrer 
Producte Abnehmer im entfernteren Auslande zu ſuchen, alſo die Aus⸗ 
ſendungen für eigene Rechnung zu vermehren. Die Folgen hiervon ſind 
aber mehrfacher Art; erſtens bedürfen ſolche Ausſendungen vieler Monate, 
nicht ſelten Jahre, bevor ſie abgewickelt werden und das Reſultat in Zahlen 
feſtſteht, ſo daß es ein feſtes Urtheil über Gewinn oder Verluſt geſtattet; 
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zweitens tft in der Regel das ſchließliche Ergebniß folder in dieſer Form 
gemachter Waaren-Ausfendungen weniger günſtig für die Ausſender, als 
wenn ſie hätten fortfahren können, ſich ihre Producte direct von den Käufern 
des benachbarten Auslandes abnehmen zu laſſen, endlich aber kommen die 
Eigner ſolcher Waarenausſendungen bei der langen Zeit, welche erfordert 
wird, ehe der Ertrag in ihre Hände gelangt, früher oder ſpäter in Geld— 
verlegenheit, bedürfen der Vorſchüſſe und finden dieſelben am leichteſten bei 
den Zettelbanken, welches, da dieſe ſtets in Papier zahlen, wieder zu einer 
vermehrten Notenausgabe Veranlaſſung giebt. So arbeitet Eins dem 
Andern in die Hände, um einen mit Zettelbanken geſegneten Lande nach 
und nach ſeine wirthſchaftliche Geſundheit zu untergraben. 

Die Waarenausſendungen werden trotz des vielleicht ungünſtigen Er⸗ 
folges bei dem Mangel ſonſtigen Abſatzes und in der Hoffnung beſſerer 
Reſultate wiederholt, und es kann eine Reihe von Jahren hingehen, während 
welcher für den Statiſtiker die Ausfuhr des Landes ſeiner Einfuhr an⸗ 
ſcheinend mehr oder weniger gleich zu kommen ſcheint, obſchon in Wirklichkeit 
die Ausfuhr bedeutend ungünſtigere Ergebniſſe für das Vermögen der 
Inländer gewährt als früher. 

Iſt aber auf dieſe Weiſe für längere Zeit der Unterſchied zwiſchen 
Ein⸗ und Ausfuhr, der Minderbetrag der letzteren durch Abfluß des noch 
im Verkehre umlaufenden baaren Geldes ins Ausland gedeckt und dadurch 
die Landeswährung immerfort verſchlechtert worden, ſo pflegt ein Stadium 
einzutreten, wo der Verkehr das baare Geld für die Ausfuhr nicht mehr 
aufbringen kann, weil faſt nur noch Papier im Umlaufe iſt, weshalb die 
Inhaber der Banknoten ſich bei den Banken präſentiren, um Einlöſung 
gegen Geld zu verlangen. Dies iſt aber ſtets ein ſehr ungünſtiges Zeichen 
und in der Regel der ſichere Vorläufer des Gewitters, welches nun durch 
plötzlichen Andrang des Metallzahlung verlangenden Publikums, durch die 
Schwierigkeit ſeiner Befriedigung und durch ſchließlichen Zuſammenbruch 
der Banken und allgemeinen Ruin ſich zu entladen pflegt; denn ſobald 
ſich ein größeres Bedürfniß nach baarem Gelde zeigt, pflegen die Banken 
ihren Verkehr einzuſchränken; ſie ſuchen die Discontirung von Wechſeln 
zu beſchränken und ſteigern zu dieſem Ende den Disconto, welcher unter 
ſolchen Umſtänden oft in ganz kurzer Zeit von 3 p&t. auf 10, 12 pt. 
und höher geſtiegen iſt. Zu gleicher Zeit kündigen ſie die in gewöhnlichen 
Zeiten als ſicher bekannten Geſchäftsleuten eröffneten Credite und treiben 
überall ihre Ausſtände ein; denn ihr Streben geht vor Allem dahin, ihren 
Credit aufrecht zu erhalten, indem ſie fortfahren, alle vorgezeigten Noten 
mit Metallgeld einzulöſen. Der Andrang wird aber immer ſtärker. Die 


durch die Steigerung des Discontos hervorgerufene Geldklemme macht die 
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die Geſchäftswelt beftürzt, man ſucht Waaren zu verkaufen, aber Niemand 
verlangt jetzt Waaren, Jedermann bedarf des Geldes, die Waarenpreiſe 
fangen an zu ſinken, und eben ſo raſch wie der Disconto ſteigt, fallen ſie 
oft in wenigen Tagen in ganz unglaublicher Weiſe hinab. Trotzdem findet 
man aber keine Käufer, die Geldklemme nimmt immer zu. Jetzt wird 
Jedermann mißtrauiſch, ſucht ſich nach allen Seiten hin zu ſichern, die 
ſicherſten Wechſel werden zurückgewieſen, man will nur Geld, welches aber 
nirgends zu finden ift; das Mißtrauen theilt fih raſch der nicht zur 
Geſchäftswelt gehörenden Bevölkerung mit, das Volk belagert die Thitren 
der Banken, um Metallgeld für ſeine Banknoten zu erhalten. Ueberall 
herrſcht Schrecken, erfahrene Geſchäftsmänner verlieren die Beſonnenheit; 
ungeheure Mengen von Waaren werden zu Spottpreiſen verkauft, manches 
wohlbegründete Vermögen geht in Zeit von wenigen Tagen verloren. 
Schließlich können ſich die Banken nicht mehr gegen den Andrang halten, 
fie ſtellen ihre Baarzahlungen ein und damit wird die Verwirrung vol- 
ſtändig. Die Fabriken hören auf zu arbeiten, die Schiffswerfte, Häuſer⸗ 
bauten ſtehen verlaſſen, aller Verkehr ſtockt, ſelbſt die Tagelöhner finden 
keine Beſchäftigung mehr und irren mit ihren Familien hungernd auf den 
Straßen umher, bis die Reaction eintritt, die niedrigen Waarenpreiſe das 
Metallgeld wieder von draußen herbeilocken, nach und nach das Vertrauen 
zurückkehrt und dem äußeren Anſcheine nach die Dinge wieder ins alte 
Geleis zurückkehren; aber auch nur dem Anſcheine nach; denn für den 
aufmerkſamen Beſchauer gleicht ein ſolcher Geſchäftsplatz, — und manchmal 
ſind es alle bedeutenderen Geſchäftsplätze des Landes, wie man es in 
England und Nord-Amerika mehr als einmal erlebt hat, — der Wahlftatt 
nach Beendigung einer großen Schlacht. Eine Menge vorher hochgeachteter 
Geſchäftshäuſer ſind ruinirt und haben ſich inſolvent erklärt, die Banken 
liquidiren, ein Theil kann ſeine Geſchäfte wieder aufnehmen, die Mehrzahl 
iſt bankerott. Viele Familien, welche ihr Vermögen bei den Banken oder 
bei den einzelnen Bankiers auf Zinſen belegt hatten, find an den Bettelſtab 
gekommen, und das allgemeine Ergebniß iſt die Zerſtörung einer großen 
Summe des Wohlſtandes und des ruhigen Familienglückes. 

Das iſt nun das ungefähre Bild einer Geldkriſe, wie ſich dieſelben 
bei großartig entwickelten Verkehrsverhältniſſen, im gewöhnlichen Verlaufe 
der Dinge nach regelmäßigen Zeitperioden aus dem Syſteme der freien 
Bewegung vieler in Concurrenz tretender Zettelbanken zu entwickeln pflegen, 
obſchon auch äußere beſondere Umſtände dazu beitragen können, fie plötzlich 
und noch weniger erwartet herbeizuführen, wie allgemeine Mißernten, Kriege, 
Geſchäftskataſtrophen im Auslande u. A. 

Die Saat dazu liegt in der Verſchlechterung und allmäligen 
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Entwerthung der Landeswährung durch das Ausſtrömen des 
Metallgeldes und ſeine Erſetzung durch bloßes Papier, ſowie 
in dem Intereſſe, welches jede Zettelbank daran hat, ihre Noten- 
ausgabe nach Möglichkeit zu vergrößern, alſo die Landeswährung 
zu verſchlechtern. | 

Die Gefahr mag dort, wo fih der Verkehr weniger an einzelnen 
Punkten concentrirt, wo wie in Deutſchland, die Zettelbanken auf größere 
oder geringere Entfernungen über das Land zerſtreut ſind, geringer ſein, 
als in England und Nord-Amerika; Jaber, wie gleiche Urſachen dieſelben 
Wirkungen nach ſich ziehen, ſo muß auch hier früher oder ſpäter die 
Wurzel des Verderbens, der wirthſchaftlichen Ungeſundheit, welche von 
Beginn an in der Schaffung der Banknoten liegt, ihr Wachsthum aus⸗ 
breiten, ihre Verzweigungen ausdehnen und immer enger verwickeln, bis 
ſie Alles umſchlingen und endlich in den Abgrund reißen. 

Studirt man die Geſchichte der verſchiedenen Geldkriſen dieſer Art, 
ſo findet man faſt immer, daß ſich die Geſchäftswelt unmittelbar vor 
der Kataſtrophe in einer Periode allgemeiner Proſperität befand, oder, 
richtiger geſagt, zu befinden glaubte, aus welcher dann das Verderben mit 
einem Male wie ein Gewitter aus heiterem Himmel hervorbrach; und 
man lieſt nicht felten, wie diejenigen, welche derartige Calamitäten beſchrei⸗ 
ben, ihre naive Verwunderung über den plötzlichen Wechſel ausdrücken. 
Es iſt aber klar, daß dasjenige, was man für Proſperität hielt, es nur 
anſcheinend war, daß in Wirklichkeit der Verkehr ſich ſchon in einem Zuſtande 
völliger Ungeſundheit befand; denn die hohen Waarenpreiſe, welche die 
große Menge zu Speculationen ermunterten, waren kein Symptom des 
allgemeinen Wohlſtandes, ſie zeigten im Gegentheile, daß die Landeswährung 
verſchlechtert, daß das Metallgeld aus dem Lande gefloſſen und überall 
durch bloße papierne Zahlungsverſprechen erſetzt worden war. 

Zwiſchen allen durch Handel verbundenen Ländern beſteht ein nach 
Umſtänden ſchwankender Wechſelcours. Derſelbe hat aber ſtets eine mehr 
oder weniger feſte Grundlage, welche das eigentliche Gleichgewicht (das 
„al pari“ in der Geſchäftsſprache) bildet und entweder blos in der Ge— 
wichtsgröße deſſelben Edelmetalles liegt, welche bei den Landeswährungen 
zur Baſis dient (feſtes al pari), oder, wenn das eine Land nach Silber, 
das andere nach Gold rechnet, als ferneren Factors der Berechnung des 
Preiſes des außerhalb der Landeswährung ſtehenden, ihr fremden Metalles 
in jedem der beiden Länder bedarf (ſchwankendes al pari). Als Beiſpiel 
können wir zwei nach Gold rechnende Handelsplätze nehmen, London und 
Bremen. Nach dem Goldgewichte eines Sovereigns hat derſelbe in Bremer 
Goldthalern einen Werth von 6 Thlr. 10% Grt. Folglich ift der 
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Gleichheitscours, das al pari zwiſchen London und Bremen 100 E = 
615 Bremer Goldthalern. Der wirkliche Wechſelcours ſteht aber keineswegs 
ſtets auf 615, ſondern ſteigt darüber hinaus oder ſinkt unter das pari, 
je nach dem Einfluſſe des Angebots und der Nachfrage. Wird nun von 
England aus ein bedeutendes Quantum Goldmünzen nach dem Continente 
verſchifft und in der Circulation durch ſtärkere Ausgabe von Banknoten 
erſetzt, ſo verſchlechtert ſich die Engliſche Landeswährung in entſprechender 
Weiſe. Angenommen, (trotzdem, daß jene längſt nicht aus lauter goldenen 
Sovereigns beſteht, ſondern ſtark mit Papier gemiſcht ift) das die Nad- 
frage nach Wechſeln auf England den Cours zwiſchen London und Bremen 
bis dahin auf dem Gleichheitsſatze von 100 L = 615 Thlr. Gold er- 
halten hätte, ſo würde in Folge dieſer Verſchlechterung der Engliſchen 
Landeswährung durch Abfluß des Goldes der wirkliche Cours auf 612 
610 oder noch tiefer fallen; denn die Verſchlechterung der Landeswährung, 
bei welcher der Regel nach ein größeres Quantum Papier in Umlauf geſetzt 
worden wäre, als die ins Ausland geſandte Summe Goldes, würde im 
natürlichen Verlaufe der Dinge eine Steigerung der Waarenpreiſe in 
England veranlaſſen. In Folge deſſen müßte der Bremer Geſchäftsmann. 
welcher Waaren von England zu beziehen pflegte dort einen höheren 
Preis bezahlen; er könnte folglich für 100 £ nicht mehr fo viel 
kaufen, wie früher, würde alſo auch nicht mehr geneigt ſein, 615 
Thlr. Gold dafür zu zahlen, d. h. die Nachfrage nähme ab, der 
Cours müßte fallen. Daſſelbe Verhältniß, wie zwiſchen London und 
Bremen aber beſteht zwiſchen England und dem ganzen Auslande, und 
aus derſelben Urſache müßte alſo eine für England weniger günſtige Cours⸗ 
verände rung eintreten, ſobald durch Abfluß des Goldes und größere Aus- 
gabe von Papier ſich die Engliſche Landeswährung verſchlechterte. Die 
Coursveränderungen ſind alſo in gleicher Weiſe wie die Waarenpreiſe 
das Werthmaaß für den Tauſchwerth der Landeswährung. 
Nach der neueren Engliſchen Theorie, welche bereits Sir Robert Peel 
bei ſeiner Bankreform geltend machte, welche ſpäter namentlich von 
Mac Culloch vertreten worden ift, folen nun vor Allem diefe S hw an- 
kungen der Wechſelcourſe auf das Ausland als Werthmaaß 
für die Landeswährung benutzt werden, man ſoll alſo 
a. die Landeswährung aus einer fortwährend im gegenſeitigen Ver⸗ 
hältniſſe der Menge wechſelnden Miſchung von Goldmünzen und 
Banknoten beſtehen laſſen; 

b. man ſoll es zu erreichen ſuchen, daß die Notenausgabe für das 
ganze Land auf eine einzige Bank concentrirt werde, weil nur 
eine ſolche im Stande ſei, das richtige Verhältniß der Menge 
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beider Theile der Landeswährung nach einem geregelten Plane 
zu überwachen. 
c. ſobald ein gemeinſames Weichen aller Courſe (d. h. eine 
gemeinſame Veränderung aller Courſe auf das Ausland zu Un⸗ 
gunſten Englands; denn ein einzelner Cours kann ſich aus 
mancherlei zufälligen Modificationen der Nachfrage verändern) 
bemerkt wird, zoll man daraus erkennen, daß die Landeswährung 
fi) verſchlechtert habe, daß zuviel Papier und zu wenig Geld im 
Umlauf ſei. Folglich 
d. ſollen in dieſem Falle die Directoren der Landes⸗Zettelbank ſofort 
dem Uebel zu ſteuern ſuchen, indem fie Papier einziehen und da- 
durch das richtige, d. h. das frühere Verhältniß wieder herſtellen. 
Dieſes geſchieht aber namentlich durch Erhöhung des Discontos, 
wodurch die Waarenpreiſe hinab gedrückt werden, deren Beſitzer 
leiden müſſen, alſo direct durch die aus der Exiſtenz der Bank⸗ 
noten entſpringenden Schwankungen des Marktes geſchädigt werden. 
Wenn Beides zugegeben werden muß, daß eine Concentration der 
Notenausgabe in eine einzige Bank allerdings eine beſſere Ueberwachung 
ermöglicht und das Land alſo beſſer gegen Geldkriſen ſchützt als 
unbeſchränkte Freiheit und Concurrenz der Notenausgabe; und ferner, 

daß das Fallen aller Courſe auf das Ausland allerdings ein ziem⸗ 
lich ſicheres Symptom davon iſt, daß eine Verſchlechterung der Landes⸗ 
währung durch übertriebene Ausgabe von Banknoten ſtattgefunden hat, 
ſo liegt es doch ſehr nahe, an ein ſolches Raiſonnement die Frage zu 
knüpfen: 

e. wenn es feſtſteht, daß eine aus Papier und Metall gemiſchte 
Landeswährung ſchlechter ift, als eine reine Metallwährung; wenn 
es ferner feſtſteht, daß bei einer ſolchen gemiſchten Landeswährung 
Schwankungen in ihrem Werthe gar nicht zu vermeiden find, . 

- und eine Concentration der Notenausgabe unter untadelhafter 
Leitung im beſten Falle dafür Sorge tragen kann, dieſe Werths⸗ 
ſchwankungen ſo bald wie möglich wieder auszugleichen; endlich 
wenn es feſtſteht, daß alle Schwankungen im Werthe der Landes⸗ 
währung nicht allein für die Geſammtbevölkerung, ſondern auch 
im Beſonderen noch für den Handelsſtand ein unbezweifeltes 
Uebel ſind, 

warum behält man dann überall die Benutzung der Banknoten 
bei? warum verbietet man nicht rundweg die Ausgabe aller 
und jeder Banknoten? 

Man wird ſchwerlich auf dieſe Frage eine andere Antwort finden, als 
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daß man einmal an das Uebel gewöhnt fet, und daß es hart er- 
ſcheinen würde, einer Anzahl Bank⸗Actionäre, welche ebenfalls einmal an 
die Ausbeutung der Geſammtbevölkerung durch Ausgabe von Banknoten 
gewöhnt ſei, dieſes Privilegium plötzlich zu nehmen. 
Für Alles, was zur Production von Capital dienen kann, muß der⸗ 
jenige, welcher nur ſeine Arbeit, nicht das erforderliche Capital beſitzt, 
Gebrauchsmiethe oder Zinſen, Rente bezahlen. Pachtet man einen Acker, 
eine Fabrik, miethet man ein Haus, ein Schiff, einen Wagen, — man 
bezahlt ſtets die Gebrauchsmiethe dafür, heiße ſie nun Miethe, Pachtgeld, 
Fracht oder wenn man Arbeit miethet, Gehalt oder Arbeitslohn. Da 
das flüſſige Capital zwar an und für fih ſelbſt nichts produciren kann 
aber gleich dem Wohnhauſe, dem Frachtwagen erforderlich iſt, um bei 
der Production in weiter Reihe zu helfen, ſo bezahlt man auch vom 
flüſſigen Capitale Gebrauchsmiethe und nennt ſie „Zins.“ Vermehrt nun 
aber eine Zettelbank durch Ausgabe von gedruckten Zahlungsverſprechen 
die Menge des vorhandenen flüſſigen Capitals, ſo würde ſie in dem Falle 
mit Recht ebenfalls eine Gebrauchsmiethe beanſpruchen können, wenn da- 
durch für die National⸗Wirthſchaft, für die Geſammtbevölkerung die Fähig⸗ 
keit der Capital⸗Production vergrößert würde. Das ift aber -nidt der 
Fall; denn da jede Vermehrung des flüſſigen Capitals ſeinen Tauſchwerth, 
ſeine Kaufkraft entſprechend vermindert, ſo iſt alſo die Productionskraft 
des umlaufenden flüſſigen Capitals dieſelbe geblieben, ſie hat nur eine 
ſchlechtere Form angenommen, indem das Metall zum Theile durch Papier 
verdrängt worden iſt. Werden nun durch dieſe Verſchlechterung der 
Landeswährung eine Menge Menſchen, deren Einkommen in feſten Be⸗ 
trägen beſteht, geſchädigt, leidet die Geſammtbevölkerung außerdem noch 
durch die vom Papiere bewirkten Schwankungen des Tauſchwerthes der 
Landeswährung, wird endlich durch die Banknoten die Gefahr der Geld— 
kriſen heraufbeſchworen, — ſo kann alſo die betreffende Bank mit keinem 
vernünftigen Grunde eine Gebrauchsmiethe von ihren Zahlungsverſprechen 
beanſpruchen, vielmehr heißt eine ſolche Forderung das richtige Verhältniß 
geradezu auf den Kopf ſtellen. Man darf doch annehmen, daß ein gut 
organiſirter Staat denſelben Anſpruch auf Credit machen darf, wie eine 
gut fundirte Bank. Vom Staatspapiergelde darf man abſehen, da ſeine 
Benutzung anerkanntermaßen ein alter Mißbrauch iſt, welcher wenigſtens 
bei uns hoffentlich nicht mehr lange beibehalten werden wird. Ebenſo 
aber wie jeder Staat an die Inhaber feiner Staats⸗Obligationen jährliche 
Zinſen bezahlt, wie alfo der Genuß eines guten Credites ihm kein Redt 
auf Befreiung von der Zinszahlung gewährt, ſollte auch die beſtfundirte 
Zettelbank, wenn man ihr geſtattet, ihre Zahlungsverbindlichkeiten ftatt mit 
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klingender Münze bloß mit Zahlungsverſprechen zu bezahlen, ihrerſeits 
verpflichtet ſein, Gebrauchsmiethe d. h. Zinſen für das in ihren Händen 
behaltene flüffige Capital zu zahlen. Es kann nur als eine Nachäffung 
der alten, von den Staatsregierungen begangenen Sünde der Ausgabe 
von Staatspapier angeſehen werden, wenn die Zettelbanken noch heutigen 
Tages fortfahren dürfen, anſtatt ſelbſt für empfangenes Capiial Zinſen zu 
bezahlen, die ſelben ſich ihrerſeits von der Bevölkerung auf die 
ihr zugeſtellten Schulddocum ente oder Zahlungs verſprechen 
vergüten zu laffen. Zu bewundern ift jedenfalls die — Gutmüthig⸗ 
keit dieſer Bevölkerung. - 

Hat alfo eine Zettelbank für längere Zeit das Privilegium der 
Banknoten⸗Ausgabe und weigert fih davon abzuſtehen; fo würde das Ge- 
ſetz ihr ſchwerlich Unrecht thun, wenn es verfügte, daß die Notenausgabe 
zwar fortgeſetzt werden dürfe, aber feruer gleich allen übrigen Anlehen 
dem landesüblichen Zinſe unterworfen ſein ſolle, daß folglich jede Note 
mit den von der Bank einzulöſenden Zinscoupon zu verſehen fei. 

Müſſen nun dem Geſagten zufolge die beiden erſten der weiter oben 
aufgeſtellten Fragen (S. 1066) dahin beantworten werden, daß 

1, unmöglich eine Bank⸗Actien⸗Geſellſchaft oder ſonſt ein Theil der 
Staatsbürger ein natürliches Recht beanſpruchen könne, in bisheriger 
Weiſe Noten auszugeben, alſo ſich ein zinsfreies Darlehen auf Koſten der 
Geſammtbevölkerung machen zu laſſen, daß es aber Sache der einzelnen 
Staaten ſei, ſich betreffs der aus Unwiſſenheit der Regierungen ertheilten 
Privilegien mit den einzelnen beſtehenden Banken auseinanderzuſetzen; 

2. daß ebenſo unmöglich die Staaten ohne erhebliche Schädigung 
ihrer eigenen Intereſſen fortfahren können, die fernere ä in 
der bisherigen Weiſe zu geſtatten, weil dieſelbe 

a. an und für ſich jede Landeswährung durch Teng der Tauſch⸗ 
mittel entwerthen muß; 

b. weil ſie zu dieſer Entwerthung ferner anhaltend beitragen muß, 
dadurch, daß ihr natürliches Beſtreben, ihre Schwerkraft dahin 
gerichtet iſt, das Metallgeld aus der Circulation zu vertreiben 
und durch Papier zu erſetzen, alfo die Tauſchmittel zu verſchlech⸗ 
tern, den Disconto fortwährend in Schwankung zu erhalten; 

c. weil fie die gefunden wirthſchaftlichen Zuſtände ihrer Natur nach 
untergraben und zu übertriebener Speculation und Schwindel⸗ 
Geſchäften Veranlaſſung geben muß; 

d. weil ſie früher oder ſpäter aus innerer folgerechter Entwickelung 
ihrer Wirkungen zu Bankkriſen hinführt, alſo zu allgemeinem 
Vermögensruin der Staatsbevölkerung; 

Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 18 


e. 


— 
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weil es an und für ſich eine Ungerechtigkeit iſt, daß die Landes⸗ 
bevölkerung, ohne ſelbſt darüber zur Klarheit zu kommen, veran⸗ 
laßt werde, den Bankactionären ungeheure Summen Jahr aus 
Jahr ein zinſenfrei vorzuſtrecken, ohne dafür eine entſprechende 
Gegenleiſtung zu empfangen, da die Banknoten keineswegs den 
Verkehr in einer Weiſe zu“ erleichtern, welche nicht durch andere 
Mittel zu erſetzen wäre; 


. endlich weil der größere Theil der Staatsbevölkerung, vom Tage⸗ 


löhner bis zum Miniſter hinauf, in ſofern feine Einkünfte in feft- 
beſtimmten Geldbeträgen beſtehen, durch die zum Theile mittelſt 
der Banknoten bewirkte Entwerthung der Landeswährung, als 
Miſchung von Papier und Metall, aufs Schwerſte anhaltend in 
ſeinen Intereſſen geſchädigt wird; 


fo bleibt nur noch übrig ur Erledigung der dritten Frage zu jagen, 


3. 


daß es überhaupt keine Form der Notenausgabe giebt, welche ſich 


ftatt der jetzt geltenden empfehlen ließe, weil 


A. 


die durch die Benutzung der Banknoten dem Verkehre gewährte 
Erleichterung, wie oben gezeigt, nicht bedeutend genug tft, um 
für den von ihnen unter jeder Form angerichteten Schaden Er⸗ 
ſatz zu leiſten; 


weil ihre bloße Exiſtenz hinreicht, jede Landeswährung durch Ver⸗ 


miſchung des Metallgeldes mit Papier zu verſchlechtern, und die 
durch Vermehrung der ohnehin in Folge der ungeheuren Metall⸗ 
production ſchon entwertheten Tauſchmittel noch weiter zu ent⸗ 
werthen. 

weil es keinen Sinn hätte, wenn der Staat auf Koſten der 
Landesbevölkerung fih ſelbſt anſtatt der Bank-⸗Actionäre durch 
Notenausgabe einen Zinſengewinn verſchaffen wollte, um ihn dem⸗ 
nächſt derſelben Bevölkerung wieder zu Gute kommen zu laſſen; 


weil es aus mehrfachen Gründen abſolut unthunlich erſcheint, daß 


die Staatsregierungen neben der mißbräuchlicherweiſe noch fort⸗ 
dauernden Exiſtenz des Staats⸗Papiergeldes in Deutſchland, einen 
weiteren directen Einfluß auf willkürliche Vermehrung der Tauſch⸗ 
und Zahlmittel erhalten follten; J , 

weil der von anderen Seiten gemachte Vorſchlag; die Banknoten 
noch ferner zu benutzen, aber die Urſache der von ihnen herbei⸗ 


geführten wirthſchaftlichen Mißſtände dadurch zu beſeitigen, daß 


man das Intereſſe an ſtets vermehrter Ausgabe derſelben hinweg⸗ 
nehme und zu dieſem Zwecke die Notenausgabe anſtatt den Zettel⸗ 
banken einer unabhängigen, aber ohne Intereſſebetheiligung der 
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leitenden Beamten adminiſtrirten Anſtalt übertrage, welche unter 
gleichzeitiger Aufſicht der Staatsregierung und Volksvertretung in 
der Weiſe Noten in Circulation zu ſetzen hätte, daß ſie den 
vollen Betrag der Emiſſion in Edelmetall aufbewahrte, — weil 
ein ſolcher Vorſchlag ſich aus mehrfachen Gründen nicht zur prak⸗ 
tiſchen Ausführung eignet; denn einerſeits würde eine ſolche An⸗ 
ſtalt, wenn auch der Ueberwachung der Volksvertretung mit unter⸗ 
ſtellt, zunächſt doch direct von der Staatsregierung abhängig ſein 
müſſen, andererſeits würde die Aufbewahrung einer ſo großen 
Menge Edelmetalls an einem und demſelben Orte vielfache Ge⸗ 
fahren einſchließen; endlich würde es auch ſehr ſchwierig ſein, eine 
fähige Leitung einer derartigen jedenfalls die äußerſte Zuver⸗ 
läſſigkeit der Beamten erforderlichen Anſtalt ohne alles perſönliche 
Intereſſe an ihren Erfolgen zu erlangen. Jedenfalls würden die 
damit unvermeidlich verbundenen Uebelſtände bedeutender ſein als 
der durch Verkehrserleichterung erzielte Vortheil. 

Daher kann die endgültige Entſcheidung immer nur dahin gehen, 
daß die Benutzung allen und jeden Papiergeldes verwerflich ſei und abge⸗ 
ſchafft werden müſſe, nicht allein des Staats⸗, ſondern auch des Privat⸗ 
Papiergeldes, der Banknoten. 


18 * 


Die Conſolidation 
des 
Deutſchen Staatspapiergeldes.) 
i Bon 
Dr. Georg Hirth. 


Ein nicht hoch genug zu ſchätzendes Urtheil und Geſtändniß über die 
Art, wie bisher gewiſſe volkswirthſchaftliche Materien von gewiſſer Seite 
„vorbereitet“ wurden, enthält die Autwort der Hamburger Handelkammer 
auf das Rundſchreiben des Handelstags⸗Ausſchuſſes, womit dieſer den 
bekannten Bericht ſeiner Bankcommiffion vom Mai 1870 zur Begutach⸗ 
tung überreichte. Die Hamburger Handelskammer ſagt: „Ueber die 
wiſſenſchaftlichen wie practiſchen Fragen des Bankweſens iſt in neuerer 
Zeit fo viel geſchrieben und veröffentlicht, und vermehrt fih das ſchätz⸗ 
bare Material hierüber ſo überreichlich und vielſeitig, daß es ſchwer halten 
dürfte, noch weſentlich neue Geſichtspunkte und Argumente vorzubringen. 
Sollte aber der hauptſächliche Zweck des vorliegenden Rundſchreibens da⸗ 
rin beſtehen, aus den einzufordernden Voten der einzelnen Deutſchen 
Handels⸗Corporationen für oder gegen die aufgeſtellten einzelnen Theſen 
Majoritätsbeſchlüſſe und eine vorwiegende Anſicht des Deutſchen Handels⸗ 
ſtandes über die künftige Reichsgeſetzgebung in Betreff des Bankweſens 
ableiten, ſo können wir einen ſolchen Verſuch nur als bedenklich und 
vergeblich erachten. Einmal dürfte ſchon innerhalb der einzelnen 
Handelscollegien das Reſultat von Abſtimmungen über allgemeine theo⸗ 
retiſche Sätze, die meiſtens in ſehr verſchiedener Weiſe und Ausdehnung 
ſich verwirklichen laſſen und durch mancherlei Bedingungen modificirt und 
beſchränkt zu werden pflegen, oft zufällig und ohne beſonderen praf- 
tiſchen Werth ſein. Noch mißlicher aber wäre es, aus der bloßen 
Zahl der votirenden Corporationen auf die Annahme dieſer oder jener 
Theſis und den Wunſch ihrer Anwendung ſeitens der Majorität des 
Deutſchen Handelsſtandes ſchließen zu wollen.“ 

Ein ſehr intereſſantes Urtheil, das die Veranſtalter von volkswirth⸗ 


*) Mit Erlaubniß des Herrn Verfaſſers aus den von ihm herausgegebenen 
„Annalen des deut. Reiches“ wieder abgedruckt. Perrot. 
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ſchaftlichen Gutachten, Enquöten und Congreffen einerſeits, und Bundes- 
rath und Reichstag andererſeits recht warm beherzigen ſollten. 

Wollte man aber mit der. Löſung der Papiergeldfrage warten, bis 
die Gelehrten ſich über die Begriffe von „Geld,“ „Capital,“ „Geldſurro 
gat,“ „Tauſch⸗“ und „Circulationsmittel,“ „Credit“ u. ſ. w. geeinigt, und 
die Beſitzer aller dieſer ſchönen Dinge freiwillig erklärt haben würden, 
daß ſie zwar von dem gelehrten Streit nichts verſtehen, aber gleichwohl 
auf den unerhörten Profit verzichten wollen, den ſie aus der Unklarheit 
der Begriffe und der Unerfahrenheit der Geſetzgeber bisher gezogen — 
dann freilich wäre es beffer, überhaupt die ganze Frage vom Programm 
der Legislatur noch für einige Jahrzehnte abzuſetzen. Glücklicherweiſe 
aber liegen die Dinge wenigſtens nach einer Richtung hin klar zu Tage: 
die Gerechtigkeit fordert unter allen Umſtänden eine Entſcheidung; 
es handelt ſich zunächſt nicht ſowohl um neue Freiheiten (auf welche in 
Geduld zu warten das Deutſche Volk ja gelernt hat), als vielmehr um 
die Beſeitigung einer groben und gefährlichen Ungerechtigkeit, um die 
Beſeitigung von zweierlei Recht für die Angehörigen ein und deſſelben 
Staatsweſens. 

Die Inhaber der Deutſchen Banken, denen es geſtattet iſt, künſtlich 
geſchaffene Zahlungsmittel in Umlauf zu ſetzen, ſtecken alljährlich ungefähr 
7 bis 8 Millionen Thaler ein an Zinſen für ein Capital, das ſie nicht 
beſitzen, d. h. ſie beziehen unter dem Schutze verkehrter Geſetze von ihren 
Mitbürgern eine Rente oder Steuer, welche beiläufig nahezu dem Ertrage des 
Kaffeezolles gleichkömmt *). Das eine ſolche „Reichsſteuer“ von einigen Tauſend 


*) Die Preußiſche Bank z. B. hatte im Jahre 1870 nach Abzug aller Koſten 
einen Gewinn von 4,478,854 Thaler und nach Abzug der Zinſen für das Betriebs⸗ 
capital einen Reingewinn von 3,468,962 Thlr.; nach Abzug von te für das 
Reſerveconto verblieben 2,890,802 Thlr., wovon die eine Hälfte dem Staat, die 
andere den „Bank⸗Antheils⸗Eignern“ verblieb. Im Ganzen waren es 2250 Pri⸗ 
vate, von denen durchſchnittlich ein Jeder 8389 Thaler Antheil am Betriebs fonds 
hatte, dafür aber im Jahre 1870 

a) 4½ pCt. Zinſen = 400 Thaler. 
b) Extra-Dividende = 642 „ 


in Summa 1042 Thlr. 


erhielt, im Ganzen alſo etwa 113/, pCt. von dem eingelegten Capital. Und doch 
iſt es gerade die Preuß. Bank, bei der durch die bedeutende Antheilnahme des 
Staates am Gewinne die Beſteuerung des Volkes zu Gunſten Einzelner Bevor⸗ 
zugter in etwas anſtändigerem Lichte erſcheint. Gegenüber dem Gewinne von 
nahezn 4½ Mill. Thlr. (oder 27 Procent des Betriescapitals) ſteht freilich der 
gewichtige Poſten: 21,670 Thlr. 27 Sgr. für Anfertigung von Banknoten! — 
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Privilegirten nicht länger erhoben werden darf, verfteht fih von felbft ; auch 
das iſt einleuchtend, daß halbe Maßregeln die Löſung der wichtigen Frage 
nur vertagen und ſchwieriger machen würden; und daß verſtändiger Weiſe 
nur zwiſchen zwei Wegen zu wählen ift: entweder vollſt ändige Frei⸗ 
gabe oder ſtrenges Verbot der privaten Papiergeldfabrikation, in 
beiden Fällen unter Ausſchluß allen und jeden Compagniegeſchäfts zwiſchen 
Staat und Privaten. 


Welchen von beiden Wegen die Geſetzgebung auch gehen mag, immer 
wird der Staat darauf beſtehen müſſen, das zur Zeit theilweiſe an 
Private abgetretene Münz⸗ und Geldregal wieder für ſich allein in die 
Hand zu bekommen. Denn auch für den Fall, daß jedem „Deutſchen“ 
geſetzlich geſtattet wird, durch unverzinsliche Zettel auch außerhalb der 
Schranken des Wechſelrechts, ja ſelbſt ohne Stempelgebühr, nach Belieben 
„ſeinen Credit auszunutzen,“ ſo hat der Staat gerechterweiſe nur die 
Wahl, entweder alle dieſe Zettel ohne Ausnahme oder keinen 
einzigen von ihnen als „Geld“ zu betrachten, für voll in Zahlung an⸗ 
zunehmen und weiterzugeben. Da aber doch für die Herſtellung des 
blühendſten Communismus die Zeit noch nicht gekommen iſt, ſo wird der 
Staat nur das von ihm ſelbſt und allein, ohne Mitwirkung von Privaten 
fabricirte „Geld“ als ſolches zuerkennen, beſtehe in dieſes nun in gepräg⸗ 
ten Münzen oder in ſog. Caſſenſcheinen. Den Effect einer Beſteuerung 
kann und wird dann, nachdem für die private Geldfabrication der ſtaat⸗ 
liche Schutz und die ſtaatliche Aufſicht weggefallen iſt, nur noch 
das vom Staate ſelbſt geſchaffene und nicht durch Baar gedeckte 
Papiergeld haben, ebenſo wie die mit Zwangscours verſehenen Münzen, 
inſoweit ihr Feingehalt nicht ihrem nominellen Werthe entſpricht, eine 
wenn auch geringfügige Beſteuerung des Publikums mit ſich bringen. 


Inſofern es ſich alſo bei der bevorſtehenden Löſung der Banknoten⸗ 
frage zunächſt nur darum handelt, die private Geldfabrikation geſetzlich 
zu regeln, reſp. freizugeben oder abzuſchaffen, kann die Frage, was mit 
dem gegenwärtig circulirenden Staatspapiergeld zu geſchehen habe, 
wohl auch ſelbſtſtändig erledigt werden. Damit ſoll nicht verkannt wer⸗ 
den, daß ihre Erledigung im Zuſammenhang mit der nahe verwandten Bank⸗ 
noten⸗ und namentlich auch mit der Münzfrage ſehr erwünſcht wäre; 
indeſſen würde ihr auch in dieſer Verbindung vorerſt nicht viel mehr als 
eine finanz⸗techniſche Behandlung zu Theil werden können ). Denn es 


*) Sobald einmal das Deutſche Staatspapiergeld conſolidirt iſt und das 
Reich durch Uebernahme der Schuld unbedingtes Verfügungsrecht erworben hat, 
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würde ein gewaltiger Fehlgriff fein, wollte man etwa fofort nach Ein- 
führung der Goldwährung und Beſeitigung der Banknoten die Stelle 
der letzteren im Verkehre durch eine entſprechende Vermehrung des Staats⸗ 
papiergeldes erſetzen. Abgeſehen von anderen gewichtigen Bedenken ſpricht 
dagegen ſchon die Erwägung, daß eine ſolche Vermehrung der 
unverzinslichen Schuld indirect Mehrbelaſtung der Steuerzahler be⸗ 
deutet, daß man aber ohne dringender und als dauernd nachgewieſenes 
Bedürfniß neue Steuern überhaupt nicht einführen ſoll, am wenigſten 
folche, deren wirthſchaftliche Folgen nicht vollſtändig klar zu überſehen 
ſind und bei denen in kritiſchen Momenten mehr als der Steuerbetrag 
ſelbſt auf dem Spiele ſteht. Man wird vielmehr gut thun, bei der Ord⸗ 
nung des durch die Münz⸗ und Bankreform gebotenen Uebergangsſtatiums 
ſich möglichſt ſolider und einfacher Mittel bedienen: etwa den Münzſtätten 
und Centralcaſſen des Staates die Verpflichtung aufzuerlegen, gegen Hinter⸗ 
legung von Münzen oder Barren und Entrichtung einer kleinen Proviſion, 
jederzeit wieder einlösbare Münzſcheine (alſo Treſorſcheine im eigentlichen 
Sinne des Worts) auszugeben. Ohne Zweifel würden „wir damit der 
Verwirklichung eines wirthſchaftlichen Ideals näher geführt, das practiſch 
erprobt zu haben allein ſchon ein Verdienſt fein würde.“) - N 


kann jederzeit die Herſtellung eines andern Verhältniſſes unter den Apoints von 
verſchiedenen Nennwerth, je nachdem die Münzref orm es erfordert, vorgenommen 
werden. 

*) Hr. Heinrich Kämmerer von Hamburg, eines der wenigen radicalen 
Mitglieder der Bank⸗Commiſſion des Handelstags (welche neun Bankdirectoren, 
darunter den Präſidenten des Hauptbankdirectoriums zu Berlin, Hru. v. Dechend, 
und eine ſtattliche Zahl ſonſtiger Bankintereſſenten aufzuweiſen hatt), empfiehlt 
in feinem Separatvotum bei allgemeiner Banukfreiheit für alle unter dem Gefetz 
über Actiengeſellſchaften ſtehenden Genoſſenſchaften „Geſtattung der Emittirung 
von Banknoten mit voller Baarfundirung unter geſetzlich feſtzuſtellender Controle.“ 
Die betreffenden Banken wären geſetzlich zu verpflichten, ein ſeparates Conto 
und eine abgeſonderte Caſſe für das Notengeſchäft zu halten und bei dem zuſtehen⸗ 
den Gerichte eine Generalpfandacte über ſämmtliche Beſtände dieſer Caſſe zu 
Gunſten der Inhaber von Noten ihrer Emiſſion niederzulegen. Hr. Kämmerer 
meint, daß das kleine Agio, das die Nehmer der Noten gern zahlen würden, das 
Geſchäft für Private lohnend genug machen werde. Ich glaube das nicht; zudem 
darf die Schaffung papierner Zahlungsmittel ebenſowenig dem glücklichen Zufall 
überlaſſen bleiben, als die Ausprägung von Münzen; meiner Anſicht nach hat 
vielmehr der Staat die Pflicht, die Möglichkeit der zeitweiligen Erſetzung des 
Metalls durch Papier zu geben, gerade ſo gut, wie er Goldmünzen gegen Silber⸗ 
münzen und Münzen überhaupt gegen Barren liefert. Das voll durch baar ge⸗ 
deckte Papiergeld iſt eben nichts als eine beſondere Form der Münze. Daß der 
Staat in der Lage iſt, alle dieſe einfachen Wechſelgeſchäfte am billigſten und Zuver⸗ 
läſſigſten zu beſorgen, bedarf keiner Begründung. 
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Iſt es mithin nicht gerathen, ohne Weiteres eine erhebliche Ver⸗ 
mehrung des Staatspapiergeldes in Deutſchland eintreten zu laſſen, ſo 
liegen audrerſeits die finanzielleu Verhältniſſe der Bundesſtaaten derart, 
daß auch eine ſofortige Ab ſchaffung oder bedeutende Verminderung 
deſſelben, bez. die Verwandlung der unxerzinslichen in verzinsliche 
Schulden, großen Schwierigkeiten begegnen würde. Auch volkswirthſchaft⸗ 
lich ift einſtweilen das Fortbeſtehen von 40 — 60 Mill. Thlr. Papiergeld 
als unbedenklich zu erachten, ſobald daſſelbe bei voller ſtaatlicher Autorität 
alle Anforderungen des freien Verkehrs durch das ganze Reich erfüllt. 
Dieſe Vorausſetzung eben trifft bei nahezu der Hälfte des gegen⸗ 
wärtig in Deutſchland z circulirenden Staatspapiergeldes nicht zu; ja der 
Caſſencours bei den öffentlichen Caſſen ift für kein einziges der vor- 
handenen Papiere obligatoriſch, nur ſtillſchweigend und vorübergehend hat 
man jetzt wohl in ſämmtlichen Bundesſtaaten den Preußiſchen Scheinen 
(vielmehr wegen des dringenden Bedürfniſſes eines allgemeinen Papiers, 
und aus Höflichkeit gegen die Deutſche Vormacht, als aus Liebe zu deren 
Finanzen) eine Art Ausnahmeſtellung verliehen. Es läßt fih auch da⸗ 
gegen, daß die Bundesſtaaten unter einander ihre Caſſenſcheine nicht als 
„Geld“ betrachten, nicht das Geringſte einwenden, denn dieſe unverzins⸗ 
lichen Scheine tragen den emittirenden Regierungen fortwährend Zinſen, 
die ſich, werden ſie innerhalb der Grenzen des ſchuldenden Staates ge⸗ 
zahlt, als Steuer, werden fie außerhalb erhoben, als bund es freund⸗ 
liche Schenkung darſtellen. Auch durch Einführung einfacher Gegen⸗ 
ſeitigkeit, die ja im Princip nicht zu verwerfen wäre, würde in dieſem 
Falle ein gerechter Zuſtand nicht herbeigeführt, da mit ihr nur eine gleich⸗ 
mäßige Vertheilung der ungleichen Laſten, nicht auch der Vortheile ge⸗ 
ſchaffen würde. Es ſind daher die Bundesſtaaten nach wie vor nicht nur 
berechtigt, ſondern zur Wahrung ihrer finanziellen Landesintereſſen förm⸗ 
lich verpflichtet, die das „ausländiſche“ Papiergeld verbietenden Geſetze 
aufrecht zu erhalten.“) Wenn nun aber zwiſchen der offenbar gerechten 
Tendenz dieſer Geſetze und dem allgemeinen Verkehrsintereſſe der Bürger 


*) Noch zwei Jahre nach Gründung des Norddeutſchen Bundes, unterm 
22. April 1869, wurde in Preußen ein „Geſetz, betreffend die Beſchränkungen der 
Zahlungsleiſtung mittelſt fremden Papiergeldes und ähnlicher Werthzeichen in den 
neu erworbenen Landestheilen“ erlaſſen, in welchem der Gebrauch nicht nur von 
ausländiſchen Vanknoten oder ſonſtigen auf den Inhaber lautenden unverzinslichen 
Schuldverſchreibungen ausländiſcher Corporationen, Geſellſchaften oder Privaten, 
ſondern auch von fremdem Staatspapiergeld, inſoweit die einzelnen Stücke auf 
geringere Summen als zehn Thaler lauten, mit einer Geldbuße bis zu 50 Thlr. 
bedroht ift. (Geſetz⸗Samml. 1869 S. 561.) 


281 


wie gegenwärtig bei uns in Deutſchland, ein fo entſchiedener Widerſpruch 
beſteht, daß der Staatsanwalt ſich geradezu „blamiren“ würde, wollte er 
den geſetzlichen Beſtimmungen im einzelnen Falle Achtung verſchaffen — 
dann erſcheint die jetzige Papiergeld⸗Anarchie nicht blos als wirthſchaft⸗ 
licher, ſondern auch als moraliſcher Nothſtand. Nichts ſchadet dem An⸗ 
ſehen des Staates ſo empfindlich als Strafgeſetze, die Niemand beachtet, 
gegen die ſelbſt die berufenen Wächter des Geſetzes täglich und ſtündlich 
fehlen; und in dieſen peinlichen Nothſtand verſetzen ſich gegenſeitig die 
hohen vertragenden Theile, die einen ewigen Bund unter dem Namen des 
„Deutſchen Reiches“ abgeſchloſſen haben: 

Die geſetzgebenden Factoren des ehem. Norddeutſchen Bundes haben 
ſich bekanntlich ſchon zweimal mit der Staatspapiergeldfrage beſchäftigt. 
Am 2. Juni 1869 nahm der Reichstag mit ſehr großer Majorität einen 
Antrag des Abg. Braun (Hersfeld) an, dahin gehend: „dem Bundes⸗ 
kanzler zu erſuchen, dem Reichstag baldthunlichſt eine Geſetzesvorlage zu 
machen, welche, in Ausführung des Artikels 4 der Bundesverfaſſung, die 
Ausgabe von Staatscaſſenſcheinen der Norddeutſchen Bundesſtaaten regelt“). 
Da dieſe Reſolution keine weitere Folge hatte, ſo gab der Reichstag in 
der ordentlichen Seſſion d. J. 1870 einem vom Abg. Miquél einge- 
brachten und vom Abg. Grumbrecht amendirten Geſetzentwurf ſeine Zu⸗ 
ſtimmung, der hierauf auch vom Bundesrathe angenommen und Bundes⸗ 
geſetz wurde n). Danach darf bis zu der durch Art. 4 Nr. 3 der Bun- 
desverfaſſung vorgeſehenen geſetzlichen Feſtſtellung der Grundſätze über die 
Emiſſion von Papiergeld von den Bundesſtaaten nur auf Grund eines, 
auf dem Antrag der betheiligten Landsregierung erlaſſenen Reichsgeſetzes 
Papiergeld ausgegeben oder deſſen Ausgabe geſtattet werden; das zur Zeit 
umlaufende Papiergeld nach ſtattgefundener Einziehung durch neue Werth⸗ 
zeichen zu erſetzen, bez. dagegen umzutauſchen, iſt geſtattet, doch darf hier⸗ 
bei Papiergeld von geringerem Nennwerthe an die Stelle von Papiergeld 
höheren Nennwerthes nicht geſetzt werden. 

Weder dieſes Geſetz noch die frühere Reſolution treffen den eigent⸗ 
lichen Nothſtand, wenn ſie auch darauf abzielen, eine Verſchlimmerung 
deſſelben zu verhüten. Schon in der Sitzung des Reichstages vom 2. Juni 1860 


*) Vergl. Stenograph. Berichte des Reichstags 1869 S. 1244 ff. 

*) Geſetz v. 16. Juni 1870 über die Ausgabe von Papiergeld, Bundesgeſetzbl. 
S. 507. Das Geſetz wurde am 5. Auguſt 1870 in Berlin ausgegeben und er⸗ 
langte am 19. d. Mts im Nordd. Bunde Geſetzeskraft; ferner am 1. Januar 1871 
in Baden und Südheſſen, während in Bayern und Württemberg feine verbindliche 
Kraft erft am 1. Januar 1872 eintritt. — Vgl. Stenogr. Berichte des Reichstags, 
ordentl. Seſſion 1870, S. 574—582 und 708 ff. 
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machte der Bundescommiſſar Geh.-Rath Michaelis geltend, daß die 
Schwierigkeiten der Regelung dieſer Frage viel weniger in den Bedingungen 
der zukünftigen Papiergeldausgabe liegen, als vielmehr in der Ordnung 
des vorhandenen, bereits in Umlauf befindlichen Papiergelds, mit 
welcher fertig zu werden er ſehr richtig als eine Aufgabe nicht blos der 
Geſetzgebung, ſondern namentlich und in erſter Linie der Finanzkunſt be⸗ 
zeichnete. Er führte aus, daß wenn die Berechtigung der einzelnen Bun⸗ 
desſtaaten zur Papiergeldausgabe rückwirkend geordnet, d. h. nach dem 
Verhältniß der Bevölkerung eingeſchränkt werden ſollte, eine größere An⸗ 
zahl von Bundesſtaaten in die Lage verſetzt werden würde, ſehr erhebliche 
Zinslaſten übernehmen zu müſſen. Indeſſen blieb es bei dieſer An⸗ 
deutung. 

Die Sache liegt nun einfach ſo: 

Anzuſtreben iſt vollſtändig freier Verkehr und volle ſtaatliche Aner⸗ 
kennung jeden „Geldes“ das im Namen und mit der Autorität auch des 
kleinſten Bundesſtaats auftritt. Es dieſe Forderung eine natürliche Con⸗ 
ſequenz der hergeſtellten wirthſchaftlichen Einheit und Freizügigkeit: andrer⸗ 
ſeits iſt es abſolut nothwendig, daß in einem Staatenbund die Würde 
und das Anſehen der einzelnen Glieder nicht ſyſtematiſch ruinirt werde, 
was dadurch geſchieht, daß die Staaten untereinander ſich öffentlich als 
leichtſinnige Schuldner betrachten. Inſofern ift die Reform viel mehr 
„föderaliſtiſch“ als „unitariſch“ — wenigſtens vom Geſichtspunkte der 
öffentlichen Moral. 

Erklärt aber das Reich, daß die unverzinslichen Caſſenſcheine der 
Bundesſtaaten von allen öffentlichen Caſſen als „Geld“ behandelt werden 
. folen, fo heißt das mit anderen Worten: Die Verzinſung der unver- 
zinslichen Schulden der Bundesſtaaten wird fortan vom geſammten Reiche 
und ſeinen Angehörigen getragen, oder: bis zu dem Augenblicke, wo die 
Rückzahlung dieſer Schulden Seitens der Bundesſtaaten erfolgt, tritt das 
Reich ſelbſt als Schuldner ein, und da die qu. unverzinslichen Schul⸗ 
den zugleich un kündbar find, ſowird es wahrſcheinlich dieſer Schuldner 
in alle Ewigkeit bleiben. 

Daß die Staaten mit verhältnißmäßig geringer Papiergeldmiſſion, 
Preußen voran, ſich auf ein ſolches Abkommen nicht einlaſſen können, 
verſteht ſich von ſelbſt. Um die nothwendige Reform ins Leben treten zu 
laſſen wird ö 

entweder, zur Ermöglichung einfacher Reciprocität, jeder Bundes⸗ 

ſtaat ſeine Papiergeldemiſſion ſofort auf einen beſtimmten Be⸗ 
trag nach dem Maaßſtabe ſeiner Bevölkerung zu reduciren reſp. zu 
erhöhen haben; oder das Reich tritt förmlich als gemeinſamer 


283 


Schuldner ein und die Abwickelung der Differenzen zwiſchen den 
Bundesſtaaten geſchieht auf Grund eines Reichsgeſetzes. 

Im erſteren Falle würde die Selbſtſtändigkeit der Finanzwirthſchaft 
der Einzelſtaaten nur infofern beſchränkt, als diejenigen, deren unverzins⸗ 
liche Schuld den conventionellen Betrag überſchritte, gezwungen wären, 
das Zuviel an Caſſenſcheinen gegen Baar einzuziehen reſp. in eine ver⸗ 
zinsliche Schuld zu verwandeln, etwa auch ein beſtimmtes Verhältniß 
unter den Stücken von verſchiedenen Nennwerth einzuhalten. Im Uebrigen 
würden Staaten für ſich Schuldner bleiben und ihre eigenen Scheine bei- 
behalten. Für den Verkehr dieſes wäre Auskunftsmittel genügend, wenn auch 
Scheine von einerlei Geſtalt und Zeichnung ſchon wegen der Erleichterung 
der Controle unbedingt vorzuziehen wären. Dagegen würden einzelnen 
Staaten bedeutende und dauernde Laſten durch die Aufnahme verzinslicher 
Anleihen erwachſen. 


Ganz anders liegt das Verhältniß, wenn das Deutſche Reich 
die unverzinslichen Schulden der Einzelſtaaten übernimmt. Das Reich 
kann Friſten geſtatten und Erleichterungen gewähren, ebenſo wie es allge⸗ 
meine Steuern ausſchreiben kann. Das Reich iſt in der Lage, den Staaten. 
zunächſt ihre ganze unverzinsliche Schuld annehmen und die Beding⸗ 
ungen der Verzinſung und allmäligen Amortiſation ſo billig als möglich 
zu ſtellen. Auf dieſen letzteren Punkt möchte ich beſonders Gewicht legen. 
Will man, was dringend zu wünſchen, mit der fraglichen Reform binnen 
Kurzem zu einem allſeitig befriedigenden Abſchluß kommen, ſo muß man 
den Staaten, deren finanzielle Kräfte dabei vorwiegend in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden, gewiſſe Vortheile darbieten, während die Staaten, die 
in der günſtigen Lage ſind, bei der Regulirung als Gläubiger des 
Reiches dazuſtehen, darauf verzichten müſſen, ein glänzendes Geſchäft zu 
machen. Es darf hier nicht vergeſſen werden, daß die unverzinslichen 
Staatsſchulden aus einer Zeit ſtammen, wo von der Wiederaufrichtung 
des Reiches Deutſcher Nation noch nicht die Rede war, aus Verhältniſſen 
und Zuſtänden, an deren Geſtaltung die heutigen Finanzmänner meiſt 
keinen Antheil haben“). Namentlich tft auch zu erwägen, daß die Reichs⸗ 
verfaſſung dem Reiche zwar das Recht giebt, die „Grundſätze“ der Emiſſion 
von fundirtem und unfundirtem Papiergeld feſtzuſtellen, daß dieſer Beſtimmung 


*) Eine der wenigen Ausnahmen bildet die Württembergiſche unverzinsliche 
Anleihe vom 16. Juli 1871 im Betrage von 3 Mill. Gulden. Dieſelbe iſt noch 
nicht emittirt, hat aber noch Spielraum bis zum 1. Januar 1872, da erſt mit 
dieſem Tage das Reichsgeſetz vom 16. Juni 1870 über die Ausgabe von Papier⸗ 
geld in Württemberg (ebenſo wie in Bayern) verbindliche Kraft erlangt. 


284 


aber ſchwerlich in der Weiſe rückwirkende Kraft gegeben werden kann, daß 
den einzelnen Bundesſtaaten ohne ihre Zuſtimmung das Verfügungsrecht 
bezüglich ihrer älteren Verbindlichkeiten genommen werden dürfe. Aus 
den Verhandlungen im conſtituirenden Reichstag (1867) iſt mir nichts 
bekannt, was zu einer ſolchen Interpretation berechtigte. 


Im Allgemeinen alſo handelt es ſich um ein Geſetz, dem eine allge⸗ 
meine Verſtändigung unter den Bundesſtaaten zu Grunde liegen muß, 
recht eigentlich um ein Cmmpromiß-Geſetz. Auf der einen Seite ſtehen die 
Staaten mit großer Papierſchuld: die Schuld, die man ihnen abnehmen 
und auf das Reich übertragen will, drückt ſie nicht allzuſehr, weil ſie keine 
Zinſen zu zahlen haben; freilich ſind ſie aus allerlei Gründen recht froh 
die odiöſe Papierfülle los zu werden, aber wegen der eintretenden Verzin⸗ 
ſung ſuchen ſie die Löſung ſo weit wie möglich hinauszuſchieben. Auf der 
anderen Seite die Staaten mit geringer Papiergeld⸗Emiſſion: ſie machen 
geltend, daß ihre Caſſen mit Maſſen früher nicht gekannter Scheine über⸗ 
ſchwemmt werden, daß ſie nicht nur eine fremde unverzinsliche Schuld, 
ſondern factiſch auch deren Verzinſung übernehmen, daß man ſie deshalb 
in vollem Umfange entſchädigen müſſe. Unter den letzteren Staaten hat 
Preußen das entſcheidende Wort zu reden; von der Preußiſchen Regie⸗ 
rung aber dürfen wir um ſo mehr opferbereite Entſchließungen in dieſer 
Sache erwarten, als nicht nur die unverzinslichen Preußiſchen Caſſenſcheine, 
ſondern auch die Noten der Preußiſchen Bank bezüglich ihrer Circulation 
im Deutſchen „Ausland“ bisher günſtiger daran waren, als das Papier 
geld irgend eines anderen Staates. Es wird hier natürlich immer vor⸗ 
ausgeſetzt, daß das Privilegium der Preußiſchen Bank überhanpt oder 
mindeſtens als Königl. Preußiſches Privilegium aufhört; denn bei dem 
bedeutenden Antheile des Staates an dem Geſchäftsgewinn dieſer Bank iſt 
etwa die Hälfte der von derſelbeu ausgegebenen und durch Baar nicht ge⸗ 
deckten Noten auf das Conto der Preußiſchen Regierung zu ſetzen, alſo 
wenn auch nicht rechtlich, fo doch factiſch als Preußiſches Staats- 
papiergeld zu betrachten. Rechnet man ſolchergeſtalt nur 35 Mill. Thlr. 
Preußiſche Banknoten zu der unverzinslichen Staatsſchuld von 18 Mill. 
Thaler, ſo kommen gegenwärtig in Preußen auf den Kopf der Bevölke⸗ 
rung 2¼ Thlr. Papiergeld, deffen Verzinſung nicht dem Staate als fol- 
chen, ſondern dem Preußiſchen bezw. Deutſchen Publikum obliegt. Ohne 
die Aufhebung des Bankprivilegiums würde daher Preußen durchaus nicht 
zu den Staaten mit „geringer Papiergeldcirculation“ zählen; es würde 
ſich freiwillig in ähnlicher Lage befinden, wie Oldenburg gegenüber der 
Oldenburgiſchen Landesbank. | 
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Mein Vorſchlag geht nun dahin: 

Die Staaten mit Papiergeld⸗Ueberlaſtung überhaupt von der Ver⸗ 
zinſung des über ihre Bevölkerungsrate hinausgehenden Schuld⸗ 
betrags ganz freizuſprechen, ihnen dagegen die Verpflichtung aufzu⸗ 
erlegen, dieſen Betrag binnen 25 Jahren, jährlich mit 4 PCt., 
zu amortiſiren; ferner den Betrag des an Stelle der Staats⸗ 
caſſenſcheine auszugebenden Reichspapiergeldes auf ½ Thlr. pro 
Kopf der Bevölkerung feſtzuſetzen. 

Mit der Ausſicht, nach 25 Jahren ihr Deficit vollſtändig abge- 
wickelt zu haben, kann es den in Betracht kommenden Staaten nicht 
ſchwer fallen, ſich auf eine alsbaldige Ordnung der Papiergeldfrage ein⸗ 
zulaſſen. Die Normirung des Kopfbetrags auf 1½ Thlr. bringt zwar für 
das ganze Reich eine Vermehrung des jetzt curſirenden Papiergeldes um 
ca. 4%, Mill. Thaler mit fih, ift aber dadurch, daß, mehrere Staa- 
ten mit zuſammen 2¼ Mill. Einwohnern überhaupt kein eigenes Papiergeld 
beſitzen, einigermaſſen gerechtfertigt, und vermindert nicht unerheblich die zu 
amortiſtrenden Beträge. Dieſe neue unverzinsliche Schuld des Reiches foll 
übrigens nur einen ſupplementären Character haben und als Tilgungs⸗ 
Zuſchuß alljährlich mit 4 pCt. den einzelnen Bundesſtaaten nach Maaß⸗ 
gabe des Geſetzes gutgeſchrieben werden. Sie hat lediglich den Zweck, die 
Staaten mit großer unverzinslicher Schuld momentan zu entlaſten und 
für die Reform geneigter zu machen. 

Wie ſich hiernach die finanziellen Pflichten und Rechte geſtalten 
würden, geht aus der nachfolgenden Tabelle hervor. Zu derſelben iſt 
zu bemerken, daß als Kopfzahl der Bevölkerung die Zahl der ortsanweſen⸗ 
den ſtaatsangehörigen Bevölkerung, wie bei der Berechnung der Matri⸗ 
cularbeiträge, angenommmen iſt. Die bezeichneten Angaben für Bayern 
und Elſaß⸗Lothringen beruhen nicht auf Zahlung, ſondern auf Berechnung 
bez. Schätzung. Nach der Zählung vom 1. Dezember 1871 dürfte die 
ganze Tabelle eine weſentlich andere Geſtalt annehmen, da auf der 


Bevölkerungszahl nicht nur der geſetzliche Antheil an der allgemeinen 


Papiergeld⸗Circulation, ſondern auch die Berechnung der Differenzen und 
Amortiſationsraten beruhen ſoll. Ferner iſt nicht außer Acht zu laſſen, 
daß in der Tabelle als „Betrag der unverzinslichen Schuld“ die wirklich 
emittirten Summen angegeben ſind (mit Einſchluß der noch in dieſem 
Jahre zur Ausgabe gelangenden 3 Mill. Gulden der neuen Württemberg⸗ 
iſchen Anleihe vom 16. Juli 1871 und der der Oldenburgiſchen Landes⸗ 
bank überwieſenen 2 Mill. Thlr. Oldenburgiſchen Staatspapiergeldes); 
während bei Durchführung der hier vorgeſchlagenen Conſolidation nur 
die zum Umtauſch präſentirten Stücke der verſchiedenen Emiſſio⸗ 
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26. Hamburg 


I. Preußen 


2. Lauenburg 

KS 

4. Sachſeen 

5. Württemberg 

S 55...» Sa: 

. ee 

8. Mecklenburg-Schwerin 
9. S.⸗Weimar 


11. Oldenburg.. 
12. Braunſchweig . 
13. S.⸗Meiningen. 


14. S.⸗Altenburg .. 
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18. Anhalt 


17. Schwarzb⸗Sondersh 
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19. Wald c 


20. Reuß ält. Linie 


21. Reuß jüng Linie 
22. Schaumburg Lipp 
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27. Elſaß-Lothringen 
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nen in Betracht kommen würden „die Erfahrung aber lehrt, daß bei jeder 
Einlöſung namentlich von den kleineren Apoints gewiſſe Beträge aus⸗ 
bleiben. Im Uebrigen verweiſen wir auf die vom Bundeskanzler⸗-Amt 
aufgeſtellte „Nachweiſung der Papiergeld⸗Emiſſionen der Staaten des Nord⸗ 
deutſchen Bundes,“ abgedruckt in den „Annalen“ 1870, S. 117. 


Das Geſetz, betreffend die Aufnahme einer unverzinslichen Anleihe 
Seitens des Deutſchen Reiches, möchte etwa folgende Faſſung haben: 
§. 1. Die folgenden, in Form von Papiergeld eee ꝛc.) 
contrahirten unverzinslichen Anleihen 
(Folgt die Aufzählung und nähere Bezeichnung der Anleihen.) 
werden als gemeinſame unverzinsliche Schuld vom Deutſchen Reiche über⸗ 
nommen, mit der Maaßgabe, daß die bei den hierfür beſtimmten Caſſen 
präſentirten Stücke (Caſſenſcheine ꝛc.) jener Anleihen vom Tage des In⸗ 
krafttretens dieſes Geſetzes an bis zum 1. Januar 1873 gegen neue 
Reichscaſſenſcheine umgetauſcht werden. 


Ueber den Betrag der eingelieferten und umgetauſchten Staatscaſſen⸗ 
ſcheine hinaus findet eine Ausgabe von Reichscaſſenſcheinen nur auf Grund 
der Beſtimmung im Abſatz 4 des F. 2 dieſes Geſetzes ſtatt. 

8. 2. Bis zum Betrage von Einundeinemhalben Thaler für jeden 
Kopf ihrer bei der Zählung vom 1. December 1871 als ortsanweſend 
und ſtaatsangehörig nachgewieſenen Bevölkerung können Anſprüche an die 
einzelnen Bundesſtaaten Seitens des deutſchen Reiches nicht erhoben 
werden. 


Wird dieſer Betrag durch den Nennwerth der nach §. 1 umgetauſch⸗ 
ten Staatscaſſenſcheine überſchritten, ſo hat der betreffende Bundesſtaat 
die ſich herausſtellende Differenz in jährlichen Raten von vier Procent 
bis zum vollſtändigen Ausgleich an die Generalcaſſe des Reiches zu zahlen. 


Bleibt dagegen der Nennwerth der nach §. 1 umgetauſchten Staats⸗ 
caſſenſcheine hinter dem im Abſatz 1 gedachten Betrage zurück, ſo hat der 
betreffende Bundesſtaat die ſich herausſtellende Differenz in jährlichen 
Raten von vier Procent bis zum vollſtändigen Ausgleich aus der General⸗ 
caſſe des Deutſchen Reiches ausgezahlt zu erhalten. | 

Inſoweit zu dieſen Auszahlungen die nach Abſatz 2 dieſes Paragraphen 
an die Reichscaſſe abzuführenden Beträge nicht hinreichen, haben dieſelben 
mittelſt unverzinslicher Reichscaſſenſcheine zu geſchehen. (Vergl. §. 1 
Abſatz 2.) 

8.3. Die Reichscaſſenſcheine werden zu je einem Dritttheil in 
Stücken zum Nennwerthe von 100 Thlr. und von 50 Thlr., und zu je 
einem Sechstheil in ſolchen von 25 Thaler und 10 Thaler ausge⸗ 
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geben). Eine Verpflichtung, gegen dig zum Umtauſch eingerichteten 
Staatscaſſenſcheine Stücke ein und deſſelben Nennwerths abzugeben, be⸗ 
ſteht nicht. 

§. 4. Die Reichscaſſenſcheine werden bei allen Zahlungen von und an 
Caſſen des Deutſchen Reiches und der Bundesſtaaten zu ihrem vollen 
Nennwerthe angenommen. 

§. 5. Die Staatscaſſenſcheine werden vom 1. Juli 1872 ab nicht 
mehr bei öffentlichen Caſſen als Zahlung, ſondern nur noch zur Einlöſung 
gegen Reichscaſſenſcheine bei denjenigen Caſſen angenommen, welche der 
Reichskanzler beſtimmen wird. | 

Vom 1. Januar 1873 ab dürfen Staatscaſſenſcheine überhaupt nicht 
mehr in Zahlung weitergegeben oder angeboten werden. 

Die eingegangenen Staatscaſſenſcheine werden durch Feuer vernichtet 
und die vernichteten Beträge unter Angabe der Serien und des Nenn⸗ 
werthes der Stücke öffentlich bekannt gemacht“) 

§. 6. Auf Ermittelung, Feſtſtellung, Verfolgung und Beſtrafung 
von Verfälſchungen oder Nachahmungen von Reichscaſſenſcheinen finden, 
außer den bez. Beſtimmungen des Strafgeſetzbuchs für das Deutſche Reich, 
die bisher in den einzelnen Bundesſtaaten ergangenen geſetzlichen Vor⸗ 
ſchriften über Ermittelung ꝛc. von Verfälſchungen oder Nachahmungen von 
Caſſenanweiſungen reſp. Fälſchung öffentlicher Urkunden Anwendung. 

§. 7. Ueber die Verwaltung der unverzinslichen Schuld gelten die 
Beſtimmungen des Geſetzes vom 19. Juni 1868, betreffend die Ver⸗ 
waltung der nach Maßgabe des Geſetzes vom 6. November 1867 aufzu⸗ 
nehmenden Bundesanleihe (Bundes⸗Geſetzblatt 1868 S. 339 ff.) 

Die nach Maßgabe des gegenwärtigen Geſetzes erwachſenden Aus⸗ 
gaben und Einnahmen ſind alljährlich auf den Reichshaushalts⸗Etat zu 
bringen ***) 

8. 8. Alle defen Geſetze entgegenftehenden Vorſchriften werden 
aufgehoben. 
Die zur Ausführung dieſes Geſetzes erforderlichen Inſtructionen er⸗ 


0 Dieſer Entwurf nimmt ſelbſtverſtändlich überall keine Rückſicht auf die etwa 
durch die Münzreform nothwendig werdenden Aenderungen. ö 

**) Vgl. nach §. 17 des Preußiſchen Geſetzes vom 24. Februar 1850 (Geſetz⸗ 
Samml. 1850, S. 57. 

K) Sie würden hier an zwei Stellen zu erſcheinen haben: einmal bei der 
Verwaltung der Bundesſchuld, ſodann bei den Matricularbeiträgen, wo die von 
den einzelnen Bundesſtaaten zu zahlenden reſp. zu empfangenden Differenzen in 
ähnlicher Weiſe einzurechnen ſein würden, wie bisher ſchon die Antheile an den 
Poſtüberſchüſſen, die Nachläſſe an den Geſandtſchaftskoſten. 
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läßt der nn die Caſſen, bei welchen der Umtauſch der Staats⸗ 
caſſenſcheine gegen Reichscaſſenſcheine zu erfolgen hat, beſtimmt derſelbe 
nach e des Ausſchuſſes des Bundesrathes für Rechnungs⸗ 
weſen. 


Schließlich bemerke ich noch ausdrücklich, daß ich die vorgeſchlagene 
Normirung des Betrages der unverzinslichen Reichsſchuld auf 1½ Thlr. 
pro Kopf der Bevölkerung nur ſo lange als gerechtfertigt betrachte, als 
die Staaten, welchen aus der Reform drückende Laſten erwachſen, auf 
weitgehenden Conceſſionen beſtehen. Principiell bin ich für gänzliche Ab⸗ 
ſchaffung des unverzinslichen Staatspapiergeldes, in der feſten Ueber⸗ 
zeugung, daß mit jederzeit einlösbaren, durch baar vollgedeckten „Münz⸗ 
ſcheinen,“ deren Ausgabe der Staat gegen geringe, eben nur die Koſten 
zurückerſtattende Proviſionen zu vermitteln hätte, den Intereſſen der Ge⸗ 
ſammtheit am Vollkommenſten gedient ſein würde; vor Allem den Intereſſen 
der Beamtenwelt und der ſog. Arbeiterbevölkerung, deren Einnahme feſte 
Gehalte und Löhne bilden und die unter den „Finanzoperationen“ des 
von den Regierungen bisher in ſo ungeheuerlicher Weiſe gehätſchelten 
Großcapitals zunächſt und am meiſten zu leiden hatten. Von einer plötz⸗ 
lichen Abſchaffung kann indeſſen jetzt nicht die Rede ſein; wenn 
von den Freunden derſelben auf den im Allgemeinen günſtigen 
Stand unſerer Staatsfinanzen, namentlich auf die Franzöſiſche Kriegsent⸗ 
ſchädigung hingewieſen wird, mit deren Hülfe die Rückzahlung der unver⸗ 
zinslichen Schulden ein Leichtes ſein müſſe, ſo machen die Finanzmänner 
nicht mit Unrecht geltend, daß das Deutſche Reich bei feinen heutigen 
Ausſichten mit 50—60 Mill. Thaler Papiergeld weder Valutadifferenzen 
noch ſonſtige Schwierigkeiten zu erwarten habe. Wie die Dinge jetzt 
liegen, bei der ſorgfältigen Vermeidung jedes Angriffs auf „berechtigte 
Eigenthümlichkeiten,“ wird man froh fein müſſen, zunächſt zu einer 
billigen Conſolidation des Deutſchen Staatspapiergeldes zu gelangen, 
die allmälige Reduction und gänzliche Abſchaffung der Zukunft überlaſſend. 

München, Ende September 1871. 


Nachſchrift. Eine ſoeben erſchienene Broſchüre des Herrn 
H. V. v. Unruh“) ift deshalb von beſonderen Werth und Intereſſe, weil 


) Die Bankfrage vor der Commiſſion des Deutſchen Handelstags beleuchtet 
von H. V. von Unruh, Mitglied des Reichstags. Berlin, J. Springer, 1871. 
Perrot, der Kampf gegen die Ausbeutung des Publikums. 19 
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fie das wohlbegründete Urtheil eines mit ugfern wirthſchaftlichen Zuſtänden 
innig vertrauten, in der Geſetzgebung und in der Controle des Preußiſchen 
Finanzweſens erfahrenen und dabei durchaus unabhängigen und vorurtheils⸗ 
freien Mannes über die Löſung der nächſten practiſchen Aufgabe in der 
Papiergeldfrage, nämlich die Neuordnung der Verhältniſſe der Preußi⸗ 
ſchen Bank enthält. Auch das iſt von beſonderem practiſchen Werth, 
daß fih der Verfaſſer mit vernichtender Kritik zunächſt gegen die Beſchlüſſe 
der vom Handelstags⸗Ausſchuß berufenen Commiſſion fog. „Sachverſtändiger“ 
wendet, wie es immer nützlich iſt — wir haben das ja im vorigen Jahre 
im Großen an unſeren weſtlichen Nachbarn erlebt, — wenn eine Schein⸗ 
Autorität von feſter Hand auf ihr beſcheidenes Maaß zurückgeführt wird. 
Herr von Unruh hat ſich die verdienſtliche Mühe genommen, aus dem 
qu. Handelstagsbericht eine Blumenleſe von banktheoretiſchen Sinnſprüchen 
zu veranſtalten, welche ſämmtlich aus dem Munde der ſachverſtändigen 
Majorität gefloſſen ſind. Wir theilen dieſelben als wichtiges „Material“ 
hier mit, hinzufügend, daß die Sprüche zu a. bis c. von einem Anhänger 
des Centralbant-Monopol3, diejenigen zu d. bis f. von den Freunden der 
Privatzettelbanken herrühren. 

a. „Der Vortheil der Banknoten beſteht darin, ein gewiſſes Capital 
zu ſchaffen, an deſſen Zinſen man (1?) participirt.“ 

b. „Die Note iſt ein Repräſentant leicht realiſirbarer Wechſel.“ 

c. „Die Circalation der Noten gleicht der Circulation des Papier- 
geldes und fordert daher den höchſten Anſpruch auf Vertrauen 
und Sicherheit). 

d. „Man darf die Banknoten nicht als eine Form des Papiergeldes 
bezeichnen. Dieſelben ſind eine Form des Credits, eine Geſchäfts⸗ 
form, und müſſen daher frei ſein, wie jede andere Geſchäftsform.“ 

e. „Der idealſte Zuſtand für den Beſtand der Circulationsmittel 
ſei vielleicht der, daß an Stelle eines jeden bankmäßigen, bei der 
Bank hinterlegten Wechſels auf den entſprechenden Betrag Noten 
ausgegeben würden, daß. aber keine Note ohne eine ſolche Hinter⸗ 
lage circuliren dürfe.“ 

f. „Die Möglichkeit, den Verkehr in unbegrenzter Menge durch 
Noten ohne volle Metalldeckung zu unterſtützen, müſſe gegeben 
ſein, weil ſich eine abſolute Grenze für den en nicht beſtim⸗ 
men laſſe,“ u. ſ. w. 

Man combinire nun a. mit f., fo erhält mn die ſehr einträgliche 


) Dieſe Sentenz hat Herr v. Unruh nicht aufgegriffen, fie ift aber nicht 
minder intereſſant als die übrigen, namentlich im Zuſammenhalt mit a. und d. 
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Formel: „Der Vortheil der Banknoten beſteht darin, ein gewiſſes Ca⸗ 

pital in unbegrenzter Menge zu ſchaffen, an deſſen unbegrenzten Zinſen 

man unbegrenzt participirt“ .. Man — d. h. die glücklichen Inhaber 
von Bankantheilen. 

Den zum Theil ſich einander widerſprechenden „Reſolutionen“ der 
Handelstagscommiſſion, welche die Erhaltung der Preußiſchen Bank als 
„Reichsbank“ empfehlen, die Errichtung von Privatzettelbanken aber von 
ſpeciellen Conceſſionen unabhängig machen und nur an die Innehaltung 
von Normativbedingungen, namentlich die / ⸗Baardeckung binden wollen, *) 
ſetzt Herr von Unruh folgende, ſchlagend motivirte Theſen entgegen: 

1. Nicht baar gedeckte Noten emittiren, heißt: den unfreiwilligen 
Credit des Publikums, Jedermanns, in Anſpruch nehmen oder, 
wie es auch ausgedrückt wird, das Publikum beſteuern theils zu 
Gunſten der Bank felbft, theils zu Gunſten derer, welche den 
Bankcredit möglichſt weit ausbeuten wollen. 

2. Es iſt kein Kindermärchen, ſondern nackte Wirklichkeit, daß Noten 
und alle papiernen Circulationsmittel den Export des Metall⸗ 
geldes begünſtigen, bez. daſſelbe aus dem Lande treiben. 

3. Billiges Geld — hohe Waarenpreiſe, theures Geld, niedrige Preiſe; 
die nächſte Folge der künſtlichen Preisſteigerung iſt eine, nicht in 
natürlichen Verhältniſſen liegende Schädigung der Conſumenten 
und Aller, die von feſten Löhnen und Gehalten leben. Nicht mit 
Metall bedeckte Noten ſind der Feind des baaren Geldes, ſowohl 
Goldes, als des Silbers. 

4. Die allerbedenklichſte Folge des durch Papier flüſſig gemachten 
Geldes und der dadurch künſtlich herbeigeführten Preisſteigerung 
der Waaren liegt in der Anregung einer ungeſunden Specula⸗ 
tion. Die natürliche Grenze, welche der Vorrath an baarem 
Gelde ſonſt der Speculation ſetzt, iſt durch die Notenpreſſe fort⸗ 
gefallen. 

5. Die Gefahr großer Kriſen wird durch ſtarke Notenemiſſionen nicht 
abgewendet, ſondern durch Anregung und Erleichterung der Ueber⸗ 
ſpeculation und Ueberproduction ſehr erheblich erleichtert. 

6. Am allerwenigſten kann der Staat in der Einräumung eines 
Antheils an dem Gewinn einer Bank ein Aequivalent für die 


*) Zu b. der Normat ivbedingungen heißt es: „Der Betrag der emittirten 
Noten ſoll = volleingezahlte Aktiencapital nicht überfteigen; dagegen erklärt 
Reſolution IX „wiſchen der Höhe der Notenemiſſion und der Höhe des Stamm⸗ 
capitals beſteht ein innerer Zuſammenhang nicht; das Stammcapital hat lediglich 
die Bedeutung eines Garantiecapitals.“ 3 

: 19* 
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exorbitante Verpflichtung der Notenannahme in öffentlichen Caſſen 
finden. Eine ſolche Speculation beruht nicht auf einer geſunden 
Finanzpolitik, ſondern tft nichts als die Anwendung von Ban- 
quierpolitik auf die Staatsfinanzen. 

7. Der Staat hat gar keine Veranlaſſung, nicht mit Metall gedeckte 

Noten in ſeinen Caſſen unter allen Umſtänden und zu jeder Zeit 
voll in Zahlung zu nehmen. Ä 

Sein Programm in der Banffrage faßt Herr v. Unruh mit dieſen 
Worten zuſammen: „Wir ſtreben nach Einſchränkung und allmä— 
liger Beſeitigung aller nicht mit Metall gedeckten Noten, 
möglichſter Einſchränkung alles Papiergeldes im Allgemei— 
nen und Freigebung der Deſpoſiten- und Girobanken. Wir 
wollen, daß man dies Ziel weder aus den Augen verliere, noch 
in zu weite Ferne rückte, ſich aber auch nicht überſtürze. Wir 
halten es nicht für gefährlich, wenn eine gut fundirte und gut organiſirte 
Bank noch eine Reihe von Jahren ein Quantum nicht mit Metall gedeck⸗ 
ter Noten im Umlauf hat, welches mit ihrem Metallvorrath und ſonſti⸗ 
gen, ſtets in Metall umzuwandelnden Deckungsmitteln in einem folchen 
Verhältniß ſteht, daß eine Stockung der Baareinlöſung niemals eintreten 
kann. Nach Einführung der Goldwährung wird ſich bald zeigen, ob und 
wann dieſe künſtliche Vermehrung der Circulationsmittel noch nothwendig 
iſt oder nicht.“ 

Dieſes Programm nun hätte wohl bei einiger Conſequenz etwas 
ſtrammer, radicaler ausfallen müſſen. Herr von Unruh vergleicht zwar 
den bisherigen Banknotenunfug mit den ebenfalls verwerflichen Schutz⸗ 
zöllen; auch dieſe ſeien nicht urplötzlich, ſondern allmälig abzuſchaffen, 
wollte man nicht die empfindlichſten Verlegenheiten und Verluſte herbei- 
führen. So ganz paßt aber das Beiſpiel nicht: die Schutzzölle, welche 
überdies bei uns in Deutſchland ſich zu den Zettelbanken verhalten wie 
eine Mücke zum Elephanten, vertheuern nur einzelne Lebensbedürfniſſe, 
während das ungedeckte Papiergeld das Leben überhaupt vertheuert 
und fortgeſetzt zu den ärgſten Mißſtänden unter der geſammten „firirten 
Bevölkerung“, d. i. den Beamten und Lohnarbeitern, führt. Alle Gehalts⸗ 
und Penſionaufbeſſerungen, alle Lohnerhöhungen mit oder ohne Stricke 
find nur ſehr unvollkommene Behelfe “); jo lange der Staat das „Geld“ 


*) Bei den fortwährenden Schwankungen und Entwerthungen des Geldes, 
welche in erſter Linie auf die künſtliche Fabrication, und erſt in zweiter Linie auf 
die natürliche Vermehrung des letzteren (d. h. auf die Edelmetall⸗Production) zu⸗ 
rückzuführen ſind, wäre es eigentlich billig, daß alle fixen Gehalte und Löhne nicht 
in Geld, ſondern in Naturalien gezahlt, oder wenigſtens in kurzen Zwiſchenräumen 
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als geſetzliches Zahl⸗ und Tauſchmittel aufrecht erhält und nicht mit 
Strenge darauf achtet, daß Niemand „Geld fabricirt“. denn er ſelber, fo 
lange kann man gar nicht von einer Löſung der ſocialen Frage ſprechen. 
Die allmälige Abſchaffung der ungedeckten Banknoten reſp. das geſetz⸗ 
lich erlaubten Mißbrauchs, den einzelne Private zu ihrem Vortheil damit 
treiben, bedeutet vom rein wirthſchaftlichen Geſichtspunkte gerade 
ſoviel, als wenn man von der nachdrücklichen Verfolgung einer Falſch⸗ 
münzergeſellſchaft nur deshalb abſehen wollte, weil man durch die Ent⸗ 
deckung maſſenhaften falſchen Geldes die Intereſſen der zeitweiligen Inhaber 
deſſelben zu ſchädigen fürchtete. 

Ich meine, ſchon aus Gründen der Gerechtigkeit darf der Staat 
die großartige Dotation der Zettelbanken keinen Augenblick länger 
fortdauern laſſen, als er dazu gezwungen iſt. „In Geldſachen hört die 
Gemütlichkeit auf,“ fagen der Executor und andere Leute; und gegenüber 
den Zettelbanken ſollte der Staat dieſes wahre Wort ganz vergeſſen? 
Man denke ſich nur, nicht das jetzige „Geld,“ ſondern Getreide bildete 
das allgemeine geſetzliche Zahl⸗ und Tauſchmittel, und es ſei ſpeculativen 
Köpfen gelungen, zur „Unterſtützung“ des Verkehrs nicht blos Anwei⸗ 
jungen auf Getreide, ſondern ſogar geſetzlich anerkanntes Papier-Ge— 
treide in Circulation zu ſetzen; man ſei endlich hinter den Schwindel 
und feine Gefahren für die Volks- (namentlich Land-)wirthſchaft gekom⸗ 
men, getraue ſich aber nicht, ihn mit einem Male zu unterſagen, und 
die Papier⸗Getreide⸗Fabricanten erhielten für eine geraume Uebergangs⸗ 
zeit die Erlaubniß, ihre wohlfeile Concurrenz mit dem biedern Landmann 
fortzuſetzen! In dem Falle aber, in dem ſich hier der Ackerbauer be- 
finden würde, iſt zur Zeit die geſammte Bevölkerung — mit Ausnahme 
Derjenigen, die von „Procenten“ leben, bei denen der größere oder ge- 
ringere Werth des Geldes keine Rolle ſpielt. 

Wenn ſich nach dem Ablauf der verſchiedenen Bankprivilegien und 
nach durchgeführter Goldwährung für eine gewiſſe Uebergangszeit wirk⸗ 
lich noch ein Bedürfniß durch Baar nicht gedeckten Papiergeldes erweiſen 
ſollte, ſo hat nur der Staat die Aufgabe, ſolches zu ſchaffen; wahrſchein⸗ 


nach den jeweiligen Preiſen der zum Leben erforderlichen Naturalien veranſchlagt 
würden. Natürlich würde das vorausſetzen, daß auch die Steuern in ähnlicher 
Weiſe berichtigt, reſp. berechnet würden. Alle unſere Steuer-, Gehalts⸗ und Lohn⸗ 
ſätze beruhen auf der falſchen Vorausſetzung, daß das mit ſtaatlicher Autorität 
verſehene oder ſich den Anſchein ſolcher Autorität gebende „Geld“ eine einiger⸗ 
maßen conſtante Tauſch⸗ und Kaufkraft habe; das iſt aber nicht ſo, mit jeder 
neuen Million, die in Metall oder Papier auf den Weltmarkt geworfen wird, 
verändert fih die Kraft des Geldes. Das Gefühl. dieſes Vorganges ift der „ge⸗ 
ſunde Kern“, der in den Strikes ſteckt. 
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lich genügt fdjon das gegenwärtig in Deutſchland circulirende Staats- 
papiergeld, deſſen Conſolidation oben empfohlen iſt. Jedenfalls werden 
normale Zuſtände in unſeren Geld- und Preisverhältniſſen erft dann ein- 
treten, wird eine geſunde Baſis zur Löſung der ſocialen Frage erſt dann 
gewonnen ſein, wenn ſich der Staat genommen haben wird, was allein 


des Staates iſt: das Geldregal. 
G. Hirth. 


Druck von Leopold & Bär in Leipzig. 
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i Soeben ſind erſchienen und durch alle Buchhandlungen zu beziehen: 


Die deuntſchen Eiſenbahnen. 


Von F. Perrot. 
Beiträge zur Kenntniß und zur Reform des deutſchen Eiſenbahnweſens. 
Preis 12 € gr. 


3 cif tîr agen 
| i von F. Perrot. | 
Beiträge zur Lösung sfaats- und bolksboirthſchaftl. Fragen der Gegenwart 
Preis 1 Thaler. 


DDeuutſche Dionatsfchrit 
Handel, Schifffahrt und Derkefirswelen. 


| Herausgegeben von F. Perrot. 


Mitarbeiter: K. Oraun-Wiesbaden, H. Dannenberg, J. Sauder, W. v. Freeden, 
9. Karſten, A. Lammers, H. Tecklenborg, W. Wieſe, E. Wif, Sr. Witte u. A. 
ö Tendenz: entſchieden deutſche Freibandelspolitit — mächtige Hebung des deutſchen 
Verkehrsweſens — durchgreifende Eiſenbahnreform — Schaffung eines deutſchen 
Canaluetzes — einheitliche Behandlung aller deutſchen Handels- und Verkehrs⸗ 
angelegenheiten durch die Reichscentralgewalt. Die deutſche Monatsſchrift bringt 
außer belehrenden Originalarbeiten monatlich eine umfaſſende Ueberſicht aller 
wichtigen Vorgänge cuf dem Gebiete des Handels und des Verkehrsweſens, ſowie 
i der für den Kaufmann wiſſenswerthen Verordnungen der Poft- und Telegraphen- 
| 

| 

| 


verwiltuug ꝛc. Halbjährlich 2 Thlr. 15 Sgr. 


Die Eiſenbahnreform 
| von F. Perrot. 
ö Beiträge zur Kenntniß und zur Reform des deutſchen Eiſenbahnweſens. 
l : 1 he 1 Thlr. ! 
| 
| 
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Zur geſchichte des des Verkefirswefens. 


| 

| Allen Gebildeten gewidmet von F. Perrot. 
Bi zn 2217 pane | 
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Unter der Preſſe befindet ſich: 


7 Die Anwendung 
baun m to- Spftems af den Eiſenbahntarik. 


von FJ. Perrot. 
sun Kuhn's Verlag in Roſtock. 
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